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Gesetz 


zu dem Übereinkommen vom 27. November 1963 zur Vereinheitlichung 
gewisser Begriffe des materiellen Rechts der Erfindungspatente, 
dem Vertrag vom 19. Juni 1970 über die internationale Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Patentwesens und 

dem Übereinkommen vom 5. Oktober 1973 über die Erteilung europäischer Patente 
(Gesetz über internationale Patentübereinkommen) 

Vom 21. Juni 1976 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Zustimmung zu den Übereinkommen 
Den folgenden Übereinkommen wird zugestimmt: 

1. dem in Straßburg am 27. November 1963 von 
der Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten 
Übereinkommen zur Vereinheitlichung gewisser 
Begriffe des materiellen Rechts der Erfindungs¬ 
patente (Straßburger Patentübereinkoramen) ■, 

2. dem in Washington am 19. Juni 1970 von 
der Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten 
Vertrag über die internationale Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Patentwesens (Patentzusam¬ 
menarbeitsvertrag) ; 

3. dem in München am 5. Oktober 1973 von 
der Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten 
Übereinkommen über die Erteilung europäischer 
Patente (Europäisches Patentübereinkommen). 

Die Übereinkommen werden nachstehend veröffent¬ 
licht. 

Artikel II 

Europäisches Patentrecht 
§ 1 

Entschädigungsanspruch 
aus europäischen Patentanmeldungen 

(1) Der Anmelder einer veröffentlichten euro¬ 
päischen Patentanmeldung, mit der für die Bundes¬ 
republik Deutschland Schutz begehrt wird, kann 
von demjenigen, der den Gegenstand der Anmel¬ 


dung benutzt hat, obwohl er wußte oder wissen 
mußte, daß die von ihm benutzte Erfindung Gegen¬ 
stand der europäischen Patentanmeldung war, eine 
den Umständen nach angemessene Entschädigung 
verlangen. § 48 Satz 1 des Patentgesetzes ist ent¬ 
sprechend anzuwenden. Weitergehende Ansprüche 
nach Artikel 67 Abs. 1 des Europäischen Patent¬ 
übereinkommens sind ausgeschlossen. 

(2) Ist die europäische Patentanmeldung nicht in 
deutscher Sprache veröffentlicht worden, so steht 
dem Anmelder eine Entschädigung nach Absatz 1 
Satz 1 erst von dem Tag an zu, an dem eine von ihm 
eingereichte deutsche Übersetzung der Patentan¬ 
sprüche vom Deutschen Patentamt veröffentlicht 
worden ist oder der Anmelder eine solche Überset¬ 
zung dem Benutzer der Erfindung übermittelt hat. 

(3) Die vorstehenden Absätze gelten entsprechend 
im Falle einer nach Artikel 21 des Patentzusammen¬ 
arbeitsvertrags veröffentlichten internationalen Pa¬ 
tentanmeldung, für die das Europäische Patentamt 
als Bestimmungsamt tätig geworden ist. Artikel 158 
Abs. 3 des Europäischen Patentübereinkommens 
bleibt unberührt. 

§2 

Veröffentlichung von Übersetzungen 
der Patentansprüche 
europäischer Patentanmeldungen 

(1) Das Deutsche Patentamt veröffentlicht auf 
Antrag des Anmelders die nach § 1 Abs. 2 einge¬ 
reichte Übersetzung. Für die Veröffentlichung ist 
innerhalb eines Monats nach dem Eingang des An¬ 
trags eine Gebühr nach dem Tarif zu entrichten. 
Wird die Gebühr nicht rechtzeitig gezahlt, so gilt 
die Übersetzung als nicht eingereicht. 
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(2) Der Bundesminister der Justiz wird ermäch¬ 
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates Bestimmungen über die sonstigen Er¬ 
fordernisse für die Veröffentlichung zu erlassen. Er 
kann diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates auf den Präsi¬ 
denten des Deutschen Patentamts übertragen. 

§3 

Einreichung von Übersetzungen 
im gerichtlichen Verfahren 

Sind vor einem Gericht im Geltungsbereich die¬ 
ses Gesetzes ein europäisches Patent oder eine 
europäische Patentanmeldung, die nicht in ihrer Ge¬ 
samtheit in deutscher Sprache veröffentlicht wor¬ 
den sind, Gegenstand des Verfahrens, so ist, soweit 
nach § 184 des Gerichtsverfassungsgesetzes eine 
Übersetzung erforderlich wäre, abweichend von die¬ 
ser Bestimmung von demjenigen, der Rechte im 
Zusammenhang mit diesem Patent oder dieser Pa¬ 
tentanmeldung geltend macht, eine Übersetzung 
der Patentschrift oder der Patentanmeldung nur vor¬ 
zulegen, wenn das Gericht es verlangt. 

§4 

Gehelmhaltungsbedürftige 
europäische Patentanmeldungen 

(1) Europäische Patentanmeldungen, die ein 
Staatsgeheimnis (§ 93 des Strafgesetzbuches) enthal¬ 
ten können, sind beim Deutschen Patentamt einzu¬ 
reichen. In einer Anlage zur Anmeldung ist darauf 
hinzuweisen, daß die angemeldete Erfindung nach 
Auffassung des Anmelders ein Staatsgeheimnis ent¬ 
halten kann. 

(2) Genügt die Anmeldung den Anforderungen 
des Absatzes 1 Satz 2 nicht, so wird die Entgegen¬ 
nahme durch Beschluß abgelehnt. Auf das Verfah¬ 
ren sind die Vorschriften des Patentgesetzes ent¬ 
sprechend anzuwenden. Die Entgegennahme der 
Anmeldung kann nicht mit der Begründung abge¬ 
lehnt werden, daß die Voraussetzungen des Absat¬ 
zes t Satz 1 nicht vorliegen. 

(3) Das Deutsche Patentamt prüft die nach Ab¬ 
satz 1 eingereichten Anmeldungen unverzüglich 
darauf, ob mit ihnen Patentschutz für eine Erfin¬ 
dung nachgesucht wird, die ein Staatsgeheimnis 
(§ 93 des Strafgesetzbuches) ist. Für das Verfahren 
gelten die Vorschriften des Patentgesetzes entspre¬ 
chend; § 30 d des Patentgesetzes ist anzuwenden. 

(4) Ergibt die Prüfung nach Absatz 3, daß die Er¬ 
findung ein Staatsgeheimnis ist, so ordnet das Deut¬ 
sche Patentamt von Amts wegen an, daß die Anmel¬ 
dung nicht weitergeleitet wird und jede Bekannt¬ 
machung unterbleibt. Mit der Rechtskraft der An¬ 
ordnung gilt die europäische Patentanmeldung auch 
als eine von Anfang an beim Deutschen Patentamt 
eingereichte nationale Patentanmeldung, für die 
eine Anordnung nach § 30 a Abs. 1 des Patentgeset¬ 
zes ergangen ist. Die Nachfrist für die Zahlung der 
Anmeldegebühr nach § 26 Abs. 2 Satz 2 des Patent¬ 
gesetzes beträgt zwei Monate. § 9 Abs. 2 ist ent¬ 
sprechend anzuwenden. 


(5) Enthält die Anmeldung kein Staatsgeheimnis, 
so leitet das Deutsche Patentamt die Patentanmel¬ 
dung an das Europäische Patentamt weiter und un¬ 
terrichtet den Anmelder hiervon. 

§5 

Anspruch 

gegen den nichtberechtigten Patentanmelder 

(1) Der nach Artikel 60 Abs. 1 des Europäischen 
Patentübereinkommens Berechtigte, dessen Erfin¬ 
dung von einem Nichtberechtigten angemeldet ist, 
kann vom Patentsucher verlangen, daß ihm der An¬ 
spruch auf Erteilung des europäischen Patents 
abgetreten wird. Hat die Patentanmeldung bereits 
zum europäischen Patent geführt, so kann er vom 
Patentinhaber die Übertragung des Patents verlan¬ 
gen, 

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 Satz 2 kann in¬ 
nerhalb einer Ausschlußfrist von zwei Jahren nach 
dem Tag gerichtlich geltend gemacht werden, an 
dem im Europäischen Patentblatt auf die Erteilung 
des europäischen Patents hingewiesen worden ist, 
später nur dann, wenn der Patentinhaber bei der Er¬ 
teilung oder dem Erwerb des Patents Kenntnis da¬ 
von hatte, daß er kein Recht auf das europäische 
Patent hatte. 

§6 

Nichtigkeit 

(1) Das mit Wirkung für die Bundesrepublik 
Deutschland erteilte europäische Patent wird auf 
Antrag für nichtig erklärt, wenn sich ergibt, daß 

1. der Gegenstand des europäischen Patents nach 
den Artikeln 52 bis 57 des Europäischen Patent¬ 
übereinkommens nicht patentfähig ist, 

2. das europäische Patent die Erfindung nicht so 
deutlich und vollständig offenbart, daß ein Fach¬ 
mann sie ausführen kann, 

3. der Gegenstand des europäischen Patents über 
den Inhalt der europäischen Patentanmeldung in 
ihrer bei der für die Einreichung der Anmeldung 
zuständigen Behörde ursprünglich eingereichten 
Fassung oder, wenn das Patent auf einer euro¬ 
päischen Teilanmeldung oder einer nach Arti¬ 
kel 61 des Europäischen Patentübereinkommens 
eingereichten neuen europäischen Patentanmel¬ 
dung beruht, über den Inhalt der früheren An¬ 
meldung in ihrer bei der für die Einreichung der 
Anmeldung zuständigen Behörde ursprünglich 
eingereichten Fassung hinausgeht, 

4. der Schutzbereich des europäischen Patents er¬ 
weitert worden ist, 

5. der Inhaber des europäischen Patents nicht nach 
Artikel 60 Abs. 1 des Europäischen Patentüber¬ 
einkommens berechtigt ist. 

(2) Betreffen die Nichtigkeitsgründe nur einen 
Teil des europäischen Patents, so wird die Nichtig¬ 
keit durch entsprechende Beschränkung des Patents 
erklärt. Die Beschränkung kann in Form einer Än¬ 
derung der Patentansprüche, der Beschreibung oder 
der Zeichnungen vorgenommen werden. 

(3) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 5 ist nur der nach 
Artikel 60 Abs. 1 des Europäischen Patentüberein¬ 
kommens Berechtigte befugt, den Antrag zu steilen 
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§ 7 

Jahresgebühren 

Für das mit Wirkung für die Bundesrepublik 
Deutschland erteilte europäische Patent sind Jah¬ 
resgebühren nach § 11 des Patentgesetzes zu ent¬ 
richten. Sie werden jedoch erst für die Jahre ge¬ 
schuldet, die dem Jahr folgen, in dem der Hinweis 
auf die Erteilung des europäischen Patents im Euro¬ 
päischen Patentblatt bekanntgemacht worden ist. 

§8 

Verbot des Doppelschutzes 

(1) Soweit der Gegenstand eines im Verfahren 
nach dem Patentgesetz erteilten Patents eine Erfin¬ 
dung ist, für die demselben Erfinder oder seinem 
Rechtsnachfolger mit Wirkung für die Bundesre¬ 
publik Deutschland ein europäisches Patent mit der¬ 
selben Priorität erteilt worden ist, hat das Patent in 
dem Umfang, in dem es dieselbe Erfindung wie das 
europäische Patent schützt, von dem Zeitpunkt an 
keine Wirkung mehr, zu dem 

1. die Frist zur Einlegung des Einspruchs gegen das 
europäische Patent abgelaufen ist, ohne daß Ein¬ 
spruch eingelegt worden ist, 

2. das Einspruchsverfahren unter Aufrechterhaltung 
des europäischen Patents rechtskräftig abge¬ 
schlossen ist oder 

3. das Patent erteilt wird, wenn dieser Zeitpunkt 
nach dem in den Nummern 1 oder 2 genannten 
Zeitpunkt liegt. 

(2) Das Erlöschen und die Erklärung der Nichtig¬ 
keit des europäischen Patents lassen die nach Ab¬ 
satz 1 eingetretene Rechtsfolge unberührt. 

(3) Das Patentgericht stellt auf Antrag, den auch 
der Patentinhaber stellen kann, die nach Absatz 1 
eingetretene Rechtsfolge fest. Die Vorschriften des 
Patentgesetzes über das Nichtigkeitsverfahren sind 
entsprechend anzuwenden. 

§9 

Umwandlung 

(1) Hat der Anmelder einer europäischen Patent¬ 
anmeldung, mit der für die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land Schutz begehrt wird, einen Umwandlungsan¬ 
trag nach Artikel 135 Abs. 1 Buchstabe a des Euro¬ 
päischen Patentübereinkommens gestellt und hier¬ 
bei angegeben, daß er für die Bundesrepublik 
Deutschland die Einleitung des Verfahrens zur Er¬ 
teilung eines nationalen Patents wünscht, so gilt die 
europäische Patentanmeldung als eine mit der Stel¬ 
lung des Umwandlungsantrags beim Deutschen Pa¬ 
tentamt eingereichte nationale Patentanmeldung; 
Artikel 66 des Europäischen Patentübereinkommens 
bleibt unberührt, Die Nachfrist für die Zahlung der 
Anmeldegebühr nach § 26 Abs. 2 Satz 2 des Patent¬ 
gesetzes beträgt zwei Monate. War in den Fällen 
des Artikels 77 Abs. 5 des Europäischen Patentüber¬ 
einkommens die europäische Patentanmeldung beim 
Deutschen Patentamt eingereicht, so gilt die Anmel¬ 
degebühr mit der Zahlung der Umwandlungsgebühr 
als entrichtet. 


(2) Der Anmelder hat innerhalb einer Frist von 
drei Monaten nach Zustellung der Aufforderung des 
Deutschen Patentamts eine deutsche Übersetzung 
der europäischen Patentanmeldung in der ursprüng¬ 
lichen Fassung dieser Anmeldung und gegebenen¬ 
falls in der im Verfahren vor dem Europäischen Pa¬ 
tentamt geänderten Fassung, die der Anmelder dem 
Verfahren vor dem Deutschen Patentamt zugrunde 
zu legen wünscht, einzureichen. Wird die Überset¬ 
zung nicht rechtzeitig eingereicht, so wird die Pa¬ 
tentanmeldung zurückgewiesen. 

(3) Liegt für die Anmeldung ein europäischer 
Recherchenbericht vor, so ermäßigt sich die nach 
§ 28 b Abs. 3 des Patentgesetzes zu zahlende Ge¬ 
bühr für die Prüfung der Anmeldung in gleicher 
Weise, wie wenn beim Deutschen Patentamt ein 
Antrag nach § 28 a Abs. 1 des Patentgesetzes ge¬ 
stellt worden wäre. Eine Ermäßigung nach Satz 1 
tritt nicht ein, wenn der europäische Recherchen¬ 
bericht für Teile der Anmeldung nicht erstellt wor¬ 
den ist. 

§ 10 

Zuständigkeit von Gerichten 

(1) Ist nach dem Protokoll über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Anerkennung von Entschei¬ 
dungen über den Anspruch auf Erteilung eines 
europäischen Patents die Zuständigkeit der Ge¬ 
richte im Geltungsbereich dieses Gesetzes begrün¬ 
det, so richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach 
den allgemeinen Vorschriften. Ist danach ein Ge¬ 
richtsstand nicht gegeben, so ist das Gericht zu¬ 
ständig, in dessen Bezirk das Europäische Patentamt 
seinen Sitz hat. 

(2) § 51 des Patentgesetzes gilt entsprechend. 

§ 11 

Zentrale Behörde für Rechtshilfeersuchen 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates eine Bundesbehörde als zentrale Be¬ 
hörde für die Entgegennahme und Weiterleitung 
der vom Europäischen Patentamt ausgehenden 
Rechtshilfeersuchen zu bestimmen. 

§ 12 

Entzug des Geschäftssitzes 
eines zugelassenen Vertreters 

Zuständige Behörde für den Entzug der Berechti¬ 
gung, einen Geschäftssitz nach Artikel 134 Abs. 5 
Satz 1 und Absatz 7 des Europäischen Patentüber¬ 
einkommens zu begründen, ist die Landesjustizver¬ 
waltung des Landes, in dem der Geschäftssitz be¬ 
gründet worden ist. Die Landesregierungen werden 
ermächtigt, die Zuständigkeit der Landesjustizver¬ 
waltung durch Rechtsverordnung auf den Präsiden¬ 
ten des Oberlandesgerichts, den Präsidenten des 
Landgerichts oder den Präsidenten des Amtsge¬ 
richts des Bezirks zu übertragen, in dem der Ge¬ 
schäftssitz begründet worden ist. Die Landesregie¬ 
rungen können diese Ermächtigung durch Rechts¬ 
verordnung auf die Landesjustizverwaltung über¬ 
tragen. 
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§ 13 

Ersuchen um Erstattung technischer Gutachten 

Ersuchen der Gerichte um Erstattung technischer 
Gutachten nach Artikel 25 des Europäischen Patent¬ 
übereinkommens werden in unmittelbarem Verkehr 
an das Europäische Patentamt übersandt. 

§ 14 

Unzulässige Anmeldung 
beim Europäischen Patentamt 

Wer eine Patentanmeldung, die ein Staatsgeheim¬ 
nis (§ 93 des Strafgesetzbuches) enthält, unmittelbar 
beim Europäischen Patentamt einreicht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geld¬ 
strafe bestraft. 

Artikel III 
Verfahren 

nach dem Patentzusammenarbeitsvertrag 
5 1 

Das Deutsche Patentamt als Anmeldeamt 

(1) Das Deutsche Patentamt ist Änmeldeamt im 
Sinne des Artikels 10 des Patentzusammenarbeits¬ 
vertrags. Es nimmt internationale Patentanmeldun¬ 
gen von Personen entgegen, die die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen oder im Geltungsbe¬ 
reich dieses Gesetzes ihren Sitz oder Wohnsitz ha¬ 
ben. Es nimmt auch internationale Anmeldungen 
von Personen entgegen, die die Staatsangehörigkeit 
eines anderen Staates besitzen oder in einem ande¬ 
ren Staat ihren Sitz oder Wohnsitz haben, wenn 
die Bundesrepublik Deutschland die Entgegennahme 
solcher Anmeldungen mit einem anderen Staat ver¬ 
einbart hat und dies durch den Präsidenten des 
Deutschen Patentamts bekanntgemacht worden ist 
oder wenn das Deutsche Patentamt mit Zustimmung 
seines Präsidenten durch die Versammlung des Ver¬ 
bands für die Internationale Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Patentwesens als Änmeldeamt be¬ 
stimmt worden ist. 

(2) Internationale Anmeldungen sind beim Deut¬ 
schen Patentamt in deutscher Sprache einzureichen. 

(3) Für die internationale Anmeldung ist mit der 
Anmeldung außer den nach dem Patentzusammen¬ 
arbeitsvertrag durch das Anmeldeamt einzuziehen¬ 
den Gebühren eine Ubermittlungsgebühr nach dem 
Tarif zu zahlen. Die Gebühren können noch inner¬ 
halb eines Monats nach dem Eingang der Anmel¬ 
dung beim Deutschen Patentamt entrichtet werden. 

(4) Auf das Verfahren vor dem Deutschen Patent¬ 
amt als Anmeldeamt sind ergänzend zu den Bestim¬ 
mungen des Patentzusammenarbeitsvertrags die 
Vorschriften des Patentgesetzes für das Verfahren 
vor dem Deutschen Patentamt anzuwenden. 

§2 

Geheimhaltungsbedürftige 
internationale Anmeldungen 

(1) Das Deutsche Patentamt prüft alle bei ihm als 
Anmeldeamt eingereichten internationalen Anmel¬ 
dungen darauf, ob mit ihnen Patentschutz für eine 


Erfindung nachgesucht wird, die ein Staatsgeheim¬ 
nis (§ 93 des Strafgesetzbuches) ist. Für das Verfah¬ 
ren gelten die Vorschriften des Patentgesetzes ent¬ 
sprechend; § 30 d des Patentgesetzes ist anzuwen- 
den. 

(2) Ergibt die Prüfung nach Absatz 1, daß die Er¬ 
findung ein Staatsgeheimnis ist, so ordnet das Deut¬ 
sche Patentamt von Amts wegen an, daß die Anmel¬ 
dung nicht weitergeleitet wird und jede Bekannt¬ 
machung unterbleibt. Mit der Rechtskraft der An¬ 
ordnung gilt die internationale Anmeldung als eine 
von Anfang an beim Deutschen Patentamt einge¬ 
reichte nationale Patentanmeldung, für die eine An¬ 
ordnung nach § 30 a Abs. 1 des Patentgesetzes er¬ 
gangen ist. Die für die internationale Anmeldung 
gezahlte Übermittlungsgebühr wird auf die nach 
§ 26 Abs. 2 Satz 1 des Patentgesetzes zu entrich¬ 
tende Anmeldegebühr verrechnet; ein Uberschuß 
wird zurückgezahlt. 

§ 3 

Internationale Recherchenbehörde 

Der Präsident des Deutschen Patentamts gibt be¬ 
kannt, weiche Behörde für die Bearbeitung der beim 
Deutschen Patentamt eingereichten internationalen 
Anmeldungen als Internationale Recherchenbehör¬ 
de bestimmt ist. 

§4 

Das Deutsche Patentamt als Bestimmungsamt 

(1) Das Deutsche Patentamt ist Bestimmungsamt, 
wenn in einer internationalen Anmeldung die Bun¬ 
desrepublik Deutschland als Bestimmungsstaat be¬ 
nannt worden ist. Dies gilt nicht, wenn der Anmel¬ 
der in der internationalen Anmeldung die Erteilung 
eines europäischen Patents beantragt hat. 

(2) Ist das Deutsche Patentamt Bestimmungsamt, 
so hat der Anmelder innerhalb der in Artikel 22 
Abs. 1 des Patentzusammenarbeitsvertrags vorgese¬ 
henen Frist die Anmeldegebühr nach § 26 Abs. 2 
Satz 1 des Patentgesetzes zu entrichten sowie, 
sofern die internationale Anmeldung nicht in deut¬ 
scher Sprache eingereicht worden ist, eine Überset¬ 
zung der Anmeldung in deutscher Sprache einzu¬ 
reichen. Ist das Deutsche Patentamt auch Anmelde¬ 
amt, so gilt die Anmeldegebühr mit der Zahlung der 
Ubermittlungsgebühr als entrichtet. 

§5 

Weiterbehandlung als nationale Anmeldung 

(1) Ubersendet das Internationale Büro dem Deut¬ 
schen Patentamt als Bestimmungsamt eine inter¬ 
nationale Anmeldung, der das zuständige Anmelde¬ 
amt die Zuerkennung eines internationalen An- 
meldedatums abgelehnt hat oder die dieses Amt für 
zurückgenommen erklärt hat, so prüft das Deutsche 
Patentamt, ob die Beanstandungen des Anmelde¬ 
amts zutreffend sind, sobald der Anmelder die An¬ 
meldegebühr nach §26 Abs. 2 Satzl des Patentgeset¬ 
zes gezahlt und, sofern die internationale Anmeldung 
nicht in deutscher Sprache eingereicht worden ist, 
eine Übersetzung der internationalen Anmeldung in 
deutscher Sprache eingereicht hat. Das Deutsche 
Patentamt entscheidet durch Beschluß, ob die Bean- 
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standungen des Anmeldeamts gerechtfertigt sind. 
Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Patentgesetzes entsprechend. 

(2) Absatz 1 ist entsprechend auf die Fälle anzu¬ 
wenden, in denen das Anmeldeamt die Bestimmung 
der Bundesrepublik Deutschland für zurückgenom¬ 
men erklärt oder in denen das Internationale Büro 
die Anmeldung als zurückgenommen behandelt hat. 

§6 


(3) Die nach Artikel 21 des Patentzusammen¬ 
arbeitsvertrags veröffentlichte internationale An¬ 
meldung gilt erst dann als Stand der Technik nach 
§ 2 Abs. 2 des Patentgesetzes, wenn die in § 4 
Abs. 2 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. 

Artikel IV 

Anpassung des Patentgesetzes 
an das Europäische Patentrecht 


Das Deutsche Patentamt 
als ausgewähltes Amt 

(1) Hat der Anmelder zu einer internationalen 
Anmeldung, für die das Deutsche Patentamt Bestim¬ 
mungsamt ist, beantragt, daß eine internationale 
vorläufige Prüfung der Anmeldung nach Kapitel II 
des Patentzusammenarbeitsvertrags durchgeführt 
wird, und hat er die Bundesrepublik Deutschland 
als Vertragsstaat angegeben, in dem er die Ergeb¬ 
nisse der internationalen vorläufigen Prüfung ver¬ 
wenden will (.ausgewählter Staat"), so ist das 
Deutsche Patentamt ausgewähltes Amt. 

(2) Ist die Auswahl der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land vor Ablauf des 19. Monats seit dem Prioritäts¬ 
datum erfolgt, so ist § 4 Abs. 2 mit der Maßgabe an¬ 
zuwenden, daß an die Stelle der dort genannten 
Frist die in Artikel 39 Abs. 1 des Patentzusammen¬ 
arbeitsvertrags vorgesehene Frist tritt. 

§7 

Internationaler Recherdienberldit 

Liegt für die internationale Anmeldung ein inter¬ 
nationaler Recherchenbericht vor, so ermäßigt sich 
die nach § 28 b Abs. 3 des Patentgesetzes zu zah¬ 
lende Gebühr für die Prüfung der Anmeldung in 
gleicher Weise, wie wenn beim Deutschen Patent¬ 
amt ein Antrag nach § 28 a Abs. 1 des Patentgeset¬ 
zes gestellt worden wäre. Eine Ermäßigung nach 
Satz 1 tritt nicht ein, wenn der internationale Re¬ 
cherchenbericht für Teile der Anmeldung nicht er¬ 
stellt worden ist. 

§8 

Veröffentlichung 
der internationalen Anmeldung 

(1) Die Veröffentlichung einer internationalen 
Anmeldung nach Artikel 21 des Patentzusammen¬ 
arbeitsvertrags, für die das Deutsche Patentamt Be¬ 
stimmungsamt ist, hat die gleiche Wirkung wie die 
Veröffentlichung eines Hinweises nach § 24 Abs. 4 
Satz 1 des Patentgesetzes für eine beim Deutschen 
Patentamt eingereichte Patentanmeldung (§ 24 
Abs. 5 des Patentgesetzes). Ein Hinweis auf die Ver¬ 
öffentlichung wird im Patentblatt bekanntgemacht. 

(2) Ist die internationale Anmeldung vom Inter¬ 
nationalen Büro nicht in deutscher Sprache ver¬ 
öffentlicht worden, so veröffentlicht das Deutsche 
Patentamt die ihm zugeleitete Übersetzung der 
internationalen Anmeldung von Amts wegen. In 
diesem Falle treten die Wirkungen nach Absatz 1 
erst vom Zeitpunkt der Veröffentlichung der deut¬ 
schen Übersetzung an ein. 


Das Patentgesetz in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 2. Januar 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 § 8 des Gesetzes 
zur Änderung des Gerichtskostengesetzes, des Ge¬ 
setzes über Kosten der Gerichtsvollzieher, der Bun¬ 
desgebührenordnung für Rechtsanwälte und anderer 
Vorschriften vom 20. August 1975 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 2189), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

.§ 1 

(1) Patente werden für Erfindungen erteilt, 
die neu sind, auf einer erfinderischen Tätigkeit 
beruhen und gewerblich anwendbar sind. 

(2) Als Erfindungen im Sinne des Absatzes 1 
werden insbesondere nicht angesehen: 

1. Entdeckungen sowie wissenschaftliche Theo¬ 
rien und mathematische Methoden; 

2. ästhetische Formschöpfungen; 

3. Pläne, Regeln und Verfahren für gedankliche 
Tätigkeiten, für Spiele oder für geschäftliche 
Tätigkeiten sowie Programme für Datenver¬ 
arbeitungsanlagen ; 

4. die Wiedergabe von Informationen. 

(3) Absatz 2 steht der Patentfähigkeit nur in¬ 
soweit entgegen, als für die genannten Gegen¬ 
stände oder Tätigkeiten als solche Schutz be¬ 
gehrt wird." 


2. Nach § 1 wird folgende Vorschrift als § 1 a ein 
gefügt: 


.§ 1 a 


Patente werden nicht erteilt für 


1. Erfindungen, deren Veröffentlichung oder 
Verwertung gegen die öffentliche Ordnung 
oder die guten Sitten verstoßen würde; ein 
solcher Verstoß kann nicht allein aus der 
Tatsache hergeleitet werden, daß die Verwer¬ 
tung der Erfindung durch Gesetz oder Ver¬ 
waltungsvorschrift verboten ist. Satz 1 
schließt die Erteilung eines Patents für eine 
unter § 30 a Abs. 1 fallende Erfindung nicht 
aus; 

2. Pflanzensorten oder Tierarten sowie für im 
wesentlichen biologische Verfahren zur 
Züchtung von Pflanzen oder Tieren. Diese 
Vorschrift ist nicht anzuwenden auf mikro¬ 
biologische Verfahren und auf die mit Hilfe 
dieser Verfahren gewonnenen Erzeugnisse 
sowie auf Erfindungen von Pflanzensorten, 
die ihrer Art nach nicht im Artenverzeichnis 
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zum Sortenschutzgesetz vom 20. Mai 1968, 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ände¬ 
rung des Sortenschutzgesetzes vom 9. Dezem¬ 
ber 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 3416), aufge¬ 
führt sind, und von Verfahren zur Züchtung 
einer solchen Pflanzensorte." 

3. § 2 erhält folgende Fassung: 

.§2 

(1) Eine Erfindung gilt als neu, wenn sie nicht 
zum Stand der Technik gehört. Der Stand der 
Technik umfaßt alle Kenntnisse, die vor dem für 
den Zeitrang der Anmeldung maßgeblichen Tag 
durch schriftliche oder mündliche Beschreibung, 
durch Benutzung oder in sonstiger Weise der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden sind. 

(2) Als Stand der Technik gilt auch der Inhalt 
folgender Patentanmeldungen mit älterem Zeit¬ 
rang, die erst an oder nach dem für den Zeit¬ 
rang der jüngeren Anmeldung maßgeblichen 
Tag der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wor¬ 
den sind: 

1. der nationalen Anmeldungen in der beim 
Deutschen Patentamt ursprünglich einge¬ 
reichten Fassung: 

2. der europäischen Anmeldungen in der bei 
der zuständigen Behörde ursprünglich einge¬ 
reichten Fassung, wenn mit der Anmeldung 
für die Bundesrepublik Deutschland Schutz 
begehrt wird, es sei denn, daß die europäische 
Patentanmeldung aus einer internationalen 
Anmeldung hervorgegangen ist und die in 
Artikel 158 Abs. 2 des Europäischen Patent¬ 
übereinkommens genannten Voraussetzungen 
nicht erfüllt sind; 

3. der internationalen Anmeldungen nach dem 
Patentzusammenarbeitsvertrag in der beim 
Anmeldeamt ursprünglich eingereichten Fas¬ 
sung, wenn für die Anmeldung das Deutsche 
Patentamt Bestimmungsamt ist. 

Beruht der ältere Zeitrang einer Anmeldung auf 
der Inanspruchnahme der Priorität einer Vor¬ 
anmeldung, so ist Satz 1 nur insoweit anzu¬ 
wenden, als die danach maßgebliche Fassung 
nicht über die Fassung der Voranmeldung hin¬ 
ausgeht. Patentanmeldungen nach Satz 1 Nr. 1, 
für die eine Anordnung nach § 30 a Abs. 1 
oder 4 des Patentgesetzes erlassen worden ist, 
gelten vom Ablauf des achtzehnten Monats nach 
ihrer Einreichung an als der Öffentlichkeit zu¬ 
gänglich gemacht. 

(3) Gehören Stoffe oder Stoffgemische zum 
Stand der Technik, so wird ihre Patentfähigkeit 
durch die Absätze 1 und 2 nicht ausgeschlossen, 
sofern sie zur Anwendung in einem der in § 2 b 
Abs. 2 genannten Verfahren bestimmt sind und 
ihre Anwendung zu einem dieser Verfahren 
nicht zum Stand der Technik gehört. 

(4) Für die Anwendung der Absätze 1 und 2 
bleibt eine Offenbarung der Erfindung außer Be¬ 
tracht, wenn sie nicht früher als sechs Monate 
vor Einreichung der Anmeldung erfolgt ist und 
unmittelbar oder mittelbar zurückgeht 


1. auf einen offensichtlichen Mißbrauch zum 
Nachteil des Anmelders oder seines Rechts¬ 
vorgängers oder 

2. auf die Tatsache, daß der Anmelder oder sein 
Rechtsvorgänger die Erfindung auf amtlichen 
oder amtlich anerkannten Ausstellungen im 
Sinne des am 22. November 1928 in Paris Un¬ 
terzeichneten Abkommens über internatio¬ 
nale Ausstellungen zur Schau gestellt hat. 

Satz 1 Nr. 2 ist nur anzuwenden, wenn der An¬ 
melder bei Einreichung der Anmeldung angibt, 
daß die Erfindung tatsächlich zur Schau gestellt 
worden ist und er innerhalb von vier Monaten 
nach der Einreichung hierüber eine Bescheini¬ 
gung einreicht. Die in Satz 1 Nr. 2 bezeichneten 
Ausstellungen werden vom Bundesminister der 
Justiz im Bundesgesetzblatt bekanntgemacht." 

4. Nach § 2 werden folgende Vorschriften als 
55 2a und 2b eingefügt: 

.§ 2a 

Eine Erfindung gilt als auf einer erfinde¬ 
rischen Tätigkeit beruhend, wenn sie sich für 
den Fachmann nicht in naheliegender Weise 
aus dem Stand der Technik ergibt. Gehören zum 
Stand der Technik auch Unterlagen im Sinne 
des § 2 Abs. 2, so werden diese bei der Beurtei¬ 
lung der erfinderischen Tätigkeit nicht in Be¬ 
tracht gezogen. 

52b 

(1) Eine Erfindung gilt als gewerblich an¬ 
wendbar, wenn ihr Gegenstand auf irgendeinem 
gewerblichen Gebiet einschließlich der Land¬ 
wirtschaft hergestellt oder benutzt werden 
kann. 

(2) Verfahren zur chirurgischen oder thera¬ 
peutischen Behandlung des menschlichen oder 
tierischen Körpers und Diagnostizierverfahren, 
die am menschlichen oder tierischen Körper 
vorgenommen werden, gelten nicht als gewerb¬ 
lich anwendbare Erfindungen im Sinne des Ab¬ 
satzes 1. Dies gilt nicht für Erzeugnisse, ins¬ 
besondere Stoffe oder Stoffgemische, zur An¬ 
wendung in einem der vorstehend genannten 
Verfahren." 

5. a) § 4 Abs. 2 wird gestrichen. 

b) In § 4 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte .Auch 
hat der Patentsucher“ durch die Worte „Der 
Patentsucher hat" ersetzt. 

6. Nach § 6 wird folgende Vorschrift als § 6 a ein¬ 
gefügt: 

„5 6 a 

Der Schutzbereich des Patents und der Patent¬ 
anmeldung wird durch den Inhalt der Patent¬ 
ansprüche bestimmt. Die Beschreibung und die 
Zeichnungen sind jedoch zur Auslegung der Pa¬ 
tentansprüche heranzuziehen.' 1 

7. In § 7 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „oder 
nach dem Gesetz betreffend den Schutz von Er¬ 
findungen, Mustern und Warenzeichen auf Aus- 
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Stellungen vom 18. März 1904 (Reichsgesetzbl. 
S. 141) ein zeitweiliger Schutz" und „oder der 
Beginn der Schaustellung der Erfindung" ge¬ 
strichen. 

8. In § 10 Abs, 1 Satz 1 wird das Wort „achtzehn" 
durch das Wort „zwanzig" ersetzt. 

9. § 13 erhält folgende Fassung: 

„§13 

(1) Das Patent wird auf Antrag (§ 37) für 
nichtig erklärt, wenn sich ergibt, daß 

1. der Gegenstand nach den §§ 1 bis 2 b nicht 
patentfähig ist, 

2. das Patent die Erfindung nicht so deutlich 
und vollständig offenbart, daß ein Fachmann 
sie ausführen kann, 

3. der wesentliche Inhalt der Anmeldung den 
Beschreibungen, Zeichnungen, Modellen, Ge¬ 
rätschaften oder Einrichtungen eines anderen 
oder einem von diesem angewendeten Ver¬ 
fahren ohne seine Einwilligung entnommen 
war, 

4. der Gegenstand des Patents über den Inhalt 
der Patentanmeldung in ihrer bei der für die 
Einreichung der Anmeldung zuständigen Be¬ 
hörde ursprünglich eingereichten Fassung 
oder, wenn das Patent auf einer Teilanmel¬ 
dung oder einer nach § 4 Abs. 3 Satz 2 einge¬ 
reichten neuen Anmeldung beruht, über den 
Inhalt der früheren Anmeldung in ihrer bei 
der für die Einreichung der Anmeldung zu¬ 
ständigen Behörde ursprünglich eingereich¬ 
ten Fassung hinausgeht. 

(2) Betreffen die Nichtigkeitsgründe nur einen 
Teil des Patents, so wird die Nichtigkeit durch 
entsprechende Beschränkung des Patents er¬ 
klärt. Die Beschränkung kann in Form einer 
Änderung der Patentansprüche, der Beschrei¬ 
bung oder der Zeichnungen vorgenoramen 
werden." 

10. § 26 Abs. 1 Satz 4 wird wie folgt neu gefaßt: 

„In einer Anlage ist die Erfindung so deutlich 
und vollständig zu offenbaren, daß ein Fach¬ 
mann sie ausführen kann." 

11. In § 28 Abs. 2 Nr. 3 wird die Verweisung „§ 1 
Abs. 2" durch die Verweisung „§ 1 a“ ersetzt. 

12. In § 28 b Abs. 1, § 28 c Abs. 2, § 29 Satz 1, § 30 e 
Abs. 1 und § 30 f Abs. 1 Satz 1 wird jeweils die 
Verweisung „§§ 1, 2 und 4 Abs. 2" durch die 
Verweisung „§§ 1 bis 2 b" ersetzt. 

13. § 30 c erhält folgende Fassung: 

„§ 30 c 

(1) Eine Patentanmeldung, die ein Staats¬ 
geheimnis (§ 93 des Strafgesetzbuches) enthält, 
darf außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes nur eingereicht werden, wenn die zu¬ 


ständige oberste Bundesbehörde hierzu die 
schriftliche Genehmigung erteilt. Die Genehmi¬ 
gung kann unter Auflagen erteilt werden. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. entgegen Absatz 1 Satz I eine Patentanmel¬ 
dung einreicht oder 

2. einer Auflage nach Absatz 1 Satz 2 zuwider¬ 
handelt." 

14. § 32 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Er kann nur auf die Behauptung gestützt wer¬ 
den, daß 

1. der Gegenstand nach den §§ 1 bis 2 b nicht 
patentfähig sei, 

2. die bekanntgemachte Patentanmeldung die 
Erfindung nicht so deutlich und vollständig 
offenbare, daß ein Fachmann sie ausführen 
könne, 

3. dem Patentsucher ein Anspruch auf Erteilung 
des Patents nach $ 4 Abs. 3 nicht zustehe, 

4. der Gegenstand der bekanntgemachten Pa¬ 
tentanmeldung über den Inhalt ihrer bei der 
für die Einreichung der Anmeldung zustän¬ 
digen Behörde ursprünglich eingereichten 
Fassung oder, wenn die bekanntgemachte Pa¬ 
tentanmeldung auf eine Teilanmeldung oder 
auf eine nach § 4 Abs. 3 Satz 2 eingereichte 
neue Anmeldung zurückgeht, über den Inhalt 
der früheren Anmeldung in ihrer bei der für 
die Einreichung der Anmeldung zuständigen 
Behörde ursprünglich eingereichten Fassung 
hinausgehe." 

Artikel V 

Verfahrensrechtliche Änderungen 
des Patentgesetzes 

Das Patentgesetz in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 2. Januar 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 § 8 des Gesetzes 
zur Änderung des Gerichtskostengesetzes, des Ge¬ 
setzes über Kosten der Gerichtsvollzieher, der Bun¬ 
desgebührenordnung für Rechtsanwälte und anderer 
Vorschriften vom 20. August 1975 (Bundesgesetzbl, I 

S. 2189), wird wie folgt geändert: 

1. In § 23 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Der Bundesminister der Justiz wird ermäch¬ 
tigt, zur Nutzbarmachung der Dokumentation des 
Patentamts für die Öffentlichkeit durch Rechts¬ 
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu 
bestimmen, daß das Patentamt ohne Gewähr für 
Vollständigkeit Auskünfte zum Stand der Tech¬ 
nik erteilt. Dabei kann er insbesondere die Vor¬ 
aussetzungen, die Art und den Umfang der Aus¬ 
kunftserteilung sowie die Gebiete der Technik 
bestimmen, für die eine Auskunft erteilt werden 
kann. Der Bundesminister der Justiz kann diese 
Ermächtigung durch Rechtsverordnung ohne Zu¬ 
stimmung des Bundesrates auf den Präsidenten 
des Patentamts übertragen." 
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2. § 26 Abs. 4 Satz 2 wird gestrichen. 

3. In § 35 Abs. 1 werden die Worte »und fertigt für 
den Patentinhaber eine Urkunde aus“ gestridien. 


Artikel VI 

Änderung des Gesetzes 
betreffend den Schutz von Erfindungen, 
Mustern und Warenzeichen auf Ausstellungen 

Das Gesetz betreffend den Schutz von Erfindun¬ 
gen, Mustern und Warenzeichen auf Ausstellungen 
vom 18. März 1904 in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 424-2-1, veröffentlich¬ 
ten bereinigten Fassung wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden das Wort .Erfindun¬ 
gen“ und das nachfolgende Komma gestrichen. 

2. In Satz 1 werden das Wort .Erfindungen“ und 
das nachfolgende Komma gestrichen. 

3. In Nr. 2 werden die Worte .der Erfindung“ und 
das nachfolgende Komma sowie das Wort 
.Patent-* und das nachfolgende Komma ge¬ 
strichen. 

Artikel VII 

Einschränkung von Vorschriften 
der Patentanwaltsordnung 
und der Bundesrechtsanwaltsordnung 

Auf die Begründung eines Geschäftssitzes nach 
Artikel 134 Abs. 5 und 7 des Europäischen Patent¬ 
übereinkommens außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes sind § 28 der Patentanwaltsordnung 
und § 28 der Bundesrechtsanwaltsordnung nicht 
anzuwenden. 


Artikel VIII 

Änderung der Patentanwaltsordnung 

Die Patentanwaltsordnung vom 7. September 1966 
(Bundesgesetzbl. I S. 557), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung der Wirtschaftsprüferordnung 
und anderer Gesetze vom 20. August 1975 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 2258), wird wie folgt geändert: 

1. § 173 Abs. 1 bis 3 erhält folgende Fassung: 

,(1) Bei Bewerbern, die die Voraussetzungen der 
§§ 171 oder 172 erfüllen und die den Antrag auf 
Zulassung zur Prüfung bis zum 31. Dezember 1979 
stellen, findet eine erleichterte Prüfung statt. Die 
Prüfung dieser Bewerber ist vorwiegend auf Vor¬ 
gänge zu richten, wie sie bei der praktischen 
Berufsausübung regelmäßig wiederkehren. Bei 
der Feststellung des Prüfungsergebnisses ist in 
erster Linie die Bewährung des Bewerbers in der 
Beratungs- und Vertretungstätigkeit zu berück¬ 
sichtigen. 


(2) Die Prüfungskommission kann bei der er¬ 
leichterten Prüfung Bewerbern, die auf Grund 
eines ständigen Dienst- oder ähnlichen Beschäf¬ 
tigungsverhältnisses eigenverantwortlich in lei¬ 
tender Stellung oder die auf Grund eines von dem 
Präsidenten des Patentamts erteilten Erlaubnis¬ 
scheins berufsmäßig für eigene Rechnung eine 
besonders lange und umfangreiche Tätigkeit auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes aus¬ 
geübt haben, von der schriftlichen Prüfung be¬ 
freien. 

(3) Die Prüfungskommission kann durch ein¬ 
stimmigen Beschluß Bewerber, die die Voraus¬ 
setzungen des Absatzes 2 erfüllen, in besonders 
gelagerten Fällen auch von der mündlichen Prü¬ 
fung befreien." 

2. § 174 erhält folgende Fassung: 

.§ 174 

Befähigung für den Beruf des Patentanwalts 

Bewerber, die auf Grund der §§ 171 oder 172 
zur Prüfung (§ 8) zugelassen worden sind und 
diese bestanden haben, erlangen die Befähigung 
für den Beruf des Patentanwalts.“ 

3. § 175 erhält folgende Fassung: 

.§ 175 

Befreiung von der Tätigkeit 
bei einem Patentanwalt 

Auf Bewerber, die die Voraussetzungen der 
§§171 oder 172 erfüllen, finden die Vorschriften 
des § 13 Abs. 3 über die Beschäftigung bei einem 
Patentanwalt keine Anwendung.“ 


Artikel IX 

Änderung des Gesetzes 
über die Gebühren des Patentamts 
und des Patentgerichts 

Das Gesetz über die Gebühren des Patentamts 
und des Patentgerichts in der Fassung der Bekannt¬ 
machung vom 2. Januar 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1, 39) wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 1 § 1 Buchstabe A Nr. 3 werden fol¬ 
gende Buchstaben r und s angefügt: 

,r) für das 19. Patentjahr (§ 11 Abs. 1) ... 1875 
s) für das 20. Patentjahr (§11 Abs. 1) ... 2050" 

2. In Artikel 1 § 1 Buchstabe A werden folgende 
Nummern 10 und 11 angefügt: 

.10. für die Veröffentlichung von Übersetzungen 
(Artikel II § 2 Abs. 1 des Gesetzes über in¬ 
ternationale Patentübereinkommen) ... 60 
11. für die Behandlung der internationalen An¬ 
meldung beim Deutschen Patentamt als An¬ 
meldeamt (Artikel III § 1 Abs. 3 des Geset¬ 
zes über internationale Patentübereinkom¬ 
men) ... 100" 



Nr. 32 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 26. Juni 1976 


657 


Artikel X 

Bekanntmachung von Änderungen 
Im Bundesgesetzblatt sind bekanntzumachen: 

1. Änderungen des Europäischen Patentüberein¬ 
kommens, die der Verwaltungsrat der Euro¬ 
päischen Patentorganisation nach Artikel 33 
Abs. 1 des Europäischen Patentübereinkommens 
beschließt, und die Gebührenordnung, die nach 
Artikel 33 Abs. 2 Buchstabe d erlassen wird, so¬ 
wie deren Änderung; 

2. Änderungen des Patentzusammenarbeitsvertrags 
und der Ausführungsordnung zu diesem Vertrag, 
die die Versammlung des Verbands für die 
Internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
des Patentwesens nach Artikel 47 Abs. 2, Arti¬ 
kel 58 Abs. 2 und Artikel 61 Abs. 2 des Vertrags 
beschließt. Das gleiche gilt für Änderungen im 
schriftlichen Verfahren nach Artikel 47 Abs. 2 
des Vertrags. 

Artikel XI 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 
5 1 

(1) Artikel IV ist nur auf die nach seinem Inkraft¬ 
treten beim Deutschen Patentamt eingereichten 
Patentanmeldungen und die darauf erteilten Patente 
anzuwenden. 

(2) Eine innerhalb von sechs Monaten nach dem 
Inkrafttreten von Artikel IV Nr. 3 eingereichte 
Patentanmeldung kann nicht deshalb zurückgewie¬ 
sen und ein darauf erteiltes Patent nicht deshalb für 
nichtig erklärt werden, weil die Erfindung innerhalb 
von sechs Monaten vor der Anmeldung beschrieben 
oder benutzt worden ist, wenn die Beschreibung 
oder Benutzung auf der Erfindung des Anmelders 
oder seines Rechtsvorgängers beruht. Satz 1 ist 
nicht anzuwenden, wenn die Beschreibung oder Be¬ 
nutzung der Erfindung durch den Anmelder oder 
seinen Rechtsnachfolger selbst erfolgt ist und erst 
nach dem Inkrafttreten von Artikel IV Nr. 3 vorge¬ 
nommen worden ist. 

(3) Die vor dem Inkrafttreten von Artikel IV 
Nr. 7 und Artikel VI entstandenen Wirkungen des 
zeitweiligen Schutzes bleiben von dem Inkrafttreten 
der genannten Bestimmungen unberührt. 

5 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. Rechlsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4, Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 

§ 3 

(1) Artikel I, Artikel V, Artikel VIII sowie die 
§§ 2 und 3 dieses Artikels treten am 1. Oktober 1976 
in Kraft. 


(2) Der Tag, an dem 

1. das Straßburger Patentübereinkommen nach 
seinem Artikel 9, 

2. der Patentzusammenarbeitsvertrag nach seinem 
Artikel 63, 

3. das Europäische Patentübereinkommen nach 
seinem Artikel 169 

für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft treten, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

(3) Artikel II, Artikel VII sowie Artikel IX, so¬ 
weit er die Einfügung von Nummer 10 in Artikel 1 
§ 1 Buchstabe A des Gesetzes über die Gebühren 
des Patentamts und des Patentgerichts betrifft, und 
Artikel X Nr. 1 treten an dem Tag in Kraft, an 
dem nach der Bestimmung des Verwaltungsrats der 
Europäischen Patentorganisation europäische Pa¬ 
tentanmeldungen beim Europäischen Patentamt ein¬ 
gereicht werden können (Artikel 162 Abs. 1 des 
Europäischen Patentübereinkommens); der Tag des 
Inkrafttretens ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu¬ 
geben. 

(4) Artikel III sowie Artikel IX, soweit er die 
Einfügung von Nummer 11 in Artikel 1 § 1 Buch¬ 
stabe A des Gesetzes über die Gebühren des Patent¬ 
amts und des Patentgerichts betrifft, und Arti¬ 
kel X Nr. 2 treten an dem Tag in Kraft, an dem 
der Patentzusammenarbeitsvertrag für die Bundes¬ 
republik Deutschland in Kraft tritt. 

(5) Artikel IV sowie Artikel IX, soweit er die 
Einfügung der Buchstaben r und s in Artikel 1 § 1 
Buchstabe A Nr. 3 des Gesetzes über die Gebühren 
des Patentamts und des Patentgerichts betrifft, und 
§ 1 dieses Artikels treten am ersten Tag des auf die 
Bekanntmachung des Inkrafttretens des Europäi¬ 
schen Patentübereinkommens im Bundesgesetzblatt 
folgenden vierten Kalendermonats in Kraft, Arti¬ 
kel IV jedoch unbeschadet der Bestimmung des 
Absatzes 6. 

(6) Artikel IV Nr. 3, soweit er § 2 Abs. 4 des 
Patentgesetzes betrifft, und Nr. 7 sowie Artikel VI 
treten am ersten Tag des auf die Bekanntmachung 
des Inkrafttretens des Straßburger Patentüberein¬ 
kommens im Bundesgesetzblatt folgenden vierten 
Kalendermonats in Kraft. Bis zu diesem Zeitpunkt 
bleibt für die Anwendung von Artikel IV Nr. 3, so¬ 
weit er § 2 Abs. 1 und 2 des Patentgesetzes betrifft, 
eine innerhalb von sechs Monaten vor der Anmel¬ 
dung erfolgte Beschreibung oder Benutzung außer 
Betracht, wenn sie auf der Erfindung des Anmelders 
oder seines Rechtsvorgängers beruht. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 21. Juni 1976 

Der Bundespräsident 
Scheel 

Der Bundeskanzler 
Schmidt 

Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Vogel 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Genscher 
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Übereinkommen 

zur Vereinheitlichung gewisser Begriffe 
des materiellen Rechts der Erfindungspatente 

Convention 

on the Unification of certain Points 
of Substantive Law on Patents for Invention 

Convention 

sur l'unification de certains elements 
du droit des brevets d’invention 


The member States of the Council 
of Europe, signatory hereto, 

Considering that the aim of the 
Council of Europe is to achieve a 
greater unity between its Members 
for the purpose, among others, of 
facilitating their economic and social 
progress by agreements and common 
action in economic, social, cultural, 
scientific, legal and administrative 
matters; 


Considering that the unification of 
certain points of substantive law on 
Patents for invention is likely to as- 
sist industry and inventors, to pro- 
mote technical progress and contrib- 
ute to the creation of an interna¬ 
tional patent; 

Having regard to Article 15 of the 
Convention for the Protection of 
Industrial Property signed at Paris on 
20th March 1883, revised at Brussels 
on 14th December 1900, at Washing¬ 
ton on 2nd June 1911, at The Hague 
on 6th November 1925, at London on 
2nd June 1934 and at Lisbon on 31 st 
October 1958, 

Have agreed as follows: 

Article 1 

In the Contracting States, patents 
shall be granted for any inventions 
which are susceptible of industrial ap- 
plication, which are new and which 
involve an inventive step. An inven¬ 
tion which does not comply with these 
conditions shall not be the subject of 
a valid patent. A patent declared in¬ 
valid because the invention does not 
comply with these conditions shall be 
considered invalid ab initio. 


Les Etats membres du Conseil de 
l'Europe, signataires de la presente 
Convention, 

Consid6rant que le but du Conseil 
de l'Europe est de realiser une union 
plus ötroite entre ses Membres, afin 
notamment de favoriser leur progrfcs 
6conomique et social par la conclu- 
sion d'accords et par l'adoption d'une 
action commune dans les domaines 
economique, social, culturel, scientifi- 
que, juridique et administrativ 


Considerant que l'unification de cer¬ 
tains elements du droit des brevets 
d'invention serait de nature ä aider 
l’industrie et les inventeurs, encoura- 
gerait le progres technique et facilite- 
rait la creation d un brevet internatio¬ 
nal; 

Vu l'article 15 de la Convention 
pour la Protection de la Propriötö In¬ 
dustrielle, signee ä Paris le 20 mars 
1883, revisee ä Bruxelles le 14 decem- 
bre 1900, ä Washington le 2 juin 1911, 
ä La Haye le 6 novembre 1925, ä Lon- 
dres le 2 juin 1934 et ä Lisbonne le 
31 octobre 1958, 

Sont convenus de ce qui suit: 

Article 1 er 

Dans les Etats Contractants, des 
brevets seront accordes pour toute 
invention qui est susceptible d appli- 
cation industrielle, est nouvelle et im- 
plique une activite inventive. Une in¬ 
vention qui ne repond pas ä ces con¬ 
ditions ne peut faire l objet d un bre¬ 
vet valable. Un brevet annule au mo- 
tif que l invention ne repond pas ä 
ces conditions est repute nul des l'ori- 
gine. 


(Übersetzung J 

Die Mitgliedstaaten des Europarats, 
die dieses Übereinkommen unter¬ 
zeichnet haben — 

in der Erwägung, daß der Europarat 
die Verwirklichung einer engeren 
Verbindung zwischen seinen Mitglie¬ 
dern bezweckt, um insbesondere ihren 
wirtschaftlichen und sozialen Fort¬ 
schritt durch den Abschluß von Ver¬ 
einbarungen und durch gemeinsames 
Vorgehen auf den Gebieten der Wirt¬ 
schaft, des Sozialwesens, der Kultur, 
der Wissenschaft, des Rechts und der 
Verwaltung zu fördern; 

in der Erwägung, daß die Verein¬ 
heitlichung gewisser Begriffe des ma¬ 
teriellen Rechts der Erfindungspatente 
für die Industrie und die Erfinder von 
Vorteil sein, den technischen Fort¬ 
schritt fördern und die Schaffung 
eines internationalen Patents erleich¬ 
tern würde; 

im Hinblick auf Artikel 15 der am 
20. März 1883 in Paris Unterzeichne¬ 
ten Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums, revidiert 
in Brüssel am 14. Dezember 1900, in 
Washington am 2. Juni 1911, im Haag 
am 6. November 1925, in London am 
2. Juni 1934 und in Lissabon am 
31. Oktober 1958 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Für Erfindungen, die gewerblich an¬ 
wendbar sind, neu sind und auf einer 
erfinderischen Tätigkeit beruhen, wer¬ 
den in den Vertragstaaten Patente er¬ 
teilt. Eine Erfindung, die diesen Vor¬ 
aussetzungen nicht entspricht, kann 
nicht Gegenstand eines rechtsgültigen 
Patents sein. Ein Patent, das für nich¬ 
tig erklärt worden ist, weil die Erfin¬ 
dung diesen Voraussetzungen nicht 
entspricht, gilt als vom Anfang an 
nichtig. 
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A r t i c I e 2 

The Contracting States shall not be 
bound to provide for the grant of 
Patents in respect of 

(a) inventions the publication or ex- 
ploitation of which would be 
contrary to "ordre public" or 
morality, provided that the ex- 
ploitation shall not be deeroed to 
be so contrary merely because it 
is prohibited by a law or regula- 
tion; 

(b) plant or animal varieties or es- 
sentially biological processes for 
the production of plants or ani- 
mals; this Provision does not ap- 
ply to micro-biological processes 
and the products thereof. 


A r t i c 1 e 3 

An invention shall be considered 
as susceptible of industrial applica- 
tion if it can be made or used in any 
kind of industry including agriculture. 


A r t i c 1 e 4 

1. An invention shall be considered 
to be new if it does not form part of 
the state of the art. 

2. Subject to the provisions of para- 
graph 4 of this Article, the state of 
the art shall be held to comprise 
everything made available to the pub¬ 
lic by means of a written or oral 
description, by use, or in any other 
way, before the date of the patent 
application or of a foreign application, 
the priority of which is validly 
claimed. 

3. Any Contracting State may con- 
sider the contents of applications for 
Patents made, or of patents granted, 
in that State, which have been of- 
ficially published on or after the date 
referred to in paragraph 2 of this 
Article, as comprised in the state of 
the art, to the extent to which such 
contents have an earlier priority date. 

4. A patent shall not be refused or 
held invalid by virtue only of the 
fact that the invention was made pub¬ 
lic, within six months preceding the 
filing of the application, if the disclo- 
sure was due to, or in consequence of: 


(a) an evident abuse in relation to the 
applicant or his legal predecessor, 
or 

(b) the fact that the applicant or his 
legal predecessor has displayed 


Article 2 

Les Etats Contractants ne sont pas 
tenus de prevoir l'octroi de brevets 
pour: 

(a) les inventions dont la publication 
ou la mise en oeuvre serait con- 
traire ä l'ordre public ou aux bon- 
nes raceurs, la mise. en oeuvre 
d'une invention ne pouvant etre 
consideree comme teile du seul 
fait qu'elle est interdite par une 
disposition legale ou reglemen- 
taire; 

(b) les varietes vegetales ou les races 
animales ainsi que les procedes 
essentiellement biologiques d ob- 
tention de vegetaux ou d’animaux, 
cette disposition ne s'appliquant 
pas aux procedes microbiologiques 
et aux produits obtenus par ces 
procedes. 


Article 3 

Une invention est consideree com¬ 
me susceptible d'application indus¬ 
trielle si son objet peut etre produit 
ou utilisd dans tout genre d’industrie, 
y compris l'agriculture. 


Article 4 

1. Une invention est consideree 
comme nouvelle si eile n'est pas com¬ 
prise dans l’etat de la technique. 

2. Sous reserve des dispositions du 
paragraphe 4 du präsent article, l'6tat 
de la technique est constituö par tout 
ce qui a etö rendu accessible au pu¬ 
blic, par une description dcrite ou 
orale, un usage ou tout autre moyen, 
avant le jour du depöt de la demande 
de brevet ou d'une demande län¬ 
gere dont la priorite est valablement 
revendiquee. 


3. Tout Etat Contractant peut con- 
siderer comme compris dans l’etat de 
la technique le contenu des demandes 
de brevets deposees ou des brevets 
delivrös dans ledit Etat et ayant fait 
l'objet d'une publication officielle ä la 
date ou apres la date mentionnee au 
paragraphe 2 du present article, dans 
la mesure oü ce contenu böneficie 
d’une date de priorite anterieure. 

4. Un brevet ne peut etre refuse ou 
invalide au seul motif que l'invention 
a ete rendue publique dans les six 
mois precedant le depöt de la deman¬ 
de, si la divulgation resulte directe- 
ment ou indirectement: 


(a) d'un abus evident ä l'egard du de- 
mandeur ou de son predecesseur 
en droit; 

(b) du fait que le demandeur ou son 
predecesseur en droit a expose 


Artikel 2 

Die Verlragstaaten sind nicht ver¬ 
pflichtet, die Erteilung von Patenten 
vorzusehen 

a) für Erfindungen, deren Veröffent¬ 
lichung oder Verwertung gegen die 
öffentliche Ordnung oder die guten 
Sitten verstoßen würde; ein sol¬ 
cher Verstoß kann nicht allein aus 
der Tatsache hergeleitet werden, 
daß die Verwertung der Erfindung 
durch Gesetz oder Verwaltungs- 
vorschrift verboten ist; 

b) für Pflanzensorten oder Tierarten 
sowie für im wesentlichen biolo¬ 
gische Verfahren zur Züchtung von 
Pflanzen oder Tieren; diese Be¬ 
stimmung ist auf mikrobiologische 
Verfahren und auf die mit Hilfe 
dieser Verfahren gewonnenen Er¬ 
zeugnisse nicht anzuwenden. 

Artikel 3 

Eine Erfindung gilt als gewerblich 
anwendbar, wenn ihr Gegenstand auf 
irgendeinem gewerblichen Gebiet ein¬ 
schließlich der Landwirtschaft herge¬ 
stellt oder benutzt werden kann. 


Artikel 4 

(1) Eine Erfindung gilt als neu, wenn 
sie nicht zum Stand der Technik ge¬ 
hört. 

(2) Vorbehaltlich der Bestimmungen 
des Absatzes 4 dieses Artikels bildet 
den Stand der Technik alles, was vor 
dem Tag der Einreichung der Patent¬ 
anmeldung oder einer ausländischen 
Anmeldung, deren Priorität gültig be¬ 
ansprucht wird, durch schriftliche 
oder mündliche Beschreibung, durch 
Benutzung oder in sonstiger Weise 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
worden ist. 

(3) Jeder Vertragstaat kann vor¬ 
sehen, daß der Inhalt der in diesem 
Staat eingereichten Patentanmeldun¬ 
gen oder erteilten Patente, die an oder 
nach dem in Absatz 2 dieses Artikels 
erwähnten Tag Gegenstand einer amt¬ 
lichen Veröffentlichung waren, als 
zum Stand der Technik gehörend gilt, 
soweit dieser Inhalt ein früheres Prio¬ 
ritätsdatum hat. 

(4) Ein Patent kann nicht lediglich 
aus dem Grund verweigert oder für 
nichtig erklärt werden, daß die Erfin¬ 
dung innerhalb von sechs Monaten 
vor Einreichung der Anmeldung der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
worden ist, wenn die Offenbarung un¬ 
mittelbar oder mittelbar zurückgeht 

a) auf einen offensichtlichen Miß¬ 
brauch zum Nachteil des Anmel¬ 
ders oder seines Rechtsvorgängers 
oder 

b) auf die Tatsache, daß der Anmel¬ 
der oder sein Rechtsvorgänger die 
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the invention at official, or offi- 
cially recognised, international 
exhibitions falling within the 
terms of the Convention on inter¬ 
national exhibitions signed at 
Paris on 22nd November 1928 and 
amended on lOth May 1948. 

A r t i c 1 e 5 

An invention shall be considered 
as involving an inventive Step if it is 
not obvious having regard to the 
state of the art. However, for the 
purposes of considering whether or 
not an invention involves an inven¬ 
tive step, the law of any Contracting 
State may, either generally or in re- 
lation to particular classes of patents 
or patent applications, for example 
patents of addition, provide that the 
state of the art shall not include all 
or any of the patents or patent appli¬ 
cations mentioned in paragraph 3 of 
Article 4. 

Article 6 

Any Contracting State which does 
not apply the provisions of para¬ 
graph 3 of Article 4 shall never- 
theless provide that no invention 
shall be validly protected in so far 
as it includes matter which is or has 
been validly protected by a patent 
in that State which, though not com* 
prised in the state of the art, has, in 
respect of that matter, an earlier 
priority date. 

Article 7 

Any group of Contracting States 
who provide for a common patent 
application may be regarded as a 
single State for the purposes of 
paragraph 3 of Article 4, or of Arti¬ 
cle 6. 

Article 8 

1. The patent application shall 
contain a description of the invention 
with the necessary drawings referred 
to therein and one or more Claims 
defining the protection applied for. 


2. The description must disclose the 
invention in a manner sufficiently 
clear and complete for it to be carried 
out by a person skilled in the art. 

3. The extent of the protection con- 
ferred by the patent shall be deter- 
mined by the terms of the Claims. 
Nevertheless, the description and 
drawings shall be used to interpret 
the Claims. 

Article 9 

1. This Convention shall be open 
for signature by the member States of 


l'invention dans des expositions 
officielles ou officiellement recon- 
nues, au sens de la Convention 
concernant les expositions inter¬ 
nationales. signee ä Paris le 22 no- 
vembre 1928 et modifiee le 10 mai 
1948. 

Article 5 

Une invention est consideree com- 
me impliquant une activitö inventive 
si eile ne d^coule pas d’une maniäre 
evidente de l'etat de la technique. 
Toutefois, pour determiner si une in¬ 
vention implique ou non une activite 
inventive, la legislation de tout Etat 
Contractant peut, soit d'une maniere 
generale, soit pour des categories par- 
ticulieres de brevets ou demandes de 
brevets, tels que les brevets d’addi- 
tion, prevoir que tout ou partie des 
brevets ou demandes de brevets vises 
au paragraphe 3 de l'article 4 sont 
exclus de l’6tat de la technique. 

Article 6 

Tout Etat Contractant qui ne fait 
pas usage de la facultö visöe au para¬ 
graphe 3 de l'article 4 est nöanmoins 
tenu de prövoir qu’une invention ne 
peut etre valablement brevetöe dans 
la mesure oü eile fait l'objet, dans 
ledit Etat, d un brevet qui, sans fetre 
compris dans l'6tat de la technique, 
beneficie, pour les elements communs, 
d une date de priority ant4rieure. 


Article 7 

Tout groupe d'Etats Contractants 
ayant instituö un systöme comportant 
un döpöt commun des demandes de 
brevet peut ötre considör6 comme un 
seul Etat aux fins de l'application de 
l’article 4, paragraphe 3, et de Far¬ 
ticle 6. 

Article 8 

1. La demande de brevet doit com- 
prendre une description de l'invention 
avec, le cas öchöant, les dessins aux- 
quels eile se röfere, ainsi qu'une ou 
plusieurs revendications definissant la 
protection deraandee. 

2. La description doit exposer l in- 
vention de facon suffisamment claire 
et complöte pour qu’un homme du 
metier puisse l’executer. 

3. L'etendue de la protection con- 
feree par le brevet est determinee par 
la teneur des revendications. Toute¬ 
fois, la description et les dessins ser- 
vent a Interpreter les revendications. 

Article 9 

1. La presente Convention est ou- 
verte ä la signature des Etats mem- 


Erfindung auf amtlichen oder amt¬ 
lich anerkannten Ausstellungen im 
Sinne des am 22. November 1928 
in Paris Unterzeichneten und am 
10. Mai 1948 revidierten Überein¬ 
kommens über internationale Aus¬ 
stellungen zur Schau gestellt hat. 

Artikel 5 

Eine Erfindung gilt als auf einer er¬ 
finderischen Tätigkeit beruhend, 
wenn sie sich nicht in naheliegender 
Weise aus dem Stand der Technik 
ergibt. Jedoch kann für die Beurtei¬ 
lung der Frage, ob eine Erfindung auf 
einer erfinderischen Tätigkeit beruht 
oder nicht, das Recht jedes Vertrag¬ 
staats entweder allgemein oder für 
besondere Arten von Patenten oder 
Patentanmeldungen, wie etwa Zusatz¬ 
patente, vorsehen, daß alle oder ein 
Teil der in Artikel 4 Absatz 3 erwähn¬ 
ten Patente oder Patentanmeldungen 
nicht zum Stand der Technik gehören. 

Artikel 6 

Jeder Vertragstaat, der von der in 
Artikel 4 Absatz 3 erwähnten Mög¬ 
lichkeit keinen Gebrauch macht, ist 
gleichwohl verpflichtet, vorzusehen, 
daß eine Erfindung insoweit nicht Ge¬ 
genstand eines rechtsgültigen Patents 
sein kann, als sie in diesem Staat be¬ 
reits den Gegenstand eines Patents 
bildet, das, ohne zum Stand der Tech¬ 
nik zu gehören, für die gemeinsamen 
Merkmale ein früheres Prioritäts¬ 
datum hat. 

Artikel 7 

Jede Gruppe von Vertragstaaten, 
die Einrichtungen für die gemeinsame 
Einreichung von Patentanmeldungen 
geschaffen hat, kann für die Anwen¬ 
dung des Artikels 4 Absatz 3 und des 
Artikels 6 als ein einziger Staat an¬ 
gesehen werden. 

Artikel 8 

(1) Die Patentanmeldung muß eine 
Beschreibung der Erfindung, gegebe¬ 
nenfalls mit den Zeichnungen, auf die 
sie Bezug nimmt, sowie einen oder 
mehrere Patentansprüche, die definie¬ 
ren, wofür Schutz begehrt wird, ent¬ 
halten. 

(2) In der Beschreibung ist die Er¬ 
findung so deutlich und vollständig 
darzulegen, daß ein Fachmann sie da¬ 
nach ausführen kann. 

(3) Der sachliche Schutzbereich des 
Patents wird durch den Inhalt der 
Patentansprüche bestimmt. Die Be¬ 
schreibung und die Zeichnungen sind 
jedoch zur Auslegung der Patentan¬ 
sprüche heranzuziehen. 

Artikel 9 

(1) Dieses Übereinkommen liegt für 
die Mitgliedstaaten des Europarats 
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the Council of Europe. It shall be 
subject to ratification or acceptance. 
Instruments of ratification or accept¬ 
ance shall be deposited with the 
Secretary-General of the Council of 
Europe. 

2. This Convention shall enter into 
force three months after the date of 
deposit of the eighth Instrument of 
ratification or acceptance. 

3. In respect of a signatory State 
ratifying or accepting subsequently, 
the Convention shall come into force 
three months after the date of deposit 
of its Instrument of ratification or 
acceptance. 


Article 10 

1. After the entry into force of this 
Convention, the Committee of Min¬ 
isters of the Council of Europe may 
invite any Member of the International 
Union for the Protection of Industrial 
Property which is not a Member of 
the Council of Europe to accede there- 
to. 

2. Such accession shall be effected 
by depositing with the Secretary- 
General of the Council of Europe an 
Instrument of accession which shall 
take effect three months after the 
date of its deposit. 


Article 11 

1. Any Contracting Party may at 
the time of signature or when 
depositing its instrument of ratifica¬ 
tion, acceptance or accession, specify 
the territory or territories to which 
this Convention shall apply. 

2. Any Contracting Party may, when 
depositing its instrument of ratifica¬ 
tion, acceptance or accession or at 
any later date, by notification ad- 
dressed to the Secretary-General of 
the Council of Europe, extend this 
Convention to any other territory or 
territories specified in the declaration 
and for whose international relations 
it is responsible or on whose behalf 
it is authorised to give undertakings. 

3. Any declaration made in pur- 
suance of the preceding paragraph 
may, in respect of any territory 
mentioned in such declaration, be 
withdrawn according to the procedure 
laid down in Article 13 of this Con¬ 
vention. 

Article 12 

1. Notwithstahding anything in this 
Convention, each Contracting Party 
may, at the time of signature or when 
depositing its instrument of ratifica- 


bres du Conseil de l'Europe. Elle sera 
ratifiee ou acceptee. Les instruments 
de ratification ou d'acceptation seront 
deposes pres le Secretaire General du 
Conseil de l'Europe. 

2 Lf» Convention entrera en vigueur 
trois mois apres la date du depöt du 
huitieme instrument de ratification ou 
d’acceptation. 

3. Elle entrera en vigueur ä l'egard 
de tout Etat signataire qui la ratifiera 
ou l'acceptera ulterieurement, trois 
mois apres la date du depöt de son 
instrument de ratification ou d'accep¬ 
tation. 


Article 10 

1. Apres l’entree en vigueur de la 
presente Convention, le Comitö des 
Ministres du Conseil de l'Europe pour- 
ra inviter tout Membre de l'Union in¬ 
ternationale pour la Protection de la 
Propriötö Industrielle qui n'est pas 
Membre du Conseil de l’Europe ä ad- 
hörer ä la Convention. 

2. L'adhösion s’effectuera par le dö- 
pöt, pres le Secrötaire Gönöral du 
Conseil de l'Europe, d un instrument 
d adhösion qui prendra effet trois mois 
apres la date de son döpöt. 


Article 11 

1. Toute Partie Contractante peut, 
au moment de la signature ou au mo- 
ment du döpöt de son instrument de 
ratification, d’acceptation ou d'adhe- 
sion, dösigner le ou les territoires 
auxquels s’appliquera la prösente 
Convention. 

2. Toute Partie Contractante peut, 
au moment du depöt de son instru¬ 
ment de ratification, d'acceptation ou 
d'adhesion ou ä tout autre moment 
par la suite, ötendre l'application de 
la prösente Convention, par notifica¬ 
tion adressöe au Secrötaire Göneral 
du Conseil de l’Europe, ä tout autre 
territoire dösignö dans la döclaration 
et dont eile assure les relations inter¬ 
nationales ou pour lequel eile est ha- 
bilitee ä stipuler. 

3. Toute declaration faite en vertu 
du paragraphe precedent pourra etre 
retiree, en ce qui concerne tout terri¬ 
toire designö dans cette declaration, 
aux conditions prevues par l'article 13 
de la presente Convention. 


Article 12 

1. Nonobstant les dispositions de la 
presente Convention, chacune des 
Parties Contractantes peut, au mo¬ 
ment de la signature ou au moment 


zur Unterzeichnung auf. Es bedarf der 
Ratifizierung oder Annahme. Die 
Ratifikations- oder Annahmeurkunden 
werden beim Generalsekretär des 
Europarats hinterlegt. 

(2) Das Übereinkommen tritt drei 
Monate nach dem Tag der Hinter¬ 
legung der achten Ratifikations- oder 
Annahmeurkunde in Kraft. 

(3) Für jeden Unterzeichnerstaat, 
der das Übereinkommen später rati¬ 
fiziert oder annimmt, tritt es drei Mo¬ 
nate nach dem Tag der Hinterlegung 
seiner Ratifikations- oder Annahme¬ 
urkunde in Kraft. 


Artikel 10 

(1) Nach dem Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens kann das Minister¬ 
komitee des Europarats jedes Mitglied 
des Internationalen Verbands zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums, 
das nicht Mitglied des Europarats ist, 
einladen, dem Übereinkommen beizu¬ 
treten. 

(2) Der Beitritt erfolgt durch Hinter¬ 
legung einer Beitrittsurkunde beim 
Generalsekretär des Europarats, die 
drei Monate nach dem Tag ihrer 
Hinterlegung wirksam wird. 


Artikel 11 

(1) Jede Vertragspartei kann bei 
der Unterzeichnung oder bei der 
Hinterlegung ihrer Ratifikations-, An¬ 
nahme- oder Beitrittsurkunde das oder 
die Hoheitsgebiete bezeichnen, auf die 
dieses Übereinkommen anzuwenden 
ist. 

(2) Jede Vertragspartei kann bei 
der Hinterlegung ihrer Ratifikations-, 
Annahme- oder Beitrittsurkunde oder 
jederzeit danach durch eine an den 
Generalsekretär des Europarats ge¬ 
richtete Notifikation die Anwendung 
dieses Übereinkommens auf jedes 
andere in der Erklärung bezeichnete 
Hoheitsgebiet ausdehnen, dessen 
internationale Beziehungen sie wahr¬ 
nimmt oder für das sie berechtigt ist, 
Verträge zu schließen. 

(3) Jede nach Absatz 2 abgegebene 
Erklärung kann für jedes in der Er¬ 
klärung bezeichnete Hoheitsgebiet 
gemäß dem in Artikel 13 dieses Über¬ 
einkommens festgelegten Verfahren 
zurückgezogen werden. 


Artikel 12 

(1) Ungeachtet der Bestimmungen 
dieses Übereinkommens kann jede 
Vertragspartei bei der Unterzeichnung 
oder bei der Hinterlegung ihrer 
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tion, acceptdnce or accession, tempo- 
rarily reserve, for the limited period 
stated below. the right: 

|a) not to provide for the grant of 
Patents in respect of food and 
pharmaceutical products, as such, 
and agricultural or horticultural 
processes other than those to 
which paragraph (b) of Article 2 
applies; 

(b) to grant valid patents for inven- 
tions disclosed within the six 
months preceding the filing of 
the application, either, apart from 
the case referred to in para¬ 
graph 4 (b) of Article 4, by the 
inventor himself, or, apart from 
the case referred to in para¬ 
graph 4 (a) of Article 4, by a 
third party as a result of Informa¬ 
tion derived from the inventor. 


2. The limited period referred to in 
paragraph 1 of this Article shall be 
ten years in the case of sub-para- 
graph (a) and five years in the case of 
sub-paragraph (b). It shall Start from 
the entry into force of this Convention 
for the Contracting Party considered. 

3. Any Contracting Party which 
makes a reservation under this Article 
shall withdraw the said reservation 
as soon as circumstances permit. Such 
withdrawal shall be made by notifica- 
tion addressed to the Secretary-Gen- 
eral of the Council of Europe- and 
shall take effect one month from the 
date of receipt of such notification. 

Article 13 

!. This Convention shall remain in 
force indefinitely. 

2. Any Contracting Party may, in 
so far as it is concerned, denounce 
this Convention by means of a notifi¬ 
cation addressed to the Secretary- 
General of the Council of Europe. 

3. Such denunciation shall take ef¬ 
fect six months after the date of 
receipt by the Secretary-General of 
such notification. 


Article 14 

The Secretary-General of the Coun¬ 
cil of Europe shall notify the member 
States of the Council, any State which 
has acceded to this Convention and 
the Director of the International 
Bureau for the Protection of Industrial 
Property of: 

(a) any signature; 

(b) any deposit of an instrument of 
ratification, acceptance or acces¬ 
sion ; 


du depöt de son instrument de ratifi¬ 
cation, d'acceptation ou d'adhesion, se 
reserver, pour la periode transitoire 
definie ci-apres, la faculte: 

(a) de ne pas prevoir l'octroi de bre- 
vets pour les produits alimentaires 
et pharmaceutiques en tant que 
tels, ainsi que pour les procedes 
agricoles ou horticoles autres que 
ceux auxquels s’applique l'arti- 
cle 2, lettre (b); 

(b) d'octroyer valablement des bre- 
vets pour des inventions divul- 
guees dans les six mois precödant 
le depöt de la demande, soit en 
dehors du cas prevu sous l’arti- 
cle 4, paragraphe 4 (b), par l'inven- 
teur lui-meme, soit en dehors du 
cas prevu ä l’article 4, paragra¬ 
phe 4 (a), par un tiers ayant regu 
des informations provenant de l'in- 
venteur. 


2. La periode transitoire visee au 
paragraphe 1 est de dix ans dans le 
cas prevu ä l'alinöa (a) et de cinq 
dans le cas prevu ä l'alinea (b). Elle 
se compte ä partir de l’entröe en vi- 
gueur de la prösente Convention ä 
1‘ögard de la Partie Contractante con- 
sideröe. 

3. Toute Partie Contractante qui fait 
une reserve en vertu du prösent ar¬ 
ticle la retirera aussitöt que les cir- 
constances le permettront. Le retrait 
de la reserve sera fait par notification 
adressee au Secrötaire Genöral du 
Conseil de l’Europe; cette notification 
prendra effet un mois apres la date 
de sa reception. 


Article 13 

1. La presente Convention demeu- 
rera en vigueur sans limitation de 
duree. 

2. Toute Partie Contractante pourra, 
en ce qui la conceme, dönoncer la 
presente Convention en adressant une 
notification au Secretaire Gönöral du 
Conseil de l'Europe. 

3. La denonciation prendra effet six 
mois apres la date de la röception de 
la notification par le Secretaire Ge¬ 
neral. 


Article 14 

Le Secretaire General du Conseil 
de l'Europe notifiera aux Etats mem- 
bres du Conseil, ä tout Etat ayant 
adhere ä la presente Convention, ain¬ 
si qu'au Directeur du Bureau interna¬ 
tional pour la Protection de la Pro- 
priete Industrielle: 

(a) toute signature; 

(b) le depöt de tout instrument de ra¬ 
tification, d'acceptation ou d’ad- 
hesion; 


Ratifikations-, Annahme- oder Bei¬ 
trittsurkunde sich für die nachstehend 
bezeichnete Übergangszeit das Recht 
Vorbehalten, 

a) die Erteilung von Patenten nicht 
vorzusehen für Nahrungs- und 
Arzneimittel als solche sowie für 
landwirtschaftliche oder garten¬ 
bauliche Verfahren, auf die nicht 
bereits Artikel 2 Buchstabe b) an¬ 
wendbar ist; 

b) rechtsgültig Patente für Erfindun¬ 
gen zu erteilen, die innerhalb von 
sechs Monaten vor Einreichung der 
Anmeldung offenbart worden sind, 
und zwar entweder, von dem in 
Artikel 4 Absatz 4 b) bereits ge¬ 
regelten Fall abgesehen, vom Er¬ 
finder selbst oder, von dem in Ar¬ 
tikel 4 Absatz 4 a) bereits geregel¬ 
ten Fall abgesehen, von einem 
Dritten, der auf den Erfinder zu¬ 
rückgehende Kenntnisse erlangt 
hat. 

(2) Die in Absatz 1 erwähnte Über¬ 
gangszeit beträgt im Fall des Buch¬ 
stabens a) zehn Jahre und im Fall des 
Buchstabens b) fünf Jahre. Sie be¬ 
ginnt mit dem Inkrafttreten dieses 
Übereinkommens für die betreffende 
Vertragspartei. 

(3) Jede Vertragspartei, die auf 
Grund dieses Artikels einen Vorbehalt 
macht, nimmt ihn zurück, sobald es 
die Umstände gestatten. Die Rück¬ 
nahme des Vorbehalts erfolgt durch 
eine an den Generalsekretär des 
Europarats gerichtete Notifikation 
und wird einen Monat nach dem Tag 
des Eingangs der Notifikation wirk¬ 
sam. 

Artikel 13 

(1) Dieses Übereinkommen bleibt 
zeitlich unbegrenzt in Kraft. 

(2) Jede Vertragspartei kann dieses 
Übereinkommen für sich selbst durch 
eine an den Generalsekretär des Eu¬ 
roparats gerichtete Notifikation kün¬ 
digen. 

(3) Die Kündigung wird sechs Mo¬ 
nate nach dem Tag des Eingangs der 
Notifikation beim Generalsekretär 
wirksam. 


Artikel 14 

Der Generalsekretär des Europarats 
notifiziert den Mitgliedstaaten des 
Rats, jedem Staat, der diesem Über¬ 
einkommen beigetreten ist, sowie dem 
Direktor des Internationalen Büros 
zum Schutz des gewerblichen Eigen¬ 
tums 

a) jede Unterzeichnung; 

b) jede Hinterlegung einer Ratifika¬ 
tions-, Annahme- oder Beitrittsur¬ 
kunde; 
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(c) any date of entry into force of 
this Convention; 

(d) any declaration and notification 
received in pursuance of the pro- 
visions of paragraphs 2 and 3 of 
Article 11; 

(e) any reservation made in pursu¬ 
ance of the provisions of para- 
graph 1 of Article 12; 

(f) the withdrawal of any reservation 
carried out in pursuance of the 
provisions of paragraph 3 of Arti¬ 
cle 12; 

(g) any notification received in pur¬ 
suance of the provisions of para¬ 
graph 2 of Article 13 and the date 
on which denunciation takes.ef- 
fect. 


IN WITNESS WHEREOF the under- 
signed, being duly authorised thereto, 
have signed this Convention. 


DONE at Strasbourg, this 27th day 
of November 1963 in English and in 
French, both texts being equally 
authoritative, in a single copy which 
shall remain deposited in the archives 
of the Council of Europe. The Secre- 
tary-General shail transmit certified 
copies to each of the signatory and 
acceding States and to the Director 
of the International Bureau for the 
Protection of Industrial Property. 


(c) toute date d'entree en vigueur de 
la presente Convention; 

(d) toute declaration et notification 
re<pues en application des disposi- 
tions des paragraphes 2 et 3 de 
1‘article 11; 

(e) toute reserve formulee en appli¬ 
cation des dispositions du para- 
graphe 1 de l'article 12; 

(f) le retrait de toute reserve effectue 
en application des dispositions du 
paragraphe 3 de l’article 12; 

(g) toute notification recue en appli¬ 
cation des dispositions du para¬ 
graphe 2 de l'article 13 et la date 
ä laquelle la d^nonciation prendra 
effet. 


EN FOI DE QUOI, les soussign&s, 
düment autorises a cet effet, ontsign£ 
la präsente Convention. 


FAIT ä Strasbourg, le 27 novembre 
1963, en francais et en anglais, les 
deux textes faisant £galement foi, en 
un seul exemplaire qui sera d6pos6 
dans les archives du Conseil de l’Eu- 
rope. Le Secr^taire G6nöral du Con¬ 
seil de l'Europe en communiquera co- 
pie certifiöe conforme ä chacun des 
Etats signataires et adhGrents ainsi 
qu'au Directeur du Bureau internatio¬ 
nal pour la Protection de la Propriete 
Industrielle. 


c) jeden Tag des Inkrafttretens dieses 
Übereinkommens; 

d) jede nach Artikel 11 Absätze 2 
und 3 eingegangene Erklärung und 
Notifikation; 

e) jeden nach Artikel 12 Absatz 1 ge¬ 
machten Vorbehalt; 

f) jede nach Artikel 12 Absatz 3 be¬ 
wirkte Rücknahme eines Vorbe¬ 
halts; 

g) jede nach Artikel 13 Absatz 2 ein¬ 
gegangene Notifikation und den 
Tag, an dem die Kündigung wirk¬ 
sam wird. 


ZU URKUND DESSEN haben die 
hierzu gehörig befugten Unterzeich¬ 
neten dieses Übereinkommen unter¬ 
schrieben. 


GESCHEHEN zu Straßburg am 
27. November 1963 in englischer und 
französischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich 
ist, in einer Urschrift, die im Archiv 
des Europarats hinterlegt wird. Der 
Generalsekretär des Europarats über¬ 
mittelt jedem Unterzeichnerstaat und 
jedem beitretenden Staat sowie dem 
Direktor des Internationalen Büros 
zum Schutz des gewerblichen Eigen¬ 
tums eine beglaubigte Abschrift. 
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The Contracting States, 

Desiring to make a contribution to 
the progress of Science and technol- 

ogy. 

Desiring to perfect the legal protec¬ 
tion of inventions, 

Desiring to simplify and render 
more economical the obtaining of pro¬ 
tection for inventions where protec¬ 
tion is sought in several countries, 

Desiring to facilitate and accelerate 
access by the public to the technica! 
Information contained in documents 
describing new inventions, 


Desiring to foster and accelerate the 
economic development of developing 
countries through the adoption of 
measures designed to increase the 
efficiency of their legal Systems, 
whether national or regional, institut- 
ed for the protection of inventions 
by providing easily accessible Infor¬ 
mation on the availability of techno- 
logical Solutions applicable to their 
special needs and by facilitating ac¬ 
cess to the ever expanding volume of 
modern technology, 


Convinced that Cooperation among 
nations will greatly facilitate the 
attainment of these aims, 

Have concluded the present Treaty. 


Jntroductory Provisions 

Article 1 

Establishment of a Union 

(1) The States party to this Treaty 
(hereinafter called “the Contracting 
States") constitute a Union for Co¬ 
operation in the filing, searching, and 
examination, of applications for the 
protection of inventions, and for ren- 
dering special technical Services. The 
Union shall be known as the Inter¬ 
national Patent Cooperation Union. 


(2) No Provision of this Treaty shall 
be interpreted as diminishing the 
rights under the Paris Convention for 
the Protection of Industrial Property 
of any national or resident of any 
country party to that Convention. 


Les Etats conlraclants, 

Desireux de contribuer au develop- 
pement de la science et de la techno- 
logie, 

Desireux de perfectionner la protec¬ 
tion legale des inventions, 

Desireux de simplifier et de rendre 
plus economique l’obtention de Ja pro¬ 
tection des inventions lorsqu’elle est 
desiree dans plusieurs pays, 

Desireux de faciliter et de häter 
l'acces de tous aux informations tech- 
niques contenues dans les documents 
qui decrivent les inventions nouvel- 
les, 


Desireux de stimuler et dacc61§rer 
le progres economique des pays en 
voie de developpement en adoptant 
des mesures de nature ä accroitre 
lefficacite de leurs systemes 16gaux 
de protection des inventions, qu ils 
soient nationaux ou regionaux. en 
Ieur permettant d'avoir facilement ac- 
ces aux informations relatives ä l’ob¬ 
tention de Solutions techniques adap« 
t6es ä leurs besoins spgcifiques et en 
leur facilitant l’acces au volume tou- 
jours croissant de la technologie mo¬ 
derne, 


Convaincus que la Cooperation in¬ 
ternationale facilitera grandement la 
realisation de ces buts, 


Ont conclu le present traite: 


Dispositions introductives 

Article premier 
Etablissement d'une union 

1) Les Etats parties au present trait6 
(ci-apres denommes «Etats contrac- 
tants») sont constitues ä l’etat d’union 
pour la cooperation dans le domaine 
du depöt, de la recherche et de l’exa- 
men des demandes de protection des 
inventions, ainsi que pour la presta- 
tion de Services techniques speciaux. 
Cette union est denommee Union in¬ 
ternationale de cooperation en matiere 
de brevets. 


2) Aucune disposition du present 
traite ne peut etre interpretee comme 
restreignant les droits prevus par la 
Convention de Paris pour la protec¬ 
tion de la propriete industrielle en 
faveur des nationaux des pays parties 
ä cette Convention ou des personnes 
domiciliees dans ces pays. 


(Amtliche Übersetzung gemäß Art. 67 
Abs. 1 Buchst, b des Vertrags) 

Die Vertragsstaaten, 

In dem Wunsch, einen Beitrag für 
den Fortschritt von Wissenschaft und 
Technik zu leisten, 

In dem Wunsch, den Schutz von Er¬ 
findungen zu vervollkommnen. 

In dem Wunsch, den Schutz von Er¬ 
findungen, wenn um Schutz in mehre¬ 
ren Ländern nachgesucht wird, zu er¬ 
leichtern und wirtschaftlicher zu ge¬ 
stalten, 

In dem Wunsch, der Öffentlichkeit 
den Zugang zu technischen Informa¬ 
tionen, die in Dokumenten enthalten 
sind, in denen neue Erfindungen be¬ 
schrieben werden, zu erleichtern und 
zu beschleunigen, 

In dem Wunsch, den wirtschaft¬ 
lichen Fortschritt der Entwicklungs¬ 
länder zu fördern und zu beschleuni¬ 
gen, durch die Annahme von Maßnah¬ 
men, die bestimmt sind, die Wirksam¬ 
keit der auf nationaler oder regiona¬ 
ler Ebene für den Schutz von Erfin¬ 
dungen entwickelten Rechtssysteme 
dadurch zu erhöhen, daß leicht er¬ 
reichbare Informationen über die Ver¬ 
fügbarkeit technischer Lösungen, die 
auf ihre besonderen Bedürfnisse zuge¬ 
schnitten sind, zur Verfügung gestellt 
werden und daß der Zugang zu der in 
ständigem Wachstum begriffenen mo¬ 
dernen Technik erleichtert wird, 

In der Überzeugung, daß die inter¬ 
nationale Zusammenarbeit die Ver¬ 
wirklichung dieser Ziele in hohem 
Maße fördern wird, 

Haben diesen Vertrag geschlossen. 


Einleitende Bestimmungen 

Artikel 1 

Bildung eines Verbands 

(1) Die Mitgliedstaaten dieses Ver¬ 
trags (nachstehend als „Vertragsstaa¬ 
ten" bezeichnet) bilden einen Ver¬ 
band für die Zusammenarbeit bei der 
Einreichung, der Recherche und der 
Prüfung von Anmeldungen für den 
Schutz von Erfindungen und für die 
Leistung besonderer technischer 
Dienste. Der Verband trägt die Be¬ 
zeichnung Internationaler Verband 
für die Zusammenarbeit auf dem Ge¬ 
biet des Patentwesens. 

(2) Keine Bestimmung dieses Ver¬ 
trags ist so auszulegen, daß sie die 
Rechte aus der Pariser Verbandsüber¬ 
einkunft zum Schutz des gewerb¬ 
lichen Eigentums der Personen beein¬ 
trächtigt, die die Staatsangehörigkeit 
eines Mitgliedslands dieser Überein¬ 
kunft besitzen oder in einem solchen 
Land ihren Sitz oder Wohnsitz haben. 
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Article 2 
Definit ions 

Fo» ihe purposes o! this Treaty and 
thc- Regulations and unless expressiv 
stated otherwise: 

(i) "application“ means an appü- 
cation for the protection of an 
invention,- references to an 
“application“ shall be construed 
as references to appiications 
for patents for inventions, in- 
ventors'certificates, utility cer¬ 
tificates, utility models, patents 
or certificates of addition, In¬ 
ventars 1 certificates of addition, 
and utility certificates of ad¬ 
dition; 

(ii) references to a "patent” shall 
be construed as references to 
patents for inventions, inven- 
tors’ certificates, utility certifi¬ 
cates, utility models, patents or 
certificates of addition, inven- 
tors’ certificates of addition, 
and utility certificates of ad¬ 
dition; 

(iii) “national patent“ means a pat¬ 
ent granted by a national 
authority; 

(iv) “regional patent" means a pat¬ 
ent granted by a national or 
an intergovernmental authority 
having the power to grant pat¬ 
ents effective in more than one 
State; 


(v) “regional application“ means 
an application for a regional 
patent; 

(vi) references to a "national ap¬ 
plication" shall be construed as 
references to appiications for 
national patents and regional 
patents, other than appiications 
filed under this Treaty; 


Ivii) “international application“ 
means an application filed 
under this Treaty,- 

(viii) references to an “application' 
shall be construed as refer¬ 
ences to international appiica¬ 
tions and national appiications; 

(ix) references to a “patent" shall 
be construed as references to 
national patents and regional 
patents; 

(x) references to "national law“ 
shall be construed as refer¬ 
ences to the national law of a 


Article 2 
Definitions 

Au so ns du present traite et du 
regiement d'execution. et sauf lors- 
qu'un sens different est expressement 
indique: 

i) on entend pai «demande» une 
demande de protection dune 
invention; toute reference ä 
une «demande» s'entend comme 
une reference aux deraandes de 
brevets d'invention, de certifi- 
cats d'auteur d'invention, de 
certificats d'utilite, de modeles 
d'utilite, de brevets ou certifi¬ 
cats d’addition, de certificats 
d'auteur d'invention addition- 
nels et de certificats d'utilite 
additionnels; 

ii) toute reference ä un «brevet» 
s'entend comme une reference 
aux brevets d'invention, aux 
certificats d'auteur d'invention, 
aux certificats dutilite, aux 
modeles d'utilite, aux brevets 
ou certificats daddition, aux 
certificats d'auteur d’invention 
additionnels et aux certificats 
d'utilite additionnels; 

iii) on entend par «brevet national» 
un brevet delivre par une ad- 
ministration nationale; 

iv) on entend par «brevet regional» 
un brevet delivre par une ad- 
ministration nationale ou inter- 
gouvernementale habilitee ä de- 
livrer des brevets ayant effet 
dans plus d un Etat; 


v) on entend par «demande regio¬ 
nale» une demande de brevet 
regional; 

vi) toute reference ä une «demande 
nationale» s'entend comme une 
reference aux demandes de bre¬ 
vets nationaux et de brevets 
regionaux, autres que les de¬ 
mandes deposees conformement 
au present traite; 

vii) on entend par «demande inter¬ 
nationale» une demande depo- 
see conformement au present 
traite; 

viii) toute reference ä une «deman¬ 
de» s'entend comme une refe¬ 
rence aux demandes internatio¬ 
nales et nationales; 

ix) toute reference ä un «brevet» 
s'entend comme une reference 
aux brevets nationaux et regio¬ 
naux; 

x) toute reference ä la «legislation 
nationale» s'entend comme une 
reference ä la legislation na- 


Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Vertrags und der 
Ausführnngsordnung und sofern nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt 
wird; 

i) bedeutet „Anmeldung“ eine An¬ 
meldung für den Schutz einer 
Erfindung; Bezugnahmen auf 
eine „Anmeldung" sind zu ver¬ 
stehen als Bezugnahme auf An¬ 
meldungen für Erfindungspa¬ 
tente, für Erfinderscheine, für 
Gebrauchszertifikate, für Ge¬ 
brauchsmuster, für Zusatzpa¬ 
tente oder -Zertifikate, für Zu¬ 
satzerfinderscheine und Zusatz¬ 
gebrauchszertifikate; 

ii) sind Bezugnahmen auf ein „Pa¬ 
tent" zu verstehen als Bezug¬ 
nahmen auf Erfindungspatente, 
auf Erfinderscheine, auf Ge¬ 
brauchszertifikate, auf Ge¬ 
brauchsmuster, auf Zusatzpa¬ 
tente oder -Zertifikate und auf 
Zusatzgebrauchszertifikate; 


iii) bedeutet „nationales Patent“ 
ein von einem nationalen Amt 
erteiltes Patent; 

iv) bedeutet „regionales Patent" 
ein von einem nationalen Amt 
oder von einer zwischenstaat¬ 
lichen Behörde erteiltes Patent, 
wenn das Amt oder die Be¬ 
hörde die Befugnis hat, Patente 
zu erteilen, die in mehr als in 
einem Staat Wirkung entfalten; 

v) bedeutet „regionale Anmel¬ 
dung" eine Anmeldung für die 
Erteilung eines regionalen Pa¬ 
tents; 

vi) sind Bezugnahmen auf eine 
„nationale Anmeldung" zu ver¬ 
stehen als Bezugnahmen auf 
Anmeldungen für die Erteilung 
nationaler oder regionaler Pa¬ 
tente, sofern die Anmeldungen 
nicht nach diesem Vertrag ein¬ 
gereicht werden; 

vii) bedeutet „internationale An¬ 
meldung“ eine nach diesem 
Vertrag eingereichte Anmel¬ 
dung; 

viii) sind Bezugnahmen auf eine 
„Anmeldung" zu verstehen als 
Bezugnahmen auf internatio¬ 
nale Anmeldungen und natio¬ 
nale Anmeldungen; 

ix) sind Bezugnahmen auf ein „Pa¬ 
tent" zu verstehen als Bezug¬ 
nahmen auf nationale und re¬ 
gionale Patente; 

x) sind Bezugnahmen auf das „na¬ 
tionale Recht“ zu verstehen als 
Bezugnahmen auf das nationale 
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Contracting State or, where a 
regional application or a re¬ 
gional patent is involved, to 
the treaty providing for the 
filing of regional applications 
or the granting of regional pat- 
ents; 

(xi) "priority date," for the pur- 
poses of computing time limits, 
means: 

(a) where the international ap¬ 
plication contains a priority 
Claim under Article 8, the 
filing date of the applica¬ 
tion whose priority is so 
claimed; 

(b) where the international ap¬ 
plication contains several 
priority Claims under Ar¬ 
ticle 8, the filing date of the 
earliest application whose 
priority is so claimed; 


(c) where the international ap¬ 
plication does not contain 
any priority claim under 
Article 8, the international 
filing date of such applica¬ 
tion; 

(xii) "national Office" means the 
government authority of a 
Contracting State entrusted 
with the granting of patents? 
references to a "national Of¬ 
fice" shall be construed as 
referring also to any inter- 
governmental authority which 
several States have entrusted 
with the task of granting re¬ 
gional patents, provided that at 
least one of those States is a 
Contracting State, and provid¬ 
ed that the said States have 
authorized that authority to as- 
sume the obligations and exer- 
cise the powers which this 
Treaty and the Regulations 
provide for in respect of na¬ 
tional Offices; 

(xiii) "designated Office" means the 
national Office of or acting for 
the State designated by the 
applicant under Chapter I of 
this Treaty; 

(xiv) "elected Office" means the na¬ 
tional Office of or acting for 
the State elected by the ap¬ 
plicant under Chapter II of this 
Treaty; 

(xv) "receiving Office" means the 
national Office or the inter- 
governmental Organization with 
which the international ap¬ 
plication has been filed; 


tionale dun Etat contractant 
ou, Iorsqu'il s'agit d’une deman- 
de regionale ou d'un brevet 
regional, au traite qui prevoit 
le depöt de demandes regiona¬ 
les ou la delivrance de brevets 
regionaux; 

xi) on entend par «date de priori¬ 
te», aux fins du calcul des de- 
lais: 

a) lorsque la demande inter¬ 

nationale comporte une re- 
vendication de priorite se- 
lon l’article 8, la date du 
depöt de la demande dont la 
priorite est ainsi revendi- 
quee; 

b) lorsque la demande inter¬ 

nationale comporte plusieurs 
revendications de priorite 
selon l'article 8, la date du 
depöt de la demande la plus 
ancienne dont la prioritö est 
ainsi revendiquee; 

c) lorsque la demande inter¬ 

nationale ne comporte au- 
cune revendication de prio¬ 
rite selon l'article 8, la date 
du depöt international de 
cette demande; 

xii) on entend par «Office national» 

l'administration gouvememen- 
tale d un Etat contractant 
chargee de delivrer des bre¬ 
vets ; toute reference ä un «Of¬ 
fice national» s'entend egale- 

ment comme une reference ä 
toute administration intergou- 
vernementale chargee par plu¬ 
sieurs Etats de delivrer des bre¬ 
vets regionaux, ä condition que 
l un de ces Etats au moins soit 
un Etat contractant et que ces 
Etats aient autorise ladite ad¬ 
ministration ä assumer les obli¬ 
gations et ä exercer les pou- 
voirs que le present traite et Ie 
regiement d'execution attri- 
buent aux Offices nationaux; 

xiii) on entend par «Office designe» 
l'office national de l’Etat de¬ 
signe par le deposant conforme- 
ment au chapitre I du present 
traite, ainsi que tout Office agis- 
sant pour cet Etat; 

xiv) on entend par «Office elu» l of- 
fice national de l’Etat elu par 
le deposant conformement au 
chapitre II du present traite, 
ainsi que tout Office agissant 
pour cet Etat; 

xv) on entend par «office recep- 
teur» l'office national ou l'orga- 
nisation intergouvernementale 
oü la demande internationale 
a ete deposee; 


Recht eines VertragsstaaU oder, 
wenn es sich um eine regionale 
Anmeldung oder ein regionales 
Patent handelt, als Bezugnah¬ 
men auf den Vertrag, der die 
Einreichung regionaler Anmel¬ 
dungen oder die Erteilung re¬ 
gionaler Patente vorsieht; 

xi) bedeutet „Prioritätsdatum" für 
die Berechnung der in diesem 
Vertrag und der Ausführungs¬ 
ordnung vorgesehenen Fristen: 

a) wenn für die internationale 
Anmeldung eine Priorität 
nach Artikel 8 beansprucht 
wird, das Anmeldedatum der 
Anmeldung, deren Priorität 
in Anspruch genommen 
wird; 

b) wenn für die internationale 
Anmeldung mehrere Priori¬ 
täten nach Artikel 8 in An¬ 
spruch genommen werden, 
das Anmeldedatum der älte¬ 
sten Anmeldung, deren Prio¬ 
rität in Anspruch genommen 
wird; 

c) wenn für die internationale 
Anmeldung keine Priorität 
nach Artikel 8 in Anspruch 
genommen wird, das inter¬ 
nationale Anmeldedatum 
dieser Anmeldung; 

xii) bedeutet „nationales Amt“ die 
mit der Erteilung von Patenten 
beauftragte Regierungsbehörde 
eines Vertragsstaats; Bezugnah 
men auf ein „nationales Amt" 
sollen auch eine zwischenstaat¬ 
liche Behörde einschließen, die 
mehrere Staaten mit der Ertei¬ 
lung regionaler Patente beauf¬ 
tragt haben, sofern mindestens 
einer dieser Staaten ein Ver¬ 
tragsstaat ist und sofern die ge¬ 
nannten Staaten die Behörde 
ermächtigt haben, die Pflichten 
zu übernehmen und die Rechte 
auszuüben, die dieser Vertrag 
und die Ausführungsordnung 
für nationale Ämter vorsehen: 


xiii) bedeutet „Bestimmungsamt" 
das nationale Amt des Staates, 
den der Anmelder nach Kapi 
tel I dieses Vertrags bestimmt 
hat, oder das für diesen Staat 
handelnde nationale Amt; 

xiv) bedeutet „ausgewähltes Amt" 
das nationale Amt des Staates, 
den der Anmelder nach Kapi¬ 
tel II dieses Vertrags ausge¬ 
wählt hat, oder das für diesen 
Staat handelnde nationale Amt; 

xv) bedeutet „Anmeldeamt" das na¬ 
tionale Amt oder die zwischen¬ 
staatliche Organisation, bei der 
die internationale Anmeldung 
eingcreicht worden ist; 
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(xvi) "Union" means the Interna¬ 
tional Patent Cooperation 
Union; 

(xvii) "Assembly” means the As- 
sembly ol the Union; 

(xviii) "Organization" means the 
World Inteliectual Property 
Organization; 

(xix) "International Bureau" means 
the International Bureau of the 
Organization and, as long as it 
subsists, the United Interna¬ 
tional Bureaux for the Protec¬ 
tion of Inteliectual Property 
(BIRPI); 

(xx) "Director General" means the 
Director General of the Or¬ 
ganization and, as long as 
BIRPI subsists, the Director of 
BIRPI. 


Chapter I 

International Application 
and International Search 

Article 3 

The International Application 

(1) Applications for the protection 
of inventions in any of the Contract¬ 
ing States may be filed as interna¬ 
tional applications under this Treaty. 

(2) An international application 
shall contain, as specified in this 
Treaty and the Regulations, a request, 
a description, one or more Claims, one 
or more drawings (where required), 
and an abstract. 


(3) The abstract merely serves the 
purpose of technical information and 
cannot be taken into account for any 
other purpose, particularly not for the 
purpose of interpreting the scope of 
the protection sought. 

(4) The international application 
shall: 

(i) be in a prescribed language; 

(ii) comply with the prescribed 
physical requirements; 

(iii) comply with the prescribed re- 
quirement of unity of invention; 

(iv) be subject to the payment of the 
prescribed fees. 

Article 4 
The Request 

(1) The request shall contain: 

(i) a petition to the effect that the 
international application be pro- 
cessed according to this Treaty; 


xvi) on entend par Union:-' l'Union 
internationale de Cooperation 
en matiere de brevets; 

xvii) on entend par «Assemblee 
l'Assemblee de l'Union,- 

xviii) on entend par «Organisation» 

- 1‘Organisation mondiale de la 
propriete intellectuelle; 
xix) on entend par «Bureau inter¬ 
national» le Bureau internatio¬ 
nal de l'Organisation et, tanl 
qu'ils existeront, les Bureaux 
internationaux reunis pour la 
protection de la propriete intel¬ 
lectuelle (BIRPI); 

xx) on entend par «Directeur gene¬ 
ral» le Directeur general de 
l’Organisation et, tant que les 
BIRPI existeront, le Directeur 
des BIRPI. 

Chapitre I 

Demande internationale 
et recherdie internationale 

Article 3 

Demande internationale 

1) Les demandes de protection des 
inventions dans tout Etat contrac- 
tant peuvent etre deposees en tant 
que demandes internationales au sens 
du present traite. 

2) Une demande internationale doit 
comporter, conformement au present 
traite et au regiement d'execution, 
une requete, une description, une ou 
plusieurs revendications, un ou plu- 
sieurs dessins (lorsqu ils sont requis) 
et un abrege. 

3) L'abrege sert exclusivement a des 
fins d’information technique; il ne peut 
etre pris en consideration pour au- 
cune autre fin, notamment pour ap- 
precier l’etendue de la protection de- 
mandee. 

4) La demande internationale: 

i) doit etre redigee dans une des 
langues prescrites; 

ii) doit remplir les conditions mate¬ 
rielles prescrites; 

iii) doit satisfaire ä l'exigence pres- 
crite d’unite de l’invention; 

iv) est soumise au paiement des laxes 
prescrites. 

Article 4 
Requete 

1) La requete doit comporter: 

i) une petition selon laquelle la de¬ 
mande internationale doit etre 
traitee conformement au present 
traite; 


xvi) bedeutet „Verband" den Ver¬ 
band für die Internationale Zu¬ 
sammenarbeit auf dem Gebiet 
des Patentwesens; 

xvii) bedeutet „Versammlung" die 
Versammlung des Verbands; 

xviii) bedeutet „Organisation" die 
Weltorganisation für geistiges 
Eigentum; 

xix) bedeutet „Internationales Büro" 
das Internationale Büro der Or¬ 
ganisation und — für die Dauer 
ihres Bestehens — die Ver¬ 
einigten Internationalen Büros 
für den Schutz des geistigen 
Eigentums (BIRPI); 

xx) bedeutet „Generaldirektor" den 
Generaldirektor der Organisa¬ 
tion und — für die Dauer des 
Bestehens der BIRPI — den Di¬ 
rektor der BIRPI. 

Kapitel I 

Internationale Anmeldung 
und internationale Recherdie 

Artikel 3 

Die internationale Anmeldung 

(1) Anmeldungen zum Schutz von 
Erfindungen in jedem der Vertrags 
Staaten können als internationale An¬ 
meldungen im Sinne dieses Vertrags 
eingereicht werden. 

(2) Eine internationale Anmeldung 
hat in der in diesem Vertrag und der 
Ausführungsordnung festgelegten 
Form einen Antrag, eine Beschrei¬ 
bung, einen oder mehrere Ansprüche, 
eine oder mehrere Zeichnungen 
(soweit erforderlich) und eine Zusam¬ 
menfassung zu enthalten. 

(3) Die Zusammenfassung dient 
ausschließlich der technischen Infor¬ 
mation und kann nicht für andere 
Zwecke, insbesondere nicht für die 
Bestimmung des Umfangs des begehr¬ 
ten Schutzes herangezogen werden. 

(4) Die internationale Anmeldung: 

i) muß in einer vorgeschriebenen 
Sprache abgefaßt sein; 

ii) hat den vorgeschriebenen Form- 
erfordernden zu entsprechen; 

iii) hat den vorgeschriebenen Anfor¬ 
derungen über die Einheitlichkeit 
der Erfindung zu entsprechen; 

iv) verpflichtet zur Zahlung der vor¬ 
geschriebenen Gebühren. 

Artikel 4 
Der Antrag 

(1) Der Antrag hat zu enthalten: 
i) ein Gesuch auf Behandlung der 
internationalen Anmeldung nach 
diesem Vertrag; 
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(ii) the designation of the Contract¬ 
ing State or Stales in which 
protection for the invention is 
desired on the basis of the inter¬ 
national application ("designated 
States"); if for any designated 
State a regional patent is avail- 
able and the applicant wishes to 
obtain a regional patent rather 
than a national patent, the re¬ 
quest shall so indicate; if, under 
a treaty concerning a regional 
patent, the applicant cannot limit 
his application to certain of the 
States party to that treaty, desig¬ 
nation of one of those States and 
the indication of the wish to ob¬ 
tain the regional patent shall be 
treated as designation of all the 
States party to that treaty,- if, 
under the national law of the 
designated State, the designation 
of that State has the effect of an 
application for a regional patent, 
the designation of the said State 
shall be treated as an indication 
of the wish to obtain the regional 
patent; 


(iii) the name of and other prescribed 
data concerning the applicant 
and the agent (if any); 


(iv) the title of the invention; 

(v) the name of and other prescribed 
data concerning the inventor 
where the national law of at least 
one of the designated States re- 
quires that these indications be 
fumished at the time of filing a 
national application. Otherwise, 
the said indications may be 
fumished either in the request or 
in separate notices addressed to 
each designated Office whose 
national law requires the furnish- 
ing of the said indications bul 
allows that they be fumished at 
a time later than that of the filing 
of a national application. 


(2) Every designation shall be sub- 
ject to the payment of the prescribed 
fee within the prescribed time limit. 

(3) Unless the applicant asks for 
any of the other kinds of protection 
referred to in Article 43, designation 
shall mean that the desired protection 
consists of the grant of a patent by or 
for the designated State. For the pur- 
poses of this paragraph, Article 2 (ii) 
shall not apply. 

(4) Failure to indicate in the request 
the name and other prescribed data 
concerning the inventor shall have no 
consequence in any designated State 


ii) la designation du ou des Etats 
contractants oü la protection de 
l'mvention est demandee sur la 
base de la demande internationale 
(«Etats designes»); si le deposant 
peut et desire, pour tout Etat de¬ 
signe, obtenir un brevet regional 
au lieu d un brevet national, la 
requete doit l indiquer; si le de¬ 
posant ne peut, en vertu d un trai- 
te relatif ä un brevet regional, 
limiter sa demande ä cerlains des 
Etats parties audit traite, la de¬ 
signation de l'un de ces Etats et 
lindication du desir dobtenir un 
brevet regional doivent etre assi- 
milees ä une designation de tous 
ces Etats; si, selon la legislation 
nationale de l'Etat designe, la de¬ 
signation de cet Etat a les effets 
d une demande regionale, cette de¬ 
signation doit etre assimilöe ä 
l indication du desir d obtenir un 
brevet regional; 


iii) le nom et les autres renseigne- 
ments prescrits relatifs au depo¬ 
sant et au mandataire (le cas 
echeant); 

iv) le titre de I'invention; 

v) le nom de Finventeur et les autres 
renseignements prescrits le con- 
cernant, dans le cas oü la legis¬ 
lation d'au moins l’un des Etats 
designes exige que ces indications 
soient fournies des le depöt d'une 
demande nationale; dans les au¬ 
tres cas, lesdites indications peu- 
vent figurer soit dans la requete, 
soit dans des notices distinctes 
adressees a chaque office d£sign€ 
dont la legislation nationale exige 
ces indications mais permet qu'el- 
les ne soient äonnees qu’apres le 
depöt de la demande nationale. 


2) Toute designation est soumise au 
paiement, dans le delai prescrit, des 
taxes prescrites. 

3) Si le deposant ne demande pas 
dautres titres de protection vises ä 
l'article 43, la designation signifie que 
la protection demandee consiste en 
la delivrance d’un brevet par ou pour 
l'Etat designe. Aux fins du present 
alinea, l'article 2. ii) ne s'applique pas. 

4) L'absence, dans la requete, du 
nom de linventeur et des autres ren¬ 
seignements concernant linventeur 
n’entraine aucune consequence dans 


ii) die Bestimmung des Vertrags¬ 
staats oder der Vertragsstaaten, in 
denen Schutz für die Erfindung 
auf der Grundlage der internatio¬ 
nalen Anmeldung begehrt wird 
(Bestimmungsstaaten); kann mit 
Wirkung für einen Bestimmungs¬ 
staat ein regionales Patent erteilt 
werden und wünscht der 
Anmelder ein regionales Patent an 
Stelle eines nationalen Patents, so 
ist im Antrag hierauf hinzuwei¬ 
sen; kann der Anmelder nach dem 
das regionale Patent betreffenden 
Vertrag seine Anmeldung nicht 
auf einzelne der Vertragsstaaten 
des genannten Vertrags beschrän¬ 
ken, so wird die Bestimmung 
eines dieser Staaten in Verbin¬ 
dung mit dem Hinweis auf den 
Wunsch, ein regionales Patent zu 
erhalten, als Bestimmung aller 
Vertragsstaaten des genannten 
Vertrags behandelt; hat nach dem 
nationalen Recht eines Bestim¬ 
mungsstaats die Bestimmung die¬ 
ses Staates die Wirkung einer An¬ 
meldung für ein regionales Patent, 
so wird die Bestimmung dieses 
Staates als Hinweis auf den 
Wunsch, ein regionales Patent zu 
erhalten, behandelt; 

iii) den Namen des Anmelders und 
(soweit vorhanden) des Anwalts 
sowie andere diese Personen be¬ 
treffende vorgeschriebene Anga¬ 
ben; 

iv) die Bezeichnung der Erfindung; 

v) den Namen des Erfinders und an¬ 
dere den Erfinder betreffende vor- 
geschriebene Angaben, wenn das 
nationale Recht mindestens eines 
Bestimmungsstaats verlangt, daß 
diese Angaben im Zeitpunkt der 
nationalen Anmeldung eingereicht 
werden. In anderen Fällen können 
die genannten Angaben entweder 
in dem Antrag oder in besonderen 
Mitteilungen gemacht werden, die 
an jedes Bestimmungsamt zu rich¬ 
ten sind, dessen nationales 
Recht die genannten Angaben 
verlangt, jedoch gestattet, daß sie 
zu einem späteren Zeitpunkt als 
dem Zeitpunkt der nationalen 
Anmeldung eingereicht werden. 

(2) Für jede Bestimmung ist die 
vorgeschriebene Gebühr innerhalb 
der vorgeschriebenen Zeit zu zahlen. 

(3) Die Bestimmung bedeutet, daß 
das Schutzbegehren auf die Erteilung 
eines Patents in dem oder für den Be¬ 
stimmungsstaat gerichtet ist, sofern 
der Anmelder nicht eine andere 
Schutzart nach Artikel 43 begehrt. 
Für die Anwendung dieses Absatzes 
gilt Artikel 2 Ziffer ii nicht. 

(4) Fehlt in dem Antrag der Name 
des Erfinders oder andere den Erfin¬ 
der betreffende Angaben, so hat dies 
keine Folgen für Bestimmungsstaaten, 
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vvhose national law requires the 
furnishing of the said indications but 
allows that they be furnished at a 
time later than that of the filing of a 
national application. Failure to furnish 
the said indications in a separate 
notice shall have no consequence in 
any designated State whose national 
law does not require the furnishing 
of the said indications. 

Article 5 
The Descrlption 

The description shall disciose the 
invention in a manner sufficiently 
clear and complete for the invention 
to be carried out by a person skilled 
in the art. 

Article 6 
The Claims 

The Claim or Claims shall define the 
matter for which protection is sought. 
Claims shall be clear and concise. 
They shall be fully supported by the 
description. 

Article 7 
The Drawings 

(1) Subject to the provisions of 
Paragraph (2) (ii), drawings shall be 
required when they are necessary for 
the understanding of the invention. 

(2) Where, without being necessary 
for the understanding of the inven¬ 
tion, the nature of the invention ad- 
mits of illustration by drawings: 

(i) the applicant may include such 
drawings in the international ap¬ 
plication when filed, 

(ii) any designated Office may re¬ 
quire that the applicant file such 
drawings with it within the pre- 
scribed time Iimit. 

Article 8 
Claiming Priority 

(1) The international application 
may contain a declaration, as pre- 
scribed in the Regulations, claiming 
the priority of one or more earlier 
applications filed in or for any country 
party to the Paris Convention for the 
Protection of Industrial Property. 


(2) a) Subject to the provisions of 
subparagraph (b), the conditions for, 
and the effect of, any priority Claim 
declared under paragraph (1) shall be 


Ies Etats designes dont Ia legislation 
nationale exige ces indications mais 
permet qu'elles ne soient donnees 
qu'apres le depöt de la demande natio¬ 
nale. L'absence de ces indications 
dans une notice distincte n'entraine 
aucune consequence dans les Etats 
designes oü ces indications ne sont 
pas exigees par la legislation natio¬ 
nale. 


Article 5 
Description 

La description doit exposer l'inven- 
tion d une maniere suffisamment clai- 
re et complöte pour qu'un homme du 
metier puisse l’executer. 


Article 6 
Revendications 

La ou les revendications doivent de- 
finir l'objet de la protection deman- 
döe. Les revendications doivent etre 
claires et concises. Elles doivent se 
fonder entierement sur la description. 


Article 7 
Dessins 

1) Sous röserve de l'alinea 2) ii), des 
dessins doivent etre fournis lorsqu’ils 
sont necessaires ä l’intelligence de 
l'invention. 

2) Si 1'invention est d une nature 
teile quelle peut etre illustree par 
des dessins, meme s ils ne sont pas 
necessaires k son intelligence: 

i) le deposant peut inclure de tels 
dessins dans la demande inter¬ 
nationale lors de son depöt; 

ii) tout office designe peut exiger que 
le döposant lui fournisse de tels 
dessins dans le delai prescrit. 


Article 8 

Revendication de priorite 

1) La demande internationale peut 
comporter une declaration, conforme 
aux prescriptions du regiement d'exe- 
cution, revendiquant la priorite d'une 
ou de plusieurs demandes anterieures 
deposees dans ou pour tout pays par- 
tie ä la Convention de Paris pour la 
protection de la propriete industrielle. 


2) a) Sous reserve du sous-alinea b), 
les conditions et les effets de toute 
revendication de prioritö presentee 
conformement ä l'alinea 1) sont ceux 


deren nationales Recht diese Angaben 
zwar verlangt, jedoch gestattet, daß 
sie zu einem späteren Zeitpunkt als 
dem Zeitpunkt der nationalen Anmel¬ 
dung eingereicht werden. Werden die 
genannten Angaben nicht in einer be¬ 
sonderen Mitteilung gemacht, so hat 
dies keine Folgen in einem Bestim¬ 
mungsstaat, dessen nationales Recht 
diese Angaben nicht verlangt. 

Artikel 5 
Die Beschreibung 

In der Beschreibung ist die Erfin¬ 
dung so deutlich und vollständig zu 
offenbaren, daß ein Fachmann sie da¬ 
nach ausführen kann. 

Artikel 6 
Die Ansprüche 

Der Anspruch oder die Ansprüche 
haben den Gegenstand anzugeben, für 
den Schutz begehrt wird. Die An¬ 
sprüche sind klar und knapp zu fas¬ 
sen. Sie müssen in vollem Umfang 
durch die Beschreibung gestützt wer¬ 
den. 

Artikel 7 
Die Zeichnungen 

(1) Zeichnungen sind vorbehaltlich 
des Absatzes 2 Ziffer ii erforderlich, 
wenn sie für das Verständnis der Er¬ 
findung notwendig sind. 

(2) Sind Zeichnungen für das Ver¬ 
ständnis der Erfindung nicht notwen¬ 
dig, ist die Erfindung aber ihrer Art 
nach der Erläuterung durch Zeich¬ 
nung zugänglich, 

i) so kann der Anmelder solche 
Zeichnungen bei Einreichung der 
internationalen Anmeldung beifü¬ 
gen, 

ii) so kann jedes Bestimmungsamt 
verlangen, daß der Anmelder 
solche Zeichnungen innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist nachreicht. 

Artikel 8 

Die Inanspruchnahme 
von Prioritäten 

(1) Die internationale Anmeldung 
kann eine Erklärung der in der Aus¬ 
führungsordnung näher bestimmten 
Art enthalten, mit der die Priorität 
einer oder mehrerer in einem oder für 
einen Mitgliedstaat der Pariser Ver¬ 
bandsübereinkunft zum Schutz des ge¬ 
werblichen Eigentums eingereichter 
früherer Anmeldungen beansprucht 
wird. 

(2) a) Vorbehaltlich des Buchsta¬ 
ben b richten sich Voraussetzungen 
und Wirkung einer nach Absatz 1 ab¬ 
gegebenen Prioritätserklärung nach 
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as provided in Article 4 of the Stock¬ 
holm Act of the Paris Convention for 
the Protection of Industrial Property. 

(1>) The international application 
for which the priority of one or more 
earlier applications filed in or for a 
Contracting State is claimed may con- 
tain the designation of that State. 
Where, in the international applica¬ 
tion, the priority of one or more na¬ 
tional applications filed in or for a 
designated State is claimed, or where 
the priority of an international appli- 
cation having designated only one 
State is claimed, the conditions for, 
and the effect of, the priority Claim 
in that State shall be governed by 
the national law of that State. 


Article 9 
The Appllcant 

(1) Any resident or national of a 
Contracting State may file an inter¬ 
national application. 


(2) The Assembly may decide to 
allow the residents and the nationals 
of any country party to the Paris Con¬ 
vention for the Protection of Industri¬ 
al Property which is not party to this 
Treaty to file international applica¬ 
tions. 


(3) The concepts of residence and 
nationality, and the application of 
those concepts in cases where there 
are several applicants or where the 
applicants are not the same for all 
the designated States, are defined in 
the Regulations. 

Article 10 

The Receivlng Office 

The international application shall 
be filed with the prescribed receiving 
Office, which will check and process 
it as provided in this Treaty and the 
Regulations. 


Article 11 

Filing Date and Effects of the 
International Application 

(i) The receiving Office shall ac- 
cord as the international filing date 
the date of receipt of the interna¬ 
tional application, provided that that 
Office has found that, at the time of 
receipt: 


qm: prevoit Varticle 4 de VActe de 
Stockholm de la Convention de Paris 
pour la protection de la propriete in¬ 
dustrielle. 

b) La demande internationale qui 
revendique la priorite d une ou plu- 
sieurs demandes anterieures deposees 
dans ou pour un Etat contractant 
peut designer cet Etat. Si la demande 
internationale revendique la priorite 
d'une ou de plusieurs demandes na¬ 
tionales deposees dans ou pour un 
Etat designe ou la priorite d'une de¬ 
mande internationale qui avait d6- 
signe un seul Etat, les conditions et 
les effets produits par la revendica- 
tion de priorite dans cet Etat sont 
ceux que prevoit la legislation natio¬ 
nale de ce dernier. 


Article 9 
Ddposant 

1) Toute personne domiciliee dans 
un Etat contractant et tout national 
dun tel Etat peuvent deposer une 
demande internationale. 

2) L'Assemblee peut decider de per- 
raettre aux personnes domicili6es dans 
tout pays partie a la Convention de 
Paris pour la protection de la proprie¬ 
te industrielle qui n’est pas partie au 
present traite, ainsi qu’aux nationaux 
de ce pays, de deposer des demandes 
internationales. 


3) Les notions de domicile et de 
nationalite, ainsi que l’application de 
ces notions lorsqu’il y a plusieurs de- 
posants ou lorsque les deposants ne 
sont pas les meines pour tous les 
Etats d^signes, sont definies dans le 
regiement d'execution. 

Article 10 
Office recepteur 

La demande internationale doit etre 
deposee aupres de l’office recepteur 
prescrit, qui la contröle et la traite 
conformement au präsent traite et au 
regiement d'execution. 

Article 11 

Date du d^pöt et effets 
de la demande internationale 

1) L’office recepteur accorde, en 
tant que date du depöt international, 
la date de reception de la demande 
internationale pour autant qu'il cons- 
tate, lors de cette reception, que: 


Artikel 4 der Stockholmer Fassung 
der Pariser Verbandsübereinkunft 
zum Schutz des gewerblichen Eigen¬ 
tums. 

b) In der internationalen An¬ 
meldung, für die die Priorität einer 
oder mehrerer in einem oder für 
einen Vertragsstaat eingereichter frü¬ 
herer Anmeldungen beansprucht wird, 
kann dieser Staat als Bestimmungs¬ 
staat benannt werden. Wird für die 
internationale Anmeldung die Priori¬ 
tät einer oder mehrerer früherer in 
einem oder für einen Bestimmungs¬ 
staat eingereichter nationaler Anmel¬ 
dungen beansprucht oder wird die 
Priorität einer internationalen Anmel¬ 
dung beansprucht, in der nur ein 
Staat als Bestimmungsstaat benannt 
ist, so richten sich Voraussetzungen 
und Wirkung des Prioritätsanspruchs 
in diesem Staat nach dessen 
nationalem Recht. 

Artikel 9 
Der Anmelder 

(1) Jeder Staatsangehörige eines 
Vertragsstaats sowie jeder, der in 
einem Vertragsstaat seinen Sitz oder 
Wohnsitz hat, kann eine internatio¬ 
nale Anmeldung einreichen. 

(2) Die Versammlung der Vertrags¬ 
staaten kann bestimmen, daß Staats¬ 
angehörige von nicht zu den Ver¬ 
tragsstaaten gehörigen Mitgliedstaa¬ 
ten der Pariser Verbandsübereinkunfl 
zum Schutz des gewerblichen Eigen¬ 
tums sowie Personen mit Sitz oder 
Wohnsitz in solchen Staaten ebenfalls 
internationale Anmeldungen einrei¬ 
chen können. 

(3) Die Begriffe „Sitz", „Wohnsitz' 
und „Staatsangehörigkeit“ sowie die 
Anwendung der Begriffe in Fällen, in 
denen mehrere Anmelder vorhanden 
sind oder die Anmelder für alle Be¬ 
stimmungsstaaten nicht die gleichen 
sind, sind in der Ausführungsordnung 
festgelegt. 

Artikel 10 
Das Anmeldeamt 

Die internationale Anmeldung ist 
bei dem vorgeschriebenen Anmelde¬ 
amt einzureichen, das sie entspre¬ 
chend diesem Vertrag und der Aus¬ 
führungsordnung überprüft und bear¬ 
beitet. 

Artikel 11 

Das Anmeldedatum 
und die Wirkungen 
der internationalen Anmeldung 

(1) Das Anmeldeamt erkennt als 
internationales Anmeldedatum das 
Datum des Eingangs der internationa¬ 
len Anmeldung zu, vorausgesetzt, daß 
das Amt festgestellt hat, daß im Zeit¬ 
punkt des Eingangs: 
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6) the applicant docs not obviously 
lack, for reasons of residence or 
nationality, the right to file an 
international application with the 
receiving Office, 

(ii) the international application is in 
the prescribed language, 

(iii) the international application con- 
tains at least the following ele- 
ments: 

(a) an indication that it is in- 
tended as an international 
application, 

(b) the designation of at least 
one Contracting State, 

(c) the name of the applicant, as 
prescribed, 

(d) a part which on the face of it 
appears to be a description, 

(e) a part which on the face of it 
appears to be a Claim or 
Claims. 

(2) (a) If the receiving Office finds 
that the international application did 
not, at the time of receipt, fulfill the 
requirements listed in paragraph (1), 
it shall, as provided in the Regula- 
tions, invite the applicant to file the 
required correction. 

(b) If the applicant complies 
with the invitation, as provided in the 
Regulations, the receiving Office shall 
accord as the international filing date 
the date of receipt of the required 
correction. 

(3) Subject to Article 64 (4), any in¬ 
ternational application fulfilling the 
requirements listed in items (i) to (iii) 
of paragraph (1) and accorded an in¬ 
ternational filing date shall have the 
effect of a regulär national applica¬ 
tion in each designated State as of the 
international filing date, which date 
shall be considered to be the actual 
filing date in each designated State. 


(4) Any international application 
fulfilling the requirements listed in 
items (i) to (iii) of paragraph (1) shall 
be equivalent to a regulär national 
filing within the meaning of the Paris 
Convention for the Protection of In¬ 
dustrial Property. 

Article 12 

Transmittal of the 
International Application to the 
International Bureau and the 
International Searchlng Authority 

(1) One copy of the international 
application shall be kept by the re- 


i) le deposant n'esl pas depourvu 
manifestement, pour des raisons 
de domicile ou de nationalite, du 
droit de deposer une demande in¬ 
ternationale aupres de l'office re- 
cepteur; 

ii) la demande internationale est re- 
digee dans la langue prescrite; 

iii) la demande internationale com- 
porte au moins les elements sui- 
vants: 

a) une indication selon laquelle 
eile a ete deposee ä titre de 
demande internationale; 

b) la designation d un Etat con- 
tractant au moins; 

c) le Dom du deposant, indique de 
la maniere prescrite; 

d) une partie qui, ä premiere vue, 
semble constituer une descrip- 
tion; 

e) une partie qui, ä premiere vue, 
semble constituer une ou des 
revendications. 

2) a) Si l'office recepteur constate 
que la demande internationale ne 
remplit pas, lors de sa reception, les 
conditions enumerees ä l'alinea 1), il 
invite le deposant, conformöment au 
regiement d'execution, ä faire la cor¬ 
rection necessaire. 

b) Si le deposant donne suite ä 
cette invitation, conformement au 
regiement d'execution, l’office recep¬ 
teur accorde, en tant que date du 
depöt international, la date de recep¬ 
tion de la correction exigee. 

3) Sous reserve de l'article 64.4), 
toute demande internationale remplis- 
sant les conditions enumerees aux 
points i) a iii) de l'alinea 1) et ä la¬ 
quelle une date de depöt international 
a ete accordee a, des la date du de¬ 
pöt international, les effets d un de¬ 
pöt national regulier dans chaque 
Etat designe; cette date est consi- 
deree comme date de depöt effectif 
dans chaque Etat designe. 

4) Toute demande internationale 
remplissant les conditions enumerees 
aux points i) ä iii) de l'alinea 1) est 
consideree comme ayant la valeur 
d un depöt national regulier au sens 
de la Convention de Paris pour la 
protection de la propriete industrielle. 

Article 12 
Transmission 

de la demande internationale 
au Bureau international 
et ä I'administration chargde 
de la recherche internationale 

1) Un exemplaire de la demande 
internationale est conserve par I’of- 


i) der Anmelder aus Gründen des 
Sitzes, des Wohnsitzes oder der 
Staatsangehörigkeit nicht offen¬ 
sichtlich unberechtigt ist, eine in¬ 
ternationale Anmeldung bei 
diesem Anmeldearat einzureichen, 

ii) die internationale Anmeldung in 
der vorgeschriebenen Sprache ab¬ 
gefaßt ist, 

iii) die internationale Anmeldung we¬ 
nigstens folgende Bestandteile 
enthält: 

a) einen Hinweis darauf, daß die 
Anmeldung als internationale 
Anmeldung behandelt werden 
soll, 

b) die Bestimmung mindestens 
eines Vertragsstaats, 

c) den Namen des Anmelders, wie 
vorgeschrieben, 

d) einen Teil, der dem Anschein 
nach als Beschreibung angese¬ 
hen werden kann, 

e) einen Teil, der dem Anschein 
nach als Anspruch oder als 
Ansprüche angesehen werden 
kann. 

(2) a) Stellt das Anmeldeamt fest, 
daß die internationale Anmeldung im 
Zeitpunkt des Eingangs die Erforder¬ 
nisse des Absatzes 1 nicht erfüllt hat, 
so hat es entsprechend der Ausfüh¬ 
rungsordnung den Anmelder aufzufor¬ 
dern, die erforderliche Richtigstellung 
nadizureidien. 

b) Kommt der Anmelder der 
Aufforderung entsprechend der Aus¬ 
führungsordnung nach, so erkennt das 
Anmeldeamt der Anmeldung das Da¬ 
tum des Eingangs der erforderlichen 
Richtigstellung zu. 

(3) Jede internationale Anmeldung, 
die die Erfordernisse der Ziffern i bis 
iii des Absatzes 1 erfüllt und der ein 
internationales Anmeldedatum zuer¬ 
kannt worden ist, hat vorbehaltlich 
des Artikels 64 Absatz 4 in jedem Be¬ 
stimmungsstaat die Wirkung einer 
vorschriftsmäßigen nationalen Anmel¬ 
dung mit dem internationalen Anmel¬ 
dedatum; das internationale Anmelde¬ 
datum gilt als das tatsächliche An¬ 
meldedatum in jedem Bestimmungs¬ 
staat. 

(4) Jede internationale Anmeldung, 
die die Erfordernisse der Ziffern i bis 
iii des Absatzes 1 erfüllt, steht einer 
vorschriftsmäßigen nationalen Anmel¬ 
dung im Sinne der Pariser Verbands¬ 
übereinkunft zum Schutz des gewerb¬ 
lichen Eigentums gleich. 

Artikel 12 

Übermittlung der internationalen 
Anmeldung an das 
Internationale Büro und die 

Internationale Recherchenbehörde 

(1) Ein Exemplar der internationa¬ 
len Anmeldung verbleibt beim An- 
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ceiving Office ("home copy“), one 
copy ("record copy") shall be trans- 
mitted to thc Internationa] Bureau, 
and another copy ("search copy") 
shall be transmitted to the competent 
International Searching Authority re- 
ferred to in Article 16, as provided in 
the Regulations. 

(2) The record copy shall be con- 
sidered the true copy of the interna¬ 
tional application. 

(3) The international application 
shall be considered withdrawn if the 
record copy has not been received by 
the International Bureau within the 
prescribed time limit. 

Article 13 

Availability of Copy of the 

International Application to 
Designated Offices 

(1) Any designated Office may ask 
the International Bureau to transmit 
to it a copy of the international ap¬ 
plication prior to the communication 
provided for in Article 20, and the 
International Bureau shall transmit 
such copy to the designated Office 
as soon as possible after the expira- 
tion of one year from the priority 
date. 

(2) (a) The applicant may, at any 
time transmit a copy of his interna¬ 
tional application to any designated 
Office. 

(b) The applicant may, at any 
time, ask the International Bureau to 
transmit a copy of his international 
application to any designated Office, 
and the International Bureau shall 
transmit such copy to the designated 
Office as soon as possible. 

(c) Any national Office may 
notify the International Bureau that 
it does not wish to receive copies as 
provided for in subparagraph (b), in 
which case that subparagraph shall 
not be applicable in respect of that 
Office. 


Article 14 

Certaln Defects in the 
International Application 

(1) (a) The receiving Office shall 
check whether the international ap¬ 
plication contains any of the following 
defects, that is to say: 

(i) it is not signed as provided in 
the Regulations; 

(ii) it does not contain the prescribed 
indications concerning the ap¬ 
plicant; 

(iii) it does not contain a title; 

(iv) it does not contain an abstract; 


fice recepteur («copie pour l'office 
recepteur»), un exemplaire { cxem- 
plaire original») est transmis au Bu¬ 
reau international et un autre exem¬ 
plaire («copie de recherche») est 
transmis ä l administration competen- 
te chargee de la recherche internatio¬ 
nale visee a l'article 16, conformement 
au regiement d’execution. 

2) L’exemplaire original est consi- 
d£re comme l'exemplaire authentique 
de la demande internationale. 

3) La demande internationale est 
consideree comme retiree si le Bureau 
international ne recoit pas l'exem- 
plaire original dans le delai prescrit. 


Article 13 

PosslbÜitd pour les Offices d£sign£s 
de recevoir copie 
de la demande internationale 

1) Tout Office designe peut deman- 
der au Bureau international une copie 
de la demande internationale avant la 
communication prevue ä l’article 20; 
le Bureau international lui remet cette 
copie des que possible apres l expira- 
tion d un delai d'une annee ä compter 
de la date de priorite. 


2) a) Le deposant peut, en tout 
temps, remettre ä tout office designe 
une copie de sa demande internatio¬ 
nale. 

b) Le deposant peut, en tout 
temps, demander au Bureau inter¬ 
national de remettre ä tout office de¬ 
signe une copie de sa demande 
internationale; le Bureau international 
remet des que possible cette copie 
audit office. 

c) Tout office national peut noti- 
fier au Bureau international qu il ne 
desire pas recevoir les copies visees 
au sous-alinea b); dans ce cas, ledit 
sous-alinea ne s'applique pas pour cet 
office. 


Article 14 
Irr^gularitös 

dans la demande internationale 

1) a) L'office recepteur verifie si la 
demande internationale: 


i) est signee conformement au regie¬ 
ment d’execution; 

ii) comporte les indications presentes 
au sujet du deposant; 

iii) comporte un titre; 

iv) comporte un abrege; 


meldeamt („ Anmcldeamtsexemplar"), 
ein Exemplar („Aktenexemplar") wird 
dem Internationalem Büro übermittelt, 
ein weiteres Exemplar („Recherchen- 
exemplar”) wird der zuständigen In¬ 
ternationalen Recherchenbehörde {Ar¬ 
tikel 16) nach den Vorschriften der 
Ausführungsordnung übermittelt. 

(2) Das Aktenexemplar gilt als das 
maßgebende Exemplar der internatio¬ 
nalen Anmeldung. 

(3) Die internationale Anmeldung 
gilt als zurückgenommen, falls das 
Aktenexemplar dem Internationalen 
Büro nicht innerhalb der vorgeschrie¬ 
benen Frist zugeht. 

Artikel 13 

Übermittlung eines Exemplars 
der internationalen Anmeldung 
an die Bestimmungsämter 

(1) Jedes Bestimmungsamt kann 
das Internationale Büro auffordern, 
ihm vor der in Artikel 20 vorgesehe¬ 
nen Übermittlung ein Exemplar der 
internationalen Anmeldung zuzulei¬ 
ten; das Internationale Büro übermit¬ 
telt es dem Bestimmungsamt so bald 
wie möglich nach Ablauf eines Jahres 
ab Prioritätsdatum. 

(2) a) Der Anmelder kann jederzeit 
jedem Bestimmungsamt ein Exemplar 
seiner internationalen Anmeldung 
übermitteln. 

b) Der Anmelder kann jederzeit 
das Internationale Büro auffordern, 
ein Exemplar seiner internationalen 
Anmeldung einem Bestimmungsamt 
zuzuleiten; das Internationale Büro 
übermittelt ein solches Exemplar so 
bald wie möglich dem Bestimraungs- 
amt. 

c) Jedes nationale Amt kann 
dem Internationalen Büro notifizieren, 
daß es nicht wünscht, gemäß Buch¬ 
stabe b Exemplare der internationalen 
Anmeldung zu erhalten; in diesem 
Fall findet Buchstabe b auf dieses 
Amt keine Anwendung. 

Artikel 14 

Bestimmte Mängel 
der internationalen Anmeldung 

(1) a) Das Anmeldeamt prüft, ob 
die internationale Anmeldung einen 
der nachstehend aufgeführten Mängel 
aufweist, nämlich ob sie 

i) nicht entsprechend der Ausfüh¬ 
rungsordnung unterzeichnet ist; 

ii) nicht die vorgeschriebenen Anga¬ 
ben über den Anmelder enthält; 

iii) keine Bezeichnung der Erfindung 
enthält; 

iv) keine Zusammenfassung enthält; 
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(vj i! does not comply to the extent 
provided in the Regulations with 
the prescrihed physica! require- 
ments. 

(b) If the receiving Office tinds 
any of the said defects. it shall invite 
the applicant to correct the interna¬ 
tional application within the pre- 
scribed time limit, failing which that 
application shall be considered with- 
drawn and the receiving Office shall 
so declare. 

(2) I! the international application 
refers to drawings which, in fact, are 
not included in that application, the 
receiving Office shall notify the ap¬ 
plicant accordingly and he may fur- 
nish them within the prescrihed time 
limit and, if he does, the international 
filing date shall be the date on which 
the drawings are received by the re¬ 
ceiving Office. Otherwise, any refer- 
ence to the said drawings shall be 
considered non-existent. 

(3) (a) If the receiving Office finds 
that, within the prescrihed time limits, 
the fees prescrihed under Article 3 (4) 
(iv) have not been paid, or no fee 
prescrihed under Article 4 (2) has 
been paid in respect of any of the 
designated States, the international 
application shall be considered with- 
drawn and the receiving Office shall 
so declare. 

(b) If the receiving Office finds 
that the fee prescrihed under Article 4 

(2) has been paid in respect of one or 
more (but less than all) designated 
States within the prescrihed time 
limit, the designation of those States 
in respect of which it has not been 
paid within the prescrihed time limit 
shall be considered withdrawn and 
the receiving Office shall so declare. 


(4) If, after having accorded an in¬ 
ternational filing date to the inter¬ 
national application, the receiving 
Office finds, within the prescrihed 
time limit, that any of the require- 
ments listed in items (i) to (iii) of 
Article 11 (1) was not complied with 
at that date, the said application shall 
be considered withdrawn and the re¬ 
ceiving Office shall so declare. 


Article 15 

The international Search 

(1) Each international application 
shall be the subject of international 
search. 

(2) The objective of the internation¬ 
al search is to discover relevant prior 
art. 


\ > remplit, dans la inesure pievue par 
le regiement d'cxeculion, les con- 
ditions materielles prescrites. 


b) Si l'office recepteur constate 
que l'une de ces prescriptions n'est 
pas observee, il invite le deposant ä 
corriger la demande internationale 
dans le delai prescrit; ä defaut, cette 
demande est consideree comme reti¬ 
ree et l'office recepteur le declare. 


2) Si la demande internationale se 
refere ä des dessins bien que ceux-ci 
ne soient pas inclus dans la demande, 
l'office recepteur le nolifie au depo¬ 
sant, qui peut remettre ces dessins 
dans le delai prescrit; la date du de- 
pöt international est alors la date de 
reception desdits dessins par l'office 
recepteur. Sinon, toute reference ä de 
tels dessins est consideree comme 
inexistante. 


3) a) Si l'office recepteur constate 
que les taxes prescrites par l’arti- 
cle 3. 4) iv) n'ont pas ete payees dans 
le delai prescrit ou que la taxe pres¬ 
ente par l’article 4.2) n a ete payee 
pour aucun des Etats designes, la de¬ 
mande internationale est consideree 
comme retiree et l’office recepteur le 
declare. 


b) Si l'office recepteur constate 
que la taxe prescrite par l'article 4. 2) 
a ete payee dans le delai prescrit 
pour un ou plusieurs Etats designes 
(mais non pour tous ces Etats), la 
designation de ceux desdits Etats 
pour lesquels la taxe n'a pas ete payee 
dans le delai prescrit est consideree 
comme retiree et l’office recepteur le 
declare. 


4) Si, apres qu'il a accorde ä la de¬ 
mande internationale une date de de- 
pot international, l'office recepteur 
constate, dans le delai prescrit, que 
1‘une quelconque des conditions enu- 
merees aux points i) ä iii) de l'arti¬ 
cle 11. 1) n'etait pas remplie ä cette 
date, cette demande est consideree 
comme retiree et l’office recepteur le 
declare. 


Article 15 

Recherche internationale 

1) Chaque demande internationale 
fait l’objet d une recherche internatio¬ 
nale. 

2) La recherche internationale a 
pour objet de decouvrir l'etat de la 
technique pertinent. 


v) den Foimerlordernissen in dem 
von der Ausführungsordnung vor¬ 
gesehenen Umfang nicht entspricht. 

b) Stellt das Anmeldeamt einen 
dieser Mängel fest, so fordert es den 
Anmelder auf, die internationale An¬ 
meldung innerhalb der vorgesehenen 
Frist zu berichtigen; kommt der An¬ 
melder dieser Aufforderung nicht 
nach, so gilt diese Anmeldung als zu¬ 
rückgenommen und wird vom Anmel¬ 
deamt für zurückgenommen erklärt. 

(2) Ist in der internationalen An¬ 
meldung auf Zeichnungen Bezug ge¬ 
nommen, die tatsächlich nicht beige¬ 
fügt sind, so benachrichtigt das An¬ 
meldeamt den Anmelder hiervon; er 
kann sie innerhalb der vorgeschriebe¬ 
nen Frist nachreichen, und in diesem 
Falle gilt als internationales Anmelde¬ 
datum der Tag, an dem die Zeichnun¬ 
gen beim Anmeldeamt eingehen. An¬ 
dernfalls gilt jede Bezugnahme auf 
diese Zeichnungen als nicht erfolgt. 

(3) a) Stellt das Anmeldeamt fest, 
daß die gemäß Artikel 3 Absatz 4 
Ziffer iv vorgeschriebenen Gebühren 
nicht oder die gemäß Artikel 4 Absatz 
2 vorgeschriebenen Gebühren für kei¬ 
nen Bestimmungsstaat innerhalb der 
vorgeschriebenen Fristen eingezahlt 
worden sind, so gilt die internationale 
Anmeldung als zurückgenommen und 
wird vom Anmeldeamt für zurückge¬ 
nommen erklärt. 

b) Stellt das Anmeldeamt fest, 
daß die gemäß Artikel 4 Absatz 2 vor¬ 
geschriebene Gebühr für einzelne (je¬ 
doch nicht alle) Bestimmungsstaaten 
innerhalb der vorgeschriebenen Frist 
eingezahlt worden ist, so gilt die Be¬ 
stimmung der Staaten, für welche die 
Gebühr innerhalb der vorgeschriebe¬ 
nen Frist nicht gezahlt worden ist, als 
zurückgenommen und wird vom An¬ 
meldeamt für zurückgenommen er¬ 
klärt. 

(4) Stellt das Anmeldeamt, nachdem 
es der internationalen Anmeldung ein 
internationales Anmeldedatum zuer¬ 
kannt hat, innerhalb der vorgeschrie¬ 
benen Frist fest, daß ein unter Ziffern i 
bis iii des Artikels 11 Absatz 1 aufge¬ 
führtes Erfordernis zum Anmeldezeit¬ 
punkt nicht erfüllt war, so gilt die 
Anmeldung als zurückgenommen und 
wird vom Anmeldeamt für zurückge¬ 
nommen erklärt. 

Artikel 15 

Die internationale Recherche 

(1) Für jede internationale Anmel¬ 
dung wird eine internationale Recher¬ 
che durchgeführt. 

(2) Die internationale Recherche 
dient der Ermittlung des einschlägi¬ 
gen Standes der Technik. 
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(3) International search shall be 
made on the basis of the Claims, with 
due rcgard to the description and the 
drawings (if any). 


(4) The International Searching 
Authority referred to in Artiele 16 
shall endeavor to discover as much 
of the relevant prior art as its facili- 
ties permit, and shall, in any case, 
consult the documentation specified 
in the Regulations. 

(5) (a) If the national law of the 
Contracting State so permits, the ap- 
plicant who files a national applica- 
tion with the national Office of or 
acting for such State may, subject to 
the conditions provided for in such 
law, request that a search similar to 
an international search ("internation- 
al-type search“) be carried out on 
such application. 


(b) If the national law of the 
Contracting State so permits, the na¬ 
tional Office of or acting for such 
State may subject any national appli¬ 
cation filed with it to an international¬ 
type search. 

(c) The international-type search 
shall be carried out by the Interna¬ 
tional Searching Authority referred to 
in Artiele 16 which would be com- 
petent for an international search if 
the national application were an in¬ 
ternational application and were filed 
with the Office referred to in sub- 
paragraphs (a) and (b). If the national 
application is in a language which the 
International Searching Authority 
considers it is not equipped to handle, 
the international-type search shall be 
carried out on a translation prepared 
by the applicant in a language pre- 
scribed for international applications 
and which the International Search¬ 
ing Authority has undertaken to ac- 
cept for international applications. 
The national application and the 
translation, when required, shall be 
presented in the form prescribed for 
international applications. 


Artiele 16 

The International Searching Authority 

fl) International search shall be 
carried out by an International 
Searching Authority. which may be 
either a national Office or an inter¬ 
governmental organi7ation, such as 
the International Patent Institute, 


3) La recherche internationale s'ef- 
fectue sur la base des revendications, 
compte tenu de la description et des 
dessins (le cas echeant). 


4) L'administraiion chargee de la re¬ 
cherche internationale visee ä l'arti- 
cle 16 s'efforce de decouvrir l'etat de 
la technique pertinent dans toute la 
mesure oü ses moyens le lui per- 
mettent et doit, en tout cas, consulter 
la documentation specifiee par le 
regiement d'execution. 

5) a) Le titulaire d’une demande na¬ 
tionale deposee aupres de l'office na¬ 
tional dun Etat contractant ou de 
l’office agissant pour un tel Etat peut, 
si la legislation nationale de cet Etat 
le permet, et aux conditions prevues 
par cette legislation, demander 
qu'une recherche semblable a une re¬ 
cherche internationale («recherche de 
type international») soit effectuöe sur 
cette demande. 

b) L'office national dun Etat 
contractant ou l’office agissant pour 
un tel Etat peut, si la legislation 
nationale de cet Etat le permet, sou- 
mettre ä une recherche de type inter¬ 
national toute demande nationale de¬ 
posee aupres de lui. 

c) La recherche de type inter¬ 
national est effectuee par l administra- 
tion chargee de la recherche inter¬ 
nationale, visee ä l’article 16, qui se- 
rait competente pour proceder ä la 
recherche internationale si la deman¬ 
de nationale etait une demande inter¬ 
nationale deposee aupres de l’office 
vise aux sous-alineas a) et b). Si la 
demande nationale est redigee dans 
une langue dans laquelle l’administra- 
tion chargee de la recherche inter¬ 
nationale estime n'etre pas ä meme 
de traiter la demande, la recherche 
de type international est effectuee sur 
la base d une traduction preparee par 
le deposant dans une des langues 
prescrites pour les demandes inter¬ 
nationales que ladite administration 
s’est engagee a accepter pour les de¬ 
mandes internationales. La demande 
nationale et la traduction, lorsqu’elle 
est exigee, doivent etre presentees 
dans la forme prescrite pour les de¬ 
mandes internationales. 


Artiele 16 

Administration chargee 
de la recherche internationale 

1) La recherche internationale est 
effectuee par une administration char- 
gee de la recherche internationale; 
cclle-ci peut etre soit un Office na¬ 
tional, soit une Organisation intergou- 
vernementale, teile que lTnstitut inter- 


(3) Die internationale Recherche 
wird auf der Grundlage der Ansprü¬ 
che unter angemessener Berücksichti¬ 
gung der Beschreibung und der Zeich¬ 
nungen (falls vorhanden) durchge- 
führt. 

(4) Die in Artikel 16 genannte Inter¬ 
nationale Recherchenbehörde bemüht 
sich, den Stand der Technik so weit 
zu ermitteln, wie es ihre Möglichkei¬ 
ten erlauben, und berücksichtigt auf 
jeden Fall den in der Ausführungs¬ 
ordnung festgelegten Prüfstoff. 

(5) a) Der Anmelder, der eine natio¬ 
nale Anmeldung bei dem nationalen 
Amt eines Vertragsstaats oder bei 
einem für einen Vertragsstaat han¬ 
delnden Amt einreicht, kann, wenn 
das nationale Recht dieses Staates es 
gestattet und unter den nach diesem 
Recht vorgesehenen Bedingungen, 
verlangen, daß für diese Anmeldung 
eine der internationalen Recherche 
ähnliche Recherche (.Recherche inter¬ 
nationaler Art“) durchgeführt wird. 

b) Das nationale Amt eines 
Vertragsstaats oder das für einen Ver¬ 
tragsstaat handelnde Amt kann, wenn 
das Recht dieses Staates es gestattet, 
jede bei ihm eingereichte nationale 
Anmeldung einer Recherche interna¬ 
tionaler Art unterwerfen. 

c) Die Recherche internationa¬ 
ler Art wird von der in Artikel 16 
genannten Internationalen Recher¬ 
chenbehörde durchgeführt, die für 
eine internationale Recherche zustän¬ 
dig wäre, wenn es sich um eine bei 
dem in den Buchstaben a und b ge¬ 
nannten Amt eingereichte interna¬ 
tionale Anmeldung handeln würde. Ist 
die nationale Anmeldung in einer 
Sprache eingereicht worden, in der sie 
die Internationale Recherchenbehörde 
nicht glaubt bearbeiten zu können, so 
wird die Recherche internationaler 
Art auf der Grundlage einer Überset¬ 
zung durchgeführt, die der Anmelder 
in einer Sprache eingereicht hat, die 
für internationale Anmeldungen vor¬ 
geschrieben ist und in der die Inter¬ 
nationale Recherchenbehörde ent 
sprechend der von ihr übernommenen 
Verpflichtung internationale Anmel¬ 
dungen entgegenzunehmen hat. Die 
nationale Anmeldung und die Über¬ 
setzung sind, falls verlangt, in der für 
internationale Anmeldungen vorge¬ 
schriebenen Form vorzulegen 

Artikel 16 

Die Internationale Recherchenbehörde 

(1) Die internationale Recherche 
wird von der Internationalen Recher- 
chenbehörde durchgeführt, die ent¬ 
weder ein nationales Amt sein kann 
oder eine zwischenstaatliche Organi¬ 
sation, wie das Internationale Patent- 
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whose Uiskb includi; the estublishmg 
of documentary search reports on prioi 
art with respect to inventions which 
are Ihc subject of applications. 


(2) If. pending the establishinent of 

a single International Searching 
Authority, there are several Interna¬ 
tional Searching Authorities, each re- 
ceiving Office shall, in accordance 
with the provisions of the applicable 
agreement referred to in paragraph 
(3) (b), specify the International 

Searching Authority or Authorities 
competent for the searching of inter¬ 
national applications filed with such 
Office. 

(3) (a) International Searching Au¬ 
thorities shall be appointed by the 
Assembly. Any national Office and 
any intergovernmental organization 
satisfying the requirements referred 
to in subparagraph (c) may be ap¬ 
pointed as International Searching 
Authority. 

(b) Appointment shall be con- 
ditional on the consent of the national 
Office or intergovernmental organiza¬ 
tion to be appointed and the con- 
clusion of an agreement, subject to 
approval by the Assembly. between 
such Office or organization and the 
International Bureau. The agreement 
shall specify the rights and obliga- 
tions of the parties, in particular, the 
formal undertaking by the said Office 
or organization to apply and observe 
all the common rules of international 
search 


(c) The Regulations prescribe 
the minimum requirements, particular- 
ly as to manpower and documenta- 
tion, which any Office or organiza¬ 
tion must satisfy before it can be ap¬ 
pointed and must continue to satisfy 
while it remains appointed. 


(d) Appointment shall be for a 
fixed period of time and may be ex- 
tended for further periods. 

(e) Before the Assembly makes 
a decision on the appointment of any 
national Office or intergovernmental 
organization, or on the extension of 
its appointment, or before it allows 
any such appointment to Iapse, the 
Assembly shall hear the interested 
Office or organization and seek the 
advice of the Committee for Technical 
Cooperation referred to in Article 56 
once that Committee has been estab- 
lished. 


national dos brevets, donl los alUibu- 
tions comporlen! lctablissemenl de 
rapports de rocherche documcntaire 
sur letal de la technique relatif a 
des invontions objel de demandes de 
brevels. 

2) Si, en attendant l'institution d une 
seule administration chargee de la re- 
cherche internationale, il existe plu- 
sieurs administrations chargees de la 
recherche internationale, chaque Offi¬ 
ce recepteur specifie, conformement 
aux dispositions de l'accord applica¬ 
ble mentionne ä l'alinea 3) b), celle 
ou celles de ces administrations qui 
seront competentes pour proceder ä la 
recherche pour les demandes inter¬ 
nationales deposees aupres de cet Of¬ 
fice. 

3) a) Les administrations chargees 
de la recherche internationale sont 
nommees par l'Assemblee. Tout Office 
national et toute Organisation inter- 
gouvernementale qui satisfont aux 
exigences visees au sous-alinea c) 
peuvent etre nommes en qualite d ad- 
ministration chargee de la recherche 
internationale. 

b) La nomination depend du con- 
sentement de l office national ou de 
1‘organisation intergouvernementale 
en cause et de la conclusion d un ac- 
cord, qui doit etre approuve par l'As¬ 
semblee, entre cet Office ou cette Or¬ 
ganisation et le Bureau international. 
Cet accord specifie les droits et obli- 
gations des parties et contient en par- 
ticulier lengagement formel dudit Of¬ 
fice ou de ladite Organisation d’appli- 
quer et d'observer toutes les regles 
communes de la recherche internatio¬ 
nale. 


c) Le regiement d'execution pres- 
crit les exigences minimales, particu- 
lierement en ce qui concerne le per- 
sonnel et la documentation, auxquel- 
les chaque Office ou Organisation doit 
satisfaire avant qui! puisse etre nom¬ 
ine et auxquelles il doit continuer de 
satisfaire tant quil demeure nomme. 

d) La nomination est faite pour 
une periode determinee, qui est sus- 
ceptible de Prolongation. 

e) Avant de prendre une decision 
quant a la nomination d'un Office na¬ 
tional ou d'une Organisation intergou¬ 
vernementale ou quant ä la Prolonga¬ 
tion d'une teile nomination, de meme 
qu'avant de laisser une teile nomina¬ 
tion prendre fin, l'Assemblee entend 
l’office ou l'organisation en cause et 
prend l'avis du Comite de cooperation 
technique vise ä l'article 56, une fois 
ce Comite etabli. 


institul, deren Aufgabe die Erstellung 
von dokumentarischen Recherchen¬ 
berichten über den Stand der Technik 
für Erfindungen einschließl, die Ge¬ 
genstand von Patentanmeldungen 
sind. 

(2) Solange bis zur Errichtung einer 
einzigen Internationalen Recherchen¬ 
behörde mehrere Internationale Re¬ 
cherchenbehörden bestehen, bestimmt 
jedes Anmeldeamt — in Übereinstim¬ 
mung mit der anwendbaren, in Ab¬ 
satz 3 Buchstabe b genannten Verein¬ 
barung — für die bei ihm eingereich¬ 
ten internationalen Anmeldungen die 
zuständige Internationale Recherchen¬ 
behörde oder die zuständigen Inter 
nationalen Recherchenbehörden. 

(3) a) Internationale Recherchenbe¬ 
hörden werden durch die Versamm¬ 
lung eingesetzt. Jedes nationale Amt 
und jede zwischenstaatliche Organi¬ 
sation, die die in Buchstabe c genann¬ 
ten Voraussetzungen erfüllen, können 
als Internationale Recherchenbehörde 
eingesetzt werden. 

b) Die Einsetzung als Interna¬ 
tionale Recherchenbehörde bedarf der 
Zustimmung der einzusetzenden na¬ 
tionalen Behörde oder zwischenstaat¬ 
lichen Organisation und setzt den Ab¬ 
schluß einer von der Versammlung 
gebilligten Vereinbarung zwischen 
dieser Behörde oder Organisation und 
dem Internationalen Büro voraus. In 
der Vereinbarung sind die Rechte und 
Pflichten der Vertragspartner im ein¬ 
zelnen festzulegen, insbesondere die 
ausdrückliche Verpflichtung dieser 
Behörde oder Organisation, daß sie 
die gemeinsamen Regeln für die 
Durchführung von internationalen 
Recherchen anwenden und beachten 
wird. 

c) In der Ausführungsordnung 
werden die Mindesterfordernisse vor¬ 
geschrieben, die jede Behörde oder 
Organisation insbesondere hinsicht¬ 
lich ihrer personellen Besetzung und 
ihres Prüfstoffs erfüllen muß, damit 
sie als Internationale Recherchenbe¬ 
hörde eingesetzt und weiterhin tätig 
bleiben kann. 

d) Die Einsetzung erfolgt für 
eine bestimmte Zeit und kann verlän¬ 
gert werden. 

e) Vor einem Beschluß über die 
Einsetzung einer nationalen Behörde 
oder zwischenstaatlichen Organisation 
als Internationale Recherchenbehörde 
oder über die Verlängerung oder Auf¬ 
hebung der Einsetzung hört die Ver¬ 
sammlung die in Betracht kommende 
Behörde oder Organisation an und 
holt die Stellungnahme des in Arti¬ 
kel 56 genannten Ausschusses für 
technische Zusammenarbeit ein, so¬ 
bald dieser Ausschuß eingesetzt ist. 
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Article 17 

Procedure Before the International 
Searching Authority 

(1) Procedure before the Interna¬ 
tional Searching Authority shall be 
governed by the provisions of this 
Treaty, the Regulations, and the 
agreement which the International 
Bureau shall conclude, subject to this 
Treaty and the Regulations, with the 
said Authority. 

(2) (a) If the International Search¬ 
ing Authority considers 

(i) that the international application 
relates to a subject matter which 
the International Searching Au¬ 
thority is not required, under the 
Regulations, to search, and in the 
particular case decides not to 
search, or 


(ii) that the description, the Claims, or 
the drawings, fail to comply with 
the prescribed requirements to 
such an extent that a meaningful 
search could not be carried out, 

the said Authority shall so declare 
and shall notify the applicant and the 
International Bureau that no interna¬ 
tional search report will be estab- 
lished. 

(b) If any of the situations re- 
ferred to in subparagraph (a) is found 
to exist in Connection with certain 
Claims only, the international search 
report shall so indicate in respect of 
such Claims, whereas, for the other 
Claims, the said report shall be estab- 
lished as provided in Article 18. 


(3) (a) If the International Search¬ 
ing Authority considers that the inter¬ 
national application does not comply 
with the requirement of unity of in- 
vention as set forth in the Regula¬ 
tions, it shall invite the applicant to 
pay additional fees. The International 
Searching Authority shall establish 
the international search report on 
those parts of the international ap¬ 
plication which relate to the inven- 
tion first mentioned in the Claims 
("main invention") and, provided the 
required additional fees have been 
paid within the prescribed time limit, 
on those parts of the international 
application which relate to inventions 
in respect of which the said fees were 
paid. 


(b) The national law of any 
designated State may provide that, 
where the national Office of that State 

2 


Article 17 

Procedure au sein de 
radministration chargee 
de la recherche internationale 

1) La procedure au sein de l'ad- 
ministration chargee de la recherche 
internationale est determinee par le 
present traite, le regiement d'execu- 
tion et l'accord que le Bureau inter¬ 
national conclut, conformement au 
present traite et au regiement dexe- 
cution, avec cette administration. 

2) a) Si l'administration chargee de 
la recherche internationale estime: 

i) que la demande internationale con- 
cerne un objet ä l'egard duquel 
eile n'est pas tenue, selon le regie¬ 
ment d’execution, de proceder ä la 
recherche, et decide en 1‘espece de 
ne pas proceder ä la recherche, ou 


ii) que la description, les revendica- 
tions ou les dessins ne remplissent 
pas les conditions prescrites, dans 
une mesure teile qu'une recherche 
significative ne peut pas etre ef- 
fectuee, 

eile le declare et notifie au deposant 
et au Bureau international qu’un rap- 
port de recherche internationale ne 
sera pas etabli. 


b) Si l une des situations men- 
tionnees au sous-alinea a) n'existe 
qu’en relation avec certaines revendi- 
cations, le rapport de jecherche inter¬ 
nationale l'indique pour ces revendi- 
cations et il est etabli, pour les autres 
revendications, conformement ä l'ar- 
ticle 18. 


3) a) Sie l'administration chargee de 
la recherche internationale estime que 
la demande internationale ne satisfait 
pas ä l'exigence d'unite de l'invention 
teile qu’elle est definie dans le regle- 
ment d’execution, eile invite le depo¬ 
sant ä payer des taxes additionnelles. 
L'administration chargee de la recher¬ 
che internationale etablit le rapport 
de recherche internationale sur les 
parties de la demande internationale 
qui ont trait ä l'invention mentionnee 
en premier lieu dans les revendica¬ 
tions («invention principale») et, si les 
taxes additionnelles requises ont ete 
payees dans le delai prescrit, sur les 
parties de la demande internationale 
qui ont trait aux inventions pour les- 
quelles lesdites taxes ont ete payees. 


b) La legislation nationale de 
tout Etat designe peut prevoir que, 
lorsque I office national de cet Etat 


Artikel 17 

Verfahren vor der 

Internationalen Recherchenbehörde 

(1) Das Verfahren vor der Interna¬ 
tionalen Recherchenbehörde richtet 
sich nach den Bestimmungen dieses 
Vertrags und der Ausführungsordnung 
sowie nach der Vereinbarung, die das 
Internationale Büro mit dieser Be¬ 
hörde in Übereinstimmung mit diesem 
Vertrag und der Ausführungsordnung 
abschließt. 

(2) a) Falls nach Auffassung der 
Internationalen Recherchenbehörde 

i) die internationale Anmeldung 
einen Gegenstand betrifft, in bezug 
auf den die Internationale Recher¬ 
chenbehörde nach der Ausfüh¬ 
rungsordnung nicht verpflichtet ist, 
eine Recherche durchzuführen, und 
im vorliegenden Fall eine Recher¬ 
che auch nicht durchführen will, 
oder 

ii) die Beschreibung, die Ansprüche 
. oder die Zeichnungen den vorge¬ 
schriebenen Anforderungen so 
wenig entsprechen, daß eine sinn¬ 
volle Recherche nicht durchgeführt 
werden kann, 

so stellt die Internationale Recher¬ 
chenbehörde diesen Tatbestand in 
einer Erklärung fest und teilt dem 
Anmelder und dem Internationalen 
Büro mit, daß kein internationaler 
Recherchenbericht erstellt wird. 

b) Wird einer der in Buchstabe a 
aufgeführten Fälle nur in bezug auf 
bestimmte Ansprüche festgestellt, so 
ist in den internationalen Recherchen¬ 
bericht im Hinblick auf diese An¬ 
sprüche lediglich ein entsprechender 
Hinweis aufzunehmen, während für 
die anderen Ansprüche ein Recher¬ 
chenbericht nach Artikel 18 erstellt 
wird. 

(3) a) Entspricht nach Auffassung 
der Internationalen Recherchenbe¬ 
hörde die internationale Anmeldung 
nicht den in der Ausführungsordnung 
festgelegten Anforderungen an die 
Einheitlichkeit der Erfindung, so for¬ 
dert die Recherchenbehörde den An¬ 
melder auf, zusätzliche Gebühren zu 
zahlen. Die Internationale Recher¬ 
chenbehörde erstellt den interna¬ 
tionalen Recherchenbericht für die 
Teile der internationalen Anmeldung, 
die sich auf die zuerst in den An¬ 
sprüchen erwähnte Erfindung bezie¬ 
hen («Haupterfindung"), und, wenn 
die angeforderten zusätzlichen Gebüh¬ 
ren fristgerecht entrichtet worden 
sind, für die Teile der internationalen 
Anmeldung, die sich auf die Erfindung 
beziehen, für die die genannten Ge¬ 
bühren entrichtet worden sind. 

b) Das nationale Recht eines 
Bestimmungsstaats kann vorschreiben, 
daß in den Fällen, in denen das na- 
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iinds the Invitation, leferied to in sub- 
paragraph (a), of the International 
Searching Authorily justified and 
where the applicant has not paid all 
additional fees, those parts of the in¬ 
ternational application which conse- 
quently have not been searched shall, 
as far as effects in that State are con- 
cerned, be considered withdrawn un- 
less a special fee is paid by the 
applicant to the national Office of that 
State. 


Article 18 

The International Search Report 

(1) The international search report 
shall be established within the pre- 
scribed time limit and in the pre- 
scribed form. 

(2) The international search report 
shall, as soon as it has been estab¬ 
lished, be transmitted by the Interna¬ 
tional Searching Authority to the ap¬ 
plicant and the International Bureau. 

(3) The international search report 
or the declaration referred to in 
Article 17 (2) (a) shall be translated as 
provided in the Regulations. The 
translations shall be prepared by or 
under the responsibility of the Inter¬ 
national Bureau. 

Article 19 

Amendment of the Claims Before 
the International Bureau 

(1) The applicant shall, after having 
received the international search re¬ 
port, be entitled to one opportunity 
to amend the Claims of the interna¬ 
tional application by filing amend- 
ments with the International Bureau 
within the prescribed time limit. He 
may, at the same time, file a brief 
Statement, as provided in the Regula¬ 
tions, explaining the amendments and 
indicating any impact that such 
amendments might have on the 
description and the drawings. 

(2) The amendments shall not go 
beyond the disclosure in the interna¬ 
tional application as filed. 

(3) If the national law of any 
designated State permits amendments 
to go beyond the said disclosure, 
failure to comply with paragraph (2) 
shall have no consequence in that 
State. 

Article 20 

Communication to Designated Offices 

(1) (a) The international applica¬ 
tion, together with the international 
search report [including any indica- 


esliinc jusiiliee l'invilalion, mention- 
nee au sous-alinea a), du radministra- 
tion chargee de la recherche inter¬ 
nationale et lorsque le deposant n'a 
pas paye toutes Ies laxes additionnel- 
les, les parties de la demande inter¬ 
nationale qui n'ont par consequent pas 
fait l objet d’une recherche sont con- 
siderees comme retirees pour ce qui 
concerne les effets dans cet Etat, ä 
moins qu'une taxe particuliere ne soit 
payee par le deposant ä l'office natio¬ 
nal dudit Etat. 

Article 18 

Rapport de recherche internationale 

1) Le rapport de recherche inter¬ 
nationale est etabli dans le delai pres- 
crit et dans la forme prescrite. 

2) Le rapport de recherche inter¬ 
nationale est, des qu'il a ete etabli, 
transmis par l'administration chargee 
de la recherche internationale au de¬ 
posant et au Bureau international. 

3) Le rapport de recherche inter¬ 
nationale ou la declaration visee ä 
l'article 17.2) a) est traduit conforme- 
ment au regiement d’execution. Les 
traductions sont preparees par le Bu¬ 
reau international ou sous sa respon- 
sabilite. 

Article 19 

Modilication des revendications 
aupräs du Bureau international 

1) Le deposant, apres reception du 
rapport de recherche internationale, a 
le droit de modifier une fois les reven¬ 
dications de la demande internatio¬ 
nale en deposant des modifications, 
dans le delai prescrit, aupres du Bu¬ 
reau international. II peut y joindre 
une breve declaration, conformement 
au regiement d'execution, expliquant 
les modifications et precisant les ef¬ 
fets que ces dernieres peuvent avoir 
sur la description et sur les dessins. 

2) Les modifications ne doivent pas 
aller au-delä de l'expose de l’inven- 
tion figurant dans la demande inter¬ 
nationale teile qu’elle a ete deposee. 

3) L'inobservation des dispositions 
de l'alinea 2) n a pas de consequence 
dans les Etats designes dont la legis- 
lation nationale permet que les modi¬ 
fications aillent au-delä de l'expose 
de l invention. 

Article 20 

Communication aux Offices designes 

1} a) La demande internationale, 
avec le rapport de recherche inter¬ 
nationale [y compris toute indication 


tionale Amt dieses Staates die in 
Buchstabe a genannte Aufforderung 
der Internationalen Recherchenbe¬ 
hörde als gerechtfertigt ansieht und 
der Anmelder nicht alle zusätzlichen 
Gebühren entrichtet hat, die Teile der 
internationalen Anmeldung, für die 
eine Recherche nicht durchgeführt 
worden ist, hinsichtlich der Rechts¬ 
wirkungen in jenem Staat als zurück- 
genommen gelten, sofern der Anmel¬ 
der nicht eine besondere Gebühr an 
dieses Amt zahlt. 

Artikel 18 

Der internationale Recherchenbericht 

(1) Der internationale Recherchen¬ 
bericht wird innerhalb der vorge¬ 
schriebenen Frist und in der vorge¬ 
schriebenen Form erstellt. 

(2) Der internationale Recherchen¬ 
bericht wird, sobald er erstellt ist, von 
der Internationalen Recherchenbe¬ 
hörde dem Anmelder und dem Inter¬ 
nationalen Büro übermittelt, 

(3) Der internationale Recherchen¬ 
bericht oder die in Artikel 17 Absatz 2 
Buchstabe a genannte Erklärung wer¬ 
den wie in der Ausführungsordnung 
bestimmt übersetzt. Die Übersetzun¬ 
gen werden von dem Internationalen 
Büro oder unter seiner Verantwortung 
angefertigt. 

Artikel 19 

Änderung der Ansprüche 
im Verfahren vor dem 
Internationalen Büro 

(1) Nach Eingang des internationa¬ 
len Recherchenberichts ist der An¬ 
melder befugt, einmal die Ansprüche 
der internationalen Anmeldung durch 
Einreichung von Änderungsanträgen 
beim Internationalen Büro innerhalb 
der vorgeschriebenen Frist zu ändern. 
Er kann gleichzeitig eine kurze, in der 
Ausführungsordnung näher bestimmte 
Erklärung einreichen, mit der er die 
Änderungen erklären und ihre Aus¬ 
wirkungen auf die Beschreibung und 
die Zeichnungen darlegen kann. 

(2) Die Änderungsanträge dürfen 
nicht über den Offenbarungsgehalt 
der internationalen Anmeldung im 
Anmeldezeitpunkt hinausgehen. 

(3) In einem Bestimmungsstaat, 
nach dessen nationalem Recht Ände¬ 
rungen über den Offenbarungsgehalt 
der Anmeldung hinausgehen dürfen, 
hat die Nichtbeachtung des Absatzes 2 
keine Folgen. 

Artikel 20 

Übermittlung 
an die Bestimmungsämter 

(1) a) Die internationale Anmel¬ 
dung wird zusammen mit dem inter¬ 
nationalen Recherchenbericht (ein- 
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tion refored to in Article 17 (2) (b)] or 
the declaration referred to in Arti¬ 
cle 17 (2) (a), shall be communicated 
to each designated Office, as provided 
in the Regulations, unless the 
designated Office waives such re- 
quirement in its entirety or in part. 


(b) The communication shall in- 
clude the translation (as prescribed) of 
the said report or declaration. 

(2) If the Claims have been araend- 
ed by virtue of Article 19 (1), the com¬ 
munication shall either contain the 
full text of the Claims both as filed 
and as amended or shall contain the 
full text of the Claims as filed and 
specify the amendments, and shall 
include the Statement, if any, referred 
to in Article 19 (1). 


(3) At the request of the designated 
Office or the applicant, the Interna¬ 
tional Searching Authority shall send 
to the said Office or the applicant, 
respectively, copies of the documenls 
cited in the international search re¬ 
port, as provided in the Regulations. 

Article 21 

International Publicatlon 

(1) The International Bureau shall 
publish international applications. 

(2) (a) Subject to the exceptions 
provided for in subparagraph (b) and 
in Article 64 (3), the international 
publication of the international ap- 
plication shall be effected promptly 
after the expiration of 18 months from 
the priority date of that application. 

(b) The applicant may ask the 
International Bureau to publish his 
international application any time 
before the expiration of the time limit 
referred to in subparagraph (a). The 
International Bureau shall proceed 
accordingly, as provided in the Reg¬ 
ulations. 

(3) The international search report 
or the declaration referred to in 
Article 17 (2) (a) shall be published as 
prescribed in the Regulations. 

(4) The language and form of the 
international publication and other 
details are governed by the Regula* 
tions. 

(5) There shall be no international 
publication if the international appli¬ 
cation is withdrawn or is considered 
withdrawn before the technical prep- 


visec ä l article 17.2)b)j ou la decla- 
ration mcntionnee a l article 17. 2) a), 
est communiquee, conformement au 
regiement d'execution, ä tout Office 
designe qui na pas renonce, totale- 
ment ou partiellement, ä cette commu¬ 
nication. 


b) La communication comprend 
la traduction (teile qu elle est pres- 
crite) dudit rapport ou de ladite d£cla- 
ration. 

2) Si les revendications ont ete rao- 
difiees selon l article 19.1), la com¬ 
munication doit soit comporter le 
texte integral des revendications tel- 
les qu’elles ont ete deposees et telles 
qu’elles ont ete modifiees, soit com¬ 
porter le texte integral des revendica¬ 
tions telles qu'elles ont ete deposees 
et preciser les modifications appor- 
tees; eile doit en outre, le cas echeant, 
comporter la declaration visee ä l'ar- 
ticle 19.1). 

3) Sur requele de l'office designe 
ou du deposant, l'administration char- 
gee de la recherche internationale 
leur adresse, conformement au regie¬ 
ment d’execution, copie des docu- 
ments cites dans le rapport de re¬ 
cherche internationale. 

Article 21 

Publication internationale 

1) Le Bureau international procede 
ä la publication de demandes inter¬ 
nationales. 

2) a) Sous reserve des exceptions 
prevues au sous-alinea b) et ä lar- 
ticle 64.3), la publication internatio¬ 
nale de la demande internationale a 
lieu ä bref delai apres l expiration 
d'un delai de dix-huit mois ä compter 
de la date de priorite de cette de¬ 
mande. 

b) Le deposant peut demander au 
Bureau international de publier sa de¬ 
mande internationale en tout temps 
avant Lexpiration du delai mentionne 
au sous-alinea a). Le Bureau inter¬ 
national procede en consequence, con¬ 
formement au regiement d'execution, 

3) Le rapport de recherche inter¬ 
nationale ou la declaration visee ä 
l article 17.2) a) est publie conforme¬ 
ment au regiement d'execution. 

4) La langue et la forme de la publi¬ 
cation internationale, ainsi que d'au- 
tres details, sont fixes par le regie¬ 
ment d'execution. 

5) II n'est procede ä aucune publi¬ 
cation internationale si la demande 
internationale est retiree ou conside- 
ree comme retiree avant I'achevement 


schließlich eines möglichen Hinweises 
gemäß Artikel 17 Absatz 2 Buch¬ 
stabe b) oder der Erklärung gemäß 
Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a 
jedem Bestimmungsamt nach Maß¬ 
gabe der Ausführungsordnung über¬ 
mittelt, sofern das. Bestimmungsamt 
hierauf nicht ganz oder zum Teil ver¬ 
zichtet. 

b) Außerdem wird die vorge¬ 
schriebene Übersetzung des genann¬ 
ten Berichts und der genannten Fest¬ 
stellung übermittelt. 

(2) Sind die Ansprüche gemäß Ar¬ 
tikel 19 Absatz 1 geändert worden, 
werden entweder der vollständige 
Wortlaut der Ansprüche in der ur¬ 
sprünglichen und der geänderten Fas¬ 
sung oder der vollständige Wortlaut 
der Ansprüche in der ursprünglichen 
Fassung und eine genaue Angabe der 
Änderungen sowie gegebenenfalls die 
in Artikel 19 Absatz 1 genannte Er¬ 
klärung übersandt. 

(3) Auf Verlangen des Bestim¬ 
mungsamts oder des Anmelders über¬ 
sendet die Internationale Recherchen¬ 
behörde diesem Amt oder dem An¬ 
melder, wie in der Ausführungsord¬ 
nung vorgesehen, Vervielfältigungen 
der Unterlagen, die im internationalen 
Recherchenbericht genannt sind. 

Artikel 21 

Internationale Veröffentlichung 

(1) Das Internationale Büro ver¬ 
öffentlicht die internationale Anmel¬ 
dung. 

(2) a) Jede internationale Anmel¬ 
dung wird vorbehaltlich der in Buch¬ 
stabe b und in Artikel 64 Absatz 3 
bestimmten Ausnahmen unverzüglich 
nach Ablauf von 18 Monaten seit dem 
Prioritätsdatum der Anmeldung ver¬ 
öffentlicht. 

b) Der Anmelder kann beim 
Internationalen Büro beantragen, 
seine internationale Anmeldung jeder¬ 
zeit vor Ablauf der nach Buchstabe a 
maßgeblichen Frist zu veröffentlichen. 
Das Internationale Büro entspricht 
diesem Antrag gemäß der Ausfüh¬ 
rungsordnung. 

(3) Der internationale Recherchen¬ 
bericht oder die in Artikel 17 Absatz 2 
Buchstabe a genannte Erklärung wer¬ 
den, wie in der Ausführungsordnung 
vorgesehen, veröffentlicht. 

(4) Die Sprache und Form der inter¬ 
nationalen Veröffentlichung sowie 
andere Einzelheiten sind in der Aus¬ 
führungsordnung festgelegt. 

(5) Eine internationale Veröffent- * 
lichung findet nicht statt, wenn die 
internationale Anmeldung vor dem 
Abschluß der technischen Vorberei- 
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.iidtions lor publication havo been 
complcted. 

(6) If the international application 
contains expressions or drawings 
which, in the opinion of the Interna¬ 
tional Bureau, are contrary to moral- 
ity or public Order, or if, in its 
opinion, the international application 
contains disparaging Statements as 
defined in the Regulations, it may 
orait such expressions, drawings, and 
Statements from its publications, indi- 
cating the place and number of words 
or drawings omitted, and furnishing, 
upon request, individual copies of the 
passages omitted. 


Article 22 

Copy, Translation, and Fee, 
to Designated Offices 


(1) The applicant shall furnish a 
copy of the international application 
(unless the communication provided 
for in Article 20 has already taken 
place) and a translation thereof (as 
prescribed), and pay the national fee 
(if any), to each designated Office not 
later than at the expiration of 20 
months from the priority date. Where 
the national law of the designated 
State requires the indication of the 
name of and other prescribed data 
concerning the inventor but allows 
that these indications be furnished at 
a time later than that of the filing of 
a national application, the applicant 
shall, unless they were contained in 
the request, furnish the said indica¬ 
tions to the national Office of or act- 
ing for that State not later than at the 
expiration of 20 months from the 
priority date. 


(2) Notwithstanding the provisions 
of paragraph (1), where the Interna¬ 
tional Searching Authority makes a 
declaration, under Article 17 (2) (a), 
that no international search report 
will be established, the time limit for 
performing the acts referred to in 
paragraph (1) of this Article shall be 
two months from the date of the 
notification sent to the applicant of 
the said declaration. 

(3) Any national law may, for per¬ 
forming the acts referred to in para- 
graphs fl) or (2), fix time limits which 
expire later than the time limit pro¬ 
vided for in those paragraphs. 


de la preparation technique de la pu- 
blication. 

6) Si Ie Bureau international estime 
que la demande internationale con- 
tient des expressions ou des dessins 
contraires aux bonnes meeurs ou ä 
l'ordre public, ou des declarations de- 
nigrantes au sens du regiement d'exe- 
cution, il peut les omettre de ses pu¬ 
blications, en indiquant la place et le 
nombre des mots ou des dessins omis. 
II fournit, sur demande, des copies 
speciales des passages ainsi omis. 


Article 22 

Copies, traductions et taxes 
pour les Offices d£sign£s 


1) Le deposant remet ä chaque Offi¬ 
ce designe une copie de la demande 
internationale (sauf si la communica¬ 
tion visee ä l article 20 a dejä eu 
lieu) et une traduction (teile qu'elle 
est prescrite) de cette demande et lui 
paie (le cas echeant) la taxe nationale 
au plus tard ä lexpiration d un delai 
de vingt mois ä compter de la date 
de priorite. Dans le cas oü le nom 
de l inventeur et les autres renseigne- 
ments, prescrits par la legislation de 
1‘Etat designe, relatifs ä l'inventeur 
ne sont pas exiges des Ie depöt d une 
demande nationale, le deposant doit, 
s'ils ne figurent pas dejä dans la re- 
quete, les communiquer ä l’office na¬ 
tional de cet Etat ou ä l'office agis- 
sant pour ce dernier au plus tard ä 
l expiration d'un delai de vingt mois 
ä compter de la date de priorite. 


2) Nonobstant les dispositions de 
l’alinea 1), lorsque ladministration 
chargee de la recherche internationale 
declare, conformement ä l'article 
17.2) a), qu'un rapport de recherche 
internationale ne sera pas etabli, le 
delai pour l accomplissement des actes 
mentionnes ä l’alinea 1) du present 
article est de deux mois ä compter 
de la date de la notification de ladite 
declaration au deposant. 

3) La legislation de tout Etat con- 
tractant peut, pour l’accomplissement 
des actes vises aux alineas 1) et 2), 
fixer des delais expirant apres ceux 
qui figurent auxdits alineas. 


tungen für die Veröffentlichung zu¬ 
rückgenommen worden ist oder als 
zurückgenommen gilt, 

(6) Enthält die internationale An¬ 
meldung Ausdrücke oder Zeichnun¬ 
gen, die nach Auffassung des Inter¬ 
nationalen Büros gegen die guten Sit¬ 
ten oder die öffentliche Ordnung ver¬ 
stoßen, oder enthalt die internationale 
Anmeldung nach seiner Meinung her¬ 
absetzende Behauptungen der durch 
die Ausführungsordnung gekennzeich¬ 
neten Art, so kann das Internationale 
Büro solche Ausdrücke, Zeichnungen 
und Behauptungen von seinen Ver¬ 
öffentlichungen ausschließen; es gibt 
dabei die Stelle der Auslassung und 
die Zahl der ausgelassenen Wörter 
und Zeichnungen an und stellt auf 
Antrag einzelne Abschriften der aus¬ 
gelassenen Stellen zur Verfügung. 

Artikel 22 

Übermittlung eines Exemplars und 

einer Übersetzung der Anmeldung 
sowie Gebührenzahlung 
an die Bestimmungsämter 

(1) Der Anmelder muß jedem Be¬ 
stimmungsamt spätestens mit dem Ab¬ 
lauf von 20 Monaten seit dem Priori¬ 
tätsdatum ein Exemplar der interna¬ 
tionalen Anmeldung (soweit es nicht 
bereits gemäß Artikel 20 übermittelt 
worden ist) und eine Übersetzung der 
Anmeldung (wie vorgeschrieben) zu¬ 
leiten sowie die nationale Gebühr 
(falls eine solche erhoben wird) zah¬ 
len. Verlangt das nationale Recht des 
Bestimmungsstaats die Mitteilung des 
Namens des Erfinders und andere den 
Erfinder betreffende, vorgeschriebene 
Angaben, gestattet es jedoch, daß 
diese Angaben zu einem späteren 
Zeitpunkt als dem Zeitpunkt der Ein¬ 
reichung einer nationalen Anmeldung 
gemacht werden, so hat der Anmel¬ 
der diese Angaben, wenn sie nicht 
bereits in dem Antrag enthalten sind, 
dem nationalen Amt des Staates oder 
dem für den Staat handelnden Amt 
spätestens bis zum Ablauf von 20 
Monaten ab Prioritätsdatum zu über¬ 
mitteln. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 be¬ 
trägt die Frist für die Vornahme der 
in Absatz 1 dieses Artikels genann¬ 
ten Handlungen für den Fall, daß die 
Internationale Recherchenbehörde ge¬ 
mäß Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a 
erklärt, daß kein internationaler Re¬ 
cherchenbericht erstellt wird, zwei 
Monate nach der Mitteilung jener Er¬ 
klärung an den Anmelder. 

(3) Das nationale Recht kann für 
die Vornahme der in den Absätzen 1 
oder 2 genannten Handlungen Fristen 
setzen, die später als die in diesen 
Absätzen bestimmten Fristen ablau¬ 
fen. 
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Article 23 

Delaying of National Procedure 

(1) No designated Office shail pro- 
cess or examine the international ap- 
plication prior to the expiration of 
the applicable time limit under Arti¬ 
cle 22. 

(2) Notwithstanding the provisions 
of paragraph (1), any designated Of¬ 
fice may, on the express request of 
the applicant, process or examine the 
international application at any time. 

Article 24 

Possible Löss of Effect 
ln Designated States 

{1) Subject, in case (ii) below, to 
the provisions of Article 25, the effect 
of the international application pro- 
vided for in Article 11 (3) shal! cease 
in any designated State with the same 
consequences as the withdrawal of 
any national application in that State: 

(i) if the applicant withdraws his in¬ 
ternational application or the 
designation of that State; 

(ii) if the international application 
is considered withdrawn by vir- 
tue of Articles 12 (3), 14 (1) (b), 
14 (3) (a), or 14(4), or if the 
designation of that State is con¬ 
sidered withdrawn by virtue of 
Article 14 (3) (b)j 


(iii) if the applicant fails to perform 
the acts referred to in Article 22 
within the applicable time limit. 

(2) Notwithstanding the provisions 
of paragraph (1), any designated Of¬ 
fice may maintain the effect provided 
for in Article 11 (3) even where such 
effect is not required to be maintained 
by virtue of Article 25 (2). 


Article 25 

Review By Designated Offices 

(1) (a) Where the receiving Office 
has refused to accord an international 
filing date or has declared that the 
international application is considered 
withdrawn, or where the International 
Bureau has made a finding under Arti¬ 
cle 12 (3), the International Bureau 
shall promptly send, at the request 
of the applicant, copies of any docu- 
ment in the file to any of the des¬ 
ignated Offices named by the ap¬ 
plicant. 


Article 23 
Suspension 

de la procedure nationale 

1) Aucun Office designe ne traite 
ni nexamine la demande internatio¬ 
nale avant l'expiration du delai appli¬ 
cable selon Larticle 22, 


2) Nonobstant les dispositions de 
Lalinea 1), tout Office designö peut, 
sur requete expresse du deposant, 
traiter ou examiner en tout teraps la 
demande internationale. 


Article 24 

Perte possible des effets 
dans des Etats designüs 

1) Sous reserve de Larticle 25 dans 
le cas vise au point ii) ci-apres, les 
effets de la demande internationale 
prevus ä l'article 11.3) cessent dans 
tout Etat designe et cette cessation 
a les memes consequences que le re- 
trait d'une demande nationale dans 
cet Etat: 

i) si le deposant retire sa demande 
internationale ou la designation de 
cet Etat; 

ii) si la demande internationale est 
consideree comme retiree en rai¬ 
son des articles 12.3), 14.1) b), 
14.3) a) ou 14.4), ou si la d4signa- 
tion de cet Etat est consideree 
comme retiree selon Larticle 
14.3) b); 


iii) si le deposant n'accomplit pas, 
dans le delai applicable, les actes 
mentionnes ä Larticle 22. 


2) Nonobstant les dispositions de 
Lalinea 1), tout Office designe peut 
maintenir les effets pr§vus ä Larti¬ 
cle 11.3) meme lorsqu'il n’est pas 
exige que de tels effets soient mainte- 
nus en raison de Larticle 25. 2). 


Article 25 

Revision par des Offices d£sign£s 

1) a) Lorsque Loffice recepteur re- 
fuse d accorder une date de depöt in¬ 
ternational ou declare que la demande 
internationale est consideree comme 
retiree, ou lorsque le Bureau inter¬ 
national fait une constatation selon 
Larticle 12.3), ce Bureau adresse ä 
bref delai, sur requete du deposant, 
ä tout office designe indique par celui- 
ci, copie de tout document contenu 
dans le dossier. 


Arlikel 23 

Aussetzung des nationalen Verfahrens 

(1) Ein Bestimmungsamt darf die 
internationale Anmeldung vor dem 
Ablauf der nach Artikel 22 maßgeb¬ 
lichen Frist nicht prüfen oder bearbei¬ 
ten. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 
kann jedes Bestimmungsamt auf aus¬ 
drücklichen Antrag des Anmelders die 
Bearbeitung oder Prüfung der inter¬ 
nationalen Anmeldung jederzeit auf¬ 
nehmen. 

Artikel 24 

Möglicher Verlust der Wirkung 
in den Bestimmungsstaaten 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 25 in 
den Fällen der Ziffer ii endet die in 
Artikel 11 Absatz 3 vorgesehene Wir¬ 
kung der internationalen Anmeldung 
in einem Bestimmungsstaat mit den 
gleichen Folgen wie die Zurücknahme 
einer nationalen Anmeldung, 

i) wenn der Anmelder seine inter¬ 
nationale Anmeldung oder die Be¬ 
stimmung dieses Staates zurück¬ 
nimmt; 

ii) wenn die internationale Anmel¬ 
dung auf Grund von Artikel 12 
Absatz 3, Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b, Artikel 14 Absatz 3 
Buchstabe a oder Artikel 14 Ab¬ 
satz 4 oder die Bestimmung die¬ 
ses Staates auf Grund des Ar¬ 
tikels 14 Absatz 3 Buchstabe b als 
zurückgenommen gilt; 

iii) wenn der Anmelder die in Arti¬ 
kel 22 genannten Handlungen 
nicht innerhalb der maßgeblichen 
Frist vornimmt. 

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 
kann jedes Bestimmungsamt die in 
Artikel 11 Absatz 3 bestimmte Wir¬ 
kung aufrechterhalten, auch wenn 
diese Wirkung auf Grund des Arti¬ 
kels 25 Absatz 2 nicht aufrechterhalten 
werden muß. 


Artikel 25 
Nachprüfung 

durch die Bestimmungsämter 

(1) a) Hat das Anmeldeamt die Zu¬ 
erkennung eines internationalen An¬ 
meldedatums abgelehnt oder hat es 
erklärt, daß die internationale Anmel¬ 
dung als zurückgenommen gilt, oder 
hat das Internationale Büro eine Fest¬ 
stellung nach Artikel 12 Absatz 3 ge¬ 
troffen, so übersendet das Interna¬ 
tionale Büro auf Antrag des Anmel¬ 
ders unverzüglich Kopien jedes bei 
den Akten befindlichen Schriftstücks 
an jedes vom Anmelder benannte Be¬ 
stimmungsamt. 
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(b) Wlior« the receiviny Office 
has declared that the designation cif 
any given State is considored with- 
drawn, the International Bureau shall 
promptly send, at the request of the 
applicant, copies of any document in 
the file to the national Office of such 
State. 

(c) The request under subpara- 
graphs (a) or (b) shall be presented 
within the prescribed time limit. 

(2) (a) Subject to the provisions of 
subparagraph (b), each designated Of- 
fiefe shall, provided that the national 
fee (if any) has been paid and the 
appropriate translation (as pre¬ 
scribed) has been furnished within the 
prescribed time limit, decide whethor 
the refusal, declaration, or finding, re- 
ferred to in paragraph (1) was jusii- 
fied under the provisions of this 
Treaty and the Regulations, and, if it 
finds that the refusal or declaration 
was the result of an error or omis- 
sion on the part of the receiving Of¬ 
fice or that the finding w'as the result 
of an error or omission on the part 
of the International Bureau, it shall, 
as far as effects in the State of the 
designated Office are concerned, treat 
the international application as if such 
error or omission had not occurred. 


(b) Where the record copy has 
reached the International Bureau alter 
the expiration of the time limit pre¬ 
scribed under Article 12 (3) on ac- 
count of any error or omission on the 
part of the applicant, the provisions 
of subparagraph (a) shall apply only 
under the circumstances referred to 
in Article 48 (2). 

Article 26 

Opportunity to Correct 
Before Designated Offices 

No designated Office shall reject 
an international application on the 
grounds of non-compliance with the 
requirements of this Treaty and the 
Regulations without first giving the 
applicant the opportunity to correct 
the said application to the extent and 
according to the procedure provided 
by the national law for the same or 
comparable situations in respect of 
national applications. 


Article 27 

National Requirements 

(1) No national law shall require 
compliance with requirements relating 
to the form or contents of the inter¬ 
national application different from or 
additional to thosc vvhich are provid- 


b) Lorsquc 1’oifire reccpteur de- 
eia re qui: la designation d’un Etat 
cst consideree com me retiree, le Bu¬ 
reau international, sui requetc du re- 
querant, adresse ä bref delai ä 1‘office 
national de cet Etat copie de tout 
document contenu dans le dossier. 

c) Les requetes fondees sur les 
sous-alineas a) ou b) doivent etre pre- 
sentees dans le delai prescrit. 

2) a) Sous reserve des dispositions 
du sous-alinea b), tout office designe, 
si la taxe nationale (le cas echeant) 
a ete payee et si la traduction appro- 
priee (teile qu elle est prescrite) a ete 
remise dans le delai prescrit, decide si 
le refus, la declaration ou la constata- 
tion mentionnes ä l alinea 1) etaient 
justifies au sens du present traite et 
du regiement d'execution; s'il consta- 
te que le refus ou la declaration est 
le resultat d‘une erreur ou dune orais- 
sion de l office recepteur, ou que la 
constatation est le resultat d'une er¬ 
reur ou d'une omission du Bureau 
international, il traite la demande in¬ 
ternationale, pour ce qui concerne ses 
effets dans l’Etat de l'office designe, 
comme si une teile erreur ou omission 
ne s'etait pas produite. 


b) Lorsque l exemplaire original 
parvient au Bureau international apres 
1'expiration du delai prescrit ä l’arti- 
cle 12.3) en raison d’une erreur ou 
d'une omission du deposant, le sous- 
alinea a) ne s'applique que dans les 
circonstances mentionnees ä l'arti- 
cle 48. 2). 


Article 26 

Occasion de corriger 
aupres des Offices designds 

Aucun office designe ne peut reje- 
ter une demande internationale pour 
le motif que cette derniere ne remplit 
pas les conditions du present traite 
et du regiement d'execution sans don- 
ner d'abord au deposant l'occasion de 
corriger ladite demande dans la me- 
sure et selon la procedure prevues 
par la legislation nationale pour des 
situations identiques ou comparables 
se presentant ä propos de demandes 
nationales. 


Article 27 

Exigences nationales 

1) Aucune legislation nationale ne 
peut exiger que la demande inter¬ 
nationale satisfasse, quant ä sa forme 
ou son contenu, a des exigences dif¬ 
ferentes de cellcs qui sont prevues 


b) Hat das Anmeldeamt erklärt, 
daß die Bestimmung eines Staates als 
zurückgenoniinen gilt, so übersendet 
das Internationale Büro auf Antrag 
des Anmelders unverzüglich Kopien 
jedes bei den Akten befindlichen 
Schriftstücks an das nationale Amt 
dieses Staates. 

c) Der Antrag nach Buchstabe a 
oder b ist innerhalb der vorgeschrie¬ 
benen Frist zu stellen. 

(2) a) Vorbehaltlich des Buchsta¬ 
ben b trifft jedes Bestimmungsamt, 
vorausgesetzt, daß innerhalb der vor¬ 
geschriebenen Frist die nationale Ge¬ 
bühr (falls sie erhoben wird) bezahlt 
und eine geeignete Übersetzung (wie 
vorgeschrieben) übermittelt worden 
ist, eine Entscheidung darüber, ob die 
Ablehnung, die Erklärung oder die 
Feststellung, auf die sich Absatz 1 be¬ 
zieht, nach diesem Vertrag und der 
Ausführungsordnung zu Recht getrof¬ 
fen worden sind; stellt es fest, daß die 
Ablehnung oder die Erklärung auf 
eine versehentliche Maßnahme oder 
Unterlassung des Anmeldeamts, be¬ 
ziehungsweise die Feststellung auf 
eine versehentliche Maßnahme oder 
Unterlassung des Internationalen 
Büros zurückzuführen sind, so behan¬ 
delt es die internationale Anmeldung, 
was die Wirkungen in dem Staat die¬ 
ses Bestimmungsamts betrifft, so, als 
wäre das Versehen nicht vorgekom¬ 
men. 

b) Hat das Internationale Büro 
das Aktenexemplar wegen einer ver¬ 
sehentlichen Maßnahme oder Unter¬ 
lassung des Anmelders erst nach Ab¬ 
lauf der in Artikel 12 Absatz 3 ge¬ 
nannten Frist erhalten, so greifen die 
Vorschriften des Buchstaben a nur 
unter den in Artikel 48 Absatz 2 ge¬ 
nannten Bedingungen ein. 

Artikel 26 

Möglichkeit der Berichtigung 

vor den Bestimmungsämtern 

Ein Bestimmungsamt darf eine in¬ 
ternationale Anmeldung wegen Nicht¬ 
beachtung von Vorschriften dieses 
Vertrags oder der Ausführungsord¬ 
nung nicht zurückweisen, ohne dem 
Anmelder zuvor Gelegenheit zu ge¬ 
ben, die Anmeldung in dem nach dem 
nationalen Recht für vergleichbare 
Fälle bei nationalen Anmeldungen 
vorgesehenen Umfang und Verfahren 
zu berichtigen. 


Artikel 27 

Nationale Erfordernisse 

(1) Das nationale Recht darf hin¬ 
sichtlich Form und Inhalt der inter¬ 
nationalen Anmeldung nicht die Erfül¬ 
lung anderer Erfordernisse verlangen, 
als sie im Vertrag und der Ausfüh- 
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ed f'»i in thi>> Treaty und the Regula- 
tions. 

(2) The provisions of paragraph (1) 
neither affect the application of the 
provisions of Article 7 (2) nor pre- 
clude any national law from requir- 
ing, once the processing of the inter¬ 
national application has started in the 
designated Office, the furnishing: 

(i) when the applicant is a legal 
entity, of the name of an officer 
entitled to represent such legal 
entity, 

(ii) of documents not part of the in¬ 
ternational application but which 
constitute proof of allegations or 
Statements made in that applica¬ 
tion, including the confirmation of 
the international application by 
the signature of the applicant 
when that application, as filed, 
was signed by his representative 
or agent. 

(3) Where the applicant, for the 
purposes of any designated State, is 
not qualified according to the national 
law of that State to file a national 
application because he is not the In¬ 
ventar, the international application 
may be rejected by the designated 
Office. 

(4) Where the national law provides, 
in respect of the form or contents 
of national applications, for require- 
ments which, from the viewpoint of 
applicants, are more favorable than 
the requirements provided for by this 
Treaty and the Regulations in respect 
of international applications, the na¬ 
tional Office, the courts and any other 
competent organs of or acting for the 
designated State may apply the for- 
mer requirements, instead of the latter 
requirements, to international applica¬ 
tions, except where the applicant 
insists that the requirements provided 
for by this Treaty and the Regulations 
be applied to his international appli¬ 
cation. 


(5) Nothing in this Treaty and the 
Regulations is intended to be con- 
strued as prescribing anything that 
would limit the freedom of each Con¬ 
tracting State to prescribe such sub¬ 
stantive conditions of patentability as 
it desires. ln particular, any provision 
in this Treaty and the Regulations 
concerning the definition of prior art 
is exclusively for the purposes of the 
international procedure and, conse- 
quently, any Contracting State is free 
to apply, when determining the 
patentability of an invention claimed 
in an international application, the 
criteria of its national law in respect 


dans le present traite et dans le regle- 
nient d'execution ou ä des cxigences 
supplementaires. 

2) Les dispositions de l’alinea 1) ne 
sauraient affecter l'application de l'ar- 
ticle 7.2) ni empecher aucune legis- 
lation nationale d exiger, une fois que 
le traitement de la demande inter¬ 
nationale a commence au sein de l'of- 
fice designe: 

i) lorsque le deposant est une per¬ 
sonne morale, l indication du nom 
d'un dirigeant de cette derniere au- 
torise ä la representer; 

ii) la remise de documents qui n ap- 
partiennent pas ä la demande in¬ 
ternationale mais qui constituent 
la preuve d’allegations ou de de- 
clarations figurant dans cette de¬ 
mande, y compris la confirmation 
de la demande internationale par 
signature du deposant lorsque cet¬ 
te demande, teile qu'elle avait ete 
deposee, etait signee de son repre- 
sentant ou de son mandataire. 

3) Lorsque le deposant, aux fins de 
taut Etat designe, n a pas qualite se- 
lon la legislation nationale de cet 
Etat pour proceder au depöt d une 
demande nationale pour la raison qu il 
n'est pas l'inventeur, la demande in¬ 
ternationale peut etre rejetee par l’of- 
fice designe. 

4) Lorsque la legislation nationale 
prevoit, pour ce qui concerne la forme 
ou le contenu des demandes natio¬ 
nales, des exigences qui, du point de 
vue des deposants, sont plus favora- 
bles que celles que prevoient le pre¬ 
sent traite et le regiement d execu- 
tion pour les demandes internationa¬ 
les, l'office national, les tribunaux et 
tous autres Organes competents de 
l'Etat designe ou agissant pour ce 
dernier peuvent appliquer les pre- 
mieres exigences, en lieu et place des 
dernieres, aux demandes internatio¬ 
nales, sauf si le deposant requiert que 
les exigences prevues par le present 
traite et par le regiement d'execution 
soient appliquees ä sa demande inter¬ 
nationale. 

5) Rien dans le present traite ni 
dans le regiement d execution ne peut 
etre compris comme pouvant limiter 
la liberte d'aucun Etat contractant de 
prescrire toutes conditions materielles 
de brevetabilite qu’il desire. En parti- 
culier, taute disposition du present 
traite et du regiement d'execution con- 
cernant la definition de l'etat de la 
technique doit s'entendre exclusive- 
ment aux fins de la procedure inter¬ 
nationale; par consequent, tout Etat 
contractant est libre d'appliquer, lors- 
qu'il determine la brevetabilite d'une 
invention faisant l'objet d une deman¬ 
de internationale, les criteres de sa 


rungsordnung vorgesehen sind, odi_>; 
zusätzliche Anforderungen stellen. 

(2) Absatz 1 steht weder der An¬ 
wendung des Artikels 7 Absatz 2 ent¬ 
gegen noch hindert er einen Staat 
daran, in seinem nationalen Recht 
nach dem Beginn der Bearbeitung der 
internationalen Anmeldung in dem 
Bestimmungsamt zu verlangen: 

i) wenn der Anmelder eine juristi¬ 
sche Person ist, die Angabe des 
Namens eines Verantwortlichen, 
der berechtigt ist, diese juristische 
Person zu vertreten, 

ii) die Vorlage von Unterlagen, die 
nicht Bestandteile der interna¬ 
tionalen Anmeldung sind, zum Be¬ 
weis der Richtigkeit von Behaup¬ 
tungen und Erklärungen, ein¬ 
schließlich der Bestätigung der in¬ 
ternationalen Anmeldung durch 
die Unterschrift des Anmelders, 
wenn die Anmeldung bei ihrer Ein¬ 
reichung von einem Vertreter oder 
Anwalt unterzeichnet worden war. 

(3) Wenn der Anmelder für die 
Zwecke eines Bestimmungsstaats in 
bezug auf das nationale Recht dieses 
Staates mangels Erfindereigenschaft 
nicht berechtigt ist, eine nationale 
Anmeldung einzureichen, so kann die 
internationale Anmeldung vom Be¬ 
stimmungsamt zurückgewiesen wer¬ 
den. 

(4) Enthält das nationale Recht 
eines Bestimmungsstaats in bezug auf 
Form und Inhalt nationaler Anmeldun¬ 
gen Vorschriften, die aus der Sicht 
des Anmelders milder sind, als die in 
diesem Vertrag und in der Ausfüh¬ 
rungsordnung enthaltenen Vorschrif¬ 
ten in bezug auf internationale An¬ 
meldungen, so können das nationale 
Amt, die Gerichte und andere zustän¬ 
dige Stellen dieses Staates sowie die 
für diesen Staat handelnden Stellen 
auf internationale Anmeldungen die 
zuerst genannten Vorschriften statt 
der zuletzt genannten anwenden, so¬ 
fern der Anmelder nicht darauf be¬ 
steht, daß die Vorschriften dieses Ver¬ 
trags und der Ausführungsordnung 
auf seine internationale Anmeldung 
angewendet werden. 

(5) Der Vertrag und die Ausfüh¬ 
rungsordnung können nicht dahin ver¬ 
standen werden, daß sie die Freiheit 
eines Vertragsstaats zur freien Be¬ 
stimmung der materiellen Vorausset¬ 
zungen der Patentfähigkeit einschrän¬ 
ken. Insbesondere dient jede den 
Begriff des Standes der Technik be¬ 
treffende Vorschrift dieses Vertrags 
und der Ausführungsordnung aus¬ 
schließlich den Zwecken des interna¬ 
tionalen Verfahrens, und es stellt 
demzufolge jedem Vertragsstaat bei 
der Prüfung der Patentfähigkeit einer 
den Gegenstand einer internationalen 
Anmeldung bildenden Erfindung frei, 
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of prior all and olher conditions of 
patenlability not constitutiny requirc- 
munts as to the form and contents cf 
applications. 


(6) The national iaw may require 
that the applicant furnish evidence in 
respect of any substantive condition 
of patentability prescribed by such 
law. 

(7) Any receiving Office or, once 
the processing of the international ap- 
plication has started in the designated 
Office, that Office may apply the na¬ 
tional law as far as it relates to any 
requirement that the applicant be 
represented by an agent having the 
right to represent applicants before 
the said Office and/or that the appli¬ 
cant have an address in the desig¬ 
nated State for the purpose of receiv¬ 
ing notifications. 

(8) Nothing in this Treaty and the 
Regulations is intended to be con- 
strued as limiting the freedom of any 
Contracting State to apply measures 
deemed necessary for the preserva- 
tion of its national security or to limit, 
for the protection of the general eco¬ 
nomic interests of that State, the right 
of its own residents or nationals to 
file international applications. 


Article 28 

Amendment of the Claims, 
the Description, and the Drawings, 
Before Designated Offices 

(1) The applicant shall be given the 
opportunity to amend the claims, the 
description, and the drawings, before 
each designated Office within the pre¬ 
scribed time limit. No designated Of¬ 
fice shall grant a patent, or refuse the 
grant of a patent, before such time 
limit has expired except with the ex¬ 
press consent of the applicant. 


(2) The amendments shall not go 
beyond the disclosure in the interna¬ 
tional application as filed unless the 
national law of the designated State 
permits them to go beyond the said 
disclosure. 

(3) The amendments shall be in ac- 
cordance with the national law of the 
designated State in all respects not 
provided for in this Treaty and the 
Regulations. 


legislation nationale relatil* ä l'etat 
de la technique et d autres conditions 
de brevetabüitc qui ne constituent pas 
des exigences relatives a la forme et 
au contcnu des Jemandes. 


6) La legislation nationale peut exi- 
ger du deposant qu'il fournisse des 
preuves quant ä toule condition de 
droit materiel de brevetabilite qu elle 
prcscrit. 

7) Tout Office recepteur, de meine 
que tout Office designe qui a com- 
mence ä traiter la demande internatio¬ 
nale, peut appliquer toute disposition 
de sa legislation nationale relative a 
la representation obligatoire du depo¬ 
sant par un mandataire habilite aupres 
de cet office et ä l'indication obliga¬ 
toire d'une adresse de Service dans 
l'£tat designe aux fins de la recep- 
tion de notifications. 

8) Rien dans le present traite ni 
dans le regiement d’execution ne peut 
etre compris comme pouvant limiter 
la liberte d’aucun £tat contractant 
d'appliquer les mesures qu’il consi- 
d6re necessaires en matiere de de¬ 
fense nationale ou de limiter, pour 
proteger ses interets £conomiques, le 
droit de ses nationaux ou des person- 
nes qui sont domiciltees sur son terri- 
toire de deposer des demandes inter¬ 
nationales. 


Article 28 

Modification des revendications, 
de la description et des dessins 
aupres des Offices designes 


1) Le deposant doit avoir l occasion 
de modifier les revendications, la des¬ 
cription et les dessins, dans le delai 
prescrit, aupres de chaque office de¬ 
signe. Aucun office designe ne peut 
delivrer de brevet ni refuser d en de- 
livrer avant l’expiration de ce delai, 
sauf accord expres du deposant. 


2) Les modifications ne doivent pas 
aller au-delä de lexpose de l’inven- 
tion qui figure dans la demande inter¬ 
nationale teile qu'elle a ete deposee, 
sauf si la legislation nationale de 
l’Etat designe le permet expresse¬ 
ment. 

3) Les modifications doivent etre 
conformes ä la legislation nationale 
de l’Etat designe pour tout ce qui 
n’est pas fixe par le present traite 
ou par le regiement d'execution. 


die Beyiiffo dos Standes dop Technik 
und anderer Bedingungen der Patent¬ 
fähigkeit, sofern sie nicht Form und 
Inhalt von Anmeldungen betroffen, 
so anzuwenden, wie sie nach seinem 
Recht verstanden werden. 

(6) Nach dem nationalen Recht 
kann verlangt werden, daß der Anmel¬ 
der für jede nach dem nationalen 
Recht dieses Staates vorgeschriebene 
materielle Voraussetzung der Patent¬ 
fähigkeit Beweis erbringt. 

(7) Jedes Anmeldeamt und — nach 
Beginn der Bearbeitung der interna¬ 
tionalen Anmeldung in einem Bestim¬ 
mungsstaat — jedes Bestimmungsamt 
können das nationale Recht anwen¬ 
den, soweit dieses verlangt, daß der 
Anmelder durch einen zur Vertretung 
vor diesem Amt befugten Anwalt 
vertreten ist und gegebenenfalls für 
den Empfang von Mitteilungen eine 
Anschrift in dem Bestimmungsstaat 
angibt. 

(8) Der Vertrag und die Ausfüh¬ 
rungsordnung können nicht dahin ver¬ 
standen werden, daß sie die Freiheit 
eines Vertragsstaats beeinträchtigen, 
die notwendigen Maßnahmen zum 
Schutz seiner nationalen Sicherheit zu 
ergreifen oder im Interesse des Schut¬ 
zes seiner allgemeinen wirtschaft¬ 
lichen Interessen das Recht seiner 
eigenen Staatsangehörigen oder Per¬ 
sonen mit Sitz oder Wohnsitz in die¬ 
sem Staat zur Einreichung interna¬ 
tionaler Anmeldungen einzuschrän¬ 
ken. 


Artikel 28 

Änderung der Ansprüche, 
der Beschreibung 

und der Zeichnungen im Verfahren 
vor den Bestimmungsämtern 

(1) Dem Anmelder muß die Mög¬ 
lichkeit gegeben werden, die An¬ 
sprüche, die Beschreibung und die 
Zeichnungen im Verfahren vor dem 
Bestimmungsamt innerhalb der vor- 
geschriobenen Frist zu ändern. Kein 
Bestimmungsamt darf ohne Zustim¬ 
mung des Anmelders ein Patent er¬ 
teilen oder die Erteilung eines Patents 
ablehnen, bevor diese Frist abgelaufen 
ist. 

(2) Die Änderungen dürfen nicht 
über den Offenbarungsgehalt der in¬ 
ternationalen Anmeldung im An¬ 
meldezeitpunkt hinausgehen, sofern 
es das nationale Recht des Bestim¬ 
mungsstaats nicht zuläßt, daß sie 
darüber hinausgehen. 

(3) Soweit der Vertrag und die Aus¬ 
führungsordnung keine ausdrückliche 
Regelung treffen, müssen die Ände¬ 
rungen in jeder Hinsicht dem nationa¬ 
len Recht des Bestimmungsstaats ent¬ 
sprechen. 
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(4} Where Ihe designaled Ofiice re- 
quires a translation of the interna¬ 
tional application, the amendments 
shall be in the language of the trans- 
lation. 

Article 29 

Effects of the International Publication 

(1) As far as the protection of any 
rights of the applicant in a designat- 
ed State is concerned, the effects, in 
that State, of the international publi¬ 
cation of an international application 
shall, subject to the provisions of 
paragraphs (2) to (4), be the same as 
those which the national law of the 
designated State provides for the com- 
pulsory national publication of unex- 
amined national applicalions as such. 

(2) If the language in which the in¬ 
ternational publication has been ef- 
fected is different from the language 
in which publications under the na¬ 
tional law are effected in the desig¬ 
nated State, the said national law may 
provide that the effects provided for 
in paragraph (1) shall be applicable 
only from such time as: 

(i) a translation into the latter 

language has been published as 
provided by the national law, or 

(ii) a translation into the latter 

language has been made avaii- 

able to the public, by laying open 
for public inspection as provided 
by the national law, or 

(in) a translation into the latter 

language has been transmitted by 
the applicant to the actual or 
prospective unauthorized user of 
the invention cläimed in the in¬ 
ternational application, or 

(iv) both the acts described in (i) 
and (iii), or both the acts de¬ 
scribed in (ii) and (iii), have 
taken place. 

(3) The national law of any desig¬ 
nated State may provide that, where 
the international publication has been 
effected, on the request of the appli¬ 
cant, before the expiration of 18 
months from the priority date, the ef¬ 
fects provided for in paragraph (1) 
shall be applicable only from the ex¬ 
piration of 18 months from the priority 
date. 

(4) The national law of any desig¬ 
nated State may provide that the ef¬ 
fects provided for in paragraph (1) 
shall be applicable only from the date 
on which a copy of the international 
application as published under Arti¬ 
cle 2! has been received in the na- 


4) Lorsque Toffice designe exige 
une traduction de la demande inter¬ 
nationale, les modifications doivent 
etre etablies dans la langue de la 
traduction. 

Article 29 

Effets de la publication internationale 

1) Pour ce qui concerne la protec¬ 
tion de tout droit du deposant dans 
un Etat designe, la publication inter¬ 
nationale d une demande internatio¬ 
nale a, dans cet Etat, sous reserve 
des dispositions des alineas 2) ä 4), 
les memes effets que ceux qui sont 
attaches par la legislation nationale 
de cet Etat ä la publication nationale 
obligatoire de demandes nationales 
non examinees comme telles. 

2) Si la langue de la publication 
internationale differe de celle des pu¬ 
blications requises par la legislation 
nationale de l'Etat designe, ladite le¬ 
gislation nationale peut prevoir que 
les effets prevus ä l’alinea 1) ne se 
produisent qu ä partir de la date oü: 


i) une traduction dans cette derniere 
langue est publiee conformement 
ä la legislation nationale; ou 

ii) une traduction dans cette derniere 
langue est mise ä la disposition 
du public pour inspection, confor¬ 
mement ä la legislation nationale; 
ou 

iii) une traduction dans cette derniere 
langue est transmise par le depo¬ 
sant ä l'utilisateur non autorise, 
effectif ou eventuel, de l'invention 
faisant l’objet de la demande in¬ 
ternationale; ou 

iv) les deux actes vises aux points i) 
et iii), ou les deux actes vises aux 
points ii) et iii), ont ete accomplis. 

3) La legislation nationale de tout 
Etat designe peut prevoir que, lors¬ 
que la publication internationale a ete 
effectuee, sur requete du deposant, 
avant l'expiration d’un delai de dix- 
huit mois ä compter de la date de 
priorite, les effets prevus ä l’alinea 1) 
ne se produisent qu’ä partir de l'expi- 
ration d’un delai de dix-huit mois ä 
compter de la date de priorite. 

4) La legislation nationale de tout 
Etat designe peut prevoir que les ef¬ 
fets prevus ä l'alinea 1) ne se produi- 
sent qu ä partir de la date de recep- 
tion, par son Office national ou par 
l office agissant pour cet Etat, d’un 
exemplaire de la publication, effec- 


(4) Verlangt das Beslimmunysamt 
eine Übersetzung der internationalen 
Anmeldung, so müssen die Änderun¬ 
gen in der Sprache der Übersetzung 
eingereich! werden. 

Artikel 29 
Die Wirkungen 

der internationalen Veröffentlichung 

(1) Die Wirkungen der internationa¬ 
len Veröffentlichung einer interna¬ 
tionalen Anmeldung sind, was den 
Schutz der Rechte des Anmelders in 
einem Bestimmungsstaat betrifft, vor¬ 
behaltlich der Absätze 2 bis 4 die 
gleichen, wie sie nach dem nationalen 
Recht dieses Bestimmungsstaats der 
gesetzlich vorgeschriebenen inländi¬ 
schen Veröffentlichung einer unge¬ 
prüften nationalen Anmeldung zukom¬ 
men. 

(2) Unterscheidet sich die Sprache, 
in der die internationale Veröffent¬ 
lichung erfolgt ist, von der Sprache, 
in welcher nationale Anmeldungen in 
einem Bestimmungsstaat veröffent¬ 
licht werden, so kann das nationale 
Recht dieses Staates bestimmen, daß 
die in Absatz 1 vorgesehene Wirkung 
erst von dem Zeitpunkt an eintritt, an 
dem: 

i) eine Übersetzung in die letztge¬ 
nannte Sprache nach den Bestim¬ 
mungen des nationalen Rechts 
veröffentlicht worden ist oder 

ii) eine Übersetzung in die letztge¬ 
nannte Sprache der Öffentlichkeit 
nach den Bestimmungen des na¬ 
tionalen Rechts durch Offenlegung 
zur Einsichtnahme zugänglich ge¬ 
macht worden ist oder 

iii) eine Übersetzung in die letztge¬ 
nannte Sprache vom Anmelder 
einem tatsächlichen oder mutmaß¬ 
lichen unberechtigten Benutzer 
der Erfindung, die Gegenstand der 
internationalen Anmeldung ist, 
übermittelt worden ist oder 

iv) die beiden unter Ziffern i und iii 
oder die beiden unter Ziffern ii 
und iii angegebenen Maßnahmen 
getroffen worden sind. 

(3) Das nationale Recht jedes Be¬ 
stimmungsstaats kann vorschreiben, 
daß dann, wenn die internationale 
Veröffentlichung auf Antrag des An¬ 
melders vor dem Ablauf von 18 Mo¬ 
naten seit dem Prioritätsdatum durch¬ 
geführt worden ist, die in Absatz 1 
genannten Wirkungen erst mit dem 
Ablauf von 18 Monaten seit dem 
Prioritätsdatum eintreten. 

(4) Im nationalen Recht eines Be¬ 
stimmungsstaats kann vorgesehen 
werden, daß die Wirkung nach Ab¬ 
satz 1 erst von dem Zeitpunkt an ein¬ 
tritt, zu dem das nationale Amt oder 
das für diesen Staat handelnde Amt 
ein Exemplar der nach Artikel 21 ver- 
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tional Office of or acting für such 
State. The said Office shall pahlish 
the date of receipt in its yazefe as 
soun as possible. 

Article 30 

Confidential Nature of the 
International Application 

(1) (a) Subject to the provisions of 
subparagraph (b), the International 
Bureau and the International Search- 
ing Authorities shall not allow access 
by any person or authority to the 
international application before the 
international publication of that ap¬ 
plication, unless requested or author- 
ized by the applicant. 

(b) The provisions of subpara¬ 
graph (a) shall not apply to any 
transmittal to the competent Interna¬ 
tional Searching Authority, to trans- 
mittals provided for under Article 13, 
and to Communications provided for 
under Article 20. 

(2) (a) No national Office shall al¬ 
low access to the international appli¬ 
cation by third parties, unless re¬ 
quested or authorized by the appli¬ 
cant, before the earliest of the follow- 
ing dates: 

(i) date of the international publica¬ 
tion of the international applica- 
tion; 

(ii) date of the receipt of the com- 
munication of the international 
application under Article 20, 

(iii) date of the receipt of a copy of 
the international application 
under Article 22. 

(b) The provisions of subpara¬ 
graph (a) shall not prevent any na¬ 
tional Office from informing third 
parties that it has been designated, 
or from Publishing that fact. Such in- 
formation or publication may, how- 
ever, contain only the following data: 
Identification of the receiving Office, 
name of the applicant, international 
filing date, international application 
number, and title of the invention. 

(c) The provisions of subpara¬ 
graph (a) shall not prevent any des¬ 
ignated Office from allowing access 
to the international application for the 
purposes of the judicial authorities. 

(3) The provisions of para- 
graph (2) (a) shall apply to any receiv¬ 
ing Office except as far as transmit- 
tals provided for under Article 12 (1) 
are concerned. 

(4) For the purposes of this Article, 
the term "access" covers any means 
by which third parties may acquire 
cognizance, including individual com- 
munication and general publication, 
provided, however, that no national 
Office shall generally publish an in¬ 
ternational application or its transla- 
tion before the international publica- 


tuüe conformeinent a larticle 21, de 
la demande internationale. Cet Office 
publie, des que possible, la date de 
reception dans sa gazette. 

Article 30 

Caractere confidentiel 

de la demande internationale 

1) a) Sous reserve du sous-alinea b), 
le Bureau international et les ad- 
ministrations chargees de la recherche 
internationale ne doivent permettre ä 
aucune personne ou administration 
d'avoir acces ä la demande internatio¬ 
nale avant sa publication internatio¬ 
nale, sauf requete ou autorisation du 
deposant. 

b) Le sous-alinea a) ne s'appli- 
que pas aux transmissions ä l'ad- 
ministration competente chargee de la 
recherche internationale, aux trans¬ 
missions prevues ä l'article 13 ni aux 
Communications prevues ä l article 20. 

2) a) Aucun office national ne peut 
permettre ä des tiers d'avoir acces ä 
la demande internationale, sauf re¬ 
quete ou autorisation du deposant, 
avant celle des dates suivantes qui 
intervient la premiere: 

i) date de la publication internatio¬ 
nale de la demande internationale; 

ii) date de reception de la communi- 
cation de la demande internatio¬ 
nale selon Larticle 20; 

iii) date de reception d'une copie de 
la demande internationale selon 
Larticle 22. 

b) Le sous-alinea a) ne saurait 
empecher un office national d'infor- 
mer des tiers qu'il a ete designe, ni 
de publier ce fait. Une teile Informa¬ 
tion ou publication ne peut toutefois 
contenir que les indications suivantes: 
Identification de l'office recepteur, 
nom du deposant, date du depöt inter¬ 
national, numero de la demande inter¬ 
nationale et titre de l'invention. 

c) Le sous-alinea a) ne saurait 
empecher un office designe de per¬ 
mettre aux autorites judiciaires d’a- 
voir acces ä la demande internatio¬ 
nale. 

3) L alinea 2) a) s’applique a tout 
office recepteur, sauf pour les trans¬ 
missions prevues ä Larticle 12. 1). 


4) Au sens du present article, l'ex- 
pression «avoir acces» comprend tout 
moyen par lequel des tiers peuvent 
prendre connaissance, et comprend 
donc la communication individuelle et 
la publication generale; toutefois, au¬ 
cun office national ne peut publier 
une demande internationale ou sa tra- 
duction avant la publication inter¬ 


öffentlichton internationalen Anmel¬ 
dung erhalten hat. Das genannte Amt 
veröffentlich! das Empfangsdatum in 
seinem Blatt so früh wie möglich. 

Artikel 30 

Vertraulicher Charakter 
einer internationalen Anmeldung 

(1) a) Außer mit Zustimmung oder 
auf Antrag des Anmelders dürfen, 
vorbehaltlich des Buchstaben b, das 
Internationale Büro und die Interna¬ 
tionalen Recherchenbehörden keiner 
Person oder Behörde Einsicht in eine 
internationale Anmeldung gewähren, 
bevor die internationale Veröffent¬ 
lichung der Anmeldung erfolgt ist. 

b) Buchstabe a ist auf Übermitt¬ 
lungen an die zuständige Interna¬ 
tionale Recherchenbehörde sowie auf 
Übermittlungen nach Artikel 13 und 
nach Artikel 20 nicht anzuwenden. 


(2) a) Kein nationales Amt gewährt 
Dritten ohne Antrag oder Genehmi¬ 
gung des Anmelders Einsicht in die 
internationale Anmeldung vor dem 
frühesten der nachstehend angegebe¬ 
nen Zeitpunkte: 

i) dem Zeitpunkt der internationalen 
Veröffentlichung der internationa¬ 
len Anmeldung, 

ii) dem Zeitpunkt des Eingangs der 
Übermittlung der internationalen 
Anmeldung nach Artikel 20, 

iii) dem Zeitpunkt des Eingangs eines 
Exemplars der internationalen An¬ 
meldung nach Artikel 22. 

b) Buchstabe a hindert kein na¬ 
tionales Amt, Dritte davon zu unter¬ 
richten, daß es bestimmt worden ist, 
oder diese Tatsache zu veröffent¬ 
lichen. Diese Mitteilungen und Ver¬ 
öffentlichungen dürfen jedoch nur fol¬ 
gende Angaben enthalten: Nennung 
des Anmeldeamts, Name des Anmel¬ 
ders, internationales Anmeldedatum, 
internationales Aktenzeichen und Be¬ 
zeichnung der Erfindung. 

c) Buchstabe a hindert kein 
Bestimmungsamt, Gerichtsbehörden 
Einsicht in die internationale Anmel¬ 
dung zu gestatten. 

(3) Absatz 2 Buchstabe a gilt für 
jedes Anmeldeamt, sofern es sich 
nicht um Übermittlungen nach Arti¬ 
kel 12 Absatz 1 handelt. 

(4) Im Sinne dieses Artikels umfaßt 
der Begriff „Einsichtnahme" alle Mög¬ 
lichkeiten für Dritte, Kenntnis zu er¬ 
langen, einschließlich persönlicher 
Mitteilungen und allgemeiner Ver¬ 
öffentlichungen; jedoch darf kein na¬ 
tionales Amt eine internationale An¬ 
meldung oder eine Übersetzung dieser 
Anmeldung allgemein veröffentlichen, 
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tion or, if international publicalion 
has not taken place by the expiration 
of 20 months from the priority date, 
before the expiration of 20 months 
from the said priority date. 


Chapter II 

International 
Preliminary Exaraination 

Article 31 

Demand for International 
Preliminary Examination 

(1) On the demand of the applicant, 
his international application shall be 
the subject of an international prelim¬ 
inary examination as provided in 
the following provisions and the Re- 
gulations. 

(2) (a) Any applicant who is a resi¬ 
dent or national, as defined in the 
Regulations, of a Contracting State 
bound by Chapter II, and whose inter¬ 
national application has been filed 
with the receiving Office of or acting 
for such State, may make a demand 
for international preliminary examina¬ 
tion. 


(b) The Assembly may decide 
to allow persons entitled to file inter¬ 
national applications to make a de¬ 
mand for international preliminary 
examination even if they are residents 
or nationals of a State not party to 
this Treaty or not bound by Chapter II. 


(3) The demand for international 
preliminary examination shall be 
made separately from the internation¬ 
al application. The demand shall con- 
tain the prescribed particulars and 
shall be in the prescribed language 
and form. 

(4) (a) The demand shall indicate 
the Contracting State or States in 
which the applicant intends to use the 
results of the international preliminary 
examination ("elected States"). Ad¬ 
ditional Contracting States may be 
elected later. Election may relate only 
to Contracting States already desig- 
nated under Article 4. 


(b) Applicants referred to in 
Paragraph (2) (a) may elect any Con¬ 
tracting State bound by Chapter II. 
Applicants referred to in paragraph 

(2) (b) may elect only such Contract- 


nationale ou avant lexpiration d un 
delai de vingt mois ä compter de la 
date de priorite si la publication inter¬ 
nationale n’a pas eu lieu ä l expiration 
de ce delai. 


Chapitre II 

Examen preliminaire 
international 

Article 31 

Demande d'examen prdliminaire 
international 

1) Sur demande du deposant, la de¬ 
mande internationale fait l’objet d'un 
examen preliminaire international con- 
formement aux dispositions ci-apres 
et au regiement d'execution. 

2) a) Tout deposant qui, au sens du 
regiement d'execution, est domicilie 
dans un Etat contractant lie par le 
chapitre II ou est le national d'un tel 
Etat et dont la demande internatio¬ 
nale a ete d£posee aupres de l'office 
recepteur de cet Etat ou agissant 
pour le compte de cet Etat, peut pre¬ 
senter une demande d’examen preli¬ 
minaire international. 


b) L'Assemblee peut decider de 
permettre aux personnes autorisees ä 
deposer des demandes internationales 
de presenter des demandes d'examen 
preliminaire international meine si el- 
les sont domiciliees dans un Etat non 
contractant ou non lie par le chapi¬ 
tre II ou ont la nationalite d’un tel 
Etat. 


3) La demande d’examen prelimi¬ 
naire international doit etre etablie 
independamment de la demande inter¬ 
nationale. Elle doit contenir les indi- 
cations prescrites et £tre etablie dans 
la langue et dans la forme prescrites. 

4) a) La demande d’examen preli¬ 
minaire international doit indiquer ce- 
lui ou ceux des Etats contractants 
oü le deposant a l’intention d’utiliser 
les resultats de l'examen preliminaire 
international («Etats 61us»), Des 
Etats contractants additionnels peu- 
vent etre elus ulterieurement. Les 
elections ne peuvent porter que sur 
des Etats contractants dejä designes 
conformement ä l’article 4. 

b) Les deposants vises ä l’ali- 
nea 2) a) peuvent eiire tout Etat con¬ 
tractant lie par le chapitre II. Les de¬ 
posants vises ä l'alinea 2) b) ne peu¬ 
vent eiire que les Etats contractants 


bevor die internationale Veröffent¬ 
lichung erfolgt ist oder, wenn die 
internationale Veröffentlichung bei 
Ablauf von 20 Monaten ab Prioritäts¬ 
datum noch nicht stattgefunden hat. 
vor Ablauf von 20 Monaten nach die¬ 
sem Prioritätsdatum. 

Kapitel II 

Die internationale 
vorläufige Prüfung 

Artikel 31 

Antrag auf internationale vorläufige 
Prüfung 

(1) Auf Antrag des Anmelders er¬ 
folgt eine internationale vorläufige 
Prüfung der Anmeldung nach Maß¬ 
gabe der folgenden Vorschriften und 
der Ausführungsordnung. 

(2) a) Jeder Anmelder, der im Sinne 
der Ausführungsordnung seinen Sitz 
oder Wohnsitz in einem Vertragsstaat 
hat oder Staatsangehöriger eines Ver¬ 
tragsstaats ist, für den Kapitel II ver¬ 
bindlich ist, und dessen internationale 
Anmeldung bei dem Anmeldeamt 
dieses Staates oder dem für diesen 
Staat handelnden Anmeldeamt einge¬ 
reicht worden ist, kann einen Antrag 
auf internationale vorläufige Prüfung 
stellen. 

b) Die Versammlung kann 
durch Beschluß zur Einreichung inter¬ 
nationaler Anmeldungen befugten 
Personen gestatten, einen Antrag auf 
internationale vorläufige Prüfung zu 
stellen, auch wenn sie in einem Staat 
ihren Sitz oder Wohnsitz haben oder 
Angehörige eines Staates sind, der 
nicht Mitglied dieses Vertrags ist oder 
für den Kapitel II nicht verbindlich 
ist. 

(3) Der Antrag auf internationale 
vorläufige Prüfung ist gesondert von 
der internationalen Anmeldung zu 
stellen. Der Antrag hat die vorge¬ 
schriebenen Angaben zu enthalten 
und muß in der vorgeschriebenen 
Sprache und Form abgefaßt sein. 

(4) a) In dem Antrag sind die Ver¬ 
tragsstaaten anzugeben, in denen der 
Anmelder die Ergebnisse der interna¬ 
tionalen vorläufigen Prüfung verwen¬ 
den will („ausgewählte Staaten"). 
Weitere Vertragsstaaten können 
nachträglich ausgewählt werden. Die 
Auswahl kann sich nur auf solche 
Vertragsstaaten beziehen, die nach 
Artikel 4 bereits Bestimmungsstaaten 
sind. 

b) Die in Absatz 2 Buchstabe a 
genannten Anmelder können jeden 
Vertragsstaat, für den Kapitel II ver¬ 
bindlich ist, auswählen. Die in Ab¬ 
satz 2 Buchstabe b genannten An- 
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ing States boimd by Chapler II as 
have declared that they are prepared 
to be elected by such applicants. 


f5) The demand shall be subject to 
the payment of the prescribed fees 
within the prescribed time limit. 

(6) (a) The demand shall be sub- 
mitted to the competent International 
Preliminary Examining Authority re- 
ferred to in Article 32. 

(b) Any later election shall be 
submitted to the International Bureau. 

(7) Each elected Office shall be 
notified of its election. 


Article 32 

The International Preliminary 
Examining Authority 

(1) International preliminary exam- 
ination shall be carried out by the 
International Preliminary Examining 
Authority. 

(2) In the case of demands referred 
to in Article 31 (2) (a), the receiving 
Office, and, in the case of demands 
referred to in Article 31 (2) (b), the 
Assembly, shall, in accordance with 
the applicable agreement between the 
interested International Preliminary 
Examining Authority or Authorities 
and the International Bureau, specify 
the International Preliminary Examin¬ 
ing Authority or Authorities com¬ 
petent for the preliminary examina- 
tion. 


(3) The provisions of Article 16 (3) 
shall apply, mutatis mutandis, in 
respect of International Preliminary 
Examining Authorities. 

Article 33 

The International Preliminary 
Examination 

(1) The objective of the internation¬ 
al preliminary examination is to for- 
mulate a preliminary and non-binding 
opinion on the questions whether the 
claimed invention appears to be novel, 
to involve an inventive Step (to be 
non-obvious), and to be industrially 
applicable. 

(2) For the purposes of the inter¬ 
national preliminary examination, a 
claimed invention shall be considered 


lies par le chapitre II qui se sunt 
declares disposes a etre elus par de 
tels deposants. 


5) La demande d'examen preliminai- 
re international donne lieu au paie- 
ment des taxes prescrites dans le de- 
lai prescrit. 

6) a) La demande d'examen prelimi- 
naire international doit etre presen- 
tee ä l’administration competente 
chargee de l’examen preliminaire in¬ 
ternational mentionnee ä l'article 32. 

b) Toute election ulterieure doit 
etre soumise au Bureau international. 


7) Chaque office elu recoit notifica- 
tion de son election. 


Article 32 

Administration chargee 
de l'examen preliminaire international 

1) L'examen preliminaire internatio¬ 
nal est effectue par l'administration 
chargee de l'examen preliminaire in¬ 
ternational. 

2) Pour les demandes d'examen pre¬ 
liminaire international visees ä l’arti- 
cle 31.2) a) et ä l'article 31. 2) b), l'of- 
fice recepteur ou l'Assemblee, respec- 
tivement, pr£cise, conformement aux 
dispositions de l'accord applicable 
conclu entre l'administration ou les 
administrations interessees chargees 
de l'examen preliminaire international 
et le Bureau international, celle ou 
celles de ces administrations qui se- 
ront competentes pour proceder ä 
l'examen preliminaire. 


3) Les dispositions de l'article 16. 3) 
s'appliquent, mutatis mutandis, aux 
administrations chargees de l'examen 
preliminaire international. 


Article 33 

Examen preliminaire international 


1) L'examen preliminaire internatio¬ 
nal a pour objet de formuler une opi¬ 
nion preliminaire et sans engagement 
sur les questions de savoir si l'inven- 
tion dont la protection est demandee 
semble etre nouvelle, impliquer une 
activite inventive (n'etre pas evidente) 
et etre susceptible d’application indus¬ 
trielle. 

2) Aux fins de l'examen preliminaire 
international, l'invention dont la pro¬ 
tection est demandee est consideree 


melder können nur solche Vertrags- 
Staaten, für die Kapitel II verbindlich 
ist, auswählen, die eine Erklärung ab¬ 
gegeben haben, daß sie bereit sind, 
von diesen Anmeldern ausgewählt zu 
werden. 

(5) Für den Antrag sind die vorge¬ 
schriebenen Gebühren innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist zu zahlen. 

(6) a) Der Antrag ist bei der in Ar¬ 
tikel 32 genannten zuständigen mit 
der internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung beauftragten Behörde einzurei¬ 
chen. 

b) Jede nachträgliche Auswahl¬ 
erklärung ist beim Internationalen 
Büro einzureichen. 

(7) Jedes ausgewählte Amt ist über 
seine Benennung als ausgewähltes 
Amt zu benachrichtigen. 

Artikel 32 

Die mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde 

(1) Die internationale vorläufige 
Prüfung wird durch die mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragte Behörde durchgeführt. 

(2) Für die in Artikel 31 Absatz 2 
Buchstabe a genannten Anträge be¬ 
stimmt das Anmeldeamt, für die in 
Artikel 31 Absatz 2 Buchstabe b ge¬ 
nannten Anträge bestimmt die Ver¬ 
sammlung die mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Be¬ 
hörde oder beauftragten Behörden, die 
für die vorläufige Prüfung zuständig 
sind, in Übereinstimmung mit der an¬ 
wendbaren Vereinbarung zwischen der 
interessierten mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragten Be¬ 
hörde oder den interessierten mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragten Behörden und dem In¬ 
ternationalen Büro. 

(3) Artikel 16 Absatz 3 ist sinnge¬ 
mäß auf die mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragten Be¬ 
hörden anzuwenden. 

Artikel 33 

Die internationale vorläufige Prüfung 

(1) Gegenstand der internationalen 
vorläufigen Prüfung ist die Erstellung 
eines vorläufigen und nicht binden¬ 
den Gutachtens darüber, ob die be¬ 
anspruchte Erfindung als neu, auf er¬ 
finderischer Tätigkeit beruhend (nicht 
offensichtlich) und gewerblich an¬ 
wendbar anzusehen ist. 

(2) Für die Zwecke der internationa¬ 
len vorläufigen Prüfung gilt eine be¬ 
anspruchte Erfindung als neu, wenn 
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novel if it is not anticipated by the 
prior art as dofined in the Rogulations. 


(3) For the purposes of the inter¬ 
national preliminary examination a 
claimed invention shall be considered 
to involve an inventive step if, having 
regard to the prior art as defined in 
the Rogulations, it is not, at the pre- 
scribed relevant date, obvious to a 
person skilled in the art. 


(4) For the purposes of the interna¬ 
tional preliminary examination, a 
claimed invention shall be considered 
industrially applicable if, according to 
its nature, it can be made or used 
{in the technological sense) in any 
kind of industry. "Industry" shall be 
understood in its broadest sense, as in 
the Paris Convention for the Protec¬ 
tion of Industrial Property. 


(5) The criteria described above 
merely serve the purposes of inter¬ 
national preliminary examination. 
Any Contracting State may apply ad¬ 
ditional or different criteria for the 
purposes of deciding whether, in that 
State, the claimed invention is patent- 
able or not. 

(6) The international preliminary 
examination shall take into considera- 
tion all the documents cited in the 
international search report. It may 
take into consideration any additional 
documents considered to be relevant 
in the particular case. 


Article 34 

Procedure Before the 
International Preliminary 
Examining Authority 

(1) Procedure before the Interna¬ 
tional Preliminary Examining Author¬ 
ity shall be governed by the provi- 
sions of this Treaty, the Regulations, 
and the agreement which the Inter¬ 
national Bureau shall conclude, sub- 
ject to this Treaty and the Regula¬ 
tions, with the said Authority. 

(2) (a) The applicant shall have a 
right to communicate orally and in 
writing with the International Prelim¬ 
inary Examining Authority. 

(b) The applicant shall have a 
right to amend the Claims, the de- 
scription, and the drawings, in the 
prescribed manner and within the pre- 
scribed time limit, before the inter¬ 
national preliminary examination re¬ 
port is established. The amendment 
shall not go beyond the disclosure 


comme nouvelle s’il n'est pas trouve 
d’anteriorite dans Fetat de la techni- 
que tel qu'il est defini dans le regie¬ 
ment d'execution. 

3) Aux fins de l'examen preliminaire 
international, l'invention dont la pro¬ 
tection est demandee est consideree 
comme impliquant une activite inven¬ 
tive si, compte tenu de l'etat de la 
technique tel qu'il est defini dans le 
regiement d’execution, eile n'est pas, 
ä la date pertinente prescrite, eviden¬ 
te pour un homme du metier. 

4) Aux fins de l'examen preliminaire 
international, l'invention dont la pro¬ 
tection est demandee est consideree 
comme susceptible d'appiication indu¬ 
strielle si, conformement ä sa nature, 
eile peut etre produite ou utilisee (au 
sens technologique) dans tout genre 
d’industrie. Le terme «industrie» doit 
etre compris dans son sens le plus 
large, comme dans la Convention de 
Paris pour la protection de la proprie- 
te industrielle. 

' 5) Les criteres qui precedent ne ser- 
vent quaux fins de l'examen preli¬ 
minaire international. Tout Etat con- 
tractant peut appliquer des criteres 
additionnels ou differents afin de de- 
cider si, dans cet Etat, l’invention est 
brevetable ou non. 

6) L'examen preliminaire internatio¬ 
nal doit prendre en consideration tous 
les documents cites dans le rapport 
de recherche internationale. II peut 
prendre en consideration tous docu¬ 
ments additionnels consideres comme 
pertinents dans le cas d'espece. 


Article 34 

Procedure au sein de l'administration 
chargee de l’examen preliminaire 
international 

1) La procedure au sein de l'ad- 
ministration chargee de l'examen pre¬ 
liminaire international est determinee 
par le present traite, le regiement 
d'execution et l’accord que le Bureau 
international conclut, conformement 
au present traite et au regiement 
d'execution, avec cette administration. 

2) a) Le deposant a le droit de com- 
muniquer, verbalement et par ecrit, 
avec l'administration chargee de l'exa- 
men preliminaire international. 

b) Le deposant a le droit de mo- 
difier les revendications, la descrip- 
tion et les dessins, de la maniere 
prescrite et dans le delai present, 
avant letablissement du rapport 
d’examen preliminaire international. 
Les modifications ne doivent pas aller 
au-delä de l'expose de l’invention fi- 


sie nicht durch den Stand der Technik, 
wie er in der Ausführungsordnung 
umschrieben ist, vorweggenommen 
ist. 

(3) Für die Zwecke der internationa¬ 
len vorläufigen Prüfung gilt eine be¬ 
anspruchte Erfindung als auf einer er¬ 
finderischen Tätigkeit beruhend, wenn 
sie für einen Fachmann nach dem 
Stand der Technik, wie er in der Aus¬ 
führungsordnung umschrieben ist, 
nicht zu dem vorgeschriebenen maß¬ 
geblichen Zeitpunkt als naheliegend 
anzusehen ist. 

(4) Für die Zwecke der internationa¬ 
len vorläufigen Prüfung gilt eine be¬ 
anspruchte Erfindung als gewerblich 
anwendbar, wenn ihr Gegenstand dem 
Wesen der Erfindung nach auf irgend¬ 
einem gewerblichen Gebiet hergestellt 
oder (im technischen Sinne) benutzt 
werden kann. Der Ausdruck „gewerb¬ 
liches Gebiet“ ist entsprechend der 
Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums 
im weitesten Sinne zu verstehen. 

(5) Die zuvor aufgeführten Begriffe 
haben nur für die internationale vor¬ 
läufige Prüfung Bedeutung. Jeder Ver¬ 
tragsstaat kann für die Entscheidung 
über die Patentfähigkeit der bean¬ 
spruchten Erfindung in diesem Staat 
zusätzliche oder abweichende Merk¬ 
male aufstellen. 

(6) Bei der internationalen vorläufi¬ 
gen Prüfung sind alle Unterlagen zu 
berücksichtigen, die im internationa¬ 
len Recherchenbericht aufgeführt sind. 
Es kann auch jede weitere Unterlage 
in Betracht gezogen werden, die in 
dem betreffenden Fall als einschlägig 
anzusehen ist. 

Artikel 34 

Das Verfahren vor der mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragten Behörde 

(1) Das Verfahren vor der mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragten Behörde regelt sich nach 
den Bestimmungen dieses Vertrags, 
der Ausführungsordnung und nach 
der Vereinbarung, die das Interna¬ 
tionale Büro im Rahmen des Vertrags 
und der Ausführungsordnung mit die¬ 
ser Behörde schließt. 

(2) a) Der Anmelder hat das Recht, 
mündlich und schriftlich mit der mit 
der internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung beauftragten Behörde zu verkeh¬ 
ren. 

b) Der Anmelder hat das Recht, 
die Ansprüche, die Beschreibung und 
die Zeichnungen in der vorgeschrie¬ 
benen Weise und innerhalb der vor¬ 
geschriebenen Frist vor der Erstellung 
des internationalen vorläufigen Prü¬ 
fungsberichts zu ändern. Die Ände¬ 
rung darf nicht über den Offenba- 
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in Ihe international applicatioii as 
filed. 

(c) The applicant shall receive 
at least one written opinion from the 
International Preliminary Examining 
Authority unless such Authority con- 
siders that all of the following con- 
ditions are fulfilled: 

(i) the invention satisfies the criteria 
set forth in Article 33 (1), 

(ii) the international application com- 
plies with the requirements of 
this Treaty and the Regulations 
in so far as checked by that Au¬ 
thority, 

(iii) no observations are intended to 
be raade under Article 35 (2), last 
sentence. 

(d) The applicant may respond 
to the written opinion. 

(3) (a) If the International Prelim- 
inary Examining Authoriy considers 
that the international application does 
not comply with the requirement of 
unity of invention as set forth in the 
Regulations, it may invite the appli¬ 
cant, at his Option, to restrict the 
Claims so as to comply with the re- 
quirement or to pay additional fees. 


(b) The national law of any 
elected State may provide that, where 
the applicant chooses to restrict the 
Claims under subparagraph (a), those 
parts of the international application 
which, as a consequence of the 
restriction, are not to be the subject 
of international preliminary examina- 
tion shall, as far as effects in that 
State are concerned, be considered 
withdrawn unless a special fee is paid 
by the applicant to the national Office 
of that State. 

(c) If the applicant does not 
comply with the invitation referred 
to in subparagraph (a) within the pre- 
scribed time limit, the International 
Preliminary Examining Authority 
shall establish an international prelim¬ 
inary examination report on those 
parts of the international application 
which relate to what appears to be 
the main invention and shall indicate 
the relevant facts in the said report. 
The national law of any elected State 
may provide that, where its national 
Office finds the invitation of the In¬ 
ternational Preliminary Examining 
Authority justified, those parts of the 
international application which do not 
relate to the main invention shall, as 
far as effects in that State are con¬ 
cerned, be considered withdrawn un- 


gurunt dans la demande internationale 
teile quelle a eie deposee. 

c) Le deposant recoit de l’admi- 
nistration chargee de l’examen preli- 
minaire international au moins un avis 
ecrit, sauf si ladite administration es- 
time que toutes les conditions suivan- 
tes sont remplies: 

i) 1‘invention repond aux criteres 
figurant ä l'article 33. 1); 

ii) la demande internationale remplit 
les conditions du present traite et 
du regiement d’execution dans la 
mesure oü eiles sont contrölees 
par ladite administration! 

iii) il n’est pas envisage de presenter 
des observations au sens de l'arti¬ 
cle 35. 2), derniere phrase. 

d) Le deposant peut repondre ä 
l’avis ecrit. 

3) a) Si l'administration chargee de 
l’examen preliminaire international 
estime que la demande internationale 
ne satisfait pas ä l'exigence d'unite 
de l'invention teile qu'elle est döfinie 
dans le regiement d’execution, eile 
peut inviter le deposant, au choix de 
ce dernier, soit ä limiter les revendi- 
cations de maniere ä satisfaire ä cette 
exigence, soit ä payer des taxes ad- 
ditionnelles. 


b) La legislation nationale de 
tout Etat elu peut prevoir que, lors- 
que le deposant choisit de limiter les 
revendications au sens du sous- 
alinea a), les parties de la demande 
internationale qui, en consequence de 
la limitation, ne font pas l’objet d’un 
examen preliminaire international 
sont, pour ce qui concerne les effets 
dans cet Etat, considerees comme re- 
tirees, ä moins qu une taxe particu- 
liere ne soit payee par le deposant ä 
l'office national dudit Etat. 

c) Si le deposant ne donne pas 
suite ä l invitation mentionnee au 
sous-alinea a) dans le delai piescrit, 
l'administration chargee de l'examen 
preliminaire international etablit un 
rapport d'examen preliminaire inter¬ 
national sur les parties de la demande 
internationale qui ont trait ä ce qui 
semble constituer l’invention princi- 
pale et donne sur ce point des indica- 
tions dans le rapport. La legislation 
nationale de tout Etat elu peut pre¬ 
voir que, lorsque l’office national de 
cet Etat estime justifiee Linvitation 
de l'administration chargee de l'exa¬ 
men preliminaire international, les 
parties de la demande internationale 
qui n’ont pas trait ä l’invention prin- 
cipale sont, pour ce qui concerne les 
effets dans cet Etat, considerees com- 


rungsgehaU der internationalen An¬ 
meldung im Anmeldezeilpunkt hinaus¬ 
gehen. 

c) Der Anmelder erhält von der 
mit der internationalen vorläufigen 
Prüfung beauftragten Behörde wenig¬ 
stens einen schriftlichen Bescheid, es 
sei denn, daß nach Ansicht dieser Be¬ 
hörde alle folgenden Voraussetzungen 
erfüllt sind: 

i) die Erfindung entspricht den in 
Artikel 33 Absatz 1 genannten An¬ 
forderungen, 

ii) die internationale Anmeldung ge¬ 
nügt den Erfordernissen dieses 
Vertrags und der Ausführungsord¬ 
nung, soweit sie von der genann¬ 
ten Behörde geprüft worden sind, 

iii) es erfolgen keine Bemerkungen 
nach Artikel 35 Absatz 2 letzter 
Satz. 

d) Der Anmelder kann zu dem 
schriftlichen Bescheid Stellung neh¬ 
men. 

(3) a) Genügt nach der Auffassung 
der mit der internationalen vorläufi¬ 
gen Prüfung beauftragten Behörde die 
internationale Anmeldung den in 
der Ausführungsordnung festgesetzten 
Anforderungen an die Einheitlichkeit 
der Erfindung nicht, so kann diese 
Behörde den Anmelder auffordern, 
nach seiner Wahl entweder die An¬ 
sprüche einzuschränken, um sie auf 
diese Weise mit den Anforderungen 
in Übereinstimmung zu bringen, oder 
zusätzliche Gebühren zu bezahlen. 

b) Das nationale Recht jedes 
ausgewählten Staates kann bestim¬ 
men, daß dann, wenn der Anmelder 
sich entschließt, die Ansprüche ge¬ 
mäß Buchstabe a einzuschränken, jene 
Teile der internationalen Anmeldung, 
für die wegen der Einschränkung eine 
internationale vorläufige Prüfung 
nicht durchgeführt wird, hinsichtlich 
der Rechtswirkungen in diesem Staat 
als zurückgenommen gelten, falls der 
Anmelder nicht eine besondere Ge¬ 
bühr an das nationale Amt dieses 
Staates zahlt. 

c) Kommt der Anmelder der in 
Buchstabe a genannten Aufforderung 
nicht innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist nach, so erstellt die mit der in¬ 
ternationalen vorläufigen Prüfung be¬ 
auftragte Behörde einen internationa¬ 
len vorläufigen Prüfungsbericht über 
jene Teile der internationalen Anmel¬ 
dung, die sich auf das beziehen, was 
als Haupterfindung anzusehen ist, und 
nimmt einen entsprechenden Hinweis 
in den Bericht auf. Das nationale 
Recht jedes ausgewählten Staates 
kann vorsehen, daß dann, wenn sein 
nationales Amt die Aufforderung der 
mit der internationalen vorläufigen 
Prüfung beauftragten Behörde für ge¬ 
rechtfertigt hält, solche Teile der in¬ 
ternationalen Anmeldung, die sich 
nicht auf die Haupterfindung bezie- 
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less a special fee is paid by thc ap- 
plicant to that Office. 


(4) (a) If Ihe International Prclim- 
inary Examining Authority considers 

(i) that the international appfication 
relates to a subject matter on 
which the International Prelim- 
inary Examining Authority is not 
required, under the Regulations, to 
carry out an international prelim- 
inary examination, and in the 
particular case decides not to car¬ 
ry out such examination, or 

(ii) that the description, the Claims, 
or the drawings, are so unclear, 
or the Claims are so inadequately 
supported by the description, that 
no meaningful opinion can be 
formed on the novelty, inventive 
step (non-obviousness), or indus¬ 
trial applicability, of the claimed 
invention, 


the said Authority shall not go into 
the questions referred to in Arti- 
cle 33 (1) and shall inform the appli- 
cant of this opinion and the reasons 
therefor. 

(b) If any of the situations re¬ 
ferred to in subparagraph (a) is found 
to exist in, or in connnection with, 
certain Claims only, the provisions of 
that subparagraph shall apply only to 
the said Claims, 


Article 35 

The International Preliminary 
Examination Report 

(1) The international preliminary 
examination report shall be estab- 
lished within the prescribed time limit 
and in the prescribed form. 

(2) The international preliminary 
examination report shall not contain 
any Statement on the question wheth- 
er the claimed invention is or seems 
to be patentable or unpatentable ac- 
cording to any national law. It shall 
state, subject to the provisions of Para¬ 
graph (3), in relation to each Claim, 
whether the Claim appears to satisfy 
the criteria of novelty, inventive step 
(non-obviousness), and industrial ap¬ 
plicability, as defined for the purposes 
of the international preliminary exam- 
ination in Article 33 (1) to (4). The 
Statement shall be accompanied by 
the citation of the documents believed 
to support the stated conclusion with 
such explanations as the circum- 
stances of the case may require. The 
Statement shall also be accompanied 


me retirees, a moins qu'une taxe partt- 
culiere ne soit payee par le deposant 
ä cet office. 


4) a) Si l administration chargee de 
lexamen preliminaire international 
estime: 

i) que la demande internationale con- 
cerne un objet ä l’egard duquel 
eile n'est pas tenue, selon le re¬ 
giement d’execution, d'effectuer un 
examen preliminaire international 
et decide en l'espece de ne pas 
effectuer un tel examen, ou 


ii) que la description, les revendica- 
tions ou les dessins ne sont pas 
clairs, ou que les revendications 
ne se fondent pas de facon ade- 
quate sur la description, de Sorte 
qu'une opinion valable ne peut 
etre formee au sujet de la nou- 
veaute, de l’activite inventive (non- 
evidence) ou de l’application in¬ 
dustrielle de l'invention dont la 
protection est demandee, 
eile n'aborde pas les questions men- 
tionnees ä l'article 33. 1) et fait con- 
naitre au deposant cette opinion et 
ses motifs. 


b) Si I'une des situations men- 
tionnees au sous-alinea a) n’existe 
qua l'egard de certaines revendica¬ 
tions ou en relation avec certaines 
revendications, les dispositions dudit 
sous-alinea a) ne s'appliquent qu’ä 
l’egard de ces revendications. 


Article 35 

Rapport d'examen preliminaire 
international 

1) Le rapport d’examen prelimi¬ 
naire international est etabli dans le 
delai prescrit et dans la forme pres- 
crite. 

2) Le rapport d'examen preliminaire 
international ne contient aucune de- 
claration quant ä la question de savoir 
si l’invention dont la protection est 
demandee est ou semble etre breve- 
table ou non au regard d une legis- 
lation nationale quelconque. II decla- 
re, sous reserve de l'alinea 3), en re¬ 
lation avec chaque revendication, si 
cette revendication semble repondre 
aux criteres de nouveaute, d’activite 
inventive (non-evidence) et d'applica- 
tion industrielle, tels que ces criteres 
sont definis, aux fins de l examen pre¬ 
liminaire international, ä l’article 33. 1) 
ä 4). Cette declaration doit etre ac- 
compagnee de la citation des docu¬ 
ments qui semblent etayer la conclu¬ 
sion declaree, et de toutes explica- 
tions qui peuvent s’imposer en l’es- 


hen, hinsichtlich der Rechtswirkungen 
in diesem Staat als zurückgenommen 
gelten, falls der Anmelder keine be¬ 
sondere Gebühr an dieses Amt zahlt. 

(4) a) Falls nach Auffassung der mit 
der internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung beauftragten Behörde 

i) die internationale Anmeldung einen 
Gegenstand betrifft, in bezug auf 
den die mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Be¬ 
hörde nach der Ausführungsord¬ 
nung nicht verpflichtet ist, eine 
internationale vorläufige Prüfung 
durchzuführen und im vorliegen¬ 
den Fall auch nicht durchführen 
will, oder 

ii) die Beschreibung, die Ansprüche 
oder die Zeichnungen so unklar 
sind oder die Ansprüche so unzu¬ 
reichend durch die Beschreibung 
gestützt sind, daß kein sinnvolles 
Gutachten über die Neuheit, über 
das Beruhen auf einer erfinderi¬ 
schen Tätigkeit (Nichtoffensicht¬ 
lichkeit) oder über die gewerb¬ 
liche Anwendbarkeit der bean¬ 
spruchten Erfindung möglich ist, 

so prüft die Behörde nicht, ob die in 
Artikel 33 Absatz 1 aufgeführten 
Merkmale vorliegen und weist den 
Anmelder lediglich auf ihre Auffas¬ 
sung unter Anführung von Gründen 
hin. 

b) Ist einer der in Buchstabe a 
aufgeführten Umstände nur bei oder 
im Zusammenhang mit einzelnen An¬ 
sprüchen festzustellen, so ist dieser 
Absatz nur auf die in Betracht kom¬ 
menden Ansprüche anzuwenden. 

Artikel 35 

Der internationale vorläufige 
Prüfungsbericht 

(1) Der internationale vorläufige 
Prüfungsbericht wird innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist und in der vor¬ 
geschriebenen Form erstellt. 

(2) Der internationale vorläufige 
Prüfungsbericht darf keine Feststel¬ 
lungen über die Frage enthalten, ob 
die beanspruchte Erfindung nach 
irgendeinem nationalen Recht patent¬ 
fähig oder nicht patentfähig ist oder 
zu sein scheint. Er bringt lediglich, 
vorbehaltlich des Absatzes 3, in be¬ 
zug auf jeden Anspruch zum Aus¬ 
druck, ob dieser Anspruch die Merk¬ 
male der Neuheit, des Beruhens auf 
einer erfinderischen Tätigkeit (Nicht- 
offensichtlichkeit) und der gewerb¬ 
lichen Anwendbarkeit zu erfüllen 
scheint, wie sie für die Zwecke der 
internationalen vorläufigen Prüfung in 
Artikel 33 Absätze 1 bis 4 festgelegt 
sind. Diese Feststellung wird durch 
die Anführung der Unterlagen, auf 
welche sich die Beurteilung stützt, so- 
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by mk li othor t)b>ci vaiioiis as the 
Ratjubitions provide tor. 


(3) (a) 1£, at the time of establish- 
ing the international preliminary 
examination report, the International 
Preliminary Examining Auihority con- 
siders that any of the situations refer- 
red to in Article 34 (4) (a) exists, that 
report shall state this opinion and the 
reasons therefor. It shall not contain 
any Statement as provided in para- 
graph (2). 


(b) If a Situation under Arti¬ 
cle 34 (4) (b) is found to exist, the in¬ 
ternational preliminary examination 
report shall, in relation to the Claims 
in question, contain the Statement as 
provided in subparagraph (a), 
whereas, in relation to the other 
Claims, it shall contain the Statement 
as provided in paragraph (2). 


Article 36 

Transmittal, Translation, and 
Communication, of the International 
Preliminary Examination Report 

(1) The international preliminary 
examination report, together with the 
prescribed annexes, shall be transmit- 
ted to the applicant and to the Inter¬ 
national Bureau. 

(2) (a) The international prelim¬ 
inary examination report and its an¬ 
nexes shall be translated into the 
prescribed languages. 

(b) Any translation of the said 
report shall be prepared by or under 
the responsibility of the International 
Bureau, whereas any translation of the 
said annexes shall be prepared by the 
applicant. 

(3) (a) The international prelim¬ 
inary examination report, together 
with its translation (as prescribed) 
and its annexes (in the original lan- 
guage), shall be communicated by the 
International Bureau to each elected 
Office. 

(b) The prescribed translation of 
the annexes shall be transmitted 
within the prescribed time limit by 
the applicant to the elected Offices. 

(4) The provisions of Article 20 (3) 
shall apply, mutatis mutandis, to 
copies of any document which is 
cited in the international preliminary 
examination report and which was 
not cited in the international search 
report. 


pece. A cette declaration doivent 
eyalement ehe jointcs Ins aulres ub- 
seivutiuns prevues par lo reglemcnt 
d'oxeculion. 


3J a) Si l admiriistration chargee de 
l'examen preliminaire international 
estime, lors de l'etablissement du rap- 
port d examen preliminaire internatio¬ 
nal, que l'une quelconque des situa¬ 
tions mentionnees ä larticle 34. 4) a) 
existe, le rapport en fait etal et in- 
dique les motifs. II ne doit contenir 
aucune declaration au sens de l'ali- 
nea 2). 


b) Si l'une des situations men¬ 
tionnees ä l article 34. 4) b) existe, le 
rapport d'examen preliminaire inter¬ 
national contient, pour les revendica- 
tions en question, l indication prevue 
au sous-alinea a) et, pour les autres 
revendications, la declaration indi- 
quee ä l'alinea 2). 


Article 36 

Transmission, traduction 
et communication du rapport d'examen 
preliminaire international 

1) Le rapport d'examen preliminaire 
international est, avec les annexes 
prescrites, transmis au deposant et au 
Bureau international. 

2) a) Le rapport d'examen prelimi¬ 
naire international et ses annexes sont 
traduits dans les langues prescrites. 

b) Toute traduction dudit rapport 
est preparee par le Bureau internatio¬ 
nal ou sous sa responsabilite; toute 
traduction de ses annexes est prepa¬ 
ree par le deposant. 

3) a) Le rapport d'examen prelimi¬ 
naire international, avec sa traduction 
(teile qu'elle est prescrite) et ses an¬ 
nexes (dans la langue dorigine), est 
communique par le Bureau internatio¬ 
nal ä chaque office elu. 

b) La traduction prescrite des an¬ 
nexes est transmise, dans le delai 
prescrit, par le deposant aux Offices 
elus. 

4) L article 20. 3) s'applique, mutatis 
mutandis, aux copies de tout docu¬ 
ment qui est eite dans le rapport 
d'examen preliminaire international et 
qui n a pas ete eite dans le rapport de 
recherchc internationale. 


wie durch Lrklaiungen f-igänzl. die 
ii.ic l; den Umstanden erlorderdich sind. 
Die Feststellung ist feiner durch an¬ 
dere in der Ausüihrunysordnuny vor¬ 
gesehene Boinoi klingen zu ergänzen. 

(3) a) Lassen sich zur Zeit der 
Erstellung des internationalen vorläu¬ 
figen Prüfungsberichts nach Auffas¬ 
sung der mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragten Be¬ 
hörde irgendwelche der unter Arti¬ 
kel 34 Absatz 4 Buchstabe a aufge¬ 
führten Umstände feststellen, so wird 
auf diese Auffassung in dem Bericht 
unter Angabe von Gründen hingewie¬ 
sen. Der Bericht enthält in diesem 
Falle keine Feststellungen der in Ab¬ 
satz 2 angeführten Art. 

Ir) Läßt sich ein in Artikel 34 
Absatz 4 Buchstabe b aufgeführter 
Umstand feststellen, so wird in dem 
internationalen vorläufigen Prüfungs¬ 
bericht im Hinblick auf die in Be¬ 
tracht kommenden Ansprüche der in 
Buchstabe a vorgesehene Hinweis 
aufgenommen, während im Hinblick 
auf die anderen Ansprüche eine Fest¬ 
stellung nach Absatz 2 getroffen wird. 


Artikel 36 

Die Übermittlung. Übersetzung 
und Übersendung des Internationalen 
vorläufigen Prüfungsberichts 

(1) Der internationale vorläufige 
Prüfungsbericht wird mit den vorge¬ 
schriebenen Anlagen dem Anmelder 
und dem Internationalen Büro über¬ 
mittelt. 

(2) a) Der internationale vorläufige 
Prüfungsbericht und seine Anlagen 
werden in die vorgeschriebenen 
Sprachen übersetzt. 

b) Jede Übersetzung des Be¬ 
richts selbst erfolgt durch das Inter¬ 
nationale Büro oder unter seiner Ver¬ 
antwortung, während eine Überset¬ 
zung der Anlagen durch den Anmel¬ 
der vorzunehmen ist. 

(3) a) Der internationale vorläufige 
Prüfungsbericht wird mit seiner Über¬ 
setzung (wie vorgeschrieben) und sei¬ 
nen Anlagen (in der Ursprungs¬ 
sprache) durch das Internationale 
Büro jedem ausgewählten Amt über¬ 
sandt. 

h) Die vorgeschriebene Überset¬ 
zung der Anlagen wird innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist vom Anmelder 
den ausgewählten Ämtern übermittelt. 

(4) Auf Vervielfältigungen der im 
internationalen vorläufigen Prüfungs¬ 
bericht genannten Unterlagen, die 
nicht bereits im internationalen Re¬ 
cherchenbericht genannt sind, findet 
Artikel 20 Absatz 3 entsprechende 
Anwendung. 
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Ar title 37 

Withdrawal of Demand or Election 


(1) Tlic applicant may withdraw 
any or all elections. 

(2) H the elcction of all elected 
States is withdrawn, the demand shall 
be considered withdrawn. 

(3) (a) Any withdrawal shall be 
notified to the International Bureau. 

(b) The elected Offices concerned 
and the International Preliminary 
Examining Authority concerned shall 
be notified accordingly by the Inter¬ 
national Bureau. 

(4) (a) Subject to the provisions of 
subparagraph (b), withdrawal of the 
demand or of the election of a Con¬ 
tracting State shall, unless the nation¬ 
al law of that State provides other- 
wise, be considered to be withdrawal 
of the international application as far 
as that State is concerned. 

(b) Withdrawal of the demand 
or of the election shall not be con¬ 
sidered to be withdrawal of the in¬ 
ternational application if such with¬ 
drawal is effected prior to the expira- 
tion of the applicable time limit under 
Article 22? however, any Contracting 
State may provide in its national law 
that the aforesaid shall apply only if 
its national Office has received, 
within the said time limit, a copy of 
the international application, together 
with a translation (as prescribed), and 
the national fee. 


Article 38 
Confidential Nature 
of the International Preliminary 
Examination 

(1) Neither the International Bureau 
nor the International Preliminary 
Examining Authority shall, unless re- 
quested or authorized by the appli- 
cant, allow access within the meaning, 
and with the proviso, of Article 30 (4) 
to the file of the international prelim- 
inary examination by any person or 
authority at any time, except by the 
elected Offices once the international 
preliminary examination report has 
been established. 

(2) Subject to the provisions of 
Paragraph fl) and Articles 36 (1) 
and (3) and 37 (31 (b), neither the In¬ 
ternational Bureau nor the Interna¬ 
tional Preliminary Examining Au¬ 
thority shall, unless requested or au- 


Aiticle 37 

Retrail de la demande d'examen 
preliminaire international 
ou d’elections 

1) Le deposant peut retirer tout ou 
partie des elections. 

2) Si l'election de tous les Etats elus 
est retiree, la demande d'examen pre¬ 
liminaire international est consideree 
comme retiree. 

3) a) Tout retrait doit etre notifie 
au Bureau international. 

b) Le Bureau international le no¬ 
tifie aux Offices elus interesses et ä 
l'administration interessee chargee de 
l'examen preliminaire international. 

4) a) Sous reserve du sous-alinea b), 
le retrait de la demande d'examen pre¬ 
liminaire international ou de l'election 
d'un Etat contractant est, si la legis- 
lation nationale de cet Etat n en dis- 
pose pas autrement, considere comme 
un retrait de la demande internatio¬ 
nale pour ce qui concerne cet Etat. 

b) Le retrait de la demande 
d'examen preliminaire international 
ou de l'election nest pas considere 
comme un retrait de la demande inter¬ 
nationale s'il est effectu6 avant I’ex- 
piration du delai applicable selon l’ar- 
ticle 22; toutefois, tout Etat contrac¬ 
tant peut prevoir dans sa legislation 
nationale, qu'il n'en ira ainsi que si 
son office national recoit, dans ce de¬ 
lai, copie de la demande internationa¬ 
le, une traduction (teile qu elle est 
prescrite) de ladite demande et la la¬ 
xe nationale. 


Article 38 

Caractöre confidentiel de l’examen 
preliminaire international 

1) Sauf requete ou autorisation du 
deposant, le Bureau international et 
l'administration chargee de l'examen 
preliminaire international ne peuvent 
permettre ä aucun moment, ä aucune 
personne ou administration — ä l'ex- 
ception des Offices elus, apres l'eta- 
blissement du rapport d’examen pre¬ 
liminaire international — d'avoir ac- 
ces, au sens et aux conditions de l'ar- 
ticle 30.4), au dossier de l'examen 
preliminaire international. 

2) Sous reserve de l'alinea 1) et des 
articles 36. 1) et 3) et 37. 3) b). le Bu¬ 
reau international et l'administration 
chargee de l'examen preliminaire in¬ 
ternational ne peuvent donner, sauf 
requete ou autorisation du deposant, 


Artikel 37 

Zurücknahme eines Antrags 
auf internationale vorläufige Prüfung 
oder einer Auswahlerklärung 

(!) Der Anmelder kann die Benen¬ 
nung einzelner oder aller Staaten als 
ausgewahlte Staaten zurücknohmen. 

(2) Wird die Benennung aller aus¬ 
gewählten Staaten zurückgenommen, 
so gilt der Antrag auf vorläufige Prü¬ 
fung als zurückgenommen. 

(3) a) Die Zurücknahmeerklärung 
ist an das Internationale Büro zu rich¬ 
ten. 

b) Das Internationale Büro un¬ 
terrichtet jedes betroffene ausge- 
wählte Amt und die mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragte Behörde von der Zurücknahme. 

(4) a) Vorbehaltlich des Buchsta¬ 
ben b gilt die Zurücknahme eines An¬ 
trags auf vorläufige Prüfung oder der 
Benennung eines Vertragsstaats als 
ausgewählter Staat, falls das nationale 
Recht dieses Staates nichts anderes 
bestimmt, mit Wirkung für diesen 
Staat als Zurücknahme der interna¬ 
tionalen Anmeldung. 

b) Erfolgt die Zurücknahme des 
Antrags auf vorläufige Prüfung oder 
die Zurücknahme der Benennung 
eines Staates als ausgewählter Staat 
vor Ablauf der jeweils anwendbaren 
Frist nach Artikel 22, so ist sie nicht 
als Zurücknahme der internationalen 
Anmeldung anzusehen; jedoch kann 
das Recht jedes Vertragsstaats vor¬ 
sehen, daß diese Vergünstigung nur 
dann gilt, wenn sein nationales Amt 
innerhalb der vorgenannten Frist eine 
Ausfertigung der internationalen An¬ 
meldung mit einer Übersetzung (wie 
vorgeschrieben) erhalten hat und die 
nationalen Gebühren gezahlt worden 
sind. 

Artikel 38 

Vertraulicher Charakter der 
internationalen vorläufigen Prüfung 

(1) Weder das Internationale Büro 
noch die mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
dürfen außer auf Antrag des Anmel¬ 
ders oder mit seiner Einwilligung Per¬ 
sonen oder Behörden zu irgendeiner 
Zeit Einsicht im Sinne und unter dem 
Vorbehalt des Artikels 30 Absatz 4 
in die Akten der vorläufigen interna¬ 
tionalen Prüfung gewähren; das gilt 
nicht für die ausgewählten Ämter, so¬ 
bald der vorläufige internationale 
Prüfungsbericht erstellt worden ist. 

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 1, 
des Artikels 36 Absätze 1 und 3 und 
des Artikels 37 Absatz 3 Buchstabe b 
dürfen weder das Internationale 
Büro noch die mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Be- 
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thorized by the applicant, give Infor¬ 
mation on the issuancc or non-issu- 
ance of an international preliminary 
examination report and on the with- 
drawal or non-withdrawal of the de- 
mand or of any election. 


Article 39 

Copy, Translation, and Fee, 
to Elected Offices 

(1) (a) If the election of any Con¬ 
tracting Stale has been effected prior 
to the expiration of the 19th month 
from the priority date, the provisions 
of Article 22 shall not apply to such 
State and the applicant shall furnish a 
copy of the international application 
(unless the communication under 
Article 20 has already taken place) 
and a translation thereof (as pre- 
scribed), and pay the national fee (if 
any), to each elected Office not later 
than at the expiration of 25 months 
from the priority date. 

(b) Any national law may, for 
performing the acts referred to in 
subparagraph (a), fix time limits 
which expire later than the time limit 
provided for in that subparagraph. 

(2) The effect provided for in Arti¬ 
cle 11 (3) shall cease in the elected 
State with the same consequences as 
the withdrawal of any national appli¬ 
cation in that State if the applicant 
fails to perform the acts referred to in 
Paragraph (1) (a) within the time limit 
applicable under paragraph (I) (a) or 
(b). 

(3) Any elected Office may main- 
tain the effect provided for in Arti¬ 
cle 11 (3) even where the applicant 
does not comply with the require- 
ments provided for in paragraph (1) 
(a) or (b). 


Article 40 

Delaying of National Examination 
and Other Processing 

(1) If the election of any Contract¬ 
ing State has been effected prior to 
the expiration of the 19th month from 
the priority date, the provisions of 
Article 23 shall not apply to such 
State and the national Office of or 
acting for that State shall not pro- 
ceed, subject to the provisions of Par¬ 
agraph (2), to the examination and 
other processing of the international 
application prior to the expiration of 
the applicable time limit under Arti¬ 
cle 39. 


aucune Information relative ä la de- 
livrance ou au refus de delivrancc 
dun rapport d'examen preliminaire 
international, ou encore au relrait ou 
au maintien de la dcmande d'examen 
preliminaire international ou dune 
election quelconque. 


Article 39 

Copies, traductions et taxes 
pour les Offices elus 


1) a) Si lelection d un Etat contrac- 
tant a ete effectuee avant lexpiration 
du dix-neuvieme mois ä compter de la 
date de priorite, Tarticle 22 ne s'ap- 
plique pas ä cet Etat; le deposant re- 
met ä chaque Office elu une copie de 
la demande internationale (sauf si la 
communication visee ä Tarticle 20 a 
deja eu lieu) et une traduction (teile 
qu'elle est prescrite) de cette deman¬ 
de et lui paie (le cas echeant) la taxe 
nationale au plus tard ä Texpiration 
dun delai de vingt-cinq mois ä comp¬ 
ter de la date de priorite. 

b) Toute legislation nationale 
peut, pour Taccomplissement des ac- 
tes mentionnes au sous-alinea a), fixer 
des delais expirant apres celui qui 
figure audit sous-alinea. 

2) Les effets prevus ä Tarticle 11.3) 
cessent dans l'Etat elu avec les me¬ 
ines consequences que celles qui de- 
coulent du retralt d'une demande na¬ 
tionale dans cet Etat si le deposant 
n'execute pas les actes mentionnes ä 
l'alinea 1) a) dans le delai applicable 
selon l'alinea 1) a) ou b). 


3) Tout Office elu peut maintenir les 
effets prevus ä Tarticle 11.3) meme 
lorsque le deposant ne remplit pas les 
conditions prevues a l'alinea 1) a) 
ou b). 


Article 40 

Suspension de l'examen national 
et des autres procedures 

1) Si lelection d'un Etat contrac- 
tant est effectuee avant lexpiration 
du dix-neuvieme mois a compter de la 
date de priorite, Tarticle 23 ne s'ap- 
plique pas ä cet Etat et son Office 
national, ou tout office agissant pour 
cet Etat, n’effectue pas l'examen et 
n engage aucune autre procedure re¬ 
lative ä la demande internationale, 
sous reserve de l'alinea 2), avant l’ex- 
piration du delai applicable selon Tar¬ 
ticle 39. 


hürdc ohne Antrag oder Einwilligung 
des Anmelders Auskünfte darüber 
erteilen, ob ein vorläufiger interna¬ 
tionaler Prüfungsbericht erstellt oder 
nicht erstellt und ob ein Antrag auf 
internationale vorläufige Prüfung oder 
die Benennung eines Staates als aus¬ 
gewählter Staat zurückgenommen 
oder nicht zurückgenommen ist. 


Artikel 39 

Übermittlung eines Exemplars 
und einer Übersetzung der Anmeldung 
sowie Gebührenzahlung 
an das ausgewählte Amt 

(1) a) Ist ein Vertragsstaat vor dem 
Ablauf des 19. Monats seit dem 
Prioritätsdatum ausgewählt worden, 
so ist Artikel 22 auf einen solchen 
Staat nicht anzuwenden, und der An¬ 
melder hat jedem ausgewählten Amt 
vor dem Ablauf von 25 Monaten seit 
dem Prioritätsdatum ein Exemplar der 
internationalen Anmeldung (sofern 
diese nicht bereits nach Artikel 20 
übermittelt worden ist) und eine Über¬ 
setzung hiervon (wie vorgeschrieben) 
zuzuleiten und die nationale Gebühr 
(falls sie erhoben wird) zu bezahlen. 

b) Das nationale Recht kann für 
die Vornahme der unter Buchstabe a 
genannten Handlungen Fristen setzen, 
die später als die in jenem Absatz be¬ 
stimmten Fristen ablaufen. 

(2) Die in Artikel 11 Absatz 3 ge¬ 
nannte Wirkung endet in dem ausge¬ 
wählten Staat mit den gleichen Folgen 
wie die Rücknahme einer nationalen 
Anmeldung in diesem Staat, falls der 
Anmelder die in Absatz 1 Buchstabe a 
vorgesehenen Handlungen nicht inner¬ 
halb der gemäß Absatz 1 Buchstaben a 
oder b maßgeblichen Frist vornimmt. 

(3) Jedes ausgewählte Amt kann 
die in Artikel 11 Absatz 3 genannte 
Wirkung auch für den Fall aufrecht¬ 
erhalten, daß der Anmelder die Erfor¬ 
dernisse des Absatzes 1 Buchstaben a 
oder b nicht erfüllt. 


Artikel 40 

Aussetzung der nationalen Prüfung 
und des sonstigen Verfahrens 

(1) Ist ein Vertragsstaat vor dem 
Ablauf des 19. Monats seit dem Priori¬ 
tätsdatum als ausgewählter Staat be¬ 
nannt worden, so ist Artikel 23 auf 
einen solchen Staat nicht anwendbar; 
das nationale Amt dieses Staates oder 
das für diesen Staat handelnde Amt 
darf die internationale Anmeldung 
vorbehaltlich des Absatzes 2 nicht 
vor dem Ablauf der nach Artikel 39 
maßgeblichen Frist prüfen oder bear¬ 
beiten. 
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(2) Noiwithstanding the provisions 
öl parugraph (l) r any elected Office 
may, on the express request of the 
applicant, proceed to the examination 
and other processing of the inter¬ 
national application at any time. 

Article 41 

Amendment of the Claims, 
the Description, and the Drawings, 
Before Elected Offices 

(1) The applicant shall be given the 
opportunity to amend the Claims, the 
description, and the drawings, before 
each elected Office within the pre- 
scribed time limit. No elected Office 
shall grant a patent, or refuse the 
grant of a patent, before such time 
limit has expired, except with the ex¬ 
press consent of the applicant. 


(2) The amendments shall not go 
beyond the disclosure in the inter¬ 
national application as filed, unless 
the national law of the elected State 
permits them to go beyond the said 
disclosure. 


(3) The amendments shall be in ac- 
cordance with the national law of the 
elected State in all respects not pro- 
vided for in this Treaty and the Regu- 
lations. 

(4) Where an elected Office re- 
quires a translation of the internation¬ 
al application, the amendments shall 
be in the language of the translation. 

Article 42 

Results of National Examination 
ln Elected Offices 

No elected Office receiving the in¬ 
ternational preliminary examination 
report may require that the applicant 
furnish copies, or Information on the 
contents, of any papers connected 
with the examination relating to the 
same international application in any 
other elected Office. 


Chapter III 
Common Provisions 

Article 43 

Seeking Certain Kinds of Protection 

In respect of any designated or 
elected State whose law provides for 
the grant of invenlors' certificates, 
ulility certificates, utilily modcls, 
patents or certificates of addition, in- 
ventors’ certificates of addition, or 
utility certificates of addition, Ihc 
applicant may indirato, as prescrihed 
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2) Nonobstant les dispositions de 
l'alinea 1), tout oflice elu peut, sur 
requete expresse du deposant, en tout 
temps proceder a l'examen et engager 
toute autre procedure relative a la de- 
mande internationale. 

Article 41 

Modification des revendications, 
de la description et des dessins 
aupres des Offices elus 

1) Le deposant doit avoir l’occasion 
de modifier les revendications, la de¬ 
scription et les dessins, dans le delai 
prescrit, aupres de chaque Office elu. 
Aucun office elu ne peut delivrer de 
brevet ni refuser d en delivrer avant 
l'expiration de ce delai, sauf accord 
expres du deposant. 


2) Les modifications ne doivent pas 
aller au-delä de l'expose de l'inven- 
tion qui figure dans la demande inter¬ 
nationale teile qu elle a ete deposee, 
sauf si la legislation nationale de 
1‘fitat elu le permet expressement. 


3) Les modifications doivent etre 
conformes a la legislation nationale 
de l'fitat elu pour tout ce qui n'est 
pas fixe par le present traite ou par 
le regiement d’execution. 

4) Lorsque l'office elu exige une tra- 
duction de la demande internationale, 
les modifications doivent etre etablies 
dans la langue de la traduction. 

Article 42 

Resultat de l'examen national 
des Offices 6Ius 

Les Offices elus recevant le rapport 
d’examen preliminaire international 
ne peuvent exiger du deposant qu’il 
leur remette des copies de documents 
lies ä l’examen relatif ä la meme de¬ 
mande internationale dans tout autre 
office elu, ou qu'il leur remette des 
informations relatives au contenu de 
tels documents. 

Chapitre III 
Dispositions communes 

Article 43 

Recherche de certains (itres 
de protection 

Le deposant peut indiquer, confor- 
mernent au regleme.nl d’execulion, que 
sa demande internationale tend ä la 
delivrancc d'un ccrtificat d’auteur 
d’invention, d'un ccrtificat d utilile ou 
d'un modele d'ulilite et non ä celle 
d'un brevet, ou a la delivrancc d un 
brevet ou ccrtificat d’addilion, d'un 


(2) Unbeschadet des Absatzes 1 
kann auf ausdrücklichen Antrag do • 
Anmelders jedes ausgewählte Amt 
die Prüfung und Bearbeitung der in¬ 
ternationalen Anmeldung jederzeit 
aufnehmen. 

Artikel 41 

Änderung der Ansprüche, 
der Beschreibung und der Zeichnunyen 
vor dem ausgewählten Amt 

(1) Dem Anmelder muß die Mög¬ 
lichkeit gegeben werden, die An¬ 
sprüche, die Beschreibung und die 
Zeichnungen im Verfahren vor jedem 
ausgewählten Amt innerhalb der vor¬ 
geschriebenen Frist zu ändern. Kein 
ausgewähltes Amt darf vor Ablauf 
dieser Frist außer mit ausdrücklicher 
Zustimmung des Anmelders ein Patent 
erteilen oder die Erteilung eines Pa¬ 
tents ablehnen. 

(2) Die Änderungen dürfen nicht 
über den Offenbarungsgehalt der in¬ 
ternationalen Anmeldung im An¬ 
meldezeitpunkt hinausgehen, sofern 
das nationale Recht des ausgewählten 
Staates nicht zuläßt, daß sie über den 
genannten Offenbarungsgehalt hin¬ 
ausgehen. 

(3) Soweit in diesem Vertrag und 
der Ausführungsordnung keine aus¬ 
drückliche Bestimmung getroffen ist, 
müssen die Änderungen dem nationa¬ 
len Recht des ausgewählten Staates 
entsprechen. 

(4) Verlangt der ausgewählte Staat 
eine Übersetzung der internationalen 
Anmeldung, so müssen die Änderun¬ 
gen in der Sprache der Übersetzung 
eingereicht werden. 

Artikel 42 

Ergebnisse nationaler Prüfungen 
durch ausgewählte Ämter 

Ein ausgewähltes Amt, das den vor¬ 
läufigen internationalen Prüfungsbe¬ 
richt erhält, kann nicht verlangen, daß 
der Anmelder Kopien oder Auskünfte 
über den Inhalt von Unterlagen zur 
Verfügung stellt, die sich auf die Prü¬ 
fung der gleichen internationalen 
Anmeldung durch ein anderes aus¬ 
gewähltes Amt beziehen. 

Kapitel III 

Gemeinsame Bestimmungen 

Artikel 43 
Nachsuchen 

um bestimmte Schutzrechte 

Wird ein Staat bestimmt oder aus¬ 
gewählt, dessen Recht die Erteilung 
von Erfinderscheinen, Gobrauchszerti- 
fikalcn, Gebrauchsmustern, Zusatz¬ 
patenten, Znsatzzertifikaten, Zusalz¬ 
erfinderscheinen oder Zusutzqe- 
brauchszertifikatcn Vorsicht, so kann 
der Anmelder, wie in der Au^füh- 
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in the Reyulations, that his interna¬ 
tional application is for the grant, as 
far as that State is concerned, of an 
invontor’s certificate, a Utility certifi¬ 
cate, or a Utility moclel, rather than a 
patent, or that it is for the grant of a 
patent or certificate of addition, an 
inventor’s certificate of addition, or a 
utility certificate of addition, and the 
ensuing effect shall be governed by 
the applicant's choice. For the pur- 
poses of this Article and any Rule 
thereunder, Article 2 (ii) shall not 
apply. 


Article 44 

Seeking Two Kinds of Protection 

In respect of any designated or 
elected State whose law permits an 
application, while being for the grant 
of a patent or one of the other kinds 
of protection referred to in Article 43, 
to be also for the grant of another of 
the said kinds of protection, the appli- 
cant may indicate, as prescribed in 
the Regulations, the two kinds of pro¬ 
tection he is seeking, and the ensuing 
effect shall be governed by the appli¬ 
cant's indications. For the purposes of 
this Article, Article 2 (ii) shall not 
apply. 

Article 45 

Regional Patent Treaties 

(1) Any treaty providing for the 
grant of regional patents ("regional 
patent treaty"), and giving to all per- 
sons who, according to Article 9, are 
entitled to file international applica- 
tions the right to file applications for 
such patents, may provide that inter¬ 
national applications designating or 
electing a State party to both the 
regional patent treaty and the present 
Treaty may be filed as applications 
for such patents. 


(2) The national law of the said 
designated or elected State may pro¬ 
vide that any designation or election 
of such State in the international 
application shall have the effect of an 
indication of the wish to obtain a 
regional patent under the regional 
patent treaty. 

Article 46 

Incorrect Translation of the 
International Application 

If, because of an incorrect transla- 
tion of the international application, 
the scope of any patent granted on 


certificat d'auteur dinvention addi- 
tionnel ou d un certificat d utilile ad- 
ditionnei, dans tout Etat designe ou 
elu dont la legislation prevoit la de- 
livrance de certificats d'auteur d'in- 
vention, de certificats d'utilite, de mo¬ 
deles d'utilite. de brevets ou certifi¬ 
cats d'addition, de certificats d'auteur 
d’invention additionnels ou de certifi¬ 
cats d’utilite additionnels; les effets 
decoulant de cette indication sont de- 
termines par le choix effectue par le 
deposant. Aux fins du present article 
et de toute regle y relative, l'article 
2. ii) ne s'applique pas. 


Article 44 

Recherche de deux titres 
de protection 

Pour tout Etat designe ou elu dont 
la legislation permet qu'une demande 
tendant ä la delivrance dun brevet 
ou de Tun des autres titres de protec¬ 
tion mentionnes ä l'article 43 puisse 
egalement viser un autre de ces titres 
de protection, le deposant peut indi- 
quer, conformement au regiement 
d’execution, les deux titres de protec¬ 
tion dont il demande la delivrance; 
les effets qui en decoulent sont deter- 
mines par les indications du deposant. 
Aux fins du present article, l'article 
2. ii) ne s'applique pas. 


Article 45 

Traite de brevet regional 

1) Tout traite prevoyant la delivran¬ 
ce dun brevet regional («traite de 
brevet regional») et donnant a toute 
personne, autorisee par l'article 9 ä 
deposer des demandes internationales, 
le droit de deposer des demandes ten¬ 
dant ä la delivrance de tels brevets 
peut stipuler que les demandes inter¬ 
nationales contenant la designation 
ou I'election d un Etat partie a la fois 
au traite de brevet regional et au pre¬ 
sent traite peuvent etre deposees en 
vue de la delivrance de brevets re- 
gionaux. 


2) La legislation nationale d un tel 
Etat designe ou elu peut prevoir que 
toute designation ou election dudit 
Etat dans la demande internationale 
sera consideree comme l'indication 
que le deposant desire obtenir un bre¬ 
vet regional conformement au traite 
de brevet regional. 


Article 46 

Traduction incorrecte de la demande 
internationale 

Si, en raison d une traduction incor¬ 
recte de la demande internationale, 
letendue d un brevet delivre a la sui- 


rungsordnung vorgesehen, angeben, 
daß mit seiner internationalen Anmel¬ 
dung in diesem Staat an Stelle der 
Erteilung eines Patents die Erteilung 
eines Erfinderscheins, eines Ge¬ 
brauchszertifikats oder eines Ge¬ 
brauchsmusters beantragt wird oder 
daß die Anmeldung auf die Erteilung 
eines Zusatzpatents, Zusatzzertifikats, 
Zusatzerfinderscheins oder Zusatzge¬ 
brauchszertifikats gerichtet ist; die 
Wirkung richtet sich nach der Wahl 
des Anmelders. Für die Zwecke dieses 
Artikels und jede dazugehörige Re¬ 
gel ist Artikel 2 Ziffer ii nicht anzu¬ 
wenden. 

Artikel 44 
Nachsuchen 

um zwei Schutzrechtsarten 

Wird ein Staat bestimmt oder aus¬ 
gewählt, nach dessen Recht neben 
einem Antrag auf Erteilung eines Pa¬ 
tents oder eines der sonstigen in Ar¬ 
tikel 43 genannten Schutzrechte zu¬ 
sätzlich die Erteilung eines anderen 
Schutzrechts der genannten Art bean¬ 
tragt werden kann, so kann der An¬ 
melder die beiden Schutzrechte, um 
die er nachsucht, gemäß der Ausfüh¬ 
rungsordnung angeben; die Wirkung 
richtet sich nach den Angaben des 
Anmelders. Für die Zwecke dieses 
Artikels ist Artikel 2 Ziffer ii nicht 
anzuwenden. 

Artikel 45 

Regionale Patentverträge 

(1) ln einem Vertrag, in dem die 
Erteilung regionaler Patente vorge¬ 
sehen ist („regionaler Patentvertrag") 
und nach dem alle gemäß Artikel 9 
zur Einreichung internationaler Pa¬ 
tentanmeldungen befugten Personen 
das Recht haben, die Erteilung eines 
solchen regionalen Patents zu bean¬ 
tragen, kann bestimmt werden, daß 
internationale Anmeldungen, durch 
die ein Mitgliedstaat sowohl des re¬ 
gionalen Patentvertrags als auch die¬ 
ses Vertrags als Bestimmungsstaat 
oder ausgewählter Staat benannt wird, 
als Anmeldungen für die Erteilung 
regionaler Patente eingereicht wer¬ 
den können. 

(2) In dem nationalen Recht des ge¬ 
nannten Bestimmungsstaats oder aus¬ 
gewählten Staates kann vorgesehen 
werden, daß jede Bestimmung oder 
Auswahl eines solchen Staates in der 
internationalen Anmeldung als Hin¬ 
weis auf den Wunsch anzusehen ist 
ein regionales Patent nach dem re¬ 
gionalen Patentvertrag zu erhalten. 

Artikel 46 

Unrichtige Übersetzung 
einer internationalen Anmeldung 

Geht als Folge einer unrichtigen 
Übersetzung einer internationalen An¬ 
meldung der Umfang eines auf die 
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that «ipphcation exceeds the scope of 
t ho international application in its 
original language, the compctent 
authorities of the Contracting State 
concerned may accorüingly and retro- 
actively limit the scope of the patent, 
and declare it null and void to the 
extent that its scope has exceeded 
the scope of the international applica- 
tion in its original language. 


Articie 47 
Time Limits 

(1) The details for computing time 
limits referred to in this Treaty are 
governed by the Regulations. 

(2) (a) All time limits fixed in 
Chapters I and II of this Treaty may, 
outside any revision under Articie 60, 
be modified by a decision of the Con¬ 
tracting States. 

(b) Such decisions shall be 
made in the Assembly or through 
voting by correspondence and must 
be unanimous. 

(c) The details of the procedure 
are governed by the Regulations. 

Articie 48 

Delay in Meeting 
Certain Time Limits 

(1) Where any time limit fixed in 
this Treaty or the Regulations is not 
met because of interruption in the 
mail Service or unavoidable loss or 
delay in the mail, the time limit shall 
be deemed to be met in the cases and 
subject to the proof and other condi- 
tions prescribed in the Regulations. 


(2) (a) Any Contracting State shall, 
as far as that State is concerned, ex- 
cuse, for reasons admitted under its 
national law, any delay in meeting 
any time limit. 

Cb) Any Contracting State may, 
as far as that State is concerned, ex- 
cuse, for reasons other than those 
referred to in subparagraph (a), any 
delay in meeting any time limit. 

Articie 49 

Right to Practice 
Before International Authorities 

Any attorney, patent agent, or 
olher person, having the right to 
practice before the national Office 
with which the international applica- 


te de cette demande depasse l'eten- 
due de la demande internationale dans 
sa langue d’origine, les autorites com- 
petentes de l'Etat contractant consi- 
dere peuvent limiter en consequence 
et d une maniere retroactive l’etendue 
du brevet et declarer qu'il est nul et 
non avenu dans la mesure oü son 
etendue depasse celle de la demande 
internationale dans sa langue d'origi- 
ne. 


Articie 47 
Delais 

1) Le calcul des delais prevus dans 
le present traite est fixe par le regie¬ 
ment d'execution. 


2) a) Tous les delais fixes dans les 
chapitres I et II du present traite peu¬ 
vent, en dehors de toute revision se- 
lon l’article 60, etre modiftes par d6- 
cision des Etats contractants. 

b) La decision est prise par l'As- 
semblee ou par vote par correspon- 
dance et doit etre unanime. 

c) Les details de la procedure 
sont fixes par le regiement d’ex^cu- 
tion. 


Articie 48 

Retards dans l'observation 
de certains d£lals 

1) Lorsqu’un delai, fixe dans le pre¬ 
sent traite ou dans le regiement d'exe¬ 
cution, n’est pas observe pour cause 
d'interruption des Services postaux, de 
perte ou de retard inevitables du cour- 
rier, ce delai est considere comme ob¬ 
serve dans les cas precises au regie¬ 
ment d’execution et sous reserve que 
soient remplies les conditions de preu- 
ve et autres conditions prescrites dans 
ledit regiement. 


2) a) Tout Etat contractant doit, 
pour ce qui le concerne, excuser pour 
des motifs admis par sa legislation na¬ 
tionale tout retard dans l’observation 
d'un delai. 

b) Tout Etat contractant peut, 
pour ce qui le concerne, excuser pour 
des motifs autres que ceux qui figu- 
rent au sous-alinea a) tout retard dans 
l’observation d’un delai. 


Articie 49 

Droit d'exercer aupr&s 
d’administrations internationales 

Tout avocat, agent de brevets ou 
autre personne, ayant le droit d'exer¬ 
cer aupres de l’office national aupres 
duquel la demande internationale a 


Anmeldung erteilten Patents über den 
Umfang der internationalen Anmel¬ 
dung in der Ursprungssprache hinaus, 
so können die zuständigen Behörden 
des betreffenden Vertragsstaats den 
Umfang des Patents mit rückwirken¬ 
der Kraft entsprechend einschränken 
und es insoweit für nichtig erklären, 
wie sein Umfang den Umfang der 
internationalen Anmeldung in der 
Ursprungssprache übersteigt. 

Artikel 47 
Fristen 

(1) Die Einzelheiten für die Berech¬ 
nung der in diesem Vertrag festgesetz¬ 
ten Fristen ergeben sich aus der Aus¬ 
führungsordnung. 

(2) a) Alle in den Kapiteln I und II 
dieses Vertrags festgesetzten Fristen 
können unabhängig von einer Revi¬ 
sion nach Artikel 60 durch einen Be¬ 
schluß der Vertragsstaaten geändert 
werden. 

b) Der Beschluß wird in der 
Versammlung oder im schriftlichen 
Verfahren gefaßt und bedarf der Ein¬ 
stimmigkeit. 

c) Die Einzelheiten dieses Ver¬ 
fahrens ergeben sich aus der Ausfüh¬ 
rungsordnung. 

Artikel 48 

Frlstenüberscbreitungen 
in einzelnen Fällen 

(1) Wird eine in diesem Vertrag 
oder der Ausführungsordnung festge¬ 
setzte Frist infolge einer Unterbre¬ 
chung des Postdiensts oder infolge 
eines unvermeidbaren Verlusts oder 
einer Verzögerung bei der Postzu¬ 
stellung überschritten, so soll diese 
Frist in den in der Ausführungsord¬ 
nung vorgesehenen Fällen als gewahrt 
gelten, sofern die dort vorgeschriebe¬ 
nen Nachweise erbracht und die dort 
erwähnten sonstigen Voraussetzungen 
erfüllt sind. 

(2) a) Jeder Vertragsstaat sieht, so¬ 
weit er betroffen ist, eine Fristüber¬ 
schreitung als entschuldigt an, wenn 
Gründe vorliegen, die nach seinem 
nationalen Recht zugelassen sind. 

b) Jeder Vertragsstaat kann, so¬ 
weit er betroffen ist, eine Fristüber¬ 
schreitung auch aus anderen Gründen 
als den in Buchstabe a genannten als 
entschuldigt ansehen. 

Artikel 49 

Das Recht zum Auftreten 

vor den internationalen Behörden 

Rechtsanwälte, Patentanwälte oder 
andere Personen, welche befugt sind, 
vor dem nationalen Amt aufzutreten, 
bei dem die internationale Anmel- 
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tion was filed, shall be entitled to 
practice before the International 
Bureau and the competent Interna¬ 
tional Searching Authority and com¬ 
petent International Preliminary Ex- 
amining Authority in respect of that 
application. 

Chapter IV 
Technical Services 

Article 50 

Patent Information Services 

(1) The International Bureau may 
furnish Services by providing techni- 
cal and any other pertinent Informa¬ 
tion available to it on the basis of 
published documents, primarily pat- 
ents and published applications (refer- 
red to in this Article as "the Informa¬ 
tion Services"). 


(2) The International Bureau may 
provide these Information Services 
either directly or through one or 
more International Searching Authori- 
ties or other national or international 
specialized institutions, with which 
the International Bureau may reach 
agreement. 

(3) The Information Services shall 
be operated in a way particularly 
facilitating the acquisition by Con¬ 
tracting States which are developing 
countries of technical knowledge and 
technology, including available pub¬ 
lished know-how. 

(4) The information Services shall 
be available to Governments of Con¬ 
tracting States and their nationals and 
residents. The Assembly may decide 
to make these Services available also 
to others. 


(5) (a) Any Service to Governments 
of Contracting States shall be fur- 
nished at cost, provided that, when the 
Government is that of a Contracting 
State which is a developing country, 
the Service shall be furnished below 
cost if the difference can be covered 
from profit made on Services fur¬ 
nished to other than Governments of 
Contracting States or from the sources 
referred to in Article 51 (4). 


(b) The cost referred to in sub- 
paragraph (a) is to be understood as 


ete deposee, a le droit d'exercer, en 
ce qui concerne cette demande, au- 
pres du Bureau international, de l'ad- 
ministration competente chargee de la 
recherche internationale et de l'ad- 
ministration competente chargee de 
l'examen preliminaire international. 


Chapitre IV 
Services techniques 

Article 50 

Services d'Information sur les brevets 

1) Le Bureau international peut four- 
nir des Services (denommes dans le 
present article «Services d’informa- 
tion»), en donnant des informations 
techniques ainsi que d'autres informa¬ 
tions pertinentes dont il dispose, sur 
la base de documents publies, princi- 
palement de brevets et de demandes 
publiees. 

2) Le Bureau international peut four- 
nir ces Services d’information soit di- 
rectement, soit par l'intermediaire 
d'une ou de plusieurs administrations 
chargees de la recherche internationale 
ou d'autres institutions specialisees, 
nationales ou internationales, avec les- 
quelles il aura pu conclure des ac- 
cords. 

3) Les Services d’information fonc- 
tionnent de raaniere ä faciliter tout 
particulierement lacquisition, par les 
Etats contractants qui sont des pays 
en voie de developpement, des con- 
naissances techniques et de la tech- 
nologie, y compris le «know-how» pu- 
blie disponible. 

4) Les Services d'information peu- 
vent etre obtenus par les gouverne- 
ments des Etats contractants, par 
leurs nationaux et par les personnes 
qui sont domiciliees sur leur territoire. 
L'Assemblee peut decider detendre 
ces Services ä d'autres interesses. 


5) a) Tout Service fourni aux gou- 
vernements des Etats contractants 
doit 1 etre ä son prix de revient; tou- 
tefois, pour les gouvernements des 
Etats contractants qui sont des pays 
en voie de developpement, le service 
est fourni au-dessous de ce prix si la 
difference peut etre couverte par les 
benefices realises sur la prestation de 
Services ä des destinataires autres que 
les gouvernements d'Etats contrac¬ 
tants ou par les moyens mentionncs ä 
l'article 51.4). 


b) Le prix de revient vise au 
sous-alinea a) doit etre entendu com- 


dung eingcreicht worden ist, haben 
auch das Recht, vor dem Interna¬ 
tionalen Büro, der zuständigen inter¬ 
nationalen Recherchenbehörde und 
der zuständigen mit der internationa¬ 
len vorläufigen Prüfung beauftragten 
Behörde in bezug auf diese Anmel¬ 
dung aufzutreten. 

Kapitel IV 
Technische Dienste 

Artikel 50 

Pa len tin forma tionsdienste 

(1) Das Internationale Büro kann 
Dienste einrichten, durch die tech¬ 
nische und andere geeignete Infor¬ 
mationen, die ihm auf der Grundlage 
veröffentlichter Unterlagen, insbeson¬ 
dere von Patenten und veröffentlich¬ 
ten Patentanmeldungen zugänglich 
sind, zur Verfügung gestellt werden 
(in diesem Artikel als „Informations¬ 
dienste" bezeichnet). 

(2) Das Internationale Büro stellt 
diese Informationsdienste entweder 
unmittelbar oder durch eine oder 
mehrere Internationale Recherchenbe¬ 
hörden oder durch besondere na¬ 
tionale oder internationale Einrichtun¬ 
gen, mit denen es eine Vereinbarung 
treffen kann, zur Verfügung. 

(3) Die Informationsdienste werden 
in einer Weise betrieben, daß sie es 
besonders den Vertragsstaaten, die 
Entwicklungsländer sind, ermöglichen, 
technische Kenntnisse und technolo¬ 
gisches Wissen unter Einschluß von 
allgemein zugänglichem know-how zu 
erlangen. 

(4) Die Informationsdienste stehen 
den Regierungen der Vertragsstaaten 
sowie Personen zur Verfügung, die die 
Staatsangehörigkeit von Vertragsstaa¬ 
ten besitzen oder in einem Vertrags¬ 
staat ihren Sitz oder Wohnsitz haben. 
Die Versammlung kann beschließen, 
daß diese Dienste auch anderen zur 
Verfügung gestellt werden. 

(5) a) Jede Dienstleistung an Re¬ 
gierungen der Vertragsstaaten wird 
gegen Erstattung der Selbstkosten er¬ 
bracht; handelt es sich um die Regie¬ 
rung eines Vertragsstaats, der ein 
Entwicklungsland ist, so wird die 
Dienstleistung unter Selbstkostenpreis 
erbracht, wenn der Unterschiedsbe¬ 
trag aus Gewinnen gedeckt werden 
kann, die aus Dienstleistungen an 
Empfänger, die nicht Regierungen der 
Vertragsstaaten sind, erzielt werden, 
oder wenn zur Deckung Mittel der in 
Artikel 51 Absatz 4 genannten Art zur 
Verfügung stehen. 

b) Als Selbstkosten im Sinne 
des Buchstaben a sind Beträge zu vei- 
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cost ovcir and above costs normally 
incident lo the perfonnance ol the 
Services of a national Office or the 
obligations of an International 
Searching Authority. 

(6) The details concerning the im- 
plementation of the provisions of this 
Article shall be govemed by deci- 
sions of the Assembly and, within the 
limits to be fixed by the Assembly, 
such working groups as the Assembly 
may set up for that purpose. 

(?) The Assembly shall, when it 
considers it necessary, recommend 
methods of providing financing sup- 
plementary to those referred to in 
Paragraph (5). 

Article 51 

Technical Assistance 

(1) The Assembly shall establish a 
Committee for Technical Assistance 
(referred to in this Article as "the 
Committee"). 

(2) (a) The members of the Com¬ 
mittee shall be elected among the 
Contracting States, with due regard to 
the representation of developing 
countries. 

(b) The Director General shall, 
on his own initiative or at the request 
of the Committee, invite representa- 
tives of intergovernmental organiza- 
tions concerned with technical assist¬ 
ance to developing countries to par- 
ticipate in the work of the Com¬ 
mittee. 

(3) (a) The task of the Committee 
shall be to organize and supervise 
technical assistance for Contracting 
States which are developing countries 
in developing their patent Systems 
individually or on a regional basis. 

(b) The technical assistance 
shall comprise, among other things, 
the training of specialists, the loaning 
of experts, and the supply of equip- 
ment both for demonstration and for 
operational purposes. 

(4) The International Bureau shall 
seek to enter into agreements, on the 
one hand, with international financing 
organizations and intergovernmental 
organizations, particularly the United 
Nations, the agencies of the United 
Nations, and the Specialized Agencies 
connected with the United Nations 
concerned with technical assistance, 
and, on the other hand, with the Gov¬ 
ernments of the States receiving the 
technical assistance, for the financing 
of projects pursuant to this Article. 


me consistant dans los frais qui s‘a- 
joutent a ceux que 1‘officc national ou 
ladministration cliargee de la recher- 
che internationale doivent engager de 
toute fagon pour s’acquitter de leurs 
läches. 

6) Les details relatifs ä l application 
du present article sont reglementes 
par decisions de l'Assemblee et, dans 
les limites fixees par cette derniere, 
par les groupes de travail quelle 
pourra instituer ä cette fin. 


?) Si eile lestime necessaire, l'As¬ 
semblee recommande d'autres modes 
de financement pour completer ceux 
qui sont prevus ä l alinea 5). 


Article 51 

Assistance technique 

1) L'Assemblee etablit un Comite 
d'assistance technique (denomme dans 
le präsent article «le Comite»). 

2) a) Les membres du Comite sont 
elus parmi les Etats contractants de 
facon a assurer une representation 
appropriee des pays en voie de deve- 
loppement. 

b) Le Directeur general invite, de 
sa propre initiative ou sur la requete 
du Comit6 f des representants des or- 
ganisations intergouvernementales 
s'occupant d'assistance technique aux 
pays en voie de developpement ä 
prendre part aux travaux du Comite. 

3) a) Le Comite a pour täche l’orga- 
nisation et la supervision de 1‘assis¬ 
tance technique accordee aux Etats 
contractants qui sont des pays en voie 
de developpement, afin de developper 
leurs systemes de brevets, soit au ni- 
veau national, soit au niveau regional. 

b) L'assistance technique com- 
prend notamment la formation de spe- 
cialistes, la mise ä disposition d’ex- 
perts et la fourniture d'equipements ä 
des fins de demonstration et de fonc- 
tionnement. 

4) En vue du financement de projets 
entrant dans le cadre du present ar¬ 
ticle, le Bureau international s'efforce 
de conclure des accords, d une part 
avec des organisations internationales 
de financement et des organisations 
intergouvernementales, en particulier 
avec l’Organisation des Nations Unies, 
les agences des Nations Unies ainsi 
qu’avec les institutions specialisees 
des Nations Unies ayant competence 
en matiere d'assistance technique, de 
meine que, d’autre part, avec les gou- 
vernements des Etats beneficiaires de 
l'assistance technique. 


sichen, die über das hinausgehen, was 
ein nationales Amt oder eine Interna¬ 
tionale Rccherchenbehürde auf jeden 
Fall normalerweise für die Erfüllung 
seiner Aufgaben aufwenden muß. 

(6) Die Einzelheiten der Anwendung 
dieses Artikels werden durch Be¬ 
schlüsse der Versammlung oder — im 
Rahmen der von der Versammlung 
gezogenen Grenzen — durch Be¬ 
schlüsse von Arbeitsgruppen geregelt, 
die die Versammlung zu diesem 
Zweck einsetzen kann. 

(7) Die Versammlung empfiehlt, 
wenn sie dies für erforderlich erach¬ 
tet, zusätzliche Finanzierungsmaßnah¬ 
men in Ergänzung zu den in Absatz 5 
vorgesehenen Finanzierungsmöglich¬ 
keiten. 

Artikel 51 
Technische Hilfe 

(1) Die Versammlung bildet einen 
Ausschuß für technische Hilfe (in 
diesem Artikel als „der Ausschuß" 
bezeichnet). 

(2) a) Die Mitglieder des Ausschus¬ 
ses sind aus dem Kreis der Vertrags¬ 
staaten auszuwählen,- eine angemes¬ 
sene Vertretung der Entwicklungs¬ 
länder ist sicherzustellen. 

b) Der Generaldirektor lädt auf 
eigene Initiative oder auf Antrag des 
Ausschusses zur Teilnahme an den 
Arbeiten des Ausschusses Vertreter 
zwischenstaatlicher Organisationen 
ein. die sich mit technischer Hilfe für 
Entwicklungsländer befassen. 

(3) a) Der Ausschuß hat die Auf¬ 
gabe, die technische Hilfe für die Ent¬ 
wicklungsländer unter den Vertrags¬ 
staaten bei der Entwicklung ihrer 
Patentsysteme auf nationaler oder 
regionaler Ebene in die Wege zu lei 
ten und zu überwachen. 

b) Die technische Hilfe umfaßt 
unter anderem die Ausbildung von 
Fachleuten, die Entsendung von Sach¬ 
verständigen und die Lieferung von 
Lehr- und Arbeitsmitteln. 

(4) Im Hinblick auf die Finanzie¬ 
rung der Vorhaben, die sich aus die¬ 
sem Artikel ergeben, wird sich das 
Internationale Büro bemühen, einer¬ 
seits mit internationalen Finanzie¬ 
rungsorganisationen und zwischen¬ 
staatlichen Organisationen, insbeson¬ 
dere den Vereinten Nationen, ihren 
Unterorganen und Sonderorganisa¬ 
tionen, soweit sie mit technischer 
Hilfe befaßt sind, und andererseits mit 
den Regierungen der Empfängerstaa¬ 
ten der technischen Hilfe Verein¬ 
barungen abzuschließen. 
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(5) Tin? deiaiis concerning the im- 
pk-nientation of iiio provisions of this 
Article shuil be governed by deci- 
sions of the Assembly and, within the 
limils to be fixed by the Assembly, 
such working groups as the Assembly 
may set up for that purpose. 

Article 52 

Relations with Other Provisions 
of the Treaty 

Nothing in this Chapter shall affect 
the financial provisions contained in 
any other Chapter of this Treaty. 
Such provisions are not applicable to 
the present Chapter or to its imple- 
mentation. 


Chapter V 

Administrative Provisions 

Article 53 
Assembly 

(1) (a) The Assembly shall, subject 
to Article 57 (8), consist of the Con¬ 
tracting States. 

(b) The Government of each 
Contracting State shall be represented 
by one delegate, who may be assisted 
by alternate delegates, advisors, and 
experts. 

(2) (a) The Assembly shall: 

(i) deal with all matters concern- 
ing the maintenance and de¬ 
velopment of the Union and the 
implementation of this Treaty; 

(ii) perform such tasks as are 
specifically assigned to it under 
other provisions of this Treaty; 

(iii) give directions to the Interna¬ 
tional Bureau concerning the 
preparation for revision Con¬ 
ferences; 

(iv) review and approve the reports 
'and activities of the Director 
General concerning the Union, 
and give him all necessary 
instructions concerning matters 
within the competence of the 
Union; 

(v) review and approve the reports 
and activities of the Executive 
Committee established under 
Paragraph (9), and give instruc¬ 
tions to such Committee; 

(vi) determine the program and 
adopt the triennial budget of the 
Union, and approve its final ac- 
counts; 

(vii) adopt the financial regulations 
of the Union; 

(viii) establish such committees and 
working groups as it deems ap- 
propriate to achieve the objec- 
tivcs of the Union; 


5) Los dötails relalifs ä lapplication 
du present article sont reglementcs 
par decisions de l'Assemblee et, dans 
les liniites fixees par cette derniere, 
par les groupes de travail qu elle pour- 
ra instituer ä cette fin. 


Article 52 

Rapporis avec les aulres dispositions 
du traite 

Aucune disposition du present cha- 
pitre n'affecte les dispositions finan- 
cieres figurant dans les autres chapi- 
tres du present traite. Ces disposi¬ 
tions ne sont pas applicables au pre¬ 
sent chapitre ni ä sa mise en ceuvre. 


Chapitre V 

Dispositions administratives 

Article 53 
Assemblee 

1) a) L'Assemblee est composee des 
Etats contractants, sous reserve de 
l'article 57. 8). 

b) Le gouvernement de chaque 
Etat contractant est represente par 
un delegue, qui peut etre assiste de 
suppleants, de conseillers et d'experts. 

2) a) L'Assemblee: 

i) traite de toutes les questions 
concernant le maintien et le de- 
veloppement de l’Union et l'ap- 
plication du present traite; 

ii) s'acquitte des täches qui lui sont 
expressement assignees dans 
d'autres dispositions du present 
traite; 

iii) donne au Bureau international 
des directives concernant la pre¬ 
paration des Conferences de revi- 
sion; 

iv) examine et approuve les rap- 
ports et les activites du Direc- 
teur general relatifs ä l'Union et 
lui donne toutes directives utiles 
concernant les questions de la 
competence de l'Union; 

v) examine et approuve les rap- 
ports et les activites du Comite 
executif etabli conformement ä 
l'alinea 9) et lui donne des direc¬ 
tives; 

vi) arrete le Programme, adopte le 
budget triennal de l'Union et ap¬ 
prouve ses comptes de clöture; 

vii) adopte le regiement financier de 
l'Union; 

viii) cree les comites et groupes de 
travail qu'elle juge utiles ä la 
realisation des objeclifs de l'U- 
nion; 


(5) Die Liii/f-lheitc'ii <iei Anwendung 
dieses Artikels werden durch Be¬ 
schlüsse der Versammlung oder — im 
Rahmen der von der Versammlung 
gezogenen Grenzen — durch Be¬ 
schlüsse von Arbeitsgruppen geregelt, 
die die Versammlung zu diesem 
Zweck einsetzen kann. 

Artikel 52 

Beziehungen zu anderen 
Vertragsbestimmungen 

Dieses Kapitel läßt die in anderen 
Kapiteln dieses Vertrags enthaltenen 
finanziellen Bestimmungen unberührt. 
Diese Bestimmungen sind auf das vor¬ 
stehende Kapitel und seine Durchfüh¬ 
rung nicht anwendbar. 


Kapitel V 

Verwaltungsbestimmungen 

Artikel 53 
Die Versammlung 

(1) a) Die Versammlung setzt sich 
vorbehaltlich des Artikels 57 Absatz 8 
aus den Vertragsstaaten zusammen. 

b) Die Regierung jedes Ver¬ 
tragsstaats wird durch einen Delegier¬ 
ten vertreten, der von Stellvertretern, 
Beratern und Sachverständigen unter¬ 
stützt werden kann. 

(2) a) Die Versammlung 

i) behandelt alle Fragen betreffend 
die Erhaltung und die Entwick¬ 
lung des Verbands sowie die An¬ 
wendung dieses Vertrags; 

ii) erfüllt die Aufgaben, die ihr 
durch andere Bestimmungen die¬ 
ses Vertrags zugewiesen sind; 

iii) erteilt dem Internationalen Büro 
Weisungen für die Vorbereitung 
von Revisionskonferenzen; 

iv) prüft und billigt die Berichte und 
die Tätigkeit des Generaldirek¬ 
tors betreffend den Verband und 
erteilt ihm alle zweckdienlichen 
Weisungen in Fragen, die in die 
Zuständigkeit des Verbands fal¬ 
len; 

v) prüft und billigt die Berichte und 
Tätigkeiten des nach Absatz 9 
eingesetzten Exekutivausschus¬ 
ses und erteilt dem Ausschuß 
Weisungen; 

vi) legt das Programm fest, be¬ 
schließt den Dreijahres-Haus- 
haltsplan des Verbands und bil¬ 
ligt seine Rechnungsabschlüsse; 

vii) beschließt die Finanzvorschriften 
des Verbands; 

viii) bildet die Ausschüsse und Ar¬ 
beitsgruppen, die sie zur Ver¬ 
wirklichung der Ziele des Ver¬ 
bands für zweckdienlich hält; 
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(ix) tioternune which States uthe.: 
than Contracting States «md, 
subject to the provisions of 
Paragraph (8), whirh intcr- 
governmcntdl and international 
non-governmental organizations 
shall be admitted to its meetings 
. as observers; 

(x) take any other appropriate ac- 
tion designed to further the ob- 
jectives of the Union and per¬ 
form such other functions as 
are appropriate under this 
Treaty. 

(b) With respect to matters 
which are of interest also to other 
Unions administered by the Organi¬ 
zation, the Assembly shall make its 
decisions after having heard the 
advice of the Coordination Commit¬ 
tee of the Organization. 

(3) A delegate may represent, and 
vote in the name of, one State only. 

(4) Each Contracting State shall 
have one vote. 

(5) (a) One-half of the Contracting 
States shall constitute a quorum. 


(b) In the absence of the quor¬ 
um, the Assembly may make deci¬ 
sions but, with the exception of deci¬ 
sions concerning its own procedure, 
all such decisions shall take effect 
only if the quorum and the required 
majority are attained through voting 
by correspondence as provided in the 
Regulations. 

(6) (a) Subject to the provisions of 
Articles 47 (2) (b), 58 (2) (b), 58 (3) and 
61 (2) (b), the decisions of the Assem¬ 
bly shall require two-thirds of the 
votes cast. 


(b) Abstentions shall not be 
considered as votes. 

(7) In connection with matters of 
exclusive interest to States bound by 
Chapter II, any reference to Contract¬ 
ing States in paragraphs (4), (5), and 

(6), shall be considered as applying 
only to States bound by Chapter II. 

(8) Any intergovernmental Organi¬ 
zation appointed as International 
Searching or Preliminary Examining 
Authority shall be admitted as ob- 
Server to the Assembly. 


(9) When the number of Contract¬ 
ing Stales exceeds forty, the Assembly 
shall establish an Executive Commit¬ 
tee. Any reference to the Executive 


ix) dcVide quels so nt los Etats non 
conti actanls et, sous reserve de 
l'alinea 8), quelles sont les Orga¬ 
nisation s intcrgouvememcntales 
et internationales non gouverne- 
mentales qui peuvent etre admis 
ä ses reunions en qualite d'ob- 
servateurs; 

x) entreprend toute autre action ap- 
propriee en vue d atteindre les 
objectifs de lUnion et s’aequitte 
de toutes autres fonctions utiles 
dans le cadre du present traite. 

b) Sur les questions qui Interes¬ 
sent egalement d’autres unions ad- 
ministrees par l'Organisation, l'As- 
semblee statue apres avoir pris con- 
naissance de l’avis du Comite de 
coordination de l'Organisation. 

3) Un delegue ne peut representer 
qu'un seul Etat et ne peut voter 
qu'au nom de celui-ci. 

4) Chaque Etat contractant dispose 
d'une voix. 

5) a) La moiti6 des Etats contrac- 
tants constitue le quorum. 


b) Si ce quorum n'est pas atteint, 
l'Assemblee peut prendre des deci¬ 
sions; toutefois, ces decisions, ä lex- 
ception de celles qui concernent sa 
procedure, ne deviennent ex6cutoires 
que si le quorum et la majorite requis 
sont atteints par le moyen du vote 
par correspondance prevu par le re¬ 
giement d‘ex6cution. 

6) a) Sous reserve des articles 
47.2 b), 58. 2) b), 58.3) et 61. 2) b), les 
decisions de l’Assemblee sont prises 
ä la majorite des deux tiers des votes 
exprimes. 


b) L'abstention n'est pas consi- 
deree comme un vote. 

7) S'il s'agit de questions interes¬ 
sant exclusivement les Etats lies par 
le chapitre II, toute reference aux 
Etats contractants figurant aux all- 
neas 4), 5) et 6) est consider6e comme 
s'appliquant seulement aux Etats lies 
par le chapitre II. 

8) Toute Organisation intergouver- 
nementale nommee en tant qu’ad- 
ministration chargee de la recherche 
internationale ou en tant qu’adminis- 
tration chargee de l’examen prelimi- 
naire international est admise en 
qualite d’observateur aux reunions de 
l'Assemblee. 

9) Lorsque le nombre des Etats con¬ 
tractants depassera quarante, l’Assem- 
blee etablira un Comite executif. Tou¬ 
te reference faite au Comite executif 


ix) bestimmt, welche Staaten, die 
nicht Vertragsstaaten sind, und, 
vorbehaltlich des Absatzes 8, 
welche zwischenstaatlichen und 
internationalen nichtstaatlicheil 
Organisationen zu ihren Sitzun¬ 
gen als Beobachter zugelassen 
werden; 

x) nimmt jede geeignete Handlung 
vor, die der Förderung der Ziele 
des Verbands dient, und nimmt 
alle anderen Aufgaben wahr, die 
im Rahmen dieses Vertrags 
zweckdienlich sind, 
b) Uber Fragen, die auch für 
andere von der Organisation verwal¬ 
tete Verbände von Interesse sind, ent¬ 
scheidet die Versammlung nach An¬ 
hörung des Koordinierungsausschus¬ 
ses der Organisation. 

(3) Ein Delegierter kann nur einen 
Staat vertreten und nur im Namen 
eines Staates stimmen. 

(4) Jeder Vertragsstaat verfügt über 
eine Stimme. 

(5) a) Die Hälfte der Vertragsstaa¬ 
ten bildet das Quorum (die für die 
Beschlußfähigkeit erforderliche Min¬ 
destzahl). 

b) Kommt das Quorum nicht zu¬ 
stande, so kann die Versammlung Be¬ 
schlüsse fassen, die jedoch — abge¬ 
sehen von Beschlüssen, die das eigene 
Verfahren betreffen — nur wirksam 
werden, wenn das Quorum und die 
erforderliche Mehrheit im schrift¬ 
lichen Verfahren, wie es in der Aus¬ 
führungsordnung vorgesehen ist, her¬ 
beigeführt wird. 

(6) a) Vorbehaltlich Artikel 47 Ab¬ 
satz 2 Buchstabe b, Artikel 58 Ab¬ 
satz 2 Buchstabe b, Artikel 58 Ab¬ 
satz 3 und Artikel 61 Absatz 2 Buch¬ 
stabe b faßt die Versammlung ihre 
Beschlüsse mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der abgegebenen Stim¬ 
men. 

b) Stimmenthaltung gilt nicht 
als Stimmabgabe. 

(7) Für Sachgebiete, die ausschließ¬ 
lich für die nach Kapitel II verpflich¬ 
teten Staaten von Interesse sind, gilt 
jede Bezugnahme auf Vertragsstaateu 
in den Absätzen 4, 5 und 6 lediglich 
als Bezugnahme auf nach Kapitel II 
verpflichtete Staaten. 

(8) Jede zwischenstaatliche Organi¬ 
sation, die als Internationale Recher¬ 
chenbehörde oder als mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragte Behörde anerkannt ist, wird als 
Beobachter zur Versammlung zugelas¬ 
sen. 

(9) Ubersteigt die Zahl der Ver¬ 
tragsstaaten vierzig, so bildet die Ver¬ 
sammlung einen Exekutivausschuß. 
Jede Bezugnahme in diesem Vertrag 
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CoaimiiIrr i:i thi> Ti» «.i• \ uu.l ihr Rey- 
a!ntion> shall be ror.sliurd as lote: 
eines to such Committee once ;* hu- 
bocn established. 

(10) L'ntil the Executive Committee 
has been established, the Assembly 
shall approve, within the limits of the 
prograni and triennial budget, the an- 
nual programs and budgets prepared 
by the Director General. 

(11) (a) Until the Executive Com¬ 
mittee has been established, the As¬ 
sembly shall meet once in every 
calendar year in ordinary session 
upon convocation by the Director 
General and, in the absence of ex- 
ceptional circumstances, during the 
same period and at the same place as 
the Coordination Committee of the 
Organization. 

(b) Once the Executive Com¬ 
mittee has been established, the As¬ 
sembly shall meet once only in every 
third calendar year in ordinary Ses¬ 
sion upon convocation by the Director 
General and, in the absence of ex- 
ceptional circumstances, during the 
same period and at the same place as 
the General Assembly of the Organi¬ 
zation. 

(c) The Assembly shall meet in 
extraordinary session upon convoca¬ 
tion by the Director General, at the 
request of the Executive Committee, 
or at the request of one-fourth of the 
Contracting States. 

(12) The Assembly shall adopt its 
own rules of procedure. 

Article 54 

Executive Committee 

(1) When the Assembly has estab¬ 
lished an Executive Committee, that 
Committee shall be subject to the 
provisions set forth hereinafter. 

(2) (a) The Executive Committee 
shall, subject to Article 57 (8), consist 
of States elected by the Assembly 
from among States members of the 
Assembly. 

(b) The Government of each 
State member of the Executive Com¬ 
mittee shall be represented by one 
delegate, who may be assisted by 
alternate delegates, advisors, and ex- 
perts, 

(3) The number of States members 
of the Executive Committee shall cor- 
respond to one-fourth of the number 
of States members of the Assembly. 
In estublishing the number of seats 
to he lilled. iemaiiulers after division 
by four shall be disregarded. 

(4) In electing the members of the 
Executive Committee, the Assembly 


dans le present traite ou dans Je reyh- 
numt d exerution vise i epoque ou ce 
comite aura ete etabli. 

10) Jusqu'ä l'etablissement du Co¬ 
mite executif, l'Assemblee se pronon- 
ce, dans les limites du Programme et 
du budget triennal, sur les program- 
mes et budgets annuels prepares par 
le Directeur general. 

11) a) Jusqu’a l'etablissement du 
Comite executif, l'Assemblee se reunit 
une fois tous les ans en session ordi- 
naire, sur convocation du Directeur 
general et, sauf cas exceptionnels, 
pendant la meine periode et au meme 
lieu que le Comite de coordination 
de l'Organisation. 


b) Apres l'etablissement du Co¬ 
mite executif, l'Assemblee se reunira 
une fois tous les trois ans en session 
ordinaire, sur convocation du Direc¬ 
teur general et, sauf cas exception¬ 
nels, pendant la meme periode et au 
meme lieu que l'Assemblee generale 
de l'Organisation. 


c) L'Assemblee se reunit en ses¬ 
sion extraordinaire sur convocation 
adressee par le Directeur general, ä la 
demande du Comite executif ou ä la 
demande d‘un quart des Etats con- 
tractants. 

12) L'Assemblee adopte son regie¬ 
ment Interieur. 

Article 54 
Comite executif 

1) Lorsque l'Assemblee aura etabli 
un Comite executif, il sera soumis 
aux dispositions suivantes. 

2) a) Sous reserve de I'article 57.8), 
le Comite executif est compose des 
Etats elus par l'Assemblee parmi les 
Etats membres de celle-ci. 

b) Le gouvernement de chaque 
Etat membre du Comite executif est 
represente par un delegue, qui peut 
etre assiste de suppleants, de conseil- 
lers et d'experts. 

3) Le nombre des Etats membres 
du Comite executif correspond au 
()uart du nombre des Etats membres 
de l'Assemblee. Dans le calcul des 
siegos a pourvoir, le roste subsistant 
apres la division par quatre n'est pas 
pris en consideration. 

4) Lors de l'election des membres 
du Comite execulit, l'Assemblee tient 


und der Ausfuhr uncjsoiduuuq <ml dcvi 
ExekutiVoiissf hiili isl als l<< /.uy nah me 
auf den Exekut i vausschul» nach seinei 
Bildung zu verstehen. 

(1U) Bis zur Bildung des Exekutiv¬ 
ausschusses stellt die Versammlung 
im Rahmen des Programms und des 
Dreijahres-1 laushaltsplans die vom 
Generaldirektor vorbereiteten Jahres¬ 
programme und Jahresbaushaltsplänc 
auf. 

(11) a) Bis zur Bildung des Exeku¬ 
tivausschusses tritt die Versammlung 
einmal in jedem Kalenderjahr nach 
Einberufung durch den Generaldirek¬ 
tor zu einer ordentlichen Tagung zu¬ 
sammen, und zwar, abgesehen von 
außergewöhnlichen Fällen, zu dersel¬ 
ben Zeit und an demselben Ort wie 
der Koordinierungsausschuß der Or¬ 
ganisation. 

b) Nach Bildung des Exekutiv¬ 
ausschusses tritt die Versammlung 
nach Einberufung durch den General¬ 
direktor alle drei Jahre einmal zu 
einer ordentlichen Tagung zusammen, 
und zwar, abgesehen von außerge¬ 
wöhnlichen Fällen, zu derselben Zeit 
und an demselben Ort wie die Gene¬ 
ralversammlung der Organisation. 

c) Die Versammlung tritt nach 
Einberufung durch den Generaldirek¬ 
tor zu einer außerordentlichen Tagung 
zusammen, wenn der Exekutivaus¬ 
schuß (nach seiner Bildung) oder ein 
Viertel der Vertragsstaaten es ver¬ 
langt. 

(12) Die Versammlung gibt sich 
eine Geschäftsordnung. 


Artikel 54 

Der Exekutivausschuß 

(1) Der Exekutivausschuß unterliegt 
nach seiner Bildung durch die Ver¬ 
sammlung den nachfolgenden Bestim¬ 
mungen. 

(2) a) Vorbehaltlich des Artikels 57 
Absatz 8 setzt sich der Exckutivaus- 
schuß aus den von der Versammlung 
aus dem Kreis ihrer Mitgliedstaaten 
gewählten Staaten zusammen. 

b) Die Regierung jedes Mit¬ 
gliedstaats des Exekutivausschusscs 
wird durch einen Delegierten vertre¬ 
ten, der von Stellvertretern, Beratern 
und Sachverständigen unterstützt 
werden kann. 

(3) Die Zahl der Mitgliedstaaten des 
Exekutivausschusscs entspricht einem 
Viertel der Zahl der Mitgliedstaaten 
der Versammlung. Bei der Berechnung 
der zu vergebenden Sitze wird der 
nach Teilung durch vier verbleibende 
Rest nicht berücksichtigt. 

(4) Bei der Wahl der Mitglieder des 
Exekutivaussrliusses trägt die Vei- 
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shall have due icgaid to an equitable 
geographical dislribulion. 

(5) (a) Eacli member of the Execu¬ 
tive Committee shall serve fiom the 
close of the session of the Assembly 
which elected it to the close of the 
next ordinary session of the As¬ 
sembly. 

(b) Members of the Executive 
Committee may be re-elected but only 
up to a maximum of two-thirds of 
such members. 

(c) The Assembly shall estab- 
lish the details of the rules governing 
the election and possible re-election 
of the members of the Executive Com¬ 
mittee. 

(6) (a) The Executive Committee 
shall: 

(i) prepare the draft agenda of the 
Assembly; 

(ii) submit proposals to the Assembly 
in respect of the draft program 
and triennial budget of the Union 
prepared by the Director Gener¬ 
al; 

(iii) approve, within the limits of the 
program and triennial budget, the 
specific yearly budgets and prog- 
rams prepared by the Director 
General; 

(iv) submit, with appropriate com- 
ments, to the Assembly the 
periodical reports of the Director 
General and the yearly audit re¬ 
ports on the accounts; 

(v) take all necessary measures to 
ensure the execution of the prog¬ 
ram of the Union by the Direc¬ 
tor General, in accordance with 
the decisions of the Assembly 
and having regard to circum- 
stances arising between two 
ordinary sessions of the Assem¬ 
bly; 

(vi) perform such other functions as 
are allocated to it under this 
Treaty. 

(b) With respect to matters 
which are of interest also to other 
Unions administered by the Organi¬ 
zation, the Executive Committee shall 
make its decisions after having heard 
the advice of the Coordination Com¬ 
mittee of the Organization. 

(7) (a) The Executive Committee 
shall meet once a year in ordinary 
session upon convocalion by the 
Director General, preferably during 
the same period and at the same place 
as the Coordination Committee of the 
Organization. 

(b) The Executive Committee 
shall meet in extraordinary session 
upon convocalion by the Director 
General, either on bis own initiative 


compte d’une repartition geographi- 
que equitable. 

5) a) Les membres du Comite exe- 
cutif resten! en fonctions ä paitir de 
la clöture de la session de l'Assem- 
blee au cours de laquelle ils ont ete 
elus jusqu’au terme de la session ordi- 
naire suivante de l'Assemblee. 

b) Les membres du Comite exe- 
cutif sont reeligibles dans la limite 
maximale des deux tiers d'entre eux. 

c) L'Assemblee regiemente les 
modalites de l’election et de la reelec- 
tion eventuelle des membres du Co¬ 
mite executif. 

6) a) Le Comite executif: 

i) prepare le projet d'ordre du jour 
de l’Assemblee; 

ii) soumet ä l'Assemblee des propo- 
sitions relatives aux projets de 
Programme et de budget triennal 
de l'Union prepares par le Direc- 
teur general; 

iii) se prononce, dans les limites du 
Programme et du budget triennal, 
sur les programmes et budgets an- 
nuels prepares par le Directeur 
general; 

iv) soumet ä l’Assemblee, avec les 
commentaires appropriös, les rap- 
ports periodiques du Directeur ge¬ 
neral et les rapports annuels de 
verification des comptes; 

v) prend toutes mesures utiles en vue 
de 1‘execution du Programme de 
l'Union par le Directeur general, 
conformement aux decisions de 
l’Assemblee et en tenant compte 
des circonstances survenant entre 
deux sessions ordinaires de ladite 
Assemblee; 

vi) s acquitte de toutes autres taches 
qui lui sont attribuees dans le ca- 
dre du present traite. 

b) Sur les questions qui Interes¬ 
sent egalement d'autres unions ad- 
ministrees par l’Organisation, le Co¬ 
mite executif Statue apres avoir pris 
connaissance de l'avis du Comite de 
coordination de l’Organisation. 

7) a) Le Comite executif se reunit 
une fois par an en session ordinaire, 
sur convocation du Directeur general, 
autant que possible pendant la meme 
periode et au meme lieu que le Co¬ 
mite de coordination de l'Organisa- 
tion. 

b) Le Comite executif se reunit 
en session extraordinaire sur convo¬ 
cation adressee par le Directeur gene¬ 
ral soit ä l'initiative de celui-ci, soit 


Sammlung einer angemessenen geo¬ 
graphischen Verteilung Rechnung. 

(5) a} Die Mitglieder des Exekutiv¬ 
ausschusses üben ihr Amt vom Schluß 
der Tagung der Versammlung, in 
deren Verlauf sie gewählt worden 
sind, bis zum Ende der darauffolgen¬ 
den ordentlichen Tagung der Ver¬ 
sammlung aus. 

b) Höchstens zwei Drittel der 
Mitglieder des Exekutivausschusses 
können wiedergewählt werden. 

c) Die Versammlung regelt die 
Einzelheiten der Wahl und der etwai¬ 
gen Wiederwahl der Mitglieder des 
Exekutivausschusses. 

(6) a) Der Exekutivausschuß 

i) bereitet den Entwurf der Tages¬ 
ordnung der Versammlung vor; 

ii) unterbreitet der Versammlung 
Vorschläge zu den vom General¬ 
direktor vorbereiteten Entwürfen 
des Programms und des Dreijah- 
res-Haushaltsplans des Verbands; 

iii) stellt im Rahmen des Programms 
und des Dreijahres-Haushaltsplans 
die vom Generaldirektor vorbe¬ 
reiteten Jahresprogramme und 
Jahreshaushaltspläne auf; 

iv) unterbreitet der Versammlung mit 
entsprechenden Bemerkungen die 
periodischen Berichte des Gene¬ 
raldirektors und die jährlichen 
Berichte der Rechnungsprüfung; 

v) trifft alle zweckdienlichen Maß¬ 
nahmen zur Durchführung des 
Programms des Verbands durch 
den Generaldirektor in Überein¬ 
stimmung mit den Beschlüssen der 
Versammlung und unter Berück¬ 
sichtigung der zwischen zwei 
ordentlichen Tagungen der Ver¬ 
sammlung eintretenden Umstände; 

vi) nimmt alle anderen Aufgaben 
wahr, die ihm im Rahmen dieses 
Vertrags übertragen werden. 

b) Uber Fragen, die auch für 
andere von der Organisation verwal¬ 
teten Verbände von Interesse sind, 
entscheidet der Exekutivausschuß 
nach Anhörung des Koordinierungs¬ 
ausschusses der Organisation. 

(7) a) Der Exekutivausschuß tritt 
nach Einberufung durch den General¬ 
direktor jedes Jahr einmal zu einer 
ordentlichen Tagung zusammen, und 
zwar möglichst zu derselben Zeit und 
an demselben Ort wie der Koordinie¬ 
rungsausschuß der Organisation. 

b) Der Exekutivausschuß tritt 
nach Einberufung durch den General¬ 
direktor zu einer außerordentlichen 
Tagung zusammen, entweder auf In- 
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or «it the requc-st ot its Chairman or 
nne-tourth ot its members. 


(8) (a) Each State member of the 
Executive Committee shall have one 
vote. 

(b) One-half of the members of 
the Executive Committee shall con- 
stitute a quorum. 

(c) Decisions shall be made by 
a simple majority of the votes cast. 

(d) Abstentions shall not be 
considered as votes. 

(e) A delegate may represent, 
and vote in the name of, one State 
only. 

(9) Contracting States not members 
of the Executive Committee shall be 
admitted to its meetings as observers. 
as well as any intergovernmental 
Organization appointed as Internation¬ 
al Searching or Preliminary Examin* 
ing Authority. 


(10) The Executive Committee shall 
adopt its own rules of procedure. 

Article 55 

International Bureau 

(1) Administrative tasks concerning 
the Union shall be performed by the 
International Bureau. 

(2) The International Bureau shall 
provide the secretariat of the various 
Organs of the Union. 

(3) The Director General shall be 
the chief executive of the Union and 
shall represent the Union. 

(4) The International Bureau shall 
publish a Gazette and other publica- 
tions provided for by the Regulations 
or required by the Assembly. 


(5) The Regulations shall specify 
the Services that national Offices shall 
perform in Order to assist the Inter¬ 
national Bureau and the International 
Searching and Preliminary Examining 
Authorities in earrying out their tasks 
under this Treaty. 


(6) The Director General and any 
staff member designated by him shall 
participate, without the right to vote, 
in all meetings of the Assembly, the 
Executive Committee and any other 
Committee or working group estab- 
lished under this Treaty or the Reg- 
ulations. The Director General, or a 
staff member designated by him, shall 
be ex officio secretary of these bodies. 


a la demande de son president ou 
d im quart de so* membres. 


8) a) Chaque Etat membre du Co- 
mite executif dispose d une voix. 

b) La moitie des Etats membres 
du Comite executif constitue le quo¬ 
rum. 

c) Les decisions sont prises ä la 
majorite simple des votes exprimes. 

d) L abstention n'est pas consi- 
deree comme un vote. 

e) Un delegue ne peut represen- 
ter qu’un seul Etat et ne peut voter 
qu’au nom de celui-ci. 

9) Les Etats contractants qui ne 
sont pas membres du Comite executif 
sont admis ä ses reunions en qualite 
d'observateurs, de meme que tou- 
te Organisation intergouvernementale 
nommee en tant qu’administration 
chargee de la recherche internationale 
ou en tant qu’administration chargee 
de lexamen preliminaire internatio¬ 
nal. 

10) Le Comite executif adopte son 
regiement interieur. 

Article 55 

Bureau international 

1) Les täches administratives incom- 
bant ä l’Union sont assurees par le 
Bureau international. 

2) Le Bureau international assure le 
secretariat des divers Organes de 
l’Union. 

3) Le Directeur general est le plus 
haut fonctionnaire de l’Union et la 
represente. 

4) Le Bureau international publie 
une gazette et les autres publications 
indiquecs par le regiement d'execu- 
tion ou l'Assemblee. 


5) Le regiement d'execution precise 
les Services que les Offices nationaux 
doivent rendre en vue d'assister le 
Bureau international, les administra- 
tions chargees de la recherche inter¬ 
nationale et les administrations char¬ 
gees de i'examen preliminaire inter¬ 
national ä accomplir les täches pre- 
vues par !e present traite. 

6) Le Directeur general et tout mem¬ 
bre du personnel designe par lui pren- 
nent pari, sans droit de vote, ä toutes 
les reunions de l’Assemblee, du Comi¬ 
te executif et de tout autre comite 
ou groupe de travail etabli en applica- 
lion du present traite ou du regiement 
d'execution. Le Directeur general, ou 
un membre du personnel designe par 
lui, est doffice secretaire de ces Or¬ 
ganes. 


itiative des Generaldirektors oder 
wenn der Vorsitzende oder ein Viertel 
der Mitglieder des Exekutivausschus¬ 
ses es verlangt. 

(8) a) Jeder Mitgliedstaat des Exe¬ 
kutivausschusses verfügt über eine 
Stimme. 

b) Die Hallte der Mitglieder des 
Exekutivausschusses bildet das Quo¬ 
rum. 

c) Die Beschlüsse werden mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefaßt. 

d) Stimmenthaltung gilt nicht 
als Stimmabgabe. 

e) Ein Delegierter kann nur 
einen Staat vertreten und nur in des¬ 
sen Namen abstimmen. 

(9) Die Vertragsstaaten, die nicht 
Mitglied des Exekutivausschusses 
sind, sowie zwischenstaatliche Or¬ 
ganisationen, die als Internationale 
Recherchenbehörden und als mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragte Behörden eingesetzt sind, 
werden zu den Sitzungen des Exeku¬ 
tivausschusses als Beobachter zuge¬ 
lassen. 

(10) Der Exekutivausschuß gibt sich 
eine Geschäftsordnung. 

Artikel 55 

Das Internationale Büro 

(1) Die Verwaltungsaufgaben des 
Verbands werden vom Internationalen 
Büro wahrgenommen. 

(2) Das Internationale Büro besorgt 
das Sekretariat der verschiedenen 
Organe des Verbands. 

(3) Der Generaldirektor ist der 
höchste Beamte des Verbands und 
vertritt den Verband. 

(4) Das Internationale Büro gibt ein 
Blatt sowie die anderen Veröffent¬ 
lichungen heraus, die in der Ausfüh¬ 
rungsordnung vorgesehen sind oder 
von der Versammlung angeordnet 
werden. 

(5) Die Ausführungsordnung be¬ 
stimmt, welche Leistungen die na¬ 
tionalen Ämter erbringen, um das 
Internationale Büro, die Internationa¬ 
len Recherchenbehörden und die mit 
der internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung beauftragten Behörden bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem 
Vertrag zu unterstützen. 

(6) Der Generaldirektor und die von 
ihm bestimmten Mitglieder des Perso¬ 
nals nehmen ohne Stimmrecht an 
allen Sitzungen der Versammlung so¬ 
wie aller Ausschüsse und Arbeits¬ 
gruppen teil, die nach diesem Vertrag 
und der Ausführungsordnung gebildet 
werden. Der Generaldirektor oder ein 
von ihm bestimmtes Mitglied des Per¬ 
sonals ist von Amts wogen Sekretär 
dieser Organe. 
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(7) (a) The International Bureau 
shall, in accordance with the direc- 
tions of the Assembly and in Coopera¬ 
tion with the Executive Committee, 
make the prcparations for the revision 
Conferences. 

(b) The International Bureau 
may consult with intergovernmental 
and international non-governmental 
organizations concerning preparations 
for revision Conferences. 

(c) The Director General and 
persons designated by him shall take 
part, without the right to vote, in the 
discussions at revision Conferences. 

(8) The International Bureau shall 
carry out any other tasks assigned to 
it. 

Article 56 

Committee for Technical Cooperation 

(1) The Assembly shall establish a 
Committee for Technical Cooperation 
(referred to in this Article as "the 
Committee"). 

(2) (a) The Assembly shall deter- 
mine the composition of the Commit¬ 
tee and appoint its members, with due 
regard to an equitable representation 
of developing countries. 

(b) The International Searching 
and Preliminary Examining Authori- 
ties shall be ex officio members of 
the Committee. In the case where 
such an Authority is the national Of¬ 
fice of a Contracting State, that State 
shall not be additionally represented 
on the Committee. 

(c) If the number of Contracting 
States so allows, the total number of 
members of the Committee shall be 
more than double the number of ex 
officio members. 

(d) The Director General shall, 
on his own initiative or at the request 
of the Committee, invite representa- 
tives of interested organizations to 
participate in discussions of interest 
to them. 

(3) The aim of the Committee shall 
be to contribute, by advice and rec- 
ommendations: 

(i) to the constant improvement of 
the Services provided for under 
this Treaty, 

(ii) to the securing, so long as there 
are several International Search¬ 
ing Authorities and several Inter¬ 
national Preliminary Examining 
Authorities, of the maximum 
degree of uniformity in their doc- 
umentation and working meth- 
ods and the maximum degree of 
uniformly high quality in their 
reports, and 


7) a) Le Bureau international pre- 
pare los Conferences de revision seien 
les dircctives de l'Assemblee et en 
Cooperation avec le Comite executif. 


b) Le Bureau international peut 
consulter des organisations inter- 
gouvernementales et internationales 
non gouvernementales sur la prepara- 
tion des Conferences de revision. 

c) Le Directeur general et les 
personnes designees par lui prennent 
part, sans droit de vote, aux delibera- 
tions dans les Conferences de revi¬ 
sion. 

8) Le Bureau international execute 
toutes autres täches qui lui sont attri- 
buees. 

Article 56 

Comite de Cooperation technique 

1) L'Assemblee etablit un Comite de 
Cooperation technique (denommö dans 
le present article «le Comite»). 

2) a) L'Assemblee determine la com¬ 
position du Comite et en nomme les 
membres, compte tenu d'une represen¬ 
tation equitable des pays en voie de 
developpement. 

b) Les administrations chargees 
de la recherche internationale ou de 
l’examen preliminaire international 
sont ex officio membres du Comite. 
Lorsqu'une teile administration est 
l'office national d un Etat contractant, 
celui-ci ne peut avoir d’autre repre¬ 
sentation au Comite. 

c) Si le nombre des Etats con- 
tractants le permet, le nombre total 
des membres du Comite est superieur 
au double du nombre des membres 
ex officio. 

d) Le Directeur general, de sa 
propre initiative ou ä la requete du 
Comite, invite des representants des 
organisations interessees ä prendre 
part aux discussions qui les Interes¬ 
sent. 

3) Le Comite a pour but de contri- 
buer, par le moyen d'avis et de re- 
commandations: 

i) ä ameiiorer constamment les Ser¬ 
vices prevus par le present traitej 

ii) ä obtenir, tant qu'il y a plusieurs 
administrations chargees de la re¬ 
cherche internationale et plusieurs 
administrations chargees de l’exa- 
men preliminaire international, 
que leur documentation et leurs 
methodes de travail soient aussi 
uniformes que possibie et que 
leurs rapports soient uniforme- 
ment de la plus haute qualite pos¬ 
sibie; 


(7) <i) Das Internationale Büro be¬ 
reitet in Cboreinstimmuiig mH den 
Anweisungen der Versammlung und 
in Zusammenarbeit mit dem Exekutiv¬ 
ausschuß die Revisionskonforen/.en 
vor. 

b) Das Internationale Büro kann 
bei der Vorbereitung der Revisions¬ 
konferenzen zwischenstaatliche sowie 
internationale nichtstaatliche Organi¬ 
sationen konsultieren. 

c) Der Generaldirektor und die 
von ihm bestimmten Personen nehmen 
ohne Stimmrecht an den Beratungen 
der Revisionskonferenzen teil. 

(8) Das Internationale Büro nimmt 
alle anderen Aufgaben wahr, die ihm 
übertragen werden. 

Artikel 56 
Der Ausschuß 

für technische Zusammenarbeit 

(1) Die Versammlung bildet einen 
Ausschuß für technische Zusammen¬ 
arbeit (in diesem Artikel als „Aus¬ 
schuß" bezeichnet). 

(2) a) Die Versammlung bestimmt 
die Zusammensetzung des Ausschus¬ 
ses und ernennt seine Mitglieder; 
hierbei ist einer angemessenen Ver¬ 
tretung der Entwicklungsländer Rech¬ 
nung zu tragen. 

b) Die Internationalen Recher¬ 
chenbehörden und die mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragten Behörden sind von Amts 
wegen Mitglieder des Ausschusses. 
Ist eine solche Behörde das nationale 
Amt eines Vertragsstaats, so darf die¬ 
ser Staat in dem Ausschuß nicht zu¬ 
sätzlich vertreten sein. 

c) Sofern die Zahl der Vertrags¬ 
staaten dies gestattet, soll die Gesamt¬ 
zahl der Ausschußmitglieder mehr als 
doppelt so groß sein wie die Zahl der 
Mitglieder von Amts wegen. 

d) Der Generaldirektor lädt auf 
eigene Initiative oder auf Antrag des 
Ausschusses Vertreter von interes¬ 
sierten Organisationen ein, an den 
Erörterungen, die sie interessieren, 
teilzunehmen. 

(3) Der Ausschuß hat die Aufgabe, 
durch Rat und Empfehlungen dazu 
beizutragen, 

i) daß die in diesem Vertrag vorge¬ 
sehenen Dienste ständig verbes¬ 
sert werden, 

ii) daß bei Vorhandensein mehrerer 
Internationaler Recherchenbehör- 
den und mehrerer mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragten Behörden der höchst¬ 
mögliche Grad an Einheitlichkeit 
im Prüfstoff und in den Arbeits¬ 
methoden und ein einheitlich 
hoher Stand der Berichte gewähr¬ 
leistet werden und 



710 


Bundesyv’U'tzbldM, Jahrgang 197«>, Teil II 


(,n i on the initidtivt* oi the Assembly 
or the Executive Committee, to 
the solution ot the technical 
Problems specifically involved in 
the eslablishment oi a single In¬ 
ternational Searching Authority. 

(4) Any Contracting State and any 
intevested international Organization 
may approach the Committee in wril- 
ing on questions which fall within the 
competence of the Committee. 

(5) The Committee may address its 
advice and recommendations to the 
Director General or, through him, to 
the Assembly, the Executive Commit¬ 
tee, all or some of the International 
Searching and Preliminary Examining 
Authorities, and all or some of the 
receiving Offices. 


(6) (a) In any case, the Director 
General shall transmit to the Execu¬ 
tive Committee the texts of all the 
advice and recommendations of the 
Committee. He may comment on such 
texts. 

(b) The Executive Committee 
may express its views on any advice, 
recommendation, or other activity of 
the Committee, and may invite the 
Committee to study and report on 
questions falling within its compe¬ 
tence. The Executive Committee may 
submit to the Assembly, with appro- 
priate comments, the advice, recom¬ 
mendations and report of the Com¬ 
mittee. 

(7) Until the Executive Committee 
has been established, references in 
paragraph (6) to the Executive Com¬ 
mittee shall be construed as refer¬ 
ences to the Assembly. 

(8) The details of the procedure of 
the Committee shall be governed by 
the decisions of the Assembly. 

Article 57 
Finances 

(1) (a) The Union shall have a 
budget. 

(b) The budget of the Union 
shall include the income and expenses 
proper to the Union and its contribu- 
tion to the budget of expenses com¬ 
mon to the Unions administered by 
the Organization. 

(c) Expenses not attributable 
exclusively to the Union but also to 
one or more other Unions adminis¬ 
tered by the Organization shall be 
considered as expenses common to 
the Unions. The share of the Union in 
such common expenses shall be in 
Proportion to the intcrest the Union 
has in thom. 


ili) sur 1 jnviiation de I Astern bl ec uu 
du Comite executif, <i resoudro les 
problemcs terhniques speciale- 
ment poses par l'instilution d une 
seule udministration charnee de la 
rechcrehe internationale. 

4) Tout Etat contractant et toute 
Organisation internationale interessee 
peuvent saisir lc Comite, par ecrit, de 
questions de sa competence. 


5) Le Comite peut adresser ses avis 
et ses recommandations au Directeur 
general ou, par l'intermediaire de ce 
dernier, a l'Assemblee, au Comite exe¬ 
cutif, ä toutes les administrations 
chargees de la recherche internatio¬ 
nale ou de l'examen preliminaire in¬ 
ternational ou ä certaines d’entre elles 
et ä tous les offices recepteurs ou ä 
certains d'entre eux. 

6) a) Le Directeur general remet 
dans tous les cas au Comite executif 
le texte de tous les avis et recom¬ 
mandations du Comite. II peut y join- 
dre ses commenlaircs. 

b) Le Comite executif peut ex- 
primer ses opinions quant ä tout avis 
ou recommandation ou ä toute autre 
activite du Comite et peut inviter ce 
dernier ä etudier des questions rele¬ 
vant de sa competence et ä faire rap- 
port a leur sujet. Le Comite executif 
peut soumettre ä l'Assemblee, avec 
des commentaires appropries, les avis, 
recommandations et rapports du Co¬ 
mite. 

7) Jusqu'ä letablissement du Comi¬ 
te executif, les references ä ce dernier 
qui figurent ä l alinea 6) sont conside- 
rees comme se rapportant ä l'Assem- 
blee. 

8) L'Assemblee arrete les details re- 
latifs ä la procedure du Comite. 

Article 57 
Finances 

1) a) L'Union a un budget. 

b) Le budget de l'Union com- 
prend les recettes et les depenses pro¬ 
pres ä l'Union ainsi que sa contribu- 
tion au budget des depenses commu- 
nes aux unions administrees par l'Or- 
ganisation. 

c) Sont considerees comme de¬ 
penses communes aux unions les de¬ 
penses qui ne sont pas attribuees ex- 
clusivement ä l'Union, mais egalement 
ä une ou plusieurs autres unions ad¬ 
ministrees par l'Organisation. La part 
de 1 Union dans cos depenses connnu- 
nes est proportionnelle ä i'interet que 
ces depenses presentent pour olle. 


in) aut Initiative der Versammlung 
«nler des Exekutivaussohusses — 
daß die technischen Probleme ge¬ 
löst worden, die sich in beson¬ 
derem Maße bei der Einsetzung 
einer einzigen Internationalen 
Recherchenbehörde stellen. 

(4) Jeder Vertragsstaat und jede 
interessierte internationale Organisa¬ 
tion kann sich schriftlich an den Aus¬ 
schuß mit Fragen wenden, die in den 
Zuständigkeitsbereich des Ausschus¬ 
ses fallen. 

(5) Der Ausschuß kann seinen Rat 
und seine Empfehlungen an den Gene¬ 
raldirektor oder durch diesen an die 
Versammlung, den Exekutivausschuß, 
alle oder einzelne Internationale Re¬ 
cherchenbehörden oder mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragten Behörden und an alle oder 
einzelne Anmeldeämter richten. 

(6) a) Der Generaldirektor übermit¬ 
telt dem Exekutivausschuß in allen 
Fällen den Wortlaut aller Ratschläge 
oder Empfehlungen des Ausschusses. 
Er kann hierzu Stellung nehmen. 

b) Der Exekutivausschuß kann 
sich zu dem Rat, der Empfehlung oder 
zu jeder anderen Maßnahme des Aus¬ 
schusses äußern und kann den Aus¬ 
schuß bitten, in dessen Aufgabenbe¬ 
reich fallende Fragen zu prüfen und 
über sie zu berichten. Der Exekutiv¬ 
ausschuß kann der Versammlung den 
Rat, die Empfehlungen und den Be¬ 
richt des Ausschusses mit sachdien¬ 
lichen Bemerkungen übermitteln. 

(7) Bis zur Bildung des Exekutiv¬ 
ausschusses gelten die in Absatz 6 
enthaltenen Bezugnahmen auf den 
Exekutivausschuß als Bezugnahme auf 
die Versammlung. 

(8) Die Einzelheiten des Verfahrens 
des Ausschusses werden durch Be¬ 
schlüsse der Versammlung bestimmt. 

Artikel 57 
Finanzen 

(1) a) Der Verband hat einen Haus¬ 
haltsplan. 

b) Der Haushaltsplan dos Ver¬ 
bands umfaßt die eigenen Einnahmen 
und Ausgaben des Verbands und des¬ 
sen Beitrag zum Haushaltsplan der 
gemeinsamen Ausgaben der Ver¬ 
bände, die von der Organisation ver¬ 
waltet werden. 

c) Als gemeinsame Ausgaben 
der Verbände gelten die Ausgaben, 
die nicht ausschließlich dem Verband, 
sondern auch einem oder mehreren 
anderen von der Organisation verwal¬ 
teten Verbänden zuzurochnen sind. 
Der Anteil des Verbands an diesen 
gemeinsamen Ausgaben ent spricht 
dem Interesse, das der Verband an ih¬ 
nen hat. 
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(2) The budget of the Union shall 
be established with due regard to the 
requirements of coordination with the 
budgets of the other Unions adminis- 
tercd by the Organization. 


(3) Subject to the provisions of 
paragraph (5), the budget of the Union 
shall be financed from the following 
sources: 

(i) fees and charges due for Services 
rendered by the International 
Bureau in relation to the Union; 

(ii) sale of, or royalties on, the publi- 
cations of the International 
Bureau concerning the Union; 

(iii) gifts, bequests, and subventions; 

(iv) rents, interests, and other miscel- 
laneous income. 

(4) The amounts of fees and charges 
due to the International Bureau and 
the prices of its publications shall be 
so fixed that they should, under nor¬ 
mal circumstances, be sufficient to 
cover all the expenses of the Inter¬ 
national Bureau connected with the 
administration of this Treaty. 

(5) (a) Should any financial year 
close with a deficit, the Contracting 
States shall, subject to the provisions 
of subparagraphs (b) and (c). pay con- 
tributions to cover such deficit. 

(b) The amount of the contribu- 
tion of each Contracting State shall 
be decided by the Assembly with due 
regard to the number of international 
applications which has emanated 
from each of them in the relevant 
year. 

(c) If other means of provi- 
sionally covering any deficit or any 
part thereof are secured, the Assem¬ 
bly may decide that such deficit be 
carried forward and that the Contract¬ 
ing States should not be asked to pay 
contributions. 

(d) If the financial Situation of 
the Union so permits, the Assembly 
may decide that any contributions 
paid under subparagraph (a) be reim- 
bursed to the Contracting States 
which have paid them. 

(e) A Contracting State which 
has not paid, within two years of the 
due date as established by the As¬ 
sembly, its contribution under sub¬ 
paragraph (b) may not exercise its 
right to vote in any of the organs of 
the Union. However, any organ of 
the Union may allow such a State to 
continue to exercise its right to vote 
in that organ so long as it is satisfied 
that the delay in payment is due to 


2) Le budget de l'Union est arrete 
compte tenu des exigences de coordi¬ 
nation avec les budgets des autres 
unions administrees par l'Organisa- 
tion. 


3) Sous reserve de l'alinea 5), le 
budget de l’Union est finance par les 
ressources suivantes: 

i) les taxes et sommes dues pour les 
Services rendus par le Bureau in¬ 
ternational au titre de l’Union; 

ii) le produit de la vente des publica¬ 
tions du Bureau international con- 
cernant l’Union et les droits affe- 
rents ä ces publications; 

iii) les dons, legs et subventions; 

iv) les loyers, interets et autres reve- 
nus divers. 

4) Le montant des taxes et sommes 
dues au Bureau international ainsi que 
le prix de vente de ses publications 
sont fixes de maniere ä couvrir nor¬ 
malement toutes les depenses occa- 
sionnees au Bureau international par 
l'administration du present traite. 


5) a) Si un exercice budgetaire se 
clöt avec un deficit, les Etats mem- 
bres, sous reserve des sous-alineas b) 
et c), versent des contributions afin 
de couvrir ce deficit. 

b) L'Assemblee arrete la contri¬ 
bution de chaque Etat contractant, 
en tenant düment compte du nombre 
des demandes internationales qui sont 
parvenues de chacun d'eux au cours 
de l’annee consid^ree. 


c) Si le deficit peut etre couvert 
provisoirement en tout ou en partie 
par d’autres moyens, l’Assemblee 
peut, dans cette mesure, decider de le 
reporter et de ne pas demander de 
contributions aux Etats contractants. 

d) Si la Situation financiere de 
l’Union le permet, l'Assemblee peut 
decider que toutes contributions ver- 
sees conformement au sous-alinea a) 
seront remboursees aux Etats con¬ 
tractants qui les ont versees. 

e) Si un Etat contractant n’a pas 
verse sa contribution selon le sous- 
alinea b) dans un delai de deux an- 
nees ä compter de la date ä laquelle 
eile etait exigible selon la decision de 
l'Assemblee, il ne peut exercer son 
droit de vote dans aucun des organes 
de l'Union. Cependant, tout organe de 
l’Union peut autoriser un tel Etat ä 
conserver lexercice de son droit de 
vote au sein dudit organe aussi long* 


(2) Der Haushaltsplan des Verbands 
wird unter Berücksichtigung der Not¬ 
wendigkeit seiner Abstimmung mit 
den Haushaltsplänen der anderen von 
der Organisation verwalteten Ver¬ 
bände aufgestellt. 

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 5 

umfaßt der Haushaltsplan des Ver¬ 
bands folgende Einnahmen; 

i) Gebühren und Beiträge für Dienst¬ 
leistungen des Internationalen 
Büros ira Rahmen des Verbands-, 

ii) Verkaufserlöse und andere Ein¬ 

künfte aus Veröffentlichungen des 
Internationalen Büros, die den 

Verband betreffen; 

iii) Schenkungen, Vermächtnisse und 
Zuwendungen; 

iv) Mieten, Zinsen und andere ver¬ 

schiedene Einkünfte. 

(4) Die Höhe der Gebühren und 
Beträge für Dienstleistungen des In¬ 
ternationalen Büros und die Preise für 
seine Veröffentlichungen werden so 
festgesetzt, daß sie unter normalen 
Umständen ausreichen, um alle Aus¬ 
gaben des Internationalen Büros im 
Zusammenhang mit der Verwaltung 
des Vertrags zu decken. 

(5) a) Schließt ein Rechnungsjahr 
mit einem Defizit ab, so haben die 
Mitgliedstaaten, vorbehaltlich der 
Buchstaben b und c, Zuschüsse zur 
Deckung dieses Defizits zu leisten. 

b) Die Höhe dieser Zuschüsse 
jedes Vertragsstaats wird von der 
Versammlung unter gebührender Be¬ 
rücksichtigung der Anzahl der inter¬ 
nationalen Anmeldungen, die in dem 
betreffenden Jahr in jedem dieser 
Staaten eingereicht werden, festge¬ 
setzt. 

c) Falls andere Möglichkeiten 
bestehen, ein Defizit oder einen Teil 
desselben vorläufig abzudecken, so 
kann die Versammlung beschließen, 
das Defizit vorläufig vorzutragen und 
die Vertragsstaaten nicht aufzufor¬ 
dern, Zuschüsse zu leisten, 

d) Falls die finanzielle Lage des 
Verbands es gestattet, kann die Ver¬ 
sammlung beschließen, daß nach 
Buchstabe a geleistete Zuschüsse den 
Vertragsstaaten, die sie geleistet 
haben, zurückgezahlt werden. 

e) Ein Vertragsstaat, welcher 
innerhalb von zwei Jahren nach dem 
Fälligkeitsdatum, das durch die Ver¬ 
sammlung festgelegt wurde, keine 
Zahlungen nach Buchstabe b vorge¬ 
nommen hat, kann sein Stimmrecht 
in irgendeinem Organ des Verbands 
nicht ausüben. Jedoch kann jedes Or¬ 
gan des Verbands einem solchen Staat 
die Ausübung des Stimmrechts in die¬ 
sem Organ weiterhin gestatten, falls 
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|()l II tlu: budget is nol adopted be- 
fore the beginning ol a new financial 
period, it shall be at the sanie level as 
the budget of the previous year, as 
provided in the financial regulations. 

(7) (a) The Union shall have a 
working Capital fund which shall be 
constituted by a single payment madc 
by each Contracting State. If the fund 
becomes insufficient, the Assembly 
shall arrange to increase it. If part of 
the fund is no longer needed, it shall 
be reimbursed. 

(b) The amount of the initial 
payment of each Contracting State to 
the said fund or of its participation 
in the increase thereof shall be de- 
cided by the Assembly on the basis 
of principles similar to those provided 
for under paragraph (5) (b). 

(c) The terms of payment shall 
be fixed by the Assembly on the pro- 
posal of the Director General and 
after it has heard the advice of the 
Coordination Committee of the Or¬ 
ganization. 

(d) Any reimbursement shall be 
proportionale to the amounts paid by 
each Contracting State, taking into ac- 
count the dates at which they were 
paid. 

(8) (a) In the headquarters agree- 
ment concluded with the State on the 
territory of which the Organization 
has its headquarters, it shall be pro¬ 
vided that, whenever the working 
capital fund is insufficient, such State 
shall grant advances. The amount of 
these advances and the conditions on 
which they are granted shall be the 
subject of separate agreements, in 
each case, between such State and the 
Organization. As long as it remains 
under the Obligation to grant ad¬ 
vances, such State shall have an ex 
officio seat in the Assembly and on 
the Executive Committee. 

(b) The State referred to in sub- 
paragraph (a) and the Organization 
shall each have the right to denounce 
the Obligation to grant advances, by 
written notification. Denunciation 
shall take effect three years after the 
end of the year in which it has been 
notified. 

(9) The auditing of the accounts 
shall be effected by one or more of 
the Contracting States or by external 
auditors, as provided in the financial 
regulations. They shall be designated, 
with their agreement by the Assem- 
hly. 
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l>) Dans 1 e cas mi le budget n'Csi 
pas adopte avant le clehut d un nouvel 
cxcrcice, le budget de l'annee prece- 
dente est reconduit selon les modali- 
tes prevues par le regiement finan- 
cier. 

7) a) L'Union possede un fonds de 
roulemenl constitue par un versement 
unique effectue par chaque Etat con- 
tractant. Si le fonds devient insuffi- 
sant, l’Assemblee prend les mesures 
necessaires a son augmentation. Si 
une partie de ce fonds n'est plus ne- 
cessaire, eile est remboursee aux 
Etats contractants. 

b) Le montant du versement ini¬ 
tial de chaque Etat contractant au 
fonds precite ou de sa participation ä 
l’augmentation de celui-ci est fixe par 
l'Assemblee sur la base de principes 
semblables ä ceux qui sont prevus a 
l'alinea 5) b). 

c) Les modalites de versement 
sont arretees par l'Assemblee sur pro- 
position du Directeur general et apres 
avis du Comite de coordination de 
l’Organisation. 

d) Tout remboursement est pro- 
portionnel aux montants verses par 
chaque Etat contractant, compte tenu 
des dates de ces versements. 


8) a) L'accord de siege conclu avec 
l'Etat sur le territoire duquel l'Orga- 
nisation a son siege prevoit que, si le 
fonds de roulement est insuffisant, cet 
Etat accorde des avances. Le montant 
de ces avances et les conditions dans 
lesquelles elles sont accordees font 
l’objet, dans chaque cas, d’accords se- 
pares entre l'Etat en cause et l'Orga- 
nisation. Aussi longtemps qu'il est 
tenu d'accorder des avances, cet Etat 
dispose ex officio d un siege ä l’As- 
semblee et au Comite executif. 


b) L'Etat vise au sous-alinea a) 
et l'Organisation ont chacun le droit 
de denoncer l'engagement d'accorder 
des avances moyennant notification 
par ecrit. La denonciation prend effet 
trois ans apres la fin de l'annee au 
cours de laquelle eile a etc notifiee. 

9) La verification des comptes est 
assuree, selon les modalites prevues 
par le regiement financier, pur un ou 
plusieurs Etats contractants ou par 
des contröleurs exterieurs. Ils sont, 
avec leur consentement, designes par 
l'Assemblee. 
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|ü| Wird der fluushulNplin null! 
vor Beginn eines neuen Rei.hnimgs- 
jahrs beschlossen, so wird der Haus¬ 
haltsplan des Vorjahrs nach Maßgabe 
der f'inanzvorschriften übernommen. 

(7) a) Der Verband hat einen Be- 
triebsmitlolfonds, der durch eine ein¬ 
malige Zahlung jedes Vertrngsstaats 
gebildet wird. Reicht der Fonds nicht 
mehr aus, so trifft die Versammlung 
Vorkehrungen, ihn zu erhöhen. Nicht 
mehr benötigte Teile des Fonds wer¬ 
den zurückcrstüttet. 

b) Die Hohe der erstmaligen 
Zahlung jedes Vertragsslaats zu die¬ 
sem Fonds oder sein Anteil an dessen 
Erhöhung wird von der Versammlung 
unter Zugrundelegung ähnlicher Ge¬ 
sichtspunkte wie die in Absatz 5 
Buchstabe b genannten bestimmt. 

cj Die Zahlungsbedingungen wor¬ 
den von der Versammlung auf Vor¬ 
schlag des Generaldirektors und nach 
Anhörung des Koordinierungsaus¬ 
schusses der Organisation festgesetzt. 

d) Rückerstattungen haben pro¬ 
portional im Verhältnis zu den Be¬ 
tragen zu stehen, die durch jeden 
Vertragsstaat eingezahlt worden sind, 
wobei der Zahlungszeitpunkt zu be¬ 
rücksichtigen ist. 

(8) a) In dem Abkommen über den 
Sitz, das mit dem Staat geschlossen 
wird, in dessen Hoheitsgebiet die Or¬ 
ganisation ihren Sitz hat, ist vorzu¬ 
sehen, daß dieser Staat Vorschüsse 
gewährt, wenn der Betriebsmittel¬ 
fonds nicht ausreicht. Die Höhe dieser 
Vorschüsse und die Bedingungen, 
unter denen sie gewährt werden, sind 
in jedem Fall Gegenstand besonderer 
Vereinbarungen zwischen diesem 
Staat und der Organisation. Solange 
dieser Staat verpflichtet ist, Vor¬ 
schüsse zu gewähren, hat er von Amts 
wegen einen Sitz in der Versamm¬ 
lung und im Exekutivausschuß. 

b) Der in Buchstabe a bezeich- 
nete Staat und die Organisation sind 
berechtigt, die Verpflichtung zur Ge¬ 
währung von Vorschüssen durch 
schriftliche Notifikation zu kündigen. 
Die Kündigung wird drei Jahre nach 
Ablauf des Jahres wirksam, in dem 
sie notifiziert worden ist. 

(9) Die Rechnungsprüfung wird 
nach Maßgabe der Finanzvorschriften 
von einem oder mehreren Ver- 
tragsstaaton oder von außenstehen¬ 
den Rechnungsprüfern vorgenommen. 
Diese werden mit ihrer Zustimmung 
von der Versammlung bestimmt. 
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Article 58 
Regulations 

(1) The Regulations annexed to this 
Treaty provide Rules: 

(1) concerning matters in respect of 
which this Treaty expressly 
refers to the Regulations or ex¬ 
pressly provides that they are or 
shall be prescribed, 

(ii) concerning any administrative re- 
quirements, matters, or proce- 
dures, 

(iii) concerning any details useful in 
the implementation of the pro* 
visions of this Treaty. 

(2) (a) The Assembly may amend 
the Regulations. 

(b) Subject to the provisions of 
paragraph (3), amendments shall re- 
quire three-fourths of the votes cast. 

(3) (a) The Regulations specify the 
Rules which may be amended 

(i) only by unanimous consent, or 


(ii) only if none of the Contracting 
States whose national Office acts 
as an International Searching or 
Preliminary Bxamining Authority 
dissents, and, where such Author¬ 
ity is an intergovernmental Or¬ 
ganization, if the Contracting 
State member of that Organization 
authorized for that purpose by the 
other member States within the 
competent body of such Organiza¬ 
tion does not dissent. 


(b) Exclusion, for the future, of 
any such Rules from the applicable 
requirement shall require the fulfill- 
ment of the conditions referred to in 
subparagraph (a) (i) or (a) (ii), respec- 
tively. 

(c) Inclusion, for the future, of 
any Rule in one or the other of the 
requirements referred to in subpara¬ 
graph (a) shall require unanimous 
consent. 

(4) The Regulations provide for the 
establishment, under the control of 
the Assembly, of Administrative 
Instructions by the Director General. 

(5) In the case of conflict between 
the provisions of the Treaty and those 
of the Regulations, the provisions of 
the Treaty shall prevail. 


Article 58 

Reglement d'execution 

1) Le regiement d'execution annexe 
au present traite contient des regles 
relatives: 

1) aux questions au sujet desquelles 
le present traite renvoie expresse¬ 
ment au regiement d'execution ou 
prevoit expressement qu'elies sont 
ou seront l’objet de prescriptions; 

ii) ä toutes conditions, questions ou 
procedures dordre administratif; 

iii) ä tous details utiles en vue de 
l'execution des dispositions du 
present traite. 

2) a) L'Assemblee peut modifier le 
regiement d'execution. 

b) Sous reserve de l'alinea 3), les 
modifications exigent la majorite des 
trois quarts des votes exprimes. 


3) a) Le regiement d'execution pre- 
cise les regles qui ne peuvent etre 
modifiees que: 

i) par d6cision unanime, ou 


ii) ä la condition qu'un desaccord ne 
soit manifeste ni par un des Etats 
contractants dont l’office national 
fonctionne en tant qu’administra- 
tion chargee de la recherche inter¬ 
nationale ou de l'examen prelimi- 
naire international, ni, lorsqu’une 
teile administration est une Organi¬ 
sation intergouvernementale, par 
l’Etat contractant membre de cette 
Organisation mandate ä cet effet 
par les autres Etats membres reu- 
nis au sein de l’organisme compe¬ 
tent de cette Organisation. 


b) Pour que l’une quelconque de 
ces regles puisse, ä l'avenir, etre 
soustraite aux exigences indiquees, il 
faut que les conditions mentionnees 
au sous-alinea a) i) ou a) ii), selon le 
cas, soient remplies. 

c) Pour qu'une regle quelconque 
puisse etre, ä l'avenir, incluse dans 
l’une ou l’autre des categories men¬ 
tionnees au sous-alinea a), un con- 
sentement unanime est necessaire. 

4) Le regiement d'execution prevoit 
que le Directeur general etablit des 
instructions administratives sous le 
contröle de l’Assemblee. 

5) En cas de divergence entre le 
texte du traite et celui du regiement 
d'execution, le premier fait foi. 
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Artikel 58 

Die Ausführungsordnung 

(1) Die diesem Vertrag beigefüglc 
Ausführungsordnung enthält Regeln 
über: 

i) Fragen, hinsichtlich derer der Ver¬ 
trag ausdrücklich auf die Ausfüh¬ 
rungsordnung verweist oder aus¬ 
drücklich vorsieht, daß sie vorge¬ 
schrieben sind oder vorgeschrie¬ 
ben werden, 

ii) verwaltungstechnische Erforder¬ 
nisse, Angelegenheiten oder Ver¬ 
fahren, 

iii) Einzelregelungen, die für die 
Durchführung des Vertrags zweck¬ 
mäßig sind. 

(2) a) Die Versammlung kann die 
Ausführungsordnung ändern. 

b) Vorbehaltlich des Absatzes 3 
erfordern Änderungen eine Mehrheit 
von drei Vierteln der abgegebenen 
Stimmen. 

(3) a) Die Ausführungsordnung be¬ 
stimmt Regeln, 

i) die nur durch einstimmigen Be¬ 
schluß geändert werden können 
oder 

ii) die nur geändert werden können, 
wenn kein Vertragsstaat dagegen 
stimmt, dessen nationales Amt als 
Internationale Recherchenbehörde 
oder als mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde tätig ist, und — falls die 
Aufgaben einer solchen Behörde 
durch eine zwischenstaatliche Or¬ 
ganisation wahrgenommen werden 
— wenn der dieser Organisation 
angehörende Vertragsstaat, der zu 
diesem Zweck von den anderen 
Mitgliedsstaaten in dem zuständi¬ 
gen Organ der Organisation er¬ 
mächtigt worden ist, nicht dage¬ 
gen stimmt. 

b) Der künftige Ausschluß einer 
solchen Regel von dem betreffenden 
Erfordernis bedarf der Einhaltung der 
hierfür in Buchstabe a Ziffer i oder 
Buchstabe a Ziffer ii jeweils vorge¬ 
sehenen Bedingungen. 

c) Die künftige Unterwerfung 
einer Regel unter das eine oder andere 
in Buchstabe a genannte Erfordernis 
bedarf einstimmiger Zustimmung. 

(4) Die Ausführungsordnung sieht 
den Erlaß von Verwaltungsvorschrif- 
ten durch den Generaldirektor unter 
Aufsicht der Versammlung vor. 

(5) Im Falle mangelnder Überein¬ 
stimmung zwischen den Bestimmun¬ 
gen des Vertrags und den Bestimmun¬ 
gen der Ausführungsordnung haben 
die Bestimmungen des Vertrags den 
Vorrang. 
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Chaptor YI 
Disputes 

Article 59 
Disputes 

Subject to Article 64 (5), any dis- 
pute between two or more Contract¬ 
ing States concerning the Interpreta¬ 
tion or application of this Treaty or 
the Regulations, not settled by nego- 
tiation, may, by any one of the States 
concerned, be brought before the In¬ 
ternational Court of Justice by ap¬ 
plication in conformity with the 
Statute of the Court, unless the States 
concerned agree on some other 
method of settlement. The Contracting 
State bringing the dispute before the 
Court shall inform the International 
Bureau; the International Bureau shall 
bring the matter to the attention of 
the other Contracting States. 


Chapter VII 

Revision and Amendment 
Article 60 

Revision of the Treaty 

(1) This Treaty may be revised from 
time to time by a special Conference 
of the Contracting States. 

(2) The convocation of any revision 
Conference shall be decided by the 
Assembly. 

(3) Any intergovernmental Organi¬ 
zation appointed as International 
Searching or Preliminary Examining 
Authority shall be admitted as ob- 
server to any revision Conference. 


(4) Articles 53 (5), (9) and (11), 54, 
55 (4) to (8), 56, and 57, may be a- 
mended either by a revision Confer¬ 
ence or according to the provisions 
of Article 61. 


Article 61 

Amendment of Certain Provisions 
of the Treaty 

(1) (a) Proposals for the amend- 
ment oF Articles 53(51, (9) and (11), 
54, 55 (4} to (8), 56, and 57, may be 
initiated by any State mcmber of the 
Assembly, by the Executive Commit¬ 
tee, or by the Director General. 

(b) Such proposals shall be com- 
municated by the Director General to 
the Contracting States at least six 
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Di f! eiends 

Article 59 
Differends 

Sous reserve de l article 64. 5), tout 
differend entre deux ou plusieurs 
Etats contractants concernant l'inter- 
pretation ou l’application du present 
traite et du regiement d'execution qui 
ne sera pas regle par voie de negocia- 
tion peut etre porte par Tun quel- 
conque des Etats en cause devant la 
Cour internationale de Justice par 
voie de requete conforme au Statut 
de la Cour, ä moins que les Etats 
en cause ne conviennent d'un autre 
mode de regiement. Le Bureau inter¬ 
national sera informe par l'Etat con- 
tractant requerant du differend soumis 
ä la Cour et en donnera connaissance 
aux autres Etats contractants. 


Chapitre VII 
Revision et modifications 

Article 60 
Revision du lrait4 

1) Le present traite peut etre sou¬ 
mis ä des revisions periodiques, par 
le moyen de Conferences speciales 
des Etats contractants. 

2) La convocation d'une Conference 
de revision est decidee par l'Assem* 
blee. 

3) Toute Organisation intergouver- 
nementale nommee en tant qu ad- 
ministration chargee de la recherche 
internationale ou en tant qu’adminis- 
tration chargee de l’examen prelimi- 
naire international est admise en qua- 
lite d'observateur ä toute Conference 
de revision. 

4) Les articles 53.5), 9) et 11), 54, 
55.4) ä 8), 56 et 57 peuvent etre modi¬ 
fies soit par une Conference de revi¬ 
sion, soit d’apres les dispositions de 
l article 61. 


Article 61 

Modification de certaines dispositions 
du traite 

1) a) Des propositions de modifica¬ 
tion des articles 53.5), 9 et 11), 54, 
55. 4) ä 8), 56 et 57 peuvent etre pre- 
sentees par tout Etat membre de VAs- 
semblee, par le Comite cxecutif ou 
par lc Directeur general. 

b) Ces propositions sont comniu- 
niquees par le Directeur general aux 
Etats contractants six mois au moins 


Kapitel VI 
Streitigkeiten 

Artikel 59 

Beilegung von Streitigkeiten 

Vorbehaltlich des Artikels 64 Ab¬ 
satz 5 kann jede Streitigkeit zwischen 
zwei oder mehreren Vertragsstaaten 
über die Auslegung oder die Anwen¬ 
dung des Vertrags oder der Ausfüh¬ 
rungsordnung, die nicht auf dem Ver¬ 
handlungsweg beigelegt wird, von 
jedem beteiligten Staat durch eine 
Klage, die gemäß dem Statut des 
Internationalen Gerichtshofs zu erhe¬ 
ben ist, vor den Internationalen Ge¬ 
richtshof gebracht werden, sofern die 
beteiligten Staaten nidit eine andere 
Regelung vereinbaren. Der Vertrags¬ 
staat, der die Streitigkeit vor den In¬ 
ternationalen Gerichtshof bringt, hat 
dies dem Internationalen Büro mitzu¬ 
teilen; dieses setzt die anderen Ver¬ 
tragsstaaten davon in Kenntnis. 

Kapitel VII 

Revision und Änderungen 

Artikel 60 

Revision des Vertrags 

(1) Dieser Vertrag kann von Zeit zu 
Zeit von einer besonderen Konferenz 
der Vertragsstaaten Revisionen unter¬ 
zogen werden. 

(2) Die Einberufung einer Revi¬ 
sionskonferenz wird von der Ver¬ 
sammlung beschlossen. 

(3) Jede zwischenstaatliche Organi¬ 
sation, die als Internationale Recher¬ 
chenbehörde oder als mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragte Behörde bestimmt worden ist, 
wird als Beobachter zu jeder Revi¬ 
sionskonferenz zugelassen. 

(4) Artikel 53 Absätze 5, 9 und 11, 
Artikel 54, Artikel 55 Absätze 4 bis 8, 
Artikel 56 und Artikel 57 können ent¬ 
weder durch eine Revisionskonferenz 
oder nach Artikel 61 geändert wer¬ 
den. 

Artikel 61 

Änderung einzelner Bestimmungen 
des Vertrags 

(1) a) Vorschläge für die Änderung 
der Artikel 53 Absätze 5, 9 und 11, 
Artikel 54, Artikel 55 Absätze 4 bis 8, 
Artikel 56 und Artikel 57 können von 
jedem Mitcjlledstaat der Versamm¬ 
lung, vom Exekutivausschuß oder vom 
Generaldirektor unterbreitet werden. 

b) Diese Vorschläge werden 
vom Generaldirektor mindestens 
sechs Monate, bevor sie in der Vor- 
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monUis in advancc o! their considera- 
tion by the Assembly. 

(2) (a) Amendments lo the Articles 
reierred to in paragraph (I) sliall be 
adopted by the Assembly. 

(b) Adoption shall require 
three-fourths of the votes cast. 

(3) (a) Any amendment to the Ar- 
ticles referred to in paragraph (1) 
shall enter into force one month after 
written notifications of acceptance, 
effected in accordance with their 
respective constilutional processes, 
have been received by the Director 
General from three-fourths of the 
States members of the Assembly at 
the time it adopted the amendment. 

(b) Any amendment to the said 
Articles thus accepted shall bind all 
the States which are members of the 
Assembly at the time the amendment 
enters into force, provided that any 
amendment increasing the financial 
obligations of the Contracting States 
shall bind only those States which 
have notified their acceptance of such 
amendment. 

(c) Any amendment accepted in 
accordance with the provisions of 
subparagraph (a) shall bind all States 
which become members of the Assem¬ 
bly after the date on which the 
amendment entered into force in ac¬ 
cordance with the provisions of sub¬ 
paragraph (a). 

Chapter VIII 
Final Provisions 

Arlicle 62 

Becoming Party to the Treaty 

(1) Any State member of the Inter¬ 
national Union for the Protection of 
Industrial Property may become party 
to this Treaty by: 

(i) signature followed by the deposit 
of an instrument of ratification, or 

(ii) deposit of an instrument of acces- 
sion. 

(2) Instruments of ratification or 
accession shall be deposited with the 
Director General. 

(3) The provisions of Article 24 of 
the Stockholm Act of the Paris Con¬ 
vention for the Protection of Indus¬ 
trial Property shall apply to this 
Treaty. 

(4) Paragraph (3) shall in no way be 
understood as implying the recogni- 
tion or tacit acceptance by a Contract¬ 
ing State of the faclual Situation con- 
cerning a territory to which this 
Treaty is rnade applicable by another 


avant d et re soumises a 1 examen de 
IAssemblee. 

2} a) Toute modifiration des articles 
vises a I'alinea 1) est adoptee par 
l’Assemblee. 

b) L'adoption requiert les trois 
quarts des votes exprimes. 

3) a) Toute modification des articles 
vises a I'alinea 1) entre en vigueur 
un mois apres la reception par Ie 
Directeur general des notifications 
ecrites d'acceptation, effectuee en 
conformite avec leurs regles constitu- 
tionnelles respectives, de la part des 
trois quarts des Etats qui etaient 
membres de l'Assemblee au moment 
oii la modification a ete adoptee. 

b) Toute modification de ces ar¬ 
ticles ainsi acceptee lie tous les Etats 
qui sont membres de l'Assemblee au 
moment oü la modification entre en 
vigueur, etant entendu que toute mo¬ 
dification qui augmente les obliga¬ 
tions financieres des Etats contrac- 
tants ne lie que ceux d’entre eux qui 
ont notifie leur acceptation de ladite 
modification. 

c) Toute modification acceptee 
conformement au sous-alinea a) lie 
tous les Etats qui deviennent mem¬ 
bres de l'Assemblee apres la date a 
laquelle la modification est entree en 
vigueur conformement au sous- 
alinea a). 


Chapitre VIII 
Clauses finales 

Article 62 

Modalites selon lesquelles les Etats 
peuvent devenir parties au traite 

1) Tout Etat membre de l'Union 
internationale pour la protection de 
la propriete industrielle peut devenir 
partie au present traite par: 

i) sa signature suivie du depöt d un 
instrument de ratification, ou 

ii) le depöt d un instrument d'adhe- 
sion. 

2) Les Instruments de ratification 
ou d'adhesion sont deposes aupres du 
Directeur general. 

3) Les disposilions de l'article 24 de 
l’Acte de Stockholm de la Convention 
de Paris pour la protection de la pro¬ 
priete industrielle s'appliquent au pre¬ 
sent traite. 

4) Lalinea 3) ne saurail en aucun 
cas etre interprete comme impliquant 
la reconnaissance ou l'acceptation ta- 
cite par lun quelconque des Etats 
contractants de la Situation de fait de 
tout territoire auquel le present traite 


Sammlung beraten weiden, den Yor- 
Iraysstaalen mitgefedf. 

(2) a) Änderungen der in Absatz 1 
genannten Artikel werden durch die 
Versammlung beschlossen. 

b) Der Beschluß erfordert drei 
Viertel der abgegebenen Stimmen. 

(3) a) Jede Änderung der in Ab¬ 
satz 1 genannten Artikel tritt einen 
Monat nach dem Zeitpunkt in Kraft, 
zu dem die schriftliche Notifikation 
der verfassungsmäßig zustande ge¬ 
kommenen Annahme des Änderungs¬ 
vorschlags von drei Vierteln der Mit¬ 
gliedstaaten der Versammlung im 
Zeitpunkt der Beschlußfassung beim 
Generaldirektor eingegangen sind. 

b) Jede auf diese Weise ange¬ 
nommene Änderung bindet alle Staa¬ 
ten, die im Zeitpunkt des Inkrafttre¬ 
tens der Änderung Mitglieder der 
Versammlung sind; jedoch bindet eine 
Änderung, die die finanziellen Ver¬ 
pflichtungen der Mitgliedstaaten er¬ 
weitert, nur die Staaten, die die An¬ 
nahme dieser Änderung notifiziert 
haben. 

c) Jede in Übereinstimmung mit 
Buchstabe a angenommene Änderung 
bindet alle Staaten, die nach dem 
Zeitpunkt, in dem die Änderung in 
Übereinstimmung mit Buchstabe a in 
Kraft getreten ist, Mitglieder der Ver¬ 
sammlung werden. 


Kapitel VIII 
Sdilußbestimmungen 

Artikel 62 

Möglichkeiten, 
Vertragspartei zu werden 

(1) Jeder Mitgliedstaat der Pariser 
Verbandsübereinkunft zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums kann Ver¬ 
tragspartei dieses Vertrags werden 
durch 

i) Unterzeichnung und nachfolgende 
Hinterlegung der Ratifikationsur¬ 
kunde oder 

ii) Hinterlegung einer Beitrittsur¬ 
kunde. 

(2) Die Ratifikations- oder Beitritts¬ 
urkunden werden beim Generaldirek¬ 
tor hinterlegt. 

(3) Artikel 24 der Stockholmer Fas¬ 
sung der Pariser Verbandsüberein¬ 
kunft zum Schutz des gewerblichen 
Eigentums ist auf diesen Vertrag an¬ 
zuwenden. 

(4) Absatz 3 darf nicht dahin ver¬ 
standen werden, daß er die Anerken¬ 
nung oder stillschweigende Hinnahme 
der tatsächlichen Lage eines Gebiets, 
auf das dieser Vertrag durch einen 
Vertragsstaat auf Grund des genann- 
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Contracting State by vir'ue of the suiti 
paragraph. 

Article 63 

Entry into Force of the Treaty 

(1) (a) Subject to the provisions of 
Paragraph (3), this Treaty shall enter 
into force three months after eight 
States have deposited their instru- 
ments of ratification or accession, 
provided that at least four of those 
States each fulfill any of the follow- 
ing conditions: 

(i) the number of applications filed 
in the State has exceded 40,000 
according to the most recent an- 
nual statistics published by the 
International Bureau, 

(ii) the nationals or residents of the 
State have filed at least 1,000 ap¬ 
plications in one foreign country 
according to the most recent an- 
nual statistics published by the 
International Bureau, 


(iii) the national Office of the State 
has received at least 10,000 ap¬ 
plications frora nationals or resi¬ 
dents of foreign countries accord¬ 
ing to the most recent annual 
statistics published by the Inter¬ 
national Bureau. 

(b) For the purposes of this 
Paragraph, the term "applications" 
does not include applications for 
Utility models. 

(2) Subject to the provisions of 
Paragraph (3), any State which does 
not become party to this Treaty upon 
entry into force under paragraph (l) 
shall become bound by this Treaty 
three months after the date on which 
such State has deposited its Instru¬ 
ments of ratification or accession. 

(3) The provisions of Chapter II and 
the corresponding provisions of the 
Regulations nnnexed to this Treaty 
shall become applicable, however, 
only on the date on which three 
States each of which fulfill at least 
one of the three requirements speci- 
fied in paragraph (1) have become 
party to this Treaty without declar- 
ing, as provided in Article 64 (1), that 
they do not intend to be bound by the 
provisions of Chapter II. That date 
shall not, however, be prior to that 
of the initial entry into force under 
paragraph (l). 

Article 64 
Reservations 

(1) (a) Any State may dcclare that 
it shall not be bound by the provi¬ 
sions of Chapter II. 


ost rendu applicable pur un autie 
Etat con:: >ic taut er, vertu dudit uli¬ 
ne a. 

Article 63 

Entree en vigueur du traite 

1) a) Sous reserve des dispositions 
de l'alinea 3), le present traite entre 
en vigueur trois mois apres que huit 
Etats ont depose leurs instruments de 
ratification ou dadhesion, ä condition 
que quatre au moins de ces Etats 
remplissent l’une des conditions sui- 
vantes: 

i) le nombre des demandes deposees 
dans 1‘Etat en cause est superieur 
a quarante mille selon les statis- 
tiques annuelles les plus recentes 
publiees par le Bureau internatio¬ 
nal; 

ii) les nationaux de l'Etat en cause 
ou les personnes qu.i y sont domi- 
ciliees ont, selon les statistiques 
annuelles les plus recentes pu¬ 
bliees par le Bureau international, 
depose dans un pays etranger au 
moins mille demandes; 


iii) l'office national de l'Etat en cause 
a recu de nationaux de pays etran- 
gers ou de personnes domiciliees 
dans de tels pays, selon les statis¬ 
tiques annuelles les plus recentes 
publiees par le Bureau internatio¬ 
nal, au moins dix mille demandes. 

b) Aux fins du present alinea, 
l'expression «demandes» n'englobe pas 
les demandes de modcles d utilite. 

2) Sous reserve de l'alinea 3), tout 
Etat qui ne devient pas partie au 
present traite au moment de l'entree 
en vigueur selon l'alinea 1) est lie 
par le present traite trois mois apres 
la date ä laquelle il a depose son 
Instrument de ratification ou d'adhe¬ 
sion. 

3) Les dispositions du chapitre II et 
les regles correspondantes du regie¬ 
ment d'execution annexe au present 
traite ne sont toutefois applicables 
qua la date a laquelle trois Etats 
remplissant l'unc au moins des condi¬ 
tions enumerees ä l'alinea 1) sont de- 
venus parlies au present traite sans 
declarer, selon l'article 64. 1), qu'ils 
n’entendent pas etre lies par les dis¬ 
positions du chapitre II. Cctte date ne 
peut toutefois etre anterieure ä celle 
de l'entree en vigueur initiale selon 
l'alinea 1). 

Article 64 
Reserve* 

1) a) Tout Etat peut declarer qu i! 
n'est pas lie par les dispositions du 
chapitre 11. 


ten \i>M<*7es au'-vimdbul |;t 

wird, deich ( inen andejm W: ?: 
staat ;n sich schließt. 

Artikel 63 

Inkrafttreten des Vertrags 

( 1 ) a) Vorbehaltlich des Absatzes 3 
tritt dieser Vertrag drei Monate nach 
dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem acht 
Staaten ihre Ratifikations- oder Bei- 
trittsurkunden hinterlegt haben, so¬ 
fern wenigstens vier dieser Staaten 
gesondert eine der nachfolgenden Be¬ 
dingungen erfüllen: 

i) die Zahl der in diesem Staat ein¬ 
gereichten Anmeldungen hat nach 
den jüngsten vom Internationalen 
Büro veröffentlichten Jahrcssta- 
tistiken 40 000 überschritten; 

ii) die Staatsangehörigen dieses Staa¬ 
tes oder die Personen mit Sitz 
oder Wohnsitz in diesem Staat 
haben nach den jüngsten vom 
Internationalen Büro veröffent¬ 
lichten Jahresstatistiken minde¬ 
stens 1 000 Anmeldungen in einem 
einzigen ausländischen Staat ein¬ 
gereicht; 

iii) das nationale Amt des Staates 
hat nach den jüngsten vom 
Internationalen Büro veröffent¬ 
lichten Jahresstatistiken mindestens 
10 000 Anmeldungen von Staats¬ 
angehörigen ausländischer Staaten 
oder Personen mit Sitz oder Wohn¬ 
sitz in diesen Staaten erhaltc-n. 

b) Für die Anwendung dieses 
Absatzes umfaßt der Begriff „Anmel¬ 
dungen" nicht Gebrauchsmusteran¬ 
meldungen. 

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 3 
tritt der Vertrag für jeden Staat, der 
nicht bei Inkrafttreten des Vertrags 
nach Absatz 1 Mitglied wird, drei Mo¬ 
nate nach Hinterlegung seiner Ratifi¬ 
kations- oder Beitrittsurkunde in 
Kraft, 

(3) Kapitel II und die sich darauf 
beziehenden Bestimmungen der die¬ 
sem Vertrag beigefügten Ausfüh¬ 
rungsordnung werden erst mit dem 
Tage anwendbar, zu dem drei Staa¬ 
ten, die jeder für sich wenigstens eine 
der in Absatz 1 genannten Bedingun¬ 
gen erfüllen, Mitglieder des Vertrags 
werden, ohne nach Artikel 64 Absatz I 
erklärt zu haben, daß Kapitel II für 
sie nicht verbindlich sein soll. Dieser 
Zeitpunkt darf jedoch nicht früher lie¬ 
gen als dei Zeitpunkt des ersten In¬ 
krafttretens des Vertrags nach Ab¬ 
satz 1. 

Artikel 64 

Vorbehalte 

(1) a) Jeder Staat kann erklären, 
daß Kapitel II für ihn nicht verbinde 
lirh sein soll. 
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(bj Stales making a doclaration 
under subparagraph (a) shall not be 
bound by the provisions of Chapter II 
and the corresponding provisions of 
the Rcgulations. 

(2) (a) Any State not having made 
a declaration under paragraph (1) (a) 
may declare that: 

(i) it shall not be bound by the pro¬ 
visions of Article 39 (1) with 
respect to the furnishing of a copy 
of the international application 
and a translation thereof (as pre- 
scribed), 

(ii) the Obligation to delay national 
Processing, as provided for under 
Article 40, shall not prevent 
publication, by or through its na¬ 
tional Office, of the international 
application or a translation there¬ 
of, it being understood, however, 
that it is not exempted from the 
limitations provided for in Arti- 
cles 30 and 38. 


(b) States making such a decla¬ 
ration shall be bound accordingly. 

(3) (a) Any State may declare that, 
as far as it is concerned, international 
publication of international applica- 
tions is not required. 

(b) Where, at the expiration of 
18 months from the priority date, the 
international application contains the 
designation only of such States as 
have made declarations under sub¬ 
paragraph (a), the international ap¬ 
plication shall not be published by 
virtue of Article 21 (2). 

(c) Where the provisions of sub¬ 
paragraph (b) apply, the international 
application shall nevertheless be 
published by the International Bureau: 

(i) at the request of the applicant, as 
provided in the Regulations, 

(ii) when a national application or a 
patent based on the international 
application is published by or on 
behalf of the national Office of 
any designated State having made 
a declaration under subpara¬ 
graph (a), promptly after such pub¬ 
lication but not before the expira¬ 
tion of 18 months from the priority 
date. 


(4) (a) Any State whose national 
law provides for prior art effect of its 
patents as from a date before publica¬ 
tion, but does not equate for prior 
art purposcs the priority date claimed 


b) Les Etats faisant uno declara¬ 
tion selon le sous-alinea a) ne sont 
pas lies par les dispositions du chapi- 
tre II et par les dispositions corres- 
pondantes du regiement d'execution. 

2) a) Tout Etat qui n’a pas fait une 
declaration selon l'alinea 1 a) peut de- 
clarer que: 

i) il n’est pas lie par les dispositions 
de l article 39. 1) concernant la re- 
mise d’une copie de la demande 
internationale et dune traduction 
(teile qu elle est exigee) de cette 
derniere; 

ii) l’obligation de suspendre le traite- 
ment national, figurant a l’arti- 
cle 40, n'empeche pas la publica¬ 
tion, par son office national ou par 
l'intermediaire de ce dernier, de la 
demande internationale ou d*une 
traduction de cette derniere, etant 
toutefois entendu que cet Etat 
n'est pas dispense des obligations 
prevues aux articles 30 et 38. 


b) Les Etats procedant ä une 
teile declaration ne sont lies qu'en 
consequence. 

3) a) Tout Etat peut declarer que, 
pour ce qui le concerne, la publication 
internationale de demandes inter¬ 
nationales n'est pas exigee. 

b) Lorsque, ä l'expiration d un 
delai de dix-huit mois ä compter de 
la date de priorite, la demande inter¬ 
nationale ne comporte que la designa¬ 
tion dEtats ayant fait des declara¬ 
tions selon le sous-alinea a), la de¬ 
mande internationale n'est pas publiee 
conformement ä l'article 21. 2). 

c) En cas d'application des dis¬ 
positions du sous-alinea b), la deman¬ 
de internationale est cependant publiee 
par le Bureau international: 

i) sur requete du deposant: confor¬ 
mement au regiement d'execution; 

ii) lorsqu'une demande nationale ou 
un brevet bases sur la demande 
internationale sont publies par 1‘of- 
fice national de tout Etat designe 
qui a fait une declaration selon le 
sous-alinea a) ou pour le compte 
d un tel Office: ä bref delai apres 
cette publication mais au plus tot 
dix-huit mois apres la date de prio¬ 
rite. 


4) a) Tout Etat dont la legislation 
nationale reconnait ä ses brevets un 
effet sur l'etat de la technique ä comp¬ 
ter d une date anterieure ä celle de la 
publication mais n'assimilc pas, aux 


b) Staaten, die eine Erklärung 
nacli Buchstabe a abgeben, worden 
durch die Bestimmungen des genann¬ 
ten Kapitels und durch die entspre¬ 
chenden Bestimmungen der Ausfüh¬ 
rungsordnung nicht gebunden. 

(2) a) Jeder Staat, der keine Erklä¬ 
rung nach Absatz 1 Buchstabe a ab¬ 
gegeben hat, kann erklären, 

i) daß die Bestimmungen des Arti¬ 
kels 39 Absatz 1 hinsichtlich der 
Zuleitung eines Exemplars der in¬ 
ternationalen Anmeldung und 
einer Übersetzung hiervon (wie 
vorgeschrieben) für ihn nicht ver¬ 
bindlich sind, 

ii) daß die in Artikel 40 vorgesehene 
Verpflichtung zur Aussetzung des 
nationalen Verfahrens einer Ver¬ 
öffentlichung der internationalen 
Anmeldung oder einer Überset¬ 
zung hiervon durch sein nationales 
Amt oder durch Vermittlung dieses 
Amtes nicht entgegensteht, wo¬ 
durch das Amt aber nicht von den 
in Artikeln 30 und 38 vorgesehe¬ 
nen Verpflichtungen freigestellt 
wird. 

b) Staaten, die eine solche Er¬ 
klärung abgegeben haben, sind ent¬ 
sprechend gebunden. 

(3) a) Jeder Staat kann erklären, 
daß, soweit er betroffen ist, eine in¬ 
ternationale Veröffentlichung einer 
internationalen Anmeldung nicht er¬ 
forderlich ist. 

b) Enthält die internationale 
Anmeldung beim Ablauf von 18 Mo¬ 
naten seit dem Prioritätsdatum nur 
Bestimmungen solcher Staaten, die 
Erklärungen nach Buchstabe a abge¬ 
geben haben, so unterbleibt die Ver¬ 
öffentlichung der Anmeldung nach 
Artikel 21 Absatz 2. 

c) Im Fall des Buchstaben b 
wird die internationale Anmeldung 
gleichwohl vom Internationalen Büro 
veröffentlicht: 

i) auf Antrag des Anmelders gemäß 
den Bestimmungen der Ausfüh¬ 
rungsordnung, 

ii) wenn eine nationale Anmeldung 
oder ein Patent, die auf der inter¬ 
nationalen Anmeldung beruhen, 
durch das nationale Amt eines Be¬ 
stimmungsstaats, der eine Erklä¬ 
rung nach Buchstabe a abgegeben 
hat, oder auf Veranlassung eines 
solchen Amtes veröffentlicht wird, 
unverzüglich nach einer derartigen 
Veröffentlichung, jedoch nicht vor 
dem Ablauf von 18 Monaten seit 
dem Prioritälsdatum. 

(4) a) Jeder Staat, dessen nationa¬ 
les Recht Patenten zu einem früheren 
Zeitpunkt als dem Zeitpunkt ihrer 
Veröffentlichung Bedeutung für den 
Stand der Technik beimißt, jedoch für 
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umk’r tlic Paris Convention for tut? 
Protection of Industriell Property to 
the actual filing date in that Stale, 
may doclare that the filing outside 
tiiat State of an international applica- 
tion designating that State is not 
equated to an actual filing in that 
State for prior art purposes. 


(b) Any State making a declara- 
tion under subparagraph (a) shall to 
that extent not be bound by the pro- 
visions of Article 11 {3). 

(c) Any State making a declara- 
tion under subparagraph (a) shall, at 
the same time, state in writing the 
date from which, and the conditions 
under which, the prior art effect of 
any international application designat¬ 
ing that State becomes effective in 
that State. This Statement may be 
modified at any time by notification 
addressed to the Director General. 

(5) Each State may declare that it 
does not consider itself bound by Ar¬ 
ticle 59. With regard to any dispute 
between any Contracting State hav- 
ing made such a declaration and any 
other Contracting State, the provi- 
sions of Article 59 shall not apply. 

(6) (a) Any declaration made under 
this Article shall be made in writing. 
It may be made at the time of signing 
this Treaty, at the time of depositing 
the instrument of ratification or ac- 
cession, or, except in the case referred 
to in paragraph (5), at any later 
time by notification addressed to the 
Director General. In the case of the 
said notification, the declaration shall 
take effect six months after the day 
on which the Director General has 
received the notification, and shall 
not affect international applications 
filed prior to the expiration of the 
said six-month period. 

(b) Any declaration made under 
this Article may be withdrawn at any 
time by notification addressed to the 
Director General. Such withdrawal 
shall take effect three months after 
the day on which the Director General 
has received the notification and, in 
the case of the withdrawal of a de¬ 
claration made linder paragraph (3), 
shall not affect international applica¬ 
tions filed prior to the expiration of 
the said three-month period. 

(7) No reservations to this Treaty 
other than the reservations under 
paragraphs (1) to (5) are permitted. 


IHiesqi’M-t/bldl!. .hllllfjdfKJ i9?i), Ti-il 


lins de l'etat de la teohniquo, Ia dato 
de piioiite revendiquüe selon la Con¬ 
vention de Paris pour la protection de 
la propriete industrielle ü la date du 
depöt effectif dans cet Etat peut de- 
clarer que le depöt hors de son terri- 
toire d une demande internationale le 
designant n'est pas assimiie a un de¬ 
pöt effectif sur son territoire aux fins 
de l'etat de la technique. 


b) Tout Etat faisant la declara¬ 
tion mentionnee au sous-alinea a) ne 
sera pas, dans cette mesure. lie par 
l'article 11. 3). 

c) Tout Etat faisant la declara¬ 
tion mentionnee au sous-alinea a) doit, 
en meme temps, declarer par ecrit la 
date a partir de Jaquelle et les condi¬ 
tions auxquelles l'effet sur l etal de la 
technique de toute demande inter¬ 
nationale le designant se produit sur 
son territoire. Cette declaration peut 
etre modifiee en tout temps par noti¬ 
fication adressee au Directeur general. 


5) Tout Etat peut declarer qu'il ne 
se considere pas lie par l'article 59. 
En ce qui concerne tout differend en- 
tre un Etat contractant qui a fait une 
teile declaration et tout autre Etat 
contractant, les dispositions de l'arti¬ 
cle 59 ne sont pas applicables. 

6) a) Toute declaration faite selon 
le present article doit l'etre par ecrit. 
Elle peut l'etre lors de la signature 
du present traite, lors du depöt de 
l'instrument de ratification ou d’adhe- 
sion, ou, sauf dans le cas vise ä l’ali- 
nea 5), ulterieurement en tout temps 
par notification adressee au Directeur 
general. Dans le cas de ladite notifi¬ 
cation, la declaration produit effet six 
mois apres la date de reception de la 
notification par le Directeur general 
et n'affecte pas les demandes inter¬ 
nationales deposees avant l’expiration 
de cette periode de six mois. 


b) Toute declaration faite selon 
le present article peut etre retiree en 
tout temps par notification adressee 
au Directeur general. Un tel retrait 
devient effectif trois mois apres la 
date de reception de la notification 
par le Directeur general et, lorsqu il 
s'agit du retrait dune declaration se¬ 
lon Ealinea 3), n'affecte pas les de¬ 
mandes internationales deposees 
avant l'expiration de cette periode de 
trois mois. 


7) Aucune reserve autre que celles 
qui sont autorisees aux alineas 1 ä 5) 
n’est admise au present traite. 


1 

Zwecke doi des Stunde-, 

der Technik das Prioritütsdatuni muh 
der Pariser VorbündsübereinkunM 
zum Schutz des gewerblichen Eirjen- 
lums nicht dem tatsächlichen An¬ 
meldedalum in diesem Staat gleich¬ 
stem, kann erklären, daß die? Einrei¬ 
chung einer internationalen Anmel¬ 
dung außerhalb dieses Staates, in der 
der Staat als Bestimmungsstaat be¬ 
nannt wird, für Zwecke der Bestim¬ 
mung des Standes der Technik nicht 
einer tatsächlichen Anmeldung in 
diesem Staat gleichgestellt wird. 

b) Jeder Staat, der eine Erklä¬ 
rung nach Buchstabe a abgibt, wird 
insoweit nicht durch Artikel 11 Ab¬ 
satz 3 gebunden. 

c) Jeder Staat, der eine Erklä¬ 
rung nach Buchstabe a abgibt, hat 
gleichzeitig schriftlich mitzuteilen, 
von welchem Zeitpunkt an und unter 
welchen Bedingungen internationale 
Anmeldungen, in denen dieser Staat 
als Bestimmungsstaat genannt ist, in 
diesem Staat als zum Stand der Tech¬ 
nik gehörend gelten. Diese Erklärung 
kann jederzeit durch Notifikation an 
den Generaldirektor geändert werden. 

(5) Jeder Staat kann erklären, daß 
er sich durch Artikel 59 nicht als ge¬ 
bunden betrachtet. Auf Streitigkeiten 
zwischen einem Vertragsstaat, der 
eine solche Erklärung abgegeben hat, 
und jedem anderen Vertragsstaat ist 
Artikel 59 nicht anzuwenden. 

(6) a) Jede Erklärung nach diesem 
Artikel muß schriftlich abgegeben 
werden. Sie kann zum Zeitpunkt der 
Unterzeichnung des Vertrags oder der 
Hinterlegung der Ratifikations- und 
Beitrittsurkunde oder außer in dem in 
Absatz 5 bezeidmeten Fall zu einem 
späteren Zeitpunkt durch Notifikation 
an den Generaldirektor abgegeben 
werden. Im Fall einer solchen Notifi¬ 
kation wird die Erklärung sechs Mo¬ 
nate nach dem Tag wirksam, an dem 
der Generaldirektor die Notifikation 
erhalten hat, und hat für interna¬ 
tionale Anmeldungen, die vor dem 
Ablauf dieser Sechs-Monats-Frist ein¬ 
gereicht worden sind, keine Wirkung. 

b) Jede Erklärung nach diesem 
Artikel kann jederzeit durch Notifika¬ 
tion an den Generaldirektor zurück¬ 
genommen werden. Diese Rücknahme 
wird drei Monate nach dem Tag wirk¬ 
sam, an dem der Generaldirektor die 
Notifikation erhalten hat, und hat im 
Fall der Rücknahme einer gemäß Ab¬ 
satz 3 abgegebenen Erklärung für in¬ 
ternationale Anmeldungen, die vor 
dem Ablauf dieser Drei-Monats-Frist 
eingereicht worden sind, keine Wir¬ 
kung. 

(7) Andere Vorbehalte zu diesem 
Vertrag als die in den Absätzen 1 bis 5 
genannten Vorbehalte sind nicht zu¬ 
lässig. 



Nr. 32 

Article 65 
Gradual Application 

(I) If Ihn Agreement with any In¬ 
ternational Searching or Prcliminary 
Examining Authority provides, tran- 
sitionally, for limits on the number 
or kind of international applications 
that such Authority undertakcs to 
process, the Assembly shall adopt the 
measures necessary for the gradual 
application of this Treaty and the 
Regulations in respect of given cate¬ 
gories of international applications. 
This Provision shall also apply to re- 
quests for an inteinationai-type 
search under Article 15 (5). 


(2) The Assembly shall fix the dates 
from which, subject to the provision 
of paragraph (1), international applica¬ 
tions may be filed and demands for 
international preliminary examination 
may be submitted. Such dates shall 
not be later than six months after this 
Treaty has entered into force accord- 
ing to the provisions of Article 63 (1), 
or after Chapter II has become ap¬ 
plicable under Article 63 (3), respec- 
tively. 

Article 66 
Denunciation 

(1) Any Contracting State may 
denounce this Treaty by notification 
addressed to the Director General. 

(2) Denunciation shall take effect 
six months after receipt of the said 
notification by the Director General. 
It shall not affect the effects of the 
international application in the de- 
nouncing State if the international ap- 
plication was filed, and, where the 
denouncing State has been elected, 
the election was made, prior to the 
expiration of the said six-month 
period. 


Article 67 

Signature and Languages 

(1) (a) This Treaty shall be signed 
in a single original in the English and 
French languages, both texts being 
equally authentic. 

(b) Official texts shall be estab- 
lished by the Director General, after 
consullalion with the interested Gov¬ 
ernments, in the German, Japanese, 
Portuguese, Russian and Spanish 
languages, and such other languages 
as the Assembly may designate. 
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Article 65 

Application progressive 

1) Si l'accord conclu avec une ad- 
minislration chargee de la recherche 
internationale ou de I'examcn preli- 
minaire international prevoit, ä titre 
transitoire, une limitation du nombre 
ou du type des demandes internatio¬ 
nales que cette administration s'en- 
gage ä traiter, l'Assemblee prend les 
mesures necessaires ä lapplication 
progressive du present traite et du 
regiement d'execution ä des catego¬ 
ries determinees de demandes inter¬ 
nationales. Cette disposition est aussi 
applicable aux demandes de recherche 
de type international selon l'arti- 
cle 15. 5). 


2) L'Assemblee fixe les dates ä par- 
tir desquelles, sous reserve de l’ali- 
nea 1), les demandes internationales 
peuvent etre deposees et les deman¬ 
des d examen preliminaire internatio¬ 
nal peuvent etre presentees. Ces da¬ 
tes ne peuvent etre posterieures au 
sixieme mois suivant, selon le cas, 
l entree en vigueur du present traite 
conformement aux dispositions de l’ar- 
ticle 63. 1) ou l application du chapi- 
tre II conformement ä l'article 63. 3). 

Article 66 
Dönonciation 

1} Tout Etat contractant peut de- 
noncer le present traite par notifica¬ 
tion adressee au Directeur general. 

2) La denonciation prend effet six 
mois apres la date de reception de la 
notification par le Directeur general. 
Cette denonciation n'altere pas les ef- 
fets de la demande internationale dans 
l’Etat qui procede ä la denonciation 
si c’est avant l'expiration de cette 
periode* de six mois que la demande 
a ete deposee et que, si l'Etat en 
cause a ete elu, 1‘election a ete effec- 
tuee. 


Article 67 

Signature et langues 

1) a) Le present traite est signe en 
un seul exemplaire original en lan¬ 
gues francaise et anglaise, les deux 
textes faisant egalement foi. 

b) Des textes officiels sont eta- 
blis par le Directeur general, apres 
consullation des gouvernements in- 
teresses, dans les langues allemande, 
espagnole, japonaise, portugaise et 
russe, et dans les autres langues que 
l'Assemblee peut indiquer. 


Artikel 65 

Schrittweise Anwendung 

(1) Wird in der Vcreinbaiung mit 
einer Internationalen Rccherchenhe- 
hörde oder einer mit der internationa¬ 
len vorläufigen Prüfung beauftragten 
Behörde vorübergehend vorgesehen, 
daß die Zahl oder die Art der inter¬ 
nationalen Anmeldungen, die diese 
Behörde zu bearbeiten unternimmt, 
beschränkt wird, so beschließt die 
Versammlung die notwendigen Maß¬ 
nahmen für die schrittweise Anwen¬ 
dung des Vertrags und der Ausfüh¬ 
rungsordnung in bezug auf bestimmte 
Gruppen von internationalen Anmel¬ 
dungen. Diese Bestimmung ist auch 
auf Anträge auf eine Recherche inter¬ 
nationaler Art nach Artikel 15 Ab¬ 
satz 5 anzuwenden. 

(2) Die Versammlung setzt die 
Zeitpunkte fest, von denen an vorbe¬ 
haltlich des Absatzes 1 internationale 
Anmeldungen eingereicht und An¬ 
träge auf eine internationale vorläu¬ 
fige Prüfung gestellt werden können. 
Diese Zeitpunkte dürfen nicht später 
liegen als — je nach Lage des Falls — 
entweder sechs Monate nach Inkraft¬ 
treten dieses Vertrags gemäß Arti¬ 
kel 63 Absatz 1 oder sechs Monate, 
nachdem Kapitel II gemäß Artikel 63 
Absatz 3 verbindlich geworden ist. 

Artikel 66 
Kündigung 

(1) Jeder Mitgliedstaat kann diesen 
Vertrag durch eine an den General¬ 
direktor gerichtete Notifikation kün¬ 
digen. 

(2) Die Kündigung wird sechs Mo¬ 
nate nach dem Zeitpunkt wirksam, zu 
dem die Notifikation beim General¬ 
direktor eingegangen ist. Sie läßt die 
Wirkungen der internationalen An¬ 
meldung in dem kündigenden Staat 
unberührt, falls die internationale An¬ 
meldung vor dem Ablauf der erwähn¬ 
ten Sechs-Monats-Frist eingereicht 
und, wenn der kündigende Staat aus¬ 
gewählt worden ist, die Auswahler¬ 
klärung vor dem Ablauf dieser Frist 
abgegeben worden ist. 

Artikel 67 

Unterzeichnung und Sprachen 

(1) a) Dieser Vertrag wird in einer 
Urschrift in englischer und französi¬ 
scher Sprache unterzeichnet, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen ver¬ 
bindlich ist. 

b) Amtliche Texte werden vom 
Generaldirektor nach Beratung mit 
den beteiligten Regierungen in deut¬ 
scher, japanischer, portugiesischer, 
russischer und spanischer Sprache so¬ 
wie in anderen Sprachen hergestellt, 
die die Versammlung bestimmen 
kann. 
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Article 68 

Depositary Functions 

(1) The original of this Treaty, 
when no longer open for signature, 
shall bc deposited with the Director 
General. 

(2) The Director General shall 

transmit two copies, certified by him, 
of this Treaty and the Regulations an- 
nexed hereto to the Governments of 
all States party to the Paris Conven¬ 
tion for the Protection of Industrial 
Property and, on request, to the Gov¬ 
ernment of any othor State. 

(3) The Director General shall 

register this Treaty with the Secreta- 
riat of the United Nations. 

(4) The Director General shall 

transmit two copies, certified by him, 
of any amendment to this Treaty and 
the Regulations to the Governments 
of all Contracting States and, on re¬ 
quest, to the Government of any other 
State. 

Article 69 
Notifications 

The Director General shall notify 
the Governments of all States party 
to the Paris Convention for the Pro¬ 
tection of Industrial Property of: 

(i) signatures under Article G2, 

(ii) deposits of instruments of ratifi- 
cation or accession under Arti¬ 
cle 62, 

(iii) the date of entry into force of 
this Treaty and the date from 
which Chapter II is applicable 
in accordance with Article 63 (3), 

(iv) any declarations made under Ar¬ 
ticle 64 (1) to (5), 

(v) withdrawals of any declarations 
made under Article 64 (6) (b), 

(vi) denunciations received under 
Article 66, and 

(vii) any declarations made under 
Article 31 (4). 


2 ) L«‘ prvsont traft'- ieV.e -uiviet 
Ki signature, a Washington. im-qu .u; 
31 decombro 1970. 

Article 68 

Fonctions du depositaire 

1) L'exemplaire original du present 
traite, lorsqu'il n'est plus ouvert ä la 
signature, est depose aupres du Direc- 
teur general. 

2) Le Directeur general certifie et 
transmet deux copies du present 
traite et du regiement d’execution qui 
y est annexe aux gouvernements de 
tous les Etats parties ä la Convention 
de Paris pour la protection de la pro- 
priete industrielle et, sur demande, au 
gouvernement de tout autre Etat. 

3) Le Directeur general fait enregis- 
trer le present traite aupres du Secre- 
tariat de l’Organisation des Nations 
Unies. 

4) Le Directeur general certifie et 
transmet deux copies de toute modifi- 
cation du present traite et du regie¬ 
ment d execution aux gouvernements 
de tous les Etats contractants et, sur 
demande, au gouvernement de tout 
autre Etat. 

Article 69 
Notifications 

Le Directeur general notifie aux 
gouvernements de tous les Etats par¬ 
ties ä la Convention de Paris pour la 
protection de la propriete industrielle: 

i) les signatures apposees selon 
l'article 62; 

ii) le depöt d instruments de ratifi- 
cation ou d adhesion selon l'arli- 
cle 62; 

iii) la date d'entree en vigueur du 
present traite et la date ä par- 
tir de laquelle le chapitre II est 
applicable selon l'article 63. 3); 

iv) les declarations faites en vertu 
de l'article 64. 1) ä 5); 

v) les retraits de toutes declarations 
effectues en vertu de l'article 
64. 6) b); 

vi) les denonciations recues en ap- 
plication de l'article 66; 

vii) les declarations faites en vertu 
de l'article 31. 4). 


IT Ti-Mi YciUug heg: bis /um 

3!. I). /.-ml.« ; 1970 in W.i Tiim'on zur 
tY.Vi /*-it hnung auf. 

Artikel 68 
Hinterlegung 

(1) Die Urschrift dieses Vertrags 
wird, nachdem sie nicht mehr zur Un¬ 
terzeichnung aufliegt, beim General¬ 
direktor hinterlegt. 

(2) Der Generaldirektor übermittelt 
je zwei von ihm beglaubigte Ab¬ 
schriften dieses Vertrags und der die¬ 
sem Vertrag beigefügten Ausfüh- 
rungsoidnung den Regierungen aller 
Mitgliedstaaten der Pariser Verbands¬ 
übereinkunft zum Schutz des gewerb¬ 
lichen Eigentums und der Regierung 
jedes anderen Staates, die es verlangt. 

(3) Der Generaldirektor läßt diesen 
Vertrag beim Sekretariat der Verein¬ 
ten Nationen registrieren. 

(4) Der Generaldirektor übermittelt 
zwei von ihm beglaubigte Ausferti¬ 
gungen jeder Änderung dieses Ver¬ 
trags oder der Ausführungsordnung 
an die Regierungen aller Vertrags¬ 
staaten und, auf Antrag, an die Re¬ 
gierung jedes anderen Staates. 

Artikel 69 
Notifikationen 

Der Generaldirektor notifiziert den 
Regierungen aller Mitgliedstaaten der 
Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums: 

i) die Unterzeichnung nach Arti¬ 
kel 62, 

ii) die Hinterlegungen von Ratifika- 
tions- oder Beitrittsurkunden nach 
Artikel 62, 

iii) den Tag des Inkrafttretens des 
Vertrags und den Tag, von dem 
an Kapitel II nach Artikel 63 Ab¬ 
satz 3 anwendbar wird, 

iv) Erklärungen nach Artikel 64 Ab¬ 
sätze 1 bis 5, 

v) Zurücknahmen von Erklärungen 
nach Artikel 64 Absatz 6 Buch¬ 
stabe b, 

vi) Kündigungen, die nach Artikel 66 
zugehen, und 

vii) Erklärungen nach Artikel 31 Ab¬ 
satz 4. 
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Ausführungsordnung 

zum Vertrag über die internationale Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Patentwesens 

Regulations 

under the Patent Cooperation Treaty 
Reglement d'execution 

du Traite de Cooperation en matiere de brevets 
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nexes au rapport d'examen prelimi¬ 
naire international 

Regle 75 

Retrait de la demande d’examen pre¬ 
liminaire international ou d'elections 

Regle 76 

Langues des traductions et montants 
des taxes selon l article 39. 1); traduc¬ 
tion du document de priorite 


Regel 62 

Abschrift für die mit der internaliona- 
len vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde 

Regel 63 

Mindesterfordernisse für die mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragten Behörden 

Regel 64 

Stand der Technik für die internatio¬ 
nale vorläufige Prüfung 

Regel 65 

Beruhen auf erfinderischer Tätigkeit 
oder Nichtoffensichtlichkeit 

Regel 66 

Verfahren vor der mit der internatio¬ 
nalen vorläufigen Prüfung beauftrag¬ 
ten Behörde 

Regel 67 

Anmeldungsgegenstand nach Artikel 
34 Absatz 4 Buchstabe a Ziffer i 

Regel 68 

Mangelnde Einheitlichkeit der Erfin¬ 
dung (internationale vorläufige Prü¬ 
fung) 

Regel 69 

Frist für die internationale vorläufige 
Prüfung 

Rege! 70 

Der internationale vorläufige Prü¬ 
fungsbericht 

Regel 71 

Übersendung des internationalen vor¬ 
läufigen Prüfungsberichts 

Regel 72 

Übersetzung des internationalen vor¬ 
läufigen Prüfungsberichts 

Regel 73 

Übermittlung des internationalen vor¬ 
läufigen Prüfungsberichts 

Regel 74 

Übersetzung der Anlagen des inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfungsbe¬ 
richts und ihre Übermittlung 

Regel 75 

Zurücknahme des Antrags oder der 
Auswalilerklärungen 

Regel 76 

Sprache der Übersetzungen und Be¬ 
träge der Gebühren nach Artikel 39 
Absatz 1; Übersetzung von Prioritäts- 
Unterlagen 
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Rule 77 

Regle 77 

Regel 77 

Paculty ander Arlicle 39 (1) (b) 

Faculte selon l'article 39. 1) b) 

Befugnis nach Artikel 39 Absatz 1 
Buchstabe b 

Rule 78 

Regle 78 

Regel 78 

Amendment of the Claims, the Descrip- 
tion, and the Drawings, Before Elected 
Offices 

Modification des revendications, de la 
description et des dessins aupres des 
Offices elus 

Änderung der Ansprüche, der Be¬ 
schreibung und der Zeichnungen vor 
den ausgewählten Ämtern 

Part D 

Partie D 

Teil D 

Rules Concerning Chapter III 
of the Treaty 

Regles relatives 
au chapitre III du traite 

Regeln zu Kapitel III des Vertrags 

Rule 79 

Calendar 

Regle 79 

Calendrier 

Regel 79 

Zeitrechnung 

Rule 80 

Regle 80 

Regel 80 

Computation of Time Limits 

Calcul des delais 

Berechnung der Fristen 

Rule 81 

Regle 81 

Regel 81 

Modification of Time Limits Fixed in 
the Treaty 

Modification des delais fixes par le 
traite 

Änderung von im Vertrag festgesetz¬ 
ten Fristen 

Rule 82 

Regle 82 

Regel 82 

Irregularities in the Mail Service 

Irregularites dans le Service postal 

Störungen im Postdienst 

Rule 83 

Regle 83 

Regel 83 

Right to Practice Before International 
Authorities 

Droit d’exercer aupres d’administra- 
tions internationales 

Das Recht zum Auftreten vor inter¬ 
nationalen Behörden 

Part E 

Partie E 

Teil E 

Rules Concerning Chapter V 
of the Treaty 

Regles relatives 
au chapitre V du traite 

Regeln zu Kapitel V des Vertrags 

Rule 84 

Regle 84 

Regel 84 

Expenses of Delegations 

Depenses des delegations 

Kosten der Delegationen 

Rule 85 

Regle 85 

Regel 85 

Absence of Quorum in the Assembly 

Quorum non atteint a l'Assemblee 

Fehlen des Quorums in der Versamm¬ 
lung 

Rule 86 

The Gazette 

Regle 86 

Gazette 

Regel 86 

Blatt 

Rule 87 

Regle 87 

Regel 87 

Copies of Publications 

Exemplaires de publications 

Exemplare von Veröffentlichungen 

Rule 88 

Regle 88 

Regel 88 

Amendment of the Regulations 

Modification du regiement d'execution 

Änderung der Ausführungsordnung 

Rule 89 

Regle 89 

Regel 89 

Administrative Instructions 

Instructions administratives 

Verwaltungsrichtlinien 

Part F 

Partie F 

Teil F 

Rules Concerning Several Chapters 
of the Treaty 

Regles relatives ä plusieurs 
chapitres du traite 

Regeln zu mehreren Kapiteln 
des Vertrags 

Rule 90 

Regles 90 

Regel 90 

Representation 

Representation 

Vertretung 

Rule 91 

Regle 91 

Regel 9t 

Obvious Errors of Transcription 

Erreurs evidentes de transcription 

Offensichtliche Schreibfehler 
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C'.-i j i spundenre 

Rule 93 

Keeping of Records and Files 
Rule 94 

Furnishing of Copies by the Interna¬ 
tional Bureau and the International 
Preliminary Examining Authority 

Rule 95 

Availability of Translations 


Part A 

Introductory Rules 

Rule 1 

Abbreviated Expressions 

1.1 Meaning of Abbreviated Expres¬ 
sions 

(a) In these Regulations, the word 
"Treaty" means the Patent Coopera¬ 
tion Treaty. 


(b) In these Regulations, the words 
"Chapter" and "Article" refer to the 
specified Chapter or Article of the 
Treaty. 

Rule 2 

Interpretation o! Certain Words 

2.1 "Applicant“ 

Whenever the word "applicant" is 
used, it shall be construed as meaning 
also the agent or other representative 
of the applicant, except where the 
contrary clearly follows from the 
wording or the nature of the Provi¬ 
sion, or the context in which the word 
is used, such as, in particular, where 
the Provision refers to the residence 
oi nationalily of the applicant. 

2.2 "Agent" 

Whenever the word "agent" is 
used, it shall be construed as meaning 
any pcrson who has the right to prac- 
tice before international authorities as 
defined in Article 49 and, unless the 
contrary clearly follows from the 
wording or the nature of the Provi¬ 
sion, or the context in which the 
word is used, also the common repre¬ 
sentative roferrcd to in Rule 4.8. 
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Regle 9 2 
Corrcspondanre 

Regle 93 

Dossiers et registres 

Regle 94 

Delivrance de copies par le Bureau 
international et par 1‘administration 
chargee de l examen preliminaire in¬ 
ternational 

Regle 95 

Obtenlion de copies de traductions 


Partie A 

Regles introductives 
Rögle 1 

Expressions abregöes 

1.1 Sens des expressions abregees 

a) Au sens du present regiement 
d'execution, il faut entendre par 
«traite» le Traite de Cooperation en 
matiere de brevets. 

b) Au sens du present regiement 
d'execution, les mots «chapitre» et 
«article» se referent au chapitre ou ä 
l'article indique du traite. 


R&gle 2 

Interpretation de certains mots 

2.1 «Deposant»' 

Le terme «deposant» doit etre com- 
pris comme signifiant egalement Je 
mandataire ou un autre representant 
du deposant, sauf si le contraire de- 
coule clairement du libelle ou de Ia 
nature de la disposition, ou du con- 
texte dans lequel ce mot est utilise, 
comme cest le cas, en particulier, 
lorsque la disposition se refere au do- 
micile ou ä la nationalite du deposant. 


2.2 «Mandataire» 

Le terme «mandataire'- doit etre 
compris comme signifiant toute per¬ 
sonne autorisee ä exercer, aupres des 
administrations internationales, de la 
maniere definie a l'article 49; sauf si 
le contraire decoule clairement du 
libelle ou de la nature de la disposi¬ 
tion, ou du contexte dans lequel ce 
mot est utilise, il doit etre compris 
comme signifiant egalement le repre¬ 
sentant commun mentionne ä la re¬ 
gle 4.8. 


Regel 92 

Sch; i*tverkeilr 

Regel 93 

Aufbewahrung von Vorgängen und 
Akten 

Regel 94 

Erteilung von Abschriften durch das 
Internationale Büro und die mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragte Behörde 

Regel 95 

Vorlage von Übersetzungen 


Teil A 

Einleitende Regeln 

Regel 1 
Abkürzungen 

1.1 Bedeutung der Abkürzungen 

a) In dieser Ausführungsordnung 
wird die Bezeichnung „Vertrag“ für 
den Vertrag über die internationale 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des 
Patentwesens verwendet. 

b) In dieser Ausführungsordnung 
verweisen die Bezeichnungen „Kapitel" 
und „Artikel" auf die jeweils ange¬ 
gebenen Kapitel und Artikel des Ver¬ 
trags. 

Regel 2 

Auslegung bestimmter Bezeichnungen 

2.1 „Anmelder" 

Die Bezeichnung „Anmelder" ist so 
auszulegen, daß sie auch einen An¬ 
walt oder anderen Vertreter des An¬ 
melders umfaßt, sofern sich das Ge¬ 
genteil nicht eindeutig aus der Fas¬ 
sung oder der Art der Bestimmung 
oder aus dem Zusammenhang ergibt, in 
dem diese Bezeichnung verwendet 
wird, wie beispielsweise in den Fällen, 
in denen sich die Bestimmung auf den 
Sitz, den Wohnsitz oder die Staatsan¬ 
gehörigkeit des Anmelders bezieht. 

2.2 „Anwalt" 

Die Bezeichnung „Anwalt" ist so 
auszulegen, daß sie jede Person um¬ 
faßt, die berechtigt ist, vor interna¬ 
tionalen Behörden gemäß Artikel 49 
aufzutreten, sowie, sofern sich das 
Gegenteil nicht eindeutig aus der 
Fassung oder der Art der Bestimmung 
oder aus dem Zusammenhang ergibt, 
in dem die Bezeichnung verwendet 
wird, auch den gemeinsamen Vertre¬ 
ter im Sinne der Regel 4.8. 
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useü, it shall be unüerstood thut, it 
Iho national law applied by the rc- 
ceiving Office or the competcnl Inter¬ 
national Searching or Preliminary Ex- 
amining Authority requires the use of 
a seal instead of a signature, the 
word, for the purposes of that Office 
or Authority, shall mean seal. 


Part B 

Rules Concerning 
Chapter I of the Treaty 

Rule 3 

The Request (Form) 

3.1 Printed Form 

The request shall be made on a 
printed form. 

3.2 Availabilitv of Forms 

Copies of the printed form shall be 
furnished free of Charge to the appli- 
cants by the receiving Office, or, if 
the receiving Office so desires, by the 
International Bureau. 

3.3 Check List 

(a) The printed form shall contain a 
list which, when filled in, will show: 

(i) the total number of sheets con- 
stituting the international appli- 
cation and the number of the 
sheets of each element of the 
international application (re¬ 
quest, description, Claims, draw- 
ings, abstract); 

(ii) whether or not the international 
application as filed is accompa* 
nied by a power of attorney (i. e., 
a document appointing an agent 
or a common representative), a 
priority document, a receipt for 
the fees paid or a check for the 
payment of the fees, an interna¬ 
tional or an international-type 
search rc-port, a document in 
evidence of the fact that the 
applicant is the successor in title 
of the inventor, and any other 
document (to be specified in the 
check list); 

(iii) the number of that figure of the 
drawings which the applicant 
suggests should accompany the 
abstract when the abstract is 
published on the front page of 
the parnphlet and in the Gazette; 
in exceptional cases, the appli- 
cant may suggest more than one 
figure. 

(b) The list shall be filled in by the 
applicant, failing which the receiving 
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Si la l<-cj:sIdtioii nationale apphquev 
pur loflice recepteur ou par 1 adinini- 
stration competenle chargec de la re- 
cherche internationale ou de l'examen 
preliminaire international requiert 
Tutilisation d un sceau au lieu dune 
signature, le terme «.Signaturen 
signifie «sceau» pour cet office ou 
cette administration. 


Partie B 
Regles 

relatives au chapitre I du traite 

Regle 3 

Requete (forme) 

3.1 Formulaire imprime 

La requete doit etre etablie sur un 
formulaire imprime. 

3.2 Possibilite dobtenir des formu- 
laires 

Des exemplaires du formulaire im¬ 
prime sont delivres gratuitement aux 
deposants par l office recepteur ou, si 
ce dernier le desire, par le Bureau in¬ 
ternational. 

3.3 Bordereau 

a) Le formulaire imprime contient 
un bordereau qui, une fois rempli, in- 
diquera: 

i) le nombre total des feuilles de la 
demande internationale et le nom¬ 
bre des feuilles de chaque Ele¬ 
ment de cette demande (requete, 
description, ievendications, des- 
sins, abrege); 

ii) si ä la demande internationale 
teile que depos^e sont ou non 
joints un pouvoir (c'est-ä-dire un 
document designant un manda- 
taire ou un representant commun), 
un document de priorite, un recu 
pour les taxes payees ou un 
cheque destine au paiement des 
taxes, un rapport de recherche 
internationale ou un rapport de 
recherche de type international, 
un document ayant pour objet de 
prouver que le deposant est l'ayant 
cause de l'inventeur, ainsi que 
tout autre document (a preciser 
dans le bordereau); 

iii) le numero de la figure des dessins 
que le deposant propose de faire 
publier avec l’abrege lors de la 
publication de ce dernier sur la 
page de Couverture de la brochure 
et dans la gazetle; dans des cas 
exceptionnels, le deposant peut 
proposer plus d une figure. 

b) Le bordereau doit etre rempli 
par le deposant, faute de quoi l’office 


Di*- lii /.-.-i« iiiiU.ig „Unn-]sc hi ill“ ist 
dahin zu vi-rslt heu, daß sic, falls das 
nationale Recht, das vom Anmeldu- 
amt oder von der zuständigen Inter¬ 
nationalen Recherchenbehörde oder 
mit der internationalen vorläufigen 
Prüfung beauftragten Behörde ange¬ 
wendet wird, die Verwendung eines 
Siegels an Stelle einer Unterschrift 
vorschreibt, für Zwecke dieses Amtes 
oder dieser Behörde Siegel bedeutet. 

Teil B 
Regeln 

zu Kapitel I des Vertrags 

Regel 3 

Der Antrag (Formblatt) 

3.1 Gedrucktes Formblatt 

Für den Antrag ist ein gedrucktes 
Formblatt zu verwenden. 

3.2 Ausgabe von Formblättern 

Vorgedruckte Formblätter werden 
den Anmeldern vom Anmeldeamt 
oder, wenn das Anmeldeamt dies 
wünscht, vom Internationalen Büro 
gebührenfrei zur Verfügung gestellt. 

3.3 Kontrolliste 

a) Das vorgedruckte Formblatt ent¬ 
hält eine Liste, die ausgefüllt über 
folgendes Auskunft gibt: 

i) die Gesamtblattzahl der interna¬ 
tionalen Anmeldung und die Blatt¬ 
zahl jedes Bestandteils der inter¬ 
nationalen Anmeldung (Antrag, 
Beschreibung, Ansprüche, Zeich¬ 
nungen, Zusammenfassung), 

ii) ob der internationalen Anmeldung 
im Anmeldezeitpunkt beigefügt 
sind; eine Vollmacht (d. h. ein 
Schriftstück, in dem ein Anwalt 
oder ein gemeinsamer Vertreter 
ernannt wird), Prioritätsunter¬ 
lagen, eine Gebührenquittung oder 
ein Scheck für die Gebührenzah¬ 
lung, ein internationaler Recher¬ 
chenbericht oder ein Bericht über 
eine Recherche internationaler 
Art, eine Urkunde darüber, daß 
der Anmelder Rechtsnachfolger 
des Erfinders ist und andere Un¬ 
terlagen (die in der Kontrolliste 
im einzelnen aufzulühren sind), 

iii) die Nummer der Abbildung der 
Zeichnungen, die nach Vorschlag 
des Anmelders mit der Zusammen¬ 
fassung bei ihrer Veröffentlichung 
auf der ersten Seite der Schrift 
und des Blattes abgedruckt wer¬ 
den soll; in Ausnabmefüllen kann 
der Anmelder mehr als eine Ab¬ 
bildung Vorschlägen. 

b) Die Liste wird vom Anmelder 
ausgelullt; unterlaßt er dies, füllt sie 
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Office shall liil it in and muko thö 
necessary annoLitions, cxcepl thal 
the number referred to in paragraph 

(a) (iii) shall not bc filled in by the 
recoiving Office. 

3.4 Particulars 

Subject to Rule 3.3, particulars of 
the printed form shall be prescribed 
by the Administrative Tnstructions. 

Rule 4 

The Request (Contents) 

4.1 Mandatory and Optional Contents; 

Signature 

(a) The request shall contain: 

(i) a petition, 

(ii) the title of the invention, 

(iii) indications concerning the appli- 
cant and the agent, if there is an 
agent, 

(iv) the designation of States, 

(v) indications concerning the inven- 
tor where the national law of at 
least one of the designated 
States requires that the name of 
the inventor be furnished at the 
time of filing a national applica- 
tion. 

(b) The request shall, where appli¬ 
cable, contain: 

(i) a priority Claim, 

(ii) a reference to any earlier inter¬ 
national search or to any earlier 
international-type search, 

(iii) choices of certain kinds of pro¬ 
tection, 

(iv) an indication that the applicant 
wishes to obtain a regional pat¬ 
ent and the names of the desig¬ 
nated States for which he wishes 
to obtain such a patent, 

(v) a reference to a parent applica- 
tion or parent patent. 

(c) The request may contain indica¬ 
tions concerning the inventor where 
the national law of none of the desig¬ 
nated States requires that the name of 
the inventor be furnished at the time 
of filing a national application. 

(d) The request shall be signed. 

4.2 The Petition 

The petition shall be to the follow- 
ing effect and shall preferably be 
worded as follows: "The undersigned 
requests that the present international 
application be processed according to 
the Patent Cooperation Treaty." 


recepUur le remplira hii-memc et y 
porlora los mentions necessaires; 
toutefois, I'office recepteur n'inscrira 
pas le numero mentionne a l'alinea 

a) iii). 

3.4 Details 

Sous reserve de la regle 3.3, des de- 
tails relatifs au formulaire imprime 
sont prescrits dans les instructions 
administratives. 

Regle 4 

Requete (contenu) 

4.1 Contenu obligatoire et contenu 
facultatif; signature 

a) La requete doit comporter: 

i) une petition; 

ii) le titre de l'invention; 

iii) des indications concernant le de- 
posant et, le cas dch£ant, le man- 
dataire; 

iv) la designation d'Etats; 

v) des indications relatives a l’inven- 
teur, lorsque la legislation. natio¬ 
nale d un Etat designe au moins 
exige la communication du nom 
de l'inventeur lors du depot d une 
demande nationale. 

b) La requete doit comporter, le cas 
echeant: 

i) une revendication de priorite; 

ii) une reference ä une recherche in¬ 
ternationale anterieure ou ä une 
recherche anterieure de type in¬ 
ternational; 

iii) le choix de certains titres de pro¬ 
tection; 

iv) l'indication que le deposant desire 
obtenir un brevet regional et le 
nom des Etats designes pour les- 
quels il desire obtenir un tel bre¬ 
vet; 

v) une reference ä une demande 
principale ou ä un brevet princi- 
pal. 

c) La requete peut comporter des 
indications relatives ä l’inventeur 
lorsque la legislation nationale 
d’aucun Etat designe n’exige la com¬ 
munication du nom de l’inventeur lors 
du depot d’une demande nationale. 

d) La requete doit etre signee. 

4.2 Petition 

La petition doit tendre a l'effet qui 
suit et etre redigee de preference 
comme suit: «Le soussigne requiert 
que la presente demande internatio¬ 
nale soit traitee conformement au 
Traite de Cooperation en matiere de 
brevets». 


das Ammldeaml unter 1 linzufüguny 
der notwendigem Bemerkungen aus; 
jedoch soll die in Absatz a Ziffer iii 
genannte Nummer nicht vom An- 
ineldeamt eingesetzt werden. 

3.4 Gestaltung der Formblätter 
im einzelnen 

Die Gestaltung der vorgedruckten 
Formblätter wird vorbehaltlich der 
Regel 3.3 durch die Verwaltungsricht¬ 
linien vorgeschrieben. 

Regel 4 

Der Antrag (Inhalt) 

4.1 Vorgeschriebener und 

wahlweiser Inhalt; Unterschrift 
a) Der Antrag hat zu enthalten: 

i) ein Antragsersuchen, 

ii) die Bezeichnung der Erfindung, 

iii) Angaben über den Anmelder und 
gegebenenfalls den Anwalt, 

iv) die Bestimmung von Staaten, 

v) Angaben über den Erfinder, wenn 
das nationale Recht wenigstens 
eines Bestimmungsstaats die Er¬ 
findernennung zum Anmeldezeit¬ 
punkt verlangt. 


b) Der Antrag hat, soweit anwend¬ 
bar, zu enthalten: 

i) einen Prioritätsanspruch, 

ii) einen Hinweis auf eine frühere 
internationale Recherche oder Re¬ 
cherche internationaler Art, 

iii) eine Erklärung hinsichtlich der 
gewählten Schutzart, 

iv) einen Hinweis, daß der Anmelder 
ein regionales Patent zu erhalten 
wünscht, und die Namen der Be¬ 
stimmungsstaaten, für die er ein 
solches Patent wünscht, 

v) eine Bezugnahme auf die Stamm¬ 
anmeldung oder das Stammpatent. 

c) Der Antrag kann Angaben über 
den Erfinder enthalten, wenn das na¬ 
tionale Recht keines Bestimmungs¬ 
staats die Erfindernennung im An¬ 
meldezeitpunkt verlangt. 

d) Der Antrag muß unterzeichnet 
sein. 

4.2 Das Antragsersuchen 

Das Antragsersuchen soll sinnge¬ 
mäß folgendes zum Ausdruck bringen 
und ist vorzugsweise wie folgt zu fas¬ 
sen: „Der Unterzeichnete beantragt, 
daß die vorliegende internationale 
Anmeldung nach dem Vertrag über 
die internationale Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Patentwesens be¬ 
handelt wird.“ 
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The ;:i!•. ..f the mvinEon shall be 
short ipit k’iiibly lrom iwo to seven 
words wlu'.'i in English or transiated 
inio Lr.ghsh) und precise. 


4.4 Njdh’s and Addresses 

(a) Names of natural persons shall 
be indicated by the pcrson’s family 
namc and given narae(s), the family 
name being indicated betöre the 
given name(s). 

(b) Names of legal entities shall be 
indicated by their full, official desig- 
nations. 

(c) Addresses shall be indicated in 
such a way as to satisfy the cus- 
tomary requirements for prompt postal 
delivery at the indicated address and, 
in any case, shall consist of all the 
relevant administrative units up to, 
and including, the house number, if 
any. Where the national law of the 
designated State does not require the 
indication of the house number, 
failure to indicate such number shall 
have no effect in that State. It is rec- 
ommended to indicate any tele- 
graphic and teletype address and tele- 
phone number. 

(d) For each applicant, inventor, or 
agent, only one address may be indi¬ 
cated. 

4.5 The Applicant 

(a) The request shall indicate the 
name, address, nationality and resi- 
dence of the applicant or, if there are 
scveral applicants, of each of them. 


(b) The applicant s nalionality shall 
be indicated by the name of the State 
of which he is a national. 

(c) The applicants residence shall 
be indicated by the name of the State 
of which he is a resident. 

4.6 The Inventor 

(a) Where Rule 4.1 (a) (v) applies, 
the request shall indicate the name and 
address of the inventor or, if there 
are several inventors, of each of 
them. 

(b) If the applicant is the inventor, 
the request, in lieu of the indication 
undcr paragraph (a), shall contain a 
Statement to that effect or shall 
repeat the applicant’s name in the 
space reserved for indicating the in- 
ventor. 

(c) The request may, for different 
designated States, indicate different 
persons as inventors where, in this 
respect, the requirements of the na¬ 
tional laws of the designated States 
are not the samc. In such a case, the 
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4.3 Titre de 1 invention 

Le titre de linvention doit et re biel 
(de preference de deux ü sept mots 
lorsqu il est etabli ou traduil en an- 
gbiis) et precis. 


4.4 Noms et adresses 

a) Les personnes physiques doivent 
etre nommees par leurs patronymes 
et prenoms, les patronymes precedant 
les prenoms. 

b) Les personnes morales doivent 
etre nommees par leurs designations 
officielles completes. 

c) Les adresses doivent etre indi- 
quees selon les exigences usuelles en 
vue d’une distribution postale rapide 
ä l'adresse indiquee et, en tout cas, 
doivent comprendre toutes les unites 
administratives pertinentes jusques et 
y compris le numero de la maison, s'il 
y en a un. Lorsque la legislation na¬ 
tionale de l'Etat designe n'exige pas 
l’indication du numero de la maison, 
le fait de ne pas indiquer ce numero 
n a pas d effet dans cet Etat. II est re- 
commande de mentionner l'adresse 
telegraphique et de teletype et le nu¬ 
mero de telephone eventuels. 

d) Une seule adresse peut etre indi¬ 
quee pour chaque deposant, inventeur 
ou mandataire. 

4.5 Deposant 

a) La requete doit indiquer le nom, 
l'adresse, la nationalite et le domicile 
du deposant ou, s'il y a plusieurs de- 
posants, de chacun d’eux. 


b) La nationalite du deposant doit 
etre indiquee par le nom de l'Etat 
dont il est le national. 

c) Le domicile du deposant doit 
etre indique par le nom de l’Etat oü 
ü a son domicile. 

4.6 Inventeur 

a) La requete doit, en cas d applica- 
tion de la regle 4.1 a), v), indiquer le 
nom et l'adresse de l'inventeur ou, s'il 
y a plusieurs inventeurs, de chacun 
d'eux. 

b) Si le deposant est l'inventeur, la 
requete doit, au lieu de l'indication 
mentionnee ä l'alinea a), contenir une 
declaration ä cet effet ou repeter le 
nom du deposant dans lespace reser- 
ve a l'indication de l'inventeur. 

c) Lorsque les exigences, en la ma- 
tiere, des legislations nationales des 
Etats designes different, la requete 
peut, pour des Etats designes diffe- 
rents, indiquer differentes personnes 
en tant qu'inventeurs. Dans un tel 


11 

4.3 !;<■/< it l.MUUij u. ! Lriiinlutnj 

Die ih /.-ii Imuni] ii .- 1 Erfindung ist 
kur/. I vorzugsweise zwei bis sieben 
Wöiler, wenn in englischer Sprache 1 
übgelalil «ici.-r in die englische 
Spiucho übersetzt) und genau zu fas¬ 
sen. 

4.4 Namen und Anschriften 

a) Bei natürlichen Personen sind 
der Familienname und der Vorname 
oder die Vornamen anzugeben; der 
Familienname ist vor dem oder den 
Vornamen anzugeben. 

b) Bei juristischen Personen ist die 
volle amtliche Bezeichnung anzu¬ 
geben. 

c) Anschriften sind in der Weise 
anzugeben, daß die üblichen Anforde¬ 
rungen für eine zuverlässige Postzu¬ 
stellung auf Grund der angegebenen 
Anschrift erfüllt sind, und müssen 
jedenfalls alle maßgeblichen Verwal¬ 
tungseinheiten, bis zur Hausnummer 
(falls vorhanden) einschließlich, ent¬ 
halten. Fordert das nationale Recht 
des Bestimmungsstaats die Angabe 
der Hausnummer nicht, so hat die 
Nichtangabe der Nummer in diesem 
Staat keine Folgen. Es wird empfoh¬ 
len, eine Telegramm- und Telexan¬ 
schrift und die Telefonnummer eben¬ 
falls anzugeben. 

d) Für jeden Anmelder, Erfinder 
oder Anwalt darf nur eine Anschrift 
angegeben werden. 

4.5 Der Anmelder 

a) Der Antrag hat Namen, An¬ 
schrift, Staatsangehörigkeit sowie 
Sitz oder Wohnsitz des Anmelders 
oder, wenn mehrere Anmelder be¬ 
teiligt sind, jedes Anmelders zu ent¬ 
halten. 

b) Die Staatsangehörigkeit des An¬ 
melders ist durch Angabe des Namens 
des Staates, dem der Anmelder ange¬ 
hört, anzugeben. 

c) Der Sitz oder Wohnsitz des An¬ 
melders ist durch Angabe des Staates, 
in dem der Anmelder seinen Sitz oder 
Wohnsitz hat, anzugeben. 

4.6 Der Erfinder 

a) Findet Regel 4.1 Absatz a Zif¬ 
fer v Anwendung, so ist im Antrag 
Namc und Anschrift des oder, wenn 
mehrere Erfinder vorhanden sind, der 
Erfinder anzugeben. 

b) Ist der Anmelder zugleich der 
Erfinder, so hat der Antrag an Stelle 
der Angabe nach Absatz a eine ent¬ 
sprechende Erklärung zu enthalten 
oder den Namen des Anmelders an 
der für die Angabe des Erfinders vor¬ 
gesehenen Stelle zu wiederholen. 

c) Der Antrag kann verschiedene 
Personen für verschiedene Bestim¬ 
mungsstaaten als Erfinder nennen, 
wenn in dieser Hinsicht die Voraus¬ 
setzungen des nationalen Rechts der 
Bestimmungsstaaten nicht ubetein- 
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request slniH rnntain a separate .State¬ 
ment for euch designated State or 
group of States in which a particular 
person, or the same person, is to be 
considered Ihe inventor, or in which 
particular persons, or the same per- 
sons, are to be considered the inven- 
tors. 

4.7 The Agent 

If agents are designated, the re- 
quest shall so indicate, and shall state 
their names and addresses. 

4.8 Representation of Several Appli- 
cants Not Having a Common 
Agent 

(a) If there is more than one appli- 
cant and the request does not refer to 
an agent representing all the appli- 
cants ("a common agent"). the request 
shall designate one of the applicants 
who is entitled to file an international 
application according to Article 9 as 
their common representative. 

(b) If there is more than one appli- 
cant and the request does not refer to 
an agent representing all the appli¬ 
cants and it does not coraply with the 
requirement of designating one of the 
applicants as provided in paragraph 
(a), the applicant first named in the 
request who is entitled to file an in¬ 
ternational application according to 
Article 9 shall be considered the com¬ 
mon representative. 

4.9 Designation of States 
Contracting States shall be desig¬ 
nated in the request by their names. 

4.10 Priority Claim 

(a) The declaration referred to in 
Article 8 (1) shall be made in the re¬ 
quest; it shall consist of a Statement 
to the effect that the priority of an 
earlier application is claimed and 
shall indicate: 

(i) when the earlier application is 
not a regional or an international 
application, the country in which 
it was filed; when the earlier ap¬ 
plication is a regional or an in¬ 
ternational application, the 
country or countries for which it 
was filed, 

(ii) the date on which it was filed, 

(iii) the number under which it was 
filed, and 

(iv) when the earlier application is 
a regional or an international 
application, the national Office 
or intergovernmental Organiza¬ 
tion with which it was filed. 


cas, ia requete doit conlenir une de¬ 
claration distincte pour chaque Etat 
designe ou pour chaque groupe 
d'Etals designes oü une ou plusieurs 
personnes donnees, ou la ou les 
memes personnes, doivent etre consi- 
derees comme l'inventeur ou les in- 
venteurs. 

4.7 Mandataire 

S'il y a Constitution de mandataires, 
la requete doit le declarer et indiquer 
leurs noms et adresses. 

4.8 Representation de plusieurs depo- 
sants n'ayant pas de mandataire 
commun 

a) S'il y a plusieurs deposants et si 
la requete n'indique pas de manda¬ 
taire representant tous les deposants 
(«mandataire commun»), eile doit 
designer comme representant commun 
l’un des deposants autorises ä 
deposer une demande internationale 
conformement ä l'article 9. 

b) S'il y a plusieurs deposants et si 
la requete n'indique pas de mandataire 
commun ni de representant commun 
conformement ä l'alinea a), le depo- 
sant nomme en premier lieu dans la 
requete qui est autorise ä deposer 
une demande internationale confor¬ 
mement ä l'article 9 est considere 
comme representant commun. 


4.9 Designation d’Etats 

Les Etats contractants doivent etre 
designes, dans la requete, par leurs 
noms. 

4.10 Revendication de priorite 

a) La declaration visee a l'article 
8. 1) doit figurer dans la requete; eile 
consiste en une declaration de reven- 
dication de la priorite d'une demande 
anterieure et eile doit indiquer: 


i) lorsque la demande anterieure 
n'est pas une demande regionale 
ou internationale, le nom du pays 
oü eile a ete deposee; lorsque la 
demande anterieure est une de¬ 
mande regionale ou internationa¬ 
le, le nom du ou des pays pour 
lesquels eile a ete deposee; 

ii) la date du depöl; 

iii) ie numero du depot; 

iv) lorsque la demande anterieure est 
une demande regionale ou inter¬ 
nationale, l'office national ou l’or- 
ganisation intergouvernementale 
oü eile a ete deposee. 


stimmen. In diesem Fall hat der An- 
Irag eine besondere Erklärung iiir 
jeden Bestimmungsslaat oder jede 
Staatengruppe zu enthalten, in denen 
eine bestimmte Person oder die 
gleiche Person als Erfinder angesehen 
wird oder in denen bestimmte Per¬ 
sonen oder die gleichen Personen als 
Erfinder angesehen worden. 

4.7 Der Anwalt 

Sind Anwälte bestellt, so sind diese 
im Antrag durch Angabe ihres Na¬ 
mens und ihrer Anschrift zu bezeich¬ 
nen. 

4.8 Die Vertretung mehrerer Anmel¬ 
der, die keinen gemeinsamen 
Anwalt haben 

a) Sind mehrere Anmelder vorhan¬ 
den und ist in dem Antrag kein An¬ 
walt angegeben, der alle Anmelder 
vertritt („gemeinsamer Anwalt“), so 
ist im Antrag ein Anmelder, der nach 
Artikel 9 zur Einreichung einer inter¬ 
nationalen Anmeldung berechtigt ist, 
als gemeinsamer Vertreter zu bezeich¬ 
nen. 

b) Sind mehrere Anmelder vorhan¬ 
den und ist in dem Antrag kein An¬ 
walt angegeben, der alle Anmelder 
vertritt, und erfüllt der Antrag das 
Erfordernis der Bezeichnung eines An¬ 
melders nach Absatz a nicht, so gilt 
der Anmelder, der im Antrag als 
erster genannt ist und nach Artikel 9 
zur Einreichung einer internationalen 
Anmeldung berechtigt ist, als gemein¬ 
samer Vertreter. 

4.9 Die Bestimmung von Staaten 

Vertragsstaaten sind im Antrag 

durch ihre Namen zu bestimmen. 

4.10 Der Prioritätsanspruch 

a) Die in Artikel 8 Absatz 1 be- 
zeichnete Erklärung muß im Antrag 
abgegeben werden; sie besteht aus 
einer Erklärung des Inhalts, daß die 
Priorität einer früheren Anmeldung 
in Anspruch genommen wird und muß 
enthalten: 

i) wenn die frühere Anmeldung 
keine regionale oder interna¬ 
tionale Anmeldung ist, das Land, 
in dem sie eingereicht worden ist; 
wenn die frühere Anmeldung eine 
regionale oder internationale An¬ 
meldung ist, das Land oder die 
Länder, für das oder die sie ein¬ 
gereicht worden ist, 

ii) das Datum, unter dem sie einge¬ 
reicht worden ist, 

iii) das Aktenzeichen, unter dem sie 
eingereicht worden ist, und 

iv) wenn die frühere Anmeldung eine 
regionale oder internationale An¬ 
meldung ist, das nationale Amt 
oder die zwischenstaatliche Or¬ 
ganisation, bei dem oder der sie 
eingercicht worden ist. 



732 


Rundo'-qesetzblaU, Jahrgang 197b. Teil II 


(!>) lt the jequest (!>»■■:» p.fit imlicalo 
botli 

(i) when thc earlier application is not 
a regional or an international np~ 
plication, the country in which it 
was filed; when thc earlier appli- 
cation is a regional or an interna¬ 
tional application, at least one 
country for which it was filed, 
and 

(ii) the dato on which it was filed, 

the priority Claim sliall, for the pur- 
poses of the procedure under the 
Treaty, be considered not to havc 
been made. 

(c) If the application number of the 
earlier application is not indicated in 
the request but is furnished by the 
applicant to the International Bureau 
prior to the expiration of the 16th 
month from the priority date, it shall 
be considered by all designated States 
to have been furnished in time. If it 
is furnished after the expiration of that 
time limit, the International Bureau 
shall inform the applicant and the 
designated Offices of the date on 
which the said number was furnished 
to it. The International Bureau shall 
indicate that date in the international 
publication of the international ap¬ 
plication, or, if, at the time of the in¬ 
ternational publication, the said num¬ 
ber has not been furnished to it, shall 
indicate that fact in the international 
publication. 

(d) If the filing date of the earlier 
application as indicated in the request 
precedes the international filing date 
by more than one year, the receiving 
Office, or, if the receiving Office has 
failed to do so, the International 
Bureau, shall invite the applicant to 
ask either for the cancellation of the 
declaration made under Article 8 (1) 
or, if the date of the earlier applica¬ 
tion was indicated erroneously, for 
the correction of the date so indicated. 
If the applicant falls to act according- 
ly within 1 month from the date of the 
invitation, the declaration made under 
Article 8 (1) shall be cancelled ex of¬ 
ficio. The receiving Office effecting 
the correction or cancellation shall 
notify the applicant accordingly and, 
if copies of the international applica¬ 
tion have already been sent to the 
International Bureau and the Inter¬ 
national Searching Authority, that 
Bureau and that Authority. If thc cor¬ 
rection or cancellation is effectcd by 
the International Bureau, the latter 
shall notify the applicant and the In¬ 
ternational Searching Authority ac- 
cordingly. 

(c) Where the priorities of scveral 
earlier applications are claimed, the 
provisions of paragraphs (a) to (d) 
shall apply to earh of them. 


b) Si la requete n'indique pas ü la 
fuis: 

i) le nom du pays oü la demande an- 
terieure a ete deposee, lorsque 
cette derniere n'est pas une de¬ 
mande regionale ou internationale, 
ou le nom d’au moins un pays 
pour lequel eile a ete deposee 
lorsqu’elle est une demande regio¬ 
nale ou internationale, et 

ii) la date du depöt, 

la revendication de priorite est, aux 
fins de la procedure selon le traite, 
consideree comme n’ayant pas ete 
presentee. 

c) Si le numero de la demande an¬ 
terieure n’est pas indique dans la re¬ 
quete mais est communique par le de- 
posant au Bureau international avant 
l’expiration du seizieme mois ä comp- 
ter de la date de priorite, ce numero 
est considere par tous les Etats desi- 
gnes comme ayant ete communique ä 
temps. S'il est communique apres 
l'expiration de ce delai, le Bureau in¬ 
ternational informe le deposant et les 
Offices designes de la date ä laquelle 
il a ete communique. Le Bureau inter¬ 
national indique cette date dans la 
publication internationale de la de¬ 
mande internationale ou, si ce numero 
ne lui a pas ete communique ä la date 
de cette publication, indique ce fait 
dans la publication internationale. 


d) Si la date du depöt de la de¬ 
mande anterieure, teile qu elle est in- 
diquee dans la requete, est anterieure 
de plus dune annee ä la date du 
depöt international, l'office recepteur 
ou, ä defaut, le Bureau international 
invite le deposant soit ä annuler la 
declaration presentee selon l’article 
8. 1), soit, si la date de la demande an¬ 
terieure a ete indiquee dune facon 
erronee, a corriger la date ainsi indi¬ 
quee. Si le deposant n’agit pas en 
consequence dans un delai d’un mois 
ä compter de cette invitation, la de¬ 
claration visee ä l'article 8. 1) est an- 
nulee d'office, L'office recepteur effec- 
tuant la correction ou l’annulation la 
notifie au deposant; si des exem- 
plaires ou des copies de la demande 
internationale ont dejä ete adresses 
au Bureau international et ä l’admi- 
nistration chargee de la recherche in¬ 
ternationale, cette notificaiion est 
egalement faite audit Bureau et ä 
ladite administration. Si la correction 
ou l'annulation est effectuee par le 
Bureau international, ce dernier noti¬ 
fie ce fait au deposant et a l'adminis- 
tration chargee de la recherche inter¬ 
nationale. 

e) Lorsque les priorites de plusieurs 
demandes anterieures sont revendi- 
quees, les alineas a) a d) s'appliquent 
ä chacune d'elles. 


h) Enthält der Anlmg nie ln beide 
folgenden Angaben* 

i) das Land, in dom sie fingeren M 
worden ist, wenn die frühere 
Anmeldung keine regionale: oder 
internationale Anmeldung ist, 
wenigstens ein Land, für das sie 
eingereicht worden ist. wenn die 
frühere Anmeldung eine regionale 
oder internationale Anmeldung ist, 

ii) das Datum, an dem sie eingcrcicht 
worden ist, 

so gilt der Prioritätsanspruch für das 
Verfahren nach dem Vertrag als nicht 
erhoben. 

c) Wird das Aktenzeichen der frü¬ 
heren Anmeldung in dem Antrag nicht 
genannt, jedocli vom Anmelder vor 
dem Ablauf des 16. Monats nach dem 
Prioritätsdatum beim Internationalen 
Büro nachgereicht, so gilt es in allen 
Bestimmungsstaaten als rechtzeitig ein- 
gereicht. W'ird es nach dem Ablauf 
dieser Frist nachgereicht, so setzt das 
Internationale Büro den Anmelder und 
die Bestimmungsämter von dem 
Datum der Nachreichung in Kenntnis. 
Das Internationale Büro gibt dieses 
Datum in der internationalen Veröf¬ 
fentlichung der internationalen An¬ 
meldung an oder nimmt, falls das 
Aktenzeichen bis zum Zeitpunkt der 
internationalen Veröffentlichung nicht 
nachgereicht worden ist, einen ent¬ 
sprechenden Hinweis in die interna¬ 
tionale Veröffentlichung auf. 

d) Liegt das im Antrag angegebene 
Datum der früheren Anmeldung mehr 
als ein Jahr vor dem internationalen 
Anmeldedatum, so fordert das An¬ 
meldeamt oder, wenn das Anmeldeamt 
dies unterlassen hat, das Interna¬ 
tionale Büro den Anmelder auf, ent¬ 
weder die Streichung der Erklärung 
nach Artikel 8 Absatz 1 zu beantragen 
oder im Falle eines Irrtums bei der 
Angabe des Datums der früheren An¬ 
meldung das angegebene Datum zu 
berichtigen. Entspricht der Anmelder 
dieser Aufforderung nicht innerhalb 
eines Monats, so wird die Erklärung 
nach Artikel 8 Absatz 1 von Amts 
wegen gelöscht. Das Anmeldeamt un¬ 
terrichtet den Anmelder und, falls 
Kopien bereits dem Internationalen 
Büro oder der Internationalen Recher¬ 
chenbehörde übersandt worden sind, 
auch das Büro und die Behörde von 
der von ihm vorgenommenen Berich¬ 
tigung oder Löschung. Wird die Be¬ 
richtigung oder die Löschung vom 
Internationalen Büro vorgenommen, 
so benachrichtigt dieses den Anmel¬ 
der und die Internationale Recher- 
chenbehördo. 

e) Werden die Prioritäten mehrerer 
früherer Anmeldungen in Anspruch 
genommen, so sind Absätze a bis d 
auf jeden Prioritätsanspruch anzuwen¬ 
den. 
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4.11 Reli-ience lo Lailier International 
or Intel n<d .oiml-Type Soarrh 


If an international or international- 
type search has been requested on an 
application under Article 15 (5), the 
Tequest may state that fact and 
identify the application (or its transla- 
tion, as the case may be) by country, 
date and number, and the request for 
the said search by date and, if avail- 
able, number. 


4.12 Choice of Certain Kinds of Pro¬ 
tection 

(a) If the applicant wishes his in¬ 
ternational application to be treated, 
in any designated State, as an applica¬ 
tion not for a patent but for the grant 
of any of the other kinds of protection 
specificd in Article 43, he shall so 
indicate in the request. For the pur- 
poses of this paragraph, Article 2 (ii) 
shall not apply. 

(b) In the case provided for in Ar¬ 
ticle 44, the applicant shall indicate 
the two kinds of protection sought, 
or, if one of two kinds of protection 
is primarily sought, he shall indicate 
which kind is sought primarily and 
which kind is sought subsidiarily. 


4.13 Identification of Parent Applica¬ 
tion or Parent Grant 
If the applicant wishes his interna¬ 
tional application to be treated, in 
any designated State, as an applica¬ 
tion for a patent or certificate of Addi¬ 
tion, inventor's certificate of addition, 
or utility certificate of addition, he 
shall identify the parent application 
or the parent patent, parent inven¬ 
tor's certificate, or parent utility cer¬ 
tificate to which the patent or certifi¬ 
cate of addition, inventor's certificate 
of addition, or utility certificate of ad¬ 
dition, if granted, relates. For the pur- 
poses of this paragraph, Article 2 (ii) 
shall not apply. 


4.14 Continuation or Continuation in 
Part 

If the applicant wishes his interna¬ 
tional application to be treated, in 
any designated State, as an applica¬ 
tion for a continuation or a continua- 
tion-in-part of an earlier application, 
he shall so indicate in the request 
and shall identify the parent applica¬ 
tion involved. 

4.15 Signatur« 

The request shall be signed by the 
applicant. 
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4.11 Reference a unc roclierche inter¬ 
nationale anNiic-uie uu ü une 
reche r che ante neuro de type in¬ 
ternational 

Si une recherche internationale ou 
une recherche de type international a 
ete demandee sur la base d une de- 
mande, conformement ä l'article 15. 5), 
la requete peut indiquer ce fait et 
identifier la demande (ou sa traduc- 
tion, selon le cas) en indiquant son 
pays, sa date et son numero, et identi¬ 
fier la demande de recherche en indi¬ 
quant sa date et, s’il est disponible, 
son numero. 


4.12 Choix de certains titres de pro¬ 
tection 

a) Si le deposant desire voir sa de¬ 
mande internationale traitee, dans 
tout Etat designe, non comme une 
demande de brevet mais comme une 
demande tendant ä la delivrance de 
l’un des titres de protection mention- 
nes ä l’article 43, il doit le declarer 
dans la requete. Aux fins du present 
alinea, 1'article 2. ii) ne s applique pas. 

b) Dans le cas prevu a 1'article 44, 
le deposant doit indiquer les deux ti¬ 
tres de protection demand6s et doit 
specifier, s’il y a lieu, le titre de pro¬ 
tection demande ä titre principal et 
celui demande a titre subsidiaire. 


4.13 Identification de la demande 
principale ou du brevet principal 

Si le deposant desire voir sa de¬ 
mande internationale traitee, dans 
tout Etat designe, comme une de¬ 
mande de brevet ou certificat d'addi- 
tion, de certificat d'auteur d'inven- 
tion additionnel ou de certificat d'uti¬ 
lite additionnel, il doit identifier la 
demande principale, le brevet princi¬ 
pal, le certificat d'auteur d’invention 
principal ou le certificat d'utilite prin¬ 
cipal auquel se referera, s'il est ac- 
corde, le brevet ou certificat d’addi- 
iion, le certificat d’auteur d invention 
additionnel ou le certificat d'utilite 
additionnel. Aux fins du present 
alinea, l'article 2. ii) ne s’applique pas. 

4.14 «Continuation» ou «Continuation 
in part» 

St le deposant desire voir sa de¬ 
mande internationale traitee, dans 
tout Etat designe, comme unc de¬ 
mande de «continuation» ou de 
«continuation in part» d’une demande 
anterieure, il doit le declarer dans la 
requete et identifier la demande prin¬ 
cipale en cause. 

4.15 Signature 

La requete doit etre signee par le 
deposant. 


4.11 Bezugnahme «nif eine frühere 
internationale Rot luuviie titln 
Recherche internationaler Art 

Ist eine internationale Recherche 
oder Recherche internationaler Art in 
bezug auf eine nationale Anmeldung 
gemäß Artikel 15 Absatz 5 angefor¬ 
dert worden, so kann im Antrag auf 
diese Tatsache hingewiesen werden 
und die Anmeldung (oder gegebenen¬ 
falls eine Übersetzung) mit dem Na¬ 
men des Staates, dem Datum und 
Aktenzeichen und die Anforderung 
der genannten Recherche mit Datum 
und, falls vorhanden, Aktenzeichen 
näher bezeichnet werden. 

4.12 Die Wahl der Art des Schutzes 

a) Wünscht der Anmelder, daß 
seine internationale Anmeldung in 
einem Bestimmungsslaat nicht als Pa¬ 
tentanmeldung, sondern als Antrag 
auf Erteilung eines anderen der in 
Artikel 43 genannten Schutzrechte 
behandelt werden soll, so hat er dies 
im Antrag anzugeben. Auf diesen Ab¬ 
satz ist Artikel 2 Ziffer ii nicht anzu¬ 
wenden. 

b) Im Falle des Artikels 44 hat der 
Anmelder die beiden Schutzrechte, um 
die er nachsucht, anzugeben; wenn 
um eines der beiden Schutzrechte in 
erster Linie nachgesucht wird, hat der 
Anmelder anzugeben, um welches 
Schutzrecht in erster Linie und um 
welches hilfsweise nachgesucht wird. 

4.13 Angabe der Stammanmeldung 
oder des Stammrechts 

Wünscht der Anmelder, daß seine 
internationale Anmeldung in einem 
Bestimmungsstaat als Anmeldung für 
ein Zusatzpatent oder -Zertifikat, 
einen Zusatzerfinderschein oder ein 
Zusatzgebrauchszertifikat behandelt 
wird, so hat er die Stammanmeldung, 
das Stammpatent, den Stammei finder¬ 
schein oder das Stammgebrauchszerti¬ 
fikat, worauf sich das Zusatzpatent 
oder -Zertifikat, der Zusatzerfinder¬ 
schein oder das Zusalzgebrauchszerti¬ 
fikat nach Erteilung beziehen, genau 
zu kennzeichnen. Auf diesen Absatz 
ist Artikel 2 Ziffer ii nicht anzuwen¬ 
den. 

4.14 Fortsetzung oder Teilfortsetzung 

Wünscht der Anmelder, daß seine 
internationale Anmeldung in einem 
Bestimmungsslaat als eine Fortset¬ 
zung oder Teilfortsetzung einer frühe¬ 
ren Anmeldung behandelt wird, so hat 
er dies im Antrag anzugeben und die 
Stammanmeldung genau zu kenn¬ 
zeichnen. 

4.15 Unterschrift 

Der Antrag ist duich den Anmelder 
zu unterzeichnen. 
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(a) Wlu ri’ any iiimc nr adihess ts 
writton in charuc>eis other than those 
ol 1 ht' Latin alphabet, the same shall 
also be indicaled in characlers of the 
Latin alphabet eithcr as a mere trans- 
literation or through Iranslation into 
English. The applicant shall decide 
which words will be merely trans- 
literaled and which words will be so 
translated. 

(b) The name of any country writ- 
ten in characters other than those 
of the Latin alphabet shall also be 
indicated in English. 

4.17 No Additional Matter 

(a) The request shall contain no 
matter other than that specified in 
Rules 4.1 to 4.16. 

(b) If the request contains matter 
other than that specified in Rules 4.1 
to 4.16, the receiving Office shall ex 
officio delete the additional matter. 

Rule 5 

The Description 

5.1 Männer of the Description 

(a) The description shall first state 
the title of the invention as appearing 
in the request and shall: 

(i) specify the technical field to 
which the invention relates; 

(ii) indicate the background art 
which, as far as known to the 
applicant, can be regarded as 
useful for the understandiny, 
searching and examination of the 
invention, and, prefcrably, eite 
the documents reflccting such 
art; 


(iii) dlsclose the invention, as (laimcd, 
in such terms that the tech¬ 
nical problcm (even if not ex¬ 
pressiv slatcd as such) and its 
solution can be understood, and 
state the advantageous effccls, if 
anv, of lhe invention wilh refer- 
ence to the background art; 


(iv) briet 1 y descrihe the fiyures in the 
drawings, if any : 

(v) sei iorth at least the best mode 
contemplated by the applicant 
for carrying out the invention 
clainunL Uns shall be done in 


Lind* l/blciy .]<sii■ l‘»7o. 1»-i 

4.1»* i i i i ■ , . i ticOurlioh de 

« i-ieint-. 

aj l.ioqu in noin cu ur:e udiosu 
ne so:it pas e< nt?> en caracteres latins, 
ils doiven.t egalemer.t et re reproduits 
en caracteres latins, soit par translit- 
teration, soit par traduction anglaise. 
II appartient au deposant de decider 
quels mots seront simplement translit- 
teres et quels mots seront traduits. 


b) Lorsque le nom d un pays n'est 
pas ecrit en caracteres latins, il doit 
etre egalement indique en anglais. 


4.17 Exclusion d'indications addition- 
nelles 

a) La requete ne doit contenir 
aucune indication autre que celles qui 
sont mentionnees aux regles 4.1 ä 
4.16. 

b) Si la requete contient des indica- 
tions autres que celles qui sont men¬ 
tionnees aux regles 4.1 ä 4.16, l'office 
recepteur biffe d’office les indications 
additionnelles. 

Regle 5 
Description 

5.1 Maniere de rediger la description 
a) La description doit commencer 
par indiquer le titre de linvention tel 
qu’il figure dans la requete et doit: 

i) preciser le domaine technique 
auquel se rapporte l invention; 

ii) indiquer la technique anterieure 
qui, dans la mesure oü le depo¬ 
sant la connait, peut etre consi- 
deree corame utile pour l’intelli- 
gence, la recherche et l’examen 
de Linvention, et doit, de prefe¬ 
rence, citer les documents refle- 
tant ladite technique; 


iii) exposer 1 invention dont la protec¬ 
tion est demandee en des termes 
permettant la comprehension du 
Probleme technique (meine s’il 
n’est pas expressement designe 
comme tel) et de sa solution, et 
exposer les effcls avantageux, s’il 
V en a, de Linvention en se refe- 
rant ä la technique anterieure; 


iv) deciire bnevemenI les tigures 
contenuos dans les dessins, s’il y 
en a; 

v) indiquer au moins la meilleure 
maniere envisagee par le depo¬ 
sant de realiser Linvention dont la 
protection est demandee; cette 


I 
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a) Weiden Nanii-i! oo r An-ichntien 
in anderen Buchstaben als denen des 
lateinischen Alphabets geschrieben, 
so sind sie auch in Buchstaben des 
lateinischen Alphabets anzugeben, 
und zwar als bloße Transkription oder 
durch Übersetzung in die englische 
Sprache. Der Anmelder hat zu bestim¬ 
men, welche Wörter lediglich tran¬ 
skribiert und welche Wörter übersetzt 
werden. 

b) Der Name eines Landes, der in 
anderen Buchstaben als denen des 
lateinischen Alphabets angegeben ist, 
ist auch in englischer Sprache anzu¬ 
geben. 

4.17 Keine weiteren Angaben 

a) Der Antrag darf keine weiteren 
als die in den Regeln 4.1 bis 4.16 auf¬ 
geführten Angaben enthalten. 

b) Enthalt der Antrag andere als die 
in Regel 4.1 bis 4.16 aufgeführten An¬ 
gaben, so hat das Anmeldeamt von 
Amts wegen die zusätzlichen Angaben 
zu löschen. 

Regel 5 

Die Beschreibung 

5.1 Art der Beschreibung 

a) In der Beschreibung ist zunächst 
die im Antrag erscheinende Bezeich¬ 
nung der Erfindung zu nennen; ferner 

i) ist das technische Gebiet, auf das 
sich die Erfindung bezieht, anzu¬ 
geben; 

ii) ist der zugrundeliegende Stand der 
Technik anzugeben, soweit ei 
nach der Kenntnis des Anmelders 
für das Verständnis der Erfindung, 
für die Recherche und die Prüfung 
als nützlich angesehen werden 
kann; vorzugsweise sind auch 
Fundstellen anzugeben, aus denen 
sich dieser Stand der Technik er¬ 
gibt; 

iii) ist die Erfindung, wie sie in den 
Ansprüchen gekennzeichnet ist, so 
darzustellen, daß danach die tech¬ 
nische Aufgabe (auch wenn nicht 
ausdrücklich als solche genannt) 
und deren Lösung verstanden wer¬ 
den können; außerdem sind ge¬ 
gebenenfalls die vorteilhaften 
Wirkungen der Erfindung unter 
Bezugnahme auf den zugrundelie¬ 
genden Stand der Technik anzu¬ 
geben ; 

iv) sind die Abbildungen der Zeich¬ 
nungen, ialls solche vorhanden 
sind, kuiz zu bevliieiben; 

v) ist wenigstens der nach Ansicht 
des Anmelders beste Weg zur 
Ausführung der beanspruchten Er¬ 
findung. anzugeben; dies soll, wo 
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terms of cxamplos, where appvo- 
pruite, and vvilh refeience lo llie 
drawings, if any; where llie na¬ 
tional law of the designated Stale 
docs not requirc the description 
of tlie best mode but is satisfied 
with the description of any mode 
(whether it is the best con- 
tcmplated or not), failure to de- 
scribe the best mode contcmplat- 
ed shall have no effect in that 
State; 


(vi) indicate explicitly, when it is not 
obvious from the description or 
nature of the invention, the way 
in which the invention is capable 
of exploitation in industry and 
the way in which it can be made 
and used, or, if it can only be 
used, the way in which it can be 
used; the term “industry" is to be 
understood in its broadest sense 
as in the Paris Convention for 
the Protection of Industrial 
Property. 


(b) The manner and order specified 
in paragraph (a) shall be followed 
except when, because of the nature 
of the invention, a different manner 
or a different order would result in a 
better understanding and a more 
economic presentation. 

(c) Subject to the provisions of 
paragraph (b), each of the parts refer- 
red to in paragraph (a) shall prefer- 
ably be preceded by an appropriate 
heading as suggested in the Adminis¬ 
trative Instructions. 

Rule 6 
The Claims 

6.1 Number and Numbering of Claims 

(a) The number of the Claims shall 
be reasonable in consideration of the 
nature of the invention claimed. 

(b) If there are several Claims, they 
shall be numbered consecutively in 
arabic numerals. 

(c) The method of numbering in the 
case of the amendment of Claims shall 
be governed by the Administrative 
Instructions. 

6.2 References to Other Parts of the 
International Application 

(a) Claims shall not, except where 
absolutely necessary, rely, in respect 
of the tcchnical features of the inven¬ 
tion, on references to the description 
or drawings. In particular, they shall 
not rely on such references as: "as 
described in pari . .. of the descrip- 


indication doit se faire on utiiisant 
des exempies, lorsque cela est 
adequat, et des references aux 
dessins, s'il y en a; lorsque la Ie- 
gislation nationale de l‘£tat desi- 
gne n’exige pas de description de 
la meilleure maniere de realiser 
l'invention, mais se contente de la 
description d'une maniere quel- 
conque de la realiser (que cette 
maniere soit ou non la meilleure 
que le deposant ait pu envisager), 
le fait de ne pas decrire la meil¬ 
leure maniere envisagee n’a pas 
d’effet dans cet Etat; 
vi) indiquer, d'une fagon explicite, 
dans le cas oü cela ne resulte pas 
ä l'evidence de la description ou de 
la nature de l'invention, la ma¬ 
niere dont l'objet de l'invention 
est susceptible d'exploitation 
dans l’industrie et la maniere dont 
il peut etre produit et utilise, ou, 
s'il peut etre seulement utilise, la 
maniere dont il peut etre utilise; le 
terme «Industrie» doit etre enten- 
du dans son sens le plus large, 
comme dans la Convention de 
Paris pour la protection de la pro- 
priete industrielle. 

b) Il y a lieu de suivre la maniere 
et l'ordre indiques ä l'alinea a) sauf 
lorsqu'en raison de la nature de Tin- 
vention, une maniere differente ou un 
ordre different entrainerait une meil¬ 
leure intelligence et une presentation 
plus economique. 

c) Sous reserve de l'alinea b), cha- 
que element enumere ä l'alinea a) 
doit de preference etre preced6 d'un 
titre approprie, conformement aux re- 
commandations figurant dans les in¬ 
structions administratives. 

Rfcgle 6 

Revendlcations 

6.1 Nombre et numerotation des 
revendications 

a) Le nombre des revendications 
doit etre raisonnable, compte tenu de 
la nature de l’invention dont la pro¬ 
tection est demandee. 

b) S’il y a plusieurs revendications, 
elles doivent etre numerotees de 
fagon continue, en chiffres arabes. 

c) Le Systeme de numerotation, en 
cas de modification des revendica¬ 
tions, est fixe dans les instructions 
administratives. 

6.2. References ä d'autres parties de 
la demande internationale 

a) Les revendications ne doivent 
pas, sauf lorsque cela est absolument 
necessaire, se fonder, pour ce qui 
concerne les caracteristiques techni- 
ques de l'invention, sur des referen¬ 
ces ä la description ou aux dessins. 
Hn particulier, elles ne doivent pas se 


es angebracht ist, du:«h Ufisnioto 
und gegebenenfalls uuiei Htvuq- 
nahme auf Zeichnungen ge¬ 
schehen; fordert das nationale 
Recht eines Bcstimmungssl.iats 
nicht die Beschreibung des besten 
Weges, sondern läßt es die Be¬ 
schreibung irgendeines Weges zur 
Ausführung (gleichgültig, ob er als 
der beste angesehen wird) genü¬ 
gen, so hat die Nichtangabe des 
besten Weges zur Ausführung in 
diesem Staat keine Folgen; 


iv) ist im einzelnen anzugeben, falls 
dies nicht nach der Beschreibung 
oder der Natur der Erfindung 
offensichtlich ist, in welcher 
Weise der Gegenstand der Erfin¬ 
dung gewerblich verwertet, her- 
gestellt und verwendet werden 
kann oder, wenn er nur verwen¬ 
det werden kann, auf wetche 
Weise er verwendet werden kann; 
der Begriff .gewerblich" ist im 
weitesten Sinne wie in der Pariser 
Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums zu 
verstehen. 

b) Die im Absatz a festgelegte 
Form und Reihenfolge sind einzuhal¬ 
ten, außer wenn wegen der Art der 
Erfindung eine abweichende Form 
oder Reihenfolge zu einem besseren 
Verständnis oder zu einer knapperen 
Darstellung führen würde. 

c) Vorbehaltlich des Absatzes b soll 
möglichst jedem der in Absatz a ge¬ 
nannten Teile eine geeignete Über¬ 
schrift vorangestellt werden, wie sie 
in den Verwaltungsrichtlinicn vorge¬ 
schlagen wird. 

Regel 6 
Die Ansprüche 

6.1 Zahl und Numerierung der 
Ansprüche 

a) Die Anzahl der Ansprüche hat 
sich bei Berücksichtigung der Art der 
beanspruchten Erfindung in vertret¬ 
baren Grenzen zu halten. 

b) Mehrere Ansprüche sind fortlau¬ 
fend mit arabischen Zahlen zu nume¬ 
rieren. 

c) Die Art und Weise der Nume¬ 
rierung im Falle der Änderung von 
Ansprüchen wird durch die Verwal¬ 
tungsrichtlinien geregelt. 

6.2 Bezugnahme auf andere Teile der 
Anmeldung 

a) Ansprüche dürfen sich, wenn 
dies nicht unbedingt erforderlich ist, 
im Hinblick auf die technischen Merk¬ 
male der Erfindung nicht auf Bezug¬ 
nahmen auf die Beschreibung oder die 
Zeichnungen stützen. Sie dürfen sich 
insbesondere nicht auf Hinweise stüt- 
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tion", tu us illiis!iu l«‘<i in üijum 
oi the drawings'. 


(1)) Whore thc international appli- 
cation conlains drawings, tho techni- 
cal features mentioned in the Claims 
shall prcferably be followed by ihe 
reference signs relating to sudi fea¬ 
tures. When used, the referencc signs 
shall preferably be placcd belween 
parenlheses. If inclusion of reference 
signs does not parlicularly facilitate 
quicker understanding of a Claim, it 
should not be made. Reference signs 
may be removed by a designated Of¬ 
fice for the purposes of publication by 
such Office. 


6.3 Männer of Claiming 

(a) The definition of the matter for 
which protection is sought shall be in 
terms of the technical features of the 
invention. 

(b) Whenever appropriate, Claims 
shall contain: 

(i) a Statement indicating those tech¬ 
nical features of the invention 
which are necessary for the defi¬ 
nition of the claimed subject mat¬ 
ter but which, in combination, are 
part of the prior art, 

(ii) a characterizing portion—preced- 
ed by the words "characterized in 
that", "characterized by“, "wherein 
the improvement comprises", or 
any other words to the same ef- 
fect—stating concisely the techni¬ 
cal features which, in combination 
with the features stated under (i), 
it is desired to protcct. 


(c) Where the national law of the 
designated State does not require the 
manner of claiming provided for in 
Paragraph (b), failure to use that man¬ 
ner of claiming shall have no effect in 
that State provided the manner of 
claiming actually used satisfies the 
national law of that State. 

6.4 Dependent Claims 

(a) Any claim which includes all 
the features of one or rnore other 
Claims (claim in dependent form, 
hcreinafter referred to as "dependent 
claim 1 ') shall do so by a reference, if 
possible at the beginning, to the other 
claim or Claims and shall then state 
the additional features claimed. Any 
dependent claim which refers lo inore 
than one other Claim ("multiple de¬ 
pendent claim") shall refer to such 
Claims in the alternative only. Mul¬ 
tiple dependent Claims shall not serve 
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ji>r:ii• •: h'.ir des reh-i i'ikvs telles qu»; 
cu.’iiiu i * (!■•<:; 1 du ns lu purhe ... de 3a 
desciiplion ou comme illustre dans 
3a fifjure . . . des dessins;. 

b) Lorsquc la demande internatio¬ 
nale contient des dessins, !cs caracte- 
ristiquos techniques mentionnees dans 
les revendicalions doivent de prefe¬ 
rence etre suivies de signes de refe¬ 
rence relatifs ä ces caracteristiques. 
Lorsqu’ils sont utilises, les signes de 
reference doivent, de preference, etre 
places entre parentheses. Si l’inclu- 
sion de signes de reference ne facilite 
pas particulierement une comprehen- 
sion plus rapide d'une revendication, 
eile ne doit pas etre faite. Des signes 
de reference peuvent etre retires par 
un Office designe, aux fins de publica¬ 
tion par cet Office. 

6.3 Maniere de rediger les revendi- 
cations 

a) La definition de 1‘objet pour le- 
quel la protection est demandee doit 
etre faite en termes de caracteristi¬ 
ques techniques de 1‘invention. 

b) Chaque fois que cela est appro- 
prie, les revendications doivent con- 
tenir: 

i) un preambule indiquant les carac¬ 
teristiques techniques de l'inven- 
tion qui sont necessaires ä la de¬ 
finition de l’objet revendique mais 
qui, en etant combinees, font Par¬ 
tie de l'etat de la technique; 

ii) une partie caraclerisante — prece- 
dee des mots «caracterise en», «ca- 
racterise par», «oü l’amelioration 
comprend», ou tous autres mots 
tendant au raeme effet — exposant 
d une maniere concise les caracte¬ 
ristiques techniques que, conjoin- 
tement avec les caracteristiques 
techniques mentionnees au point 
j), I on desire proteger. 


c) Lorsque la legislation nationale 
de l'Etat designe n'exige pas que les 
revendications soient redigees de la 
maniere prevue a l'alinea b), le fait de 
ne pas rediger les revendications de 
cette maniere n'a pas d'effet dans cet 
Etat si les revendications ont ete re¬ 
digees d'une maniere confornie a la le¬ 
gislation nationale de cet Etat. 

6.4 Revendications dependantes 
a) Toute revendication qui com¬ 
prend toules les caracteristiques 
d'une ou de plusieurs autres revendi¬ 
cations (revendications de forme de- 
pendante, ci-apres appelees -revendi¬ 
cations dependantes») doit le faire par 
une reference, si possible au commen- 
cement, a cette ou ä ces autres reven¬ 
dicalions, et doit preciser les caracte¬ 
ristiques additionnelles rovendiquees. 
Toute revendication dependanle qui 
se reföro a plus d’une autre revendi¬ 
cation (revendication dependante 
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zell wie: h« -s< hi i< h ai ')Yil ... 

der B<-s< iiiuibinKj" oder ..v, ;<■ i:i Ab¬ 
bildung . . . der Zeichnung ■ g«. s‘< :l! '. 

b) Sind der internationalen Anmel¬ 
dung Zeichnungen beigefüg!, so sollen 
zu den in den Ansprüchen genannten 
technischen Merkmalen vorzugsweise 
Bezugszeichen, die auf diese Merk¬ 
male hinweisen, angefügt werden. Die 
Bezugszeichen sollen vorzugsweise in 
Klammern gesetzt werden. Ermög¬ 
lichen die Bezugszeichen kein schnel¬ 
leres Verständnis des Anspruchs, so 
sollen sie nicht aufgenommen werden. 
Bezugszeichen können durch ein Be- 
stimniungsamt für die Zwecke der 
Veröffentlichung durch dieses Amt 
entfernt werden. 

6.3 Formulierung der Ansprüche 

a) Der Gegenstand des Schutzbe¬ 
gehrens ist durch Angabe der tech¬ 
nischen Merkmale der Erfindung fest¬ 
zulegen. 

b) Wo es zweckdienlich ist, haben 
die Ansprüche zu enthalten: 

i) die Angabe der technischen Merk¬ 
male, die für die Festlegung des 
beanspruchten Gegenstands der Er¬ 
findung notwendig sind, jedoch — 
im Verbindung miteinander — zum 
Stand der Technik gehören, 

ii) einen kennzeichnenden Teil — ein¬ 
geleitet durch die Worte „dadurch 
gekennzeichnet „gekennzeichnet 
durch“, „wobei die Verbesserung 
darin besteht" oder durch eine 
andere Formulierung mit der glei¬ 
chen Bedeutung —, der in gedräng¬ 
ter Form die technischen Merk¬ 
male bezeichnet, für die in Ver¬ 
bindung mit den unter Ziffer i an¬ 
gegebenen Merkmalen Schutz be¬ 
gehrt wird. 

c) Fordert das nationale Recht des 
Bestimmungsstaals die in Absatz b 
vorgeschriebene Art der Formulierung 
der Ansprüche nicht, so hat der Nicht¬ 
gebrauch dieser Formulierung in die¬ 
sem Staat keine Folgen, sofern die 
Art der Formulierung der Ansprüche 
dem nationalen Recht dieses Staates 
genügt. 

6.4 Abhängige Ansprüche 

a) Jeder Anspruch, welcher alle 
Merkmale eines anderen oder mehre¬ 
rer anderer Ansprüche enthält (An¬ 
spruch in abhängiger Form, nachfol¬ 
gend bezeichnet als „abhängiger An¬ 
spruch"), hat vorzugsweise in der 

Einleitung eine Bezugnahme auf den 

anderen Anspruch oder die anderen 
Ansprüche zu enlhalten und nachfol¬ 
gend die zusätzlichen Merkmale an¬ 
zugeben, die beansprucht werden. 

Jeder abhängige Anspruch, der auf 
mehr als einen anderen Anspruch 
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us u Ikisjs ior any other multiple do¬ 
penden! claim. 


(b) Any dependent Claim shall be 
construcd as including all the limita- 
tions contained in the Claim to which 
it refers or, if the dependent Claim is 
a multiple dependent Claim, all the 
limitations contained in the particular 
claim in relation to which it is con- 
sidered. 

(c) All dependent Claims referring 
back to a single previous claim, and 
all dependent Claims referring back to 
several previous Claims, shall be 
grouped together to the extent and in 
the most practical way possible. 


6.5 Utility Models 

Any designated State in which the 
grant of a utility model is sought on 
the basis of an international applica- 
tion may, instead of Rules 6.1 to 6.4, 
apply in respect of the matters regu- 
lated in those Rules the provisions of 
its national law concerning utility 
models once the processing of the in¬ 
ternational application has started in 
that State, provided that the applicant 
shall be allowed at least 2 months 
from the expiralion of the time limit 
applicable under Article 22 to adapt 
his application to the requirements of 
the said provisions of the national 
law. 


Rule 7 

The Drawings 

7.1 Flow Sheets and Diagrams 

Flow sheets and diagrams are con- 
sidered drawings. 

7.2 Time Limit 

The time limit referred to in Arti¬ 
cle 7 (2) (ii) shall be reasonable under 
the circumstanees of the case and shall, 
in no case, be shorter than 2 months 
from the date of the written invita- 
tion requiring the filing of drawings 
or additional drawings under the said 
Provision. 


Rule 8 

The Abstract 

8.1 Contents and Form of llie Abstract 

(a) The abstract shall consist of the 
followiny: 


multiple-) ne doit sc refejei ü cos 
aulres revendications que dan> Io 
cadrc d une alternative. Les revendi- 
cations dependantes multiples ne doi- 
vent servir de base ä aucune autre re- 
vendication dependante multiple. 

b) Toute revendication dependante 
doit etre coneue de maniere ä inclure 
toutes les limitations contenues dans 
la revendication ä laquelle eile se re- 
fere ou, si eile est une revendication 
dependante multiple, ä inclure toutes 
les limitations figurant dans celle des 
revendications avec laquelle eile est 
prise en consideration. 

c) Toutes les revendications depen¬ 
dantes se referant ä une revendica¬ 
tion anterieure unique et toutes les 
revendications dependantes se refe¬ 
rant a plusieurs revendications ante- 
rieures doivent etre groupees autant 
que possible et de la maniere la plus 
pratique possible. 

6.5 Modeles d'utilite 

Au lieu et place des regles 6.1 ä 6.4, 
tout Etat designe dans lequel un mo¬ 
dele d'utilite est demande sur la base 
d’une demande internationale peut 
appliquer, apres que le traitement de 
la demande internationale a com- 
mence dans cet Etat, les dispositions 
en la matiere de sa legislation natio¬ 
nale; dans ce cas, le deposant dispose, 
pour adapter sa demande internatio¬ 
nale aux exigences desdites disposi¬ 
tions de la legislation nationale, d un 
delai de deux mois au moins a comp- 
ter de l expiration du delai applicable 
selon l'article 22. 


Regle 7 
Dessins 

7.1 Schemas d'etapes de processus et 
diagrammes 

Les Schemas d'etapes de processus 
et les diagrammes sont consideres 
comme des dessins. 

7.2 Delai 

Le delai mentionne ä I article 7. 2) ii) 
doit etre raisonnable, compte tenu du 
cas d'espece, et ne doit en tout cas 
pas etre inferieur ä deux mois ä 
compter de la date de l’invitation 
ecrite ä proceder au depöt de dessins 
ou de dessins additionnels conforme- 
ment ä ladite disposition. 


Regle 8 
Abrege 

8.1 Contenu et forme de l'abrege 

a) L'abrege doit comprendre: 


veiwriM |. M ii11* 111 hu ii iibiitin<;[<;< : ,\n- 
spriu l li '), ei«! i f mit in I'ojmi oimi Aiiti- 
native auf andeie Ansprüche verwei¬ 
sen. Mehrfach abhängige Ansprüche 
dürfen nicht als Grundlage für weitere 
mehrfach abhängige Ansprüche die¬ 
nen. 

b) Jeder abhängige Anspruch ist 
dahin auszulegen, daß er alle Be¬ 
schränkungen des Anspruchs enthält, 
auf den er sich bezieht, oder im Falle 
mehrfacher Abhängigkeit alle Be¬ 
schränkungen des Anspruchs, mit dem 
er im Einzelfal! in Verbindung ge¬ 
bracht wird. 

c) Alle abhängigen Ansprüche, die 
sich auf einen oder mehrere voran¬ 
gehende Ansprüche rückbeziehen, 
sind soweit möglich und auf die 
zweckmäßigste Weise zu gruppieren. 


6.5 Gebrauchsmuster 

Jeder Bestimmungsstaat, in dem auf 
der Grundlage einer internationalen 
Anmeldung um die Erteilung eines 
Gebrauchsmusters nachgesucht wird, 
kann hinsichtlich der in den Regeln 

6.1 bis 6.4 geregelten Gegenstände an 
Stelle dieser Regeln sein nationales 
Gebrauchsmusterrecht anwenden, so¬ 
bald mit der Bearbeitung der interna¬ 
tionalen Anmeldung in diesem Staat 
begonnen w r orden ist; dem Anmelder 
ist jedoch auf jeden Fall eine Frist 
von zwei Monaten nach Ablauf der 
nach Artikel 22 maßgeblichen Frist 
zu gewahren, damit er seine Anmel¬ 
dung den genannten Bestimmungen 
des nationalen Rechts anpassen kann. 

Regel 7 

Die Zeichnungen 

7.1 Flußdiagramme und Diagramme 

Flußdiagramme und Diagramme gel¬ 
ten als Zeichnungen. 

7.2 Frist 

Die in Artikel 7 Absatz 2 Ziffer ii 
genannte Frist muß unter Berücksich¬ 
tigung der Umstände des Falles ange¬ 
messen sein und darf in keinem Falle 
kürzer bemessen werden als zwei Mo¬ 
nate seit dem Zeitpunkt, in dem die 
Nachreichung von Zeichnungen oder 
von zusätzlichen Zeichnungen nach 
der genannten Vorschrift schriftlich 
verlangt worden ist. 

Regel 8 

Die Zusammenfassung 

8.1 Inhalt und Form der Zusammen¬ 
fassung 

a) Die Zusammenfassung hat zu be¬ 
stehen : 




738 

(il u suiii:i.a:y ui ihu disiluMuu as 
(. (jniaiiu-il in the <iesc i iption. Uh* 
Claims, und any drawings; the 
summary shall indicale the teclmi- 
cal fiold to which tho invention 
pertains and shall he dralted in a 
way which allows the clear 
undcrslanding of the technical 
Problem, the gist of the solution 
of that problem through the in- 
venlion, and the principal use or 
uses of the invention; 

(ii) where applicable, the Chemical 
formula which, among all the for- 
mulac contained in the interna¬ 
tional application, best character- 
izes the invention. 

(b) The abstract shall be as concise 
as the disclosure permits (preferably 
50 to 150 words if it is in English or 
when translated into English). 


(c) The abstract shall not conlain 
Statements on the alleged merits or 
value of the claimed invention or on 
its speculative application. 


(d) Each main technical feature 
menlioned in the abstract and illus- 
trated by a drawing in the interna¬ 
tional application shall be followed 
by a reference sign, placed between 
parentheses. 

8.2 Failure to Suggest a Figure to be 
Published with the Abstract 

If the applicant fails to make the 
indication referred to in Rule 3.3 (a) 
(iii), or if the International Searching 
Authority finds that a figure or 
figures other than that figure or those 
figures suggested by the applicant 
would among all the figures of all the 
drawings, bctter characterize the in¬ 
vention, it shall indicate the figure or 
figures which it so considers. Publica- 
tions by the International Bureau 
shall thcn use the figure or figures so 
indicated by the International Search¬ 
ing Authority. Otherwise, the figure or 
figures suggested by the applicant 
shall bc used in the said publications. 


8.3 Guiding Principles in Drafting 
The abstract shall be so drafted 
that it can efficicntly serve as a scan- 
ning tool for purposes of searching in 
the pnrticular art, especially by 
assisting the scientist, engineer or 
rosearcher in formulating an opinion 
on whelher there is a noed for Con¬ 
sulting the international application 
itself. 


Buiidi i,*i j! si:\ gong 19/ii, Te 

i) in*. :« sumö du u: qui est exposu dans 
Iti desci iption, Jes revendications 
et tous dessins; le resume doit in- 
ciiquer le domaine technique 
auquel appartient Linvention et 
doit etre redige de maniere a per- 
mettre une claire comprehension 
du probleme technique, de Les- 
sence de la solution de ce 
Probleme par le moyen de linven- 
tion et de l'usage principal ou des 
usages principaux de 1'invenüon; 

ii) le cas echeant, la formule chimi- 
que qui, parmi toutes les formules 
figurant dans la demande interna¬ 
tionale, caracterise le mieux 1”in¬ 
vention. 

b) L’abrege doit etre aussi concis 
que l'expose le permet (de preference 
de cinquante ä cent cinquante mots 
lorsqu’il est etabli ou traduit en 
anglais). 

c) L abrege ne doit pas contonir de 
declarations relatives aux merites ou 
ä la valeur allegues de l'invention 
dont la protection est demandee ni ä 
ses applications supputees. 

d) Chacune des principales carac- 
teristiques techniques mentionnees 
dans labrege et illustrees par un 
dessin figurant dans la demande inter¬ 
nationale doit etre suivie dun signe 
de reference figurant entre paren¬ 
theses. 

8.2 Absence d'indication de la figure 
a publier avec Labrege 

S: le deposant ne fournit pas lindi- 
cation mentionnee ä la regle 3.3 a) iii) 
ou si Ladministration chargee de la 
recherche internationale considere 
qu'une ou des figures autres que cel- 
les qui sont proposees par le deposant 
pourraient, parmi toutes les figures de 
tous les dessins, caracteriser mieux 
Linvention, eile indique la ou les 
figures en question. Les publica¬ 
tions cffectuees par le Bureau inter¬ 
national utiliseront la ou les figures 
ainsi indiquees par Ladministration 
chargee de la recherche internatio¬ 
nale. Sinon, la ou les figures pro¬ 
posees par le deposant seront utili- 
sees pour ces publications. 


8.3 Principes de redaction 
Labrege doit etre redige de ma¬ 
niere a pouvoir servir efficacement 
cLinstrument de selection aux fins de 
la recherche dans le domaine tech¬ 
nique partirulicr, specialcment en 
aidant le scicntifique, Linyenieur ou 
le chercheur quant a la question de 
savoir s’il y a lieu de consulter la de¬ 
mande internationale elle-meme. 


Ii 

j| aus e iner Kui/.iussung <i< r i:: dm 
Bosvhieibung, d< n Ansprin.ln -n un«i 
Zeichnungen enthaltenen Oiien- 
barung; die? Kurzfassung soll das 
technische Gebiet der Erfindung 
angeben und so gefaßt sein, daß 
sie ein klares Verständnis des 
technischen Problems, des ent¬ 
scheidenden Punktes der Lösung 
durch die Erfindung und der haupt¬ 
sächlichen Verwendungsmöglich¬ 
keiten ermöglicht; 

ii) gegebenenfalls aus der chemischen 
Formel, die Unter allen in der inter¬ 
nationalen Anmeldung enthaltenen 
Formeln die Erfindung am besten 
kennzeichnet. 

b) Die Zusammenfassung hat so 
kurz zu sein, wie es die Offenbarung 
erlaubt (vorzugsweise 50 bis 150 Wör¬ 
ter, wenn in englischer Sprache abge¬ 
faßt oder in die englische Sprache 
übersetzt). 

c) Die Zusammenfassung darf keine 
Behauptungen über angebliche Vor¬ 
züge oder den Wert der beanspruch¬ 
ten Erfindung oder über deren theore¬ 
tische Anwendungsmöglichkeiten ent¬ 
halten. 

d) Jedem in der Zusammenfassung 
erwähnten und in einer der Anmel¬ 
dung beigefügten Zeichnung veran¬ 
schaulichten technischen Merkmal hat 
in Klammern ein Bezugszeichen zu 
folgen. 

8.2 Fehlen eines Vorschlags für die 
mit der Zusammenfassung zu ver¬ 
öffentlichende Abbildung 

Macht der Anmelder die in Regel 3.3 
Absatz a Ziffer iii erwähnte Angabe 
nicht oder kommt die Internationale 
Recherchenbehörde zu dem Ergebnis, 
daß eine oder mehrere andere Abbil¬ 
dungen als die vom Anmelder vorge¬ 
schlagene von allen Abbildungen aller 
Zeichnungen die Erfindung besser 
kennzeichnen, so soll sie diese Ab¬ 
bildung oder Abbildungen angeben. 
In den Veröffentlichungen des Inter¬ 
nationalen Büros werden dann die von 
der Rccherchenbehörde angegebene 
Abbildung (oder angegebenen Abbil¬ 
dungen) verwendet. Sonst wird die 
vom Anmelder vorgcschlagene Ab¬ 
bildung (oder Abbildungen) in den ge¬ 
nannten Veröffentlichungen verwen¬ 
det. 

8.3 Richtlinien für die Fassung 

Die Zusammenfassung ist so zu for¬ 
mulieren, daß sie auf dem jeweiligen 
Fachgebiet als brauchbare Handhabe 
zur Nachsuche dienen kann, insbeson¬ 
dere dem Wissenschaftler, dem Inge¬ 
nieur oder dem Rechercheur dabei 
hilft, sich eine Meinung darüber zu 
bilden, ob es notwendig ist, die inter¬ 
nationale Anmeldung selbst einzu- 
schon. 
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Rule 9 

Expressions, Etc., Not To Be Uscd 

9.1 Definition 

The international application shall 
not contain: 

(i) expressions or drawings contrary 
to morality; 

(ii) expressions or drawings contrary 
to public order; 

(iii) Statements disparaging the Prod¬ 
ucts or processes of any partic- 
ular person other than the appli- 
cant, or the merits or validity of 
applications or palents of any 
such person (mere comparisons 
with the prior art shall not be 
considered disparaging per sc); 

(iv) any Statement or other matter 
obviously irrelevant or unneces- 
sary under the circumstances. 

9.2 Noting of Lack of Compliance 

The receiving Office and the Inter¬ 
national Searching Authority may 
note lack of compliance with the pre- 
scriptions of Rule 9.1 and may sug- 
gest to the applicant that he voluntari- 
ly correct his international applica- 
tion accordingly. If the lack of com¬ 
pliance was noted by the receiving 
Office, that Office shall inform the 
competent International Searching 
Authority and the International 
Bureau? if the lack of compliance was 
noted by the International Searching 
Authority, that Authority shall inform 
the receiving Office and the Interna¬ 
tional Bureau. 

9.3 Reference to Article 21 (6) 

"Disparaging Statements", referred 
to in Article 21 (6), shall have the 
meaning as defined in Rule 9.1 (iii). 

Rule 10 

Terminology and Slgns 

10.1 Terminology and Signs 

(a) Units of weights and measures 
shall be expressed in terms of the 
metric System, or also expressed in 
such terms if first expressed in terms 
of a different System. 

(b) Temperatures shall be expressed 
in degrees centigrade, or also ex¬ 
pressed in degrees centigrade if first 
expressed in a different manner. 

(c) Density shall be expressed in 
metric units. 

(d) For indications of heat, energy, 
light, sound, and magnetism, as well 
as for mathematical formulae and 
electrica! units, the rules of interna¬ 
tional practice shall be observed; for 


Regle 9 

Expressions, etc., a ne pas utiliser 

9.1 Definition 

La demande internationale ne doit 
pas conlenir: 

i) d expressions ou de dessins con- 
traires aux bonnes meeurs; 

ii) d'expressions ou de dessins con- 
traires ä l'ordre public-, 

iii) de declarations denigrantes quant 
ä des produits ou procedes d un 
tiers ou quant aux merites ou ä la 
validite de demandes ou de bre- 
vets d'un tiers (de simples compa- 
raisons avec l'etat de la technique 
ne sont pas considerees comme 
denigrantes en soi); 

iv) de declarations ou d autres ele- 
ments manifestement non perti- 
nents ou superflus en lespece. 

9.2 Observation quant aux irregula- 
rites 

L'office recepteur et ladministra- 
tion chargee de la recherche inter¬ 
nationale peuvent faire observer que 
la demande internationale ne repond 
pas aux prescriptions de la regle 9.1 
et proposer au deposant de la corriger 
volontairement en consequence. Si 
l'observation a ete faite par l’office 
recepteur, ce dernier en informe l’ad- 
ministration competente chargee de la 
recherche internationale et le Bureau 
international. Si l'observation a ete 
faite par 1'administration chargee de 
la recherche internationale, cette der- 
niere en informe l'office recepteur et 
le Bureau international. 

9.3 Reference ä l'article 21.6) 

Les «declarations denigrantes» men- 
tionnees ä l'article 21. 6) ont le sens 
precise ä la regle 9.1 iii). 


Rfcgle 10 

Terminologie et signes 

10.1 Terminologie et signes 

a) Les unites de poids et de mesu- 
res doivent etre exprimees selon le 
Systeme metrique ou exprimees egale- 
ment selon ce Systeme si elles sont 
d’abord exprimees selon un autre 
Systeme. 

b) Les temperatures doivent etre 
exprimees en degres centigrades ou 
exprimees egalement en degres centi¬ 
grades si elles sont d'abord exprimees 
selon un autre Systeme. 

c) La densite doit etre exprimee en 
unites metriques. 

d) Pour les indications de chaleur, 
denergie, de lumiere, de son et de 
magnetisme, ainsi que pour les formu- 
les mathematiques et les unites elec- 
triques, les prescriptions de la prati- 


Regel 9 

Nicht /u verwendende Ausdrücke usw. 

9.1 Begriffsbestimmung 

Die internationale. Anmeldung darf 
nicht enthalten: 

i) Ausdrücke oder Zeichnungen, die 
gegen die Moral verstoßen; 

ii) Ausdrücke oder Zeichnungen, die 
gegen die öffentliche Ordnung 
verstoßen; 

iii) herabsetzende Äußerungen über 
Erzeugnisse oder Verfahren Drit¬ 
ter oder den Wert oder die Gültig¬ 
keit von Anmeldungen oder Pa¬ 
tenten Dritter (bloße Vergleiche 
mit dem Stand der Technik gelten 
als solche nicht als herabsetzend); 

iv) jede den Umständen nach offen¬ 
sichtlich belanglose Äußerung 
oder sonstige Angabe. 

9.2 Feststellung der Zuwiderhandlung 

Das Anmeldeamt und die Interna¬ 
tionale Recherchenbehörde können 
eine Zuwiderhandlung gegen die 
Regel 9.1 feststellen und können dem 
Anmelder vorschlagen, seine inter¬ 
nationale Anmeldung freiwillig ent¬ 
sprechend zu ändern. War die Zu¬ 
widerhandlung vom Anmeldeamt fest¬ 
gestellt worden, so unterrichtet dieses 
die zuständige Internationale Recher¬ 
chenbehörde und das Internationale 
Büro; war sie von der Internationalen 
Recherchenbehörde festgestellt wor¬ 
den, so unterrichtet diese das An¬ 
meldeamt und das Internationale Büro. 

9.3 Bezugnahme auf Artikel 21 
Absatz 6 

Der Ausdruck „herabsetzende Äuße¬ 
rungen" in Artikel 21 Absatz 6 hat die 
in Regel 9.1 Ziffer iii festgelegte Be¬ 
deutung. 

Regel 10 

Terminologie und Zeichen 

10.1 Terminologie und Zeichen 

a) Gewichts- und Maßeinheiten sind 
nach dem metrischen System anzu¬ 
geben oder jedenfalls auch in diesem 
System, falls den Angaben ein ande¬ 
res System zugrunde liegt. 

b) Temperaturen sind in Grad 
Celsius anzugeben oder auch nach 
diesem System, falls den Angaben ein 
anderes System zugrunde liegt. 

c) Die Dichte ist in metrischen Ein¬ 
heiten anzugeben. 

d) Für Angaben über Wärme, Ener¬ 
gie, Licht, Schall und Magnetismus 
sowie für mathematische Formeln und 
elektrische Einheiten sind die in der 
internationalen Praxis anerkannten 
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Chemical fnrmulae, Ihr symbols, 
alomic weights, and molecular funnu- 
lae. in general use, shall bc employed. 


(e) In general, only such technical 
terms, signs and symbols should be 
used as are gcnerally accepted in the 
art. 

(f) When the international applica- 
tion or its translation is in English or 
Japanese, the beginning of any deci- 
mal fraction shall be marked by a 
period, whereas, when the interna¬ 
tional application or its translation is 
in a language other than English or 
Japanese, it shall be marked by a 
comma. 

10.2 Consistency 

The terminology and the signs shall 
be consistent throughout the interna¬ 
tional application. 

Rule 1 i 

Physical Requirements of the 
International Application 

11.1 Number of Copies 

(a) Subject to the provisions of 
Paragraph (b), the international appli¬ 
cation and each of the documents 
referred to in the check Hst [Rule 3.3 
(a) (ii)J shall be filed in one copy. 

(b) Any receiving Office may re- 
quire that the international applica¬ 
tion and any of the documents refer¬ 
red to in the check list [Rule 3.3 (a) 
(ii)], except the receipt for the fees 
paid or the check for the payment of 
the fees, be filed in two or three 
copies. In that case, the receiving Of¬ 
fice shall be responsible for verifying 
the identity of the second and the 
third copies with the record copy. 

11.2 Fitness for Reproduction 

(a) All elements of the internation¬ 
al application (i. e., the request, the 
description, the Claims, the drawings, 
and the abstract) shall be so present- 
ed as to admit of direct reproduction 
by photography, electro-static pro- 
cesses, pholo offset, and microfilming, 
in any number of copies. 


(b) All sheets shall be free from 
creases and cracks; they shall not be 
folded. 

(c) Only one side of each sheet 
shall be used. 

(d) Subject to Rule 11.13 (j), each 
sheet shall be used in an upright Posi¬ 
tion (i. e., the short sides at the top 
and bottom). 


que internationale duiveni etre obse;- 
vues; pour los formules chimiques, il 
faut utiliser les symboles, poids ato- 
miques et formules moleculaires ge- 
neralement en usage. 

e) En regle generale, il convicnt de 
n’utiliser que des termes, signes et 
symboles techniques generalement 
acceptes dans la branche. 

f) Lorsque la demande internatio¬ 
nale est etablie ou traduite en anglais 
ou en japonais, les decimales doivent 
etre indiquees par un point; lorsque 
la demande internationale est etablie 
ou traduite dans une langue autre que 
l'anglais ou le japonais, les decimales 
doivent etre indiquees par une vir- 
gule. 

10.2 Constance 

La terminologie et les signes de la 
demande internationale doivent etre 
constants. 

Regle 11 

Condilions materielles de ia 
demande internationale 

11.1 Nombre d’exemplaires 

a) Sous reserve de l'alinea b), la 
demande internationale et chacun des 
documents mentionnes dans le borde- 
reau [regle 3.3 a) ii)l doivent etre de- 
poses en un seul exemplaire. 

b) Tout Office recepteur peut exiger 
que la demande internationale et cha¬ 
cun des documents mentionnes dans 
le bordereau [regle 3.3 a) ii)], ä lex- 
clusion du recu pour les taxes payees 
ou du cheque destine au paiement des 
taxes, soient deposes en deux ou trois 
exemplaires. Dans ce cas, l'office r£- 
cepteur a la responsabilite de verifier 
que chaque copie est identique ä 
l'exemplaire original. 

11.2 Possibilite de reproduction 

a) Tous les elements de la demande 
internationale (ä savoir: la requete, la 
description, les revendications, les 
dessins et l'abrege) doivent etre pre¬ 
sentes de maniere ä pouvoir etre re- 
produits directement par le moyen de 
la photographie, de procedes electro- 
statiques, de l’offset et du microfilm, 
en un nombre jndetermine d'exem- 
plaires. 

b) Aucune feuille ne doit etre frois- 
see ni dechiree; aucune feuille ne doit 
etre pliee. 

c) Un cöte seulement de chaque 
feuille doit etre utilisc. 

d) Sous reserve de la regle 11.13 j), 
chaque feuille doit etre ulilisee dans 
le sens vertical (c’est-ä-dire que ses 
petits cotes doivent etre en haut et en 
bas). 


Formeln sind ein- alig« eu in uMi< h'.-n 
Symbole, Atomgewichte und Moloku- 
larlorim ln zu verwenden. 

e) Allgemein sind nur solche tech¬ 
nischen Bezeichnungen, Zeichen und 
Symbole zu verwenden, wie sie allge¬ 
mein auf dem Fachgebiet anerkannt 
sind. 

f) Ist die internationale Anmeldung 
oder ihre Übersetzung in englischer 
oder japanischer Sprache abgefaßt, so 
ist der Beginn von Dezimalstellen 
durch einen Punkt, ist die interna¬ 
tionale Anmeldung oder ihre Über¬ 
setzung in einer anderen Sprache ge¬ 
halten, durch ein Komma zu kenn¬ 
zeichnen. 

10.2 Einheitlichkeit 

Terminologie und Zeichen sind in 
der gesamten internationalen Anmel¬ 
dung einheitlich zu verwenden. 

Regel 11 

Bestimmungen über die äußere Form 
der internationalen Anmeldung 

11.1 Anzahl von Exemplaren 

a) Vorbehaltlich des Absatzes b 
sind die internationale Anmeldung 
und jede der in der Liste (Regel 3.3 
Absatz a Ziffer ii) genannten Unter¬ 
lagen in einem Exemplar einzureichen. 

b) Jedes Anmeldeamt kann verlan¬ 
gen, daß die internationale Anmel¬ 
dung und jede der in der Kontrolliste 
(Regel 3.3 Absatz a Ziffer ii) genann¬ 
ten Unterlagen mit Ausnahme der 
Gebührenquittung und des Schecks 
für die Gebührenzahlung in zwei oder 
drei Exemplaren eingereicht wird. In 
diesem Fall ist das Anmeldeamt für 
die Feststellung der Übereinstimmung 
des zweiten und dritten Exemplars mit 
dem Aktenexemplar verantwortlich. 

11.2 Vervielfältigungsfähigkeit 

a) Alle Teile der internationalen 
Anmeldung (d. h. der Antrag, die Be¬ 
schreibung, die Ansprüche, die Zeich¬ 
nungen und die Zusammenfassung) 
sind in einer Form einzureichen, die 
eine unmittelbare Vervielfältigung 
durch Fotografie, elektrostatisches 
Verfahren, Foto-Offsetdruck und 
Mikroverfilmung in einer unbe¬ 
schränkten Anzahl von Exemplaren 
gestattet. 

b) Die Blätter müssen glatt, knitter¬ 
frei und ungcfaltet sein. 

c) Die Blätter sind einseitig zu be¬ 
schriften. 

d) Vorbehaltlich der Regel 11.13 
Absatz j ist jedes Blatt im Hochformat 
zu verwenden (d. h. die kurzen Seiten 
oben und unten). 
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1 1.3 Mauuiul Io be Used 

AU o’emenis of Ihn international 
dppiiedtion slidll be on paper which 
shail bo flexible, strong, white, 
smooth, non-shiny, and duvable. 

11,4 Separate Sheets, Etc. 

(a) Each clement (request, descrip- 
tion, Claims, drawings, abstract) of the 
international application shall com- 
mence on a new sheet. 

(b) All sheets of Ihe international 
application shall be so connected that 
they can be easily turned when con- 
sulted, and easily separated and joined 
again if they have been separated 
for reproduction purposes. 


11.5 Size of Sheets 

The size of the sheets shall be A4 
(29.7 cm X 21 cm). However, any re- 
ceiving Office may accepl interna¬ 
tional applicalions on sheets of other 
sizes provided that the record copy, 
as transmitted to the International 
Bureau, and, if the competent Interna¬ 
tional Searching Authority so desires, 
the search copy, shall be of A4 size. 


11.6 Margins 

(a) The minimum margins of the 
sheets containing the request, the de- 
scription, the Claims, and the abstract, 
shall be as follows: 

— top of first sheet, except that of 
the request: 8 cm 

— lop of other sheets; 2 cm 

— left side: 2.5 cm 

— right side: 2 cm 

— bottom: 2 cm 

(b) The recommended inaximum, 
for the margins provided for in Para¬ 
graph (a), is as follows: 

— top of first sheet, exccpt that of 
the request: 9 cm 

— top of other sheets: 4 cm 

— left side: 4 cm 

— right side: 3 cm 

— bottom: 3 cm 

(c) On sheets containing drawings, 
the surface usable shall not exceed 
26.2 ein '< 17.0 cm. The sheets shall 
not contain frames around the usable 
or used surface. The miniinum mar¬ 
gins shall be as follows: 

-- top 2.5 cm 

— - left side: 2.5 cm 


1 1.3 Mutiere a uliliser 
Tous los Elements de la demande 
internationale doivent figurer sur du 
papier flexible, fort, blanc, Iisse, non 
brillant ct durable. 

11.4 Feuilles separees, etc. 

a) Chaque eiement (requete, dc- 
scription, revendications, dessins, abre¬ 
ge) de la demande internationale doit 
commencer sur une nouvelle feuille. 

b) Toutes les feuilles de la de¬ 
mande internationale doivent etre 
reunies de maniere ä pouvoir etre fa- 
cilement tournees lors de leur consul- 
tation et de maniere ä pouvoir facile- 
ment etre separees et reunies de nou¬ 
veau lorsqu'il y a lieu de les separer 
ä des fins de reproduction. 

11.5 Format des feuilles 

Les feuilles doivent etre de format 
A4 (29,7 cm. X 21 cm.). Cepend^nt, 
tout Office recepteur peut accepter 
des demandes internationales presen- 
tees sur des feuilles dun autre for¬ 
mat, ä condition que l'exemplaire ori¬ 
ginal, tel qu'il est transmis au Bureau 
international, ainsi que, si radmini- 
stration competente chargee de la re- 
cherche internationale le desire, la 
copie de recherche, soient de format 
A4. 

11.6 Marges 

a) Les marges minimales des feuil¬ 
les contenant la requete, la descrip- 
tion, les revendications et l’abrege 
doivent etre les suivantes: 

— marge du haut de la premiere 
feuille, sauf celle de la requete: 

8 cm. 

— marge du haut des autres feuilles: 
2 cm. 

— marge de gauche: 2,5 cm. 

— marge de droite: 2 cm. 

— marge du bas: 2 cm. 

b) Le maximum recommande, pour 
les marges visees a l'alinea a), est le 
suivant: 

— marge du haut de la premiere 
feuille, sauf celle de la requete: 

9 cm. 

— marge du haut des autres feuilles: 
4 cm. 

— marge de gauche: 4 cm. 

— marge de droite: 3 cm. 

—• marge du bas: 3 cm. 

c) Sur les feuilles contenant des 
dessins, la surface utilisabie ne doit 
pas exceder 26,2 cm. >' 17,0 cm. Ces 
feuilles ne doivent pas contenir de 
cadre entourant la surface utilisabie 
ou utilisee. Les marges minimales doi¬ 
vent etre les suivantes: 

— marge du haut: 2,5 cm. 

— marge de gauche: 2,5 cm. 


M ..1 Zu \ <■: v.vndoiKh-s Ni.sh. i j.ii 
Aüo Ih-Miiuriti-ile ihr inter ii.it loii.i- 
len Anmeldung sind auf biegsamem, 
festem, weißem, glattem, maüeni und 
widerstandsfähigem Papier ein/.ui ei¬ 
chen. 

11.4 Einzelne Blätter 

a) Jeder Teil der internationalen An¬ 
meldung (Antrag, Beschreibung, An¬ 
sprüche, Zeichnungen, Zusammenfas¬ 
sung) hat auf einem neuen Blatt zu 
beginnen. 

b) Alle Blätter der internationalen 
Anmeldung haben so miteinander ver¬ 
bunden zu sein, daß sie beim Einsehen 
leicht gewendet werden können und 
leicht zu entfernen und wieder einzu¬ 
ordnen sind, wenn sie zu Zwecken der 
Reproduktion entnommen werden sol¬ 
len. 

11.5 Blattformat 

Als Blattgröße ist das Format A 4 
(29,7 cm mal 21 cm) zu verwenden. 
Jedoch können die Anmeldeämter 
internationale Anmeldungen auf Blät¬ 
tern von anderem Format zulassen, 
vorausgesetzt, daß das Aktenexem¬ 
plar, wie es dem Internationalen Büro 
übermittelt wird, und, falls es die zu¬ 
ständige Internationale Recherchenbe¬ 
hörde so wünscht, auch das Recher- 
chenexemplar das Format A 4 aufwei¬ 
sen. 

11.6 Ränder 

a) Als Mindestränder sind auf den 
Blättern des Antrags, der Beschrei¬ 
bung, der Ansprüche und der Zusam¬ 
menfassung folgende Flächen unbe- 
schriftet zu lassen: 

— Oberrand des ersten Blattes mit 
Ausnahme des Antragsblatts: 8 cm 

— Oberrand der anderen Blätter: 2 cm 

— Linker Seitenrand: 2,5 cm 

— Rechter Seitenrand: 2 cm 

— Unterer Rand: 2 cm 

b) Die empfohlenen Höchstmaße für 
die Ränder gemäß Absatz a sind fol¬ 
gende: 

— Oberrand des ersten Blattes mit 
Ausnahme des Antraysblalts: 9cm 

— Oberrond der anderen Blätter: 4 cm 

— Linker Seitenrand: 4 cm 

— Rechter Seitenrand: 3 cm 

— Unterer Rand: 3 cm 

c) Auf Blättern, welche Zeichnun¬ 
gen enthalten, darf die benutzte 
Fläche 26,2 cm mal 17 cm nicht über¬ 
schreiten. Die Blätter dürfen keine 
Umrahmungen um die benutzt) ave 
oder benutzte Fläche autweisen. Die 
Mindestiander sind folgende: 

— Oberrand: 2,5 cm 

— Linker Seitenrand: 2,5 cm 
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: h j;:I. s;i!c. 1 .0 i in 

— botIum: 1.0 cm 

(dj Tho margins rulerred lo in para- 
graphs (a) to (c) apply to A4-size 
shects, so thal, even if tho rcceiving 
Office accopts othor si/.cs, thc A4-size 
record copy and, when so required, 
thc A4-sizo search copy shall Jeave 
thc aforesaid margins. 


(c) The margins of ihe international 
application, when submitted, must be 
completely blank. 

11.7 Numbering of Sheets 

(a) All the sheets contained in Ihe 
international application shall be 
numbered in consecutive arabic nu- 
merals. 

(b) The numbers shall be placed at 
the top of the sheet, in the middle, 
but not in the margin. 

11.8 Numbering of Lines 

(a) It is strongly recommended to 
number every fifth line of each sheet 
of the dcscription, and of each sheet 
of Claims. 

(b) The numbers should appear on 
the left side, to the right of the mar¬ 
gin. 

11.9 Writing of Text Matter 

(a) The request, the description, the 
Claims and the abslract shall be typed 
or printed. 

(b) Only graphic symbols and char- 
acters, the Capital letters of which are 
mulae, and certain characters in the 
Japanese language may, when neces- 
sary, be written by hand or drawn. 

(c) The typing shall be lWspaced. 

(d) All text matter shall be in char¬ 
acters, the capital letters of which are 
not less than 0.21 cm high, and shall 
bc in a dark, indelible color, satisfy- 
ing the requirements specified in Rule 
11.2. 

(e) As far as the spacing of the 
typing and the size of the characters 
are coneorned, paragraphs (c) and (d) 
shalJ not apply to texts in the Jap¬ 
anese language. 

11.10 Drawings, Fonnulae, and Tablcs, 
in Text Matter 

(a) The request, the description, the 
Claims and the abstract shall not con- 
tain drawings. 

(b) The description, the Claims and 
the abstract may contain Chemical or 
mathematical fonnulae. 

(c) Tho description and the abstract 
may contain tables; any Claim may 


mul <|u d<* d: uile: i,.) cm. 

- - inj: <;« du . 1,ö c m. 

ci) Les marges visees aux ulineus aj 
ä c) sont prevues pour des leuilles de 
format A4; il en resulte que. memc si 
Foffice recopteur accepte d’autres for- 
mats, Foxemplaire original de fonnat 
A4 et, lorsqu’elle est exigee, la copie 
de recherche de format A4 doivent 
avoir les marges ci-dessus. 


e) Les marges de la demande inter¬ 
nationale, lors de son depöt, doivent 
etre totalement vierges. 

11.7 Numerotation des feuilles 

a) Toutes les feuilles contenues 
dans la demande internationale doi¬ 
vent etre numerotees consecutive- 
ment, en chiffres arabes. 

b) Les numeros doivent etre ins- 
crits au haut des feuilles au milieu, 
mais non dans la marge du haut. 

11.8 Numerotation des lignes 

a) Il est vivement recommande de 
numeroter chaque feuille de la de¬ 
scription et chaque feuille de revendi- 
cations de cinq en cinq lignes. 

b) Les numeros devraient apparai- 
tre sur le cöte gauche, ä droite de la 
marge. 

11.9 Modes d’ecriture des textes 

a) La requete, la description, les re- 
vendications et l'abrege doivent etre 
dactylographies ou imprimes. 

b) Seuls, les symboles et caracteres 
graphiques, les formules chimiques ou 
mathematiques et certains caracteres 
en graphie japonaise peuvent, lorsque 
cela est necessaire, etre manuscrits 
ou dessines. 

c) Pour les documents dactylogra¬ 
phies, Finterligne doil etre de VJt. 

d) Tous les textes doivent etre eta- 
blis en caracteres dont les majuscules 
ont au moins 0,21 cm. de haut et doi¬ 
vent etre reproduils en une couleur 
noire ct indelebile et etre conformes 
aux conditions figurant ä la regle 
11 . 2 . 

e) Pour ce qui concerne l’interligne 
ä utiliser eil dactylographie ct la 
taille des caracteres, les alineas c) et 
d) ne s appliquent pas aux textes eta- 
blis en langue japonaise. 

11.10 Dessins, formules et tableaux 
dans les textes 

a) La requete, la description, les 
revendications et l’abrege ne doivent 
pas contenir de dessins. 

b) La description. les rovendica- 
tions et l abrege peuvent contenir des 
formules dnmiques ou mathemati- 
ques. 

c) La description et l'abrege peu- 
vent contenir des tableaux; les reven- 


H< : i :v ■: *«*;i i und: 1 < :n 

1 * 11 *:*: i -1 R.uid: 1 < m 

d; Die in (hm Absätzen a Ins c ge¬ 
nannten Ränder beziehen sich aul 
Blatter vom A 4-Formal, so daß, selbst 
wenn das Anmcldeamt andere For- 
matc zuläßt, auch dem das A 4-I : ormat 
aufweisenden Aktenexemplar und, 
falls gefordert, dem das A 4-Format 
auf weisenden Recherchenexemplar 
noch die vorgeschriebenen Ränder 
verbleiben müssen. 

ej Die Ränder haben bei der Ein¬ 
reichung der internationalen Anmel¬ 
dung vollständig unbenutzt zu sein. 

11.7 Numerierung der Blätter 

a) Alle Blätter der internationalen 
Anmeldung sind fortlaufend nach ara¬ 
bischen Zahlen zu numerieren. 

b) Die Blattzahlen sind oben, in der 
Mitte, aber nicht auf dem Oberrand 
der Blätter anzubringen. 

11.8 Numerierung von Zeilen 

a) Es wird dringend empfohlen, jede 
fünfte Zeile auf jedem Blatt der Be¬ 
schreibung und auf jedem Blatt der 
Patentansprüche zu numerieren. 

b) Die Zahlen sind an der linken 
Seite, rechts vom Rand anzubringen. 

11.9 Schreibweise des Textes 

a) Der Antrag, die Beschreibung, 
die Ansprüche und die Zusammen¬ 
fassung müssen mit Maschine ge¬ 
schrieben oder gedruckt sein. 

b) Nur graphische Symbole und 
Schriftzeichen, chemische oder mathe¬ 
matische Formeln und besondere Zei¬ 
chen der japanischen Sprache können, 
falls notwendig, handgeschrieben oder 
gezeichnet sein. 

c) Der Zeilenabstand hat DTzcilig 
zu sein. 

d) Alle Texte müssen in Buchsta¬ 
ben, deren Großbuchstaben eine Min¬ 
destgröße von 2,1 mm Höhe aufwei¬ 
sen, und mit dunkler unauslöschlicher 
Farbe entsprechend Regel 11.2 ge¬ 
schrieben sein. 

c) Die Absätze c und d sind, soweit 
sie den Zcüenabstand und die Größe 
der Buchstaben betreffen, auf Schrift¬ 
stücke in japanischer Sprache nicht 
anzuwenden. 

11.10 Zeichnungen, Formeln und 
Tabellen innerhalb des Textes 

a) Der Antrag, die Beschreibung, 
die Ansprüche und die Zusammenfas¬ 
sung dürfen keine Zeichnungen ent¬ 
halten. 

b) Die Beschreibung, die Ansprüche 
und die Zusammenfassung können 
chemische oder mathematische For¬ 
meln enthalten. 

c) Die Beschreibung und die Zu¬ 
sammenfassung können Tabellen ent- 




Ni 32 

LOnliiiu tnbh-s imiy il 4 he subjecL mut¬ 
ier <if ;ho cluim nuikes the usc of 
bilden doMiwble. 


11.11 Words in Drawings 

(a) The drawings shall not contain 
text matter, except a single word or 
words, when absolutely indispensable, 
such as "water", "steam", '‘open", 
"closed", "seclion on AB", and, in the 
case of electric circuits and block 
schematic or flow sheet diagrams, a 
few short catch words indispensable 
for understanding. 


(b) Any words used shall be so 
piaced that, if translated, they may 
be pasted over without interfering 
with any lines of the drawings. 


11.12 Alterations, Etc. 

Each sheet shall be reasonably free 
from erasures and shall be free from 
alterations, overwritings, and inter- 
lineations. Non-compliance with this 
Rule may be authorized, in exception- 
al cases, if the authenticity of the 
content is not in question and the 
requirements for good reproduction 
are not in jeopardy. 


11.13 Special Requirements for Draw¬ 
ings 

(a) Drawings shall be executed in 
durable, black or blue, sufficiently 
dense and dark, uniformly thick and 
well-defined, lines and strokes with¬ 
out colorings. 

(b) CrosS'Sections shall be indicated 
by oblique hatching which should not 
impede the clear reading of the ref- 
erence signs and leading lines. 

(c) The scale of the drawings and 
the distinctness of their graphical 
execution shall be such that a Photo¬ 
graphie reproduction with a linear 
reduction in size to two-thirds would 
enable all details to be distinguished 
without difficulty. 

(d) When, in exceptionul cases, the 
scale is given on a drawing, it shall 
be represented graphically. 

(e) All numbers, letters and refer- 
ence lines, appearing on the drawings, 
shall be simple and clear. Brackets, 
circles or inverted commas shall not 
be used in association with numbers 
and letters. 

(f) All lines in the drawings shall, 
ordinarily, be drawn with the aid of 
drafting inslruments. 
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dicalions ne peuvent conleniv de i.i- 
blcaux que si lein objeJ en rend 1'u.H- 
lisation souhaitable. 


11.11 Textes dans les dessins 

a) Les dessins ne doivent pas con- 
tenir de lextes, a l'exception d'un mot 
ou de mots isoles — lorsque cela est 
absolument necessaire — tels que 
«eau», «vapeur», «ouvert», «ferme», 
«coupe suivant AB» et, pour les Sche¬ 
mas de circuits electriques, les dia- 
grammes d'installations schematiques 
et les diagrammes schematisant les 
etapes d'un processus, de quelques 
mots-cles indispensables ä leur intel- 
ligence. 

b) Chaque mot utilise doit etre pla¬ 
ce de maniere que, s'il est traduit, 
sa traduction puisse etre collee sur 
lui sans cacher une seule ligne des 
dessins. 

11.12 Corrections, etc. 

Aucune feuille ne doit etre gommee 
plus qu'il n'est raisonnable ni contenir 
de corrections, de surcharges ni din- 
terlineations. Des derogations ä cette 
regle peuvent etre autorisees, dans 
des cas exceptionnels, si l’authenticite 
du contenu n'est pas en cause et si 
eiles ne nuisent pas aux conditions 
necessaires a une bonne reproduction. 


11.13 Conditions speciales pour les 
dessins 

a) Les dessins doivent etre execu- 
tes en lignes et traits durables, noirs 
ou bleus, suffisamment denses et fon- 
ces, uniformement epais et bien deli- 
mites, sans couleurs ni lavis. 

b) Les coupes doivent etre indiquees 
par des hachures obliques qui ne doi¬ 
vent pas empecher de lire facilement 
les signes de reference et les lignes 
directrices. 

c) L'echelle des dessins et la clarte 
de leur execution graphique doivent 
etre telles qu'une reproduction photo- 
graphique effectuee avec reduction 
lineaire aux deux tiers permette d'en 
distinguer sans peine tous les details. 

d) Lorsque, dans des cas exception¬ 
nels, l'echelle figure sur un dessin, ei¬ 
le doit etre representee graphique- 
ment. 

e) Tous les chiffres, leltres et lignes 
de references figurant dans les dessins 
doivent etre simples et clairs. On ne 
doit utiliser, en association avec des 
chiffres ou des leltres, ni parenthescs, 
ni cercles, ni guillemets. 

f) Toutes les lignes des dessins doi¬ 
vent normalement etre tracees ä l'aide 
d'instruments de dessin technique. 


iidiU'ii; ein Ai!>p!U.'lj • i.ii! 5. 1 1;» !.• .; 

nur «tu hallen, wenn der ( « goit'-bou; 
des Anspruchs die Verwendung \un 
Tabellen wünschenswert erscheinen 
laßt. 

11.11 Erläuterungen in Zeichnungen 
a) Erläuterungen dürfen in die 
Zeichnungen nicht auf genommen wer¬ 
den; ausgenommen sind kurze unent¬ 
behrliche Angaben — z. B. „Wasser", 
„Dampf", „offen", „geschlossen", 
„Schnitt nach A-B" — sowie in elek¬ 
trischen Schaltplänen und Block¬ 
schaltbildern oder Flußdiagrammen 
kurze Stichworte, die für das Ver¬ 
ständnis unentbehrlich sind. 


b) Verwendete Erläuterungen sind 
so anzubringen, daß sie, wenn sie 
übersetzt werden, ohne die Linien der 
Zeichnungen zu beeinflussen, über¬ 
klebt werden können. 

11.12 Änderungen und ähnliches 

Jedes Blatt muß weitgehend frei von 

Radierstellen und frei von Änderun¬ 
gen, Uberschreibungen und Zwischen- 
beschriftungen sein. Nichtbefolgung 
dieser Regel kann in Ausnahmen er¬ 
laubt werden, wenn der verbindliche 
Text dadurch nicht in Frage gestellt 
wird und die Voraussetzungen für 
eine gute Reproduktion nicht gefähr¬ 
det sind. 

11.13 Besondere Bestimmungen für 
Zeichnungen 

a) Zeichnungen sind in wider¬ 
standsfähigen schwarzen oder blauen, 
ausreichend festen und dunklen, in 
sich gleichmäßig starken und klaren 
Linien oder Strichen ohne Farben aus¬ 
zuführen. 

b) Querschnitte sind durch Schraf¬ 
fierungen kenntlich zu machen, die 
die Erkennbarkeit der Bezugszeichen 
und Führungslinien nicht beeinträch¬ 
tigen dürfen. 

c) Der Maßstab der Zeichnungen 
und die Klarheit der zeichnerischen 
Ausführung müssen gewährleisten, 
daß eine fotografische Wiedergabe 
auch bei Verkleinerungen auf ! /j alle 
Einzelheiten noch ohne Schwierigkei¬ 
ten erkennen läßt. 

d) Wenn in Ausnahmefällen der 
Maßstab in einer Zeichnung ange¬ 
geben wird, so ist er zeichnerisch dar- 
zustellen. 

e) Alle Zahlen, Buchstaben und 
Bezugslinien, welche in der Zeichnung 
vorhanden sind, müssen einfach und 
eindeutig sein. Klammern, Kreise Oder- 
Anführungszeichen dürfen bei Zahlen 
und Buchstaben nicht verwendet wer¬ 
den. 

f) Alle Linien in den Zeichnungen 
sollen im allgemeinen mit Zeichen- 
geraten gezogen werden. 
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(t|| [-iit.il ( K'iih-rii f! euch figure 
shall be in pitipt’i Proportion to rach 
oi the i j 11 11 *r elements in the figure, 
exeept where the uso of a different 
propoilion is indispensable for Ihe 
clarity oi thc figure. 

(h) The hcight of the numbors and 
lettors shall not bc less than 0.32 cm. 
For the lettering of drawings. the 
Latin and, where cuslomary, the 
Greek alphabets shall he used. 

(i) The same sheet of drawings inay 
contain several figures. Where fig- 
ures on two or more sheets form in 
cffect a single complete figure, the 
figures on the several sheets shall be 
so arranged that the complete figure 
can be asscmbled without concealing 
any part of any of the figures appear- 
ing on the various sheets. 

(j) The different figures shall be ar¬ 
ranged on a sheet or sheets without 
wasting space, preferably in an 
upright Position, clearly separated 
from one another. 

(k) The different figures shall be 
numbered in arabic numerals con- 
secutively and independently of the 
numbering of the sheets. 

(l) Reference signs not mentioned 
in the description shall not appear in 
the drawings, and vice versa. 

(m) The same features, when de- 
noted by reference signs, shall, 
throughout the international applica- 
tion, be denoted by the same signs. 

(n) If the drawings contain a large 
number of reference signs, it is 
strongly recommended to attach a 
separate sheet listing all reference 
signs and the features denoted by 
them. 

11.14 Later Documents 

Rulcs 10, and 11.1 to 11.13, also 
apply to any document—for example. 
corrected pages, amended Claims— 
submitted after thc filing of the inter¬ 
national application. 

11.15 Translations 

No designated Office shall requirc 
that the translation of an international 
application filed with it comply with 
requirements other than those pre- 
scribed for the international applica¬ 
tion as filed. 

Rule 12 

Language of Ihe 
International Application 

12.1 The International Application 

Any international application shall 
he filed in the language, or one of the 
languages, specified in the agreement 
roncluded between thc International 


g) Glmquo t-lvnirir d« < haque 

doit etre cn piopoiiion de (hacun des 
autres Elements de la figure, sauf lois- 
que lutiiisation d une pioportion dif¬ 
ferente est indispensable pour la dar- 
te de la figure. 

h) La hauteur des chiffres et lettres 
ne doit pas etre inferieure a 0,32 cm. 
L'alphabet latin doit etre utilise pour 
les dessins; lorsque cela est usuel, 
l'alphabet gree peut etre egalement 
utilise. 

i) Une meme feuille de dessins peut 
contenir plusieurs figures. Lorsque des 
figures apparaissant sur deux feuilles 
ou plus constituent une seule figure 
complete, eiles doivent etre presen- 
tees de teile sorte que I on puisse as- 
sombler la figure complete sans ca- 
cher aucune partie d'aucune desdites 
figures. 

j) Les differentes figures doivent 
etre disposees sur une ou plusieurs 
feuilles, de preference verticalement, 
chacune etant clairement separee des 
autres mais sans place perdue. 

k) Independamment de la numerota- 
tion des feuilles, les differentes figu- 
res doivent etre numerotees consecu- 
tivemenl, en chiffres arabes. 

l) Des signes de reference non men- 
tionnes dans la description ne doivent 
pas apparailre dans les dessins, et 
vice versa. 

m) Les signes de reference des me¬ 
ines elements doivent etre identiques 
dans toute la demande internationale. 

n) Si les dessins contiennent un 
grand nombre de signes de reference, 
il est vivement recommande de join- 
dre ä la demande internationale une 
feuille distincte qui enumere tous les 
signes de reference et tous les ele¬ 
ments qui les portent. 

11.14 Documents ulterieurs 

Les regles 10 et 11.1 a 11.13 s'appli- 
quent egalement ä tous documents — 
par exemple: pages corrigees, reven- 
dications modifiees — presentes apres 
le depöt de la demande internationale. 

11.15 Traductions 

Aucun office designe ne peut exiger 
que Ja traduction dune demande 
internationale deposee aupres de lui 
remplisse des conditions autres que 
celles qui sont prescritcs pour la de¬ 
mande internationale teile que depo¬ 
see. 

Regle 12 

Langue de la demande internationale 

12.1 Demande internationale 

Toute demande internationale doit 
etre deposee dans la langue ou dans 
l'une des langoes montionnees dans 
lacrord conclu ent re Io Bureau inter- 


e) .h■«.:*'i i eil ih r Alilnlilung b.it m. 
ji* h!ig< si VejhÜltuis zu ji-dcm .uni.-M-n 
Teil dei Abbildung zu sieben, sotrin 
nicht die Verwendung eines anderen 
Verhältnisses für die Cbersichllh hkeil 
der Abbildung unerläßlich ist. 

h) Die Größe der Ziffern und Buch¬ 
staben darf 3,2 mm nicht unterschrei¬ 
ten. Für die Beschriftung der Zeich¬ 
nungen ist lateinische Schrift zu ver¬ 
wenden und, wo üblich, die grie¬ 
chische Schrift. 

i) Ein Zcichnungsblatt kann meh¬ 
rere Abbildungen enthalten. Bilden 
Abbildungen auf zwei oder mehr 
Blättern eine einzige vollständige Ab¬ 
bildung, so sind die Abbildungen auf 
den mehreren Blättern so anzubrin¬ 
gen, daß die vollständige Abbildung 
zusammengesetzt werden kann, ohne 
daß ein Teil einer Abbildung auf den 
einzelnen Blättern verdeckt wird. 

j) Die einzelnen Abbildungen sind 
auf einem Blatt oder mehreren Blät¬ 
tern ohne Platzverschwendung anzu¬ 
ordnen, vorzugsweise in Hochformat 
und eindeutig voneinander getrennt. 

k) Die einzelnen Abbildungen sind 
durch arabische Zahlen fortlaufend 
und unabhängig von den Zeichnungs- 
blättern zu numerieren. 

l) Nicht in der Beschreibung ge¬ 
nannte Bezugszeichen dürfen in den 
Zeichnungen nicht erscheinen und 
umgekehrt. 

m) Gleiche mit Bezugszeichen ge¬ 
kennzeichnete Teile müssen in der 
gesamten internationalen Anmeldung 
die gleichen Zeichen erhalten. 

n) Enthalten die Zeichnungen eine 
große Zahl von Bezugszeichen, so 
wird dringend empfohlen, ein geson¬ 
dertes Blatt mit einer Zusammenstel¬ 
lung aller Bezugszeichen und der 
durch sie gekennzeichneten Teile bei¬ 
zufugen. 

11.14 Nachgereichte Unterlagen 

Die Regeln 10 und 11.1 bis 11.13 sind 
auf alle zu der internationalen Anmel¬ 
dung nachgereichten Unterlagen — 
z. B. korrigierte Seiten, geänderte An¬ 
sprüche — anzuwenden. 

11.15 Übersetzungen 

Kein Bestimmungsanil darf verlan¬ 
gen, daß die mit einer internationalen 
Anmeldung eingereichte Übersetzung 
anderen als den für die internationale 
Anmeldung im Zeitpunkt der Anmel¬ 
dung geltenden Regeln entsprochen 
muß. 

Regel 12 

Sprache der internationalen 
Anmeldung 

12. 1 Internationale Anmeldung 

.Jede internationale Anmeldung Nt 
in der Sprache oder einer der Spra¬ 
chen einzureichen, die in der Verein¬ 
barung zwischen dem Internationalen 
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Bu:i'ju and the International Search- 
iiuj Authnrity compotent for Ihe in¬ 
ternational searching of that applica¬ 
tion, provided that, if the agreement 
specifics sovoral languages, the re- 
ceiving Office may prescribe among 
the specified languages that language 
in which or those languages in one 
of which the international application 
must be filed. 

12.2 Changes in the International Ap¬ 
plication 

Any changes in the international 
application, such as amendments and 
corrections, shall be in the same 
lanquaqe as the said application (cf. 
Rule 66.5). 

Rule 13 

Unity of Invention 

13.1 Requirement 

The international application shall 
relate to one invention only or to a 
group of inventions so linked as to 
form a single general inventive con* 
cept ("requirement of unity of inven¬ 
tion"). 

13.2 Claims of Different Categories 

Rule 13.1 shall be construed as per- 
mitting, in particular, either of the 
following two possibilities: 

(i) in addition to an independent 
claim for a given product, the in- 
clusion in the same international 
application of one independent 
claim for one process specially 
adapted for the manufacture of the 
said product, and the inclusion in 
the same international application 
of one independent claim for one 
use of the said product, or 

(ii) in addition to an independent 
Claim for a given process, the in¬ 
clusion in the same international 
application of one independent 
Claim for one apparatus or means 
specifically designed for carrying 
out the said process. 

13.3 Claims of One and the Same 
Category 

Subject to Rule 13.1, it shall be per- 
mitted to include in the same inter¬ 
national application two or more in¬ 
dependent Claims of the same cate¬ 
gory (i. e., product, process, apparatus, 
or use) which cannot readily be 
covered by a single generic claim. 


13.4 Dependent Claims 
Subject to Rule 13.1, it shall be pcr- 
miltod to inrlude in the same inJerna- 


national ('l radministralion Charge« 
de la rer horche internationale qui es! 
compelenle a l’egard de cette deman- 
de, etant enlendu que si cet accord 
mentionne plusieurs langues, 1‘office 
recepteur peut prescrire celle des lan¬ 
gues ainsi mentionnees dans laquelle 
ou celles de ces langues dans l’une 
desquelles la demande internationale 
doit etre deposee. 

12.2 Changements apporles a la de¬ 
mande internationale 
Tous les changements apportes ä la 
demande internationale, tels que mo- 
difications et corrections, doivent etre 
etablis dans la langue de cette deman¬ 
de (cf. regle 66.5). 

R£gle 13 

Unite de Tinvention 

13.1 Exigence 

La demande internationale ne peut 
porter que sur une invention ou sur 
une pluralite d'inventions lides entre 
elles de teile sorte qu’eiles ne forment 
qu'un seul concept inventif general 
(«exigence d'unite de l'invention»). 

13.2 Revendications de categories 
differentes 

La regle 13.1 doit etre comprise 
comme permettant en particulier l’une 
ou l'autre des deux possibilitds sui- 
vantes: 

i) outre une revendication indepen- 
dante pour un produit donne, l’in- 
clusion dans la meme demande in¬ 
ternationale d'une revendication 
independante pour un procede 
specialement concu pour la fabri- 
cation dudit produit et l’inclusion 
dans la meme demande internatio¬ 
nale d’une revendication indepen¬ 
dante pour une utilisation dudit 
produit; ou 

ii) outre une revendication indepen¬ 
dante pour un procede donne, I‘in- 
clusion dans la meme demande in¬ 
ternationale d’une revendication 
independante pour un appareil ou 
moyen specialement concu pour la 
mise en oeuvre dudit procede. 

13.3 Revendications d une seule 
et meme categorie 

Sous reserve de la regle 13.1, il est 
permis d’inclure dans la meme deman¬ 
de internationale deux revendications 
independantes de la meme categorie 
ou plus (ä savoir: produit, procede, 
appareil ou utilisation) qui ne pcuvcnt 
pas facilement etre couvertes par une 
seule revendication generique. 

13.4 Revendications depondantes 
Sous reserve de la regle 13.1, il est 

permis d’inrlure dans la meme dernan- 


Büro und derjenigen Internationalen 
Recherchenbehörde festgelegt ist, du- 
zuständig ist, die Recherche zu diesen 
Anmeldung zu erstellen; legt die Ver¬ 
einbarung mehrere Sprachen fest, so 
kann das Anmeldeamt unter den iest- 
gelegten Sprachen die Sprache be¬ 
stimmen, in der die internationale 
Anmeldung einzureichen ist, oder für 
die Anmeldung mehrere dieser Spra¬ 
chen zur Auswahl stellen. 

12.2 Änderungen in der 

internationalen Anmeldung 

Änderungen in der internationalen 
Anmeldung wie Ergänzungen oder 
Berichtigungen sind in der gleichen 
Sprache, in der die betreffende An¬ 
meldung abgefaßt ist, einzureichen 
(vgl. Regel 66.5). 

Regel 13 

Einheitlichkeit der Erfindung 

13.1 Erfordernis 

Die internationale Anmeldung darf 
sich nur auf eine Erfindung oder eine 
Gruppe von Erfindungen beziehen, die 
so Zusammenhängen, daß sie eine 
einzige allgemeine erfinderische Idee 
verwirklichen („Erfordernis der Ein¬ 
heitlichkeit der Erfindung"). 

13.2 Ansprüche verschiedener 
Kategorien 

Regel 13.1 ist so auszulegen, daß sie 
insbesondere jede der beiden folgen¬ 
den Möglichkeiten zuläßt: 

i) mit einem selbständigen Anspruch 
für ein bestimmtes Erzeugnis im 
Rahmen derselben internationalen 
Anmeldung einen selbständigen 
Anspruch für ein besonders ange¬ 
paßtes Verfahren zur Herstellung 
dieses Erzeugnisses und einen 
selbständigen Anspruch für eine 
Verwendung des Erzeugnisses zu 
verbinden, oder 

ii) mit einem selbständigen Anspruch 
für ein bestimmtes Verfahren 
innerhalb derselben Anmeldung 
einen selbständigen Anspruch für 
eine Vorrichtung oder ein Mittel, 
die zur Ausführung des Verfahrens 
besonders entwickelt wurden, zu 
verbinden. 

13.3 Ansprüche der gleichen Kategorie 

Vorbehaltlich der Regel 13.1 ist es 
zulässig, in derselben internationalen 
Anmeldung zwei oder mehr selbstän¬ 
dige Ansprüche der gleichen Katego¬ 
rie (d h. Erzeugnis, Verfahren, Vor¬ 
richtung oder Verwendung) aufzuneh- 
men, die nicht ohne weiteres in einem 
einzigen gatlungsbildenden Anspruch 
wiedergegeben werden können. 

13.4 Unselbständige Ansprüche 

Vorbehaltlich der Regel 13.1 ist es 

zulässig, in einer int er'nationalen An- 
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spoc 11. c bums ot the invontion d.iim- 
t .-d in an independent ein im. (»von 
wluuo tim featuros of any depcr.dent 
claim could bo considered as consti- 
tuting in thomsolvos an invontion. 


13.5 Utility Models 
Any designated State in which the 
grant of a Utility model is sought on 
the basis of an international applica- 
tion may, mstead of Rules 13.1 to 
13.4, apply in respect of the matters 
regulated in those Rules the provi- 
sions of its national law concerning 
utility models once the processing of 
the international application has 
started in that State, provided that 
the applicant shall be allowed at least 
2 months from the expiration of the 
time limit applicable under Article 22 
to adapt his application to the re- 
quirements of the said provisions of 
the national law. 

Rule 14 

The Transmittal Fee 

14.1 The Transmittal Fee 

(a) Any receiving Office may re- 
quire that the applicant pay a fee to 
it, for its own benefit, for receiving 
the international application, trans- 
mitting copies to the International 
Bureau and the competent Interna¬ 
tional Searching Authority, and per- 
forming all the other tasks which it 
must perform in connection with the 
international application in its capac- 
ity of receiving Office ("transmittal 
fee"). 

(b) The amount and the due date 
of the transmittal fee, if any, shall be 
fixed by the receiving Office. 

Rule 15 

The International Fee 

15.1 Basic Fee and Designation Fee 

Fach international application shall 
be subject to the payment of a fee for 
the benefit of the International Bureau 
("international fee") consisting of 

(i) a "basic fee", and 

(ii) as many "designation fees" as 
there are States designated in the 
international application, provided 
that, where a regional patent is 
sought for certain designated 
States, only one designation fee 
shall be due for those States. 
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« um ornant des toi nies speciiiques de 
linvenlion obji-t d um* levemlieution 
imiej)enc!anie. meine husquo les ea- 
rocteristiques d une ou de phisiours 
re vendi cations dependunles peuvent 
ei re considerees commo conslituanl 
en elles-memes une invontion. 

13.5 Modeles d utilile 
Au lieu et place des regles 13.1 ä 
13.4, tout Etat designe dans lequel un 
modele d'utilile est demande sur la 
base dune demande internationale 
peut appliquer, apres que le traitc- 
ment de la demande internationale a 
commence dans cet Etat, les disposi- 
tions en la matiere de sa legislation 
nationale; dans ce cas, le deposant 
dispose, pour adapter sa demande in¬ 
ternationale aux exigences desdites 
dispositions de la legislation natio¬ 
nale, d'un delai de deux mois au moins 
ä compter de l’expiration du delai ap¬ 
plicable selon l'article 22. 


Regle 14 

Taxe de transmission 

14.1 Taxe de transmission 

a) Tout office recepteur peut exiger 
du deposant le paiement, ä son profit, 
d'une taxe pour la reception de la de¬ 
mande internationale, la transmission 
de copies au Bureau international et 
ä ladministration competente chargee 
de la recherche internationale, et Iac- 
complissement de toutes les autres 
täches dont est Charge cet Office en 
relation avec la demande internatio¬ 
nale en sa qualite d'office recepteur 
(«laxe de transmission»). 

b) Le monlant de la taxe de trans- 
mission, s il y en a une, et la date ä 
laquelle eile est due sont fixes pur 
l’office recepteur. 

Regle 15 

Taxe internationale 

15.1 Taxe de base et laxes 
de designation 

Toute demande internationale est 
soumise au paiement dune taxe au 
profit du Bureau international ( taxe» 
internationale») comprenant: 

i) une - taxe de base» et 

ii) autant de «taxes de designation 
que la demande internationale 
comporte d’Etats designes; touto- 
fois, lorsqu un brevet regional est 
demande pour certains Etats de¬ 
signes, une seule taxe de designa¬ 
tion est due pour l ensemble de ros 
Etats. 


b**stiiiini!e Ausfuiiiun({>l<)iuu-ii i:< > .;, 
einem selbständigen Anspruch c|(-31«■ is■*t 
gemachten Eifindung hoansjn m ).» 
werden, aufzunohir.cn, auch dann, 
wenn die* Merkmale des abhängigen 
Anspruchs für sich genommen als 
selbständige Erfindung angesehen 
werden konnten. 

13.5 Gebrauchsmuster 

Jeder Bestimmungsstaat, in dein auf 
der Grundlage einer internationalen 
Anmeldung um die Erteilung eines 
Gebrauchsmusters nachgesucht wird, 
kann hinsichtlich der in den Regeln 

13.1 bis 13.4 geregelten Gegenstände 
an Stelle dieser Regeln sein nationales 
Gebrauchsmusterrecht anwenden, so¬ 
bald mit der Bearbeitung der inter¬ 
nationalen Anmeldung in diesem Staat 
begonnen worden ist; dem Anmelder 
ist jedoch auf jeden Fall eine Frist 
von zwei Monaten nach Ablauf der 
nach Artikel 22 maßgeblichen Frist 
zu gewähren, damit er seine Anmel¬ 
dung den Bestimmungen des genann¬ 
ten nationalen Rechts anpassen kann. 

Regel 14 

Die Ubermittlungsgebühr 

14.1 Ubermittlungsgebühr 

a) Das Anmeldeamt kann verlan¬ 
gen, daß der Anmelder ihm eine die¬ 
sem Amt verbleibende Gebühr für die 
Entgegennahme der internationalen 
Anmeldung, die Zuleitung von Exem¬ 
plaren der Anmeldung an das Inter¬ 
nationale Büro und an die zuständige 
Internationale Recherchenbehörde und 
für die Durchführung aller weiteren 
Aufgaben, die das Anmeldeamt im 
Zusammenhang mit der internationa¬ 
len Anmeldung durchzuführen hat, 
entrichtet (Ubermittlungsgebühr). 

b) Hohe und Falligkcitsdatum der 
Ubermittlungsgebühr, sofern eine 
solche erhoben wird, werden durch 
das Anmoldcamt festgesetzt. 

Regel 15 

Die internationale Gebühr 

15.1 Giundcjebühr und 
Bestiminungsgebühren 

Pur jede internationale Anmeldung 
ist eine Gebühr zugunsten des Inter¬ 
nationalen Büros zu zahlen („interna¬ 
tionale Gebühr"), bestehend aus 
i| einer „Grundgebühr’' und 
u) so vielen „ßestinimungsgobühren", 
als Staaten in der internationalen 
Anmeldung bestimmt werden; wird 
fi:r einzelne Bestimmungsslaaton 
um ein regionales Patent nachgc- 
sucl'.t, so ist. für diese Staaten nur 
eine Bestimimingsgebühr zu zahlen. 
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li] ;f Ihr in*»-:national application 
(or.tain 1 ' not iiio:e than 30 sheets: 
I S X 45.00 or 194 Swiss francs, 

(ul 9 the international application 
conlains more than 30 sheets: 
US §45.00 or 194 Swiss francs plus 
US §1.00 or 4.30 Swiss francs per 
slieet in excess of 30 sheets. 


(b) The amount of the designation 
fee shall be: 

(i) for each designated State or each 
group of designated States for 
which the same regional patent is 
sought which does not require the 
furnishing of a copy under Arti- 
clo 13: US S 12.00 or 52 Swiss 
francs, 

(ii) for each designated State or each 
group of designated Stales for 
which the same regional patent is 
sought which requires the furnish¬ 
ing of a copy under Article 13: 
US 814.00 or 60 Swiss francs. 


15.3 Mode of Payment 

(a) The international fee shall be 
collected by the receiving Office. 

(b) The international fee shall be 
payablc in the currency prescribed by 
the receiving Office, it being under- 
stood that, whan transferred by the 
receiving Office to the International 
Bureau, it shall be freely convertible 
into Swiss currency. 

15.4 Time oi Payment 

(a) The basic fee shall be due on 
the date of receipt of the internation¬ 
al application, However, any receiv¬ 
ing Office may, at its discretion, noti- 
fy the applicant of any lack of receipt 
or insufficiency of any amount re- 
ceived, and permit applicants to pay 
the basic lee later, without loss of the 
international filing date, provided 
that: 

(i) permission shall not be given to 
pay later than 1 month after the 
date of receipt of the international 
application; 

(:i) permission may not be subject to 
any extra Charge. 

(!>) The designation fee may be paid 
on the date of receipt of the inter¬ 
national application or on any latei 
date hui, at the latest, it must he paid 
betöre the expiration of ono year 
from the pviority date. 
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de: 

i) si la demande internationale ne 
comporte pas plus de trenle feuil- 
les: 45 dollars des Etats-Unis ou 
194 francs suisses; 

ii) si la demande internationale coni- 
porte plus de trente feuilles: 45 dol¬ 
lars des Etats-Unis ou 194 francs 
suisses plus un dollar des Etats- 
Unis ou 4,30 francs suisses par 
feuille a compter de la trente et 
unieme. 

b) Le montanl de la taxe de designa¬ 
tion est de: 

i) pour chaque Etat designe ou cha- 
que groupe d Etats designes pour 
lesquels !e meme brevet regional 
est demande, qui ne demande pas 
la transmission d une copie selon 
larticle 13: 12 dollars des Etats- 
Unis ou 52 francs suisses; 

ii) pour chaque Etat designe ou cha- 
que groupe d'Etats designes pour 
lesquels le meme brevet regional 
est demande, qui demande la trans¬ 
mission d une copie selon l article 
13: 14 dollars des Etats-Unis ou 
60 francs suisses. 

15.3 Mode de paiement 

a) La taxe internationale est percue 
par loffice recepteur. 

b) La taxe internationale doit etre 
payee dans la monnaie prescrite par 
l office recepteur, etant entendu que, 
lors de son transfert par cet office au 
Bureau international, eile doit etre li- 
brement convertible en monnaie suis- 
se. 

15.4 Date du paiement 

a) La taxe de base est due a la date 
de reception de la demande interna¬ 
tionale. Toutefois, tout office recep¬ 
teur peut, ä sa discretion, notifier au 
deposant qu’il n a pas recu cette taxe 
ou que le montant regu est insuffisant, 
et l'autoriser ä la payer plus tard, 
sans perte de la date du depöt inter¬ 
national, ä condition que: 


i) l'autonsation ne soit pas donnee 
d effectuer un paiement apres l ex- 
piration d un mois ä compter de la 
date de reception de la demande 
internationale; 

ii) l’autorisation ne soit pas assujettie 
a une surtaxe. 


b) La taxe de designation peut etre 
payee a la date de reception de la de- 
mande internationale ou a toute autre 
date ulterieure, mais eile doil etre 
payee au plus' tard avant l'expiration 
d'une annee a compter de la date de 
prioritt*. 
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ij falls »1 it» Anmeldung uulit im-iit aN 
30 Blatt ( ntiiah: 45 l'S-Dollat o.iei 
194 Schweizer Trunken, 

ii) falls die Anmeldung mehr als 3o 
Blall enthält: 45 US-Dollar odei 
194 Schweizer Franken sowie 1 US- 
Dollar oder 4,30 Schweizer Franken 
für jedes 30 Blätter übersteigende 
Blatt. 

b) Die Bestinimungsgebiihr beträgt: 

i) für jeden Bestimmungssldat odoi 
jede Gruppe von Bestimmungsstaa- 
ten, für die um das gleiche regio¬ 
nale Patent nachgesucht wird, so¬ 
fern diese eine Ausfertigung nach 
Artikel 13 nicht verlangen: 12 US- 
Dollar oder 52 Schweizer Franken, 

ii) für jeden Bestimmungsstaat oder 
jede Gruppe von Bestimmungs¬ 
staaten, für die um das gleiche re¬ 
gionale Patent nachgesucht wird, 
sofern diese eine Ausfertigung 
nach Artikel 13 verlangen: 14 US- 
Dollar oder 60 Schweizer Franken. 

15.3 Zahlungsart 

a) Die internationale Gebühr wird 
durch das Anmeldeamt erhoben. 

b) Die internationale Gebühr ist in 
der vom Anmeldeamt vorgeschriebe¬ 
nen Währung zu zahlen; der Betrag 
muß bei Überweisung durch das An- 
meldeaml an das Internationale Büro 
frei in Schweizer Währung umwecli 
selbar sein. 

15.4 Fälligkeit 

a) Die Grundgebühr wird mit dem 
Eingang der internationalen Anmel¬ 
dung fällig. Das Anmeldeamt kann 
jedoch nach seinem Ermessen den An¬ 
melder davon unterrichten, daß keine 
Zahlung oder eine Zahlung in nicht 
genügender Höhe eingegangen ist, 
und dem Anmelder gestatten, die 
Grundgebühr, ohne das internationale 
Anmeldedatum zu verlieren, später zu 
zahlen, vorausgesetzt, daß: 

i) kein späterer Zahlungstermin als 
ein Monat nach Eingang der inter¬ 
nationalen Anmeldung eingoräumt 
wird; 

ii) die Vergünstigung nicht von emo* 
zusätzlichen Gebühr abhängig ge¬ 
macht wird. 

b) Die Boslimnuingsgebühr kann bei 
Eingang der internationalen Anmel¬ 
dung oder später gezahlt werden; sie 
muß vor Ablauf eines Jahres seit dem 
Prioritalsdatuni gezahlt worden. 
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1.1.5 Partial Payim.Mil 

(a) If the applicant specihes the 
States to which he wishes any a- 
mount paid to be applied as designa- 
tion fee, the amount shall be applied 
accordingly to the number of States 
which are covered by the amount in 
the order specified by the applicant. 


(b) If the applicant does not specify 
any such wish and if the amount or 
amounts received by the receiving 
Office are higher than the basic fee 
and one designation fee but lowej 
than v/hat is due according to the 
number of the designated States, any 
amount in excess of the basic fee and 
one designation fee shall be treated 
as designation fees for the States fol- 
lowing the State first named in the 
request and in the order in which the 
States are designated in the request 
up to and including that designated 
State for which the total amount of 
the designation fee is covered by the 
amount or amounts received. 

(c) The designation fee for the first 
mentioned State belonging to a group 
of States for which the same regional 
patent is sought and which is speci¬ 
fied under paragraph (a) or which is 
reached under paragraph (b) shall, for 
the purposes of the said paragraphs, 
be considered as covering also the 
other States of the said group. 

15.6 Refund 

(a) The international fee shall be 
refunded to the applicant if the deter- 
mination under Article 11 (1) is nega¬ 
tive. 

(b) In no other case shall the inter¬ 
national fee be refunded. 


Rule 16 

The Search Fee 

16.1 Right to Ask for a Fee 

(a) Each International Searching 
Authority may require that the ap- 
plicant pav a fee ("search fee") for 
its own benefit for carrying out the 
international search and for perform- 
ing all other tasks entrusted to Inter¬ 
national Searching Authoritics by the 
Treaty and these Regulations. 


(b) The search lee shall be collectcd 
by the receiving Office. It shall be 
payable in the currency prescribed by 
that Office, it being understood that, 
if that currency is not the same as 
the currency ol the State in which 
the International Searching Author¬ 
ity is located. the search fee, when 


15.5 Pdieinent p«rtiel 

a) Si le deposant precise ceux des 
Etats poui lesquels il desire que toulc 
somme versee par lui soit consideree 
coninie taxe de designation, cette 
somme est ventilee en consequence, 
dans l'ordre indique par le deposant, 
entre ccux des Etats dont la taxe de 
designation est couverte par le mon- 
tant verse. 

b) Si le deposant ne fournit pas une 
teile precision et si la somme recue 
par 1'office recepteur est superieure a 
la taxe de base et a une taxe de desi¬ 
gnation, mais inferieure au montant 
qui serait du suivant le nombre des 
Etats designes, le montant excedant 
le total de la taxe de base et d une 
taxe de designation est considere 
comme taxe de designation pour les 
Etats suivant l’Etat nomme en Pre¬ 
mier lieu dans la requete et dans l'or- 
dre de designation de ces Etats dans 
la requete, jusques et y compris celui 
des Etats designes pour lequel le 
montant integral de la taxe de desi¬ 
gnation est encore couvert par la 
somme versee. 

c) Tous les Etats dun groupe 
d Etats designes pour lesquels le me¬ 
ine brevet regional est demande sont 
consideres comme couverts par la 
taxe de designation afferente ä celui 
de ces Etats qui est mentionne en 
premier lieu, si cet Etat est precise 
au sens de l'alinea a) ou si le montant 
de la taxe est couvert pour cet Etat 
au sens de l'alinea b). 

15.6 Remboursement 

a) La taxe internationale est rem- 
boursee au deposant si la constata- 
tion mentionnee ä l article 11. 1) est 
negative. 

b) La taxe internationale n'est rem- 
boursee en aucun autre cas. 


Regle 16 

Taxe de recherche 

16.1 Droit de demander une taxe 

a) Toute administration chargee de 
la recherche internationale peut exi- 
ger du deposant le paiement, a son 
profit, dune taxe pour l’execution de 
la recherche internationale et pour 
l accomplissement de toutes les autres 
täches confiees aux administrations 
chargees de la recherche internatio¬ 
nale par le traite et par le present 
regleinont d'oxecufion ( taxe de rc- 
cherche»). 

b) La taxe de recherche est pergue 
par l'office recepteur. Elle doit etre 
payee dans la monnaie prescrite par 
cet office; toutefois, si cette monnaie 
n’est pas celle de l'Etat ou I'admini- 
stration chargee de la recherche inter¬ 
nationale a son siege, la taxe de re- 
chorche doit, !ors de son transfert par 


15.5 Teilweise Zahlung 

a| .Nennt der Anmelder die Staa¬ 
ten, auf die sich nach seinem Wunsch 
ein gezahlter Betrag als Bestimmungs- 
gebühr beziehen soll, so wird der Be¬ 
trag auf die genannten Staaten in der 
vom Anmelder gegebenen Reihenfolge 
verrechnet. 


b) Äußert der Anmelder keinen sol¬ 
chen Wunsch und ist der beim An¬ 
meldeamt eingegangene Betrag ins¬ 
gesamt höher als die Grundgebühr zu¬ 
züglich einer Bestimmungsgebühr, je¬ 
doch niedriger als der nach der Zahl 
der Bestimmungsstaaten geschuldete 
Betrag, so gilt jeder die Grundgebühr 
und eine Bestimmungsgebühr über¬ 
steigende Betrag als Bestimmungsge¬ 
bühr für die dem im Antrag zuerst 
genannten Staat folgenden Staaten in 
der Reihenfolge, in der diese im An¬ 
trag bestimmt sind, bis zu dem Staat 
einschließlich, für den die gesamte 
Bestimmungsgebühr durch den ins¬ 
gesamt gezahlten Betrag gedeckt ist. 

c) Alle Staaten einer Staaten¬ 
gruppe, für die um ein regionales Pa¬ 
tent nachgesucht wird, gelten als 
durch die Bestimmungsgebühr für den 
ersterwähnten Staat dieser Gruppe 
gedeckt, der nach Absatz a ausdrück¬ 
lich benannt ist oder durch Absatz b 
erfaßt wird. 


15.6 Rückerstattung 

a) Die internationale Gebühr wird 
dem Anmelder zurückerstattet, wenn 
die nach Artikel 11 Absatz 1 vorge¬ 
sehene Feststellung negativ ist. 

b) Die internationale Gebühr darf 
in keinem anderen Fall zurückgezahlt 
werden. 

Regel 16 

Die Recherchengebühr 

16.1 Befugnis, eine Gebühr 
zu verlangen 

a) Jede Internationale Recherchen¬ 
behörde kann verlangen, daß der An¬ 
melder eine der Behörde verbleibende 
Gebühr für die Durchführung der 
internationalen Recherche und aller 
anderen den Internationalen Rechor- 
chenbehörden durch den Vertrag und 
diese Ausführungsordnung übertrage¬ 
nen Aufgaben entrichtet LRetlier- 
ehengebühr"). 

b) Die Gebühr wird vom Anmcldo- 
aml eingezogen. Sie ist in der von 
diesem Amt bestimmten Währung 
zahlbar; ist die Währung nicht die 
gleiche wie die Wahrung des Sitz- 
staats der Internationalen Rerher- 
chonbehörde, so muß die Rccheichen- 
gebii.hr, wenn si“ vom Aninefdeamt 
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transferred by the receiving Office to 
that Authority, shall be freely con* 
vertibie into the currency of the said 
State. As to the time of payment of 
the search fee, Rule 15.4 (a) shall ap- 
ply. 

16.2 Refund 

The search fee shall be refunded to 
the applicant if the determination 
under Article 11 (1) is negative. 

16.3 Partial Refund 

Where the international application 
Claims the priority of an earlier inter¬ 
national application which has been 
the subject of an international search 
by the same International Searching 
Authority, that Authority shall refund 
the search fee paid in connection with 
the later international application to 
the extent and under the conditions 
provided for in the agreement under 
Article 16 (3) (b), if the international 
search report on the later internation¬ 
al application could wholly or partly 
be based on the results of the inter¬ 
national search effected on the earlier 
international application. 


Rule 17 

The Priority Document 

17.1 Obligation to Submit Copy of 
Earlier National Application 

(a) Where the priority of an earlier 
national application is claimed under 
Article 8 in the international applica- 
tion, a copy of the said national ap¬ 
plication, certified by the authority 
with which it was filed (“the priority 
document"), shall, unless already filed 
with the receiving Office, together 
with the international application, be 
submitted by the applicant to the In¬ 
ternational Bureau not later than 16 
months after the priority date or, in 
the case referred to in Article 23 (2), 
not later than at the time the Proces¬ 
sing or examination is requested. 


(b) If the applicant fails to comply 
with the requirement under paragraph 
(a), any designated State may disre- 
gard the priority Claim. 

(c) The International Bureau shall 
record the date on which it received 
the priority document and shall notify 
the applicant and the designated Of¬ 
fices accordingly. 

17.2 Availability of Copies 
(a) The International Bureau shall, 
at the specific request of the des- 


l'office recepteur ä cette administra- 
tion, etre librement convertible en la 
monnaie de cet £tat. La regle 15.4 a) 
s'applique pour le delai de paiement 
de la taxe de recherche. 


16.2 Remboursement 

La taxe de recherche est rembour- 
see au deposant si la constatation 
mentionnGe ä l’article 11. 1) est nega¬ 
tive. 

16.3 Remboursement partiel 

Lorsque la demande internationale 

revendique la priorite d'une demande 
internationale anterieure pour laquel- 
le une recherche internationale a ete 
effectuee par la meine administration 
chargee de la recherche internatio¬ 
nale, et lorsque le rapport de recher¬ 
che internationale relatif ä la deman¬ 
de internationale posterieure peut se 
baser, en tout ou en partie, sur les r6- 
sultats de la recherche internationale 
anterieure, ladite administration rem- 
bourse la taxe de recherche qui a 6te 
pay6e en relation avec la demande 
internationale posterieure, dans la me* 
sure et aux conditions etabües dans 
l'accord mentionne h l article 16. 3) b). 


Rfegle 17 

Document de priority 

17.1 Obligation de presenter une co- 
pie d'une demande nationale an¬ 
terieure 

a) Si la demande internationale re¬ 
vendique selon I'article 8 la priority 
d’une demande nationale anterieure, 
une copie de cette demande nationale, 
certifiee conforme par l'administra- 
tion aupres de laquelle eile a ete de- 
posee («document de priorite»), doit, 
si eile n’a pas dejä ete deposee au¬ 
pres de l'office recepteur avec la de¬ 
mande internationale, etre pr6sent6e 
par le deposant au Bureau internatio¬ 
nal au plus tard ä l'expiration d un 
delai de seize mois a compter de la 
date de priorite ou, dans le cas men¬ 
tionne ä I’article 23. 2), au plus tard 
a la date oü il est demande qu'il soit 
procede au traitement ou ä l’examen 
de la demande. 

b) Si le deposant ne se conforme 
pas ä la prescription de l’alinea a), 
tout Etat designe peut ne pas tenir 
compte de la revendication de prio¬ 
rite. 

c) Le Bureau international inscrit la 
date de reception du document de 
priorite et la notifie au deposant et 
aux Offices designes. 

17.2 Obtention de copies 

a) Le Bureau international, sur de¬ 
mande expresse de l’office designe, 


an die Internationale Recherchenbe¬ 
hörde überwiesen wird, in die Wäh¬ 
rung des Sitzstaats der Recherchen¬ 
behörde frei umwechselbar sein. Hin¬ 
sichtlich der Fälligkeit der Recher¬ 
chengebühr ist Regel 15.4 Absatz a 
anzuwenden. 

16.2 Rückerstattung 

Die Recherchengebühr wird dem 
Anmelder zurückerstattet, wenn die in 
Artikel 11 Absatz 1 vorgesehene Fest¬ 
stellung negativ ist. 

16.3 Teilweise Rückerstattung 

Wird für die internationale Anmel¬ 
dung die Priorität einer früheren 
internationalen Anmeldung in An¬ 
spruch genommen, die von der glei¬ 
chen Internationalen Recherchenbe¬ 
hörde recherchiert worden ist, so hat 
die Behörde die für die jüngere inter¬ 
nationale Anmeldung geleistete Re¬ 
cherchengebühr in dem Umfang und 
nach den Bedingungen, die in der Ver¬ 
einbarung nach Artikel 16 Absatz 3 
Buchstabe b festgesetzt sind, zu er¬ 
statten, sofern der internationale Re¬ 
cherchenbericht zu der jüngeren inter¬ 
nationalen Anmeldung ganz oder teil¬ 
weise auf die Ergebnisse der interna¬ 
tionalen Recherche gestützt werden 
konnte, die für die ältere interna¬ 
tionale Anmeldung durchgeführt wor¬ 
den ist. 

Regel 17 

Prioritätsunterlagen 

17.1 Verpflichtung zur Einreichung 
von Prioritätsunterlagen 

a) Wird für die internationale An¬ 
meldung gemäß Artikel 8 die Priorität 
einer früheren nationalen Anmeldung 
beansprucht, so hat der Anmelder 
eine vom Hinterlegungsamt beglau¬ 
bigte Abschrift dieser nationalen An¬ 
meldung (.Prioritätsbeleg"), falls nicht 
schon bei dem Anmeldeamt zusam¬ 
men mit der internationalen Anmel¬ 
dung eingereicht, dem Internationalen 
Büro nicht später als 16 Monate nach 
dem Prioritätsdatum oder im Fall des 
Artikels 23 Absatz 2 zu dem Zeit¬ 
punkt, in dem die Behandlung und 
Prüfung beantragt wird, einzureichen. 


b) Kommt der Anmelder der Ver¬ 
pflichtung nach Absatz a nicht nach, 
so kann jeder Bestimmungsstaat den 
Prioritätsanspruch unberücksichtigt 
lassen. 

c) Das Internationale Büro hat das 
Eingangsdatum der Prioritätsbelege 
einzutragen und den Anmelder und 
die Bestimmungsämter hiervon zu be¬ 
nachrichtigen. 

17.2 Erlangung von Kopien 
a) Das Internationale Büro leitet auf 
besondere Anforderung eines Bestirn- 
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ignated Office, promptly but not be¬ 
töre Ihe expiration of the time limit 
iixed in Rule 17.1 (a), furnish a copy 
of the priorily document to that Of¬ 
fice. No such Office shall ask the ap- 
plicant himself to furnish it with a 
copy, except where it requires the 
furnishing of a copy of the priority 
document together with a certified 
translation thereof. The applicant 
shall not be required to furnish a 
certified translation to the designated 
Office before the expiration of the 
applicable time limit under Article 22. 

(b) The International Bureau shall 
not make copies of the priority docu¬ 
ment available to the public prior to 
the international publication of the 
international application. 

(c) Paragraphs (a) and (b) shall ap- 
ply also to any earlier international 
application whose priority is claimed 
in the subsequent international appli¬ 
cation. 


Rule 18 
The Applicant 

18.1 Residence 

(a) Subject to the provisions of 
paragraph (b), the question whether 
an applicant is a resident of the Con¬ 
tracting State of which he Claims to 
be a resident shall depend on the na¬ 
tional law of that State and shall be 
decided by the receiving Office. 

(b) In any case, possession of a real 
and effective industrial or commercial 
establishment in a Contracting State 
shall be considered residence in that 
State. 


18.2 Nationality 

(a) Subject to the provisions of 
paragraph (b), the question whether 
an applicant is a national of the Con¬ 
tracting State of which he Claims to 
be a national shall depend on the na¬ 
tional law of that State and shall be 
decided by the receiving Office. 

(b) In any case, a legal entity con- 
stituted according to the national law 
of a Contracting State shall be con¬ 
sidered a national of that State. 


18.3 Several Applicants: Same for All 
Designated States 

If all the applicants are applicants 
for the purposes of all designated 
States, the right to file an internation¬ 
al application shall exist if at least 
one of them is entitled to file an in¬ 
ternational application according to 
Article 9. 


adressc, des que possible apres l’ex- 
piralion du delai fixe dans la regle 

17.1 a), une copie du document de 
priorite ä cet office. Aucun office de- 
signe ne dort demander de copie au 
deposant, sauf lorsqu il demande la 
remise dune copie du document de 
priorite avec une traduction certifiee 
conforme de ce document. Le depo¬ 
sant n a pas 1‘obligation de remettre 
une traduction certifiee conforme ä 
1*office designe avant l'expiration du 
delai applicable selon l'article 22. 


b) Le Bureau international ne met 
pas ä la disposition du public des co¬ 
pies du document de priorite avant la 
publication internationale de la de- 
mande internationale. 

c) Les alineas a) et b) s appliquent 
egalement ä toute demande interna¬ 
tionale anterieure dont la priorite est 
revendiquee dans la demande inter¬ 
nationale posterieure. 


Rögle 18 
Deposant 

18.1 Domicile 

a) Sous reserve de l'alinea b), la de- 
termination du domicile du deposant 
depend de la legislation nationale de 
Vfitat contractant oü il pretend ötre 
domicilie et est tranchee par l office 
recepteur. 


b) De toute facon, la possession d'un 
etablissement industriel ou commer¬ 
cial effectif et serieux dans un Etat 
contractant est considöree comme 
constituant domicile dans cet Etat. 


18.2 Nationalite 

a) Sous reserve de l’alinea b), la 
determination de la nationalite du de¬ 
posant dopend de la legislation na¬ 
tionale de l’Etat contractant dont il 
pretend etre Ie national et est tran¬ 
chee par l’office recepteur. 

b) De toute facon, une personne 
morale constituee conformement ä la 
legislation d'un Etat contractant est 
consideree comme ayant la nationalite 
de cet Etat. 

18.3 Plusieurs deposants: les memes 
pour tous les Etats designes 

S il y a plusieurs deposants et s'ils 
sont tous deposants pour tous les 
Etats designes, le droit de deposer 
une demande internationale existe si 
Tun au moins d entre eux est habilite 
a deposer une demande internationale 
conformement a l'article 9. 


mungsaiiils um ci, oglii h, j< ti<;< |, v., 
vor Ablauf doi in Regel 17.! A./s.ji/ 
genannten Frist diesem Bestiiumuinjs- 
amt eine Kopie des Priorilatsbolegs 
zu. Keines dieser Ämter darf den An¬ 
melder um die Einreichung einer 
Kopie ersuchen, sofern es nicht die 
Einreichung einer Kopie des Priori¬ 
tätsbelegs zusammen mit einer be¬ 
glaubigten Übersetzung derselben for¬ 
dert. Von dem Anmelder kann die 
Vorlage einer beglaubigten Überset¬ 
zung an das Bestimmungsamt nicht 
vor Ablauf der nach Artikel 22 an¬ 
wendbaren Frist verlangt werden. 

b) Das Internationale Büro darf 
Kopien des Prioritätsbelegs nicht vor 
der internationalen Veröffentlichung 
der internationalen Anmeldung der 
Öffentlichkeit zugänglich machen. 

c) Die Absätze a und b sind aul 
jede frühere internationale Anmel¬ 
dung anzuwenden, deren Priorität in 
der späteren internationalen Anmel¬ 
dung beansprucht wird. 


Regel 18 
Der Anmelder 

18.1 Sitz, Wohnsitz 

a) Vorbehaltlich des Absatzes b 
unterliegt die Frage, ob ein Anmel¬ 
der seinen Sitz oder Wohnsitz in dem 
Vertragsstaat hat, in dem er seinen 
Sitz oder Wohnsitz zu haben behaup¬ 
tet, dem nationalen Recht dieses Staa¬ 
tes und wird durch das Anmeldeamt 
entschieden. 

b) In jedem Fall steht der Besitz 
einer tatsächlichen und nicht nur zum 
Schein bestehenden gewerblichen 
oder Handelsniederlassung in einem 
Vertragsstaat einem Sitz oder Wohn¬ 
sitz in diesem Staat gleich. 

18.2 Staatsangehörigkeit 

a) Vorbehaltlich des Absatzes b 
unterliegt die Frage, ob ein Anmel¬ 
der Angehöriger eines Vertragsstaats 
ist, dessen Staatsangehöriger er zu 
sein behauptet, dem nationalen Recht 
dieses Staates und wird durch das 
Anmeldeamt entschieden. 

b) In jedem Fall gilt eine juristi¬ 
sche Person, die nach dem Recht eines 
Vertragsstaats begründet worden ist, 
als im Besitz der Staatsangehörigkeit 
dieses Staates. 

18.3 Mehrere Anmelder: 
dieselben Anmelder für alle 
Bestimmungsstaaten 

Sind alle Anmelder auch Anmelder 
für alle Bestimmungsstaaten, so ist die 
Berechtigung zur Einreichung einer 
internationalen Anmeldung gegeben, 
wenn wenigstens einer von ihnen zur 
Einreichung einer internationalen An¬ 
meldung nach Artikel 9 berechtigt ist. 
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18.4 Several Applicants: Different for 
Different Designated States 

(a) The international application 
may indicate different applicants for 
the purposes of different designated 
States, provided that, in respect of 
each designated State, at least one of 
the applicants indicated for the pur¬ 
poses of that State is entitled to file 
an international application according 
to Article 9. 

(b) If the condition referred to in 
Paragraph (a) is not fulfilled in respect 
of any designated State, the designa- 
tion of that State shall be considered 
not to have been made. 

(c) The International Bureau shall, 
from time to time, publish information 
on the various national laws in re¬ 
spect of the question who is qualified 
(inventor, successor in title of the 
inventor, owner of the invention, or 
other) to file a national application 
and shall accompany such information 
by a warning that the effect of the 
international application in any des¬ 
ignated State may depend on wheth- 
er the person designated in the inter¬ 
national application as applicant for 
the purposes of that State is a person 
who, under the national law of that 
State, is qualified to file a national 
application. 

18.5 Change in the Person or Name 
of the Applicant 

Any change in the person or name 
of the applicant shall, on the request 
of the applicant or the receiving Of¬ 
fice, be recorded by the International 
Bureau, which shall notify the inter- 
ested International Searching Authori- 
ty and the designated Offices accord- 
ingly. 

Rule 19 

The Competent Receiving Office 

19.1 Where to File 

(a) Subject to the provisions of 
Paragraph (b), the international appli¬ 
cation shall be filed, at the option of 
the applicant, with the national Office 
of or acting for the Contracting State 
of which the applicant is a resident 
or with the national Office of or act¬ 
ing for the Contracting State of which 
Ihe applicant is a national. 


(b) Any Contracting State may a- 
gree with another Contracting State 
or any intergovernmental Organiza¬ 
tion that the national Office of the 
latter State or the intergovernmental 
Organization shall, for all or some 
purposes, act instead of the national 
Office of the former State as receiv¬ 
ing Office for applicants who are 
residents or nationals of that former 


18.4 Plusieurs deposants: differents 
pour differents Etats designes 

a) La demande internationale peut 
indiquer differents deposants pour dif¬ 
ferents Etats designes si, pour cha- 
que Etat designe, l'un au moins des 
deposants indiques pour cet Etat est 
habilite ä deposer une demande inter¬ 
nationale conformement ä l'article 9. 


b) Si la condition figurant ä l'ali- 
nea a) n'est pas rexnplie ä l egard d'un 
Etat designe, la designation de cet 
Etat est consideree comme n'ayant 
pas ete faite. 

c) Le Bureau international publie de 
temps ä autre des informations relati¬ 
ves aux diverses legislations nationa¬ 
les, precisant qui, aux termes de ces 
legislations, a qualite (inventeur, 
ayant cause de l'inventeur, titulaire 
de l'invention, etc.) pour deposer une 
demande nationale; il joint ä ces in¬ 
formations l'avertissement que les ef- 
fets de la demande internationale dans 
un Etat designe peuvent däpendre de 
la question de savoir si la personne 
indiquee dans la demande internatio¬ 
nale en tant que deposant aux fins de 
cet Etat est habilitöe, selon la lägis- 
lation nationale de cet Etat, ä depo¬ 
ser une demande nationale. 

18.5 Changement quant ä la personne 
ou au nom du deposant 
Tout changement quant ä la per¬ 
sonne ou au nom du deposant est, sur 
requete du deposant ou de l'office re- 
cepteur, enregistre par le Bureau in¬ 
ternational, qui Ie notifie ä l'admini- 
stration interessee chargee de la re- 
cherche internationale et aux Offices 
designes. 

R&gle 19 

Office r£cepteur competent 

19.1 Oü deposer 

a) Sous reserve de l’alinea b), la de¬ 
mande internationale est döposee, au 
choix du deposant, soit aupres de l’of- 
fice national de I’Etat contractant oü 
il est doraicilie ou de l’office agissant 
pour ce dernier, soit aupres de l'office 
national de l’Etat contractant dont i! 
est le national ou de l'office agissant 
pour cet Etat. 


b) Tout Etat contractant peut con- 
venir avec un autre Etat contractant 
ou avec toute Organisation intergou- 
vernementale que l'office national de 
ce dernier Etat ou cette Organisation 
intergouvernementale peut, a toutes 
les fins ou ä certaines d’entre elles, 
agir, a la place de l'office national du 
Premier Etat, en tant qu office recep- 
teur pour les deposants qui sont domi- 


18 4 Mehrere Anmelder: 

verschiedene Anmelder für 
verschiedene Bestimmungsstddlen 

a) In der Anmeldung können unter¬ 
schiedliche Anmelder für verschie¬ 
dene Bestimmungsstaaten genannt 
werden, falls für jeden Bestimmungs¬ 
staat wenigstens einer der für diesen 
Bestimmungsstaat angeführten Anmel¬ 
der zur Einreichung einer internationa¬ 
len Anmeldung gemäß Artikel 9 be¬ 
rechtigt ist. 

b) Ist die Voraussetzung des Absat¬ 
zes a in bezug auf einen Bestimmungs¬ 
staat nicht erfüllt, so ist die Bestim¬ 
mung dieses Staates als ungültig an¬ 
zusehen. 

c) Das Internationale Büro veröf¬ 
fentlicht von Zeit zu Zeit Informa¬ 
tionen über die verschiedenen na¬ 
tionalen Bestimmungen in bezug auf 
die Berechtigung zur Einreichung 
einer nationalen Anmeldung (Erfinder, 
Rechtsnachfolger des Erfinders, In¬ 
haber der Erfindung oder dergleichen) 
und verbindet diese Information mit 
dem Hinweis, daß die Wirkung einer 
internationalen Anmeldung in einem 
Bestimmungsstaat davon abhängen 
kann, daß die in der internationalen 
Anmeldung für diesen Staat als An¬ 
melder genannte Person nach dem 
nationalen Recht dieses Staates zur 
Einreichung einer nationalen Anmel¬ 
dung berechtigt ist. 

18.5 Änderung in der Person 

oder im Namen des Anmelders 

Das Internationale Büro hat auf An¬ 
trag des Anmelders oder des An¬ 
meldeamts jede Veränderung in der 
Person oder im Namen des Anmel¬ 
ders zu vermerken und der interes¬ 
sierten Internationalen Recherchenbe¬ 
hörde und den Bestimmungsämtern 
mitzuteilen. 

Regel 19 

Zuständigkeit des Anmeldeamts 

19.1 Zuständiges Anmeldeamt 

a) Vorbehaltlich des Absatzes b ist 
die internationale Anmeldung nach 
der Wahl des Anmelders beim na¬ 
tionalen Amt des Vertragsstaats, in 
dem er seinen Sitz oder Wohnsitz hat, 
oder dem für diesen Staat handelnden 
Amt oder beim nationalen Amt des 
Vertragsstaats, dessen Staatsange¬ 
hörigkeit er besitzt, oder dem für die¬ 
sen Staat handelnden Amt einzurei¬ 
chen. 

b) Ein Vertragsstaat kann mit 
einem anderen Vertragsstaat oder 
einer zwischenstaatlichen Organisa¬ 
tion Übereinkommen, daß das na¬ 
tionale Amt des letzteren Staates 
oder die zwischenstaatliche Organisa¬ 
tion als Anmeldeamt für Anmelder, 
die ihren Sitz oder Wohnsitz in dem 
erste ren Staat haben oder dessen 
Staatsangehörigkeit besitzen, ganz oder 
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State. Notwithstanding such agree- 
ment, the national Office of the 
former State shall be considered the 
competent receiving Office for the 
purposes of Article 15 (5). 


(c) In connection with any decision 
made under Article 9 (2), the Assem- 
bly shall appoint the national Office 
or the intergovernmental orgänization 
which will act as receiving Office for 
applications of residents or nationals 
of States specified by the Assembly. 
Such appointment shall require the 
previous consent of the said national 
Office or intergovernmental Organiza¬ 
tion. 


19.2 Several Applicants 

(a) If there are several applicants 
and they have no common agent, their 
common representative within the 
meaning of Rule 4.8 shall, for the pur¬ 
poses of the application of Rule 19.1, 
be considered the applicant. 

(b) If there are several applicants 
and they have a common agent, the 
applicant first named in the request 
who is entitled to file an international 
application according to Article 9 
shall, for the purposes of the applica¬ 
tion of Rule 19.1, be considered the 
applicant. 

19.3 Publication of Fact of Delegation 
of Duties of Receiving Office 

(a) Any agreement referred to in 
Rule 19.1 (b) shall be promptly noti- 
fied to the International Bureau by 
the Contracting State which delegates 
the duties of the receiving Office to 
the national Office of or acting for 
another Contracting State or an inter- 
governmental organization. 

(b) The International Bureau shall, 
promptly upon receipt, publish the 
notification in the Gazette. 

Rule 20 

Receipt of the 
International Application 

20.1 Date and Number 

(a) Upon receipt of papers purport- 
ing to be an international application, 
the receiving Office shall indelibly 
mark the date of actual receipt in the 
space provided for that purpose in the 
request form of each copy received 
and one of the numbers assigned by 
the International Bureau to that 
Office on each sheet of each copy re¬ 
ceived. 


cilies dans ce premier Etat ou en sont 
les nationaux. Nonobstant cet accord, 
loffice national du premier Etat est 
considere comme etant l office recep- 
teur competent pour l'application de 
l'article 15. 5). 

c) En relation avec toute decision 
selon l'article 9. 2), l’Assemblee desi- 
gne l'office national ou l organisation 
intergouvernementale qui agira en 
tant qu'office recepteur pour les de- 
mandes deposees par des personnes 
domiciliees dans les Etats dätermines 
par l'Assemblee ou par des nationaux 
de ces Etats. Cette designation exige 
l'accord prealable de cet Office natio¬ 
nal ou de cette Organisation intergou¬ 
vernementale. 


19.2 Plusieurs däposants 

a) S'il y a plusieurs deposants qui 
n’ont pas de mandataire commun, leur 
representant commun au sens de la 
rdgle 4.8 est, aux fins de l'application 
de la regle 19.1, considere comme le 
deposant. 

b) S'il y a plusieurs deposants qui 
ont un mandataire commun, le däpo- 
sant nommä en premier Heu dans la 
requete qui est habilite ä deposer une 
demande internationale conformäment 
ä l'article 9 est, aux fins de l’applica- 
tion de la regle 19.1, considere comme 
le deposant. 

19.3 Publication du fait de la deläga- 
tion des täches de l'office röcep- 
teur 

a) Tout accord vise ä la regle 19.1 b) 
est notifie ä bref dälai au Bureau in¬ 
ternational par l'Etat contractant qui 
dölegue les täches d Office räcepteur 
ä l’office national d un autre Etat con¬ 
tractant ou ä l'office agissant pour ce 
dernier, ou encore ä une Organisation 
intergouvernementale. 

b) Le Bureau international publie ä 
bref dälai la notification dans la ga- 
zette. 

Rögle 20 
R4ceptlon 

de la demande internationale 

20.1 Date et numero 

a) A la räception des documents 
constituant prätendument une deman¬ 
de internationale, l’office räcepteur 
appose, d’une maniere indälöbile, dans 
l'espace prevu ä cet effet dans le for- 
mulaire de requete de chaque exem- 
plaire recu et de chaque copie regue, 
la date de reception effective et, sur 
chaque feutlle de chaque exemplaire 
recu et de chaque copie recue, l'un 
des numeros assignes par le Bureau 
international ä cet Office. 


teilweise an die Slelle des nationalen 
Amtes des ersleren Staates tritt. Un¬ 
beschadet eines solchen Übereinkom¬ 
mens gilt das nationale Amt des 
ersteren Staates als zuständiges An¬ 
meldeamt für die Zwecke des Arti¬ 
kels 15 Absatz 5. 

c) In Verbindung mit einem Be¬ 
schluß gemäß Artikel 9 Absatz 2 be¬ 
nennt die Versammlung das nationale 
Amt oder die zwischenstaatliche Or¬ 
ganisation, welches oder welche für 
die Staatsangehörigen von Staaten, 
die die Versammlung bestimmt, oder 
für die Personen mit Sitz oder Wohn¬ 
sitz in solchen Staaten als Anmelde¬ 
amt tätig wird. Die Benennung setzt 
die vorherige Zustimmung des betref¬ 
fenden nationalen Amtes oder der be¬ 
treffenden zwischenstaatlichen Or¬ 
ganisation voraus. 

19.2 Mehrere Anmelder 

a) Haben mehrere Anmelder keinen 
gemeinsamen Anwalt, so ist für die 
Anwendung der Regel 19.1 ihr ge¬ 
meinsamer Vertreter im Sinne der 
Regel 4.8 als Anmelder anzusehen. 

b) Haben mehrere Anmelder einen 
gemeinsamen Anwalt, so ist der in 
dem Antrag zuerst genannte Anmel¬ 
der, der nach Artikel 9 berechtigt ist, 
eine internationale Anmeldung einzu¬ 
reichen, für die Anwendung der Regel 

19.1 als Anmelder anzusehen. 


19.3 Veröffentlichung der Übertragung 
von Aufgaben des Anmeldeamts 

a) Jedes Übereinkommen gemäß 
Regel 19.1 Absatz b ist dem Interna¬ 
tionalen Büro unverzüglich durch den 
Vertragsstaat mitzuteilen, der die Auf¬ 
gaben des Anmeldeamts dem nationa¬ 
len Amt eines anderen Vertragsstaats 
oder dem für diesen Staat handelnden 
Amt oder einer zwischenstaatlichen 
Organisation überträgt. 

b) Das Internationale Büro ver¬ 
öffentlicht die Mitteilung unverzüg¬ 
lich nach Eingang im Blatt. 

Regel 20 

Eingang der Internationalen 
Anmeldung 

20.1 Datum und Aktenzeichen 
a) Bei Eingang der Unterlagen, die 
eine internationale Anmeldung dar¬ 
stellen sollen, bringt das Anmeldeamt 
das Datum des tatsächlichen Eingangs 
an dem hierfür vorgesehenen Platz im 
Antragsformular jedes erhaltenen 
Exemplars unlöschbar an und stempelt 
eines der durch das Internationale 
Büro diesem Amt zugewiesenen 
Aktenzeichen auf jedes Blatt jedes 
erhaltenen Exemplars. 
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(b) The place on each sheet where 
the date or number shall be marked, 
and other details, shall be specified in 
the Administrative Instructions. 

20.2 Receipt on Different Days 

(a) In cases where all the sheets 
pertaining to the same purported in¬ 
ternational application are not re- 
ceived on the same day by the receiv- 
ing Office, that Office shall correct 
the date marked on the request (still 
leaving legible, however, the earlier 
date or dates already marked) so that 
it indicates the day on which the 
papers completing the international 
application were received, provided 
that 

(i) where no invitation under Ar- 
ticle 11 (2) (a) to correct was 
sent to the applicant, the said 
papers are received within 30 
days from the date on which 
sheets were first received; 

(ii) where an invitation under Ar- 
ticle 11 (2) (a) to correct was 
sent to the applicant, the said 
papers are received within the 
applicable time limit under Rule 
20 . 6 ; 

(iii) in the case of Article 14 (2), the 
missing drawings are received 
within 30 days from the date on 
which the incomplete papers 
were filed; 

(iv) the absence or later receipt of 
any sheet containing the abstract 
or part thereof shall not, in itself, 
require any correction of the 
date marked on the request. 


(b) Any sheet received on a date 
later than the date on which sheets 
were first received shall be marked 
by the receiving Office with the date 
on which it was received. 

20.3 Corrected International Applica- 
tion 

In the case referred to in Arti- 
cle 11 (2) (b), fbe receiving Office 
shall correct the date marked on the 
request (still leaving legible, how¬ 
ever, the earlier date or dates already 
marked) so that it iiidicates the day 
on which the last required correction 
was received. 

20.4 Determination under 
Article 11 (1) 

(a) Promptly after receipt of the 
papers purporting to be an interna¬ 
tional application, the receiving Of¬ 
fice shall determine whether the 
papers comply with the requirements 
of Article 11 (1). 

(b) For the purposes of Article 11 
(1) (iii) (c), it shall be sufficient to 


b) La place oü, sur chaque feuille, 
la date ou le numero doivent etre ap- 
poses, ainsi que d'autres details, sont 
specifies dans les instructions admi¬ 
nistratives. 

20.2 Reception ä des jours differents 
a) Dans les cas oü toutes les feuii- 
les appartenant ä une meme preten- 
due demande internationale ne sont 
pas recues le meme jour par l’office 
rücepteur, ce dernier corrige la date 
apposee sur la requete (en laissant 
toutefois lisibles la ou les dates antä- 
rieures dejä apposäes) en indiquant 
la date de räception des documents 
completant la demande internationale, 
ä condition que: 

i) lorsqu'aucune invitation ä corri- 
ger selon l'article 11. 2) a) n’a 6te 
envoyee au deposant, lesdits do¬ 
cuments soient regus dans les 
trente jours a compter de la date 
ä laquelle des feuilles ont 6te re¬ 
cues pour la premiere fois; 

ii) lorsqu'une invitation ä corriger se¬ 
lon l'article 11.2) a) a 6t6 envoyee 
au däposant, lesdits documents 
soient recus dans le d61ai appli¬ 
cable selon la regle 20.6; 


iii) dans le cas de l'article 14. 2), les 
dessins manquants soient recus 
dans les trente jours ä compter 
de la date ä laquelle les docu¬ 
ments incomplets ont 6t6 d£pos£s; 

iv) le fait qu'une feuille contenant 
l'abrege ou une partie de I'abröge 
manque, ou qu’elle est recue en 
retard, n’exige pas la correction de 
la date indiquee sur la requete. 


b) L'office recepteur appose, sur 
toute feuille recue ä une date postä- 
rieure ä celle oü des feuilles ont 6tä 
recues pour la premiere fois, la date 
de la reception de Iadite feuille. 

20.3 Demande internationale corrigee 

Dans le cas vise ä l’article 11. 2) b), 
l'office recepteur corrige la date ap- 
posee sur la requete (en laissant tou¬ 
tefois lisibles la ou les dates ante- 
rieures dejä apposües) en indiquant 
la date de rüception de la derniere 
correction exigee. 

20.4 Constatation au sens 
de l’article 11. 1) 

a) A bref delai apres reception des 
documents constituant pretendument 
une demande internationale, l'office 
recepteur constate si ces documents 
remplissent les conditions de l'article 
11 - 1 ). 

b) Aux fins de l’article 11. 1) iii) c), 
il suffit d'indiquer le nom du deposant 


b) Die Stelle auf jedem Blatt, an der 
das Datum oder das Aktenzeichen 
angebracht werden sollen, sowie die 
sonstigen Einzelheiten werden in den 
Verwaltungsrichtlinien festgelegt. 

20.2 Eingang an verschiedenen Tagen 

a) Gehen nicht alle Blätter, die zu 
derselben vorgeblichen internationa¬ 
len Anmeldung gehören, am gleichen 
Tag beim Anmeldeamt ein, so hat 
dieses Amt das auf dem Antrag ver¬ 
merkte Datum zu ändern (wobei das 
frühere Datum oder die früheren 
Daten lesbar zu lassen sind), so daß 
es den Tag angibt, an welchem die 
Blätter, die die Unterlagen vervoll¬ 
ständigt haben, eingegangen sind, 
vorausgesetzt, daß 

i) die vervollständigenden Blätter, 
wenn der Anmelder nicht nach 
Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe a 
zur Berichtigung aufgefordert wor¬ 
den ist, innerhalb von 30 Tagen 
nach dem ersten Eingang der Blät¬ 
ter eingegangen sind; 

ii) die vervollständigenden Blätter, 
wenn der Anmelder nach Arti¬ 
kel 11 Absatz 2 Buchstabe a zur 
Berichtigung aufgefordert worden 
ist, innerhalb der nach Regel 20.6 
maßgeblichen Frist eingegangen 
sind; 

iii) im Fall des Artikels 14 Absatz 2 
die fehlenden Zeichnungen inner¬ 
halb von 30 Tagen nach Einrei¬ 
chung der unvollständigen Blätter 
eingegangen sind; 

iv) das Fehlen oder der spätere Ein¬ 
gang eines Blattes, das die Zusam¬ 
menfassung oder einen Teil der¬ 
selben enthält, für sich allein eine 
Berichtigung des auf dem Antrag 
vermerkten Datums nicht erforder¬ 
lich macht. 

b) Jedes Blatt, das zu einem späte¬ 
ren Datum als dem Datum eingeht, zu 
dem zuerst Blätter eingegangen sind, 
wird vom Anmeldeamt mit dem 
Datum des Eingangs versehen. 

20.3 Berichtigte internationale 
Anmeldung 

Im Falle des Artikels 11 Absatz 2 
Buchstabe b berichtigt das Anmelde¬ 
amt das auf dem Antrag vermerkte 
Datum in der Weise, daß es den Tag 
des Eingangs der letzten erforder¬ 
lichen Berichtigung angibt (wobei das 
frühere Datum oder die früheren 
Daten lesbar zu lassen sind). 

20.4 Feststellung nach Artikel 11 
Absatz 1 

a) Unmittelbar nach Eingang der 
Unterlagen, die eine internationale 
Anmeldung darstellen sollen, stellt 
das Anmeldeamt fest, ob die Unter¬ 
lagen den Erfordernissen des Arti¬ 
kels 11 Absatz 1 entsprechen, 

b) Für Artikel 11 Absatz 1 Ziffer iii 
Buchstabe c genügt es, den Namen 
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indicate the nazne of the applicant in 
a way which allows his identity to be 
established even if the narae is rois- 
spelled, the given names are not fully 
indicated, or, in the case of legal enti- 
ties, the indication of the name is ab- 
breviated or incomplete. 

20.5 Positive Determination 

(a) If the determination under Ar- 
ticle II (1) is positive, the receiving 
Office shall stamp in the space pro- 
vided for that purpose in the request 
form the name of the receiving Office 
and the words "PCT International 
Application", or "Demande interna¬ 
tionale PCT". If the official language 
of the receiving Office is neither 
English nor French, the words “Inter¬ 
national Application" or "Demande 
internationale“ may be accompanied 
by a translation of these words in the 
official language of the receiving 
Office. 

(b) The copy whose request sheet 
has been so stamped shall be the re- 
cord copy of the international appli- 
cation. 

(c) The receiving Office shall 
promptly notify the applicant of the 
international application number and 
the international filing date. 

20.6 Invitation to Correct 

(a) The Invitation to correct under 
Article 11 (2) shall specify the re- 
quirement provided for under Arti¬ 
cle 11 (1) which, in the opinion of the 
receiving Office, has not been fulfil- 
led. 

(b) The receiving Office shall 
promptly mail the invitation to the 
applicant and shall fix a time limit, 
reasonable under the circumstances of 
the case, for filing the correction. The 
time limit shall not be less than 10 
days, and shall not exceed 1 month, 
from the date of the invitation. If 
such time limit expires after the ex- 
piration of 1 year from the filing date 
of any application whose priority is 
claimed, the receiving Office may call 
this circumstance to the attention of 
the applicant. 

20.7 Negative Determination 

If the receiving Office does not, 
within the prescribed time limit, re- 
ceive a reply to its invitation to cor¬ 
rect, or if the correction offered by 
the applicant still does not fulfill the 
requirements provided for under Ar¬ 
ticle 11 (1), it shall: 

(i) promptly notify the applicant 
that his application is not and 
will not be treated as an interna¬ 
tional application and shall indi¬ 
cate the reasons therefor, 

(ii) notify the International Bureau 
that the number it has marked 
on the papers will not be used as 


de maniere a permettre den elablir 
l’identite, meme si ce nom est mal 
Orthographie, si les prenoms ne sont 
pas complets ou, dans le cas d une 
personne morale, si l'indication du 
nom est abregee ou incomplete. 

20.5 Constatation positive 

a) Si la constatation au sens de l’ar- 
ticle 11. 1) est positive, loffice recep- 
teur appose, dans l espace prevu ä cet 
effet dans le formulaire de requete, 
son timbre et les mots «Demande in¬ 
ternationale PCT» ou «PCT Inter¬ 
national Application». Si la langue of- 
ficielle de l office recepteur n’est ni le 
francais ni 1‘anglais, les mots «Deman¬ 
de internationale» ou «International 
Application» peuvent etre accompa- 
gnes de leur traduction dans la langue 
officielle de cet Office. 


b) Lexemplaire sur la requete du- 
quel ce timbre a etö appose constitue 
l’exemplaire original de la demande 
internationale. 

c) Loffice recepteur notifie ä bref 
dölai au döposant le numöro de la de¬ 
mande internationale et la date du dö- 
pöt international. 

20.6 Invitation ä corriger 

a) L’invitation ä corriger selon l ar- 
ticle 11. 2) doit pröciser quelle condi¬ 
tion figurant ä l'article 11. 1)’ n'a pas, 
de l'avis de l office recepteur, etö rem- 
plie. 

b) L'office recepteur adresse ä bref 
delai l'invitation au deposant et fixe 
un dölai, raisonnable en l'espece, pour 
le depöt de la correction. Ce delai ne 
doit pas etre inferieur ä dix jours, ni 
superieur ä un mois, ä compter de la 
date de l'invitation. Si ce delai expire 
apres l'expiration d'une annee ä comp¬ 
ter de la date du depöt de toute de¬ 
mande dont la priorite est revendi- 
quee, loffice recepteur peut porter 
cette circonstance ä l'attention du dö- 
posant. 

20.7 Constatation negative 

Si l’office recepteur ne regoit pas, 
dans le delai prescrit, de reponse ä 
son invitation ä corriger, ou si la cor¬ 
rection presentee par le deposant ne 
remplit toujours pas les conditions 
figurant ä l’article 11. 1): 

i) il notifie ä bref delai au deposant 
que sa demande n’est pas et ne 
sera pas traitee comme une de¬ 
mande internationale et indique 
les motifs de cette decision; 

ii) il notifie au Bureau international 
que le numero quil a appose sur 
les documenls ne sera pas utilise 


des Anmelders so anzugeben, daß 
seine Identität festgestellt weiden 
kann, auch dann, wenn der Name 
falsch geschrieben, die Angabe der 
Vornamen nicht vollständig oder die 
Bezeichnung juristischer Personen ab¬ 
gekürzt oder unvollständig ist. 

20.5 Positive Feststellung 

a) Fällt die Feststellung nach Ar¬ 
tikel 11 Absatz 1 positiv aus, so bringt 
das Anmeldeamt an dem hierfür vor¬ 
gesehenen Platz des Antragsformulars 
einen Stempel mit dem Namen des 
Anmeldeamts und den Worten „PCT 
International Application" oder „De¬ 
mande internationale PCT" an. Ist die 
Amtssprache des Anmeldeamts weder 
Englisch noch Französisch, so kann 
den Worten .International Applica¬ 
tion" oder .Demande internationale" 
eine Übersetzung dieser Worte in die 
Amtssprache des Anmeldeamts hinzu¬ 
gefügt werden. 

b) Das Exemplar, dessen Antrags¬ 
blatt auf diese Weise gestempelt ist, 
gilt als das Aktenexemplar der inter¬ 
nationalen Anmeldung. 

c) Das Anmeldeamt teilt dem An¬ 
melder unverzüglich das interna¬ 
tionale Aktenzeichen und das inter¬ 
nationale Anmeldedatum mit. 

20.6 Aufforderung zur Richtigstellung 

a) Die Aufforderung zur Richtigstel¬ 
lung gemäß Artikel 11 Absatz 2 hat 
das Erfordernis des Artikels 11 Ab¬ 
satz 1 zu nennen, das nach Ansicht 
des Anmeldeamts nicht erfüllt ist. 

b) Das Anmeldeamt hat die Auffor¬ 
derung unverzüglich an den Anmel¬ 
der abzusenden und eine den Umstän¬ 
den angemessene Frist zur Richtigstel¬ 
lung festzusetzen. Die Frist soll nicht 
weniger als zehn Tage und nicht mehr 
als einen Monat seit dem Tage der 
Aufforderung betragen. Läuft die Frist 
nach dem Ablauf eines Jahres seit 
dem Anmeldedatum einer Anmeldung 
ab, deren Priorität beansprucht wird, 
so hat das Anmeldeamt den Anmel¬ 
der auf diesen Umstand aufmerksam 
zu machen. 

20.7 Negative Feststellung 

Erhält das Anmeldeamt innerhalb 
der vorgeschriebenen Frist keine Ant¬ 
wort auf seine Aufforderung zur Rich¬ 
tigstellung oder genügt die Richtig¬ 
stellung des Anmelders den Anforde¬ 
rungen des Artikels 11 Absatz 1 noch 
nicht, so hat das Anmeldeamt 

i) den Anmelder unverzüglich davon 
in Kenntnis zu setzen, daß seine 
Anmeldung keine internationale 
Anmeldung ist und als solche 
nicht behandelt wird, und hat die 
Gründe hierfür anzugeben, 
ii) das Internationale Büro davon in 
Kenntnis zu setzen, daß das auf 
den Schriftstücken der Anmeldung 
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an international application num- 
ber, 

(iii) keep the papers constituting the 
purporled international applica¬ 
tion and any correspondence re- 
lating thereto as provided in 
Rule 93.1, and 

(iv) send a copy ot the said papers to 
the International Bureau where, 
pursuant to a request by the ap- 
plicant under Article 25 (1), the 
International Bureau needs such 
a copy and specially asks for it. 

20.8 Error by the Receiving Office 

If the receiving Office later discov- 
ers, or on the basis of the applicant's 
reply realizes, that it has erred in 
issuing an invitation to correct since 
the requirements provided for under 
Article 11 (1) were fulfilled when the 
papers were received, it shall proceed 
as provided in Rule 20.5. 

20.9 Certified Copy for the Applicant 

Against payment of a fee, the re¬ 
ceiving Office shall furnish to the 
applicant, on request, certified copies 
of the international application as 
filed and of any corrections thereto. 

Rule 21 

Preparatlon of Copies 

21.1 Responsibility of the Receiving 
Office 

(a) Where the international applica¬ 
tion is required to be filed in one 
copy, the receiving Office shall be re- 
sponsible for preparing the home 
copy and the search copy required 
under Article 12 (1). 

(b) Where the international appli¬ 
cation is required to be filed in two 
copies, the receiving Office shall be 
responsible for preparing the home 
copy. 

(c) lf the international application 
is filed in less than the number of 
copies required under Rule 11.1 (b), 
the receiving Office shall be respon¬ 
sible for the prompt preparation of 
the number of copies required, and 
shall have the right to fix a fee for 
performing that task and to collect 
such fee from the applicant. 


Rule 22 

Transmittal of the Record Copy 

22.1 Procedure 

(a) If the determination under Ar¬ 
ticle 11 (1) is positive, and unless pre- 
scriptions concerning national Securi¬ 
ty prevent the international applica- 


en tanl que numero de demande 
internationale; 


iii) il conserve les documents consti- 
tuant la pretendue demande inter¬ 
nationale et toute correspondance 
y relative conformement ä la re¬ 
gle 93.1; 

iv) il adresse une copie desdits docu¬ 
ments au Bureau international si, 
en raison d une requete du depo- 
sant selon l'article 25. 1), ce Bu¬ 
reau a besoin d’une teile copie et 
en demande expressement une. 


20.8 Erreur de l'office recepteur 

Si, ulterieurement, l’office recepteur 
decouvre, ou constate sur la base de 
la reponse du deposant, qu'il a com- 
mis une erreur en adressant une invi¬ 
tation ä corriger, puisque les condi- 
tions figurant a l’article 11. 1) etaient 
remplies lors de la reception des do¬ 
cuments, il procede de la maniere pre- 
vue ä la regle 20.5. 

20.9 Copie certifiee conforme 
pour le deposant 

Contre paiement d’une taxe, l’office 
recepteur fournit au deposant, sur de- 
mande, des copies certifiöes confor- 
mes de la demande internationale, tei¬ 
le qu elle a ete deposee, ainsi que de 
toutes corrections y relatives. 


R&gle 21 

Preparation de copies 

21.1 Responsabilite de l'office recep¬ 
teur 

a) Lorsqu’il est exige que la deman¬ 
de internationale soit deposee en un 
seul exemplaire, l’office recepteur a 
la responsabilite de la preparation de 
sa propre copie et de la copie de re- 
cherche requises selon l'article 12. 1). 

b) Lorsqu'il est exige que la deman¬ 
de internationale soit deposee en deux 
exemplaires, l’office recepteur a la 
responsabilite de la preparation de sa 
propre copie. 

c) Si la demande internationale est 
deposee en un nombre d'exemplaires 
inferieur ä celui prevu ä la regle 
11.1b), l'office recepteur a la respon¬ 
sabilite de la prompte preparation du 
nombre requis de copies; il a le droit 
de fixer une taxe pour l’execution 
de cette täche et de percevoir cette 
taxe du deposant. 


R&gle 22 

Transmission de l'exemplaire original 

22.1 Procedure 

a) Si la constatation prevue ä l'ar- 
ticle 11. 1) est positive et si les pre- 
scriptions relatives a la defense natio¬ 
nale n’empechont pas la demande in- 


angebrachte Aktenzeichen niili! 
als internationale«; Aklenzeic !ie:i 
verwendet wird, 

iii) die Unterlagen der vorgeblichen 
internationalen Anmeldung und 
die dazugehörige Korrespondenz 
gemäß Regel 93.1 aufzubewahren 
und 

iv) eine Abschrift der genannten 
Schriftstücke dem Internationalen 
Büro zu übermitteln, wenn dieses 
bei der Bearbeitung eines Antrags 
des Anmelders gemäß Artikel 25 
Absatz 1 eine solche Abschrift be¬ 
nötigt und sie anfordert. 

20.8 Fehler des Anmeldeamts 

Stellt das Anmeldeamt später fest 
oder bemerkt es auf Grund der Ant¬ 
wort des Anmelders, daß es diesen 
irrtümlich zur Richtigstellung aufge¬ 
fordert hat, weil die Erfordernisse des 
Artikels 11 Absatz 1 beim Eingang 
der Schriftstücke erfüllt waren, so 
verfährt es nach Regel 20.5. 

20.9 Beglaubigte Abschriften 
für den Anmelder 

Auf Antrag des Anmelders stellt 
das Anmeldeamt diesem gegen Zah¬ 
lung einer Gebühr beglaubigte Ab¬ 
schriften der internationalen Anmel¬ 
dung in ihrer ursprünglichen Form 
sowie der an ihr vorgenommenen 
Änderungen zur Verfügung. 

Regel 21 

Herstellung von Exemplaren 

21.1 Aufgabe des Anmeldeamts 

a) Ist die internationale Anmeldung 
in einem Exemplar einzureichen, so 
ist das Anmeldeamt für die Herstel¬ 
lung des Anmeldeamtsexemplars und 
des Recherchenexemplars nach Arti¬ 
kel 12 Absatz 1 verantwortlich. 

b) Ist die internationale Anmeldung 
in zwei Stücken einzureichen, so ist 
das Anmeldeamt für die Herstellung 
des Anmeldeamtsexemplars verant¬ 
wortlich. 

c) Ist die internationale Anmeldung 
in geringerer Stückzahl eingereicht 
worden als nach der Regel 11,1 Ab¬ 
satz b vorgeschrieben, so ist das An¬ 
meldeamt für die sofortige Herstel¬ 
lung der erforderlichen Zahl von Ex¬ 
emplaren verantwortlich und hat das 
Recht, für diese Aufgabe eine Gebühr 
festzusetzen und diese vom Anmelder 
einzuheben. 

Regel 22 

Übermittlung des Aktenexemplars 

22.1 Verfahren 

a) Ist die Feststellung nach Arti¬ 
kel 11 Absatz 1 positiv und stehen 
Vorschriften über die nationale 
Sicherheit der Behandlung der An- 
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tion from being treated as such, the 
reeeiving Office shall transmit the re- 
cord copy to the International Bureau. 
Such transmittal shall be effected 
promptly after receipt of the interna¬ 
tional application or, if a check to 
preserve national security must be 
performed, as soon as the necessary 
clearance has been obtained. In any 
case, the reeeiving Office shall trans¬ 
mit the record copy in time for lt to 
reach the International Bureau by the 
expiration of the 13th month from the 
priority date. If the transmittal is ef¬ 
fected by mail, the reeeiving Office 
shall mail the record copy not later 
than 5 days prior to the expiration of 
the 13th month from the priority date. 


(b) If the applicant is not in posses- 
sion of the notification of receipt sent 
by the International Bureau under 
Rule 24.2 (a) by the expiration of 13 
months and 10 days from the priority 
date, he shall have the right to ask 
the reeeiving Office to give him the 
record copy or, should the reeeiving 
Office allege that it has transmitted 
the record copy to the International 
Bureau, a certified copy based on the 
home copy. 


(c) The applicant may transmit the 
copy he has received under Para¬ 
graph (b) to the International Bureau, 
ünless the record copy transmitted by 
the reeeiving Office has been received 
by the International Bureau before 
the receipt by that Bureau of the 
copy transmitted by the applicant, the 
latter copy shall be considered the re¬ 
cord copy. 

22.2 Alternative Procedure 

(a) Notwithstanding the provisions 
of Rule 22.1, any reeeiving Office may 
provide that the record copy of any 
international application filed with it 
shall be transmitted, at the Option of 
the applicant, by the reeeiving Office 
or through the applicant. The receiv- 
ing Office shall inform the Interna¬ 
tional Bureau of the existence of any 
such Provision. 

(b) The applicant shall exercise the 
Option through a written notice, 
which he shall file together with the 
international application. If he fails to 
exercise the said Option, the applicant 
shall be considered to have opted for 
transmittal by the reeeiving Office. 

(c) Where the applicant opts for 
transmittal by the reeeiving Office, 
the procedure shall be the same as 
that provided for in Rule 22.1. 

(d) Where the applicant opts for 
transmittal through him, he shall in- 
dicate in the notice referred to in Par¬ 
agraph (b) whether he wishes to col¬ 
lect the record copy at the reeeiving 


ternationale d'etre traitee comme teile, 
l'office recepteur transmet l’exemplai- 
re original au Bureau international. 
Une teile transmission doit se faire ä 
bref delai apres reception de la deman- 
de internationale ou, si un contröle doit 
etre effectue du point de vue de la 
defense nationale, des que l'autorisa- 
tion necessaire a ete obtenue. En tout 
cas, l'office recepteur doit transmettre 
l'exemplaire original suffisamment ä 
temps pour qu'il parvienne au Bureau 
international ä Lexpiration du trei- 
zieme mois ä compter de la date de 
priorit6. Si la transmission se fait par 
voie postale, l'office recepteur doit 
proceder ä I expedition de l'exemplai- 
re original cinq jours au plus tard 
avant l’expiration du treizieme mois 
ä compter de la date de priority. 

b) Si le döposant n'est pas en pos- 
session, ä l expiration de treize mois 
et dix jours ä compter de la date de 
priorite, de la notification de r6cep- 
tion adressee par le Bureau interna¬ 
tional selon la regle 24.2 a), il a le 
droit de demander ä l'office recepteur 
qu'il lui remette l’exemplaire original 
ou une copie certifiee conforme de 
l'exemplaire en question etablie sur la 
base de la copie pour l'office recep¬ 
teur si celui-ci pr6tend avoir dejä 
transmis l'exemplaire original au Bu¬ 
reau international. 

c) Le dSposant peut transmettre au 
Bureau international la copie qu’il a 
recue conform^ment ä l'alinöa b). Si 
l’exemplaire original transmis par l'of- 
fice recepteur n'a pas ete recu par le 
Bureau international avant la recep¬ 
tion, par ce Bureau, de la copie trans- 
raise par le deposant, cette derniere 
est considöree comme constituant 
l'exemplaire original. 

22.2 Procedure alternative 

a) Nonobstant les dispositions de la 
regle 22.1, tout office recepteur peut 
prevoir que l’exemplaire original de 
toute demande internationale deposee 
aupres de lui est transmis, au choix 
du deposant, par l'office recepteur ou 
par le deposant. L'office recepteur in¬ 
forme le Bureau international de 
l'existence d’une teile disposition. 

b) Le deposant exerce son choix par 
le moyen d une notice ecrite qu'il de- 
pose avec la demande internationale. 
S’il n’exerce pas ce choix, il est con- 
sidere comme ayant choisi la trans¬ 
mission par l’office recepteur. 

c) Lorsque le deposant choisit la 
transmission par l'office recepteur, la 
procedure est la meme que celle qui 
est prevue a la regle 22.1. 

d) Lorsque le deposant choisit de 
proceder lui-meme ä la transmission, 
il indique dans la notice mentionnee 
ä l'alinea b) s’il desire retirer l’exem- 
plaire original aupres de l'office re- 


meldung als internationaler Anmel¬ 
dung nicht entgegen, so übersendet 
das Anmeldeamt das Aktenexemplar 
an das Internationale Büro. Die Über¬ 
sendung wird unverzüglich nach dem 
Eingang der internationalen Anmel¬ 
dung oder, falls eine Überprüfung zum 
Schutz der nationalen Sicherheit er¬ 
forderlich ist, sobald diese Prüfung 
erfolgreich abgeschlossen worden ist, 
vorgenommen, fn jedem Fall sendet 
das Anmeldeamt das Aktenexemplar 
so rechtzeitig ab, daß es beim Inter¬ 
nationalen Büro mit dem Ablauf des 
13. Monats seit dem Prioritätsdatum 
eingeht. Wird durch die Post über¬ 
mittelt, so darf das Anmeldeamt das 
Aktenexemplar nicht später als fünf 
Tage vor dem Ablauf des 13. Monats 
ab Prioritätsdatum absenden. 

b) Ist der Anmelder nach 13 Mo¬ 
naten und zehn Tagen ab Prioritäts¬ 
datum noch nicht im Besitz der ihm 
gemäß Regel 24.2 Absatz a vom Inter¬ 
nationalen Büro übersandten Emp¬ 
fangsbestätigung, so hat er das Recht, 
vom Anmeldeamt die Aushändigung 
des Aktenexemplars oder, wenn das 
Anmeldeamt behauptet, es habe das 
Aktenexemplar bereits an das Inter¬ 
nationale Büro abgesandt, eine be¬ 
glaubigte Abschrift des Anmeldeamts¬ 
exemplars zu verlangen. 

c) Der Anmelder kann die Ab¬ 
schrift, die er gemäß Absatz b erhal¬ 
ten hat, dem Internationalen Büro 
übermitteln. Ist das vom Anmeldeamt 
übermittelte Aktenexemplar nicht vor 
der vom Anmelder übermittelten Ab¬ 
schrift beim Internationalen Büro ein¬ 
gegangen, so gilt die letztere als das 
Aktenexemplar. 

22.2 Alternativverfahren 

a) Unbeschadet der Regel 22.1 kann 
jedes Anmeldeamt bestimmen, daß 
das Aktenexemplar einer bei ihm ein¬ 
gereichten internationalen Anmeldung 
nach Wahl des Anmelders durch das 
Anmeldeamt oder durch den Anmel¬ 
der übermittelt wird. Das Anmeldeamt 
unterrichtet das Internationale Büro 
von dem Bestehen einer solchen Be¬ 
stimmung. 

b) Der Anmelder übt das Wahlrecht 
durch eine schriftliche Erklärung aus, 
die er zusammen mit der internationa¬ 
len Anmeldung einreicht, übt er sein 
Wahlrecht nicht aus, so gilt die Über¬ 
mittlung durch das Anmeldeamt als 
vom Anmelder gewählt. 

c) Wählt der Anmelder die Über¬ 
mittlung durch das Anmeldeamt, so ist 
das Verfahren das gleiche wie nach 
Regel 22.1. 

d) Wählt der Anmelder die eigen¬ 
händige Übermittlung, so gibt er in 
der in Absatz b genannten Erklärung 
an, ob er das Aktenexemplar beim 
Anmeldeamt selbst abholen möchte 
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Office or wishes the receiving Office 
to mail the record copy to him. If the 
applicant expresses the wish to col¬ 
lect the record copy, the receiving 
Office shall hold that copy at the 
disposal of the applicant as soon as 
the clearance referred to in Rule 22.1 
(a) has been obtained and, in any case, 
including the case where a check for 
such clearance must be performed, 
not later than 10 days before the ex- 
piration of 13 months from the priori- 
ty date. If, by the expiration of the 
time limit for receipt of the record 
copy by the International Bureau, the 
applicant has not collected that copy, 
the receiving Office shall notify the 
International Bureau accordingly. If 
the applicant expresses the wish that 
the receiving Office mail the record 
copy to him or fails to express the 
wish to collect the record copy, the 
receiving Office shall mail that copy 
to the applicant as soon as the clear¬ 
ance referred to in Rute 22.1 (a) has 
been obtained and, in any case, includ¬ 
ing the case where a check for such 
clearance must be performed, not 
later than 15 days before the expira¬ 
tion of 13 months from the priority 
date. 


(e) Where the receiving Office 
does not hold the record copy at the 
disposal of the applicant by the date 
fixed in paragraph (d), or where, after 
having asked for the record copy to be 
mailed to him, the applicant has not 
received that copy at least 10 days 
before the expiration of 13 months 
from the priority date, the applicant 
may transmit a copy of his 
international application to the Inter¬ 
national Bureau. This copy ("provi- 
sional record copy“) shall be replaced 
by the record copy or, if the record 
copy has been lost, by a substitute re¬ 
cord copy certified by the receiving 
Office on the basis of the home copy, 
as soon as practicable and, in any 
case, before the expiration of 14 
months from the priority date. 


22.3 Time Limit under Article 12 (3) 

(a) The time limit referred to in Ar¬ 
ticle 12 (3) shall be: 

(i) where the procedure under Rule 

22.1 or Rule 22.2 (c) applies, 14 
months from the priority date ; 

(ii) where the procedure under Rule 

22.2 (d) applies, 13 months from 
the priority date, except that, 
where a provisional record copy 
is filed under Rule 22.2 (e), it shall 
be 13 months from the priority 
date for the filing of the provi- 


cepteur ou s'il desire que ce dernier 
lui envoie ledit exemplaire original 
par voie postale. Si le deposant choi- 
sit de retirer l'exemplaire original, 
l'office recepteur tient cet exemplaire 
ä sa disposition des que lautorisation 
mentionnee ä la regle 22.1 a) a öte 
obtenue et, dans tous les cas, y com- 
pris le cas oü un contröle en vue de 
cette autorisation doit etre effectue, 
dix jours au plus tard avant l'expira- 
tion du treizieme mois a compter de la 
date de priorite. Si le delai de recep- 
tion de 1‘exemplaire original par le 
Bureau international expire sans que 
le deposant ait retire cet exemplaire, 
l'office recepteur le notifie au Bureau 
international. Si le deposant desire 
que l'office recepteur lui envoie 
l'exemplaire original par voie postale 
ou s'il nexprime pas le desir de re¬ 
tirer ledit exemplaire original, l'office 
recepteur lui envoie cet exemplaire 
par voie postale des que l autorisation 
mentionnee a la regle 22.1 a) a ete 
obtenue et, dans tous les cas, y com- 
pris ie cas oü un controle en vue de 
cette autorisation doit etre effectue, 
quinze jours au plus tard avant l'ex- 
piration du treizieme mois ä compter 
de la date de priorite. 


e) Lorsque l'office recepteur ne tient 
pas l’exemplaire original ä la disposi¬ 
tion du deposant a la date indiquee ä 
l’alinea d) ou lorsque le deposant, 
ayant demande que l'exemplaire ori¬ 
ginal lui soit adresse par voie postale, 
ne l'a pas recu dix jours au moins 
avant l'expiration du treizieme mois 
a compter de la date de priorite, le 
deposant peul transmettre une copie 
de sa demande internationale au Bu¬ 
reau international. Cette copie 
(«exemplaire original provisoire») est 
remplacee par l'exemplaire original 
ou, si ce dernier est perdu, par une 
copie de l'exemplaire original etablie 
sur la base de la copie pour l'office 
recepteur et certifiee conforme par cet 
office, des que cela est possible et, en 
tout cas, avant l'expiration du quator- 
zieme mois a compter de la date de 
priorite. 

22.3 Delai prevu ä l’article 12. 3) 
a) Le dölai prevu ä l article 12. 3) 
est: 

i) en cas dapplication de la pioce- 
dure prevue aux regles 22.1 ou 

22.2 c), de quatorze mois ä comp¬ 
ter de la date de priorite; 

ii) en cas d application de la proce¬ 
dure prevue ä la regle 22.2 d), de 
treize mois a compter de la date 
de priorite, etant toutefois entendu 
que, en cas de depot d'un exem¬ 
plaire original provisoire selon la 
regle 22.2 e), ce delai esl de treize 


oder ob er wünscht, daß das Anmelde¬ 
amt ihm das Aktenexemplar durch die 
Post zuschickt. Äußert der Anmelder 
den Wunsch, das Aktenexemplar 
abzuholen, so wird es vom Anmelde¬ 
amt zur Verfügung des Anmelders 
gehalten, sobald die in Regel 22.1 Ab¬ 
satz a genannte Sicherheitsüberprü¬ 
fung für die Anmeldung erfolgreich 
abgeschlossen ist, in jedem Fall aber, 
und zwar auch dann, wenn eine der¬ 
artige Überprüfung durchgeführt wer¬ 
den muß, nicht später als zehn Tage 
vor dem Ablauf von 13 Monaten ab 
Prioritätsdatum. Hat der Anmelder bei 
Ablauf der Frist für den Eingang des 
Aktenexemplars beim Internationalen 
Büro das Exemplar nicht abgeholt, so 
unterrichtet das Anmeldeamt das In¬ 
ternationale Büro entsprechend. 
Äußert der Anmelder den Wunsch, 
daß das Anmeldeamt ihm das Akten¬ 
exemplar zuschickt oder äußert er 
nicht den Wunsch, es abzuholen, so 
übersendet das Anmeldeamt das 
Aktenexemplar dem Anmelder, sobald 
die in Regel 22.1 Absatz a genannte 
Sicherheitsüberprüfung für die Anmel¬ 
dung erfolgreich abgeschlossen wor¬ 
den ist, in jedem Fall aber, und zwar 
auch dann, wenn eine derartige Über¬ 
prüfung durchgeführt werden muß, 
nicht später als 15 Tage vor dem Ab¬ 
lauf von 13 Monaten ab Prioritäts¬ 
datum. 

e) Hält das Anmeldeamt das Ak¬ 
tenexemplar nicht in dem im Absatz d 
festgesetzten Zeitpunkt zur Verfü¬ 
gung des Anmelders oder hat der An¬ 
melder, der um eine Übersendung des 
Aktenexemplars gebeten hatte, es 
nicht spätestens zehn Tage vor dem 
Ablauf von 13 Monaten ab Prioritäts¬ 
datum erhalten, so kann der Anmel¬ 
der eine Abschrift seiner internationa¬ 
len Anmeldung dem Internationalen 
Büro übersenden. Diese Abschrift 
(„vorläufiges Aktenexemplar") wird 
durch das Aktenexemplar oder, wenn 
dieses verloren gegangen ist, durch 
ein vom Anmeldeamt auf der Grund¬ 
lage des Anmeldeamtsexemplars be¬ 
glaubigtes Ersatzaktenexemplar so 
bald als möglich, in jedem Fall aber 
vor dem Ablauf von 14 Monaten seit 
dem Prioritätsdatum, ersetzt. 

22.3 Frist gemäß Artikel 12 Absatz 3 
a) Die in Artikel 12 Absatz 3 ge¬ 
nannte Frist beträgt 

i) für das Verfahren nach Regel 

22.1 oder 22.2 Absatz c 14 
Monate ab Prioritätsdatum, 

ii) für das Verfahren nach Regel 

22.2 Absatz d 13 Monate ab 
Prioritätsdatum; wird ein vor¬ 
läufiges Aktenexemplar nach 
Regel 22.2 Absatz e einge¬ 
reicht, so beträgt die Frist 13 
Monate ab Prioritätsdatum 
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sional record copy, and 14 snonths 
from the priori ty date for !he 
1*1 ing of the record copy. 


(b) Article 48 (1) and Rule 82 shall 
not apply to the transraittal of the re¬ 
cord copy. Article 48 (2) remains ap¬ 
plicable. 

22.4 Statistics Concerning Non-Com- 
pliance with Rules 22.1 and 22.2 

The number of instances in which, 
according to the knowledge of the In¬ 
ternational Bureau, any receiving Of¬ 
fice has not complied with the re- 
quirements of Rules 22.1 and/or 22.2 
shall be indicated, once a year, in the 
Gazette. 

22.5 Documents Filed with the Inter¬ 
national Application 

For the purposes of the present 
Rule, the term "record copy" shall 
include also any document filed with 
the international application referred 
to in Rule 3.3 (a) (ii). If any document 
referred to in Rule 3.3 (a) (ii) which is 
indicated in the check list as accom- 
panying the international application 
is not, in fact, filed at the latest by 
the time the record copy leaves the 
receiving Office, that Office shall so 
note on the check list and the said 
indication shall be considered as if it 
had not been made. 


Rule 23 

Transmittal of the Search Copy 

23.1 Procedure 

(a) The search copy shall be trans- 
mitted by the receiving Office to the 
International Searching Authority at 
the latest on the same day as the re¬ 
cord copy is transmitted to the Inter¬ 
national Bureau or, under Rule 22.2 
(d), to the applicant. 

(b) If the International Bureau has 
not received, within 10 days from the 
receipt of the record copy, Informa¬ 
tion from the International Searching 
Authority that that Authority is in 
possession of the search copy, the 
International Bureau shall promptly 
transmit a copy of the international 
application to the International 
Searching Authority. Unless the Inter¬ 
national Searching Authority has 
erred in alleging that it was not in 
possession of the search copy by the 
expiralion of the 13th month from the 
priority date, the cost of making a 
copy for that Authority shall be re- 
imbursed by the receiving Office to 
the International Bureau. 


mois ä compter de la date de piiu- 
ri*e pour Io depöt de l'cxcmplaire 
original provisoire et de quatorze 
mois ä compter de la date de prio¬ 
ri te pour lo depöt de J'exemplaire 
original. 

b) L'article 48 1) et la regle 82 ne 
s’appliquent pas ä la transmission de 
l'exemplaire original. Les dispositions 
de l'article 48. 2) demeurent applica¬ 
bles. 

22.4 Statistiques relatives ä l'inobser- 
vation des regles 22.1 et 22.2 
Le nombre des cas dans lesquels, ä 
la connaissance du Bureau internatio¬ 
nal, un Office recepteur ne s'est pas 
conforme aux exigences des regles 

22.1 et 22.2 est indique, une fois par 
an, dans la gazette. 


22.5 Documents deposes avec la de- 
mande internationale 
Aux fins de la presente regle, l'ex- 
pression «exemplaire original» s'appü- 
que egalement ä tout document depo- 
se avec la demande internationale et 
vise ä la regle 3.3 a) ii). Si Tun des do¬ 
cuments vises ä la regle 3.3 a) ii) qui, 
selon le bordereau, devrait accompa- 
gner la demande internationale n'est 
pas depose au plus tard au moment 
oü l’exemplaire original est transmis 
au Bureau international par l’office re¬ 
cepteur, ce dernier le note sur le bor¬ 
dereau. qui est considere ne pas faire 
mention dudit document. 


Rögle 23 

Transmission de la cople de recherche 

23.1 Procedure 

a) La copie de recherche est trans- 
mise par l'office recepteur ä l'admi- 
nistration chargöe de la recherche in¬ 
ternationale au plus tard le jour oü 
l'exemplaire original est transmis au 
Bureau international ou, confonnö- 
ment ä la rügle 22.2 d), au düposant. 

b) Si le Bureau international na 
pas recu de l’administration chargee 
de la recherche internationale, dans 
les dix jours suivant la reception de 
l’exemplaire original, l’information que 
cette administration est en possession 
de la copie de recherche, il transmet 
ä bref delai une copie de la demande 
internationale ä cette administration. 
Si cette administration ne s’est pas 
trompee en affirmant qu'elle n'etait 
pas en possession de la copie de re¬ 
cherche ä l’expiration du treizieme 
mois a compter de la date de priorite, 
le coüt de letablissement d une copie 
pour cette administration est rem- 
bourse par l'office recepteur au Bu¬ 
reau international. 


lür die Einreichung des vor¬ 
läufigen Aklonexeinploi> und 
14 Monate ab Priorilalsdutuin 
für die Einreichung des Ak¬ 
tenexemplars. 

b) Artikel 48 Absatz 1 und Regel 82 
sind nicht auf die Übermittlung des 
Aktenexemplars anzuwenden. Artikel 
48 Absatz 2 bleibt anwendbar. 

22.4 Statistik über Verstöße gegen Re¬ 
geln 22.1 und 22.2 

Die Zahl der Fälle, in denen ein An¬ 
meldeamt nach Kenntnis des Interna¬ 
tionalen Büros gegen die Regeln 22.1 
und 22.2 verstoßen hat, werden jähr¬ 
lich im Blatt angegeben. 


22.5 Mit der internationalen Anmel¬ 
dung eingereichte Unterlagen 

In dieser Regel umfaßt der Begriff 
„Aktenexemplar" jede zusammen mit 
der internationalen Anmeldung einge¬ 
reichte in Regel 3.3 Absatz a Ziffer ii 
genannte Unterlage. Ist eine in Regel 
3.3 Absatz a Ziffer ii genannte Unter¬ 
lage in der Kontroiüste als mit der in¬ 
ternationalen Anmeldung eingereicht 
angegeben, tatsächlich aber bis zum 
Zeitpunkt der Absendung des Akten¬ 
exemplars durch das Anmeldeamt 
nicht eingegangen, so vermerkt das 
Anmeldeamt dies in der Kontroiüste 
und die genannte Angabe gilt als 
nicht geschrieben. 

Regel 23 
Übermittlung 
des Recherchenexemplars 

23.1 Verfahren 

a) Das Recherchenexemplar wird 
der Internationalen Recherchenbehör¬ 
de durch das Anmeldeamt spätestens 
am gleichen Tag übermittelt, an dem 
das Aktenexemplar dem Internationa¬ 
len Büro oder nach Regel 22.2 Absatz 
d dem Anmelder übermittelt worden 
ist. 

b) Hat das Internationale Büro bin¬ 
nen zehn Tagen nach dem Hingang 
des Aktenexemplars keine Benach¬ 
richtigung von der Internationalen 
Recherchenbehörde erhalten, daß sie 
im Besitz des Recherchenexemplars 
ist, so übermittelt das Internationale 
Büro der Internationalen Recherchen¬ 
behörde unverzüglich eine Abschrift 
der internationalen Anmeldung. Hat 
sich die Internationale Recherchenbe¬ 
hörde bei der Behauptung nicht geint, 
daß sie beim Ablauf des 13. Monats 
ab Priorilätsdatum nicht im Besitz des 
Recherchenexemplars war, so werden 
die Kosten der Anfertigung einer Ab¬ 
schrift für diese Behörde dem Interna¬ 
tionalen Büro vom Anmeldeamt er¬ 
stattet. 
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(c) The number of instances in 
wliich, according to the knowledge of 
the International Bureau, any receiv¬ 
ing Office has not complied with the 
requirement of Rule 23.1 (a) shall be 
indicated, once a year, in the Gazette. 


Rule 24 

Receipt of the Record Copy 
by the International Bureau 

24.1 Recording of Date of Receipt of 
the Record Copy 

The International Bureau shall, 
upon receipt of the record copy, mark 
on the request sheet the date of re- 
ceipt and on all sheets of the interna¬ 
tional application the stamp of the 
International Bureau. 


24.2 Notification of Receipt of the 
Record Copy 

(a) Subject to the provisions of 
Paragraph (b), the International 
Bureau shall promptly notify the ap- 
plicant, the receiving Office, the In¬ 
ternational Searching Authority, and 
all designated Offices, of the fact and 
the date of receipt of the record copy. 
The notification shall identify the 
international application by its num¬ 
ber, the international filing date, the 
name of the applicant, and the name 
of the receiving Office, and shall in- 
dicate the filing date of any earlier 
application whose priority is claimed. 
The notification sent to the applicant 
shall also contain the list of the 
designated Offices which have been 
notified under this paragraph, and 
shall, in respect of each designated 
Office, indicate any applicable time 
limit under Article 22 (3). 

(b) If the record copy is received 
after the expiration of the time limit 
fixed in Rule 22.3, the International 
Bureau shall promptly notify the ap¬ 
plicant, the receiving Office, and the 
International Searching Authority, ac- 
cordingly. 


Rule 25 

Receipt of the Search Copy 
by the International Searching 
Authority 

25.1 Notification of Receipt of the 
Search Copy 

The International Searching Au¬ 
thority shall promptly notify the 
International Bureau, the applicant, 
and—unless the International Search¬ 
ing Authority is the same as the re¬ 
ceiving Office—the receiving Office, 
of the fact and the date of receipt of 
the search copy. 


c) Le nombre des cas dans lesquels, 
ä la connaissance du Bureau interna¬ 
tional, un Office recepteur ne s'est pas 
conforme ä l'exigence de la regle 

23.1 a) est indique, une fois par an, 
dans la gazette. 


Rfcgle 24 

Rdceptlon de l'exemplaire original 
par Ie Bureau international 

24.1 Inscription de la date de recep- 
tion de l'exemplaire original 
A la reception de l’exemplaire ori¬ 
ginal, le Bureau international appose 
la date de röception sur la requdte et 
son timbre sur chaque feuille de la 
demande internationale. 


24.2 Notification de la reception 
de l’exemplaire original 

a) Sous r^serve de l'alinea b), le Bu¬ 
reau international notifie ä bref d61ai 
au deposant, ä l'office recepteur, ä 
l’administration chargee de la recher- 
che internationale et ä tous les Offices 
d£sign£s, la reception de l'exemplaire 
original et la date de cette reception. 
La notification doit identifier la de¬ 
mande internationale par son numöro, 
par la date du depöt international, par 
le nom du deposant et par le nom de 
l’office recepteur et doit indiquer la 
date du depot de toute demande an- 
t6rieure dont la priorite est revendi- 
qu6e. La notification adressee au de¬ 
posant doit 6galement contenir la 
liste des Offices d^signes auxquels a 
6t6 adressee la notification visee au 
präsent alinea et doit indiquer, pour 
chaque office designe, tout d61ai ap¬ 
plicable selon l article 22. 3). 

b) Si Ie Bureau international reqoit 
l'exemplaire original apres I'expira- 
tion du d61ai fix€ ä la regle 22.3, il ie 
notifie ä bref dfclai au deposant, & l'of- 
fice recepteur et ä l’administration 
chargee de la recherche internatio¬ 
nale. 


R&gle 25 

Rdception de la copie de recherche 
par radminlstration chargde 
de la recherche internationale 

25.1 Notification de la reception 
de la copie de recherche 
L’administration chargee de la re¬ 
cherche internationale notifie ä bref 
delai au Bureau international, au de¬ 
posant et — sauf si cette administra- 
tion est l’office recepteur — ä l’office 
recepteur la reception de la copie de 
recherche et la date de cette recep¬ 
tion. 


c) Die Zahl der Fälle, in denen ein 
Anmeldeamt nach Kenntnis des Inler- 
nationalen Büros gegen die Regel 23.1 
Absatz a verstoßen hat, werden jähr¬ 
lich im Blatt angegeben. 


Regel 24 

Eingang des Aktenexemplars 
beim Internationalen Büro 

24.1 Anbringen des Eingangsdatums 
des Aktenexemplars 

Das Internationale Büro bringt bei 
Eingang des Aktenexemplars auf dem 
Blatt, das den Antrag enthält, das 
Datum des Eingangs an und versieht 
alle Blätter der internationalen An¬ 
meldung mit dem Stempel des Inter¬ 
nationalen Büros. 

24.2 Benachrichtigung über den 
Eingang des Aktenexemplars 

a) Vorbehaltlich des Absatzes b be¬ 
nachrichtigt das Internationale Büro 
den Anmelder, das Anmeldeamt, die 
Internationale Recherchenbehörde und 
alle Bestimmungsäiqter unverzüglich 
über den Eingang des Aktenexemplars 
und das Datum des Eingangs. Die Be¬ 
nachrichtigung muß die internationale 
Anmeldung mit ihrem Aktenzeichen, 
dem internationalen Anmeldedatum, 
dem Namen des Anmelders und des 
Anmeldeamts angeben; außerdem ist 
das Anmeldedatum einer früheren An¬ 
meldung anzugeben, deren Priorität in 
Anspruch genommen wird. Die Be¬ 
nachrichtigung des Anmelders hat das 
Verzeichnis der nach diesem Absatz 
benachrichtigten Bestimmungsämter zu 
enthalten und die für jedes Bestim¬ 
mungsamt nach Artikel 22 Absatz 3 
maßgebliche Frist anzugeben. 

b) Geht das Aktenexemplar nach 
Ablauf der in Regel 22.3 festgesetzten 
Frist beim Internationalen Büro ein, 
so benachrichtigt dieses den Anmel¬ 
der, das Anmeldeamt und die Inter¬ 
nationale Recherchenbehörde unver¬ 
züglich hiervon. 


Regel 25 

Eingang des Recherchenexemplars 
bei der 

Internationalen Recheichenbehorde 

25.1 Benachrichtigung über den Ein¬ 
gang des Recherchenexemplars 

Die Internationale Recherchenbe¬ 
hörde benachrichtigt unverzüglich das 
Internationale Büro, den Anmelder 
und — falls die Internationale Recher¬ 
chenbehörde nicht mit dem Anmelde¬ 
amt identisch ist — das Anmeldeamt 
über den Eingang des Recherchen¬ 
exemplars und das Datum des Ein¬ 
gangs. 
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Rule 26 

Checking and Correcüng Certain 
Elements of the International 
Application 

26.1 Time Limit for Check 

(a) The receiving Office shall issue 
the invitation to correct provided for 
in Article 14 (1) (b) as soon as pos- 
sible, preferably within 1 month from 
the receipt of the international appli- 
cation. 

(b) If the receiving Office issues an 
invitation to correct the defect referred 
to in Article 14 (1) (a) (iii) or (iv) 
(missing title or missing abstract), it 
shall notify the International Search- 
ing Authority accordingly. 


26.2 Time Limit for Correction 
The time limit referred to in Arti¬ 
cle 14 (1) (b) shall be reasonable 
under the circumstances of the partic- 
ular case and shall be fixed in each 
case by the receiving Office. It shall 
not be less than 1 month and nor- 
mally not more than 2 months from 
the date of the invitation to correct. 


26.3 Checking of Physical Require- 
ments under Article 14 (1) (a) (v) 

The physical requirements referred 
to in Rule 11 shall be checked to the 
extent that compliance therewith is 
necessary for the purpose of reason- 
ably uniform international publica- 
tion. 

26.4 Procedure 

(a) Any correction offered to the 
receiving Office may be stated in a 
letter addressed to that Office if the 
correction is of such a nature that it 
can be transferred from the letter to 
the record copy without adversely af- 
fecting the clarity and the direct re- 
producibility of the sheet on to which 
the correction is to be transferred; 
otherwise, the applicant shall be re- 
quired to submit a replacement sheet 
embodying the correction and the let¬ 
ter accompanying the replacement 
sheet shall draw attention to the dif- 
ferences between the replaced sheet 
and the replacement sheet. 

(b) The receiving Office shall mark 
on each replacement sheet the inter¬ 
national application mimber, the date 
on which it was received, and the 
stamp identifying the Office. It shall 
keep in its files a copy of the letter 
containing the correction or, When 
the correction is contained in a re¬ 
placement sheet, the replaced sheet. 


Rögle 26 

Contröle et correction 
de certains elements de la demande 
internationale 

26.1 Delai pour le contröle 

a) L'office recepteur adresse l'invi- 
tation ä corriger, prevue a l article 
14. 1} b), des que possible et de prefe¬ 
rence dans un delai d un mois ä comp- 
ter de la reception de la demande in¬ 
ternationale. 

b) Si l'office recepteur adresse une 
invitation ä corriger l’irregularite vi- 
see ä l’art ; cle 14. 1) a) iii) ou iv) (titre 
manquant ou abregö manquant), il le 
notifie ä l'administration chargee de 
la recherche internationale. 


26.2 Delai pour la correction 
Le delai prevu ä l'article 14. 1) b) 
doit ätre raisonnable, compte tenu des 
circonstances du cas d’espece, et est 
fixö, dans chaque cas, par l'office re¬ 
cepteur. II est d'un mois au moins et, 
normalement, de deux mois au plus ä 
compter de la date de l'invitation ä 
corriger. 


26.3 Contröle des conditions materiel¬ 
les au sens de l’article 14. 1) a) v) 

Les conditions materielles mention- 
nees ä la regle 11 sont contrölöes dans 
la mesure oü elles doivent etre rem- 
plies aux fins d une publication inter¬ 
nationale raisonnablement uniforme. 


26.4 Procödure 

a) Toute correction soumise ä l'of- 
fice r6cepteur peut figurer dans une 
lettre adressee ä cet office si eile est 
de nature ä pouvoir etre reportee sur 
l’exemplaire original sans porter at- 
teinte ä la clarte et ä la possibilite de 
reproduction directe de la feuiile sur 
laquelle la correction doit etre repor¬ 
tee. Si tel n'est pas le cas, le deposant 
doit soumettre une feuiile de rempla- 
cement comprenant la correction; la 
lettre d’accompagnement devra atti- 
rer 1‘attention sur les difförences entre 
la feuiile remplacee et la feuiile de 
remplacement. 


b) L'office recepteur appose sur cha¬ 
que feuiile de remplacement son tim- 
bre, le numero de la demande inter¬ 
nationale et la date de reception de 
ladite feuiile. II garde dans ses dos- 
siers une eopie de la lettre contenant 
la correction ou, lorsque cette der- 
niere figure sur une feuiile de rem¬ 
placement, la feuiile remplacee, une 


Regel 26 

Prüfung und Berichtigung 
bestimmter Bestandteile der 
internationalen Anmeldung 

26.1 Frist für die Prüfung 

a) Die Aufforderung zur Beseiti¬ 
gung von Mängeln nach Artikel 14 
Absatz 1 Buchstabe b erläßt das An¬ 
meldeamt so bald wie möglich, vor¬ 
zugsweise innerhalb eines Monats 
nach Eingang der internationalen An¬ 
meldung. 

b) Versendet das Anraeldeamt eine 
Aufforderung, Mängel der in Arti¬ 
kel 14 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer iii 
oder iv genannten Art (fehlende Be¬ 
zeichnung oder Zusammenfassung) zu 
beheben, so benachrichtigt es die In¬ 
ternationale Recherchenbehörde hier¬ 
von. 

26.2 Frist für die Mängelbeseitigung 

Die in Artikel 14 Absatz 1 Buch¬ 
stabe b erwähnte Frist hat den Um¬ 
ständen des Einzelfalls angemessen zu 
sein und ist in jedem Fall durch das 
Anmeldeamt festzusetzen. Sie darf 
nicht eher als einen Monat und soll 
normalerweise nicht später als zwei 
Monate nach dem Zeitpunkt der Auf¬ 
forderung zur Mängelbeseitigung ab¬ 
laufen. 

26.3 Prüfung der Formerfordernisse 
nach Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe a Ziffer v 

Die in Regel 11 genannten Form¬ 
erfordernisse werden geprüft, soweit 
ihre Erfüllung für eine im wesent¬ 
lichen einheitliche internationale Ver¬ 
öffentlichung erforderlich ist. 


26.4 Verfahren 

a) Eine dem Anmeldeamt unter¬ 
breitete Berichtigung kann in einem 
an das Amt gerichteten Schreiben 
niedergelegt werden, wenn sie so be¬ 
schaffen ist, daß sie von dem Schrei¬ 
ben in das Aktenexemplar übertragen 
werden kann, ohne die Übersichtlich¬ 
keit oder Vervielfältigungsfähigkeit 
des Blattes zu beeinträchtigen, auf das 
die Berichtigung zu übertragen ist; in 
anderen Fällen wird der Anmelder 
aufgefordert, Ersatzblätter einzurei¬ 
chen, die die Berichtigung enthalten, 
und das Begleitschreiben hat auf die 
Unterschiede zwischen den auszutau¬ 
schenden Blättern und den Ersatzblät- 
tern hinzuweisen. 

b) Das Anmeldeamt vermerkt auf 
jedem ErsatzbUtt das internationale 
Aktenzeichen und das Eingangsdatum 
und bringt das Dienstsiegel des Amtes 
an. Es bewahrt in seinen Akten ein 
Exemplar des die Berichtigung ent¬ 
haltenden Schreibens oder, wenn die 
Berichtigung durch ein Ersatzblatt 
vorgenommen wurde, das ausge- 
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the letter accompanying the replace- 
ment sheet, and a copy of the re- 
placement sheet. 

(c) The receiving Office shall 
promptly transmit the letter and any 
replacement shee» to the International 
Bureau. The International Bureau 
shall transfer to the record copy the 
corrections requested in a letter, to* 
gether with the indication of the date 
of its receipt by the receiving Office, 
and shall insert any replacement 
sheet in the record copy. The letter 
and any replaced sheet shall be kept 
in the files of the International 
Bureau. 

(d) The receiving Office shall 
promptly transmit a copy of the letter 
and any replacement sheet to the In¬ 
ternational Searching Authority. 


26.5 Correction of Certain Elements 

(a) The receiving Office shall 
decide whether the applicant has sub- 
mitted the correction within the pre- 
scribed time limit. If the correction 
has been submitted within the pre- 
scribed time limit, the receiving Of¬ 
fice shall decide whether the interna¬ 
tional application so corrected is or is 
not to be considered withdrawn. 

(b) The receiving Office shall mark 
on the papers containing the correc¬ 
tion the date on which it received 
such papers. 

26.6 Missing Drawings 

(a) If, as provided in Article 14 (2), 
the international application refers to 
drawings which in fact are not includ- 
ed in that application, the receiving 
Office shall so indicate in the said 
application. 

(b) The date on which the applicant 
receives the notification provided for 
in Article 14 (2) shall have no effect 
on Ihe time limit fixed under Rule 
20.2 (a) (iii). 


Rule 27 

Lack of Payment of Fees 

27.1 Fees 

(a) For the purposes of Article 14 
(3) (a), "fees prescribed under Arti¬ 
cle 3 (4) (iv)" means: the transmittal 
fee (Rule 14), the basic fee part of the 
international fee (Rule 15. 1 (i)], ard 
the search fee (Rule 16). 


(b) For the purposes of Article 14 
(3) (a) and (b), "the fee prescribed 
under Article 4 (2)" means the des- 
ignation fee part of the international 
fee [Rule 15.1 (ii)]. 


copie de la feuille de remplacement 
et la lettre d accompagnement. 

c) L'office recepteur transmet ä bref 
delai la lettre de correction et toute 
feuille de remplacement au Bureau 
international. Le Bureau international 
reporte dans l'exemplaire original les 
corrections demandees par lettre, avec 
l'indication de la date de reception de 
cette derniere par l'office recepteur, 
et y insere toute feuille de remplace¬ 
ment. La lettre de correction et toute 
feuille remplacee sont conservees dans 
les dossiers du Bureau international. 

d) L'office recepteur transmet ä bref 
delai ä l'administration chargöe de la 
recherche internationale une copie de 
la lettre de correction et de chaque 
feuille de remplacement. 

26.5 Correction de certains elements 

a) L'office röcepteur decide si le d£- 
posant a präsente la correction dans 
le d£lai prescrit. Si la correction a ete 
pr6sentee dans le delai prescrit, il dd- 
cide si la demande internationale ain- 
si corrigee doit ou non etre considd- 
ree comme retiree. 


b) L'office recepteur appose sur les 
documents contenant la correction la 
date de leur rdception. 


26.6 Dessins manquants 

a) Si, conformement ä larticle 14. 2), 
la demande internationale se rdfere ä 
des dessins qui ne sont pas effective- 
ment compris dans la demande, l’of- 
fice recepteur indique ce fait dans la- 
dite demande. 

b) La date de rdception, par le dd- 
posant, de la notification prdvue ä 
l article 14. 2) n’a pas d'effet sur le dd- 
lai fixd ä la regle 20.2 a) iii). 


Rdgle 27 

Ddfaut de paiement de taxes 

27.1 Taxes 

a) Aux fins de l article 14. 3) a), on 
entend par «taxes prescrites par l’ar- 
ticle 3. 4) iv)» la taxe de transmission 
(regle 14), la partie de la taxe inter¬ 
nationale constituant la taxe de base 
[regle 15.1 i)j et la taxe de recherche 
(regle 16). 

b) Aux fins de l article 14. 3) a) et b), 
on entend par «taxe prescrite par l'ar- 
ticle 4. 2)» la.partie de la taxe inter¬ 
nationale constituant la taxe de desi-= 
gnation [regle 15.1 ii)]. 


tauschte Blatt, das das Ersatzblalt be¬ 
gleitende Schreiben und ein Exemplar 
des Ersatzblatts auf. 

c) Das Anmeldeamt leitet das 
Schreiben und gegebenenfalls die Er¬ 
satzblätter unverzüglich dem Interna¬ 
tionalen Büro zu. Das Internationale 
Büro überträgt die brieflich beantrag¬ 
ten Berichtigungen zusammen mit der 
Angabe des Zeitpunkts des Eingangs 
beim Anmeldeamt in das Akten¬ 
exemplar und fügt die Ersatzblätter 
in das Aktenexemplar ein. Das Schrei¬ 
ben und die ausgetauschten Blätter 
verbleiben in den Akten des Inter¬ 
nationalen Büros. 

d) Das Anmeldeamt übersendet der 
Internationalen Recherchenbehörde 
unverzüglich Abschriften des Schrei¬ 
bens und der Ersatzblätter. 


26.5 Berichtigung von bestimmten 
Teilen 

a) Das Anmeldeamt entscheidet, ob 
die Berichtigung innerhalb der vor¬ 
geschriebenen Zeit unterbreitet wor¬ 
den ist. Ist das der Fall, so entscheidet 
das Anmeldeamt, ob die so berichtigte 
internationale Anmeldung als zurück¬ 
genommen gelten soll oder nicht. 


b) Das Anmeldeamt vermerkt auf 
den die Berichtigung enthaltenden 
Unterlagen das Datum ihres Eingangs. 


26.6 Fehlende Zeichnungen 

a) Bezieht sich die internationale 
Anmeldung wie in Artikel 14 Absatz 2 
vorgesehen auf Zeichnungen, die der 
Anmeldung tatsächlich nicht beige¬ 
fügt sind, so vermerkt das Anmelde¬ 
amt dies in der Anmeldung. 

b) Der Zeitpunkt, in dem der An¬ 
melder die Benachrichtigung nach Ar¬ 
tikel 14 Absatz 2 erhält, hat auf die 
gemäß Regel 20.2 Absatz a Ziffer iii 
festgesetzte Frist keine Wirkung. 

Regel 27 

Unterlassene Gebührenzahlung 

27.1 Gebühren 

a) Die in Artikel 14 Absatz 3 Buch¬ 
stabe a genannten .nach Artikel 3 
Absatz 4 Ziffer iv vorgeschriebenen 
Gebühren" sind: die Ubermittlungs¬ 
gebühr (Regel 14), die Grundgebühr 
als Teil der internationalen Gebühr 
(Regel 15.1 Ziffer i) und die Recher¬ 
chengebühr (Rege! 16). 

b) Die in Artikel 14 Absatz 3 Buch¬ 
staben a und b genannte .nach Arti¬ 
kel 4 Absatz 2 vorgeschriebene Ge¬ 
bühr" ist die Bestimmungsgebühr als 
Teil der internationalen Gebühr (Re¬ 
gel 15.1 Ziffer ii). 
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Rule 28 

Defects Noted by the International 
Bureau or the International Searching 
Authority 

28.1 Note on Certain Defects 

(a) If, in the opinion of the Inter¬ 

national Bureau or of the Internation¬ 
al Searching Authority, the interna¬ 
tional application contains any of the 
defects referred to in Article 14 (1) (a) 

(i), (ii), or (v), the International 

Bureau or the International Searching 
Authority, respectively, shall bring 
such defects to the attention of the 
receiving Office. 

(b) The receiving Office shall, un- 
Iess it disagrees with the said opin¬ 
ion, proceed as provided in Article 14 
(1) (b) and Rule 26. 

Rule 29 

International Applications or 
Designations Consldered Wlthdrawn 
under Article 14 (1), (3) or (4) 

29.1 Finding by Receiving Office 

(a) If the receiving Office declares, 
under Article 14 (1) (b) and Rule 26.5 
(failure to correct certain defects), or 
under Article 14 (3) (a) [failure to pay 
the prescribed fees under Rule 27.1 
(a)], or under Article 14 (4) (later 
finding of non-compliance with the 
requirements listed in items (i) to (iii) 
of Article 11 (1)], that the internation¬ 
al application is considered with¬ 
drawn: 

(i) the receiving Office shall trans- 
mit the record copy (unless 
already transmitted), and any 
correction offered by the appli- 
cant, to the International Bureau; 

(ii) the receiving Office shall 
promptly notify both the appli- 
cant and the International 
Bureau of the said declaration, 
and the International Bureau 
shall in turn notify the interested 
designated Offices; 

(iii) the receiving Office shall not 
transmit the search copy as pro¬ 
vided in Rule 23, or, if such copy 
has already been transmitted, it 
shall notify the International 
Searching Authority of the said 
declaration; 

(iv) the International Bureau shall 
not be required to notify the ap- 
plicant of the receipt of the re¬ 
cord copy. 

(b) If the receiving Office declares 
under Article 14 (3) (b) [failure to pay 
the prescribed designation fee under 
Rule 27.1 (b)j that the designation of 


Regle 28 

Irregulariles relevees par le Bureau 
international ou par 1'administraUon 
chargee de la recherche internationale 

28.1 Note relative ä certaines irrö- 
gularites 

a) Si le Bureau international ou l'ad- 
ministration chargee de la recherche 
internationale est d avis que la de- 
mande internationale ne repond pas ä 
l'une des prescriptions de l'article 
14. 1) a) i), ii) ou v), ce Bureau ou cette 
administration, selon le cas, en infor¬ 
me l'office recepteur. 


b) L'office recepteur, sauf s il ne 
partage pas cet avis, procede de la 
maniöre prevue ä l'article 14. 1) b) et ä 
la regle 26. 

Rögle 29 

Demandes internationales 
ou döslgnations considöröes 
comme retlröes au sens 
de l'article 14. I), 3) ou 4) 

29.1 Constatations de l'office recep¬ 
teur 

a) Si l'office recepteur declare, se¬ 
lon l'article 14. 1) b) et la regle 26.5 
(defaut de correction de certaines ir- 
rögularites), ou conform^ment ä l'ar- 
ticle 14. 3) a) (defaut de paiement des 
taxes prescrites par la regle 27.1 a)J, 
ou encore conformement ä l'article 
14. 4) (constatation ulterieure que les 
conditions enum^rees aux points i) ä 
iii) de l'article 11. 1) ne sont pas rem- 
plies), que la demande internationale 
est consideree comme retiree-. 

i) il transmet au Bureau internatio¬ 
nal l’exemplaire original (si cela 
n a pas döjä ete fait) et toute cor¬ 
rection presentöe par le deposant; 


ii) il notifie ä bref delai cette decla¬ 
ration au deposant et au Bureau 
international, et ce dernier la no¬ 
tifie aux Offices designes interes- 
ses; 


iii) il ne transmet pas la copie de re¬ 
cherche de la maniere prescrite ä 
la regle 23 ou, si une teile copie a 
dejä ete transmise, il notifie cette 
declaration a l'administration char¬ 
gee de la recherche internationale; 

iv) le Bureau international n'a pas 
l'obligation de notifier au depo¬ 
sant la reception de l'exemplaire 
original. 

b) Si l'office recepteur declare, se¬ 
lon l'article 14. 3) b) [defaut de paie¬ 
ment de la taxe de designation pres¬ 
crite par la regle 27.1 b)j, que la desi- 


Regel 28 

Mängel, die durch das 
Internationale Büro oder die 

Internationale Recherchenbehörde 
festgestellt werden 

28.1 Mitteilung über bestimmte Mängel 

a) Weist die internationale Anmel¬ 
dung nach Ansicht des Internationa¬ 
len Büros oder der Internationalen 
Recherchenbehörde einen der in Arti¬ 
kel 14 Absatz 1 Buchstabe a Ziffern i, ii 
oder v genannten Mängel auf, so 
macht das Internationale Büro oder 
die Internationale Recherchenbehörde 
das Anmeldeamt auf die Mängel auf¬ 
merksam. 

b) Das Anmeldeamt verfährt, außer 
wenn es mit der Auffassung nicht 
übereinstimmt, nach Artikel 14 Ab¬ 
satz 1 Buchstabe b und Regel 26. 

Regel 29 

Internationale Anmeldungen 
oder Bestimmungen, die nach 
Artikel 14 Absätze 1, 3 oder 4 
als zurückgenommen gelten 

29.1 Feststellung durch das 
Anmeldeamt 

a) Erklärt das Anmeldeamt, daß die 
Anmeldung nach Artikel 14 Absatz 1 
Buchstabe b und Regel 26.5 (Nichtbe¬ 
seitigung bestimmter Mängel), nach 
Artikel 14 Absatz 3 Buchstabe a (Ver¬ 
säumnis der Zahlung der nach Regel 

27.1 Absatz a vorgeschriebenen Ge¬ 
bühren) oder nach Artikel 14 Ab¬ 
satz 4 (nachträgliche Feststellung der 
Nichterfüllung der Erfordernisse nach 
Artikel 11 Absatz 1 Ziffern i bis iii) 
als zurückgenommen gilt: 

i) so übersendet das Anmeldeamt 
das Aktenexemplar (soweit dies 
nicht bereits geschehen ist) sowie 
jede vom Anmelder vorgeschla¬ 
gene Berichtigung an das Inter¬ 
nationale Büro; 

ii) so setzt das Änmeldeamt sowohl 
den Anmelder als auch das Inter¬ 
nationale Büro von dieser Erklä¬ 
rung in Kenntnis; dieses wiederum 
benachrichtigt die interessierten 
Bestimmungsämter; 

iii) so unterläßt das Anmeldeamt 
entweder die Übermittlung des 
Recherchenexemplars gemäß Re¬ 
gel 23 oder, wenn es dieses be¬ 
reits übersandt hat, unterrichtet 
die Internationale Recherchenbe¬ 
hörde über die Erklärung; 

iv) so ist das Internationale Büro 
nicht verpflichtet, den Anmelder 
von dem Empfang des Aktenexem¬ 
plars zu benachrichtigen. 

b) Erklärt das Anmeldeamt nach 
Artikel 14 Absatz 3 Buchstabe b, daß 
die Bestimmung eines Staates als zu¬ 
rückgenommen gilt (Unterlassung der 
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tiny given State is considered with- 
drawn, the receiving Office shall 
promptly notify both the applicant 
and the International Bureau of the 
said declaration. The International 
Bureau shall in turn notify the inter- 
ested national Office. 

29.2 Finding by Designated Office 

Where the effect of the internation¬ 
al application ceases in any designat¬ 
ed State by virtue of Article 24 (1) 
(iii), or where such effect is maintained 
in any designated State by. virtue 
of Article 24 (2), the competent des¬ 
ignated Office shall promptly notify 
the International Bureau accordingly. 

29.3 Calling Certain Facts to the 
Attention of the Receiving Office 

If the International Bureau or the 
International Searching Authority 
considers that the receiving Office 
should make a finding under Article 
14 (4), it shall call the relevant facts 
to the attention of the receiving 
Office. 

29.4 Notification of Intent to Make 
Declaration under Article 14 (4) 

Before the receiving Office issues 
any declaration under Article 14 (4), 
it shall notify the applicant of its 
intent to issue such declaration and 
the reasons therefor. The applicant 
may, if he disagrees with the tenta- 
tive finding of the receiving Office, 
subrait arguments to that effect 
within 1 month from the notification. 


Rule 30 

Time Limit under Article 14 (4) 

30.1 Time Limit 

The time limit referred to in Arti¬ 
cle 14 (4) shall be 6 months from the 
international filing date. 

Rule 31 

Copies Required 
under Article 13 

31.1 Request for Copies 

(a) Requests under Article 13 (1) 
may relate to all, some kinds of, or 
individual international applications 
in which the national Office making 
the request is designated. Requests 
for all or some kinds of such interna¬ 
tional applications must be renewed 
for each year by means of a notifica¬ 
tion addressed by that Office before 
November 30 of the preceding year to 
the International Bureau. 


(b) Requests under Article 13 (2) (b) 
shall be subject to the payment of a 


gnalion d un Etat donne est conside- 
ree comme retiree, l'office recepteur 
le notifie a bref delai au deposant et 
au Bureau international. Ce dernier le 
notifie ä son tour ä l’office national 
interesse. 


29.2 Constatation de l'office recepteur 

Lorsque les effets de la demande in¬ 
ternationale cessent dans un Etat de- 
signe en raison de 1‘article 24. 1) iii) ou 
y subsistent en raison de l’article 
24. 2), l’office designe competent le no¬ 
tifie ä bref delai au Bureau internatio¬ 
nal. 


29.3 Indication de certains faits 
a l'office recepteur 
Lorsque le Bureau international ou 
l'administration chargee de la recher- 
che internationale estime que l’office 
recepteur devrait faire une constata¬ 
tion au sens de l'article 14. 4), il indi- 
que ä ce dernier les faits pertinents. 


29.4 Notification de l'intention de faire 
une declaration selon 
l'article 14. 4) 

Avant de faire une declaration se¬ 
lon l'article 14. 4), l'office recepteur 
notifie au deposant son intention et 
ses motifs. Le deposant peut, s*il n'est 
pas d'accord avec la constatation pro- 
visoire de l'office recepteur, presenter 
ses observations dans un delai d'un 
mois a compter de la notification. 


Regle 30 

Delai selon 1'article t4. 4) 

30.1 Delai 

Le delai mentionne ä l'article 14. 4) 
est de six mois ä compter de la date 
du depöt international. 


Regle 31 

Copies visees ä l'article 13 


31.1 Demande de copies 

a) Les demandes de copies selon 
l'article 13. 1) peuvent viser toutes les 
demandes internationales, certains 
types de demandes internationales, ou 
des demandes internationales deter- 
minees, qui designent l'office national 
qui presente cette demande de copies. 
De telles demandes de copies doivent 
etre renouvelees pour chaque annee 
par notification adressee avant le 
30 novembre de l’annee precedente 
au Bureau international par ledit Of¬ 
fice. 

b) Les demandes de remise de co¬ 
pies selon l'article 13. 2) b) sont sujet- 


Zahlung einer Bestimmungsgebuhr 
nach Regel 27.1 Absatz b), so unter¬ 
richtet das Anmeldeamt unverzüglich 
den Anmelder und das Internationale 
Büro hiervon. Das Internationale Büro 
unterrichtet daraufhin das interes¬ 
sierte nationale Amt. 

29.2 Feststellung durch das 
Bestimmungsamt 

Endet die Wirkung der internationa¬ 
len Anmeldung in einem Bestim¬ 
mungsstaat nach Artikel 24 Absatz 1 
Ziffer iii oder wird diese Wirkung in 
einem Bestimmungsstaat nach Arti¬ 
kel 24 Absatz 2 aufrechterhalten, so 
unterrichtet das zuständige Bestim¬ 
mungsamt unverzüglich das Interna¬ 
tionale Büro hiervon. 

29.3 Hinweis des Anmeldeamts auf 
bestimmte Tatsachen 

Ist das Internationale Büro oder die 
Internationale Recherchenbehörde der 
Ansicht, daß das Anmeldeamt eine 
Feststellung nach Artikel 14 Absatz 4 
treffen sollte, so macht das Büro oder 
die Behörde das Anmeldeamt auf die 
einschlägigen Tatsachen aufmerksam. 

29.4 Mitteilung der Absicht, eine 
Erklärung nach Artikel 14 
Absatz 4 abzugeben 

Bevor das Anmeldeamt eine Erklä¬ 
rung nach Artikel 14 Absatz 4 abgibt, 
unterrichtet es den Anmelder von 
seiner Absicht, eine solche Erklärung 
abzugeben, und von den Gründen 
hierfür. Der Anmelder kann, wenn er 
die vorläufige Feststellung des An¬ 
meldeamts für unrichtig hält, inner¬ 
halb eines Monats nach der Unterrich¬ 
tung Gegenvorstellungen erheben. 

Regel 30 

Frist gemäß Artikel 14 Absatz 4 

30.1 Frist 

Die in Artikel 14 Absatz 4 genannte 
Frist beträgt sechs Monate seit dem 
internationalen Anmeldedatum. 

Regel 31 

Nach Artikel 13 
erforderliche Exemplare 

31.1 Anforderung der Exemplare 

a) Jede Anforderung nach Artikel 13 
Absatz 1 kann sich auf alle oder ein¬ 
zelne internationale Anmeldungen 
oder bestimmte Arten hiervon bezie¬ 
hen, in denen das anfordernde na¬ 
tionale Amt als Bestimmungsamt be¬ 
nannt ist. Anforderungen internationa¬ 
ler Anmeldungen oder bestimmter 
Arten hiervon müssen jährlich durch 
eine Note, die bis zum 30. November 
des vorausgehenden Jahres an das In¬ 
ternationale Büro zu lichten ist, er¬ 
neuert werden. 

b) Für Anträge nach Artikel 13 Ab¬ 
satz 2 Buchstabe b ist eine Gebühr 
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fee covering the cost of preparing and 
mailing the copy. 

31.2 Preparation of Copies 
The preparation of copies required 
under Article 13 shall be the responsi- 
bility of the International Bureau. 

Rule 32 

Withdrawal of the International 
Application or of Designations 

32.1 Withdrawals 

(a) The applicant may withdraw the 
international application prior to the 
expiration of 20 months from the 
priority date except as to any desig- 
nated State in which national Process¬ 
ing or examination has already start- 
ed. He may withdraw the designation 
of any designated State prior to the 
date on which processing or examina¬ 
tion may Start in that State. 


(b) Withdrawal of the designation 
of all designated States shall be treat- 
ed as withdrawal of the international 
application. 

(c) Withdrawal shall be effected by 
a signed notice from the applicant to 
the International Bureau or, if the re- 
cord copy has not yet been sent to 
the International Bureau, to the re- 
ceiving Office. In the case of Rule 4.8 
(b), the notice shall require the signa- 
ture of all the applicants. 


(d) Where the record copy has al¬ 
ready been sent to the International 
Bureau, the fact of withdrawal, to- 
gether with the date of receipt of the 
notice effecting withdrawal, shall be 
recorded by the International Bureau 
and promptly notified by it to the re- 
ceiving Office, the applicant, the des¬ 
ignated Offices affected by the with¬ 
drawal, and, where the withdrawal 
concerns the international application 
and where the international search 
report or the declaration referred to 
in Article 17 (2) (a) has not yet 
issued, the International Searching 
Authority. 

Rule 33 

Relevant Prior Art 
for the International Search 

33.1 Relevant Prior Art for the Inter¬ 
national Search 

(a) For the purposes of Article 15 (2), 
relevant prior art shall consist of 
everything which has been made 
available to the public anywhere in 
the world by means of written disclo- 
sure (including drawings and other 
iilustrations) and which is capable of 
being of assistance in determining 
that the claimed invention is or is 


tes au paiement d une taxe couvrant 
les frais de preparation et d expedi- 
tion des copies. 

31.2 Preparation de copies 

Le Bureau international est respon¬ 
sable de la preparation des copies vi- 
sees 4 l'article 13. 

Rögie 32 

Retrait de la demande internationale 
ou de däslgnations 

32.1 Retraits 

a) Le d6posant peut retirer la de¬ 
mande internationale avant lexpira- 
tion d’un d41ai de vingt mois 4 comp- 
ter de la date de priorite, sauf pour 
tout Etat designe oü le traitement ou 
l’examen national a dejä commence. 
II peut retirer la designation de tout 
Etat d4sign6 avant la date 4 laquelle 
le traitement ou l'examen peut com- 
mencer dans cet Etat. 


b) Le retrait de la designation de 
tous les Etats dösignes est traite com- 
me un retrait de la demande interna¬ 
tionale. 

c) Le retrait doit fitre effectu£ par le 
moyen d une notice sign4e, adress£e 
par le d£posant au Bureau internatio¬ 
nal, ou 4 loffice r4cepteur si lexem- 
plaire original na pas encore 4te 
adress£ audit Bureau. Dans le cas de 
la regle 4.8 b), la notice de retrait doit 
etre sign4e par tous les d£posants. 


d) Lorsque l’exemplaire original a 
d£j4 4t6 adressö au Bureau internatio¬ 
nal, le retrait et la date de r6ception 
de ce retrait sont enregistr6s par le 
Bureau international, qui les notifie ä 
bref delai 4 l office r£cepteur, au d6- 
posant et aux Offices d£sign€s affec- 
tes par le retrait; si la demande inter¬ 
nationale est retir£e et si le rapport 
de recherche internationale ou la d£- 
claration mentionnee 4 l'article 17. 2) a) 
n'a pas encore ete 4tabli, la notifica- 
tion est 6galement faite ä l’admini- 
stration diargee de la recherche inter¬ 
nationale. 


R&gle 33 

Etat de la tedmique pertinent 
aux fins de la recherche internationale 

33.1 Etat de la tedmique pertinent 
aux fins de la recherche inter¬ 
nationale 

a) Aux fins de l'article 15. 2), l'etat 
de la technique pertinent comprend 
tout ce qui a 6t6 rendu accessible au 
public en tous lieux du monde par une 
divulgation 6crite (y compris des des- 
sins et autres iilustrations) et qui est 
susceptible d'aider 4 d6terminer si 
l'invention dont la protection est de- 
mandee est nouvelle ou non et si eile 


zu entrichten, die die Kosten der Vor¬ 
bereitung und der Versendung des 
Exemplars deckt. 

31.2 Herstellung der Exemplare 

Die Herstellung der nach Artikel 13 
erforderlichen Exemplare ist Aufgabe 
des Internationalen Büros. 

Regel 32 

Zurücknahme der internationalen 

Anmeldung oder von Bestimmungen 

32.1 Zurücknahme 

a) Der Anmelder kann die inter¬ 
nationale Anmeldung vor Ablauf von 
20 Monaten ab Prioritätsdatum zurück¬ 
nehmen, jedoch nicht mit Wirkung 
für einen Bestimmungsstaat, in dem 
die nationale Bearbeitung oder Prü¬ 
fung der Anmeldung bereits aufge¬ 
nommen worden ist. Er kann die Be¬ 
stimmung eines Bestimmungsstaats 
vor dem Zeitpunkt zurücknehmen, zu 
dem die Bearbeitung oder Prüfung der 
Anmeldung in diesem Staat aufgenom¬ 
men werden darf. 

b) Die Zurücknahme der Bestim¬ 
mung aller Bestimmungsstaaten gilt 
als Zurücknahme der internationalen 
Anmeldung. 

c) Die Zurücknahme erfolgt durch 
eine vom Anmelder Unterzeichnete 
Erklärung, die an das Internationale 
Büro oder, wenn das Aktenexemplar 
noch nicht an das Internationale Büro 
versandt worden ist, an das Anmelde¬ 
amt zu richten ist. Im Falle der Re¬ 
gel 4.8 Absatz b hat die Erklärung 
die Unterschrift aller Anmelder zu 
tragen. 

d) Ist das Aktenexemplar bereits an 
das Internationale Büro versandt wor¬ 
den, so registriert dieses die Zurück¬ 
nahme und das Eingangsdatum der 
Zurücknahmeerklärung und setzt hier¬ 
von unverzüglich das Anmeldeamt, 
den Anmelder, die betroffenen Bestim¬ 
mungsämter sowie, wenn die Zurück¬ 
nahme die gesamte internationale An¬ 
meldung betrifft und der Recherchen¬ 
bericht oder die Erklärung nach Ar¬ 
tikel 17 Absatz 2 Buchstabe a noch 
nicht herausgegeben worden sind, 
auch die Internationale Recherchen¬ 
behörde in Kenntnis. 

Rege] 33 

Einschlägiger Stand der Technik 
für die Internationale Recherche 

33.1 Einschlägiger Stand der Technik 
für die internationale Recherche 

a) Für die Zwecke des Artikels 15 
Absatz 2 ist unter dem einschlägigen 
Stand der Technik alles zu verstehen, 
was der Öffentlichkeit irgendwo in 
der Welt mittels schriftlicher Offen¬ 
barung (unter Einschluß von Zeich¬ 
nungen und anderen Darstellungen) 
zugänglich gemacht worden ist und 
was für die Feststellung bedeutsam 
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not new and that it does or does not 
involve an inventive Step (i.e., that it 
is or 1s not obvious), provided that 
the making available to the public 
occurred prior to the international 
filing date. 


(b) When any written disclosure 
refers to an oral disclosure, use, ex- 
hibition, or other means whereby the 
contents of the written disclosure 
were made available to the public, 
and such making available to the 
public occurred on a date prior to the 
international filing date, the interna¬ 
tional search report shall separately 
mention that fact and the date on 
which it occurred if the making avail¬ 
able to the public of the written 
disclosure occurred on a date posteri¬ 
or to the international filing date. 


(c) Any published application or 
any patent whose publication date is 
later but whose filing date, or, where 
applicable, claimed priority date, is 
earlier than the international filing 
date of the international application 
searched, and which would constitute 
relevant prior art for the purposes of 
Article 15 (2) had it been published 
prior to the international filing date, 
shall be specially mentioned in the 
international search report. 


33.2 Fields to be Covered by the 
International Search 

(a) The international search shall 
cover all those tedinical fields, and 
shall be carried out on the basis of 
all those search files, which may con- 
tain material pertinent to the inven- 
tion. 

(b) Consequently, not only shall the 
art in which the invention is classi- 
fiable be searched but also analogous 
arts regardless of where classified. 


(c) The question what arts are, in 
any given case, to be regarded as 
analogous shall be considered in the 
light of what appears to be the neces- 
sary essential function or use of the 
invention and not only the specific 
functions expressly indicated in the 
international application. 


(d) The international search shall 
embrace all subject matter that is 
generally recognized as equivalent 
to the subject matter of the claimed 
invention for all or certain of its 


implique ou non une activite inven¬ 
tive (c'est-ä-dire si eile est evidente 
ou non), ä condition que la mise ä la 
disposition du public ait eu lieu avant 
la date du depöt international. 


b) Lorsqu'une divulgation echte se 
refere ä une divulgation orale, ä un 
usage, ä une exposition, ou ä tous 
autres moyens par lesquels le conte- 
nu de la divulgation echte a ete rendu 
accessible au public, et lorsque cette 
mise ä la disposition du public a eu 
lieu ä une date anterieure ä celle du 
depöt international, le rapport de re- 
cherche internationale mentionne sö- 
parement ce fait et la date ä laquelle 
il a eu lieu, si la mise ä la disposition 
du public de la divulgation öcrite a eu 
lieu a une date posterieure ä celle du 
depöt international. 

c) Toute demande publiöe ainsi que 
tout brevet dont la date de publication 
est postörieure, mais dont la date de 
döpöt — ou, le cas öchöant, la date de 
la prioritö revendiquöe — est antö- 
rieure ä la date du döpöt international 
de la demande internationale faisant 
l'objet de la recherche, et qui feraient 
partie de l’ötat de la technique perti¬ 
nent aux fins de l’article 15. 2) s’ils 
avaient ete publies avant la date du 
döpöt international, sont spöcialement 
mentionnös dans le rapport de recher¬ 
che internationale. 

33.2 Domaines que la recherche inter¬ 
nationale doit couvrir 

a) La recherche internationale doit 
couvrir tous les domaines techniques 
qui peuvent contenir des elöments 
pertinents vis-ä-vis de l'objet de l’in- 
vention et doit etre effectuee dans 
toutes les classes de la documentation 
qui peuvent contenir de tels elements. 

b) Par consequent, la recherche ne 
doit pas porter seulement sur le do¬ 
maine de la technique dans lequel l’in- 
vention peut etre classee mais egale- 
ment sur des domaines analogues, 
sans tenir compte de leur classement. 

c) La determination des domaines 
de la technique qui doivent, dans un 
cas donne, etre consideres comme 
analogues, doit etre etudiee ä la lu- 
miere de ce qui semble constituer la 
fonction ou l'utilisation necessaires 
essentielles de rinvention, et non pas 
en tenant seulement compte des fonc- 
tions spöcifiques expressement indi- 
quees dans !a demande internationale. 

d) La recherche internationale doit 
embrasser tous les elements que l'on 
considere generalement comme equi- 
valant aux elements de l’invention 
dont la protection est demandee pour 


ist, ob die beanspruchte Erfindung neu 
oder nicht neu ist und ob sie auf einer 
erfinderischen Leistung beruht oder 
nicht (d. h., ob sie offensichtlich ist 
oder nicht), vorausgesetzt, daß der 
Zeitpunkt, zu dem es der Öffentlich¬ 
keit zugänglich gemacht wurde, vor 
dem internationalen Anmeldedatum 
liegt. 

b) Bezieht sich eine schriftliche 
Offenbarung auf eine mündliche 
Offenbarung, eine Benutzung, eine 
Ausstellung oder andere Maßnahmen, 
durch die der Inhalt der schriftlichen 
Offenbarung der Öffentlichkeit zu¬ 
gänglich gemacht worden ist, und lag 
der Zeitpunkt, zu dem sie zugänglich 
gemacht wurde, vor dem internationa¬ 
len Anmeldedatum, so werden im in¬ 
ternationalen. Recherchenbericht diese 
Tatsache und der Zeitpunkt der Zu¬ 
gänglichmachung gesondert erwähnt, 
sofern die schriftliche Offenbarung 
der Öffentlichkeit erst nach dem An¬ 
meldedatum zugänglich wurde. 

c) Veröffentlichte Anmeldungen 
oder Patente, deren Veröffentlichungs¬ 
datum später, deren Anmeldedatum 
oder — gegebenenfalls — deren bean¬ 
spruchtes Prioritätsdatum aber früher 
liegen als das internationale Anmelde¬ 
datum der recherchierten internationa¬ 
len Anmeldung und die für die Zwecke 
des Artikels 15 Absatz 2 zum ein¬ 
schlägigen Stand der Technik gehören 
würden, wenn sie vor dem interna¬ 
tionalen Anmeldedatum veröffentlicht 
worden wären, werden in dem inter¬ 
nationalen Recherchenbericht beson¬ 
ders erwähnt. 

33.2 Bei der internationalen 

Recherche zu berücksichtigende 
Sachgebiete 

a) Die internationale Recherche be¬ 
zieht alle technischen Sachgebiete ein 
und wird auf der Basis des Prüfstoffs 
durchgeführt, der die Erfindung be¬ 
treffendes Material enthalten könnte. 


b) Folglich sollen nicht nur tech¬ 
nische Gebiete in die Recherche ein¬ 
bezogen werden, in welche die Erfin¬ 
dung eingruppiert werden kann, son¬ 
dern auch gleichartige technische Ge¬ 
biete ohne Rücksicht auf die Klassifi¬ 
kation. 

c) Die Frage, welche technischen 
Gebiete im Einzelfall als gleichartig 
zu berücksichtigen sind, wird aus dem 
Gesichtswinkel beurteilt, was augen¬ 
scheinlich die notwendige wesentliche 
Funktion oder Verwendung der Erfin¬ 
dung ist, und nicht nur im Lichte der 
Einzelfunktionen, die in der interna¬ 
tionalen Anmeldung ausdrücklich auf¬ 
geführt sind. 

d) Die internationale Recherche hat 
alle Gegenstände einzuschließen, 
welche allgemein als äquivalent zum 
Gegenstand der beanspruchten Erfin¬ 
dung für alle oder bestimmte ihrer 
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feölüU’s, ovtn thouyh, in its specifics, 
the ii;\ i r’.tion as described in the in¬ 
ternational appiicälion is different. 

33.3 Orientation of the International 
Search 

(a) International search shall be 
made on the basis of the Claims, with 
due regard to the description and the 
drawings (if any) and with particular 
emphasis on the inventive concept to- 
wards which the Claims are directed. 


(b) In so far as possible and rea- 
sonable, the international search shall 
cov.er the entire subject matter to 
which the Claims are directed or to 
which they might reasonably be ex- 
pected to be directed after they have 
been amended. 

Rule 34 

Minimum Documentation 

34.1 Definition 

(a) The delinitions contained in Ar- 
ticle 2 0) and (ii) shall not apply for 
the purposes of this Rule. 

(b) The documentation referred to 
in Article 15 (4) ("minimum documen¬ 
tation“) shall consist of: 

(i) the “national patent documents" 
as specified in paragraph (c), 

(ii) the published international (PCT) 
applications, the published re¬ 
gional applications for patents 
and inventors’ certificates, and 
the published regional patents 
and inventors’ certificates, 

(iii) such other published items of 
non-patent literature as the In¬ 
ternational Searching Authorities 
shall agree upon and which shall 
be published in a list by the In¬ 
ternational Bureau when agreed 
upon for the first time and 
whenever changed. 

(c) Subject to paragraphs (d) and (e), 
the "national patent documents" shall 
be the following: 

(i) the patents issued in and after 
1920 by France, the former 
Reichspatentamt of Germany, Ja¬ 
pan, the Soviet Union, Switzer- 
land (in French and German 
languages only), the United 
Kingdom, and the United States 
of America, 


(ii) the patents issued by the Federal 
Republic of Germany, 

(iii) the patent applications, if any, 
published in and after 1920 in the 
countries referred to in items (i) 
and (ii), 

(:v) the inventors’ certificates issued 
by the Soviet Union, 


ioutes ou certaines de ses caracteris- 
tiques, meme si, dans ses details, Tin- 
vention teile que decrite dans la de- 
mande internationale est differente. 

33.3 Orientation de la recherche inter¬ 
nationale 

a) La recherche internationale s’ef- 
fectue sur la base des revendications. 
en tenant düment compte de la de¬ 
scription et des dessins (s’il y en a) et 
en insistant plus particulierement sur 
le concept inventif qu'impliquent les 
revendications. 

b) Dans toute la mesure oü cela est 
possible et raisonnable, la recherche 
internationale doit couvrir la totalite 
des elements qu'impliquent les reven¬ 
dications ou dont on peut raisonna- 
blement s’attendre qu'ils y seront im- 
pliques une fois lesdites revendica¬ 
tions modifiees. 

R&gle 34 

Documentation minimale 

34.1 Definition 

a) Les definitions figurant ä l’ar- 
ticle 2. i) et ii) ne s’appliquent pas aux 
fins de la presente regle. 

b) La documentation mentionnee ä 
Larticle 15. 4) («documentation mini¬ 
male») consiste en: 

i) les «documents nationaux de bre- 
vets» definis ä l’alinea c); 

ii) les demandes internationales (PCT) 
publiees, les demandes regionales 
publiees de brevets et de certifi- 
cats d'auteur d’invention ainsi que 
les brevets et certificats d'auteur 
d'invention regionaux publies; 

iii) tous autres elements, constituant 
la litt£rature autre que celle des 
brevets, convenus entre les ad- 
ministrations chargees de la re¬ 
cherche internationale et dont la 
liste est publiee par le Bureau in¬ 
ternational apres le premier accord 
a leur sujet et apres chaque modi- 
fication. 

c) Sous reserve des alineas d) et e), 
sont consideres comme "documents 
nationaux de brevets»: 

i) les brevets delivres ä partir de 
1920 par Landen Reichspatentamt 
allemand, les Etats-Unis d'Ameri- 
que, la France, le Japon, le Royau- 
me-Uni, la Suisse (en langues alle- 
mande et francaise seulement) et 
1 Union sovietique; 


ii) les brevets delivres par la Republi- 
que federale d’Allemagne; 

iii) les demandes de brevets. s’il y en 
a, publiees a partir de 1920 dans 
les pays mentionnes aux points i) 
et ii); 

iv) les certificats d'auteur d'invention 
delivres par l’Union sovietique; 


Merkmale angesehen weiden, seihst 
wenn die in der internationalen Air¬ 
meldung beschriebene Erfindung in 
ihren Einzelheiten unterschiedlich ist. 

33.3 Ausrichtung der internationalen 
Recherche 

a) Die internationale Recherche 
wird auf der Grundlage der Ansprüche 
unter angemessener Berücksichtigung 
der Beschreibung und der Zeichnun¬ 
gen (soweit vorhanden) durchgeführl 
und berücksichtigt besonders die er¬ 
finderische Idee, auf die die An¬ 
sprüche gerichtet sind. 

b) Soweit es möglich und sinnvoll 
ist, hat die internationale Recherche 
den gesamten Gegenstand zu erfassen, 
auf den die Ansprüche gerichtet sind, 
oder auf den sie, wie vernünftiger¬ 
weise erwartet werden kann, nach 
einer Anspruchsänderung gerichtet 
werden könnten. 

Regel 34 
Mindestprüfstoff 

34.1 Begriffsbestimmung 

a) Die Begriffsbestimmungen in den 
Artikeln 2 Ziffern i und ii sind auf 
diese Regel nicht anzuwenden. 

b) Der in Artikel 15 Absatz 4 er¬ 
wähnte Prüfstoff («Mindestprüfstoff") 
setzt sich zusammen aus: 

i) den in Absatz c näher bezeichne- 
ten «nationalen Patentschriften", 

ii) den veröffentlichten internationa¬ 
len (PCT) Anmeldungen, den ver¬ 
öffentlichten regionalen Patent- 
und Erfinderscheinanmeldungen 
und den veröffentlichten regiona¬ 
len Patenten und Erfinderscheinen, 

iii) anderen, nicht zur Patentliteratur 
gehörenden Veröffentlichungen, 
auf die die Recherchenbehörden 
sich einigen und die in einer Auf¬ 
stellung vom Internationalen Büro 
bekanntgegeben werden, sobald 
sie erstmalig festgelegt sind und 
so oft sie geändert werden. 

c) Vorbehaltlich der Absätze d 
und e sind als „nationale Patentschrif¬ 
ten“ anzusehen: 

i) die im Jahre oder nach dem Jahre 
1920 von dem früheren Reichs¬ 
patentamt Deutschlands, von 
Frankreich, von Japan, von der 
Schweiz (nur in deutscher und 
französischer Sprache), von der 
Sowjetunion, von dem Vereinigten 
Königreich und von den Vereinig¬ 
ten Staaten von Amerika erteilten 
Patente, 

ii) die von der Bundesrepublik 
Deutschland erteilten Patente, 

iii) die im Jahre oder nach dem Jahre 
1920 in den in Ziffern i und ii ge¬ 
nannten Ländern veröffentlichten 
Patentanmeldungen, 

iv) die von der Sowjetunion erteilten 
Erfinderscheine. 
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(vj tue utility certificates issued by, 
and the published applications 
for utility certificates of, France, 

(vi) such patenls issued by, and such 
patent applications published in, 
any other country after 1920 as 
are in the English, French, or 
German language and in which 
no priority is claimed, provided 
that the national Office of the 
interested country sorts out these 
documents and places them at 
the disposäl of each Internation¬ 
al Searching Authority. 


(d) Where an application is repub- 
lished once (for example, an Offen¬ 
legungsschrift as an Auslegeschrift) or 
more than once, no International 
Searching Authority shall be obliged 
to keep all versions in its documen- 
tation; consequently, each such Au¬ 
thority shall be entitled not to keep 
more than one Version. Furthermore, 
where an application is granted and is 
issued in the form of a patent or a 
utility certificate (France), no Inter¬ 
national Searching Authority shall be 
obliged to keep both the application 
and the patent or utility certificate 
(France) in its documentation; con¬ 
sequently, each such Authority shall 
be entitled to keep either the .appli¬ 
cation only or the patent or utility 
certificate (France) only. 


(e) Any International Searching 
Authority whose official language, or 
one of whose official languages, is not 
Japanese or Russian is entitled not to 
inciude in its documentation those 
patent documents of Japan and the 
Soviet Union, respectively, for which 
no abstracts in the English language 
are generally available. English ab¬ 
stracts becoming generally available 
after the date of entry into force of 
these Regulations shall require the 
inclusion of the patent documents to 
which the abstracts refer no later 
than 6 months after such abstracts 
become generally available. In case 
of the interruption of abstracting 
Services in English in technical fields 
in which English abstracts were for- 
merly generally available, the As- 
sembly shall take appropriate meas- 
ures to provide for the prompt 
restoration of such Services in the 
said fields. 


v) les certificats dutilite delivres par 
la France ainsi que les demandes 
publiees de tels certificats; 


vi) les brevets delivres apres 1920 par 
tout autre pays, s’ils sont rediges 
en allemand, en anglais ou en 
francais et s'ils ne contiennent au- 
cune revendication de priorite, 
ainsi que les demandes de tels 
brevets publikes apres 1920, ä con¬ 
dition que l office national du pays 
en cause trie ces brevets et ces de¬ 
mandes et les mette ä la disposi- 
tion de chaque administration 
chargee de la recherche interna¬ 
tionale. 

d) Lorsqu'une demande est publiee 
ä nouveau (par exemple, publication 
d'une Offenlegungsschrift en tant 
qu'Auslegeschrift) une ou plusieurs 
fois, aucune administration chargee de 
la recherche internationale n’a l’obli- 
gation d en conserver toutes les ver¬ 
sions dans sa documentation; par con- 
sequent, chaque administration char¬ 
gee de la recherche internationale est 
autorisEe ä n'en conserver qu'une Ver¬ 
sion. Par ailleurs, lorsqu'une demande 
est acceptEe et aboutit ä la dElivrance 
d un brevet ou d un certificat d'utilitE 
(France), aucune administration char¬ 
gee de la recherche internationale n a 
l’obligation de conserver dans sa do¬ 
cumentation ä la fois la demande et 
le brevet ou le certificat d'utilite 
(France); par consEquent, chaque ad¬ 
ministration chargee de la recherche 
internationale est autorisee ä garder 
dans ses dossiers soit la demande, soit 
le brevet ou le certificat d’utilitE 
(France). 

e) Chaque administration chargee 
de la recherche internationale dont la 
langue officielle ou l'une des langues 
officielles n'est pas le japonais ou le 
russe est autorisee ä ne pas faire fi- 
gurer dans sa documentation les Ele¬ 
ments de la documentation de brevets 
du Japon et de l'Union sovietique, re- 
spectivement, pour lesquels des abre¬ 
ges anglais ne sont pas generalement 
disponibles. Si des abreges anglais de- 
viennent generalement disponibles 
apres la date d’entree en vigueur du 
present regiement d'execution, les Ele¬ 
ments que ces abregEs concernent se- 
ront inserEs dans la documentation 
dans les six mois suivant la date ä 
laquelle ces abregEs deviennent gene¬ 
ralement disponibles. En cas d'inter- 
ruption de Services d abreges anglais 
dans les domaines techniques oü des 
abreges anglais etaient generalement 
disponibles, 1‘Assemblee prend les me- 
sures appropriees en vue de retablir 
promptement de tels Services dans 
ces domaines techniques. 


v) die von Frankreich erteilten Ge¬ 
brauchszertifikate und veröffent¬ 
lichten Anmeldungen für solche 
Zertifikate, 

vi) die von anderen Ländern nach 
1920 erteilten Patente und dort 
veröffentlichten Patentanmeldun¬ 
gen in deutscher, englischer und 
französischer Sprache, für die 
keine Priorität in Anspruch ge¬ 
nommen wird, vorausgesetzt, daß 
das nationale Amt des interessier¬ 
ten Staates diese Unterlagen aus¬ 
sondert und jeder Internationalen 
Recherchenbehörde zur Verfügung 
stellt. 


d) Wird eine Anmeldung einmal 
oder mehrfach neu veröffentlicht (zum 
Beispiel eine Offenlegungsschrift als 
Auslegeschrift), so ist keine Interna¬ 
tionale Recherchenbehörde verpflich¬ 
tet, alle Fassungen in ihren Prüfstoff 
aufzunehmen; folglich braucht jede Re¬ 
cherchenbehörde nur eine dieser Fas¬ 
sungen aufzubewahren. Außerdem ist 
in den Fällen, in denen eine Anmel¬ 
dung in Form eines Patents oder eines 
Gebrauchszertifikats (Frankreich) er¬ 
teilt und herausgegeben wird, 
keine Internationale Recherchenbe¬ 
hörde verpflichtet, sowohl die Anmel¬ 
dung als auch das Patent oder das 
Gebrauchszertifikat (Frankreich) in 
seinen Prüfstoff aufzunehmen; jede 
Behörde braucht nur entweder die An¬ 
meldung oder das Patent oder das 
Gebrauchszertifikat (Frankreich) auf¬ 
zubewahren. 


e) Ist die Amtssprache einer Inter¬ 
nationalen Recherchenbehörde nicht 
Japanisch oder Russisch oder ist keine 
der mehreren Amtssprachen einer sol¬ 
chen Behörde Japanisch oder Rus¬ 
sisch, so braucht die Behörde Patent¬ 
schriften Japans und der Sowjetunion 
nicht in ihren Prüfstoff aufzunehmen, 
soweit von diesen Schriften keine Zu¬ 
sammenfassungen in englischer 
Sprache allgemein verfügbar sind. 
Werden englische Zusammenfassun¬ 
gen nach dem Zeitpunkt des Inkraft¬ 
tretens dieser Ausführungsordnung 
verfügbar, so sind die Patentschriften, 
auf die sich diese Zusammenfassungen 
beziehen, bis zum Ablauf von sechs 
Monaten, nachdem die Zusammenfas¬ 
sungen allgemein verfügbar geworden 
sind, in den Prüfstoff einzubeziehen. 
Werden Zusammenfassungen in eng¬ 
lischer Sprache auf Gebieten, auf 
denen früher englische Zusammenfas¬ 
sungen allgemein verfügbar waren, 
nicht mehr erstellt, so hat die Ver¬ 
sammlung zweckdienliche Maßnah¬ 
men zu ergreifen, um für die unver¬ 
zügliche Wiederherstellung der Zu¬ 
sammenfassungsdienste zu sorgen. 
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(f) For the purposes of this Rule, 
applications which have only been 
laid open for public inspection are not 
considered published applications. 


Rule 35 

The Competent International 
Searching Authority 

35.1 When Only One International 
Searching Authority is Competent 

Each receiving Office shall, in ac- 
cordance with the terms of the ap¬ 
plicable agreement referred to in Ar- 
ticle 16 (3) (b), inform the Internation¬ 
al Bureau which International Search¬ 
ing Authority is competent for the 
searching of the international applica¬ 
tions filed with it, and the Interna¬ 
tional Bureau shall promptly publish 
such Information. 

35.2 When Several International 
Searching Authorities are 
Competent 

(a) Any receiving Office may, in ac- 
cordance with the terms of the ap¬ 
plicable agreement referred to in Ar- 
ticle 16 (3) (b), specify several Inter¬ 
national Searching Authorities: 

(i) by declaring all of them compe¬ 
tent for any international applica- 
tion filed with it, and leaving the 
choice to the applicant, or 


(ii) by declaring one or more compe¬ 
tent for certain kinds of interna¬ 
tional applications filed with it, 
and declaring one or more others 
competent for other kinds of in¬ 
ternational applications filed with 
it, provided that, for those kinds 
of international applications for 
which several International 
Searching Authorities are declared 
to be competent, the choice shall 
be left to the applicant. 


(b) Any receiving Office availing 
itself of the faculty provided in para- 
graph (a) shall promptly inform the 
International Bureau, and the Inter¬ 
national Bureau shall promptly pub¬ 
lish such information. 

Rule 36 

Minimum Requirements for 
International Searching Authorities 

36.1 Definition of Minimum Require¬ 
ments 

The minimum requirements referred 
to in Article 16 (3) (c) shall be the 
following: 


f) Aux fins de la presente regle, les 
demandes qui ont seulement ete mises 
a la disposition du public pour inspec¬ 
tion ne sont pas considerees comme 
des demandes publiees. 

Rägle 35 

Administration compätente chargäe 
de la recherche internationale 

35.1 Lorsqu'une seule administration 
chargäe de la recherche inter¬ 
nationale est compätente 

Chaque office r6cepteur indique au 
Bureau international, confonn&nent 
aux termes de l'accord applicable men- 
tionne ä l'article 16. 3) b), quelle est 
l’administration chargee de la recher¬ 
che internationale qui est compötente 
pour procäder ä la recherche ä l'ögard 
des demandes internationales däpo- 
sees aupres dudit office; le Bureau 
international publie cette information 
ä bref delai. 

35.2 Lorsque plusieurs administrations 
chargäes de la recherche inter¬ 
nationale sont compätentes 

a) Tout office räcepteur pe'ut, con- 
formöment aux termes de l’accord ap¬ 
plicable mentionne ä l'article 16. 3) b), 
däsigner plusieurs administrations 
chargöes de la recherche internatio¬ 
nale : 

i) en declarant toutes ces administra¬ 
tions compötentes pour toute de- 
mande internationale deposäe au- 
pr4s de lui et en laissant le choix 
entre ces administrations au d6po- 
sant, ou 

ii) en declarant une ou plusieurs de 
ces administrations compätentes 
pour certains types de demandes 
internationales deposöes aupres de 
lui et en declarant une ou plusieurs 
autres administrations compäten- 
tes pour d'autres types de deman¬ 
des internationales däposäes au¬ 
pres de lui, ötant entendu que, pour 
les types de demandes internatio¬ 
nales pour lesquelles plusieurs ad¬ 
ministrations charg6es de la re¬ 
cherche internationale sont d6cla- 
r6es compätentes, le choix appar- 
tiendra au d4posant. 

b) Tout office räcepteur faisant usa- 
ge de la faculte indiqu4e ä l’alinea a) 
en informe ä bref dälai le Bureau in¬ 
ternational et ce demier publie cette 
information ä bref dälai. 


R&gle 36 

Exigences minimales 
pour les administrations chargöes 
de la recherche internationale 

36.1 Definition des exigences 
minimales 

Les exigences minimales mention- 
nees ä l'article 16. 3) c) sont les sui- 
vantes: 


f) Im Sinne dieser Regel gelten An¬ 
meldungen, die lediglich zur öffent¬ 
lichen Einsichtnahme ausgelegt wor¬ 
den sind, nicht als veröffentlichte 
Anmeldungen. 

Regel 35 

Zuständige Internationale 
Recherchenbehörde 

35.1 Zuständigkeit nur einer 
Recherchenbehörde 

Jedes Anmeldeamt setzt das Inter¬ 
nationale Büro in Übereinstimmung 
mit der anwendbaren, in Artikel 16 
Absatz 3 Buchstabe b erwähnten Ver¬ 
einbarung davon in Kenntnis, welche 
Internationale Recherchenbehörde für 
die Durchführung von Recherchen für 
die bei ihm eingereichten interna¬ 
tionalen Anmeldungen zuständig ist; 
das Internationale Büro macht diese 
Mitteilung unverzüglich bekannt. 

35.2 Zuständigkeit mehrerer Interna¬ 
tionaler Recherchenbehörden 

a) Jedes Anmeldeamt kann in Über¬ 
einstimmung mit der anwendbaren, in 
Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe b er¬ 
wähnten Vereinbarung mehrere Inter¬ 
nationale Recherchenbehörden be¬ 
stimmen: 

i) durch eine Erklärung, daß jede 
Internationale Recherchenbehörde 
für jede bei ihm eingereichte inter¬ 
nationale Anmeldung zuständig ist 
und die Wahl dem Anmelder über¬ 
lassen bleibt, oder 

ii) durch eine Erklärung, daß eine 
oder mehrere Internationale Recher¬ 
chenbehörden für bestimmte Arten 
und eine oder mehrere andere In¬ 
ternationale Recherchenbehörden 
für andere Arten von bei ihm ein¬ 
gereichten internationalen Anmel¬ 
dungen zuständig sind, vorausge¬ 
setzt, daß für die Arten von An¬ 
meldungen, für welche mehrere 
Internationale Recherchenbehör¬ 
den als zuständig erklärt werden, 
die Wahl dem Anmelder überlas¬ 
sen bleibt. 

b) Jedes Anmeldeamt, das von der 
Möglichkeit nach Absatz a Gebrauch 
macht, teilt dies unverzüglich dem 
Internationalen Büro mit, und das In¬ 
ternationale Büro macht diese Mittei¬ 
lung unverzüglich bekannt. 

Regel 36 

Mindestanforderungen an die 
Internationale Recherchenbehörde 

36.1 Aufzählung der 

Mindestanforderungen 
Die Mindestanforderungen, auf die 
sich Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe c 
bezieht, sind folgende: 
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(i) the national Office or intergov- 
ernmental Organization must 
have at least 100 full-time 
employees with sufficient tech- 
nical qualifications to carry out 
searches; 

(ii) that Office or Organization must 
have in its possession at least 
the minimum documentation 
referred to in Rule 34, properly 
arranged for search purposes-, 

(iii) that Office or organization must 
have a staff which is capable of 
searching the required technical 
fields and which has the lan- 
guage facilities to understand at 
least those languages in which 
the minimum documentation 
referred to in Rule 34 is written 
or is translated. 


Rule 37 

Mlssing or Defective Title 

37.1 Lack of Title 

If the international application does 
not contain a title and the receiving 
Office has notified the International 
Searching Authority that it has in- 
vited the applicant to correct such 
defect, the International Searching 
Authority shall proceed with the in¬ 
ternational search unless and until it 
receives notification that the said ap¬ 
plication is considered withdrawn. 

37.2 Establishment of Title 

If the international application does 
not contain a title and the Internation¬ 
al Searching Authority has not re- 
ceived a notification from the receiv¬ 
ing Office to the effect that the ap- 
plicant has been invited to furnish a 
title, or if the said Authority finds 
that the title does not comply with 
Rule 4.3, it shall itself establish a title. 


Rule 38 

Missing Abstract 

38.1 Lack of Abstract 
If the international application does 
not contain an abstract and the re¬ 
ceiving Office has notified the Inter¬ 
national Searching Authority that it 
has invited the applicant to correct 
such defect, the International Search¬ 
ing Authority shall proceed with the 
international search unless and until 
it receives notification that the said 
application is considered withdrawn. 


i) I'office national ou l'organisation 
intergouvernemcnlale doil avoir 
au moins Cent einployes ä plein 
temps possedant des qualifications 
techniques süffisantes pour proce- 
der aux recherches; 

ii) cet office ou cette Organisation 
doit avoir en sa possession au 
moins la documentation minimale 
de la regle 34 disposee d une ma- 
niere adequate aux fins de la re- 
cherche; 

iii) cet office ou cette Organisation 
doit disposer d’un personnel capa¬ 
ble de proceder ä la recherche 
dans les domaines techniques sur 
lesquels la recherche doit porter 
et possedant les connaissances lin- 
guistiques necessaires ä la com- 
prehension au moins des langues 
dans lesquelles la documentation 
minimale de la regle 34 est rädi- 
gee ou traduite. 

Rögle 37 

Titre manquant ou däfectueux 

37.1 Titre manquant 

Lorsque la demande internationale 
ne contient pas de titre et que I'office 
röcepteur a notifiö ä l’administration 
charg6e de la recherche internationale 
que le d6posant a 6t6 invite ä r6parer 
cette omission, cette administration 
proc^de ä la recherche internationale, 
ä moins qu'elle ne recoive notification 
que ladite demande internationale doit 
etre consideree comme retiree. 

37.2 Etablissement du titre 

Lorsque la demande internationale 
ne contient pas de titre et que l'ad- 
ministration chargee de la recherche 
internationale n a pas recu de I'office 
recepteur une notification I'avisant 
que le deposant a 6tä invit6 ä fournir 
un titre, ou si ladite administration 
constate que le titre n’est pas confor- 
me aux dispositions de la regle 4.3, 
cette administration etablit elle-meme 
un titre. 

R&gle 38 

Abrdgd manquant ou ddfectueux 

38.1 Abrggä manquant 
Lorsque la demande internationale 
ne contient pas d'abrdgd et que l'of- 
fice recepteur a notifiö ä 1‘administra- 
tion charg^e de la recherche interna¬ 
tionale qu’il a invitä le deposant ä rö- 
parer cette omission. cette administra¬ 
tion procede ä la recherche interna¬ 
tionale, a moins qu'elle ne recoive 
notification que la demande interna¬ 
tionale doit £tre consid6r6e comme re- 
tir6e. 


i) das nationale Amt oder die zwi¬ 
schenstaatliche Organisation muß 
wenigstens 100 hauptamtliche Be¬ 
schäftigte mit ausreichender tech¬ 
nischer Qualifikation zur Durch¬ 
führung von Recherchen haben; 

ii) das Amt oder die Organisation 
muß mindestens den in Regel 34 
erwähnten Mindestprüfstoff in 
einer für Recherchenzwecke ge¬ 
ordneten Form besitzen; 

iii) das Amt oder die Organisation 
muß über einen Stab von Mitar-. 
beitem verfügen, der Recherchen 
auf den erforderlichen technischen 
Gebieten durchführen kann und 
ausreichende Sprachkenntnisse be¬ 
sitzt, um wenigstens die Sprachen 
zu verstehen, in denen der Min¬ 
destprüfstoff nach Regel 34 abge¬ 
faßt oder in die er übersetzt ist. 


Regel 37 

Fehlende oder 
mangelhafte Bezeichnung 

37.1 Fehlen der Bezeichnung 
Enthält die internationale Anmel¬ 
dung keine Bezeichnung und hat das 
Anmeldeamt die Internationale Re¬ 
cherchenbehörde davon in Kenntnis 
gesetzt, daß es den Anmelder aufge¬ 
fordert hat, den Mangel zu beseitigen, 
so setzt die Internationale Recher¬ 
chenbehörde die internationale Re¬ 
cherche fort, bis sie gegebenenfalls 
davon benachrichtigt wird, daß die 
Anmeldung als zurückgenommen gilt. 

37.2 Festsetzung der Bezeichnung 
Enthält die internationale Anmel¬ 
dung keine Bezeichnung und hat 
die Internationale Recherchenbehörde 
noch keine Benachrichtigung des An¬ 
meldeamts erhalten, daß der Anmel¬ 
der zur Vorlage einer Bezeichnung 
aufgefordert worden ist, oder ist die 
genannte Behörde der Auffassung, daß 
die Bezeichnung gegen Regel 4.3 ver¬ 
stößt, so setzt sie selbst eine Bezeich¬ 
nung fest. 

Regel 38 

Fehlende oder mangelhafte 
Zusammenfassung 

38.1 Fehlende Zusammenfassung 
Enthält die internationale Anmel¬ 
dung keine Zusammenfassung und hat 
das Anmeldeamt die Internationale 
Recherchenbehörde davon in Kennt¬ 
nis gesetzt, daß es den Anmelder auf¬ 
gefordert hat, den Mangel zu beseiti¬ 
gen, so setzt die Internationale Re¬ 
cherchenbehörde die internationale 
Recherche fort, bis sie gegebenenfalls 
davon benachrichtigt wird, daß die 
Anmeldung als zurückgenommen gilt. 



770 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1976, Teil II 


38.2 Establishment of Abstract 

(a) 11 the international applicaüon 
does not contain an abstract and the 
International Searching Authority has 
not received a notification from the 
receiving Office to the effect that the 
applicant has been invited to furnish 
an abstract, or if the said Authority 
finds that the abstract does not 
comply with Rule 8, it shall itself 
establish an abstract {in the language 
in which the international applica- 
tion is published). In the latter case, 
it shall invite the applicant to cora- 
ment on the abstract established by it 
within 1 month from the date of the 
invitation. 


(b) The definitive contents of the 
abstract shall be determined by the 
International Searching Authority. 

Rule 39 

Subject Matter 
under Article 17 (2) (a) (i) 

39.1 Definition 

No International Searching Author¬ 
ity shall be required to search an in¬ 
ternational application if, and to the 
extent to which, its subject matter 
is any of the following: 

(i) scientific and matheraatical theo¬ 
ries, 

(ii) plant or animal varieties or es- 
sentially biological processes for 
the production of plants and ani- 
mals, other than microbiological 
processes and the products of 
such processes, 

(iii) schemes, rules or methods of do- 
ing business, performing purely 
mental acts or playing games, 

(iv) methods for treatment of the 
human or animal body by sur- 
gery or therapy, as well as 
diagnostic methods, 

(v) mere presentations of informa- 
tion, 

(vi) Computer programs to the extent 
that the International Searching 
Authority is not equipped to 
search prior art concerning such 
programs. 

Rule 40 

Lack of Unity of Invention 
(International Search) 

40.1 Invitation to Pay 

The invitation to pay additional fees 
provided for in Article 17 (3) (a) shall 


38.2 Etablissement de 1'abrege 

a) Lorsque la demande internatio¬ 
nale ne contient pas d abrege et que 
Ladministration chargee de la recherche 
internationale n a pas recu de loffice 
recepteur une notification lavisant 
que le deposant a etö invite a fournir 
un abrege, ou si ladite administration 
constate que l abrege n'est pas con- 
forme aux dispositions de la regle 8, 
eile etablit elle-meme un abrege (dans 
la langue de publication de la demande 
internationale). Dans ce deraier cas, 
eile invite le deposant ä presenter ses 
commentaires au sujet de labrege 
qu'elle a etabli dans un delai d'un 
mois ä corapter de la date de cette 
invitation. 

b) Le contenu definitif de l’abrege 
est determine par ladministration 
chargee de la recherche internatio¬ 
nale. 

Rfegle 39 

Objet selon l'article 17. 2) a) 1) 

39.1 Definition 

Aucune administration chargee de 
la recherche internationale n a l’obli- 
gation de proc^der ä la recherche ä 
L6gard d une demande internationale 
dont lobjet, et dans la mesure oü 
l'objet. est l un des suivants: 

i) theortes scientifiques et mathema- 
tiques; 

ii) Varietes vegetales, races animales, 
procödes essentiellement biologi- 
ques d obtention de vegetaux ou 
d’animaux, autres que proced6s 
microbiologiques et produits obte- 
nus par ces procödes; 

iii) plans, principes ou methodes en 
vue de faire des affaires, de reali- 
ser des actions purement intellec- 
tuelles ou de jouer; 

iv) methodes de traitement du corps 
humain ou animal par la Chirurgie 
ou la therapie, ainsi que methodes 
de diagnostic; 

v) simples presentations d’informa- 
tions; 

vi) programmes d’ordinateurs dans la 
mesure oü Ladministration char¬ 
gee de la recherche internationale 
n’est pas outillee pour proceder a 
la recherche de l’etat de la tech- 
nique au sujet de tels program¬ 
mes. 

Regle 40 

Absence d'unite de l'invention 
(recherche internationale) 

40.1 Invitation ä payer 

L'invitation ä payer prevue a Lar- 

ticle 17. 3) a) indique le montant des 


38.2 Festsetzung der 
Zusammenfassung 

a) Enthält die internationale Anmel¬ 
dung keine Zusammenfassung und hat 
die Internationale Recherchenbehörde 
noch keine Benachrichtigung des An¬ 
meldeamts erhalten, daß der Anmel¬ 
der zur Vorlage einer Zusammenfas¬ 
sung aufgefordert worden ist, oder ist 
die genannte Behörde der Auffassung, 
daß die Zusammenfassung gegen 
Regel 8 verstößt, so setzt sie selbst 
eine Zusammenfassung (in der 
Sprache, in der die internationale An¬ 
meldung veröffentlicht wird) fest. Im 
letztgenannten Fall fordert sie den 
Anmelder auf, zu der festgesetzten 
Zusammenfassung innerhalb eines 
Monats vom Zeitpunkt der Aufforde¬ 
rung an Stellung zu nehmen. 

b) Der endgültige Inhalt der Zusam¬ 
menfassung wird durch die Interna¬ 
tionale Recherchenbehörde festgelegt. 


Regel 39 

Anmeldungsgegenstand 
nach Artikel 17 Absatz 2 
Buchstabe a Ziffer f 

39.1 Begriffsbestimmung 

Die Internationale Recherchenbe¬ 
hörde ist nicht verpflichtet, eine inter¬ 
nationale Recherche für eine inter¬ 
nationale Anmeldung durchzuführen, 
wenn und soweit der Anmeldungs¬ 
gegenstand folgende Gebiete betrifft: 

i) wissenschaftliche und mathema¬ 
tische Theorien, 

ii) Pflanzensorten oder Tierarten so¬ 
wie im wesentlichen biologische 
Verfahren zur Züchtung von 
Pflanzen und Tieren mit Aus¬ 
nahme mikrobiologischer Verfah¬ 
ren und der mit Hilfe dieser Ver¬ 
fahren gewonnenen Erzeugnisse, 

iii) Pläne, Regeln und Verfahren für 
eine geschäftliche Tätigkeit, für 
rein gedankliche Tätigkeiten oder 
für Spiele, 

iv) Verfahren zur chirurgischen oder 
therapeutischen Behandlung des 
menschlichen oder tierischen Kör¬ 
pers sowie Diagnostizierverfahren, 

v) bloße Wiedergabe von Informa¬ 
tionen, 

vi) Programme von Datenverarbei¬ 
tungsanlagen insoweit, als die In¬ 
ternationale Recherchenbehörde 
nicht dafür ausgerüstet ist, für 
solche Programme eine Recherche 
über den Stand der Technik durch¬ 
zuführen. 

Regel 40 

Mangelnde Einheitlichkeit der 
Erfindung (Internationale Recherche) 

40.1 Aufforderung zur Zahlung 

In der Aufforderung, gemäß Arti¬ 
kel 17 Absatz 3 Buchstabe a zusätz- 
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speciiy the reasuns i</; wiiich the :n- 
li?r national appiicuilon is not con- 
sidejüd as complyiny with the re- 
quirement of unity of invention and 
shcill iudicata the amount to be paid. 


40.2 Additional Fees 

(aj The amount of the additional 
fee due for searching under Arti- 
cle 17 (3) (a) shall be determined by 
the competent International Searching 
Authority. 

(b) The additional fee due for 
searching under Article 17 (3) (a) shall 
be payable direct to the International 
Searching Authority. 

(c) Any applicant may pay the ad¬ 
ditional fee under protest, that is, ac- 
companied by a reasoned Statement 
to the effect that the international 
application complies with the require- 
ment of unity of invention or that 
the amount of the required additional 
fee is excessive. Such protest shall be 
examined by a three-member board 
or other special instance of the In¬ 
ternational Searching Authority or 
any competent higher authority, 
which, to the extent that it finds the 
protest justified, shall order the total 
or partial reimbursement to the ap¬ 
plicant of the additional fee. On the 
request of the applicant, the text of 
both the protest and the decision 
thereon shall be notified to the 
designated Offices together with the 
international search report. The ap¬ 
plicant shall submit any translation 
thereof with the furnishing of the 
translation of the international appli- 
cation required under Article 22. 


(d) The three-member board, special 
instance or competent higher autbor- 
ity, referred to in paragraph (c), shall 
not comprise any person who made 
the decision which is the subject of 
the protest. 


40.3 Time Limit 

The time limit provided for in Ar¬ 
ticle 17 (3) (a) shall be fixed, in each 
case, according tö the circumstances 
of the case, by the International 
Searching Authority; it shall not be 
shorter than 15 or 30 days, respective- 
ly, depending on whether the appli- 
cant’s address is in the same country 
as or in a different country from that 
in which the International Searching 
Authority is located, and it shall not 
be longer than 45 days, from the date 
of the invitation. 


taxes additionnelles ä payei et pre- 
cise los raisons pour lesquelles il esl 
considere que la cleniande internatio¬ 
nale ne satisfait pas ä 1‘exigence ap¬ 
plicable d'unite de l'invention. 


40.2 Taxes additionnelles 

a) Le montant des taxes addition¬ 
nelles pour la recherche, prevues ä 
l’article 17. 3) a), est fixe par l'admini- 
stration corapetente chargee de la re¬ 
cherche internationale. 

b) Les taxes additionnelles pour la 
recherche, prevues ä l'article 17. 3) a), 
doivent etre payees directement a 
l’administration chargee de la recher¬ 
che internationale. 

c) Tout deposant peut payer les ta¬ 
xes additionnelles sous reserve, c'est- 
a-dire en y joignant une declaration 
motivee tendant ä demontrer que la 
demande internationale remplit la con¬ 
dition d’unite de l'invention ou que le 
montant des taxes additionnelles de- 
mandees est excessif. Un cornite de 
trois membres — ou toute autre ins¬ 
tance spöciale — de l’adrainistration 
chargee de la recherche internatio¬ 
nale, ou toute autorite supärieure 
competente, examine la reserve et, 
dans ia mesure oü il estime que la r6- 
serve est justifiee, ordonne le rem- 
boursement, total ou partiel, des taxes 
additionnelles au deposant. Sur re- 
quete du deposant, le texte de sa rä- 
serve et celui de la decision sont no- 
tifies aux Offices designes, avec le 
rapport de recherche internationale. 
Le deposant doit remettre la traduc- 
tion de sa reserve avec celle de la 
demande internationale exigee a I’ar- 
ticle 22. 


d) Le comite de trois membres, l'ins- 
tance speciale ou l’autorite superieure 
mentionne ä l’alinea c) ne doit pas 
comprendre le fonctionnaire qui a 
pris la decision qui fait l’objet de la 
reserve. 


40.3 Delai 

Le delai prevu ä Tarticle 17. 3) a) est 
fixe, dans chaque cas et compte tenu 
des circonstances du cas d'espece, par 
i'administration chargee de la recher¬ 
che internationale; il ne peut etre in- 
ferieur ä quinze ou trente jours, res- 
pectivement, selon que le deposant 
est domicilie ou non dans le pays de 
I'administration chargee de la recher¬ 
che internationale, ni superieur ä qua- 
rante-cinq jours ä compter de la date 
de l’invitation. 


liehe Gebühren zu zahlen, s:mi die 
Gründe für diu Feststellung on/.u- 
yeben, daß die iniernalionale Anmel¬ 
dung dem Erfordernis der Einheitlich¬ 
keit der Erfindung nicht entspricht; 
außerdem ist der zu zahlende Betrag 
zu nennen. 

40.2 Zusätzliche Gebühr 

a) Die Höhe der zusätzlichen Re¬ 
cherchengebühr nach Artikel 17 Ab¬ 
satz 3 Buchstabe a wird durch die 
zuständige Internationale Recherchen¬ 
behörde festgesetzt. 

b) Die zusätzliche Recherchenge¬ 
bühr nach Artikel 17 Absatz 3 Buch¬ 
stabe a ist unmittelbar an die Inter¬ 
nationale Recherchenbehörde zu zah¬ 
len. 

c) Der Anmelder kann die zusätz¬ 
liche Gebühr unter Widerspruch zah¬ 
len; dem Widerspruch ist eine Begrün¬ 
dung des Inhalts beizufügen, daß die 
internationale Anmeldung das Erfor¬ 
dernis der Einheitlichkeit der Erfin¬ 
dung erfülle oder daß der Betrag der 
geforderten zusätzlichen Gebühr über¬ 
höht sei. Der Widerspruch wird von 
einem Ausschuß aus drei Mitgliedern 
oder von einer anderen besonderen 
Instanz der Internationalen Recher¬ 
chenbehörde oder von einer zustän¬ 
digen höheren Stelle geprüft; kommt 
die Instanz zu dem Ergebnis, daß der 
Widerspruch begründet ist, ordnet sie 
die völlige oder teilweise Rückzah¬ 
lung der zusätzlichen Gebühr an den 
Anmelder an. Auf Antrag des Anmel¬ 
ders wird der Wortlaut des Wider¬ 
spruchs und der Entscheidung hier¬ 
über den Bestimmungsämtern zusam¬ 
men mit dem internationalen Recher¬ 
chenbericht mitgeteilt. Gleichzeitig 
mit der Übermittlung der Übersetzung 
der internationalen Anmeldung gemäß 
Artikel 22 hat der Anmelder eine 
Übersetzung des Wortlauts des Wider¬ 
spruchs und der Entscheidung hier¬ 
über einzureichen. 

d) Personen, die an der Entschei¬ 
dung, die Gegenstand des Wider¬ 
spruchs ist, mitgewirkt haben, dürfen 
nicht Mitglied des in Absatz c ge¬ 
nannten Ausschusses aus drei Mit¬ 
gliedern, der anderen besonderen In¬ 
stanz oder der zuständigen höheren 
Stelle sein. 

40.3 Frist 

Die in Artikel 17 Absatz 3 Buch¬ 
stabe a vorgesehene Frist wird in 
jedem Einzelfall entsprechend den 
Umständen dieses Falles durch 
die Internationale Recherchenbehörde 
festgesetzt; sie darf nicht kürzer als 
15 Tage oder gegebenenfalls 30 Tage 
vom Zeitpunkt der Aufforderung an 
sein, je nachdem der Anmelder seine 
Anschrift im Sit 2 Staat der Interna¬ 
tionalen Recherchenbehörde oder in 
einem anderen Staat hat; sie soll 
45 Tage nicht übersteigen. 
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Rule 41 

The International-Type Search 

41.1 Obligation to Use Results; Re- 
fund of Fee 

If reference has been made in the 
request, in the form provided for in 
Rule 4.11, to an international-type 
search carried out under the condi- 
tions set out in Article 15 (5), the In¬ 
ternational Searching Authority shall, 
to the extent possible, use the results 
of the said search in establishing the 
international search report on the in¬ 
ternational application. The Interna¬ 
tional Searching Authority shall re- 
fund the search fee, to the extent and 
under the conditions provided for in 
the agreement under Article 16 (3) (b), 
if the international search report 
could wholly or partly be based on 
the results of the international-type 
search. 


Rule 42 

Time Limit for International Search 

42.1 Time Limit for International 
Search 

All agreements concluded with In¬ 
ternational Searching Authorities shall 
provide for the same time limit for 
establishing the international search 
report or the declaration referred 
to in Article 17 (2) (a). This time 
limit shall not exceed 3 months from 
the receipt of the search copy by the 
International Searching Authority, or 
9 months from the priority date, 
whichever time limit expires later. 
For a transitional period of 3 years 
from the entry into force of the 
Treaty, time limits for the agreement 
with any International Searching Au¬ 
thority may be individually negoti- 
ated, provided that such time limits 
shall not extend by more than 
2 months the time limits referred to 
in the preceding sentence and in any 
case shall not go beyond the expira- 
tion of the 18th month after the 
priority date. 


Rule 43 

The International Search Report 

43.1 Identifications 
The international search report 
shall identify the International 
Searching Authority which estab- 
lished it by indicating the name of 
such Authority, and the international 
application by indicating the interna¬ 
tional application number, the name 
of the applicant, the name of the 
receiving Office, and the international 
filing date. 


Rögle 41 

Recherche de type international 

41.1 Obligation d'utiliser les resultats; 
remboursement de la taxe 

Si, dans la requete, il a ete fait re¬ 
ference, dans la forme prevue ä la 
regle 4.11, ä une recherche de type 
international effectuee dans les condi¬ 
tions figurant ä l’article 15.5), l’admi- 
nistration chargee de la recherche in¬ 
ternationale utilise, dans la mesure du 
possible, les resultats de cette recher¬ 
che pour l'etablissement du rapport de 
recherche internationale relatif a la 
demande internationale. Cette admi- 
nistration rembourse la taxe de re¬ 
cherche, dans la mesure et aux condi¬ 
tions pr£vues dans 1‘accord vise ä l'ar- 
ticle 16.3) b), si le rapport de recher¬ 
che internationale peut se baser, en 
tout ou en partie, sur les resultats de 
la recherche de type international. 


R&gle 42 

D61ai pour la recherche internationale 

42.1 Delai pour la recherche inter¬ 
nationale 

Tous les accords conclus avec les 
administrations chargees de la recher¬ 
che internationale doivent prövoir le 
möme dölai pour l’etablissement du 
rapport de recherche internationale 
ou de la declaration mentionnee ä 
l’article 17.2) a). Ce delai ne doit pas 
exceder celle des deux periodes sui- 
vantes qui expirera en dernier lieu: 
trois mois ä compter de la reception 
de la copie de recherche par l'admi- 
nistration chargöe de la recherche in¬ 
ternationale, ou neuf mois ä compter 
de la date de priorite. Pendant une Pe¬ 
riode transitoire de trois ans ä cornp- 
ter de l’entröe en vigueur du traite, 
les delais qui figurenl dans les accords 
conclus avec les administrations char¬ 
gees de la recherche internationale 
peuvent etre negocies individuelle¬ 
ment, mais ne peuvent toutefois pas 
exceder de plus de deux mois ceux 
qui sont vises ä la phrase qui precede 
et ne peuvent en tout cas pas aller au- 
delä du dix-huitieme mois suivant la 
date de priorite. 

R&gle 43 

Rapport de recherche internationale 

43.1 Identifications 

Le rapport de recherche internatio¬ 
nale identifie d une part ladministra- 
tion chargee de la recherche interna¬ 
tionale qui l'a ötabli en indiquant le 
nom de cette administration, et d’au- 
tre part la demande internationale par 
le numero de cette demande, le nom 
du deposant, le nom de l’office recep- 
teur et la date du depot international. 


Regel 41 

Recherche internationaler Art 

41.1 Verpflichtung zur Verwertung 
der Ergebnisse; 
Gebührenerstattung 

Wird im Antrag in der Form der 
Regel 4.11 auf eine unter den Bedin¬ 
gungen des Artikels 15 Absatz 5 
durchgeführte Recherche internationa¬ 
ler Art Bezug genommen, so muß die 
Internationale Recherchenbehörde so¬ 
weit wie möglich die Ergebnisse der 
genannten Recherche bei der Erstel¬ 
lung des internationalen Recherchen¬ 
berichts für die internationale Anmel¬ 
dung verwerten. Die Internationale 
Recherchenbehörde erstattet die Re¬ 
cherchengebühr im Umfang und unter 
den Bedingungen der Vereinbarung 
nach Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe b 
zurück, sofern der internationale Re¬ 
cherchenbericht ganz oder teilweise 
auf die Ergebnisse der Recherche 
internationaler Art gestützt werden 
konnte. 

Regel 42 

Frist für dfe internationale Recherche 

42.1 Frist für die internationale 
Recherche 

Alle Vereinbarungen mit den Inter¬ 
nationalen Recherchenbehörden müs¬ 
sen die gleichen Fristen für die Erstel¬ 
lung des internationalen Recherchen¬ 
berichts oder der in Artikel 17 Ab¬ 
satz 2 Buchstabe a genannten Erklä¬ 
rung vorsehen. Diese Frist darf drei 
Monate nach dem Eingang des Re¬ 
cherchenexemplars bei der Recher¬ 
chenbehörde oder neun Monate seit 
dem Prioritätsdatum, je nachdem 
welche Frist später abläuft, nicht 
überschreiten. Für eine Übergangszeit 
von drei Jahren vom Inkrafttreten des 
Vertrags an können in der Verein¬ 
barung mit einer Internationalen Re¬ 
cherchenbehörde Fristen im einzelnen 
vereinbart werden, jedoch dürfen 
solche Fristen die vorstehend genann¬ 
ten Fristen nicht um mehr als zwei 
Monate überschreiten und nicht spä¬ 
ter als 18 Monate ab Prioritätsdatum 
ablaufen. 


Regel 43 

Der internationale Recherchenbericht 

43.1 Angaben 

Im internationalen Recherchenbe¬ 
richt ist die Internationale Recher¬ 
chenbehörde anzugeben, die diesen 
Bericht erstellt hat, und zwar durch 
Angabe des Namens dieser Behörde; 
die internationale Anmeldung ist 
durch Angabe des internationalen 
Aktenzeichens, den Namen des An¬ 
melders und des Anmeldeamts sowie 
das internationale Anmeldungsdatum 
zu bezeichnen. 
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43.2 Dates 

The international search report 
shall be dated and shall indicate the 
date on which the international 
search was actually completed. It 
shall also indicate the filing date of 
any earlier application whose priority 
is claimed. 

43.3 Classification 

(a) The international search report 
shall contain the Classification of the 
subject matter at least according to 
the International Patent Classifica¬ 
tion. 

(b) Such Classification shall be ef- 
fected by the International Searching 
Authority. 

43.4 Language 

Every international search report 
and any declaration made under Ar- 
ticle 17 (2) (a) shall be in the language 
in which the international application 
to which it relates is published. 

43.5 Citations 

(a) The international search report 
shall contain the citations of the doc- 
uments considered to be relevant. 

(b) The method of identifying any 
cited document shall be regulated by 
the Administrativ« Instructions. 

(c) Citations of particular relevance 
shall be specially indicated. 

(d) Citations which are not relevant 
to all the Claims shall be cited in 
relation to the claim or Claims to 
which they are relevant. 

(e) If only certain passages of the 
cited document are relevant or 
particularly relevant, they shall be 
identified, for example, by indicating 
the page, the column, or the lines, 
where the passage appears. 


43.6 Fields Searched 

(a) The international search report 
shall list the Classification Identifica¬ 
tion of the fields searched. If that 
Identification is effected on the basis 
of a Classification other than the In¬ 
ternational Patent Classification, the 
International Searching Authority 
shall publish the Classification used. 


(b) If the international search ex- 
tended to patents, inventors' certifi- 
cates, utility certificates, ulility 
models, patents or certificates of ad- 
dition, inventors’ certificates of ad- 
dition, utility certificates of addition, 
or published applications for any of 


43.2 Dates 

Le rapport de recherche internatio¬ 
nale est date et indique la date ä la- 
quelle la recherche internationale a 
ete effectivement achevee. 11 doit ega- 
lement indiquer la date du depöt de 
toute demande anterieure dont la prio- 
rite est revendiquee. 

43.3 Classification 

a) Le rapport de recherche interna¬ 
tionale indique la classe dans laquelle 
entre l'invention, au minimum selon 
la Classification internationale des 
brevets. 

b) Ce classement est effectuö par 
Tadministration chargee de la recher¬ 
che internationale. 

43.4 Langue 

Tout rapport de recherche interna¬ 
tionale et toute declaration faite selon 
l’article 17.2) a) sont 6tablis dans la 
langue de publication de la demande 
internationale ä laquelle ils se rappor- 
tent. 

43.5 Citations 

a) Le rapport de recherche interna¬ 
tionale eite les documents consideres 
comme pertinents. 

b) La m6thode d'identification de 
chaque document cit6 est fix6e dans 
les instructions administratives. 

c) Les citations particulierement 
pertinentes sont indiquees speciale- 
ment. 

d) Si des citations ne sont pas per¬ 
tinentes ä l'dgard de toutes les reven- 
dications, elles sont indiquees en re¬ 
lation avec celle ou celles des reven- 
dications qu'elles concement. 

e) Si certains passages seulement 
du document eite sont pertinents ou 
particulierement pertinents, ces pas¬ 
sages sont identifies — par exemple 
en indiquant la page, la colonne ou 
les lignes oti figure le passage consi- 
ddrd. 

43.6 Domaines sur lesquels la recher¬ 
che a porte 

a) Le rapport de recherche interna¬ 
tionale contient l’identification par 
symboles de Classification des domai- 
nes sur lesquels la recherche a porte. 
Si cette Identification est effectuee sur 
la base d’une Classification autre que 
la Classification internationale des 
brevets, Tadministration chargee de la 
recherche internationale publie la 
Classification utilisee. 

b) Si la recherche internationale a 
porte sur des brevets, des certificats 
d’auteur d'invention, des certificats 
d'utilite, des modeles d’utilite, des 
brevets ou certificats d’addition, des 
certificats d’auteur d'invention addi- 
tionnels, des certificats d’utilite addi- 


43.2 Daten 

Der internationale Recherchenbe¬ 
richt muß datiert werden und den 
Zeitpunkt angeben, an dem die inter¬ 
nationale Recherche tatsächlich abge¬ 
schlossen worden ist. Außerdem ist 
das Anmeldedatum einer früheren 
Anmeldung anzugeben, deren Priorität 
in Anspruch genommen wird. 

43.3 Klassifikation 

a) Der internationale Recherchenbe¬ 
richt muß die Klassifikationsangabe 
des Gegenstands mindestens nach der 
Internationalen Patentklassifikation 
enthalten. 

b) Diese Klassifikation ist durch 
die Internationale Recherchenbehörde 
vorzunehmen. 

43.4 Sprache 

Jeder internationale Recherchenbe¬ 
richt und jede Erklärung nach Arti¬ 
kel 17 Absatz 2 Buchstabe a sind in 
der Sprache zu erstellen, in der die 
zugehörige internationale Anmeldung 
bekanntgemacht wird. 

43.5 Angabe der Veröffentlichungen 

a) Im internationalen Recherchen¬ 
bericht sind alle Veröffentlichungen 
anzugeben, die als bedeutsam anzu¬ 
sehen sind. 

b) Die Art und Weise der Kenn¬ 
zeichnung der Veröffentlichungen 
wird in den Verwaltungsrichtlinien 
geregelt. 

c) Veröffentlichungen von beson¬ 
derer Bedeutung sind hervorzuheben. 

d) Veröffentlichungen, die sich 
nicht auf alle Ansprüche beziehen, 
sind im Zusammenhang mit dem An¬ 
spruch oder den Ansprüchen, auf die 
sie sich beziehen, anzugeben. 

e) Kommen nur bestimmte Teile der 
angegebenen Veröffentlichung in Be¬ 
tracht oder kommen bestimmte Teile 
dieser Veröffentlichung besonders in 
Betracht, so werden diese näher, z. B. 
durch Angabe der Seite, der Spalte 
oder der Zeilen, wo sich diese befin¬ 
den, gekennzeichnet. 

43.6 In die internationale Recherche 
einbezogene Sachgebiete 

a) Im internationalen Recherchen¬ 
bericht ist die Klassifikationsbezeich¬ 
nung der in die internationale Recher¬ 
che einbezogenen Sachgebiete aufzu¬ 
führen. Falls eine solche Angabe nicht 
auf der Internationalen Patentklassifi¬ 
kation beruht, gibt die Internationale 
Recherchenbehörde die benutzte Klas¬ 
sifikation an. 

b) Hat sich die internationale 
Recherche auf Patente, Erfinder¬ 
scheine, Gebrauchszertifikate, Ge¬ 
brauchsmuster, Zusatzpatente oder 
-Zertifikate, Zusatzerfinderscheine, Zu¬ 
satzgebrauchszertifikate oder veröf¬ 
fentlichte Anmeldungen einer dieser 
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liiuM.* kinds ui piotcction, ot States, 
p, i ieds. oi lunguagos, not included in 
t!io lninimuni documentation as de- 
iined in Rule 34, the international 
search report shall, when practicable, 
identify the kinds of documents, the 
States, the periods, and the languages 
to which it extended. For the pur- 
poses of this paragraph, Article 2 (ii) 
shall not apply. 


43.7 Remarks Concerning Unity of 
Invention 

If the applicant paid additional fees 
for the international search, the inter¬ 
national search report shall so indi- 
cate. Furthermore, 'where the interna¬ 
tional search was made on the main 
invention only (Article 17 (3) (a)], the 
international search report shall indi- 
cate what parts of the international 
application were and what parts were 
not searched. 


43.8 Signature 

The international search report 
shall be signed by an authorized of- 
ficer of the International Searching 
Authority. 

43.9 No Other Matter 

The international search report 
shall contain no matter other than 
that enuraerated in Rules 33.1 (b) and 
(c), 43.1, 2, 3, 5, 6, 7 and 8, and 

44.2 (a) and (b), and the indication 
referred to in Article 17 (2) (b). In 
particular, it shall contain no expres- 
sions of opinion, reasoning, argu- 
ments, or explanations. 

43.10 Form 

The physical requirements as to the 
form of the international search report 
shall be prescribed by the Adminis¬ 
trative Instructions. 

Rule 44 

Transmittal of the International 
Search Report, Etc. 

44.1 Copies of Report or Declaration 

The International Searching Author¬ 
ity shall, on the same day, transmit 
one copy of the international search 
report or the declaration referred to 
in Article 17 (2) (a) to the Internation¬ 
al Bureau and one copy to the appli¬ 
cant. 

44.2 Title or Abstract 

(a) Subject to paragraphs (b) and 
(c), the international search report 


tionnels ou des dcmandcs publiees 
pour Tun des titres de protection qui 
precedent, reialifs a des Etats, des 
epoques ou des Iangues qui ne sont 
pas compris dans la documentation 
minimale teile que definie dans la 
regle 34, le rapport de recherche in¬ 
ternationale identifie, lorsque cela est 
possible, les types de documents, les 
Etats, les epoques et les Iangues sur 
lesquels eile a porte. Aux fins du pre¬ 
sent alinea, l'article 2. ii) ne s'appli- 
que pas. 

43.7 Remarques concernant l’unite de 
l’invention 

Si le deposant a paye des taxes ad- 
ditionnelles pour la recherche inter¬ 
nationale, le rapport de recherche in¬ 
ternationale en fait mention. En outre, 
lorsque la recherche internationale a 
ete faite sur I'invention principale seu- 
lement (article 17.3) a)] ( le rapport de 
recherche internationale precise les 
parties de la demande internationale 
sur lesquelles la recherche a porte. 


43.8 Signature 

Le rapport de recherche internatio¬ 
nale est signe par un fonctionnaire au- 
torise de l'administration chargee de 
la recherche internationale. 

43.9 Limitation du contenu 

Le rapport de recherche internatio¬ 
nale ne contient pas d autres elements 
que ceux qui sont enumeres aux re¬ 
gles 33.1 b) et c), 43.1, 2, 3, 5, 6, 7 et 8 
et 44.2a) et b), ou l’indication mention- 
nee ä l’article 17.2) b). En particulier, 
il ne contient aucune manifestation 
d opinion, ni raisonnement, argument, 
ou explication. 


43.10 Forme 

Les conditions materielles de forme 
du rapport de recherche internationale 
sont fixees dans les instructions ad¬ 
ministratives. 


Regle 44 

Transmission du rapport 
de recherche internationale, etc. 

44.1 Copies du rapport ou de la decla¬ 
ration 

L'administration chargee de la re¬ 
cherche internationale transmet, le 
meme jour, au Bureau international et 
au deposant une copie du rapport de 
recherche internationale ou de la de¬ 
claration visee a l'article 17.2) a). 

44.2 Titre ou abrege 

a) Sous reserve des alineas b) et c). 
ou bien le rapport de recherche inter- 


Sc.hut/rcchtsartcn aus anderen Sl<i 
teil, aus anderen Zeiträumen odei •: 
anderen Sprachen erstreckt, als sie in 
dem Mindestprüfstoff nach Regel 34 
aufgeführt sind, so werden im inter¬ 
nationalen Recherchenbericht, fall- 
durchführbar, die Art der Unterlagen 
die Staaten, die Zeiträume und die 
Sprachen, auf die der Bericht erstreckt 
worden ist, angegeben. Auf diesen 
Absatz ist Artikel 2 Ziffer ii nicht 
anzuwenden. 

43.7 Bemerkungen hinsichtlich der 
Einheitlichkeit der Erfindung 

Sind vom Anmelder zusätzliche Ge¬ 
bühren für die internationale Recher¬ 
che gezahlt worden, so ist dies im 
internationalen Recherchenbericht an¬ 
zugeben. Außerdem hat der interna¬ 
tionale Recherchenbericht im Falle, 
daß die internationale Recherche aus¬ 
schließlich für die Haupterfindung 
(Artikel 17 Absatz 3 Buchstabe a) 
durchgeführt worden ist, anzugeben, 
für welche Teile der internationalen 
Anmeldung eine internationale Re¬ 
cherche durchgeführt worden ist und 
für welche nicht. 

43.8 Unterschrift 

Der internationale Recherchenbe¬ 
richt wird durch einen bevollmächtig¬ 
ten Beamten der Internationalen Re¬ 
cherchenbehörde unterzeichnet. 

43.9 Verbot der Erwähnung anderer 
Gegenstände 

Der internationale Recherchenbe¬ 
richt darf keine anderen Gegenstände 
als die in den Regeln 33.1 Absätze b 
und c, 43.1, 2, 3, 5, 6, 7, 8 und 44.2 
Absätze a und b und den Hinweis nach 
Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe b ent¬ 
halten. Er darf insbesondere keine 
Meinungsäußerungen, Begründungen, 
Argumente oder Erläuterungen enthal¬ 
ten. 

43.10 Form 

Die Formerfordernisse für den inter¬ 
nationalen Recherchenbericht werden 
durch die Verwaltungsrichtlinien fest¬ 
gelegt. 

Regel 44 

Übermittlung des internationalen 

Recherchenberichts und ähnliches 

44.1 Ausfertigungen des Berichts 
oder der Erklärung 

Die Internationale Recherchenbe¬ 
hörde übermittelt am gleichen Tage je 
eine Ausfertigung des internationalen 
Recherchenberichts oder der Erklä¬ 
rung nach Artikel 17 Absatz 2 Buch¬ 
stabe a dem Internationalen Büro und 
dem Anmelder. 

44.2 Bezeichnung oder Zusammenfas¬ 
sung 

a) Vorbehaltlich der Absätze 6 
und c hat der internationale Recher- 
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>!uill e.tiie: hielte Ihat the Imerndiion- 
*:I Searching Authority approves the 
utle and the abstract as submitted by 
tiie applicant or be accompanied by 
the text of the title and/or abstract 
a$ established by the International 
Searching Authority under Rules 37 
and 38. 


(b) If, at the time the international 
search is completed, the time limit 
allowed for the applicant to com- 
ment on any Suggestion of the Inter¬ 
national Seardiing Authority in re- 
spect of the abstract has not expired, 
the international search report shall 
indicate that it is incomplete as far 
as the abstract is concerned. 


(c) As soon as the time limit referred 
to in paragraph (b) has expired 
the International Searching Authority 
shall notify the abstract approved or 
established by it to the International 
Bureau and to the applicant. 

44.3 Copies of Cited Documents 

(a) The request referred to in Ar- 
ticle 20 (3) may be presented any 
time during 7 years from the inter¬ 
national filing date of the interna¬ 
tional application to which the inter¬ 
national search report relates. 

(b) The International Searching Au¬ 
thority may require that the party 
(applicant or designated Office) 
presenting the request pay to it the 
cost of preparing and mailing the 
copies. The level of the cost of prepar¬ 
ing copies shall be provided for in 
the agreements referred to in Arti- 
cle 16 (3) (b) between the International 
Searching Authorities and the Inter¬ 
national Bureau. 

(c) Any International Searching Au¬ 
thority not wishing to send copies 
direct to any designated Office shall 
send a copy to the International 
Bureau and the International Bureau 
shall then proceed as provided in 
paragraphs (a) and (b). 

(d) Any International Searching 
Authority may perform the obliga- 
tions referred to in (a) to (c) through 
another agency responsible to it. 

Rule 45 

Translation oi the 
International Search Report 

45.1 Languages 

International search reports and 
declarations referred to in Article 
17 (2) (a) shall, when not in English, 
be translated into English. 


nationale indique que 1 adminislration 
Charge« de la recherche internationale 
approuve le titre et labrege soumis 
par le deposant, ou bien il est accom- 
pagne du tilre et de l abrege que cette 
derniere a etablis selon les regles 37 
et 38. 


b) Si, lorsque la recherche interna¬ 
tionale est achevee, le delai accorde 
au deposant pour commenter toute 
Suggestion, relative ä l abrege, de l’ad- 
ministration chargee de la recherche 
internationale n'est pas expire, le rap- 
port de recherche internationale indi¬ 
que qu’il est incomplet pour ce qui 
concerne l'abrege. 


c) Des l'expiration du delai vise ä 
lalinea b), l'administration chargee 
de la recherche internationale notifie 
au Bureau international et au depo¬ 
sant l'abrege approuve ou £tabli par 
eile. 

44.3 Copies de documents cit6s 

a) La requete vis6e ä Varticle 20.3) 
peut etre formee en tout temps pen- 
dant sept annees ä compter de la date 
du depöt international de la demande 
internationale ä laquelle le rapport de 
recherche internationale a trait. 

b) L'administration chargee de la re¬ 
cherche internationale peut exiger du 
deposant ou de l’office designö qui 
lui a adresse la requete le paiement 
du coüt de la preparation et de l'ex- 
pedition des copies. Le montant de ce 
coüt sera etabli dans les accords vi- 
ses ä l'article 16. 3) b), conclus entre 
les administralions chargees de la re¬ 
cherche internationale et le Bureau 
international. 

c) Toute administration chargee de 
la recherche internationale qui ne de- 
sire pas adresser les copies directe- 
ment ä un office designe envoie une 
copie au Bureau international, qui pro- 
c&lera conformement aux alineas a) 
et b). 

d) Toute administration chargee de 
la recherche internationale peut con- 
fier la tache visee aux alinSas a) a c) 
ä un autre organisme qui sera respon¬ 
sable devant eile. 

Rögle 45 

Traduction du rapport 
de recherche internationale 

45.1 Langues 

Les rapports de recherche interna¬ 
tionale et les declarations visees ä 
l’article 17.2) a) qui ne sont pas etablis 
en anglais sont traduits en cette lan- 
gue. 


clienbericht entweder iesUuMeiion, 
daß die Internationale Rechorchcnbe- 
hörde die Bezeichnung und die Zu¬ 
sammenfassung, wie sie der Anmelder 
gefaßt hatte, für zutreffend hält, oder 
den Wortlaut der Bezeichnung und 
der Zusammenfassung anzugeben, wie 
er durch die Internationale Recher¬ 
chenbehörde nach den Regeln 37 
und 38 erstellt worden ist. 

b) Ist zum Zeitpunkt der Beendi¬ 
gung der internationalen Recherche 
die dem Anmelder gewährte Frist 
zur Stellungnahme auf Vorschläge 
der Internationalen Recherchenbe¬ 
hörde für die Zusammenfassung nocli 
nicht abgelaufen, so wird im inter¬ 
nationalen Recherchenbericht darauf 
hingewiesen, daß er im Hinblick auf 
die Zusammenfassung noch unvoll¬ 
ständig ist. 

c) Nach Ablauf der Frist nach Ab¬ 
satz b teilt die Internationale Recher¬ 
chenbehörde die von ihr gebilligte 
oder festgesetzte Zusammenfassung 
dem Internationalen Büro und dem 
Anmelder mit. 

44.3 Vervielfältigungen angeführter 
Unterlagen 

a) Der Antrag nach Artikel 20 Ab¬ 
satz 3 kann jederzeit innerhalb von 
sieben Jahren vom internationalen 
Anmeldedatum der internationalen 
Anmeldung, auf die sich der interna¬ 
tionale Recherchenbericht bezieht, an 
gestellt werden. 

b) Die Internationale Recherchen¬ 
behörde kann verlangen, daß der An¬ 
tragsteller (Anmelder oder Bestim¬ 
mungsamt) die Kosten der Herstellung 
und Versendung der Vervielfältigun¬ 
gen erstattet. Die Höhe der Herstel¬ 
lungskosten wird in den in Artikel 16 
Absatz 3 Buchstabe b genannten Ver¬ 
einbarungen zwischen den Interna¬ 
tionalen Recherchenbehörden und 
dem Internationalen Büro festgesetzt. 

c) Jede Internationale Recherchen¬ 
behörde, die die Vervielfältigungen 
nicht unmittelbar einem Bestimmungs¬ 
amt übersenden will, übermittelt ein 
Exemplar an das Internationale Büro, 
und das Internationale Büro verfährt 
nach den Absätzen a und b. 

d) Jede Internationale Recherchen¬ 
behörde kann den Verpflichtungen 
nach den Absätzen a bis c durch eine 
andere ihr verantwortliche Stelle 
nachkommen. 

Regel 45 
Übersetzung des 

internationalen Recherchenberichts 

45.1 Sprachen 

Internationale Recherchenberichte 
und Erklärungen nach Artikel 17 Ab¬ 
satz 2 Buchstabe a sind, wenn sie 
nicht in englischer Sprache abgefaßt 
sind, in die englische Sprache zu über¬ 
setzen. 
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Rule 46 

Amendment of Claims Beiore 
the International Bureau 

46.1 Time Limit 

The time limit referred to in Ar- 
ticle 19 shall be 2 months from the 
date of transmittal of the international 
search report to the International 
Bureau and to the applicant by the 
International Searching Authority or, 
when such transmittal takes place be¬ 
fore the expiration of 14 months from 
the priority date, 3 months from the 
date of such transmittal. 

46.2 Dating of Amendments 

The date of receipt of any amend- 
ment shall be recorded by the Inter¬ 
national Bureau and shall be indicated 
by it in any publication or copy is- 
sued by it. 

46.3 Language of Amendments 

If the international application has 
been filed in a language other than 
the language in which it is published 
by the International Bureau, any 
amendment made under Article 19 
shall be both in the language in which 
the international application has been 
filed and in that in which it is pub¬ 
lished. 

46.4 Statement 

(a) The Statement referred to in Ar¬ 
ticle 19 (1) shall be in the language 
in which the international application 
is published and shall not exceed 500 
words if in the English language or if 
translated into that language. 


(b) The Statement shall contain no 
comments on the international search 
report or the relevance of the cita- 
tions contained in that report. The 
Statement may refer to a citation con¬ 
tained in the international search re¬ 
port only in order to indicate that a 
specific amendment of the Claims is 
intended to avoid the document cited. 


46.5 Form of Amendments 

(a) The applicant shall be required 
to submit a replacement sheet for 
every sheet of the Claims which, on 
account of an amendment or amend- 
ments under Article 19, differs from 
the sheet originally filed. The letter 
accompanying the replacement sheets 
shall draw attention to the differences 
between the replaced sheets and the 
replacement sheets. To the extent that 
any amendment results in the cancel- 
lation of an entire sheet, that amend¬ 
ment shall be communicated in a let¬ 
ter. 


Regle 46 

Nlodification des revendications 
aupr&s du Bureau international 

46.1 Delai 

Le delai mentionne ä l'article 19 est 
de deux mois ä compter de la date de 
transmission du rapport de recherche 
internationale au Bureau international 
et au deposant par Tadministration 
chargee de la recherche internatio¬ 
nale; lorsque cette transmission est 
effectuee avant l'expiration du qua- 
torzieme mois ä compter de la date de 
priorite, ce delai est de trois mois ä 
compter de la date de transmission. 

46.2 Date des modifications 

La date de reception de toute mo- 
dification est enregistree par le Bu¬ 
reau international et indiquöe par ce 
dernier dans toute publication ou co- 
pie qu'il etablit. 


46.3 Langue des modifications 
Si la demande internationale a ete 
deposee dans une langue autre que 
celle de sa publication par le Bureau 
international, toute modification selon 
l'article 19 doit etre effectuee dans la 
langue du depot et dans la langue de 
la publication. 


46.4 Declaration 

a) La declaration mentionnee ä l ar- 
ticle 19.1) doit 6tre ötablie dans la 
langue de publication de la demande 
internationale et ne doit pas exceder 
cinq Cents mots si eile est etablie ou 
traduite en anglais. 


b) La declaration ne doit contenir 
aucun commentaire relatif au rapport 
de recherche internationale ou ä la 
pertinence des citations que ce der¬ 
nier contient. La declaration ne peut 
se referer ä une citation contenue 
dans le rapport de recherche interna¬ 
tionale qu’afin d’indiquer quune mo¬ 
dification determinee des revendica¬ 
tions a pour objet d’ecarter le docu¬ 
ment eite. 

46.5 Forme des modifications 

a) Le deposant doit soumettre une 
feuille de remplacement pour chaque 
feuille de revendications qui, en rai¬ 
son de modifications effectuees con- 
formement a l'article 19, differe de la 
feuille primitivement deposee. La let¬ 
tre d'accompagnement des feuilles de 
remplacement doit attirer lattention 
sur les differences existant entre les 
feuilles remplacees et les feuilles de 
remplacement. Dans ia mesure oü une 
modification entraine la Suppression 
dune feuille entiere, la modification 
doit etre communiquee par lettre. 


Regel 46 

Änderung von Ansprüchen 
vor dem Internationalen Büro 

46.1 Frist 

Die Frist nach Artikel 19 beträgt 
zwei Monate und beginnt mit der 
Übermittlung des internationalen Re¬ 
cherchenberichts durch die Interna¬ 
tionale Recherchenbehörde an das 
Internationale Büro und an den An¬ 
melder oder drei Monate nach der 
Übermittlung, falls diese vor dem Ab¬ 
lauf von 14 Monaten ab Prioritäts¬ 
datum erfolgt. 

46.2 Datierung von Änderungen 

Das Datum des Hingangs einer 
Änderung wird vom Internationalen 
Büro aktenkundig gemacht und von 
ihm in jeder Veröffentlichung und 
jeder von ihm hergestellten Abschrift 
angegeben. 

46.3 Sprache der Änderungen 

Ist die internationale Anmeldung in 
einer anderen Sprache eingereicht 
worden als in derjenigen, in der sie 
vom Internationalen Büro veröffent¬ 
licht wird, so ist jede gemäß Artikel 19 
vorgenommene Änderung sowohl in 
der Sprache, in der die internationale 
Anmeldung eingereicht worden ist, als 
auch in der Sprache, in der sie ver¬ 
öffentlicht worden ist, einzureichen. 

46.4 Erklärung 

a) Die in Artikel 19 Absatz 1 ge¬ 
nannte Erklärung muß in der Sprache 
abgegeben werden, in der die inter¬ 
nationale Anmeldung veröffentlicht 
wird und darf, falls in englischer 
Sprache abgegeben oder in die eng¬ 
lische Sprache übersetzt, nicht mehr 
als 500 Wörter enthalten. 

b) Die Erklärung darf keinen Kom¬ 
mentar über den internationalen Re¬ 
cherchenbericht und über die Bedeu¬ 
tung der in dem Bericht angeführten 
Veröffentlichungen enthalten. Die Er¬ 
klärung darf sich auf eine in dem 
Bericht angeführte Veröffentlichung 
nur Deziehen, um anzugeben, daß eint 
bestimmte Änderung der Ansprüche 
wegen der angeführten Veröffent¬ 
lichung vorgenommen worden ist. 

46.5 Form der Änderungen 

a) Der Anmelder ist aufzufordern, 
für jedes Blatt der Ansprüche, das 
wegen einer oder mehrerer Änderun¬ 
gen nach Artikel 19 von dem ur¬ 
sprünglich eingereichten Blatt ab¬ 
weicht, ein Ersatzblatt einzureichen. 
Das Begleitschreiben soll auf die Un¬ 
terschiede zwischen den Ersatzblät¬ 
tern und den ausgetauschten Blättern 
hinweisen. Führt die Änderung zum 
Fortfall eines ganzen Blattes, so ist 
sie in einem Schreiben mitzuteilen. 
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(bi The International Bureau shall 
mark on euch replacement sheet the 
international application number, the 
date on which it was received, and 
the stamp idcntifying the Internation¬ 
al Bureau. It shall keep in its files 
any replaced sheet, the letter ac-. 
companying the replacement sheet or 
sheets, and any letter referred to in 
the last sentence of paragraph (a). 

(c) The International Bureau shall 
insert any replacement sheet in the 
record copy and, in the case referred 
to in the last sentence of para¬ 
graph (a), shall indicate the cancel- 
lations in the record copy. 


Rule 47 

Communlcation to Designated Offices 

47.1 Procedure 

(a) The communication provided for 
in Article 20 shall be effected by the 
International Bureau. 

(b) Such communication shall be 
effected promptly after the Inter¬ 
national Bureau has received amend- 
ments from the applicant, or a dec- 
laration that the applicant does not 
wish to make amendments before the 
International Bureau, or, in any case, 
when the time limit provided for in 
Rule 46.1 has expired. Where, under 
Article 17 (2) (a), the International 
Searching Authority has made a 
declaration that no international 
search report will be established, the 
communication provided for in Arti¬ 
cle 20 shall be effected, unless the 
international application is withdrawn, 
within 1 month from the date on 
which the International Bureau has 
been notified of the said declaration 
by the International Searching 
Authority? such communication shall 
be accompanied by an indication of 
the date of the notification sent to 
the applicant under Article 17 (2) (a). 

(c) The International Bureau shall 
send a notice to the applicant indicat- 
ing the designated Offices to which 
the communication has been effected 
and the date of such communication. 
Such notice shall be sent on the same 
day as the communication. 

(d) Each designated Office shall, 
when it so requires, receive the in¬ 
ternational search reports and the 
declarations referred to in Article 
17 (2) (a) also in the translation re¬ 
ferred to in Rule 45.1. 

(e) Where any designated Office 
has waived the requirement provided 
under Article 20, the copies of the 
documents which otherwise would 
have been sent to that Office shall, 

5 


bj Le Bureau international appose 
sur chaque feuille de remplacement 
son timbre, ln nunvero de la demande 
internationale et la date de receplion 
de ladile feuille. II garde dans ses dos- 
siers chaque feuille remplacee, la let¬ 
tre d'accompagnement de la feuille 
ou des feuilles de remplacement et 
toute lettre visee ä la demiere phra- 
se de l'alinea a). 

c) Le Bureau international insere 
dans l’exemplaire original chaque 
feuille de remplacement et, dans le 
cas vise ä la demiere phrase de l’ali- 
nea a), indique les suppressions dans 
l'exemplaire original. 


R£gle 47 

Communication aux Offices dösignes 


47.1 Procedure 

a) La communication prevue ä 1‘ar- 
ticle 20 est effectuee par le Bureau 
international. 

b) Cette communication est effec¬ 
tuee ä bref delai apres que le Bureau 
international a recu du däposant des 
modifications ou la declaration qu’il 
ne d6sire pas presenter de modifica¬ 
tions au Bureau international, et au 
plus tard ä l'expiration du dölai pre¬ 
vue ä la regle 46.1. Lorsque, conforme- 
ment ä l'article 17. 2) a), l'administra- 
tion chargee de la recherche interna¬ 
tionale a declare qu'un rapport de re¬ 
cherche internationale ne sera pas 
etabli, la communication prövue ä 
l'article 20 est effectuee, sauf retrait 
de la demande internationale, dans un 
delai d un mois a compler de la r6cep- 
tion par le Bureau international de la 
notification relative a cette declara¬ 
tion; cette communication doit com- 
porter la date de la notification adres- 
see au deposant conformeraent ä l'ar- 
ticle 17. 2) a). 


c) Le Bureau international adresse 
au deposant une notice indiquant les 
Offices designes auxquels la commu¬ 
nication a ete effectuee et la date de 
cette communication. Cette notice 
est envoyee le meme jour que la com¬ 
munication. 


d) Chaque office designe recoit, sur 
sa demande, les rapports de recher¬ 
che internationale et les declarations 
visees ä l'article 17. 2) a) egalement 
dans leur traduction selon la regle 
45.1. 

e) Si un office designe a renonce ä 
l’exigence de l'article 20, les copies de 
documents qui devraient normalement 
lui etre adressees sont, sur requete 
dudit office ou du deposant, adressees 


b) Das Intelnationale Büro ver¬ 
merkt auf jedem Ersatzblan das intei- 
nationale Aktenzeichen und das Ein¬ 
gangsdatum und bringt das Dienstsie¬ 
gel des Büros an. Es bewahrt in seinen 
Akten jedes ausgetauschte Blatt, das 
Begleitschreiben und jedes in Absatz a 
letzter Satz genannte Schreiben auf. 


c) Das Internationale Büro fügt 
jedes Ersatzblatt in das Aktenexem¬ 
plar ein und vermerkt in dem in Ab¬ 
satz a letzter Satz genannten Fall den 
Fortfall eines Blattes in dem Akten¬ 
exemplar. 

Regel 47 

Übermittlung 
an die Bestimmungsämter 

47.1 Verfahren 

a) Die Übermittlung nach Artikel 20 
wird vom Internationalen Büro durch¬ 
geführt. 

b) Die Übermittlung erfolgt unver¬ 
züglich, nachdem das Internationale 
Büro vom Anmelder die geänderten 
Ansprüche oder eine Erklärung erhal¬ 
ten hat, daß er keine Änderungen der 
Ansprüche vor dem Internationalen 
Büro vorzunehmen wünsche, oder in 
jedem Fall, wenn die nach Regel 46.1 
gesetzte Frist abgelaufen ist. Hat 
die Internationale Recherchenbehörde 
nach Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a 
eine Erklärung abgegeben, daß 
ein internationaler Recherchenbericht 
nicht erstellt wird, so wird die Über¬ 
mittlung nach Artikel 20 durchgeführt, 
sofern die Anmeldung nicht innerhalb 
eines Monats seit dem Zeitpunkt zu¬ 
rückgezogen wird, an dem das Inter¬ 
nationale Büro durch die Interna¬ 
tionale Recherchenbehörde von der 
Erklärung unterrichtet worden ist; 
dieser Unterrichtung ist eine Angabe 
über den Zeitpunkt der Benachrichti¬ 
gung des Anmelders nach Artikel 17 
Absatz 2 Buchstabe a beizufügen. 

c) Das Internationale Büro läßt dem 
Anmelder eine Erklärung zugehen, 
aus der hervorgeht, an welche Be¬ 
stimmungsämter und zu welchem 
Zeitpunkt die Übermittlung erfolgt ist. 
Diese Erklärung wird am gleichen Tag 
abgesandt, an dem die Übermittlung 
erfolgt. 

d) Jedes Bestimmungsamt erhält auf 
Anforderung die internationalen Re¬ 
cherchenberichte und die in Artikel 17 
Absatz 2 Buchstabe a genannten Er¬ 
klärungen zusätzlich auch in der 
Übersetzung nach Regel 45.1. 

e) Hat ein Bestimmungsstaat auf 
das in Artikel 20 vorgesehene Erfor¬ 
dernis verzichtet, so werden die Aus¬ 
fertigungen der Unterlagen, die 
andernfalls diesem Amt übermittelt 
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the it-quc-il oi liiat Oliiee 01 the 
■.pplicsnr, be «ftnt to the appllcant at 
■he time of the notice referred to in 
Paragraph (c). 

47.2 Copies 

(a) The copies required for com- 
munication shal! be prepared by the 
International Bureau. 

(b) They shall be on sheets o( A4 
size. 

47.3 Languages 

The international application com- 
municated under Article 20 shall be 
in the language in which it is pub- 
lished provided that if that language 
is different from the language in 
which it was filed it shall, on the 
request of the designated Office, be 
communicated in either or both of 
these languages. 


Rule 48 

International Publlcatlon 

48.1 Form 

(a) The international application 
shall be published in the form of a 
pamphlet. 

(b) The particulars regarding the 
form of the pamphlet and the meth- 
od of reproduction shall be governed 
by the Administrative Instructions. 

48.2 Contents 

(a) The pamphlet shall contain: 

(i) a standardized front page, 

(ii) the description, 

(iii) the Claims, 

(iv) the drawings, if any, 

(v) subject to paragraph (g), the in¬ 
ternational search report or the 
declaration under Article 17 
(2) (a), 

(vi) any Statement filed under Arti¬ 
cle 19 (1), unless the International 
Bureau finds that the Statement 
does not comply with the provi- 
sions of Rule 46.4. 

(b) Subject to paragraph (c), the 
front page shall include: 

(:) data taken from the request sheet 
and such other data as are pre- 
scribed by the Administrative 
Instructions, 

(ii) a figure or figures where the in¬ 
ternational application contains 
drawings, 

(iii) the abstract; if the abstract is 
both in English and in another 
language, the English text shall 
appear first. 

(c) Where ’a declaration under Ar- 
licle 17 (2) (a) has issued, the front 


u cc dernier cn meine lemps que la 
notice visee ä lalinea c). 


47.2 Copies 

a) Les copies requises pour les Com¬ 
munications sont preparees par le Bu¬ 
reau international. 

b) Ces copies sont de format A 4. 


47.3 Langues 

La demande internationale commu- 
niquee selon larticle 20 doit 1‘etre 
dans sa langue de publication; si cette 
langue n’est pas celle dans laquel?'' 
la demande a ete deposee, cette der- 
niere sera, sur requete de l'office de- 
signe, communiquee dans l'une ou 
l’autre de ces langues, ou dans les 
deux. 


Rfcgle 48 

Publication internationale 

48.1 Forme 

a) La demande internationale est 
publiee sous forme de brochure. 

b) Les details relatifs ä la forme de 
la brochure et ä son mode de repro¬ 
duction sont fixes dans les instruc¬ 
tions administratives. 

48.2 Contenu 

a) La brochure contient: 

i) une page norraalisee de Couver¬ 
ture; 

ii) la description; 

iii) les revendications; 

iv) les dessins, s'il yena; 

v) sous reserve de lalinea g), le rap- 
port de recherche internationale 
ou la declaration mentionnee a 
l article 17. 2) a); 

vi) toute declaration deposee selon 
l'article 19.1), sauf si le Bureau in¬ 
ternational considere que la decla¬ 
ration n'est pas conforme aux dis- 
positions de la regle 46.4. 

b) Sous reserve de l alinea c), la 
page de couverture comprend: 

i) des indications reprises de la re¬ 
quete et toutes autres indications 
determinees par les instructions 
administratives; 

ii) une ou plusieurs figures lorsque la 
demande internationale comporte 
des dessins; 

iii) l abrege; si l’abrege est etabli en 
anglais et dans une autre langue, 
le texte anglais doit apparaitre 
en premier. 


c) Lorsqu'une declaration selon l’ar- 
ticle 17.2) a) a ete faite, la page de 


worden waren, dein Anmelder an! sei¬ 
nen Antrag oder auf Antrag dieses 
Amtes gleichzeitig mit der in Absatz c 
genannten Erklärung übersandt. 

47.2 Ausfertigungen 

a) Die für die Übermittlung notwen¬ 
digen Ausfertigungen werden vom 
Internationalen Büro hergestellt. 

b) Sie sind auf Blättern in A 4-For- 
mat herzustellen. 

47.3 Sprachen 

Die nach Artikel 20 übermittelte in¬ 
ternationale Anmeldung muß in der 
Sprache abgefaßt sein, in der sie ver¬ 
öffentlicht wird; ist sie in einer ande¬ 
ren Sprache veröffentlicht worden als 
der, in der sie eingereicht worden ist, 
so muß sie, wenn das Bestimmungs¬ 
amt es so verlangt, in einer dieser 
beiden oder in beiden Sprachen über¬ 
mittelt werden. 


Regel 48 

Internationale Veröffentlichung 

48.1 Form 

a) Die internationale Anmeldung 
wird in Form einer Schrift veröffent¬ 
licht. 

b) Die Einzelheiten hinsichtlich der 
Form der Sdiriften und des Verviel¬ 
fältigungsverfahrens werden in den 
Verwaltungsriditlinien festgelegt. 

48.2 Inhalt 

a) Die Schrift enthält: 

i) einen normierten Kopfbogen, 

ii) die Beschreibung, 

iii) die Ansprüche, 

iv) die Zeichnungen falls vorhanden, 

v) vorbehaltlich des Absatzes g den 
internationalen Recherchenbericht 
oder die Erklärung nach Artikel 17 
Absatz 2 Buchstabe a, 

vi) jede Erklärung nach Artikel 19 
Absatz 1, sofern das Internationale 
Büro nicht zu dem Ergebnis ge¬ 
langt, daß die Erklärung die Erfor¬ 
dernisse der Regel 46.4 nicht er¬ 
füllt. 

b) Der Kopfbogen enthält vorbe¬ 
haltlich des Absatzes c: 

i) dem Antrag entnommene und alle 
anderen in den Verwaltungsricht- 
linien vorgeschriebenen Angaben, 

ii) eine oder mehrere Abbildungen, 
w'enn die internationale Anmel¬ 
dung Zeichnungen enthält, 

iii) die Zusammenfassung; ist die Zu¬ 
sammenfassung in Englisch und in 
einer anderen Sprache abgefaßt, 
so erscheint die englische Fassung 
an erster Stelle, 

c) Ist eine Erklärung nach Artikel 17 
Absatz 2 Buchstabe a abgegeben wor- 
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page shall conspicuously reter to that 
facl und need include neither a draw- 
ing nor an abstract. 

(d) The figure oi figures referred to 
in paragraph (b) (ii) shall be selected 
as provided in Rule 8.2. Reproduction 
of such figure or figures on the front 
page may be in a reduced form. 


(e) If there is not enough room on 
the front page for the totality of the 
abstract referred to in para¬ 
graph (b) (iii), the said abstract shall 
appear on the back of the front page. 
The same shall apply to the transla- 
tion of the abstract when such trans- 
lation is required to be published 
under Rule 48.3 (c). 

(f) lf the Claims have been amended 
under Article 19, the publication 
shall contain either the full text of the 
Claims both as filed and as amended 
or the full text of the Claims as filed 
and specify the amendments. Any 
Statement referred to in Article 19 (1) 
shall be included as well, unless the 
International Bureau finds that the 
Statement does not comply with the 
provisions of Rule 46.4. The date of 
receipt of the amended Claims by the 
International Bureau shall be indi- 
cated. 

(g) lf, at the time when publication 
is due, the international search report 
is not yet available [for example, be- 
cause of publication on the request 
of the applicant as provided in Arti- 
cles 21 (2) (b) and 64 (3) (c) (i)J, the 
pamphlet shall contain, in place of 
the international search report, an in- 
dication to the effect that that report 
was not available and that either the 
pamphlet (then also including the in¬ 
ternational search report) will be 
republished or the international 
search report (when it becomes avail¬ 
able) will be separately published. 


(h) If, at the time when publication 
is due, the time limit for amending 
the Claims under Article 19 has not 
expired, the pamphlet shall refer to 
that fact and indicate that, should the 
Claims be amended under Article 19, 
then, promptly after such amend¬ 
ments, either the pamphlet (containing 
the Claims as amended) will be re¬ 
published or a Statement reflecting all 
the amendments will be published. In 
the latter case, at least the front page 
and the Claims shall be republished 
and, if a Statement under Article 19 (1) 
has been filed, that Statement shall be 
published as well, unless the Inter¬ 
national Bureau finds that the state- 


couverlure lc specific ot ne comporte 
ni liessin ni abregö. 


d) La ou les figures mentionnees ä 
l'alinea b) ii) sont choisies de la ma- 
niere prevue ä la regle 8.2. La repro¬ 
duction de cette figure ou de ces fi¬ 
gures sur la page de couverture peut 
etre une reproduction en format re- 
duit. 

e) Si l'abrege mentionne ä l'ali¬ 
nea b) iii) ne peut tenir sur la page de 
couverture, il doit etre insere au ver¬ 
so de cette page. II en va de meine 
pour la traduction de l'abrege, lors- 
qu’il y a lieu d'en publier une confor- 
mement ä la regle 48.3 c). 


f) Si les revendications ont ete mo¬ 
difiees conformement ä l'article 19, la 
publication contient soit le texte inte¬ 
gral des revendications telles que de- 
posees et telles que modifiees soit le 
texte integral des revendications, tel¬ 
les que deposees, avec l'indication des 
modifications. Toute declaration visee 
ä l'article 19. 1) est egalement incluse, 
a moins que le Bureau international 
n'estime que la declaration n'est pas 
conforme aux dispositions de la regle 
46.4. La date de reception par le Bu¬ 
reau international des revendications 
modifiees doit etre indiquee. 

g) Si, ä la date prevue pour la pu¬ 
blication, le rapport de recherche in¬ 
ternationale n’est pas encore disponi¬ 
ble [par exemple pour motif de publi¬ 
cation sur demande du deposant selon 
les articles 21.2) b) et 64.3) c) i)], la 
brochure contient, ä la place du rap¬ 
port de recherche internationale, l'in¬ 
dication que ce rapport n'est pas en¬ 
core disponible et que la brochure 
(comprenant alors le rapport de re¬ 
cherche internationale) sera publiee ä 
nouveau ou que le rapport de recher¬ 
che internationale (lorsqu'il sera dis¬ 
ponible) sera pubiie separement. 


h) Si, ä la date prevue pour la publi¬ 
cation, le delai de modification des 
revendications prevu ä l’article 19 
n'est pas expire, la brochure indique 
ce fait et precise que, si les revendi¬ 
cations devaient etre modifiees selon 
l’article 19, il y aurait, a bref delai 
apres ces modifications, soit une nou- 
velle publication de la brochure (avec 
les revendications telles que modi¬ 
fiees), soit la publication d'une decla¬ 
ration indiquant toutes les modifica¬ 
tions. Dans ce dernier cas, il y aura 
une nouvelle publication d au moins 
la page de couverture et des reven¬ 
dications et, en cas de depöt d une 
declaration selon l'article 19.1), publi- 


den, so hat die Vorderseite der Schrift 
deutlich darauf hinzuweisen und 
braucht weder Zeichnungen noch die 
Zusammenfassung zu enthalten. 

d) Die Abbildung oder Abbildun¬ 
gen, die in Absatz b Ziffer ii erwähnt 
sind, sind gemäß Regel 8.2 auszuwäh¬ 
len. Ihre Wiedergabe auf dem Kopf¬ 
bogen kann in verkleinerter Form er¬ 
folgen. 

e) Ist auf dem Kopfbogen für die 
Gesamtheit der in Absatz b Ziffer iii 
erwähnten Zusammenfassung nicht 
ausreichend Raum vorhanden, so ist 
die Zusammenfassung auf der Rück¬ 
seite des Kopfbogens wiederzugeben. 
Dies gilt auch für die Übersetzung der 
Zusammenfassung, wenn die Ver¬ 
öffentlichung der Übersetzung nach 
Regel 48.3 Absatz c erforderlich ist. 

f) Sind die Ansprüche nach Arti¬ 
kel 19 geändert worden, muß die Ver¬ 
öffentlichung entweder den vollen 
Wortlaut der ursprünglichen und der 
geänderten Ansprüche oder den vol¬ 
len Wortlaut der ursprünglichen An¬ 
sprüche und die Änderungen wieder¬ 
geben. Ebenso ist eine Erklärung nach 
Artikel 19 Absatz 1 zu veröffentlichen, 
sofern das Internationale Büro nicht 
zu dem Ergebnis kommt, daß die Er¬ 
klärung die Bestimmungen der Regel 
46.4 nicht erfüllt. Das Datum des Ein¬ 
gangs der geänderten Ansprüche beim 
Internationalen Büro wird angegeben. 

g) Liegt zu dem Zeitpunkt, an dem 
die Bekanntmachung vorgesehen ist, 
der internationale Recherchenbericht 
noch nicht vor (etwa wegen einer auf 
Grund eines Antrags des Anmelders 
nach Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe b 
und Artikel 64 Absatz 3 Buchstabe c 
Ziffer i vorgenommenen Veröffent¬ 
lichung), so enthält die Schrift an 
Stelle des internationalen Recherchen¬ 
berichts einen Hinweis darauf, daß 
dieser Bericht noch nicht Vorgelegen 
hat und entweder die Schrift (ein¬ 
schließlich des internationalen Re¬ 
cherchenberichts) erneut veröffent¬ 
licht wird oder daß der internationale 
Recherchenbericht (sobald er vorliegt) 
für sich veröffentlicht wird. 

h) Ist zu dem Zeitpunkt, zu dem die 
Veröffentlichung ansteht, die Frist 
zur Änderung der Ansprüche gemäß 
Artikel 19 noch nicht abgelaufen, so 
wird in der Schrift auf diese Tasache 
hingewiesen und angegeben, daß, 
falls die Ansprüche gemäß Artikel 19 
geändert werden, entweder unverzüg¬ 
lich nach der Änderung die Schrift 
(mit den geänderten Ansprüchen) er¬ 
neut veröffentlicht wird oder eine alle 
Änderungen enthaltende Erklärung 
veröffentlicht wird. Im zuletzt genann¬ 
ten Fall sind zumindest die Vorder¬ 
seite und die Ansprüche neu zu ver¬ 
öffentlichen; ferner ist eine gegebe¬ 
nenfalls nach Artikel 19 Absatz l ab- 
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ment does not ccnnply with tlie pro- 
visions <»f Rule 46.4. 


(i) The Administrative Inslructions 
shall determine the cases in which 
the various alternatives referred to in 
paragraphs (g) and (h) shall apply. 
Such determination shall depend on 
the volume and complexity of the 
amendments and/or the volume of 
the international application and the 
cost factors. 

48.3 Language 

(a) If the international application 
is filed in English, French, German, 
Japanese, or Russian, that application 
shall be published in the language in 
which it was filed. 

(b) If the international application 
is filed in a language other than 
English, French, German, Japanese, 
or Russian, that application shall be 
published in English translation. The 
translation shall be prepared under 
the responsibility of the international 
Searching Authority, which shall be 
obliged to have it ready in time to 
permit the communication under Ar- 
ticle 20 by the prescribed date, or, if 
the international publication is due at 
an earlier date than the said com¬ 
munication, to permit international 
publication by the prescribed date. 
Notwithstanding Rule 16.1 (a), the In¬ 
ternational Searching Authority may 
Charge a fee for the translation to 
the applicant. The International 
Searching Authority shall give the 
applicant an opportunity to comment 
on the draft translation. The Interna¬ 
tional Searching Authority shall fix 
a time lirait reasonable under the cir- 
cumstances of the case for such com- 
ments. If there is no time to take the 
comments of the applicant into ac- 
count before the translation is com- 
municated or if there is a difference 
of opinion between the applicant and 
the said Authority as to the correct 
translation, the applicant may send a 
copy of his comments, or what re- 
mains of them, to the International 
Bureau and each designated Office to 
which the translation was communi- 
cated. The International Bureau shall 
publish the essence of the comments 
together with the translation of the 
International Searching Authority or 
subsequently to the publication of 
such translation. 


(c) If the international application 
is published in a language other than 
English, the international search re- 
port, or the declaration referred to in 


cation de cetle declaration, a moins 
que le Bureau international n'estime 
que la declaration n'est pas conforine 
aux dispositions de la regle 46.4. 

i) Les instructions administratives 
determinent les cas oü les diverses 
variantes mentionnees aux alineas g) 
et h) seront appliquees. Cette deter¬ 
mination depend du volume et de la 
complexite des modifications et du 
volume de la demande internationale 
ainsi que des frais y relatifs. 


48.3 Langues 

a) Si la demande internationale est 
deposee en allemand, en anglais, en 
francais, en japonais ou en russe, eile 
est publiee dans la langue dans la- 
quelle eile a ete deposee. 

b) Si la demande internationale est 
deposee dans une langue autre que 
l'allemand, l’anglais, le francais, le ja¬ 
ponais ou le russe, eile est publiee en 
traduction anglaise. La traduction est 
preparee sous la responsabilite de Tad- 
ministration chargee de la recherche 
internationale, qui doit la tenir prete 
suffisamment ä temps pour que la 
communication prevue ä Tarticle 20 
ou, si la publication internationale 
doit 6tre effectuee ä une date ante- 
rieure ä ladite communication, pour 
que la publication internationale puis- 
se etre effectuee ä la date prävue. 
Nonobstant les dispositions de la re¬ 
gle 16.1 a), l’administration chargee de 
la recherche internationale peut per- 
cevoir une taxe du deposant pour la 
traduction. L'administration chargee 
de la recherche internationale doit 
donner au deposant la possfbilite de 
commenter le projet de traduction. 
Cette administration doit fixer un de- 
lai, raisonnable en l’espece, pour ce 
commentaire. Si le temps manque pour 
prendre en consideration le commen¬ 
taire avant la communication de la 
traduction ou si le deposant et ladite 
administration sont en desaccord au 
sujet de la traduction correcte, le de¬ 
posant peut adresser une copie de son 
commentaire ou de ce qu'il en reste 
au Bureau international et ä chacun 
des Offices designes auxquels la tra¬ 
duction a ete adressee. Le Bureau in¬ 
ternational publie I'sssentiel du com¬ 
mentaire avec la traduction de l’ad- 
ministration chargee de la recherche 
internationale ou apres la publication 
de cette traduction. 


c) Si la demande internationale est 
publiee dans une langue autre que 
l’anglais, le rapport de recherche in¬ 
ternationale, ou la declaration visee ä 


gegebene Erklärung zu veröffent¬ 
lichen, sofern das Internationale Büro 
nicht zu dem Ergebnis kommt, daß die 
Erklärung die Vorschriften der Regel 

46.4 nicht einhält. 

i) Die Verwaltungsrichtlinien be¬ 
stimmen die Fälle, in denen die in den 
Absätzen g und h genannten ver¬ 
schiedenen Alternativen Anwendung 
finden. Die Bestimmung richtet sich 
nach dem Umfang und der Schwierig¬ 
keit der Änderungen sowie nach dem 
Umfang der Anmeldung und nach 
Kostengesichtspunkten. 

48.3 Sprache 

a) Ist die internationale Anmeldung 
in deutscher, englischer, französicher, 
japanischer oder russischer Sprache 
eingereicht worden, so wird sie in der 
Sprache veröffentlicht, in der sie ein¬ 
gereicht worden ist. 

b) Ist die internationale Anmeldung 
in einer anderen als in deutscher, eng¬ 
lischer. französischer, japanischer 
oder russischer Sprache eingereicht 
worden, so wird sie in englischer 
Übersetzung veröffentlicht. Die Über¬ 
setzung wird unter der Verantwortung 
der Internationalen Recherchenbe¬ 
hörde angefertigt, die verpflichtet ist, 
sie so rechtzeitig zu fertigen, daß die 
Übermittlung nach Artikel 20 zum 
vorgeschriebenen Zeitpunkt erfolgen 
kann, oder, wenn die internationale 
Veröffentlichung zu einem früheren 
Zeitpunkt als der genannten Übermitt¬ 
lung vorzunehmen ist, daß die inter¬ 
nationale Veröffentlichung zu dem 
vorgeschriebenen Zeitpunkt erfolgen 
kann. Unbeschadet der Regel 16.1 Ab¬ 
satz a kann die Internationale Recher¬ 
chenbehörde von dem Anmelder eine 
Gebühr für die Übersetzung verlan¬ 
gen. Die Internationale Recherchen¬ 
behörde gibt dem Anmelder Gelegen¬ 
heit, sich zu dem Entwurf der Über¬ 
setzung zu äußern. Sie setzt dem An¬ 
melder für diese Äußerungen eine den 
Umständen nach angemessene Frist. 
Können die Äußerungen aus Zeitgrün¬ 
den nicht berücksichtigt werden, be¬ 
vor die Übersetzung versandt wird 
oder besteht eine Meinungsverschie¬ 
denheit zwischen dem Anmelder und 
der Behörde über die Richtigkeit der 
Übersetzung, so kann der Anmelder 
eine Abschrift seiner Äußerungen 
oder des nicht berücksichtigten Teils 
derselben dem Internationalen Büro 
und jedem Bestimmungsamt, dem die 
Übersetzung übermittelt wurde, zu¬ 
senden. Das Internationale Büro ver¬ 
öffentlicht den wesentlichen Inhalt 
der Äußerungen mit der von der Inter¬ 
nationalen Recherchenbehörde ange¬ 
fertigten Übersetzung oder nach der 
Veröffentlichung der Übersetzung. 

c) Wird die internationale Anmel¬ 
dung in einer anderen Sprache als der 
englischen veröffentlicht, so werden 
der internationale Recherchenbericht 
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Article 17 (2) (a), and the abstract 
shall be published both in that lan- 
guage and in English. The translations 
shall be prepared under the respon- 
sibility of the International Bureau. 


48.4 Earlier Publication on the 
Applicant's Request 

(a) Where the applicant asks for 
publication under Articies 21 (2) (b) 
and 64 (3) (c) (i) and the international 
search report, or the declaration 
referred to in Article 17 (2) (a), is not 
yet available for publication together 
with the international application, the 
International Bureau shall collect a 
special publication fee whose amount 
shall be fixed in the Administrative 
Instructions. 


(b) Publication under Articies 21 
(2) (b) and 64 (3) (c) (i) shall be ef- 
fected by the International Bureau 
promptly after the applicant has 
asked for it and, where a special fee 
is due under paragraph (a), after re¬ 
ceipt of such fee. 


48.5 Notification of National 
Publication 

Where the publication of the inter¬ 
national application by the Interna¬ 
tional Bureau is governed by Arti¬ 
cle 64 (3) (c) (ii), the national Office 
concerned shall, promptly after effect- 
ing the national publication referred 
to in the said Provision, notify the 
International Bureau of the fact of 
such national publication. 


48.6 Announcing of Certain Facts 

(a) If any notification under 
Rule 29.1 (a) (ii) reaches the Interna¬ 
tional Bureau at a time later than that 
at which it was able to prevent the 
international publication of the inter¬ 
national application, the International 
Bureau shall promptly publish a no¬ 
tice in the Gazette reproducing the 
essence of such notification. 

(b) The essence of any notification 
under Rule 29.2 or 51.4 shall be 
published in the Gazette and, if the 
notification reaches the International 
Bureau before preparations for the 
publication of the pamphlet have been 
completed, also in the pamphlet. 


(c) If the international application 
is withdrawn after its international 
publication, this fact shall be pub- 
lished in the Gazette. 


l'article 17.2) a), et l abrege sont pu¬ 
blies dans cette autre langue et en 
anglais. Les traductions sont prepa- 
rees sous Ia responsabilite du Bureau 
international. 


48.4 Publication anticipee 

ä la demande du deposant 

a) Lorsque le deposant demande la 
publication selon les articies 21.2) b) 
et 64.3) c) i) et lorsque le rapport de 
recherche internationale ou la decla¬ 
ration visee ä l’article 17.2) a) n'est 
pas encore disponible pour la publi¬ 
cation avec la demande internationale, 
le Bureau international percoit une 
taxe speciale de publication, dont le 
montant est fixe dans les instructions 
administratives. 


b) La publication selon les articies 
21.2) b) et 64.3) c) i) est effectuee par 
le Bureau international ä bref delai 
apres que le deposant a demande cet¬ 
te publication et, lorsqu'une taxe spe¬ 
ciale est due selon l’alinea a), apres 
reception de cette taxe. 


48.5 Notification de la publication 
nationale 

Lorsque la publication de la deman¬ 
de internationale par le Bureau inter¬ 
national est reglementee par l'article 
64.3) c) ii), l‘Office national, ä bref de¬ 
lai apres avoir effectue la publication 
nationale mentiorraee dans cette dis- 
position, le notifie au Bureau inter¬ 
national. 


48.6 Publication de certains faits 

a) Si une notification selon la regle 
29.1 a) ii) parvient au Bureau interna¬ 
tional ä une date oü ce dernier ne 
peut plus suspendre la publication in¬ 
ternationale de la demande interna¬ 
tionale, le Bureau international publie 
ä bref delai dans la gazette une no¬ 
tice reproduisant l'essentiel de la no¬ 
tification. 

b) L'essentiel d une notification se¬ 
lon les regles 29.2 ou 51.4 est publie 
dans la gazette, si la notification par¬ 
vient au Bureau international avant 
I'achevement des preparatifs de publi¬ 
cation de la brochure, l'essentiel de la 
notification est egalement publie dans 
la brochure. 

c) Si la demande internationale est 
retiree apres sa publication internatio¬ 
nale, ce fait est publie dans la gazette. 


oder die Erklärung nach Arlikel 17 
Absatz 2 Buchstabe a und die Zusam¬ 
menfassung sowohl in dieser als auch 
in englischer Sprache veröffentlicht. 
Die Übersetzung wird unter der Ver¬ 
antwortung des Internationalen Büros 
angefertigt. 

48.4 Vorzeitige Veröffentlichung auf 
Antrag des Anmelders 

a) Beantragt der Anmelder Veröf¬ 
fentlichung nach Artikel 21 Absatz 2 
Buchstabe b und Artikel 64 Absatz 3 
Buchstabe c Ziffer i und stehen der 
internationale Recherchenbericht oder 
die Erklärung nach Artikel 17 Absatz 
2 Buchstabe a noch nicht für die Ver¬ 
öffentlichung zusammen mit der inter¬ 
nationalen Anmeldung zur Verfügung, 
so erhebt das Internationale Büro eine 
besondere Veröffentlichungsgebühr, 
deren Höhe durch die Verwaltungs¬ 
richtlinien festgelegt wird. 

b) Eine Veröffentlichung nach Arti¬ 
kel 21 Absatz 2 Buchstabe b und Arti¬ 
kel 64 Absatz 3 Buchstabe c Ziffer i 
wird vom Internationalen Büro unver¬ 
züglich durchgeführt, sobald der An¬ 
melder sie beantragt hat und, falls 
eine Gebühr nach Absatz a gezahlt 
werden muß, sobald er diese Gebühr 
gezahlt hat. 

48.5 Unterrichtung über die nationale 
Veröffentlichung 

Richtet sich die Veröffentlichung 
der internationalen Anmeldung durch 
das Internationale Büro nach Artikel 
64 Absatz 3 Buchstabe c Ziffer ii, so 
hat das betreffende nationale Amt das 
Internationale Büro unverzüglich nach 
Vornahme der in jener Vorschrift ge¬ 
nannten nationalen Veröffentlichung 
über die Tatsache der Veröffentli¬ 
chung zu unterrichten. 

48.6 Bekanntmachung bestimmter Tat¬ 
sachen 

a) Erreicht eine Mitteilung nach 
Regel 29.1 Absatz a Ziffer ii das Inter¬ 
nationale Büro so spät, daß die inter¬ 
nationale Veröffentlichung der inter¬ 
nationalen Anmeldung nicht mehr 
verhindert werden kann, so veröffent¬ 
licht das Internationale Büro im Blatt 
unverzüglich einen Hinweis, der den 
wesentlichen Inhalt der Mitteilung 
wiedergibt. 

b) Der wesentliche Inhalt der Mit¬ 
teilung nach Regel 29.2 oder nach Re¬ 
gel 51.4 wird im Blatt veröffentlicht; 
wenn die Mitteilung beim Internatio¬ 
nalen Büro so zeitig eingeht, daß die 
Vorbereitungen für die Herausgabe 
der Schrift noch nicht abgeschlossen 
sind, wird sie auch in der Schrift wie¬ 
dergegeben. 

c) Eine Zurücknahme der interna¬ 
tionalen Anmeldung nach ihrer inter¬ 
nationalen Veröffentlichung wird im 
Blatt bekanntgegeben. 
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Ruit* 49 

Languages of Translalions 
and Amounts of Fees under 
Ai fiele 22 (1) and (2) 

49.1 Notification 

(a) Any Contracting State reqairing 
the furnishing of a translation or the 
payment of a national fee, or both, 
under Article 22, shall notify the In¬ 
ternational Bureau of: 

(i) the languages from which and the 
language into which it requires 
translation, 

(ii) the amount of the national fee. 

(b) Any notification received by the 
International Bureau under para- 
graph (a) shall be promptly publishcd 
by the International Bureau in the 
Gazette. 

(c) If the requirements under para- 
graph (a) change later, such changes 
shall be notified by the Contracting 
State to the International Bureau and 
that Bureau shall promptly publish 
the notification in the Gazette. If the 
change means that translation is re- 
quired into a language which, before 
the change, was not required, such 
change shall be effective only with 
respect to international applications 
filed later than 2 months after the 
publication of the notification in the 
Gazette. Otherwise, the effective date 
of any change shall be determined by 
the Contracting State. 

49.2 Languages 

The language into which transla¬ 
tion may be required must be an of- 
ficial language of the designated Of¬ 
fice. If there are several of such lan¬ 
guages, no translation may be re¬ 
quired if the international application 
is in one of them. If there are several 
official languages and a translation 
must be furnished, the applicant may 
choose any of those languages. Not- 
withstanding the foregoing provisions 
of this paragraph, if there are several 
official languages but the national law 
prescribes the use of one such lan¬ 
guage for foreigners, a translation into 
that language may be required. 


49.3 Statements under Article 19 
For the purposes of Article 22 and 
the present Rule, any Statement made 
under Article 19 (1) shall be con- 
sidered part of the international ap¬ 
plication. 

Rule 50 

Faculty under Article 22 (3) 

50.1 Exercise of Faculty 

(a) Any Contracting State allowing 
a time limit expiring later than the 


Regle 49 

Langues des traductions et montants 
des taxes selon l’arlicle 22.1) et 2) 

49.1 Notification 

a) Tout Etat contraclant exigeant 
la remise d une traduction ou le paie- 
nient d une taxe nationale, ou les deux, 
selon l'article 22, doit notifier au Bu¬ 
reau international: 

i) les langues pour lesquelles il exige 
une traduction et la langue de cet- 
te derniere; 

ii) le montant de la taxe nationale. 

b) Toute notification recue par le 
Bureau international selon l’alinea a) 
est publiee ä bref deiai par ce Bureau 
dans la gazette. 

c) Si les exigences visees ä l'ali¬ 
nea a) sont ulterieurement modifiees, 
ces modifications doivent etre noti- 
fiees par l'Etat contractant au Bureau 
international, qui publie ä bref deiai 
la notification dans la gazette. Si cette 
modification a pour effet qu’une tra¬ 
duction est exigee dans une langue 
qui n'etait pas prevue auparavant, ce 
changement n'a deffet qu'ä l'egard 
des demandes internationales depo- 
sees plus de deux mois apres la publi¬ 
cation de la notification dans la ga¬ 
zette. Sinon, la date d'application de 
tout changement est determinee par 
l'Etat contractant. 

49.2 Langues 

La langue dans laquelle une traduc¬ 
tion peut etre exigee doit etre une 
langue officielle de l’office däsigne. 
S’il y a plusieurs langues officielles, 
aucune traduction ne peut etre exigee 
si la demande internationale est redi- 
gee dans l'une de ces langues. S il y a 
plusieurs langues officielles et si une 
traduction doit etre foumie, le depo- 
sant peut choisir l'une quelconque de 
ces langues. Nonobstant les disposi- 
tions du present a!in£a qui precedent, 
si'l y a plusieurs langues officielles 
mais si la legislation nationale prescrit 
l’utilisation de l'une de ces langues 
par les etrangers, une traduction dans 
cette langue peut etre exigee. 

49.3 Declaration selon l'article 19 
Aux fins de l’article 22 et de la pre¬ 
sente regle, toute declaration faite se¬ 
lon l'article 19.1) est considöree com- 
me faisant partie de la demande inter¬ 
nationale. 

Regle 50 

Faculty selon l'article 22.3) 

50.1 Exercice de la faculte 

a) Tout Etat contractant accordant 
des delais expirant apres ceux qui 


Regel 49 

Sprachen von Übersetzungen 
und Höhe der Gebühren 
gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 2 

49.1 Mitteilung 

a) Jeder Vertragsstaat, der die 
Vorlage einer Übersetzung oder die 
Zahlung einer nationalen Gebühr oder 
beides nach Artikel 22 verlangt, un¬ 
terrichtet das Internationale Büro 
über 

i) die Sprachen, aus denen, und die 
Sprache, in die Übersetzung ver¬ 
langt wird, 

ii) die Höhe der nationalen Gebühr. 

b) Das Internationale Büro veröf¬ 
fentlicht jede ihm nach Absatz a zu¬ 
gegangene Mitteilung unverzüglich 
im Blatt. 

c) Ändern sich die Anforderungen 
nach Absatz a später, so teilt der Ver¬ 
tragsstaat diese Änderungen dem In¬ 
ternationalen Büro mit, das die Mittei¬ 
lung unverzüglich im Blatt veröffent¬ 
licht. Hat die Änderung zum Inhalt, 
daß eine Übersetzung in eine vor der 
Änderung nicht geforderte Sprache 
erforderlich wird, so wird die Ände¬ 
rung nur für solche internationale An¬ 
meldungen wirksam, die später als 
zwei Monate nach der Veröffentli¬ 
chung der Mitteilung im Blatt einge- 
reicht worden sind. Für die übrigen 
Fälle bestimmt der Vertragsstaat den 
Zeitpunkt, in dem die Änderung wirk¬ 
sam wird. 

49.2 Sprachen 

Die Sprache, in die eine Überset¬ 
zung verlangt wird, muß eine Amts¬ 
sprache des Bestimmungsamts sein. 
Ämter mit mehreren Amtssprachen 
können keine Übersetzung verlangen, 
wenn die internationale Anmeldung 
in einer dieser Amtssprachen verfaßt 
ist. Ist einem Amt mit mehreren 
Amtssprachen eine Übersetzung zu 
übermitteln, so kann der Anmelder 
eine dieser Sprachen auswählen. Un¬ 
beschadet der Bestimmungen dieses 
Absatzes kann, wenn mehrere offi¬ 
zielle Sprachen bestehen, aber das na¬ 
tionale Recht eine dieser Sprachen für 
Ausländer vorschreibt, eine Überset¬ 
zung in diese Sprache verlangt wer¬ 
den. 

49.3 Erklärung nach Artikel 19 

Für die Anwendung des Artikels 22 
und dieser Regel wird jede Erklärung 
nach Artikel 19 Absatz 1 als Teil der 
internationalen Anmeldung angese¬ 
hen. 

Regel 50 

Befugnis nach Artikel 22 Absatz 3 

50.1 Ausübung der Befugnis 

a) Jeder Vertragsstaat, der eine 
Frist bestimmt, die später als die in 
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1 1 int: iiiuiis provided lur in Arb- 
eie 22 (1) or (2) shall notify Ihn Inter¬ 
national Bureau of the time limils so 
fixed. 

(b) Any notification received by the 
International Bureau under para- 
graph (a) shall be promptly published 
by the International Bureau in the 
Gazette. 

(c) Notifications concerning the 
shortening of the previously fixed 
time limit shall be effective in rela- 
tion to international applications filed 
after the expiration of 3 months com- 
puted from the date on which the 
notification was published by the In¬ 
ternational Bureau. 

(d) Notifications concerning the 
lengthening of the previously fixed 
time limit shall become effective upon 
publication by the International Bu¬ 
reau in the Gazette in respect of in¬ 
ternational applications pending at 
the time or filed after the date of such 
publication, or, if the Contracting 
State effecting the notification fixes 
some later date, as from the latter 
date. 

Rule 51 

Review by Designated Offices 

51.1 Time Limit for Presenting the 
Request to Send Copies 

The time limit referred to in Arti- 
cle 25(1) (c) shall be 2 months com- 
puted from the date of the notifica¬ 
tion sent to the applicant under 
Rules 20.7 (i), 24.2 (b), 29.1 (a) (ii) r or 

29.1 (b). 

51.2 Copy of the Notice 

Where the applicant, after having 
received a negative determination 
under Article 11 (1), requests the In¬ 
ternational Bureau, under Arti¬ 
cle 25 (1), to send copies of the file 
of the purported international applica- 
tion to any of the named Offices he 
has attempted to designate, he shall 
attach to his request a copy of the 
notice referred to in Rule 20.7 (i). 


51.3 Time Limit for Paying National 
Fee and Furnishing Translation 

The time limit referred to in Ar¬ 
ticle 25 (2) (a) shall expire at the same 
time as the time limit prescribed in 
Rule 51.1. 

51.4 Notification to the International 
Bureau 

Where, under Article 25 (2), the 
competent designated Office decides 
that the rcfusal, declaration or finding 


sont prüvus d l aiticle 22.1) ou 2) duil 
nolificr au Bureau international los 
delais ainsi fixes. 

b) Toute notification regue par lo 
Bureau international selon lalinea a) 
est publiee ä bref delai dans la ga- 
zetle. 

c) Les notifications relatives a la 
reduction dun delai precedemment 
fixe ont effet pour les demandes inter¬ 
nationales qui sont deposees plus de 
trois mois apres la date de publication 
de la notification. 


d) Les notifications relatives ä la 
Prolongation d un delai precedemment 
fixe ont effet des leur publication dans 
la gazette pour les demandes interna¬ 
tionales pendanles ä la date de cette 
publication ou deposees apres cette 
date ou, si l'Etat contractant proce- 
dant ä la notification fixe une date 
ulterieure, a cette date ulterieure. 


R&gle 51 

Revision par des Offices design£s 


51.1 Delai pour presenter la requete 
denvoi de copies 

Le delai vise ä l’article 25.1) c) est 
de deux mois ä compter de la date de 
la notification adressee au deposant 
conformement aux regles 20.7 i), 

24.2 b), 29.1 a) ii) ou 29.1 b). 


51.2 Copie de la notification 
Lorsque le deposant, apres recep- 

tion d'une notification de constatation 
negative selon l'article 11.1), demande 
au Bureau international, conforme¬ 
ment ä l'article 25.1), d'adresser des 
copies du dossier de la pretendue de¬ 
mande internationale ä un Office in- 
dique par lui qui 6tait designe dans 
cette derniere, il doit joindre ä cette 
demande copie de la notification visee 
ä la regle 20.7 i). 

51.3 Delai pour payer la taxe natio¬ 
nale et pour remettre une 
traduction 

Le delai vise ä l’article 25. 2) a) ex¬ 
pire en merae temps que le delai fixe 
a la regle 51.1. 


51.4 Notification au Bureau inter¬ 
national 

Lorsque, conformement ä l'article 
25.2), l'office designe competent dc- 
cide que le refus, la declaration ou la 


Artikel 22 Absatz. 1 oder 2 /«‘-Ujom.'*/- 
le Frist abläull, teilt dom ln!r:natio¬ 
nalen Büro diese Frist mit. 

b) Das Internationale Büro veröf¬ 
fentlicht jede ihm nach Airsatz a zu- 
geejangene Mitteilung unverzüglich 
im Blatt. 

c) Mitteilungen, die eine Verkür¬ 
zung der vorher festgesetzten Frist 
betreffen, werden für internationale 
Anmeldungen wirksam, die nach dem 
Ablauf einer Frist von drei Monaten 
eingereicht werden; die Frist von drei 
Monaten beginnt mit dem Zeitpunkt 
der Bekanntmachung der Mitteilung 
durch das Internationale Büro. 

d) Mitteilungen, die eine Verlänge¬ 
rung der vorher festgesetzten Frist 
betreffen, werden mit der Bekanntma¬ 
chung durch das Internationale Büro 
im Blatt für die internationalen An¬ 
meldungen wirksam, die zu diesem 
Zeitpunkt anhängig sind oder nach 
dem Zeitpunkt einer solchen Bekannt¬ 
machung eingereicht werden; setzt 
der Vertragsstaat, der die Mitteilung 
abgibt, einen späteren Zeitpunkt fest, 
so ist dieser Zeitpunkt maßgebend. 

Regel 51 
NachprOfung 

durch die Bestimmungsämter 

51.1 Frist zur Stellung des Antrags 
auf Übersendung von Ausferti¬ 
gungen 

Die in Artikel 25 Absatz 1 Buchsta¬ 
be c genannte Frist beträgt zwei Mo¬ 
nate und beginnt mit dem Zeitpunkt 
der Mitteilung an den Anmelder nach 
den Regeln 20.7 Ziffer i, 24.2 Absatz b, 

29.1 Absatz a Ziffer ii oder 29.1 Ab¬ 
satz b. 

51.2 Abschrift der Mitteilung 

Beantragt der Anmelder, der eine 

negative Feststellung nach Artikel 11 
Absatz 1 erhalten hat, beim Interna¬ 
tionalen Büro nach Artikel 25 Absatz 
1 Abschriften aus den Akten der vor¬ 
geblichen internationalen Anmeldung 
einem der Ämter zuzuschicken, die er 
versucht hat, als Bestimmungsämter 
zu benennen, so hat er mit dem An¬ 
trag eine Abschrift der Nachricht 
nach Regel 20.7 Ziffer i zu 
übersenden. 

51.3 Frist zur Zahlung der nationalen 
Gebühr und zur Vorlegung einer 
Übersetzung 

Die Frist nach Artikel 25 Absatz 2 
Buchstabe a läuft zum gleichen Zeit¬ 
punkt wie die in Regel 51.1 vorge¬ 
schriebene Frist ab. 

51.4 Mitteilung an das Internationale 
Büro 

Entscheidet das zuständige Bestim¬ 
mungsamt nach Artikel 25 Absatz 2, 
daß die in Artikel 25 Absatz 1 er- 
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: i ;i u A:iicic 25 (I) was noi 

ji-Lüvd. :! sh.iU piomptly noüfy Ihe 
luitiunal Bureau that it will treat 
Hie inlernational applicalion as if the 
error or omission referred to in Ar- 
ticle 25 (2) had not occurred. 


Rule 52 

Amendment of the Claims, 

the Description, and the Drawings, 
Betöre Designated Offices 

52.1 Time Limit 

(a) In any designated State in 
which processing or examination 
Starts without special request, the ap- 
plicant shall, if he so wishes, exercise 
the right under Article 28 within one 
month from the fulfillment of the re- 
quirements under Article 22, provided 
that, if the communication under 
Rule 47.1 has not been effected by 
the expiration of the time limit appli¬ 
cable under Article 22, he shall exer¬ 
cise the said right not later than 
4 months after such expiration date. 
In either case, the applicant may exer¬ 
cise the said right at any other time 
if so permitted by the national law 
of the said State. 

(b) In any designated State in 
which the national law provides that 
examination Starts only on special re¬ 
quest, the time limit within or the 
time at which the applicant may 
exercise the right under Article 28 
shall be the same as that provided 
by the national law for the filing of 
amendments in the case of the exam¬ 
ination, on special request, of national 
applications, provided that such time 
limit shall not expire prior to, or such 
time shall not come before, the ex¬ 
piration of the time limit applicable 
under paragraph (a). 

Part C 

Rules Concerning 
Chapter II of the Treaty 

Rule 53 
The Demand 

53.1 Form 

(a) The demand shall be made on 
a printed form. 

(b) Copies of printed forms shall be 
furnished free of Charge by the receiv- 
ing Offices to the applicants. 

(c) The particulars of the forms 
shall be prescribed by the Adminis¬ 
trative Instructions. 


ojiislalotjoii vis»'* u i aiticie 25. ■) 
»'ölnit pas justific, il nolilie <» brcl 
delai au Bureau international quil 
traitera la demandc; internationale 
comme s il n'y avait pas eu l'cneur 
ou l'omission visee ä larticie 25.2). 


R£g!e 52 

Modification des revendications, 
de la description et des dessins 
aupres des oflices designes 

52.1 Delai 

a) Dans tout Etat designe oü le 
traitement ou l examen de la demandc 
internationale commence saus requete 
speciale, le deposant doit, s'il desire 
exercer le droit accorde par Parti- 
ticle 28, le faire dans un delai d un 
mois ä compter de l'accomplissement 
des actes vises ä l articie 22; toute- 
fois, si la communication visee a la 
regle 47.1 n'a pas ete elfectuee ä l ex- 
piration du delai applicable selon l ar- 
ticle 22, il doit exercer ce droit au 
plus tard quatre mois apres la date de 
cette expiration. Dans les deux cas, 
le deposant peut exercer ce droit a 
toute date ulterieure si la legislation 
nationale de cet Etat le permet. 

b) Dans tout Etat designe dont la 
legislation nationale prevoit que lexa- 
men ne commence que sur requete 
speciale, le delai pendant lequel ou le 
moment auquel le deposant peut exer¬ 
cer le droit accorde par l articie 28 est 
le meme que celui qui est prevu par 
la legislation nationale pour le d&pöt 
de modifications en cas d'examen, sur 
requete speciale, de demandes natio¬ 
nales, pour autant que ce delai n’ex- 
pire pas avant lexpiration du delai 
applicable selon I'alinea a) ou que ce 
moment n’arrive pas avant l’expira- 
tion du meme delai. 


Partie C 
Regles 

relatives au diapitre II du traite 
Regle 53 

Demande d'examen preliminaire 
international 

53.1 Forme 

a) La demande d'examen prelimi¬ 
naire international doit etre etablie 
sur un formulaire imprime. 

b) Des exemplaires du formulaire 
imprime sont delivres gratuitement 
aux deposants par les Offices recep- 
teurs. 

c) Les details relatifs au formulaire 
imprime sont prescrits dans les in¬ 
structions administratives. 


wohnte ZuruvJ. Weisung, lii kki.-ung 
oder Feststellung nicht yerrchüei ligt 
war, so hat es dem Inter'nationalen 
Büro unverzüglich initzuteilcn, daß es 
die internationüle Anmeldung so be¬ 
handelt, als wenn die in Artikel 25 
Absatz 2 genannte versehentliche 
Maßnahme oder Unterlassung nicht 
vorgekommen wäre. 

Regel 52 

Änderung der Ansprüche, 
der Beschreibung und der Zeichnungen 
vor den Bestimmungsämtern 

52.1 Frist 

a) In einem Bestimmungsstaat, in 
dem die Bearbeitung oder die Prüfung 
ohne besonderen Antrag beginnt, 
kann der Anmelder das Recht aus Ar¬ 
tikel 28 innerhalb eines Monats, nach¬ 
dem die Erfordernisse nach Artikel 22 
erfüllt sind, ausüben; ist die Übermitt¬ 
lung nach Regel 47.1 bei Ablauf der 
nach Artikel 22 anwendbaren Frist 
noch nicht erfolgt, so darf er das 
Recht nicht später als vier Monate 
nach Ablauf der Frist ausüben. In je¬ 
dem Fall kann der Anmelder das 
Recht zu einem anderen Zeitpunkt 
ausüben, wenn das nationale Recht 
des Staates dies zuläßt. 


b) In einem Bestimmungsstaat, in 
dem die Prüfung nach dem nationalen 
Recht nur auf besonderen Antrag be¬ 
ginnt, kann das in Artikel 28 vorgese¬ 
hene Recht innerhalb der gleichen 
Frist oder zu dem gleichen Zeitpunkt 
ausgeübt werden, die oder den das 
nationale Recht für die Einreichung 
von Änderungen im Fall einer auf be¬ 
sonderen Antrag durchgeführten Prü¬ 
fung einer nationalen Anmeldung vor¬ 
schreibt, vorausgesetzt, daß diese 
Frist nicht vor Ablauf der nach Ab¬ 
satz a maßgeblichen Frist abläuft oder 
der Zeitpunkt nicht vor dem Ablauf 
dieser Frist liegt. 

Teil C 

Regeln 

zu Kapitel II des Vertrags 

Regel 53 
Der Antrag 

53.1 Formblatt 

a) Der Antrag muß auf einem vor¬ 
gedruckten Formblatt gestellt werden. 

b) Vordrucke werden von dem An¬ 
meldeämtern den Anmeldern kosten¬ 
los zur Verfügung gestellt. 

c) Die Ausgestaltung des Form¬ 
blatts im einzelnen wird durch die 
Verwaltungsrichtlinien vorgeschrie¬ 
ben. 
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(dj The demand shall Uo submitled 
in Uvü itlenticai copies, 

53.2 Contents 

(a) The demand shall contain: 

(i) a petition, 

{ii) indications concerning the appli- 
cant and the agent if there is an 
agent, 

(iii) indications concerning the inter¬ 
national application to which it 
relates, 

(iv) election of States. 

(b) The demand shall be signed. 

53.3 The Petition 

The petition shall be to the follow- 
ing effect and shall preferably be 
worded as follows: "Demand under 
Article 31 of the Patent Cooperation 
Treaty: The undersigned requests that 
the international application specified 
below be the subject of international 
preliminary examination according to 
the Patent Cooperation Treaty.“ 


53.4 The Applicant 

As to the indications concerning the 
applicant, Rules 4.4 and 4.16 shall ap¬ 
ply, and Rule 4.5 shall apply mutatis 
mutandis. 

53.5 The Agent 

' If an agent is designated, Rules 4.4, 
4.7, and 4.16 shall apply, and Rule 4.8 
shall apply mutatis mutandis. 

53.6 Identification of the International 
Application 

The international application shall 
be identified by the name of the re- 
ceiving Office with which the inter¬ 
national application was filed, the 
name and address of the applicant, the 
title of the invention, and, where the 
international filing date and the inter¬ 
national application number are 
known to the applicant, that date and 
that number. 

53.7 Election of States 

The demand shall name, among the 
designated States, at least one Con¬ 
tracting State bound by Chapter II of 
the Treaty as elected State. 


53.8 Signature 

The demand shall be signed by the 
applicant. 


d) La dcnicinde d'exainon prclimi- 
nairc mlernuüonai doil etie presentOc 
en deux exemplaircs identiques. 

53.2 Contcnu 

a) La demande d’examen prelimi- 
naire international doit comporter: 

i) une petition; 

ii) des indications concernant le de- 
posant et, le cas echeant, le man- 
dataire; 

iii) des indications concernant la de¬ 
mande internationale ä laquelle 
eile a trait; 

iv) l'election d'Etats. 

b) La demande d'examen prelimi- 
naire international doit etre signee. 

53.3 Petition 

La petition doit tendre ä l’effet qui 
suit et etre redigee de preference 
comme suit: «Demande d'examen pre- 
liminaire international selon l'ar- 
ticle 31 du Traite de Cooperation en 
matiere de brevets — Le soussigne 
requiert que la demande internatio¬ 
nale specifiee ci-apres fasse lobjet 
d un examen preliminaire internatio¬ 
nal comformement au Traite de Co¬ 
operation en matiere de brevets.» 


53.4 Deposant 

Pour ce qui concerne les indications 
relatives au deposant, les regles 4.4 
et 4.16 s'appliquent et la regle 4.5 s'ap- 
plique mutatis mutandis. 

53.5 Mandataire 

Sil y a Constitution de mandataire, 
les regles 4.4, 4.7 et 4.16 s'appliquent 
et la regle 4.8 s'applique mutatis mu¬ 
tandis. 

53.6 Identification de la demande 
internationale 

La demande internationale doit etre 
identifi&e par le nom de l'office re- 
cepteur aupres duquel eile a ete de- 
posee, par le nom et l'adresse du de¬ 
posant, par le titre de l’invention et, 
lorsque le deposant les connait, par 
la date du depöt international et par 
le numero de la demande internatio¬ 
nale. 


53.7 Election d Etats 

Dans la demande d’examen preli¬ 
minaire international, au moins un 
Etat contractant lie par le chapitre II 
du traite doit, parmi les Etats desi- 
gnes, etre menlionne en tant qu'Etat 
elu. 

53.8 Signature 

La demande d'examen preliminaire 
international doit etre signee par le 
deposant. 


cJ) Der Antrag is! in zwei ühorein- 
slimmemicu Exemplaren einzurcidien. 

53.2 Inhalt 

a) Der Antrag muß enthalten: 

i) ein Gesuch, 

ii) Angaben über den Anmelder und 
den Anwalt, falls ein solcher vor¬ 
handen ist, 

iii) Angaben betreffend die interna¬ 
tionale Anmeldung, auf die er sich 
bezieht, 

iv) die Benennung von Staaten als 
ausgewählte Staaten. 

b) Der Antrag muß unterzeichnet 
sein. 

53.3 Gesuch 

Das Gesuch soll sinngemäß folgen¬ 
des zum Ausdruck bringen und ist 
etwa wie folgt zu fassen: „Antrag 
nach Artikel 31 des Vertrags über die 
internationale Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Patentwesens: Der 
Unterzeichnete beantragt, daß für die 
unten näher bezeichnete internationa¬ 
le Anmeldung die internationale vor¬ 
läufige Prüfung nach dem Vertrag 
über die internationale Zusammenar¬ 
beit auf dem Gebiet des Patentwesens 
durchgeführt wird." 

53.4 Anmelder 

Für die Angaben über den Anmel¬ 
der sind die Regeln 4.4 und 4.16 anzu¬ 
wenden; Regel 4.5 ist entsprechend 
anzuwenden. 

53.5 Anwalt 

Falls ein Anwalt bestellt ist, sind 
die Regeln 4.4, 4.7 und 4.16 anzuwen¬ 
den, Regel 4.8 ist entsprechend anzu¬ 
wenden. 

53.6 Kennzeichnung der internationa¬ 
len Anmeldung 

Die internationale Anmeldung soll 
durch den Namen des Anmeldeamts 
gekennzeichnet werden, bei dem sie 
eingereicht wurde, sowie durch den 
Namen und die Anschrift des Anmel¬ 
ders, durch die Bezeichnung der Erfin¬ 
dung und, wo das internationale An- 
meldedatum und das internationale 
Aktenzeichen dem Anmelder bekannt 
sind, durch dieses Datum und dieses 
Aktenzeichen. 

53.7 Benennung von Staaten als aus¬ 
gewählte Staaten 

In dem Antrag ist wenigstens ein 
Bestimmungsstaat, für den Kapitel II 
dieses Vertrags verbindlich ist, als 
ausgewählter Staat zu benennen. 


53.8 Unterschrift 

Der Antrag muß durch den Anmel¬ 
der unterzeichnet sein. 



Rule 54 

The Applicant Entitled 
to Make a Deinand 

54.1 Residence and Nationality 

The residence or nationality of the 
applicant shall, for the purposes of 
Article 31 (2), be determined accord- 
ing to Rufes 18.1 and 18.2. 

54.2 Several Applicants: Same for All 
Elected States 

If all the applicants are applicants 
for the purposes of all elected States, 
the right to make a demand under 
Article 31 (2) shall exist if at least 
one of them is 

(i) a resident or national of a Con¬ 
tracting State bound by Chapter II 
and the international application 
has been filed as provided in 
Article 31 (2) (a), or 


(ii) a person entitled to make a de¬ 
mand under Article 31 (2) (b) and 
the international application has 
been filed as provided in the 
decision of the Assembly. 

54.3 Several Applicants: Different for 
Different Elected States 

(a) For the purposes of different 
elected States, different applicants 
may be indicated, provided that, in 
respect of each elected State, at least 
one of the applicants indicated for the 
purposes of that State is 
(i) a resident or national of a Con¬ 
tracting State bound by Chapter II 
and the international application 
has been filed as provided in Ar- 
ticle 31 (2) (a), or 


(ii) a person entitled to make a de¬ 
mand under Article 31 (2) (b) and 
the international application has 
been filed as provided in the deci¬ 
sion of the Assembly. 

(b) If the requirement under Para¬ 
graph (a) is not fulfilled in respect of 
any elected State, the election of that 
State shall be considered not to have 
been made. 

54.4 Change in the Person or Name 
of the Applicant 

Any change in Ihe person or name 
of the applicant shall, on the request 
of the applicant or the receiving Of¬ 
fice, be recorded by the International 


Regle 54 

Deposant autorise ä presenter 
une demande d'examen preüminaire 
international 

54.1 Domieile et nationalile 

Le domieile et la nationalile du de¬ 
posant sonl, aux fins de Larticle 31. 2). 
determines conformement aux regles 

18.1 et 18.2. 

54.2 Plusieurs deposants: les meines 
1 pour tous les Etats elus 

S il y a plusieurs deposants et s’ils 
sont tous deposants pour tous les 
Etats elus, le droit de presenter une 
demande d'examen preliminaire inter¬ 
national selon l article 31. 2) existe si 
l un au moins d’entre eux est: 
i) domicilie dans un Etat contractant 
lie par le chapitre II ou est le na¬ 
tional d un tel Etat, et si la deman¬ 
de internationale a ete deposee 
conformement ä Larticle 31. 2) a); 
ou 


ii) une personne autorisee ä deposer 
une demande d'examen preliminai¬ 
re international selon Larticle 
31. 2) b), et si la demande interna¬ 
tionale a ete deposee conforme¬ 
ment ä la decision de LAssemblee. 

54.3 Plusieurs deposants: differents 
pour differents Etats elus 

a) Differents deposants peuvent 
etre indiques pour differents Etats 
elus si, pour chaque Etat elu, Lun au 
moins des deposants indiques pour 
cet Etat est: 

i) domicilie dans un Etat contrac¬ 
tant lie par le chapitre II, ou est le 
national d'un tel Etat, et si la de¬ 
mande internationale a 6te depo¬ 
see conformement ä Larticle 
31. 2) a; ou 


ii) une personne autorisee ä deposer 
une demande d’examen prelimi- 
naire international selon Larticle 
31. 2) b), et si la demande interna¬ 
tionale a ete deposee conforme¬ 
ment ä la decision de LAssemblee. 
b) Si la condition figurant ä Lali- 
nea a) n'est pas remplic ä l'egard d’un 
Etat elu, l'election de cet Etat est 
consideree comme nayant pas ete 
faite. 

54.4 Changement quant a la personne 
ou au nom du deposant 
Tout changement quant ä la per¬ 
sonne ou au nom du deposant est, sur 
requete du deposant ou de Loffice re- 
cepteur, enregistre par le Bureau in- 


Regel 54 

Zur Antragstellung 
berechtigter Anmelder 

54.1 Sitz, Wohnsitz und Staatsange¬ 
hörigkeit 

Für die Anwendung des Artikels 31 
Absatz 2 bestimmen sich der Sitz, der 
Wohnsitz und die Staatsangehörigkeit 
des Anmelders nach den Regeln 18.1 
und 18.2. 

54.2 Mehrere Anmelder: gleiche An¬ 
melder für alle ausgewählten 
Staaten 

Sind alle Anmelder Anmelder für 
jeden ausgewählten Staat, so hängt 
die Berechtigung zur Stellung eines 
Antrags nach Artikel 31 davon ab, ob 
wenigstens einer der Anmelder 

i) seinen Sitz oder Wohnsitz in 
einem Vertragsstaat hat, für den 
Kapitel II des Vertrags verbindlich 
geworden ist, oder Staatsangehöri¬ 
ger eines solchen Staates ist und 
ob die internationale Anmeldung 
gemäß Artikel 31 Absatz 2 Buch¬ 
stabe a eingereicht ist, oder 

ii) berechtigt ist, einen Antrag nadi 
Artikel 31 Absatz 2 Buchstabe b zu 
stellen, und die internationale An¬ 
meldung entsprechend dem Be¬ 
schluß der Versammlung einge¬ 
reicht worden ist. 

54.3 Mehrere Anmelder: verschiedene 
Anmelder für verschiedene Staa¬ 
ten 

a) Für mehrere ausgewählte Staa¬ 
ten können jeweils verschiedene An¬ 
melder angegeben werden, wenn in 
bezug auf jeden ausgewählten Staat 
zumindest einer der für diesen Staat 
angegebenen Anmelder 

i) seinen Sitz oder Wohnsitz in 
einem Vertragsstaat hat, für den 
Kapitel II des Vertrags verbindlich 
geworden ist, oder Staatsangehöri¬ 
ger eines solchen Staates ist, und 
wenn die internationale Anmel¬ 
dung gemäß Artikel 31 Absatz 2 
Buchstabe a eingereicht ist, 

ii) berechtigt ist, einen Antrag nach 
Artikel 31 Absatz 2 Buchstabe b zu 
stellen, und die internationale An¬ 
meldung entsprechend dem Be¬ 
schluß der Versammlung einge¬ 
reicht worden ist. 

b) Sind die Erfordernisse nach Ab¬ 
satz a in bezug auf einen ausgewähl¬ 
ten Staat nicht erfüllt, so gilt die Aus¬ 
wahl dieses Staates als nicht erfolgt. 

54.4 Änderungen in der Person oder 
im Namen des Anmelders 

Jede Änderung in der Person oder 
im Namen des Anmelders ist auf An¬ 
trag des Anmelders oder des An- 
meldeamts vom Internationalen Büro 
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Bureau, which shall notify the inter- 
ested International Preliminary Exam- 
ining Authority and the elected Of¬ 
fices accordingly. 


Ruie 55 

Languages (International Preliminary 
Examination) 

55.1 The Demand 

The demand shall be in the lan- 
guage of the international application 
or, when a translation is required 
under Rule 55.2, in the language of 
that translation. 


55.2 The International Application 

(a) If the competent International 
Preliminary Examining Authority is 
not part of the same national Office 
or intergovernmental Organization as 
the competent International Searching 
Authority, and if the international ap¬ 
plication is in a language other than 
the language, or one of the languages, 
specified in the agreement concluded 
between the International Bureau and 
the International Preliminary Examin¬ 
ing Authority competent for the inter¬ 
national preliminary examination, the 
latter may require that the applicant 
submit a translation of that applica¬ 
tion. 


(b) The translation shall be submit- 
ted not later than the later of the 
following two dates: 

(i) the date on which the time limit 
under Rule 46.1 expires, 

(ii) the date on which the demand is 
submitted. 

(c) The translation shall contain a 
Statement that, to the best of the ap- 
plicant’s knowledge, it is complete 
and faithful. This Statement shall be 
signed by the applicant. 

(d) If the provisions of para- 
graphs (b) and (c) are not complied 
with, the International Preliminary 
Examining Authority shall invite the 
applicant to comply with them within 
1 month from the date of the invita- 
tion. If the applicant fails to do so, 
the demand shall be considered as if 
it had not been submitted and the 
International Preliminary Examining 
Authority shall notify the applicant 
and the International Bureau accord¬ 
ingly. 


teinational, tjui le notilie ä l'admmi- 
stration inleressec chargee de l'exa- 
men preliminaire international et aux 
Offices elus. 


Rögle 55 
Langues 

(examen preliminaire international) 

55.1 Demande d'examen preliminaire 
international 

La demande d'examen preliminaire 
international doit etre presentee dans 
la langue de la demande internatio¬ 
nale ou, lorsqu’une traduction est exi- 
gee dans une autre langue selon la 
regle 55.2, dans cette langue. 


55.2 Demande internationale 

a) Si l'administration competente 
chargee de lexamen preliminaire in¬ 
ternational ne fait pas partie de l'of- 
fice national ou de l'organisation in- 
tergouvernementale auquel appartient 
l'administration competente chargee 
de la recherche internationale, et si la 
demande internationale est deposee 
dans une langue autre que la langue 
ou l'une des langues mentionn6es 
dans l'accord conclu entre le Bureau 
international et l'administration char¬ 
gee de l examen preliminaire interna¬ 
tional qui est competente pour proce- 
der ä l examen preliminaire interna¬ 
tional, cette derniere peut exiger que 
le deposant lui soumette une traduc¬ 
tion de la demande internationale. 


b) La traduction doit etre fournie au 
plus tard ä la plus tardive des deux 
dates suivantes: 

i) date d’expiration du delai selon la 
regle 46.1; 

ii) date de presentation de la deman¬ 
de d'examen preliminaire interna¬ 
tional. 

c) La traduction doit contenir une 
declaration du deposant certifiant 
qu'ä sa connaissance, eile est comple¬ 
te et fidele. Cette declaration doit etre 
signee par le deposant. 


d) S'il n'est pas donne suite aux 
dispositions des alineas b) et c), l'ad¬ 
ministration chargee de Y examen pre¬ 
liminaire international invite le de¬ 
posant ä y donner suite dans un delai 
d un mois ä compter de la date de l'in- 
vitation. Si le deposant n'y donne pas 
suite, la demande d'examen prelimi¬ 
naire international est consideree 
comme n'ayant pas ete presentee; 
l’administration chargee de l examen 
preliminaire international notifie ce 
fait au deposant et au Bureau inter¬ 
national. 


in den Akten zu vermerken, das In¬ 
ternationale Büro unterrichtet die in¬ 
teressierte mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde und die ausgewählten Ämter. 


Regel 55 
Sprachen 

(internationale vorläufige Prüfung) 

55.1 Antrag 

Der Antrag ist in der Sprache der 
internationalen Anmeldung oder, 
wenn eine Übersetzung nach Regel 

55.2 erforderlich ist, in der Sprache 
dieser Übersetzung zu stellen. 


55.2 Internationale Anmeldung 

a) Sind die zuständige mit der in¬ 
ternationalen vorläufigen Prüfung be¬ 
auftragte Behörde und die zuständige 
Internationale Recherchenbehörde 
nicht Abteilungen des gleichen natio¬ 
nalen Amtes oder der gleichen zwi¬ 
schenstaatlichen Organisation und ist 
die internationale Anmeldung nicht in 
der Sprache oder in einer der Spra¬ 
chen eingereicht worden, die in der 
zwischen dem Internationalen Büro 
und der zuständigen mit der interna¬ 
tionalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragten Behörde geschlossenen Ver¬ 
einbarung bestimmt worden ist oder 
sind, so kann die mit der internationa¬ 
len vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde verlangen, daß der Anmelder 
eine Übersetzung dieser Anmeldung 
einreicht. 

b) Die Übersetzung darf nicht spä¬ 
ter als zu dem späteren der folgenden 
zwei Zeitpunkte eingereicht werden: 

i) dem Zeitpunkt, an dem die Frist 
nach Regel 46.1 abläuft, 

ii) dem Zeitpunkt, an welchem der 
Antrag gestellt worden ist. 

c) Der Übersetzung ist eine Erklä¬ 
rung beizufügen, daß sie nach bestem 
Wissen des Anmelders vollständig 
und gewissenhaft ausgeführt wurde. 
Diese Erklärung ist durch den Anmel¬ 
der zu unterzeichnen. 

d) Werden die Anforderungen der 
Absätze b und c nicht erfüllt, so for¬ 
dert die mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
den Anmelder auf, den Anforderun¬ 
gen innerhalb eines Monats vom Tage 
der Aufforderung an zu entsprechen. 
Kommt der Anmelder dieser Auffor¬ 
derung nicht nach, so gilt der Antrag 
als nicht gestellt; die mit der interna¬ 
tionalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragte Behörde unterrichtet den An¬ 
melder und das Internationale Büro 
hiervon. 
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Rule 56 
Later Elections 

56.1 Elections Submitted Later Than 
the Demand 

The election of States not named 
in the demand shall be effected by a 
notice signed and submitted by the 
applicant, and shall identify the in¬ 
ternational application and the de¬ 
mand. 

56.2 Identification of the International 
Application 

The international application shall 
be identified as provided in Rule 53.6. 

56.3 Identification of the Demand 


The demand shall be identified by 
the date on which it was submitted 
and by the name of the International 
Preliminary Examining Authority io 
which it was submitted. 


56.4 Form of Later Elections 

The later election shall preferably 
be made on a printed form furnished 
free of Charge to appiicants. If it is 
not made on such a form, it shall 
preferably be worded as follows: “In 
relation to the international applica¬ 
tion filed with ... on ... under No. ... 
by ... (applicant) (and the demand for 
international preliminary examination 
submitted on ... to ..the under- 
signed elects the following additional 
State(s) under Article 31 of the Patent 
Cooperation Treaty: 


56.5 Language of Later Elections 

The later election shall be in the 
language of the demand. 

Rule 57 

The Handling Fee 

57.1 Requirement to Pay 

Each demand for international 
preliminary examination shall be 
subject to the payment of a fee for 
the benefit of the International Bureau 
("handling fee"). 

57.2 Amount 

(a) The amount of the handling fee 
shall be US $14.00 or 60 Swiss francs 
augmented by as many times the 
same amount as the number of lan- 


Regle 56 

Elections ulterieures 

56.1 Elections presentees apres la de- 
mande d'examen preliminaire in¬ 
ternational 

L'election d'Etats non mentionnes 
dans la demande d'examen prelimi¬ 
naire international doit etre effectuee 
par le deposant au moyen d'une no¬ 
tice signee identifiant la demande in¬ 
ternationale et la demande d'examen 
preliminaire international. 

56.2 Identification de la demande 
internationale 

La demande internationale doit etre 
identifi6e de la maniere prevue ä la 
regle 53.6. 

56.3 Identification de la demande 
d'examen preliminaire inter¬ 
national 

La demande d'examen preliminaire 
international doit §tre identifiee par 
la date ä laquelle eile a ete presentee 
et par le nom de Tadministration char- 
gee de l'examen preliminaire inter¬ 
national ä laquelle eile a ete presen¬ 
tee. 


56.4 Forme des elections ulterieures 

L'election ulterieure doit, de prefe¬ 
rence, figurer sur un formulaire impri- 
me remis gratuitement aux deposants. 
Si eile ne figure pas sur un tel formu¬ 
laire, eile doit de preference etre re- 
digee comme suit: «En relation avec 
la demande internationale deposee au- 
pres de ... le ... sous N° ,.. par ... 
(deposant) (et en relation avec la de¬ 
mande d'examen preliminaire inter¬ 
national presentee le ... a ...), le 
soussigne 61it l'Etat (les Etats) addi- 
tionnel(s) suivant(s) au sens de l’ar- 
ticle 31 du Traite de cooperation en 
matiere de brevets:.. 


56.5 Langue de l'election ulterieure 

L'election ultdrieure doit se faire 
dans la langue de la demande d'exa¬ 
men preliminaire international. 

R6gle 57 

Taxe de traitement 

57.1 Obligation de payer 

Toute demande d'examen prelimi¬ 
naire international est soumise au 
paiement d'une taxe au profit du Bu¬ 
reau international («taxe de traite¬ 
ment»). 

57.2 Montant 

a) Le montant de la taxe de traite¬ 
ment est de 14 dollars des Etats-Unis 
ou 60 francs suisses. augmentes d'au- 
tant de fois ce montant qu'il y a de 


Regel 56 

Nachträgliche Auswahlerklärung 

56.1 Nach Stellung des Antrags mit¬ 
geteilte Benennung 

Die Benennung von Staaten als aus¬ 
gewählte Staaten, die nicht bereits im 
Antrag benannt sind, hat durch eine 
vom Anmelder Unterzeichnete und 
eingereidite Erklärung zu erfolgen, in 
der die internationale Anmeldung und 
der Antrag anzugeben sind. 

56.2 Angabe der internationalen An¬ 
meldung 

Die internationale Anmeldung ist 
entsprechend Regel 53.6 zu bezeich¬ 
nen. 

56.3 Angabe des Antrags 


Der Antrag ist durch das Datum zu 
bezeichnen, an dem er eingereicht 
wurde, sowie durch den Namen der 
mit der internationalen vorläufigen 
Prüfung beauftragten Behörde, bei der 
er eingereicht wurde. 

56.4 Form der nachträglichen Aus- 
wahlerklärung 

Die nachträgliche Auswahlerklä¬ 
rung soll vorzugsweise auf einem vor¬ 
gedruckten Formblatt erfolgen, das 
den Anmeldern unentgeltlich zur Ver¬ 
fügung gestellt wird. Ist sie nicht auf 
einem solchen Formblatt erfolgt, so 
soll sie vorzugsweise folgendermaßen 
gefaßt sein: „Unter Bezugnahme auf 
die internationale Anmeldung, einge¬ 
reicht bei (Amt) am (Datum) unter 
Aktenzeichen ... durch (Anmelder) 
(und auf den Antrag auf internationale 
vorläufige Prüfung, eingereicht am 
(Datum) bei (Amt)( wählt der Unter¬ 
zeichnete folgenden zusätzlichen 
Staat (Staaten) nach Artikel 31 des 
Vertrags über die internationale Zu¬ 
sammenarbeit auf dem Gebiet des Pa¬ 
tentwesens aus: .. 

56.5 Sprache der nachträglichen Aus¬ 
wahlerklärung 

Die nachträgliche Auswahlerklä¬ 
rung hat in der Sprache des Antrags 
zu erfolgen. 

Regel 57 

Bearbeitungsgebühr 

57.1 Gebührenpflicht 

Für jeden Antrag auf internationale 
vorläufige Prüfung ist eine Gebühr 
zugunsten des Internationalen Büros 
(„Bearbeitungsgebühr“) zu zahlen. 

57.2 Betrag 

a) Die Bearbeitungsgebühr beträgt 
14 US-Dollar oder 60 Schweizer Fran¬ 
ken; sie erhöht sich um jeweils den 
gleichen Betrag für jede Sprache, in 
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guages into which the international 
preliminary examination report must, 
in application of Article 36 (2), be 
translated by the International Bu¬ 
reau. 

(b) Where, because of a later elec- 
tion or elections, the international 
preliminary examination report must, 
in application of Article 36 (2), be 
translated by the International Bureau 
into one or more additional lan- 
guages, a Supplement to the handling 
fee shall be payable and shall amount 
to US $ 14.00 or 60 Swiss francs for 
each additional language. 


57.3 Mode and Time of Payment 

(a) Subject to paragraph (b), the 
handling fee shall be collected by the 
International Preliminary Examining 
Authority to whidi the demand is 
submitted and shall be due at the 
time the demand is submitted. 


(b) Any Supplement to the han¬ 
dling fee under Rule 57.2 (b) shall be 
collected by the International Bureau 
and shall be due at the time the later 
election is submitted. 

(c) The handling fee shall be pay¬ 
able in the currency prescribed by 
the International Preliminary Examin¬ 
ing Authority to which the demand is 
submitted, it being understood that, 
when transferred by that Authority to 
the International Bureau, it shall be 
freely convertible into Swiss cur¬ 
rency. 

(d) Any Supplement to the handling 
fee shall be payable in Swiss cur¬ 
rency. 

57.4 Failure to Pay (Handling Fee) 

(a) Where the handling fee is not 
paid as required by Rules 57.2 (a) and 

57.3 (a) and (c), the International Pre- 
liminary Examining Authority shall 
invite the applicant to pay the fee 
within 1 month from the date of the 
invitation. 


(b) If the applicant complies with 
the invitation within the prescribed 
time limit, the demand shall be con- 
sidered as if it had been received on 
the date on which the International 
Preliminary Examining Authority re- 
ceives the fee, unless, under Rule 60.1 
(b), a later date is applicable. 

(c) If the applicant does not comply 
with the invitation within the pre¬ 
scribed time limit, the demand shall 
be considered as if it had not been 
submitted. 


langues dans lesquelles 1c rapport 
d’examcn preliminaire international 
doit, en application de l'article 36. 2), 
etre traduit par le Bureau internatio¬ 
nal. 

b) Lorsque, en raison d une election 
ulterieure ou delections ulterieures, 
le rapport d'examen preliminaire in¬ 
ternational doit, en application de l'ar- 
ticle 36. 2), etre traduit par le Bureau 
international en une ou plusieurs lan¬ 
gues additionnelles, un Supplement ä 
la taxe de traitement, d'un montant 
de 14 dollars des* £tats-Unis ou 
60 francs suisses par langue addition- 
nelle, doit etre paye. 

57.3 Mode et date de paiement 

a) Sous reserve de l alinea b), la 
taxe de traitement est percue par l’ad- 
ministration chargee de l'examen pre¬ 
liminaire international ä laquelle la 
demande d’examen preliminaire inter¬ 
national est presentee et est due ä la 
date de presentation de cette deman¬ 
de. 

b) Tout Supplement ä la taxe de 
traitement selon la regle 57.2 b) est 
percu par le Bureau international et 
est du ä la date de presentation de 
l'election ulterieure. 

c) La taxe de traitement doit etre 
payee dans la monnaie prescrite par 
l administration chargee de l'examen 
preliminaire international ä laquelle 
la demande d’examen preliminaire in¬ 
ternational est presentee, etant enten- 
du que, lors de son transfert par cette 
adrainistration au Bureau internatio¬ 
nal, eile doit etre librement conver¬ 
tible en monnaie suisse. 

d) Tout Supplement ä la taxe de 
traitement doit etre paye en mon¬ 
naie suisse. 

57.4 Defaut de paiement 
(taxe de traitement) 

a) Lorsque la taxe de traitement 
n’est pas payee conformement aux 
regles 57.2 a) et 57.3 a) et c), l'admi- 
nistration chargee de l'examen preli¬ 
minaire international invite le depo- 
sant ä payer la taxe dans un delai 
d'un mois ä compter de la date de 
cette invitation. 

b) Si le deposant donne suite ä cette 
invitation dans le delai prescrit, la 
demande d'examen preliminaire inter¬ 
national est consideree avoir ete re- 
cue ä la date de reception de la taxe 
par Tadministration chargee de l'exa- 
men preliminaire international, sauf si 
une date ulterieure est applicable se¬ 
lon la regle 60.1 b). 

c) Si le deposant ne donne pas suite 
ä l'invitation dans le delai prescrit, la 
demande d'examen preliminaire inter¬ 
national est consideree comme n’ayant 
pas ete presentee. 


die der internationale vorläufige Prü¬ 
fungsbericht vom Internationalen 
Büro gemäß Artikel 36 Absatz 2 über¬ 
setzt werden muß. 

b) Muß der internationale vorläufi¬ 
ge Prüfungsbericht wegen nachträg¬ 
licher Auswahlerklärungen vom Inter¬ 
nationalen Büro gemäß Artikel 36 Ab¬ 
satz 2 in eine oder mehrere zusätz¬ 
liche Sprachen übersetzt werden, ist 
eine zusätzliche Bearbeitungsgebühr 
in Höhe von 14 US-Dollar oder 60 
Schweizer Franken für jede Sprache 
zu zahlen. 


57.3 Art und Zeitdauer der Zahlung 

a) Die Bearbeitungsgebühr wird 
vorbehaltlich des Absatzes b durch 
die mit der internationalen vorläufi¬ 
gen Prüfung beauftragte Behörde ein- 
gezogen, bei der der Antrag gestellt 
wurde, und ist zu dem Zeitpunkt der 
Einreichung der Antragstellung fällig. 

b) Die zusätzliche Bearbeitungsge¬ 
bühr nach Regel 57.2 Absatz b wird 
vom Internationalen Büro eingezogen 
und ist zu dem Zeitpunkt der nach¬ 
träglichen Auswahlerklärung fällig. 

c) Die Bearbeitungsgebühr ist in 
der Währung zu zahlen, die von der 
mit der internationalen vorläufigen 
Prüfung beauftragten Behörde, bei der 
der Antrag gestellt wurde, vorge¬ 
schrieben wird, wobei vorausgesetzt 
wird, daß der Betrag bei Überweisung 
durch diese Behörde an das Interna¬ 
tionale Büro frei in Schweizer Wäh¬ 
rung umwechselbar ist. 

d) Jede zusätzliche Bearbeitungsge¬ 
bühr ist in Schweizer Währung zu 
zahlen. 

57.4 Zahlungsversäumnis (Bearbei¬ 
tungsgebühr) 

a) Wird die Bearbeitungsgebühr 
nicht entsprechend den Regeln 57.2 
Absatz a und 57.3 Absätze a und c be¬ 
zahlt, so hat die mit der internationa¬ 
len vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde den Anmelder zur Zahlung 
innerhalb eines Monats aufzufordern 
wobei die Frist vom Datum der Auf¬ 
forderung an berechnet wird. 

b) Kommt der Anmelder der Auf¬ 
forderung innerhalb der vorgeschrie¬ 
benen Frist nach, so gilt der Antrag 
als an dem Datum eingegangen, an 
dem die mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
die Gebühr erhalten hat, es sei denn, 
daß nach Regel 60.1 Absatz b ein spä¬ 
terer Zeitpunkt zugrunde zu legen ist 

c) Kommt der Anmelder der Auf¬ 
forderung nicht innerhalb der vorge¬ 
schriebenen Frist nach, so gilt der 
Antrag als nicht gestellt. 
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57.5 Failure lo l\iy (Supplement io 
the Handling Fee) 

(a) Where Ihe Supplement to the 
handling fee is not paid as required 
by Rules 57.2 (b) and 57.3 (b) and (d), 
the International Bureau shall invite 
the applicant to pay the Supplement 
within 1 month from the invitation. 


(b) If the applicant complies with 
the invitation within the prescribed 
time limit, the later election shall be 
considered as if it had been received 
on the date on which the Internation¬ 
al Bureau receives the Supplement, 
unless, under Rule 60.2 (b), a later 
date is applicable. 

(c) If the applicant does not comply 
with the invitation within the pre¬ 
scribed time limit, the later election 
shall be considered as if it had not 
been submitted. 

57.6 Refund 

In no case shall the handling fee, 
including any Supplement thereto, be 
refunded. 


Rule 58 

The Preiiminary Examination Fee 

58.1 Right to Ask for a Fee 

(a) Each International Preiiminary 
Examining Authority may require that 
the applicant pay a fee ("preiiminary 
examination fee") for its own benefit 
for carrying out the international pre¬ 
iiminary examination and for perform- 
ing all other tasks entrusted to Inter¬ 
national Preiiminary Examining 
Authorities under the Treaty and 
these Regulations. 


(b) The amount and the due date of 
the preiiminary examination fee, if 
any, shall be fixed by the Internation¬ 
al Preiiminary Examining Authority, 
provided that the said due date shall 
not be earlier than the due date of 
the handling fee. 


(c) The preiiminary examination 
fee shall be payable directly to the 
International Preiiminary Examining 
Authority. Where that Authority is a 
national Office, it shall be payable in 
the currency prescribed by that Of¬ 
fice, and where the Authority is an in¬ 
tergovernmental Organization, it shall 
be payable in the currency of the 
State in which the intergovernmental 
organization is located or in any 
other currency which is freely con- 
vertible into the currency of the said 
State. 


57.5 Deltiui de paienient (Supplement 
ii la laxe de traitement) 

a) Lorsque le Supplement a la taxe 
de traitemenl n'est pas paye confor- 
mement aux regles 57.2 b) et 57.3 b) 
et d), le Bureau international invite ie 
deposant ä payer le Supplement dans 
un delai d un mois ä compter de la 
date de cette invitation. 


b) Si le deposant donne suite ä cette 
invitation dans le delai prescrit, l elec- 
tion ulterieure est consideree avoir 
ete recue ä la date de reception du 
Supplement par le Bureau internatio¬ 
nal, sauf si une date ulterieure est ap¬ 
plicable selon la regle 60.2 b). 


c) Si le deposant ne donne pas suite 
ä Hnvitation dans le delai prescrit, 
l'election ulterieure est consideree 
comme n’ayant pas ete faite. 


57.6 Remboursement 
La taxe de traitement et tout Sup¬ 
plement ä cette taxe ne sont rembour- 
ses en aucun cas. 


R£gle 58 

Taxe d'examen pr^liminaire 

58.1 Droit de dem ander une taxe 

a) Chaque administration chargee 
de l'examen preliminaire international 
peut exiger du deposant le paiement, 
ä son profit, d une taxe («taxe d'exa¬ 
men preliminaire») pour lexecution 
de l'examen preliminaire international 
et pour Faccoraplissement de toutes 
les autres täches confi6es aux admi- 
nistrations chargees de l'examen pre¬ 
liminaire international par le traite et 
par le present regiement d’execution. 

b) Le montant de la taxe d'examen 
preliminaire et la date ä laquelie eile 
est due sont fixes, s’il y a lieu, par 
l'administration chargee de l'examen 
preliminaire international; cette date 
ne sera pas anterieure a celle ä la- 
quelle la taxe de traitement est due. 


c) La taxe d'examen preliminaire 
doit etre payee directement a l'ad- 
ministration chargee de l’examen pre¬ 
liminaire international. Lorsque cette 
administration est un Office national, 
la taxe doit etre payee dans la mon- 
naie prescrite par cet Office; lorsque 
cette administration est une Organisa¬ 
tion intergouvemementale, eile doit 
etre payee dans la monnaie de I'Etat 
oü ladite Organisation a son siege ou 
dans toute autre monnaie librement 
convertible en la monnaie de cet Etat. 


57.5 Zahlungsversäumnis (zusätzliche* 
Bearbeitungsgebühr) 

a) Wird die zusätzliche Bearbei¬ 
tungsgebühr gemäß den Regeln 57.2 
Absatz b und 57.3 Absätze b und d 
nicht entsprechend dieser Regel be¬ 
zahlt, so hat das Internationale Büro 
den Anmelder zur Zahlung innerhalb 
eines Monats aufzufordern, wobei die 
Frist vom Datum der Aufforderung an 
berechnet wird. 

b) Kommt der Anmelder der Auf¬ 
forderung innerhalb der vorgeschrie¬ 
benen Frist nach, so gilt die nachträg¬ 
liche Auswahlerklärung als an dem 
Datum eingegangen, an dem das Inter¬ 
nationale Büro die zusätzliche Bearbei¬ 
tungsgebühr erhalten hat, es sei denn, 
daß nach Regel 60.2 Absatz b ein spä¬ 
terer Zeitpunkt zugrunde zu legen ist. 

c) Kommt der Anmelder der Auf¬ 
forderung nicht innerhalb der vorge¬ 
schriebenen Frist nach, so gilt die 
nachträgliche Auswahlerklärung als 
nicht abgegeben. 

57.6 Rückzahlung 

In keinem Fall wird die Bearbei¬ 
tungsgebühr oder eine zusätzliche Be¬ 
arbeitungsgebühr zurückgezahlt. 

Regel 58 

Gebühr für die vorläufige Prüfung 

58.1 Recht, eine Gebühr zu verlangen 

a) Jede mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Be¬ 
hörde kann verlangen, daß der An¬ 
melder zu ihren Gunsten eine Gebühr 
für die Durchführung der internatio¬ 
nalen vorläufigen Prüfung und für die 
Durchführung aller anderen der mit 
der internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung beauftragten Behörden durch 
den Vertrag und diese Ausführungs¬ 
ordnung übertragenen Aufgaben zahlt 
(„Gebühr für die vorläufige Prüfung"). 

b) Betrag und Fälligkeit der Ge¬ 
bühr für die vorläufige Prüfung, so¬ 
fern eine solche Gebühr erhoben 
wird, werden von der mit der interna¬ 
tionalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragten Behörde festgesetzt, jedoch 
darf das Fälligkeitsdatum nicht früher 
liegen als das Fälligkeitsdatum für die 
Bearbeitungsgebühr. 

c) Die Gebühr für die vorläufige 
Prüfung ist unmittelbar an die mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragte Behörde zu entrichten. Ist 
diese Behörde ein nationales Amt, so 
ist die Gebühr in der von dem Amt 
vorgeschriebenen Währung zu zahlen; 
ist die Behörde eine zwischenstaat¬ 
liche Organisation, so ist sie in der 
Währung des Sitzstaats zu zahlen 
oder in einer anderen Währung, die 
in die Währung des Sitzstaats frei 
umwechselbar ist. 
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Rule 5y 

The Competent International 
PreJiminary Examining Authority 

59.1 Deiiiand* under Article 31 (2) (a) 


For demands made under Article 31 
(2) (a), each Contracting State bound 
by the provisions of Chapter II shall, 
in accordance with the terms of the 
applicable agreement referred to in 
Article 32 (2) and (3), inform the In¬ 
ternational Bureau which Internation¬ 
al Preliminary Examining Authority is 
or which International Preliminary 
Examining Authorities are competent 
for the international preliminary ex- 
amination of international applica- 
tions filed witli its national Office, or, 
in the case provided for in Rule 19.1 
(b), with the national Office of 
another State or an intergovernmental 
Organization acting for the former Of¬ 
fice, and the International Bureau 
shall promptly publish such Informa¬ 
tion. Where several International Pre¬ 
liminary Examining Authorities are 
competent, the provisions of Rule 35.2 
shall apply mutatis mutandis. 


59.2 Demands under Article 31 (2) (b) 


As to demands made under Article 
31 (2) (b), the Assembly, in specifying 
the International Preliminary Examin¬ 
ing Authority competent for interna¬ 
tional applications filed with a nation¬ 
al Office which is an International 
Preliminary Examining Authority, 
shall give preference to that Authori¬ 
ty; if the national Office is not an In¬ 
ternational Preliminary Examining 
Authority, the Assembly shall give 
preference to the International Pre¬ 
liminary Examining Authority recom- 
mended by that Office. 


Rule 60 

Certain Defects ln the Demand 
or Electlons 

60 1 Defects in the Demand 


(a) If the demand does not comply 
with the requirements specified in 
Rules 53 and 55, the International Pre¬ 
liminary Examining Authority shall 
invite the applicant to correct the de¬ 
fects within 1 month from the date of 
the invitation. 

(b) If the applicant complies with 
the invitation wilhin the prescribed 


Regle 59 

Administration competente chargee 
de l'examen preliminaire international 

59.1 Demandes d’examen preliminaire 
international visees ü l’aiiicle 
31.2) a) 

En ce qui concerne les demandes 
dexamen preliminaire international 
visees ä l’article 31. 2) a), chaque Etat 
contractanl lie par les dispositions du 
chapitre II fait connaitre au Bureau 
international, conformement aux dis¬ 
positions de l’accord applicable men- 
tionne ä l article 32. 2) et 3), la ou les 
administralions chargees de l'examen 
preliminaire international competen- 
tes pour proceder ä l'examen prelimi¬ 
naire international des demandes in¬ 
ternationales deposecs aupres de son 
office national ou, dans le cas vise ä 
la regle 19.1 b), aupres de l’office na¬ 
tional d'un autre Etat ou de l'organi- 
sation intergouvernementale agissant 
pour son propre office national; le 
Bureau international publie cette In¬ 
formation ä bref delai. Si plusieurs ad- 
ministrations chargees de l’examen 
preliminaire international sont compe- 
tentes, la regle 35.2 s'applique mutatis 
mutandis. 

59.2 Demandes d examen preliminaire 
international visees ä l article 
31.2) b) 

En ce qui concerne les demandes 
dexamen preliminaire international 
visees ä l article 31.2) b), l'Assemblee, 
en specifiant J administration chargee 
de l'examen preliminaire international 
competente pour les demandes inter¬ 
nationales deposees aupres d un office 
national qui est lui-meme une admi- 
nistration chargee de l’examen preli¬ 
minaire international, doit donner la 
preference a cette administration; si 
l'office national n'est pas une admi¬ 
nistration chargee de l’examen preli¬ 
minaire international, l'Assemblee 
donne la preference ä l'administration 
recommandee par cet office. 

R&gle 60 

Irr£gularites dans la demande 

d'examen preliminaire international 
ou dans les elections 

60.1 Irregularites dans la demande 
d'examen preliminaire inter¬ 
national 

a) Si la demande d'examen prelimi¬ 
naire international ne remplit pas les 
condilions specifiees aux regles 53 
et 55, radministraUon chargee de 
l’examen preliminaire international 
invite le deposant ä corriger les irre¬ 
gularites dans un delai d’un mois ä 
compter de la date de cette invitation. 

b) Si le deposant donne suite ä l’in- 
vitation dans le delai prescrit, la de- 


Rcgel 59 

Zuständige mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung 
beauftragte Behörde 

5‘J.l Anträge nach Artikel 31 Absatz 2 
Buchstabe a 

Für Anträge nach Artikel 31 Absatz 
2 Buchstabe a teilt jeder Vertrags¬ 
staat, für den Kapitel II verbindlich 
ist, in Übereinstimmung mit der an¬ 
wendbaren Vereinbarung nach Arti¬ 
kel 32 Absätze 2 und 3 dem Interna¬ 
tionalen Büro mit, welche mit der in¬ 
ternationalen vorläufigen Prüfung be¬ 
auftragte Behörde zuständig ist oder 
welche der genannten Behörden zu¬ 
ständig sind, die internationale vor¬ 
läufige Prüfung der internationalen 
Anmeldungen vorzunehmen, die bei 
seinem nationalen Amt oder, im Fall 
der Regel 19.1 Absatz b, bei dem na¬ 
tionalen Amt eines anderen Staates 
oder einer für das erstgenannte Amt 
handelnden zwischenstaatlichen Orga¬ 
nisation eingereicht werden; das Inter¬ 
nationale Büro macht diese Mitteilung 
unverzüglich bekannt. Sind mehrere 
mit der internationalen vorläufigen 
Prüfung beauftragte Behörden zustän¬ 
dig, so ist Regel 35.2 entsprechend an¬ 
zuwenden. 

59.2 Anträge nach Artikel 31 Absatz 2 
Buchstabe b 

Bestimmt die Versammlung für in¬ 
ternationale Anmeldungen die bei 
einem nationalen Amt, das gleichzei¬ 
tig eine mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
ist, eingereicht worden sind, die für 
Anträge nach Artikel 31 Absatz 2 
Buchstabe b zuständige mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragte Behörde, so hat sie diesem Amt 
den Vorzug zu geben; ist das nationa¬ 
le Amt nicht eine mit der internatio¬ 
nalen vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde, so hat sie der mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragten Behörde den Vorzug zu ge¬ 
ben, die dieses Amt empfiehlt. 

Regel 60 

Bestimmte Mängel des Antrags 
oder der Auswahlerklärung 

60.1 Mängel des Antrags 


a) Entspricht der Antrag nicht den 
Regeln 53 und 55, so fordert die mit 
der internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung beauftragte Behörde den Anmel¬ 
der auf, diese Mängel innerhalb eines 
Monats vom Datum der Aufforderung 
an zu beheben. 

b) Kommt der Anmelder der 
Aufforderung innerhalb der vorge- 
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the date 011 which the International 
Preliminary Examining Authority rc- 
ccivrs iho correction, or, when the 
handling fee is received under Rule 
57.4 (1)) at a later date, on that date. 


(c) If the applicant does not comply 
with the invitation within the pre- 
scribed time limit, the demand shall 
be considered as if it had not been 
submitted. 

(d) If the defect is noticed by the 
International Bureau, it shall bring 
the defect to the attention of the In* 
ternational Preliminary Examining 
Authority, which shall then proceed 
as provided in paragraphs (a) to (c). 

60.2 Defects in Later Elections 

(a) If the later election does not 
comply with the requirements of 
Rule 56, the International Bureau 
shall invite the applicant to correct 
the defects within 1 month from the 
date of the invitation. 

(b) If the applicant complies with 
the invitation within the prescribed 
time limit, the later election shall be 
considered as if it had been received 
on the date on which the Internation¬ 
al Bureau receives the correction, or, 
where the Supplement to the handling 
fee is received under Rule 57.5 (b) at 
a later date, on that date. 


(c) If the applicant does not comply 
with the invitation within the pre¬ 
scribed time limit, the later election 
shall be considered as if it had not 
been submitted. 

60.3 Attempted Elections 
If the applicant has attempted to 
elect a State which is not a designat- 
ed State or which is not bound by 
Chapter II, the attempted election 
shall be considered not to have been 
made, and the International Bureau 
shall notify the applicant accordingly. 

Rule 61 

Notification of the Demand 
and Elections 

61.1 Notifications to the International 
Bureau, the Applicant, and the 
International Preliminary Ex¬ 
amining Authority 
(a) The International Preliminary 
Examining Authority shall indicate on 
both copies of the demand the date of 


iiumh!«- in«»n pinliiniiwir«.- interna¬ 
tional es; cuirMileii o ionline avant eie 
recue a la date de rcception de la cor- 
icclion par radministralion chargee 
de 1‘cxamen preliminaire international 
ou, lorsque la taxe de traitement est 
recue conformement ä la regle 57.4 b) 
a une date ulterieure. ä cette date. 


c) Si le deposant ne donne pas suite 
ä linvitation dans le delai prescrit, 
la demande d’examen preliminaire in¬ 
ternational est consideree comme 
n'ayant pas ete presentee. 

d) Si 1‘irregularile est constatee par 
le Bureau international, ce dernier at- 
tire lattention de ladministration 
chargee de 1‘examen preliminaire in¬ 
ternational sur cette irregularite? cet¬ 
te administration procede alors de la 
maniere prevueaux alineas a) ä c). 

60.2 Irregularites dans des elections 
ulterieures 

a) Si l'election ulterieure ne rem- 
plit pas les conditions specifiees ä la 
regle 56. le Bureau international in¬ 
vite le deposant ä corriger les irregu¬ 
larites dans un delai d’un mois ä 
compter de la date de cette invita¬ 
tion. 

b) Si le deposant donne suite ä l in- 
vitation dans le delai prescrit, l'elec- 
tion ulterieure est consideree comme 
ayant ete recue ä la date de Teception 
par le Bureau international de la cor¬ 
rection ou, lorsque le Supplement ä la 
taxe de traitement est Tecu conforme¬ 
ment ä la regle 57.5 b) ä une date ul¬ 
terieure, ä cette date. 


c) Si le deposant ne donne pas suite 
ä l'invitation dans le delai prescrit, 
l'election ulterieure est consideree 
comme n'ayant pas ete presentee. 

60.3 Tentatives d’elections 
Si le deposant a 61u un Etat qui 
nest pas un Etat designe ou un Etat 
qui n'est pas lie par le chapitre II, 
l'election est consideree comme 
n'ayant pas ete faite, et le Bureau in¬ 
ternational le notifie au deposant. 


R&gle 61 

Notification de la demande d'examen 
preliminaire international 
et des Elections 

61.1 Notifications au Bureau inter¬ 
national, au deposant et ä l'ad- 
ministration chargee de l'examen 
preliminaire international 

a) L’administration chargee de l'exa- 
men preliminaire international indi- 
que, sur les deux exemplaires de la 


schriebciicn Frist narb, .so rj.lt der 
Antrag als zu dem Zeitpunkt einy;-- 
gangen, an welchem die mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragte Behörde die Berichtigung erhal¬ 
ten hat, oder, wenn die Bearbeitungs¬ 
gebühr gemäß Regel 57.4 Absatz b zu 
einem spateren Zeitpunkt eingezahlt 
wird, als zu diesem Zeitpunkt einge¬ 
gangen. 

c) Kommt der Anmelder der Auf¬ 
forderung innerhalb der gesetzten 
Frist nicht nach, so wird der Antrag 
als nicht eingereicht betrachtet. 

d) Wird der Mangel durch das In¬ 
ternationale Büro festgestellt, so 
macht dieses die mit der internationa¬ 
len vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde darauf aufmerksam, die so¬ 
dann nach den Absätzen a bis c ver¬ 
fährt. 

60.2 Mängel bei nachträglicher Aus¬ 
wahlerklärung 

a) Entspricht die nachträgliche 
Auswahlerklärung nicht der Regel 56, 
so fordert das Internationale Büro den 
Anmelder auf, diese Mängel innerhalb 
eines Monats vom Datum der Auffor¬ 
derung an zu beheben. 

b) Kommt der Anmelder der Auf¬ 
forderung innerhalb der vorgeschrie¬ 
benen Frist nach, so gilt die nachträg¬ 
liche Auswahlerklärung als zu dem 
Zeitpunkt eingegangen, an dem das 
Internationale Büro die Berichtigung 
erhalten hat oder, wenn die zusätz¬ 
liche Bearbeitungsgebühr gemäß 
Regel 57.5 Absatz b zu einem späte¬ 
ren Zeitpunkt eingegangen ist, als zu 
diesem Zeitpunkt eingegangen. 

c) Kommt der Anmelder der Auf¬ 
forderung innerhalb der gesetzten 
Frist nicht nach, so wird die nachträg¬ 
liche Auswahlerklärung als nicht ein¬ 
gereicht betrachtet. 

60.3 Ungeeignete Auswahlerklärung 

Falls der Anmelder versucht hat, 

einen Staat als ausgewählten Staat zu 
benennen, der kein Bestimmungsstaat 
ist oder für den Kapitel II nicht ver¬ 
bindlich geworden ist, so gilt die ver¬ 
suchte Auswahlerklärung als nicht 
abgegeben? das Internationale Büro 
benachrichtigt den Anmelder entspre¬ 
chend. 

Regel 61 

Mitteilung über den Antrag 
und die Auswahlerklärung 

61.1 Mitteilungen an das Internationa¬ 
le Büro, den Anmelder und die 
mit der internationalen vorläufi¬ 
gen Prüfung beauftragte Behörde 

a) Die mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
vermerkt auf beiden Exemplaren des 
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: eceipt or, where cipplithe il.it t- 
äckured tu in Rule 60.1 (b). Tin; Inter¬ 
national Preliminary Examining 
Autbority shall promplly send Ihc 
original copy to the' International 
Bureau. It shall keep the other copy 
in its filcs. 


(b) The International Preliminary 
Examining Authority shall promptly 
inform the applicant in writing of the 
date of receipt of the demand. Where 
the demand has been considered 
under Rules 57.4 (c) or 60.1 (c) as if it 
had not been submitted, the Interna¬ 
tional Preliminary Examining Authori¬ 
ty shall notify the applicant accord- 
ingly. 

. (c) The International Bureau shall 
promptly notify the International Pre¬ 
liminary Examining Authority and the 
applicant of the receipt, and the date 
of receipt, of any later election. That 
date shall be the actual date of re¬ 
ceipt by the International Bureau or, 
where applicable, the date referred to 
in Rule 60.2 (b). Where the later elec¬ 
tion has been considered under Rules 
57.5 (c) or 60.2 (c) as if it had not 
been submitted, the International 
Bureau shall notify the applicant ac- 
cordingly. 


61.2 Notifications to the Elected Of¬ 
fices 

(a) The notification provided for 
in Article 31 (7) shall be effected by 
the International Bureau. 

(b) The notification shall indicate 
the number and filing date of the in¬ 
ternational application, the name of 
the applicant, the name of the receiv- 
ing Office, the filing date of the appli- 
cation whose priority is claimed 
(where priority is claimed), the date 
of receipt by the International Pre¬ 
liminary Examining Authority of the 
demand, and—in the case of later 
elections—the date of receipt by the 
International Bureau of the later elec¬ 
tion. 


(c) The notification shall be sent to 
the elected Office promptly after the 
expiration of the 18th month from the 
priority date, or, if the international 
preliminary examination report is 
communicated earlier, then, at the 
same time as the communication of 
that report. Elections effected after 
such notification shall be notified 
promptly after they have been effect¬ 
ed. 


duiMtimk* dVxuMon preliminaire inler- 
nulional. la duiv du reception ou, si 
la regle 00.1 b) csi applicable, la dato 
nienlionnee dans celte disposition. 
Elle adresse ä bref delai l'exemplairc 
original au Bureau international. Elle 
conserve laulrc exemplaire dans ses 
dossiers. 

b) L'administration chargee de lexa- 
men preliminaire international infor¬ 
me par ecrit, ä bref delai, le deposant 
de la date de reception de la demande 
d'examen preliminaire international. 
Lorsque cette demande est conside- 
ree, conformement aux regles 57.4 c) 
ou 60.1 c), n’avoir pas ete presentee, 
cette administration le notifie au de¬ 
posant. 

c) Le Bureau international notifie ä 
bref delai ä l'administration chargee 
de l’examen preliminaire internatio¬ 
nal et au deposant la reception de tou- 
te election ulterieure et sa date. Cette 
date doit etre la date effective de re¬ 
ception par le Bureau international ou, 
si la regle 60.2 b) est applicable, la da¬ 
te mentionnee dans cette disposition. 
Lorsque l'election ulterieure est con- 
sideree, conformement aux regles 
57.5 c) ou 60.2 c), n'avoir pas ete pre- 
sentee, le Bureau international le no¬ 
tifie au deposant. 


61.2 Notifications aux Offices elus 

a) La notification prevue ä l'arti- 
cle 31. 7) est effectuee par le Bureau 
international. 

b) Cette notification doit indiquer 
le numero et la date du depöt de la 
demande internationale, le nom du de¬ 
posant, le nom de loffice recepteur, la 
date du depöt de la demande dont la 
priorite est revendiquee (lorsqu'il y a 
revendication de priorite), la date de 
reception de la demande d’examen 
preliminaire international par l'admi- 
nistration chargee de l'examen preli¬ 
minaire international, et — en cas 
delection ulterieure — la date de 
reception de l'election ulterieure par 
le Bureau international. 


c) La notification doit etre adressee 
ä l’office elu ä bref delai apres Lexpi- 
ration du dix-huitieme mois ä compter 
de la date de priorite ou, si le rapport 
d'examen preliminaire international 
est communique plus tot, lors de la 
communication de ce rapport. Les 
elections effectuees apres une teile 
notification sont notifiees ä bref delai 
apres leur presentation. 


Antrags das lak-iu hiicho Eingangsda¬ 
tum oder, wo dies in Bel mehl komm-, 
den in Regel 60.1 Absatz b erwähnten 
Zeitpunkt. Die mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Be¬ 
hörde sendet dem Internationalen 
Büro unverzüglich das Original zu. Sie 
behält das andere Exemplar in ihren 
Akten. 

b) Die mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
unterrichtet den Anmelder unverzüg¬ 
lich und schriftlich über das Ein¬ 
gangsdatum des Antrags. Gilt der An¬ 
trag nach den Regeln 57.4 Absatz c 
oder 60.1 Absatz c als nicht einge¬ 
reicht, so unterrichtet die mit der in¬ 
ternationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragte Behörde den Anmeldej 
entsprechend. 

c) Das Internationale Büro unter¬ 
richtet die mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Be¬ 
hörde und den Anmelder unverzüg¬ 
lich über den Eingang und das Ein¬ 
gangsdatum einer nachträglichen 
Auswahlerklärung. Das Datum muß 
das tatsächliche Eingangsdatum beim 
Internationalen Büro oder, wo dies in 
Betracht kommt, der in Regel 60.2 Ab¬ 
satz b erwähnte Zeitpunkt sein. Gilt 
die nachträgliche Auswahlerklärung 
nach den Regeln 57.5 Absatz c oder 

60.2 Absatz c als nicht eingereicht, so 
unterrichtet das Internationale Büro 
den Anmelder entsprechend. 

61.2 Benachrichtigung der ausgewähl¬ 
ten Ämter 

a) Die in Artikel 31 Absatz 7 vor¬ 
gesehene Benachrichtigung wird 
durch das Internationale Büro vorge¬ 
nommen. 

b) In der Benachrichtigung wird 
das Aktenzeichen und das Anmei- 
dungsdatum der internationalen An¬ 
meldung angegeben, sowie der Name 
des Anmelders, die Bezeichnung des 
Anmeldeamts, das Anmeldedatum der 
Anmeldung, deren Priorität bean¬ 
sprucht wird (wenn eine Priorität be¬ 
ansprucht wird), das Eingangsdatum 
des Antrags bei der mit der interna¬ 
tionalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragten Behörde und — im Falle einer 
nachträglichen Auswahlerklärung — 
das Eingangsdatum der nachträgli¬ 
chen Auswahlerklärung beim Interna¬ 
tionalen Büro. 

c) Die Mitteilung wird dem ausge¬ 
wählten Amt unverzüglich nach dem 
Ablauf von 18 Monaten ab Prioritäts¬ 
datum übermittelt oder, falls der in¬ 
ternationale vorläufige Prüfungsbe¬ 
richt früher übermittelt wird, gleichzei¬ 
tig mit der Übermittlung dieses Be¬ 
richts. Auswahlerklärungen, die nach 
dieser Mitteilung abgegeben werden, 
sind unmittelbar nach ihrer Abgabe 
mitzuteilen. 
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61.3 Information foi thc Applied nt 
The International Bureau shall in¬ 
form the applicant in writing that it 
has effected the notification referred 
to in Rule 61.2. At the same time, it 
shall indicate to him, in respect of 
each elected State, any applicable 
time limit under Article 39 (1) (b). 


Rule 62 

Copy for the International 
Preliminary Examinlng Authority 

62.1 The International Application 
(a) Where the competent Interna¬ 
tional Preliminary Examining Authori¬ 
ty is part of the same national Office 
or intergovernmental Organization as 
the competent International Searching 
Authority, the same file shall serve 
the purposes of international search 
and international preliminary exami- 
nation. 


(b) Where the competent Interna¬ 
tional Searching Authority is not part 
of the same national Office or inter¬ 
governmental organization as the 
competent International Preliminary 
Examining Authority, the Internation¬ 
al Bureau shall, promptly upon re¬ 
ceipt of the international search re- 
port or, if the demand was received 
after the international search report, 
promptly upon receipt of the demand, 
send a copy of the international appli- 
cation and the international search 
report to the said Preliminary Ex¬ 
amining Authority. In cases where, 
instead of the international search re¬ 
port, a declaration under Article 17 
(2) (a) has issued, references in the 
preceding sentence to the internation¬ 
al search report shall be considered 
references to the said declaration. 


62.2 Amendments 

(a) Any amendment filed under Ar¬ 
ticle 19 shall be promptly transmitted 
by the International Bureau to the In¬ 
ternational Preliminary Examining 
Authority. If, at the time of filing 
such amendments, a demand for inter¬ 
national preliminary examination has 
already been submitted, the applicant 
shall, at the same time as he files the 
amendments with the International 
Bureau, also file a copy of such 
amendments with the International 
Preliminary Examining Authority. 

(b) If the time limit for filing 
amendments under Article 19 {see 


61.3 Information du deposant 

Le Bureau international informe !e 
deposant par ecrit qu'il a effectue la 
notification visee a la regle 61.2. 11 lui 
indique en meme temps tout delai fixe 
par chaque Etat elu conformement ä 
l’article 39. 1) b). 


Regle 62 

Copie pour l'administration chargee 
de I’examen preliminaire international 

62.1 Demande internationale 

a) Si i'ädministration competente 
chargee de l'examen preliminaire in¬ 
ternational fait partie de l’office na¬ 
tional ou de {'Organisation intergou- 
vernementale auquel appartient l'ad- 
ministration competente chargee de la 
recherche internationale, le meme dos- 
sier sert aux fins de la recherche in¬ 
ternationale et de l’examen prelimi¬ 
naire international. 

b) Si l'administration competente 
chargee de la recherche internationale 
ne fait pas partie de l’office national 
ou de l’organisation intergouverne- 
mentale auquel appartient l'adminis- 
tration competente chargee de l'exa- 
men preliminaire international, le Bu¬ 
reau international, ä bref delai apres 
reception du rapport de recherche in¬ 
ternationale ou, si la demande d’exa- 
men preliminaire international a ete 
recue apres ce rapport, ä bref dölai 
apres reception de la demande d’exa- 
men preliminaire international, adres- 
se une copie de la demande interna¬ 
tionale et du rapport de recherche in¬ 
ternationale a ladministration char¬ 
gee de l’examen preliminaire interna¬ 
tional. Lorsqu’une declaration selon 
l'article 17. 2) a) est etablie au lieu du 
rapport de recherche internationale, 
les references au rapport de recherche 
internationale figurant dans la phrase 
qui precede doivent etre considerees 
comme des references ä une teile de¬ 
claration. 

62.2 Modifications 

a) Toute modification deposee selon 
l’article 19 est transmise ä bref delai 
par le Bureau international ä l’admi- 
nistration chargee de l’examen preli¬ 
minaire international. Si, au moment 
du depöt de telles modifications, une 
demande d’examen preliminaire inter¬ 
national a dejä ete presentee, le de¬ 
posant doit, lors du depöt des modifi¬ 
cations aupres du Bureau internatio¬ 
nal, deposer egalement une copie de 
ces modifications aupres de l’adminis- 
tration chargee de l’examen prelimi¬ 
naire international. 

b) Si le delai prevu pour le depöt 
des modifications selon l'article 19 


61.3 Unterrichtung dos Anmelders 

Das Internationale Büro setzt den 
Anmelder schriftlich davon in Kennt¬ 
nis, daß es die Mitteilungen nach Re¬ 
gel 61.2 vorgenommen hat. Gleichzei¬ 
tig weist es den Anmelder im Hin¬ 
blick auf jeden ausgewählten Staat 
auf die maßgeblichen Fristen im Sinne 
des Artikels 39 Absatz 1 Buchstabe b 
hin. 

Regel 62 

Abschrift für die mit der 

internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragte Behörde 

62.1 Die internationale Anmeldung 

a) Sind die zuständige mit der in¬ 
ternationalen vorläufigen Prüfung be¬ 
auftragte Behörde und die zuständige 
Internationale Recherchenbehörde 
Abteilungen des gleichen nationalen 
Amtes oder der gleichen zwischen¬ 
staatlichen Organisation, so wird die 
gleiche Akte für die Zwecke der in¬ 
ternationalen Recherche und der in¬ 
ternationalen vorläufigen Prüfung 
verwendet. 

b) Sind die zuständige Internatio¬ 
nale Recherchenbehörde und die zu¬ 
ständige mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
nicht Abteilungen des gleichen natio¬ 
nalen Amtes oder der gleichen zwi¬ 
schenstaatlichen Organisation, so 
übermittelt das Internationale Büro 
der genannten Prüfungsbehörde un¬ 
verzüglich nach Erhalt des internatio¬ 
nalen Recherchenberichts oder, falls 
der Antrag nach dem Recherchenbe¬ 
richt eingegangen ist, unverzüglich 
nach Eingang des Antrags eine Ab¬ 
schrift der internationalen Anmeldung 
und des internationalen Recherchen¬ 
berichts. Ist an Stelle des internatio¬ 
nalen Recherchenberichts eine Erklä¬ 
rung nach Artikel 17 Absatz 2 Buch¬ 
stabe a abgegeben worden, so gelten 
die Bezugnahmen des vorstehenden 
Satzes auf den internationalen Re¬ 
cherchenbericht als Bezugnahmen auf 
diese Erklärung. 


62.2 Änderungen 

a) Jede Änderung nach Artikel 19 
leitet das Internationale Büro unver¬ 
züglich an die mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde weiter. Ist im Zeitpunkt der 
Einreichung derartiger Änderungen 
bereits ein Antrag auf internationale 
vorläufige Prüfung gestellt worden, so 
hat der Anmelder im Zeitpunkt der 
Einreichung der Änderung bei dem 
Internationalen Büro eine Ausferti¬ 
gung der Änderungen bei der mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragten Behörde einzureichen. 

b) Ist die Frist zur Einreichung von 
Änderungen nach Artikel 19 (siehe 
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Rulc 46.1) has expired withoul Ilse ap- 
plicanl's having filed amendmenls 
linder that Article, or il the applicant 
has declared that he does not wish to 
make amendments under that Article, 
the International Bureau shall notify 
the International Preliminary Examin- 
ing Authority accordingly. 


Rule 63 

Minimum Requirements for 
International Preliminary 
Examining Authorities 

63.1 Definition of Minimum Require¬ 
ments 

The minimum requirements referred 
to in Article 32 (3) shall be the 
following: 

(i) the national Office or intergov¬ 
ernmental Organization must 
have at least 100 full-time em- 
ployees with sufficient technical 
qualifications to carry out exami- 
nations; 

(ii) that Office or Organization must 
have at its ready disposal at 
least the minimum documenta- 
tion referred to in Rule 34, prop- 
erly arranged for examination 
purposes; 

(iii) that Office or organization must 
have a staff which is capable of 
examining in the required techni- 
cal fields and which has the 
language facilities to understand 
at least those languages in which 
the minimum documentation 
referred to in Rule 34 is written 
or is translated. 


Rule 64 

Prior Art for International 
Preliminary Examination 

64.1 Prior Art 

(a) For the purposes of Article 33 
(2) and (3), everything made available 
to the public anywhere in the world 
by means of written disclosure (in- 
cluding drawings and other illustra- 
tions) shall be considered prior art 
provided that such making available 
occurred prior to the relevant date. 

(b) For the purposes of paragraph 
(a), the relevant date will be: 

(i) subject to item (ii), the interna¬ 
tional filing date of the interna¬ 
tional application under interna¬ 
tional preliminary examination; 

(ii) where the international applica¬ 
tion under international prelimi¬ 
nary examination validly Claims 


(voir lüyle 46.1) esl expire el si le 
deposanl n a pas depose de modifira- 
tions en vertu de cel article, ou s il a 
declare qu'il ne desirait pas deposer 
de modifications en vertu de cc me¬ 
ine article, !c Bureau international lc 
notifie ä 1‘administration chargee de 
l'examen preliminaire international. 


R^gle 63 

Exigences minimales 

pour les administrations chargees 
de l’examen preliminaire international 

63.1 Definition des exigences mini¬ 
males 

Les exigences minimales mention- 
nees ä l article 32. 3) sont les suivan- 
tes: 

i) l’office national ou l’organisation 
intergouvernementale doit avoir 
au moins cent employes ä plein 
temps possedant des qualifications 
techniques süffisantes pour proce- 
der aux examens; 

ii) cet office ou cette Organisation 
doit avoir en sa possession au 
moins Ia documentation minimale 
de la regle 34 disposee d une ma- 
niere adequate aux fins de l’exa- 
men; 

iii) cet office ou cette Organisation 
doit disposer d un personnel capa¬ 
ble de proceder ä l examen dans 
les domaines techniques sur les- 
quels l examen doit porter et pos¬ 
sedant les connaissances linguis- 
tiques necessaires ä la comprehen- 
sion au moins des langues dans 
lesquelles la documentation mini¬ 
male de la regle 34 est redigee ou 
traduite. 

Rägle 64 

Etat de la technique aux fins 
de l'examen preliminaire international 

64.1 Etat de la technique 

a) Aux fins de 1'article 33. 2) et 3), 
est considere comme faisant partie de 
l'etat de Ia technique tout ce qui a ete 
rendu accessible au public en tous 
lieux du monde par une divulgation 
ecrite (y compris des dessins et au- 
tres illustrations), pour autant que 
cette mise ä la disposition du public 
ait eu lieu avant la date pertinente. 

b) Aux fins de l'alinea a) la date 
pertinente est: 

i) sous reserve du sous-alinea ii), la 
date du depöt international de la 
demande internationale faisant 
l’objet de l'examen preliminaire in¬ 
ternational; 

ii) lorsque la demande internationale 
faisant l’objet de l'examen prelimi¬ 
naire international revendique va- 


Reyel 46.1) iiiMjtiuiileu. ohne daß der 
Anmelder Änderungen mich diesem 
Artikel vorgenniumen hat, oder hat 
der Anmelder erklärt, daß er keine 
Änderungen nach diesem Artikel vor¬ 
nehmen will, so unterrichtet das In¬ 
ternationale Büro die mit der interna¬ 
tionalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragte Behörde entsprechend. 

Regel 63 

Mindesterfordernisse für die mit der 

internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragten Behörden 

63.1 Aufzählung der Mindesterforder¬ 
nisse 

Die Mindesterfordernisse nach Arti¬ 
kel 32 Absatz 3 sind folgende: 

i) das nationale Amt oder die zwi¬ 
schenstaatliche Organisation müs¬ 
sen mindestens 100 hauptamtliche 
Beschäftigte mit ausreichender 
technischer Qualifikation zur 
Durchführung der Prüfungen ha¬ 
ben; 

ii) das Amt oder die Organisation 
müssen mindestens den in Regel 
34 erwähnten Mindestprüfstoff in 
einer für Prüfzwecke geordneten 
Form besitzen; 

iii) das Amt oder die Organisation 
müssen über einen Mitarbeiter¬ 
stab verfügen, der Prüfungen auf 
den erforderlichen technischen 
Gebieten durchführen kann und 
über ausreichende Sprachkennt- 
nisse verfügt, um wenigstens die 
Sprachen zu verstehen, in denen 
der Mindestprüfstoff nach Regel 
34 abgefaßt oder in die er über¬ 
setzt ist. 

Regel 64 

Stand der Technik 
für die 

internationale vorläufige Prüfung 

64.1 Stand der Technik 

a) Für die Anwendung des Artikels 
33 Absätze 2 und 3 wird alles, was 
der Öffentlichkeit irgendwo in der 
Welt durch schriftliche Offenbarung 
(unter Einschluß von Zeichnungen 
und anderen Darstellungen) vor dem 
maßgeblichen Zeitpunkt zugänglich 
war, zum Stand der Technik gerech¬ 
net. 

b) Für die Anwendung des Absat¬ 
zes a ist maßgeblicher Zeitpunkt: 

i) vorbehaltlich der Ziffer ii das in¬ 
ternationale Anmeldedatum der 
vorläufig zu prüfenden internatio¬ 
nalen Anmeldung; 

ii) wenn die vorläufig zu prüfende 
internationale Anmeldung zu 
Recht die Priorität einer früheren 
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the priority of an earlier applica- 
tion, the filing date of such earlier 
application. 

64.2 Non-Written Disclosures 
In cases where the making avail- 
able to the public occurred by means 
of an oral disclosure, use, exhibition 
or other non-written means ("non- 
written disclosure") before the 
relevant date as defined in Rule 64.1 
(b) and the date of such non-written 
disclosure is indicated in a written 
disclosure which has been made 
available to the public after the rele¬ 
vant date, the non-written disclosure 
shall not be considered part of the 
prior art for the purposes of Article 
33 (2) and (3). Nevertheless, the inter¬ 
national preliminary examination re- 
port shall call attention to such non- 
written disclosure in the manner pro- 
vided for in Rule 70.9. 


64.3 Certain Pubiished Documents 

In cases where any application or 
any patent which would constitute 
prior art for the purposes of Arti¬ 
cle 33 (2) and (3) had it been pubiished 
prior to the relevant date referred 
to in Rule 64.1 was pubiished, as such, 
after the relevant date but was filed 
earlier than the relevant date or 
claimed the priority of an earlier ap¬ 
plication which had. been filed prior 
to the relevant date, such pubiished 
application or patent shall not be con¬ 
sidered part of the prior art for the 
purposes of Article 33 (2) and (3). 
Nevertheless, the international pre¬ 
liminary examination report shall call 
attention to such application or 
patent in the manner provided for in 
Rule 70.10. 


Rule 65 

Inventive Step or 
Non-Obviousness 

65.1 Approach to Prior Art 

For the purposes of Article 33 (3), 
the international preliminary exami¬ 
nation shall take into consideration 
the relation of any particular claim to 
the prior art as a whole. It shall take 
into consideration the claim's relation 
not only to individual documents or 
parts thereof taken separately but 
also its relation to corabinations of 
such documents or parts of docu¬ 
ments, where such combinations are 
obvious to a person skilled in the art. 


lablement la priorite d une deman- 
de anterieure, la date du depöt de 
cette demande anterieure. 

64.2 Divulgations non ecrites 

Dans les cas oü la mise ä la dispo- 
sition du public a eu lieu par le moyen 
d une divulgation orale, d'une utilisa- 
tion ou d une exposition, ou par d'au- 
tres moyens non ecrits («divulgation 
non ecrite») avant la date pertinente 
teile que definie ä la regle 64.1 b), et 
oü la date de cette divulgation non 
ecrite est indiquee dans une divulga¬ 
tion ecrite qui a ete rendue accessible 
au public apres la date pertinente, la 
divulgation non ecrite n’est pas con- 
sideree comme faisant partie de l'etat 
de la technique aux fins de l’article 
33. 2) et 3). Toutefois, le rapport d exa- 
men preliminaire international doit 
mentionner une teile divulgation non 
ecrite de la maniere prevue ä la 
regle 70.9. 


64.3 Certains documents publies 

Lorsqu’une demande ou un brevet, 
qui ferait partie de l'etat de la tech¬ 
nique aux fins de l'article 33. 2) et 3) 
s'il avait ete publie avant la date per¬ 
tinente mentionnee ä la r&gle 64.1, a 
ete publie, en tant que tel, apres la 
date pertinente raais a 6te depose 
avant la date pertinente ou revendi- 
que la priorite d une demande ante¬ 
rieure d4posee avant la date pertinen¬ 
te, cette demande publice ou ce bre¬ 
vet publie n’est pas considere comme 
faisant partie de l'etat de la technique 
aux fins de l’article 33» 2) et 3). Toute¬ 
fois, le rapport d’examen preliminaire 
international doit mentionner une tei¬ 
le demande ou un tel brevet de la ma¬ 
niere prevue a la regle 70.10. 


R^gle 65 

Activlte inventive ou non-6vidence 

65.1 Relation avec l’etat 
de la technique 

Aux fins de l’article 33.3), l examen 
preliminaire international doit pren- 
dre en consideration la relation exis- 
tant entre une revendication determi- 
nee et l'etat de la technique dans son 
ensemble. II doit prendre en conside¬ 
ration non seulement la relation exis- 
tant entre la revendication et les do¬ 
cuments individuels ou les parties de 
ces documents considerees individuel¬ 
lement, mais egalement la relation 
existant entre la revendication et les 
combinaisons de tels documents ou 
parties de documents, lorsque de tel- 
les combinaisons sont evidentes pour 
un homme du metier. 


Anmeldung beansprucht, das An¬ 
meldedatum der früheren Anmel¬ 
dung. 

64.2 Nicht-schriftliche Offenbarungen 

In Fällen, in denen der Öffentlich¬ 
keit vor dem nach Regel 64.1 Absatz b 
maßgeblichen Zeitpunkt Kenntnisse 
durch mündliche Offenbarung, Benut¬ 
zung, Ausstellung oder auf anderen 
nicht-schriftlichen Wegen zugänglich 
gemacht worden sind („nicht-schrift- 
liche Offenbarung") und das Datum 
der nicht-schriftlichen Offenbarung in 
einer schriftlichen Offenbarung ent¬ 
halten ist, die der Öffentlichkeit nach 
diesem Zeitpunkt zugänglich gemacht 
worden ist, wird die nicht-schriftliche 
Offenbarung nicht zum Stand der 
Technik nach Artikel 33 Absätze 2 
und 3 gerechnet. Ungeachtet dessen 
wird im internationalen vorläufigen 
Prüfungsbericht auf solche nicht- 
schriftliche Offenbarungen gemäß 
Regel 70.9 hingewiesen. 

64.3 Bestimmte veröffentlichte Unter¬ 
lagen 

Wären Anmeldungen oder Patente 
nach Artikel 33 Absätze 2 und 3 zum 
Stand der Technik zu rechnen, wenn 
sie vor dem in Regel 64.1 genannten 
maßgeblichen Zeitpunkt veröffentlicht 
worden wären, sind sie jedoch als sol¬ 
che erst nach diesem Zeitpunkt veröf¬ 
fentlicht, aber vor diesem Zeitpunkt 
eingereicht worden, oder beanspru¬ 
chen sie zu Recht die Priorität einer 
vor diesem Zeitpunkt eingereichten 
früheren Anmeldung, so werden diese 
veröffentlichten Anmeldungen oder 
Patente nicht in den Stand der Tech¬ 
nik für die Zwecke des Artikels 33 
Absätze 2 und 3 einbezogen. Unge¬ 
achtet dessen wird im internationalen 
vorläufigen Prüfungsbericht auf derar¬ 
tige Anmeldungen oder Patente ge¬ 
mäß Regel 70.10 aufmerksam gemacht. 

Regel 65 

Beruhen auf erfinderischer Tätigkeit 
oder Nichtoffensichtlichkeit 

65.1 Bewertung des Standes der 
Technik 

Für Artikel 33 Absatz 3 wird in der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
das Verhältnis eines bestimmten An¬ 
spruchs zum Stand der Technik in sei¬ 
ner Gesamtheit in Betracht gezogen. 
Dabei wird nicht nur das Verhältnis 
des Anspruchs nur zu den einzelnen 
Unterlagen oder Teilen derselben be¬ 
rücksichtigt, sondern auch das Ver¬ 
hältnis zu Kombinationen von solchen 
Unterlagen oder Teilen derselben, 
wenn solche Kombinationen für einen 
Fachmann offensichtlich sind. 
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65.2 Relevant Date 
For the purposes of Article 33 (3), 
the relevant date for the considera- 
tion of inventive step (non-obvious- 
ness) is the date prescribed in 
Rule 64.1. 


Rule 66 

Procedure Before the International 
Preliminary Examining Authority 

66.1 Basis of the International Pre- 
liminary Examination 
Before the international preliminary 
examination Starts, the applicant may 
make amendments according to Arti¬ 
cle 34 (2) (b) and the international 
preliminary examination shall initially 
be directed to the Claims, the descrip- 
tion, and the drawings, as contained 
in the international application at the 
time the international preliminary ex¬ 
amination Starts. 


66.2 First Written Opinion of the 
International preliminary Ex- 
amining Authority 

(a) If the International Preliminary 
Examining Authority 

(i) considers that the international 
application has any of the 
defects described in Article 34 

M. 

(ii) considers that the international 
preliminary examination report 
should be negative in respect of 
any of the Claims because the in- 
vention claimed therein does not 
appear to be novel, does not 
appear to involve an inventive 
Step (does not appear to be non- 
obvious), or does not appear to 
be industrially applicable, 

(iii) notices that there is some defect 
in the form or contents of the in¬ 
ternational application under the 
Treaty or these Regulations, 

(iv) considers that any amendment 
goes beyond the disclosure in 
the international application as 
filed, or 

(v) wishes to accompany the interna¬ 
tional preliminary examination 
report by observations on the 
clarity of the Claims, the descrip- 
tion, and the drawings, or the 
question whether the Claims are 
fully supported by the descrip- 
tion, 

the said Authority shall notify the ap¬ 
plicant accordingly in writing. 


65.2 Date pertinente 

Aux fins de l'article 33. 3), la date 
pertinente pour l’appreciation de l'ac- 
tivite inventive (non-evidence) est la 
date prescrite ä la regle 64.1. 


R&gle 66 

Procedure au sein de l'admlnistration 
chargde de l'examen preliminaire 
international 

66.1 Base de l'examen preliminaire 
international 

Le deposant peut effectuer des rao- 
difications conformement ä 1’article 

34.2 b) avant le commencement de 
l’examen preliminaire international; 
cet examen porte initialement sur les 
revendications, la description et les 
dessins tels qu'ils sont contenus dans 
la demande internationale au raoment 
oü il commence. 


66.2 Premiere opinion ecrite de l’ad- 
ministration chargee de l’examen 
preliminaire international 

a) Si l'administration chargee de 

l'examen preliminaire international: 

i) considere que la demande inter¬ 
nationale tombe sous le coup de 
l’article 34. 4), 

ii) considere que le rapport d’examen 
preliminaire international devrait 
etre negatif ä l’egard de l’une 
quelconque des revendications 
pour le motif que l'invention qui 
en fait l’objet ne semble pas etre 
nouvelle, ne semble pas impliquer 
une activite inventive (ne semble 
pas etre non evidente), ou ne sem¬ 
ble pas etre susceptible d'applica- 
tion industrielle, 

iii) constate que la demande interna¬ 
tionale est incorrecte quant ä sa 
forme ou a son contenu, selon le 
traite ou le present regiement 
d’execution, 

iv) considere qu'une modification va 
au-dela de l'expose de l'invention 
figurant dans la demande interna¬ 
tionale teile qu elle a etd deposee, 
ou 

v) desire joindre au rapport d'exa- 
men preliminaire international des 
observations relatives ä la clarte 
des revendications, de la descrip¬ 
tion ou des dessins, ou ä la ques¬ 
tion de savoir si les revendica¬ 
tions se basent entierement sur la 
description, 

ladite administration le notifie par 

ecrit au deposant. 


65.2 Maßgeblicher Zeitpunkt 

Für die Anwendung von Artikel 33 
Absatz 3 ist maßgeblicher Zeitpunkt 
für die Beurteilung des Beruhens auf 
erfinderischer Tätigkeit (der Nichtof¬ 
fensichtlichkeit) der in Regel 64.1 vor¬ 
geschriebene Zeitpunkt. 


Regel 66 

Verfahren vor der mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragten Behörde 

66.1 Grundlagen der internationalen 
vorläufigen Prüfung 

Vor dem Beginn der internationalen 
vorläufigen Prüfung kann der Anmel¬ 
der Änderungen nach Artikel 34 Ab¬ 
satz 2 Buchstabe b vornehmen; die 
internationale vorläufige Prüfung ist 
anfänglich auf die Ansprüche, die Be¬ 
schreibung und die Zeichnungen zu 
richten, wie sie in der internationalen 
Anmeldung zur Zeit des Beginns der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
enthalten sind. 

66.2 Erster schriftlicher Bescheid der 
mit der internationalen vorläufi¬ 
gen Prüfung beauftragten Behör¬ 
de 

a) Wenn die mit der internationa¬ 
len vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde 

i) der Auffassung ist, daß die inter¬ 
nationale Anmeldung einen der in 
Artikel 34 Absatz 4 beschriebenen 
Mängel enthält, 

ii) der Auffassung ist, daß der inter¬ 
nationale vorläufige Prüfungsbe¬ 
richt zu einem Anspruch negativ 
sein sollte, da die darin bean¬ 
spruchte Erfindung nicht neu, 
nicht auf erfinderischer Tätigkeit 
beruhend (nicht nichtoffensicht¬ 
lich zu sein scheint) oder nicht 
gewerblich anwendbar zu sein 
scheint, 

iii) feststellt, daß die internationale 
Anmeldung nach Form oder Inhalt 
im Sinne des Vertrags oder dieser 
Ausführungsordnung mangelhaft 
ist, 

iv) der Auffassung ist, daß eine Än¬ 
derung über den Offenbarungsge¬ 
halt der internationalen Anmel¬ 
dung, wie sie eingereicht wurde, 
hinausgeht, oder 

v) dem internationalen vorläufigen 
Prüfungsbericht hinsichtlich der 
Klarheit der Patentansprüche, der 
Beschreibung oder der Zeichnun¬ 
gen oder hinsichtlich der Frage, 
ob die Ansprüche in vollem Um¬ 
fang durch die Beschreibung ge¬ 
stützt werden, Bemerkungen bei¬ 
zufügen wünscht, 

so teilt die Behörde dies dem Anmel¬ 
der schriftlich mit. 
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(b) The notification shall fully state 
the reasons for the opinion of the In¬ 
ternational Preliminary Exanuning 
Aulhority. 

(c) The notification shall invite the 
applicant to submit a written reply to- 
gether, where appropriate. with 
amendments or correclions. 

(d) The notification shall fix a time 
limit for the reply. The time limit 
shall be reasonable under the cir- 
cumstances. If shall normally be 2 
months after the date of notification. 
In no case shall it be shorter than 1 
month after the said date. 1t shall be 
at least 2 months after the said date 
where the international search report 
is transmitted at the same time as the 
notification. In no case shall it be 
more than 3 months after the said 
date. 


66.3 Formal Response to the Interna¬ 
tional Preliminary Examining 
Authority 

(a) The applicant may respond to 
the invitation referred to in Rule 66.2 
(c) of the International Preliminary 
Examining Authority by making 
amendments or corrections or—if he 
disagrees with the opinion of that 
Authority—by submitting arguments, 
as the case may be, or do both. 


(b) Any response shall be submit- 
ted directly to the International Pre¬ 
liminary Examining Authority. 


66.4 Additional Opportunity for A- 
mendment or Correction 

(a) If the International Preliminary 
Examining Authority wishes to issue 
one or more additional written opin- 
ions, it may do so, and Rules 66.2 and 

66.3 shall apply. 

(b) On the request of the applicant, 
the International Preliminary Examin¬ 
ing Authority may give him one or 
more additional opportunities to sub¬ 
mit amendments or corrections. 


66.5 Amendment 

Any change, other than the rectifi- 
cation of obvious errors of transcrip- 
tion, in the Claims, the description, or 
the drawings, including cancellation 
of Claims, omission of passages in the 
description, or omission of certain 
drawings, shall be considered an 
amendment. 


b) Dans la nolilicalion, l'ädminislra- 
tion chargee de l'exainen preliminaire 
international expose eil detail les nio- 
tifs de son opinion. 

c) La notification doit inviter le de- 
posant ä presenter une reponse ecrite 
accompagnee, le cas echeant, de mo- 
dificalions ou de corrections. 

d) La notification doit fixer un delai 
de reponse. Ce delai doit etre raison- 
nable, compte tenu des circonstances. 
II doit etre normalement de deux mois 
ä compter de la date de la notifica¬ 
tion. 11 ne doit en aucun cas etre infe- 
rieur ä un mois a compter de cette 
date. II doit etre d’au moins deux mois 
ä compter de cette date lorsque le 
rapport de recherche internationale 
est transmis en merae temps que la 
notification. II ne doit en aucun cas 
etre superieur ä trois mois ä compter 
de ladite date. 

66.3 Reponse formelle ä ladministra- 
tion chargee de lexamen prelimi¬ 
naire international 

a) Le deposant peut repondre ä l'in- 
vitation, mentionnee a la regle 66.2 c), 
de l'administration chargee de l'exa- 
men preliminaire international par le 
moyen de modifications ou de correc¬ 
tions ou — s'il n'est pas daccord avec 
l'opinion de cette administration — 
en presentant des arguments, selon le 
cas, ou par ces deux moyens. 


b) Toute reponse doit etre presen- 
tee directement ä l'administration 
chargee de 1‘examen preliminaire in¬ 
ternational. 


66.4 Possibilite additionnelle 
de modifier ou de corriger 

a) L'administration chargee de l’exa¬ 
men preliminaire international peut 
emettre un ou plusieurs avis ecrits 
additionnels; les regles 66.2 et 66.3 
s'appliquent. 

b) Sur requete du deposant, l’admi- 
nistration chargee de lexamen preli¬ 
minaire international peut lui donner 
une ou plusieurs possibilites addition- 
nelles de presenter des modifications 
ou des corrections. 


66.5 Modifications 

Tout changement — autre qu'une 
rectification d’erreurs evidentes de 
transcription — apporte aux revendi- 
cations, ä la description ou aux des- 
sins, y compris toute suppression de 
revendications, de passages de la de¬ 
scription ou de dessins, est considere 
comme une modification. 


b) Die Auflassung der mit der in¬ 
ternationalen vorläufigen Prüfung be¬ 
auftragten Behörde ist in dem Be¬ 
scheid eingehend zu begründen. 

c) In dem Bescheid ist der Anmel¬ 
der aufzufordern, eine schriftliche 
Stellungnahme, und, wo dies ange¬ 
bracht ist, Änderungen oder Berichti¬ 
gungen einzureichen. 

d) In dem Bescheid ist eine Frist 
für diese Stellungnahme anzugeben. 
Die Frist muß im Hinblick auf die 
Umstände angemessen sein. Sie soll 
normalerweise zwei Monate betragen 
und beginnt mit dem Zeitpunkt der 
Benachrichtigung. In keinem Fall darf 
sie kürzer als ein Monat sein. Sie be¬ 
trägt wenigstens zwei Monate, wenn 
der internationale Recherchenbericht 
gleichzeitig mit der Mitteilung zuge¬ 
sandt wird. In keinem Fall darf sie 
länger als drei Monate sein. 


66.3 Förmliche Stellungnahme gegen¬ 
über der mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragten 
Behörde 

a) Der Anmelder kann auf die Auf¬ 
forderung der mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragten Be¬ 
hörde nach Regel 66.2 Absatz c je 
nach Lage des Einzelfalls entweder 
durch Änderungen oder Berichtigun¬ 
gen oder — falls er der Auffassung 
der Behörde nicht zustimmt — durch 
eine Gegenäußerung oder sowohl in 
der einen als auch in der anderen 
Weise antworten. 

b) Jede Antwort ist unmittelbar an 
die mit der internationalen vorläufi¬ 
gen Prüfung beauftragte Behörde zu 
richten. 

66.4 Zusätzliche Möglichkeit zur Än¬ 
derung oder Berichtigung 

a) Die mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
kann nach ihrem Ermessen einen oder 
mehrere zusätzliche schriftliche Be¬ 
scheide abgeben; hierauf sind die Re¬ 
geln 66.2 und 66.3 anzuwenden. 

b) Auf Antrag des Anmelders kann 
die mit der internationalen vorläufi¬ 
gen Prüfung beauftragte Behörde ihm 
eine oder mehrere zusätzliche Mög¬ 
lichkeiten zur Änderung oder Berich¬ 
tigung geben. 

66.5 Änderungen 

Neufassungen der Ansprüche, der 
Beschreibung und der Zeichnungen 
einschließlich einer Streichung von 
Ansprüchen oder eines Ausscheidens 
von Teilen der Beschreibung oder von 
einzelnen Zeichnungen sind, abgese¬ 
hen von den Fällen der Richtigstel¬ 
lung von offensichtlichen Ubertra¬ 
gungsfehlern, als Änderungen anzu¬ 
sehen. 
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66.6 iiiionnal ÜoinniunicaLmns w;ih 
the Applicant 

The International Preliminary 
Examining Authority may, at any 
lime, comnuinicate infornially, over 
the telephone, in writing, or through 
personal interviews, with the appli- 
cant. The said Authority shall, at its 
discretion, decide whether it wisiies 
to grant more than one personal 
interview if so requested by the ap- 
plicant, or whether it wishes to reply 
to any informal written communica- 
tion from the applicant. 

66.7 Priority Document 

(a) If the International Preliminary 
Examining Authority needs a copy of 
the application whose priority is 
claimed in the international applica¬ 
tion, the International Bureau shall, 
on request, promptly furnish such 
copy, provided that, where the re¬ 
quest is made before the International 
Bureau has received the priority do¬ 
cument under Rule 17.1 {a), the appli¬ 
cant shall furnish such copy to the In¬ 
ternational Bureau and directly to the 
International Preliminary Examining 
Authority. 


(b) If the application whose priority 
is claimed is in a language other than 
the language or one of the languages 
of the International Preliminary Ex¬ 
amining Authority, the applicant shall 
furnish, on invitation, a translation in 
the said language or one of the said 
languages. 

(c) The copy to be furnished by the 
applicant under paragraph (a) and the 
translation referred to in paragraph 
(b) shall be furnished not later than 
by the expiration of 2 months from 
the date of the request or invitation. 
If they are not furnished within that 
time Iimit, the international prelimin¬ 
ary examination report shall be 
established as if the priority had not 
been claimed. 

66.8 Form of Corrections and Amend¬ 
ments 

(a) The applicant shall be required 
to submit a replacement sheet for 
every sheet of the international appli¬ 
cation which, on account of a correc- 
tion or amendment, differs from the 
sheet originally filed. The letter ac- 
companying the replacement sheels 
shall draw' attention to the differences 
between the replaced sheets and the 
replacement sheets. To the extent 
that any amendment results in Ihe 
cancellation of an entire sheet, that 
amendment shall be communicated in 
a letter. 

(b) The International Preliminary 
Examining Authority shall mark on 


66.(3 Communications uiik ivusi:* 
avec Je deposant 

L'administi alion chargee de 1 exu- 
men preliminaire international peut, 
en tout tenips, communiquer oflicieu- 
sement avec le deposant par telenho- 
ne, par ecrit ou par le moyen d'enlre- 
vues. Elle decide ä sa discretion 
si eile desire accorder plus d une cn- 
trevue lorsque le deposant le demande, 
ou si eile desire repondre ä unc com- 
munication ecrite officieuse du depo¬ 
sant. 

66.7 Document de priorite 

a) Si une copie de la demande dont 
la priorite est revendiquee dans la 
demande internationale est necessai- 
re a l'administration chargee de l exa- 
men preliminaire international, le Bu¬ 
reau international la lui communique 
ä bref delai, sur requete; lorsque la 
requete est presentee avant que le 
Bureau international n’ait recu le do¬ 
cument de priorite selon la regle 
17.1 a), le deposant doit remettre la- 
dite copie au Bureau international et, 
directement, ä l'administration char¬ 
gee de l'examen preliminaire interna¬ 
tional. 


b) Si la demande dont la priorite est 
revendiquee est redigee dans une lan- 
gue autre que la ou les langues de 
l'administration chargee de l'examen 
preliminaire international, le deposant 
communique ä cette administration, 
s'il y est invite, une traduction dans 
ladite langue ou dans l’une desdites 
langues. 

c) La copie que le deposant doit re¬ 
mettre selon l'alinea a) et la traduc¬ 
tion visee ä l'alinea b) doivent etre 
communiquees au plus tard ä l expira- 
lion d un delai de deux mois ä comp- 
ter de la date de la requete ou de l’in- 
vitation. Si eiles ne sont pas commu¬ 
niquees dans ce delai, le rapport 
dexamen preliminaire international 
est etabli comme si la priorite n'avait 
pas ete revendiquee. 

66.8 Forme des corrections 
et des modifications 

a) Le deposant doit souniet!re une 
feuille de remplacement pour chaque 
feuille de la demande internationale 
qui, en raison d une modification ou 
d une correction, differe de la feuille 
primitivement deposee. La lettre d’ae- 
compagnement des feuilles de rem- 
placement doit attirer lattenlion sur 
les differences existant entre les feuil¬ 
les remplacees ct les feuilles de rem- 
placement. Dans la mesure oü une 
modification entraine la suppression 
d'une feuille entiero, la modification 
doit etre communiquee par lettre. 

b) L'administration chargee de l'exa- 
men preliminaire international appose 


Die mit de: iim'inahoiu'lrii \Oilai:- 
iigon Prüfung bcauttiugto Behörde 
kann jederzeit formlos telefonisch, 
schriftlich oder in einer Anhörung mit 
dem Anmelder in Verbindung treten. 
Die Behörde hat nach eigenem Ermes¬ 
sen zu entscheiden, ob sie mehr als 
eine Anhörung gewähren soll, falls 
dies vom Anmelder beantragt wird, 
oder ob sie auf formlose schriftliche 
Mitteilungen des Anmelders antwor¬ 
ten will. 

66.7 Prioritätsunlerlagen 

a) Falls die mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Be¬ 
hörde eine Abschrift der Anmeldung 
benötigt, deren Priorität für die inter¬ 
nationale Anmeldung beansprucht 
wird, hat das Internationale Büro eine 
solche Abschrift auf Aufforderung un¬ 
verzüglich zur Verfügung zu stellen; 
wird die Abschrift angefordert, bevor 
die Prioritatsunlerlagen nach Regel 17.1 
Absatz a beim Internationalen Büro 
eingegangen sind, so hat der Anmel¬ 
der eine solche Abschrift dem Inter¬ 
nationalen Büro und unmittelbar der 
mit der internationalen vorläufigen 
Prüfung beauftragten Behörde einzu¬ 
reichen. 

b) Ist die Anmeldung, deren Priori¬ 
tät beansprucht wird, in einer anderen 
Sprache als der Sprache oder einer 
der Sprachen der mit der internatio¬ 
nalen vorläufigen Prüfung beauftrag¬ 
ten Behörde abgefaßt, so hat der An¬ 
melder auf Aufforderung eine Über¬ 
setzung in diese Sprache oder eine 
dieser Sprachen einzureichen. 

c) Die vom Anmelder nach Ab¬ 
satz a einzureichende Abschrift und 
die Übersetzung nach Absatz b dürfen 
nicht später als mit Ablauf von zwei 
Monaten seit dem Datum der Auffor¬ 
derung eingereicht werden. Werden 
sie nicht innerhalb dieser Frist einge¬ 
reicht, so wird der internationale vor¬ 
läufige Prüfungsbericht so erstellt, als 
wenn die Priorität nicht beansprucht 
worden wäre. 

66 8 Form der Berichtigungen und 
Änderungen 

a) Der Anmelder ist aufzufordern, 
lür jedes Blatt der internationalen 
Anmeldung, das als Folge einer Be¬ 
richtigung oder Änderung von dem 
ursprünglich eingereichten Blatt ab- 
weichl, ein Ersatzblau cinzurcichen. 
Das Begleitschreiben soll auf die Un¬ 
terschiede zwischen den Ersatzblät- 
lern und den ausgetauschten Blättern 
Hinweisen. Führt die Änderung zum 
Fortfall eines ganzen Blattes, so ist 
sie mit einem Schreiben milznteilen. 


b) Die mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
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eacli rcplacement sheet the interna¬ 
tional application number, the dale on 
which it was reeeived, and the stamp 
identifying the said Authority. It shall 
keep in its files any replaced sheet, 
the letter accompanying the replace- 
ment sheet or sheets, and any letter 
referred to in the last sentence of 
Paragraph (a). 

Rule 67 

Subject Matter under 
Article 34 (4) (a) 0) 

67.1 Definition 

No International Preliminary Ex- 
amining Authority shall be required 
to carry out an international prelimin¬ 
ary examination on an international 
application if, and to the extent to 
which, its subject matter is any of the 
following: 

(i) scientific and mathematical 
theories, 

(ii) plant or animal varieties or es- 
sentially biological processes for 
the production of plants and ani- 
mals, other than microbiological 
processes and the products of 
such processes, 

(iii) schemes, rules or methods of 
doing business, performing pure- 
ly mental acts or playing games, 

(iv) methods for treatment of the 
human or animal body by sur- 
gery or therapy, as well as diag- 
nostic methods, 

(v) mere presentations of Informa¬ 
tion, 

(vi) Computer programs to the extent 
that the International Prelimi¬ 
nary Examining Authority is not 
equipped to carry out an interna¬ 
tional preliminary examination 
concerning such programs. 


Rule 68 

Lack of Unity of Invention 
(International Preliminary 
Examination) 

68.1 No Invitation to Restrict or Pay 

Where the International Prelimi¬ 
nary Examining Authority finds that 
the requirement of unity of invention 
is not complied with and chooses not 
to invite the applicant to restrict the 
Claims or to pay additional fees, it 
shall establish the international pre¬ 
liminary examination report, subject 
to Article 34 (4) (b), in respect of the 
entire international application, but 
shall indicate, in the said report, that, 
in its opinion, the requirement of 
unity of invention is not fulfilled and 


sur chaque feuille de remplacemenl 
son limbre, lo numero de la dem an de 
internationale et la date de reception 
de ladite feuille. Elle garde dans ses 
dossiers chaque feuille remplacee, la 
lettre d'accompagnement de la feuille 
ou des feuilles de remplacement et 
toute lettre visee ä la derniere phrase 
de l alinea a). 


Regle 67 

Objet selon I'article 34.4) a) i) 


67.1 Definition 

Aucune administration chargee de 
l examen preliminaire international n a 
l’obligation de proceder ä l’exaraen 
preliminaire international a l'egard 
dune demande internationale dont 
l'objet, et dans la mesure oü l’objet, 
est l'un des suivants: 

i) theories scientifiques et mathema- 
tiques; 

ii) Varietes vegetales, races animales, 
procedes essentiellement biologi- 
ques d'obtention de vegetaux ou 
d'animaux, autres que procedes 
microbiologiques et produits obte- 
nus par ces procedes; 

iii) plans, principes ou methodes en 
vue de faire des affaires, de reali- 
ser des actions purement intellec- 
tuelles ou de jouer; 

iv) methodes de traitement du corps 
humain ou animal par la Chirurgie 
ou la therapie, ainsi que methodes 
de diagnostic; 

v) simples presentations d'inforraa- 
tionsj 

vi) programmes d’ordinateurs dans la 
mesure oü 1'administration char¬ 
gee de l’examen preliminaire in¬ 
ternational n'est pas outillee pour 
proceder ä un examen preliminai¬ 
re international au sujet de tels 
programmes. 


Regle 68 

Absence d'unite de rinvention 
(examen preliminaire international) 

68.1 Pas d'invitation ä limiter ou ä 
payer 

Si l administration chargee de l'exa- 
men preliminaire international estime 
qu'il n'est pas satisfait ä l’exigence 
d'unite de l'invention et decide de ne 
pas inviter le deposant ä limiter les 
revendications ou a payer des taxes 
additionnelles, eile etablit le rapport 
d'examen preliminaire international, 
sous reserve de I'article 34. 4) b), pour 
la demande internationale entiere, 
mais eile indique dans ce rapport que, 
selon son opinion, il n'est pas satisfait 
a l'exigence d'unite de l’invention et 


vermerkt auf jedem Ersatzblatt das 
internationale Aktenzeichen und das 
Eingangsdatum und bringt das Dienst¬ 
siegel der Behörde an. Sie bewahrt in 
ihren Akten jedes ausgetauschie 
Blatt, das Begleitschreiben und jedes 
in Absatz a letzter Satz genannte 
Schreiben auf. 


Regel 67 

Anmeldungsgegenstand nach 
Artikel 34 Absatz 4 Buchstabe a 
Ziffer i 

67.1 Begriffsbestimmung 

Die mit der internationalen vorläu¬ 
figen Prüfung beauftragte Behörde ist 
nicht verpflichtet, eine internationale 
vorläufige Prüfung über eine inter¬ 
nationale Anmeldung durchzuführen, 
wenn und soweit der Anmeldungs¬ 
gegenstand folgende Gebiete betrifft: 

i) wissenschaftliche und mathema¬ 
tische Theorien, 

ii) Pflanzensorten oder Tierarten so¬ 
wie im wesentlichen biologische 
Verfahren zur Züchtung von 
Pflanzen und Tieren mit Aus¬ 
nahme mikrobiologischer Verfah¬ 
ren und der mit Hilfe dieser Ver¬ 
fahren gewonnenen Erzeugnisse, 

iii) Pläne, Regeln und Verfahren für 
eine geschäftliche Tätigkeit, für 
rein gedankliche Tätigkeiten oder 
für Spiele, 

iv) Verfahren zur chirurgischen oder 
therapeutischen Behandlung des 
menschlichen oder tierischen Kör¬ 
pers sowie Diagnostizierverfahren, 

v) bloße Wiedergabe von Informatio¬ 
nen, 

vi) Programme von Datenverarbei¬ 
tungsanlagen insoweit, als die mit 
der internationalen vorläufigen 
Prüfung beauftragte Behörde nicht 
dafür ausgerüstet ist, für solche 
Programme eine internationale 
vorläufige Prüfung durchzuführen. 

Regel 68 

Mangelnde Einheitlichkeit der 
Erfindung 

(internationale vorläufige Prüfung) 

68.1 Keine Aufforderung zur Ein¬ 
schränkung oder Zahlung 

Stellt die mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Be¬ 
hörde fest, daß das Erfordernis der 
Einheitlichkeit der Erfindung nicht er¬ 
füllt ist, und entschließt sie sich, den 
Anmelder nicht zur Einschränkung 
der Ansprüche oder zur Zahlung zu¬ 
sätzlicher Gebühren aufzufordern, so 
erstellt sie den internationalen vor¬ 
läufigen Prüfungsbericht — vorbehalt¬ 
lich des Artikels 34 Absatz 4 Buch¬ 
stabe b — für die gesamte internatio¬ 
nale Anmeldung, weist jedoch in die- 
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quirt-moul oi unity of invontion. 


68.2 Invitation to Restrict or Pay 

Where the International Prelimi- 
nary Examining Authority finds that 
the requirement of unity of invention 
is not complied with and chooses to 
invite the applicant, at his Option, to 
restrict the Claims or to pay addition¬ 
al fees, it shall specify at least one 
possibility of restriction which, in the 
opinion of the International Prelimi- 
nary Examining Authority, would be 
in compliance with the applicable re¬ 
quirement, and shall specify the 
amount of the additional fees and the 
reasons for which the international 
application is not considered as com- 
plying with the requirement of unity 
of invention. It shall, at the same 
time, fix a time limit, with regard to 
the circumstances of the case, for 
complying with the invitation; such 
time limit shall not be shorter than 
1 month, and it shall not be longer 
than 2 months, from the date of the 
invitation. 


68.3 Additional Fees 

(a) The amount of the additional 
fee due for international preliminary 
examination under Article 34 (3) (a) 
shall be determined by the competent 
International Preliminary Examining 
Authority. 

(b) The additional fee due for inter¬ 
national preliminary examination 
under Article 34 (3) (a) shall be pay- 
able direct to the International Pre¬ 
liminary Examining Authority. 

(c) Any applicant may pay the ad¬ 
ditional fee under protest, that is, ac- 
companied by a reasoned Statement 
to the effect that the international ap¬ 
plication complies with the require¬ 
ment of unity of invention or that the 
amount of the required additional fee 
is excessive. Such protest shall be 
examined by a three-member board or 
other special instance of the Interna¬ 
tional Preliminary Examining Authori¬ 
ty, or any competent higher authori¬ 
ty, which, to the extent that it finds 
the protest justified, shall order the 
total or partial reimbursement to the 
applicant of the additional fee. On the 
request of the applicant, the text of 
both the protest and the decision 
thereon shall be notified to the elect- 
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G8.2 Invitation a limiter ou ä payer 

Si Ladministration chargee de l'exa- 
men preliminaire international estime 
qu’il n'est pas salislait ä lexigence 
d’unite de Linvention et decide din- 
viter le deposant, au choix de ce der- 
nier, ä limiter les revendicalions ou ä 
payer des taxes additionnelles, eile 
indique au nioins une possibilite de 
limitation qui, ä son avis, satisfait ä 
teile exigence; eile piecise le mon- 
lant des laxes additionnelles et spe- 
cifie les molifs pour lesquels eile con- 
sidcre que l exigence d'unite de l’in- 
venlion n’est pas satisfaile. Elle fixe 
en meme temps un delai, qui tient 
compte des circonstances du cas d'es- 
pece, pour donner suite a l'invitation; 
ce delai ne peut £tre inferieur ä un 
mois ni superieur ä deux mois ä comp- 
ter de la date de l’invitation. 


68.3 Taxes additionnelles 

a) Le montant des taxes additionnel¬ 
les pour Lexamen preliminaire inter¬ 
national, prevues ä l’article 34. 3) a), 
est fixe par ladministration compe- 
tente chargee de l examen preliminai¬ 
re international. 

b) Les taxes additionnelles pour 
l’examen preliminaire international, 
prevues ä Larticle 34. 3) a), doivent etre 
payees directement ä Ladministration 
chargee de l examen preliminaire in¬ 
ternational. 

c) Tout deposant peut payer les 
taxes additionnelles sous reserve, 
c’est-a-dire en y joignant une decla- 
ration motivee tendant ä demontrer 
que la demande internationale remplit 
la condition d'unite de l’invention ou 
que le montant des taxes additionnel¬ 
les demandees est excessif. Un comite 
de trois membres — ou toute autre 
instance speciale — de Ladministra¬ 
tion chargee de Lexamen preliminaire 
international, ou toute autorite supe- 
rieure competente, examine la reserve 
et, dans la mesure oü il estime que la 
reserve est justifiee, ordonne le rem- 
boursement, total ou partiel, des taxes 
additionnelles au deposant. Sur re- 
quete du deposant, le texte de sa re¬ 
serve et celui de la decision sont an- 


! i!■»< • i l dri Li ilr-lung ni- !•■ •: - 
iülli isi. un«l gibt in knapper Fonn die 
Griinde un, «us denen die inle:nulio- 
nule Anmeldung nach ihrer Aulias- 
sung dem Erfordernis der Einheitlich¬ 
keit der Erfindung nicht genügt. 

68.2 Aufforderung zur Einschränkung 
oder Zahlung 

Stellt die mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Be¬ 
hörde fest, daß das Erfordernis der 
Einheitlichkeit der Erfindung nicht er¬ 
füllt ist, und entschließt sie sich, den 
Anmelder nach seiner Wahl entweder 
zur Einschränkung der Ansprüche 
oder zur Zahlung zusätzlicher Gebüh¬ 
ren aufzufordern, so gibt sie minde¬ 
stens eine Möglichkeit zur Einschrän¬ 
kung an, die nach ihrer Auffassung 
den maßgeblichen Anforderungen ent¬ 
spricht; sie gibt weiter die Höhe der 
zusätzlichen Gebühren und die 
Gründe an, aus denen nach ihrer Auf¬ 
fassung die internationale Anmeldung 
dem Erfordernis der Einheitlichkeit 
der Erfindung nicht genügt. Gleichzei¬ 
tig setzt die mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Be¬ 
hörde eine den Umständen des Einzel¬ 
falls angemessene Frist fest, während 
welcher der Aufforderung nachzu¬ 
kommen ist; diese Frist darf nicht 
kürzer sein als ein Monat und nicht 
länger als zwei Monate und beginnt 
mit dem Zeitpunkt der Aufforderung 
zu laufen. 

68.3 Zusätzliche Gebühren 

a) Die Höhe der zusätzlichen Ge¬ 
bühr für die internationale vorläufige 
Prüfung nach Artikel 34 Absatz 3 
Buchstabe a wird durch die zustän¬ 
dige mit der internationalen vorläufi¬ 
gen Prüfung beauftragte Behörde be¬ 
stimmt. 

b) Die zusätzliche Gebühr, die nach 
Artikel 34 Absatz 3 für die internatio¬ 
nale vorläufige Prüfung zu entrichten 
ist, ist unmittelbar an die mit der in¬ 
ternationalen vorläufigen Prüfung be¬ 
auftragte Behörde zu zahlen. 

c) Der Anmelder kann die zusätzliche 
Gebühr unter Widerspruch zahlen; 
dem Widerspruch ist eine Begründung 
des Inhalts beizufügen, daß die inter¬ 
nationale Anmeldung das Erfordernis 
der Einheitlichkeit der Erfindung er¬ 
fülle oder daß der Betrag der gefor¬ 
derten zusätzlichen Gebühr überhöht 
sei. Der Widerspruch wird von einem 
Ausschuß aus drei Mitgliedern oder 
von einer anderen besonderen Instanz 
der mit der internationalen vorläufi¬ 
gen Prüfung beauftragten Behörde 
oder von einer zuständigen höheren 
Stelle geprüft-, kommt die Instanz zu 
dem Ergebnis, daß der Widerspruch 
begründet ist, ordnet sie die völlige 
oder teilweise Rückzahlung der zu¬ 
sätzlichen Gebühr an den Anmelder 
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(dj The three-member board, spe¬ 
cial instance or competent higher 
authority, relerred to in paragraph (c), 
shall not comprise any person who 
made the decision which is the 
subject of the protest. 


68.4 Procedure in the Case of Insuffi- 
cient Restriction of the Claims 

If the applicant restricts the Claims 
but not sufficiently to compiy with 
the requirement of unity of invention, 
the International Preliminary Examin- 
ing Authority shall proceed as pro- 
vided in Article 34 (3) (c). 


68.5 Main Invention 

In case of doubt which invention is 
the main invention for the purposes 
of Article 34 (3) (c), the invention 
first mentioned in the Claims shall be 
considered the main invention. 

Rule 69 

Time limit for International 
Preliminary Examination 

69.1 Time Limit for International 
Preliminary Examination 
(a) All agreements concluded with 
International Preliminary Examining 
Authorities shall provide for the same 
time limit for the establishment of the 
international preliminary examination 
report. This time limit shall not ex- 
ceed: 

(i) 6 months after the Start of the in¬ 
ternational preliminary examina¬ 
tion, 

(ii) in cases where the International 
Preliminary Examining Authority 
issues an invitation to restrict the 
Claims or pay additional fees [Ar¬ 
ticle 34 (3)], 8 months after the 
Start of the international prelimi- 
nary examination. 


(b) International preliminary ex¬ 
amination shall start upon receipt, by 
the International Preliminary Examin¬ 
ing Authority: 

(i) linder Rule 62.2 (a), of the claiius 
ü: amended under Article 19, or 


(iil under Rule 62.2 (b), of a notice 
from the International Bureau 
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d) Le Comite de trois membres, \ ins¬ 
tance speciale ou Laulorite superieurc 
mentionne ä Lalinea c) ne doit pas 
comprendre le fonctionnaire qui a pris 
la decision faisant l'objet de la re- 
serve. 


68.4 Procedure en cas de 1 i in i tat io n 
insuffisante des revendications 

Si le deposant limite les revendica¬ 
tions d une maniere qui ne suffit pas 
pour satisfaire ä l'exigence d'unite de 
l'invention, l'administration chargee 
de l'examen preliminaire international 
procede conformement a Larticle 
34. 3) c). 

68.5 Invention principale 

En cas de doute sur la question de 
savoir quelle est l'invention principale 
aux fins de l’article 34. 3) c), l'inven- 
tion mentionnee en premier lieu dans 
les revendications est consideree com- 
me l'invention principale. 

R&gle 69 

Delai pour l'examen preliminaire 
international 

69.1 Delai pour l'examen preliminaire 
international 

a) Tous les accords conclus avec 
des administrations chargees de l'exa¬ 
men preliminaire international doivent 
prevoir le meme delai pour letablisse- 
ment du rapport dexamen preliminai¬ 
re international. Ce delai ne doit pas 
exceder: 

i) six mois a partir du debut de l'exa¬ 
men preliminaire international; 

ii) huit mois ä partir du debut de 
l'examen preliminaire international 
lorsque l'administration chargee de 
l'examen preliminaire international 
a adresse une invitation ä limiter 
les revendications ou a payer des 
taxes additionelles [article 34. 3)]. 


b) L'examen preliminaire internatio¬ 
nal debute des reception par l'adini- 
nistration chargee de l'examen preli¬ 
minaire international: 

i) des revendications tolles que ino- 
difiees selon Larticle 19, transmi- 
ses en application de la regle 

62.2 a); ou 

ii) d une notificalion du Bureau inter¬ 
national en application de* la regle 


aii. Am AuSi-.g drs Aunii‘!di-i> v.ml 
<i*-i Wortlaut des HAU i spriK 1“. ;:mi 
der Entscheidung hierüber den tiusyi - 
wählten Ämtern als Anhang zum in¬ 
ternationalen vorläufigen Prühmgs- 
bericht milgeteilt. 

d) Personen, die an der Entschei¬ 
dung, die Gegenstand des Wider¬ 
spruchs ist, mitgewirkt haben, dürfen 
nicht Mitglied des in Absatz c ge¬ 
nannten Ausschusses aus drei Mit¬ 
gliedern, der anderen besonderen In¬ 
stanz oder der zuständigen höheren 
Siedle sein. 

68.4 Verfahren im Fall der nicht aus¬ 
reichenden Einschränkung der 
Ansprüche 

Schränkt der Anmelder die An¬ 
sprüche ein, ohne in ausreichendem 
Maße dem Erfordernis der Einheitlich¬ 
keit der Erfindung zu entsprechen, so 
verfährt die mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Be¬ 
hörde nach Artikel 34 Absatz 3 Buch¬ 
stabe c. 

68.5 Haupterfindung 

Bestehen Zweifel darüber, welche 
Erfindung die Haupterfindung im 
Sinne des Artikels 34 Absatz 3 Buch¬ 
stabe c ist, so ist die in den Ansprü¬ 
chen zuerst genannte Erfindung als 
Haupterfindung anzusehen. 

Regel 69 

Frist für die internationale 
vorläufige Prüfung 

69.1 Frist für die internationale vor¬ 
läufige Prüfung 

a) Alle Vereinbarungen, welche mit 
den mit der internationalen vorläu¬ 
figen Prüfung beauftragten Behörden 
geschlossen worden sind, haben die 
gleichen Fristen für die Erstellung des 
internationalen vorläufigen Prüfungs¬ 
berichts vorzusehen. Diese Frist darf 
nicht überschreiten: 

i) sechs Monate nach dem Beginn 
der internationalen vorläufigen 
Prüfung, 

ii) acht Monate nach dem Beginn der 
internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung in Fällen, in denen die mit 
der internationalen vorläufigen 
Prüfung beauftragte Behörde eine 
Aufforderung zur Einschränkung 
der Ansprüche oder zur Zahlung 
zusätzlicher Gebühren (Artikel 34 
Absatz 3) erläßt. 

b) Die internationale vorläufige 
Prüfung wird durch die mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragte Behörde nach Eingang folgen¬ 
der Unterlagen aufgenominen: 

i) der gemäß Artikel 19 geänderten 
Ansprüche nach Regel 62.2 Ab¬ 
satz a, oder 

ii) der Mitteilung durch das Interna¬ 
tionale Büro nach Regel 62.2 Ab- 



Nr. 32 

that no umendmonts ander Ai- 
tido 19 laue beim filed within 
the prescribed time liinit or Mail 
the applicant has declared that 
he does not wish to make such 
amendmenls, or 

(iii) of a notice, after the internation¬ 
al search report is in the posses- 
sion of the International Pre- 
liminary Examining Authority, 
from the applicant expressing the 
wish that the international pre- 
liminary examination should 
Start and be directed to the 
Claims as specified in such notice, 
or 

(iv) of a notice of the declaration by 
the International Searching 
Authority that no international 
search report will be established 
(Article 17 (2) (a)]. 

(c) If the competent International 
Preliminary Examining Authority is 
part of the same national Office or in¬ 
tergovernmental Organization as the 
competent International Searching Au¬ 
thority, the international preliminary 
examination may, if the International 
Preliminary Examining Authority so 
wishes, start at the same time as the 
international search. In such a case, 
the international preliminary exami¬ 
nation report shall be established, not- 
withstanding the provisions of Para¬ 
graph (a), no later than 6 months after 
the expiration of the time limit al- 
lowed under Article 19 for amending 
the Claims. 

Rule 70 

The International Preliminary 
Examination Report 

70.1 Definition 

For the purposes o f this Rule, 
"report" shall mean international pre¬ 
liminary examination report. 

70.2 Basis of the Report 

(a) If the claims have been amend- 
ed, the report shall issue on the 
Claims as amended. 

(b) lf, pursuant to Rule 66.7 (c), the 
report is established as if the priority 
had not. been claimed, the report shall 
so indicate. 

(c) lf the International Preliminary 
Examining Authority considers that 
any amendment goes beyond the dis- 
closure in the international applica- 
tion as filed, the report shall be estab¬ 
lished as if such amendment had not 
been made, and the report shall so 
indicate. It shall also indicate the 
reasons why it considers that the 
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62.2 b| iniiiquuni qu'aucunt: modi- 
lir.ilii.iii sH'iu l urliclr 19 n'a eit* 
dcposcM 1 d.jiis h- delai prescrit on 
que le deposanl <\ declare qu'il ne 
desiraii pas döposer de tolles mo- 
dilications; ou 

iii) d une notilication, quand le rap¬ 
port de lecheiche internationale 
est eil la possession de l'admini- 
stration chargee de lexamen preli- 
minaire international, du deposant 
exprimant le veeu que l examen 
preliminaire international debute 
et porte sur les revendications tel- 
les que specifiecs dans cette noti- 
fication; ou 

iv) d'une notilication de la declaration 
de ladministration chargee de la 
recherche internationale qu’un 
rapport de recherche internatio¬ 
nale ne sera pas etabli (article 
17.2) a)]. 

c) Si ladministration coinpetente 
chargee de l examen preliminaire in¬ 
ternational fait partie de l'office na¬ 
tional ou de l'organisation intergou- 
vernementale auquel appartient l’ad- 
ministration competente chargee de 
la recherche internationale, cette ad- 
ministration peut entreprendre l’exa- 
men preliminaire international en me- 
me temps que la recherche internatio¬ 
nale. Dans ce cas, le rapport dexamen 
preliminaire international doit etre 
etabli, nonobstant l'alinea a), au plus 
tard six mois apres l'expiration du de¬ 
lai accorde, selon l'article 19, pour la 
modification des revendications. 


R6gle 70 

Rapport d examen preliminaire 
international 

70.1 Definition 

Au sens de la presente regle, il faut 
entendre par «rapport» le rapport 
d'examen preliminaire international. 

70.2 Base du rapport 

a) Si les revendications ont ete mo- 
difiees, le rapport est etabli sur la ba¬ 
se des revendications telles que mo- 
difiees. 

b) Si, conformement ä la Tegle 
66.7 c), le rapport est etabli comme si 
la priorite n'avait pas ete revendi- 
quee, le rapport doit le preciser. 

c) Si ladministration chargee de 
lexamen preliminaire international 
considere qu'une modification va au- 
delä de l'expose de l’invention figu- 
rant dans la demande internationale 
teile qu'elle a ete deposee, le rapport 
est etabli comme si cette modification 
n'avait pas ete faite, et le rapport l’in- 
dique. II indique egalement les raisons 


salz b, daß keim- .\no•; ung* i. ij■ 
maß Artikel 19 mmnh.'ü» ihn \.■ ■ 
geschriebenen J'risi i-ingi-Ho Ir 
wurden oder daß doi Anmeldei 
erklärt hat, daß n keine snl< hen 
Änderungen vornehmen will, oder 

iii) einer Mitteilung des Anmelders — 
nachdem die mit der internatio¬ 
nalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragte Behörde im Besitz des in¬ 
ternationalen Recherchenberichts 
ist —, daß er den Beginn der 
internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung wünscht und daß diese auf 
die in dieser Mitteilung bezeich¬ 
nten Ansprüche gerichtet werden 
soll, oder 

iv) einer Mitteilung der Erklärung der 
Internationalen Recherchenbe¬ 
hörde, daß ein internationaler Re¬ 
cherchenbericht nicht erstellt wird 
(Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe a). 

c) Sind die zuständige mit der in¬ 
ternationalen vorläufigen Prüfung be¬ 
auftragte Behörde und die zuständige 
Internationale Recherchenbehörda 
Abteilungen des gleichen nationalen 
Amtes oder der gleichen zwischen¬ 
staatlichen Organisation, so kann die 
internationale vorläufige Prüfung, 
falls die mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
dies wünscht, zu derselben Zeit begin¬ 
nen wie die internationale Recherche. 
In einem solchen Fall wird der inter¬ 
nationale vorläufige Prüfungsbericht 
unbeschadet Absatz a nicht später als 
sechs Monate nach dem Ablauf der 
Frist nach Artikel 19 für die Ände¬ 
rung von Ansprüchen erstellt. 

Regel 70 

Der internationale vorläufige 
Prüfungsbericht 

70.1 Begriffsbestimmung 

.Bericht" im Sinne dieser Regel be¬ 
zeichnet den Internationalen vorläufi¬ 
gen Prüfungsbericht. 

70.2 Grundlage für den Bericht 

a) Sind die Ansprüche geändert 
worden, so wird der Bericht auf der 
Grundlage der geänderten Ansprüche 
erstellt. 

b) Ist der Bericht entsprechend Re¬ 
gel 66.7 Absatz c so erstellt worden, 
als wenn keine Priorität beansprucht 
worden wäre, so wird hierauf im Be¬ 
richt hingewiesen. 

c) Ist die mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Be¬ 
hörde der Auffassung, daß eine Ände¬ 
rung über den Offenbarungsgehalt der 
internationalen Anmeldung, wie sie 
eingereicht worden ist, hinausgeht, so 
wird der Bericht ohne Berücksichti¬ 
gung der Änderung erstellt und hier¬ 
auf im Bericht hingewiesen. Die Be- 
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amendment goes beyond the said dis- 
closure. 


70.3 Identifications 
The report shall identify the Inter¬ 
national Preliminary Examining 
Authority which established it by in- 
dicating the name of such Authority, 
and the international application, by 
indicating the international applica¬ 
tion number, the name of the appli- 
cant, the name of the feceiving Of¬ 
fice, and the international filing date. 


70.4 Dates 

The report shall indicate: 

(i) the date on which the demand 
was submitted. and 

(ii) the date of the report; that date 
shall be the date on which the re¬ 
port is completed. 

70.5 Classification 

(a) The report shall repeat the Clas¬ 
sification given under Rule 43.3 if the 
International Preliminary Examining 
Authority agrees with such Classifica¬ 
tion. 

(b) Otherwise, the International 
Preliminary Examining Authority 
shall indicate in the report the Classi¬ 
fication, at least according to the In¬ 
ternational Patent Classification, 
which it considers correct. 

70.6 Statement under Article 35 (2) 

(a) The Statement referred to in Ar¬ 
ticle 35 (2) shall consist of the words 
“YES" or “NO*, or their equivalent 
in the language of the report, or some 
appropriate sign provided for in the 
Administrative Instructions, and shall 
be accompanied by the citations, ex- 
planations and observations, if any, 
referred to in the last sentence of Ar¬ 
ticle 35 (2). 

(b) If any of the three criteria 
referred to in Article 35 (2) {that is, 
novelty, inventive Step [non-obvious- 
ness], industrial applicability) is not 
satisfied, the Statement shall be 
negative. If, in such a case, any of the 
criteria, taken separately, is satisfied, 
the report shall specify the criterion 
or criteria so satisfied. 


70.7 Citations under Article 35 (2) 

(a) The report shall eite the docu- 
ments considered to be relevant for 


pour lesqucllcs ladite administialion 
considerc que la modification va au- 
delä dudit expose. 

70.3 Identifications 

Le rapport identifie d une part l’ad- 
ministration chargee de l'examen pre- 
liminaire international qui la etabli, 
en indiquant le nom de cette admini- 
stration, et d autre pari la demande in¬ 
ternationale par le numero de cette 
demande, le nom du deposant, le nom 
de l'office recepteur et la date du de- 
pöt international. 

70.4 Dates 

Le rapport indique: 

i) la date ä laquelle la demande 
d'examen preliminaire internatio¬ 
nal a ete presentee; 

ii) la date du rapport; cette date est 
celle de l’achevement du rapport. 


70.5 Classification 

a) Le rapport repete le classement 
indique selon la regle 43.3 si l’admi- 
nistration chargee de l'examen preli¬ 
minaire international maintient ce 
classement. 

b) Sinon, ladministration chargee 
de l'examen preliminaire international 
indique le classement qu'elle consi- 
dere comme correct, au mininum selon 
la Classification internationale des 
brevets. 

70.6 Declaration selon l'article 35. 2) 

a) La declaration mentionnee ä l’ar- 
ticle 35. 2) consiste en «OUI» ou 
«NON», ou l’equivalent de ces mots 
dans la langue du rapport, ou un signe 
approprie specifie dans les instruc¬ 
tions administratives, et est, le cas 
echeant, accompagnee des citations, 
explications et observations mention- 
nöes ä la derniere phrase de l’arti- 
cle 35. 2). 

b) S il n'est pas satisfait ä l un quel- 
conque des trois criteres mentionnes 
ä l'article 35. 2) (a savoir la nouveaute, 
l’activite inventive (non-evidence) et 
l’application industrielle), la declara¬ 
tion est negative. Si, dans un tel cas, 
il est satisfait ä l'un ou ä deux de ces 
criteres pris separement, le rapport 
precise celui ou ceux auxquels il est 
ainsi satisfait. 


70.7 Citations selon l’article 35. 2) 

a) Le rapport eite les documents 
consideres comme pertinents pour 


hörde gibt außerdem die Gründe an, 
aus denen nach ihrer Auffassung die 
Änderung über den Oflenbarungsge- 
halt hinausgebt. 

70.3 Angaben 

In dem Bericht wird die mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragte Behörde, die den Bericht 
erstellt hat, mit ihrer amtlichen Be¬ 
zeichnung angegeben; ferner wird die 
internationale Anmeldung durch An¬ 
gabe des internationalen Aktenzei¬ 
chens, des Namens des Anmelders, 
der Bezeichnung des Anmeldeamts 
und des internationalen Anmeldeda- 
tums gekennzeichnet. 

70.4 Daten 

ln dem Bericht werden angegeben: 

i) das Datum der Einreichung des 
Antrags und 

ii) das Datum des Berichts; dieses Da¬ 
tum ist das Datum, an welchem 
der Bericht fertiggestellt worden 
ist. 

70.5 Klassifikation 

a) In dem Bericht ist die nach Re¬ 
gel 43.3 angegebene Klassifikation zu 
wiederholen, falls die mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragte Behörde mit der Klassifizierung 
einverstanden ist. 

b) Andernfalls gibt die mit der in¬ 
ternationalen vorläufigen Prüfung be¬ 
auftragte Behörde im Beridit die 
Klassifikation an, die von ihr als rich¬ 
tig angesehen wird, wobei sie zumin¬ 
dest die Internationale Patentklassifi¬ 
kation zugrunde legt. 

70.6 Feststellung nach Artikel 35 Ab¬ 
satz 2 

a) Die Feststellung nach Artikel 35 
Absatz 2 besteht aus den Wörtern 
„JA" oder „NEIN" oder den entspre¬ 
chenden Wörtern in der im Bericht 
angewendeten Sprache oder aus ge¬ 
eigneten, in den Verwaltungsricht¬ 
linien vorgesehenen Symbolen und 
soll gegebenenfalls die Angaben, Er¬ 
klärungen und Bemerkungen nach Ar¬ 
tikel 35 Absatz 2 letzter Satz enthal¬ 
ten. 

b) Ist eines der drei Merkmale nach 
Artikel 35 Absatz 2 (nämlich Neuheit, 
Beruhen auf erfinderischer Tätigkeit 
(Nichtoffensichtlichkeit), gewerbliche 
Anwendbarkeit) nicht in ausreichen¬ 
dem Maße gegeben, so ist die Fest¬ 
stellung negativ. Wird in einem sol¬ 
chen Fall einem der Merkmale, für 
sich allein genommen, genügt, so sol¬ 
len in dem Bericht das Merkmal oder 
die Merkmale angegeben werden, de¬ 
nen genügt wird. 

70.7 Angabe der Unterlagen nach 
Artikel 35 Absatz 2 

a) In dem Bericht sind die Unterla¬ 
gen anzugeben, die als wesentliche 
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supporting the Statements made under 
Article 35 (2). 

(b) The provisions of Rule 43.5 (b) 
and (e) shail apply also to the report. 

70.8 Explanations under Article 35 (2) 

The Administrative Instructions 
shall contain guidelines for cases in 
which the explanations referred to in 
Article 35 (2) should or should not be 
given and the form of such explana¬ 
tions. Such guidelines shall be based 
on the following principles: 

(i) explanations shall be given 
whenever the Statement in rela- 
tion to any Claim is negative; 

(ii) explanations shall be given 
whenever the Statement is posi¬ 
tive unless the reason for citing 
any document is easy to imagine 
on the basis of consultation of 
the cited document; 

(iii) generally, explanations shall be 
given if the case provided for in 
the last sentence of Rule 70.6 (b) 
obtains. 

70.9 Non-Written Disclosures 

Any non-written disclosure referred 
to in the report by virtue of Rule 64.2 
shall be mentioned by indicating its 
kind, the date on which the written 
disclosure referring to the non-written 
disclosure was made available to the 
public, and the date on which the 
non-written disclosure occurred in 
public. 


70.10 Certain Published Documents 

Any published application or any 
patent referred to in the report by 
virtue of Rule 64.3 shall be mentioned 
as such and shall be accompanied by 
an indication of its date of publication, 
of its filing date, and its claimed 
priority date (if any). In respect of 
the priority date of any such docu¬ 
ment, the report may indicate that, in 
the opinion of the International Pre- 
liminary Examining Aulhority, such 
date has not been validly claimed. 


70.11 Mention of Amendments or Cor- 
rection of Certain Defects 

If, before the International Pre- 
Iiminary Examining Authority, 
amendments or corrections have been 
made, this fact shall be indicated in 
the report. 


etayer les declarations faites selon 
l’article 35. 2). 

b) Les dispositions de Ia regle 
43.5 b) et e) s'appliquent egalement au 
rapport. 

70.8 Explications selon l’article 35. 2) 

Les instructions administratives con- 
tiennent des principes directeurs pour 
les cas oü les explications mention- 
nees ä l’article 35. 2) devraient ou ne 
devraient pas etre donnees, ainsi que 
pour la forme de ces explications. Ces 
principes directeurs doivent se baser 
sur les principes suivants: 

i) des explications doivent etre don¬ 
nees chaque fois que Ja declara- 
tion est negative ä l'egard d’une 
revendication quelconque? 

ii) des explications doivent etre don¬ 
nees chaque fois que la declara- 
tion est positive, sauf si les rai- 
sons qui ont conduit a citer un 
document quelconque sont faciles 
a ixnaginer sur la base de la con¬ 
sultation du document eite; 

iii) en regle generale, des explications 
doivent etre donnees dans le cas 
prevu ä la derniere phrase de la 
regle 70.6 b). 

70.9 Divulgations non ecrites 

Toute divulgation non ecrite visee 
dans le rapport en raison de la regle 
64.2 est mentionnee par l'indication 
de son genre, par la date ä laquelle la 
divulgation ecrite qui se refere ä la 
divulgation non ecrite a ete rendue 
accessible au public et par la date ä 
laquelle cette derniere a ete faite pu- 
bliquement. 


70.10 Certains documents publies 

Toute demande publiee et tout bre- 
vet vis£s dans le rapport en raison de 
la regle 64.3 sont mentionnes en tant 
que tels; le rapport indique leur date 
de publication, leur date de depot et 
leur date de priorite revendiquee 
(le cas echeant). A l’egard de la date 
de priorite d'un tel document, le rap¬ 
port peut indiquer que l’administra- 
tion chargee de l’examen preliminaire 
international estime que cette date 
n’a pas ete valablement revendiquee. 


70.11 Mention de modifications ou de 
correction de certaines irre- 
gularites 

II est indique dans le rapport si des 
modifications ou des corrections ont 
ete faites aupres de l’administration 
chargee de l’examen preliminaire in¬ 
ternational. 


Grundlage für die Feststellungen nach 
Artikel 35 Absatz 2 angesehen wer¬ 
den. 

b) Regel 43.5 Absätze b und e fin¬ 
det auch auf den Bericht Anwendung. 

70.8 Erläuterung nach Artikel 35 Ab¬ 
satz 2 

Die Verwaltungsrichtlinien werden 
Leitsätze darüber enthalten, in wel¬ 
chen Fällen die nach Artikel 35 Ab¬ 
satz 2 vorgesehenen Erläuterungen 
abgegeben oder nicht abgegeben wer¬ 
den und wie sie zu fassen sind. Diese 
Leitsätze werden sich auf die nachfol¬ 
genden Grundsätze stützen: 

i) eine Erläuterung wird abgegeben, 
wenn die Feststellung im Hinblick 
auf irgendeinen Anspruch negativ 
ist; 

ii) eine Erläuterung wird abgegeben, 
wenn die Feststellung positiv ist, 
sofern der Grund für die Angabe 
der Unterlagen nicht ohne weite¬ 
res durch eine Einsichtnahme in 
die angegebenen Unterlagen zu 
erkennen ist; 

iii) im allgemeinen wird eine Erläute¬ 
rung dann abgegeben, wenn der 
im letzten Satz der Regel 70.6 Ab¬ 
satz b vorgesehene Fall gegeben 
ist. 

70.9 Nicht-schriftliche Offenbarungen 
Nicht-schriftliche Offenbarungen, 

die im Bericht auf Grund der Regel 
64.2 erwähnt sind, werden durch An¬ 
gabe ihrer Art, durch Angabe des Da¬ 
tums, an welchem die schriftliche Of¬ 
fenbarung, die sich auf die nicht- 
schriftliche Offenbarung bezieht, der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
wurde und des Datums, an welchem 
die nicht-schriftliche Offenbarung der 
Öffentlichkeit bekannt wurde, ge¬ 
kennzeichnet. 

70.10 Bestimmte veröffentlichte Un¬ 
terlagen 

Veröffentlichte Anmeldungen oder 
Patente, auf die sich der Bericht ge¬ 
mäß Regel 64.3 bezieht, sind als 
solche unter Angabe ihres Veröffent¬ 
lichungsdatums und ihres Anmelde¬ 
datums oder ihres etwa beanspruch¬ 
ten Prioritätsdatums zu erwähnen. 
Der Bericht kann in bezug auf jedes 
in den genannten Unterlagen bean¬ 
spruchte Prioritätsdatum angeben, daß 
nach Meinung der mit der internatio¬ 
nalen vorläufigen Prüfung beauftrag¬ 
ten Behörde das Prioritätsdatum nicht 
zu Recht beansprucht worden ist. 

70.11 Erwähnung von Änderungen 
und Berichtigungen bestimmter 
Mängel 

Sind vor der mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragten Be¬ 
hörde Änderungen oder Berichtigun¬ 
gen vorgenommen worden, so wird 
hierauf im Bericht hingewiesen. 
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70.1 '2 Montion ol Ceridin Defecls 

11 the International Preliminary Ex- 
amimng Authority considers Ihal, at 
the time it preparos the report: 

(i) the international apptication con- 
tains any of the defects referred 
to in Rule 66.2 (a) (iii), it shall in- 
clude this opinion and the reasons 
therefor in the report; 

(ii) the international application calls 
for any of the observations refer¬ 
red to in Rule 66.2 (a) (v), it may 
include this opinion in the report 
and, if it does, it shall also indi- 
cate in the report the reasons for 
such opinion. 

70.13 Remarks Concerning Unity of 
Invention 

If the applicant paid additional fees 
for the international preliminary ex- 
amination, or if the international ap¬ 
plication or the international prelimi- 
nary examination was restricted 
under Article 34 (3). the report shall 
so indicate. Furthermore, where the 
international preliminary examination 
was carried out on restricted Claims 
[Article 34 (3) (a)J, or on the main in- 
vention only [Article 34 (3) (c)j, the 
report shall indicate what parts of the 
international application were and 
what parts were not the subject of 
international preliminary examina¬ 
tion. 


70.14 Signature 

The report shall be signed by an 
authorized officer of the International 
Preliminary Examining Authority. 


70.15 Form 

The physical requirements as to the 
form of the report shall be prescribed 
by the Administrative Instructions. 

70.16 Attachment of Corrections and 
Amendments 

If the Claims, the description, or the 
drawings, were amended or any part 
of the international application was 
corrected before the International 
Preliminary Examining Authority, 
each replacement sheet marked as 
provided in Rule 66.8 (b) shall be at- 
tached to the report as an annex 
thereto. Replacement sheets supersed- 
ed by later replacement sheets shall 
not be attached. If the amendment is 
communicated in a letter, a copy of 
such letter shall also be annexed to 
the report. 


70.12 Mention de cerlaines 
irregularites 

Si l'administration chargee de l’exa- 
men preliminaire international esttme 
qu’au moraent oü eile prepare le rap- 
port: 

i) la demande internationale tombe 
sous le coup de la regle 66.2 a) iii), 
eile l’indique dans le rapport en 
motivant son opinion; 


ii) la demande internationale appelle 
l'une des observations mention- 
nees ä la regle 66.2 a) v), eile peut 
l'indiquer dans le rapport et, si 
eile le fait, eile motive son opinion. 


70.13 Remarques concemant l’unite 
de 2‘invention 

Le rapport indique si le deposant a 
paye des taxes additionnelles pour 
l'examen preliminaire international, 
ou si la demande internationale ou 
l’examen preliminaire international a 
ete limite selon l’article 34. 3). En ou- 
tre, lorsque l'examen preliminaire in¬ 
ternational a ete effectue sur la base 
de revendications limitees [article 
34. 3) a)] ou de l'invention principale 
seulement [article 34. 3) c)], le rapport 
precise les parties de la demande in¬ 
ternationale sur lesquelles l’examen 
preliminaire international a porte. 


70.14 Signature 

Le rapport est signe par un fonc- 
tionnaire autorise de l’administration 
chargee de l’examen preliminaire in¬ 
ternational. 

70.15 Forme 

Les conditions materielles de forme 
du rapport sont fixees dans les ins¬ 
tructions administratives. 

70.16 Modifications et corrections 
annexees 

Si les revendications, la description 
ou les dessins ont ete modifies ou si 
une partie de la demande internatio¬ 
nale a ete corrigee aupres de l’admi- 
nistration chargee de l’examen preli¬ 
minaire international, chaque feuille 
de remplacement sur laquelle ont ete 
apposees les indications mentionnees 
a la regle 66.8 b) est annexee au rap¬ 
port. Les feuilles de remplacement 
auxquelles d'autres feuilles de rem¬ 
placement ont ete substituees ulte- 
rieurement ne sont pas annexees. Si 
la modification est presentee sous for¬ 
me de lettre, une copie de cette lettre 
est egalement annexee au rapport. 


70.12 Erwähnung best immicr Mängel 

Ist die mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
der Auffassung, daß zur Zeit der Er¬ 
stellung des Berichts 

i) die internationale Anmeldung 
Mängel der in Regel 6G.2 Absatz a 
Ziffer iii genannten Art aufweist, 
so wird im Bericht auf diese Auf¬ 
fassung und die Begründung hier¬ 
für hingewiesen; 

ii) die internationale Anmeldung zu 
den in Regel 66.2 Absatz a Ziffer v 
genannten Bemerkungen Anlaß 
gibt, kann sie im Bericht auch auf 
diese Auffassung hinweisen; tut 
sie das, so hat sie ihre Auffassung 
zu begründen. 

70.13 Bemerkungen in bezug auf die 
Einheitlichkeit der Erfindung 

Hat der Anmelder zusätzliche Ge¬ 
bühren für die internationale vorläu¬ 
fige Prüfung bezahlt oder ist die in¬ 
ternationale Anmeldung oder die 
internationale vorläufige Prüfung 
nach Artikel 34 Absatz 3 beschränkt 
worden, so hat der Bericht dies anzu¬ 
geben. Außerdem hat der Bericht, 
wenn die internationale vorläufige 
Prüfung nur für eingeschränkte An¬ 
sprüche (Artikel 34 Absatz 3 Buch¬ 
stabe a) oder nur für die Haupterfin- 
dung (Artikel 34 Absatz 3 Buchstabe 
c) durchgeführt worden ist, anzuge¬ 
ben, welche Teile der internationalen 
Anmeldung geprüft worden ” sind und 
welche nicht. 

70.14 Unterschrift 

Der Bericht wird durch einen be¬ 
vollmächtigten Beamten der mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragten Behörde unterzeichnet. 

70.15 Form 

Die äußere Form des Berichts wird 
durch die Verwaltungsrichtlinien vor¬ 
geschrieben. 

70.16 Beifügung von Berichtigungen 
und Änderungen 

Sind Ansprüche, Beschreibung oder 
Zeichnungen geändert oder ist ein 
Teil der internationalen Anmeldung 
vor der mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragten Be¬ 
hörde berichtigt worden, so ist jedes 
Ersatzblatt, gekennzeichnet wie in Re¬ 
gel 66.8 Absatz b vorgesehen, dem 
Bericht als Anlage beizufügen. Ersatz¬ 
blätter, die infolge später eingereich¬ 
ter Ersatzblätter überholt sind, wer¬ 
den nicht beigefügt. Ist die Änderung 
in Form eines Briefes eingereicht 
worden, so ist dem Bericht auch eine 
Kopie dieses Briefes als Anlage beizu¬ 
fügen. 
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70.17 Languayes of the Report and 
llif! Annexes 

(d) The report shall be in tho lan- 
guagc in which Ihe international ap- 
plication to which il relates is pub- 
lished. 

(b) Any annex shall be both in Ihe 
language in which the international 
application to which it relates was 
filed and also, if it is different, in the 
language in which the international 
application to which it relates is pub- 
lished. 

Rule 71 

Transraittal of the International 
Preliminary Examination Report 

71.1 Recipients 

The International Preliminary Ex- 
amining Authority shall, on the same 
day, transmit one copy of the interna¬ 
tional preliminary examination report 
and its annexes, if any, to the Inter¬ 
national Bureau, and one copy to the 
applicant. 

71.2 Copies of Cited Documents 

(a) The request under Article 36 (4) 
may be presenled any time during 
7 years from the international filing 
date of the international application 
to which the report relates. 

(b) The International Preliminary 
Examining Authority may require that 
the party (applicant or elected Office) 
presenting the request pay to it the 
cost of preparing and maiiing the cop¬ 
ies. The level of the cost of prepar¬ 
ing copies shall be provided for in the 
agreements referred to in Article 32 
(2) between the International Pre¬ 
liminary Examining Authorities and 
the International Bureau. 

(c) Any International Preliminary 
Examining Authority not wishing to 
send copies direct to any elected Of¬ 
fice shall send a copy to the Interna¬ 
tional Bureau and the International 
Bureau shall then proceed as provided 
in paragraphs (a) and (b). 

(d) Any International Preliminary 
Examining Authority may perform the 
obligations referred to in (a) to (c) 
through another agency responsible 
to it. 

Rule 72 

Translation of the International 
Preliminary Examination Report 

72.1 Languages 

(a) Any elected Stale may require 
(hat the international preliminary ex¬ 
amination report, established in any 
language other than the official lan¬ 
guage, or one of the official lan¬ 
guages, of its national Office, be 
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70.17 Langue du rapport 
et des annexes 

aj Le rapport est etabli dans la lan- 
gue de publication de la demande in¬ 
ternationale qu'il concerne. 

b) Toute annexe doit etre etablie 
dans la langue de la demande inter¬ 
nationale qu’elle concerne, teile que 
cette demande a ete deposee, ou dans 
la langue de publication de cette de- 
mande s'il s agit d une autre langue. 

Regle 71 

Transmission du rapport d'exanien 
preliminaire international 

71.1 Destinataire 

Ladministration chargee de l exa- 
men preliminaire international trans- 
met, le meme jour, au Bureau inter¬ 
national et au deposant une copie du 
rapport d'examen preliminaire inter¬ 
national et, le cas echeant, de ses an¬ 
nexes. 

71.2 Copies de documents cites 

a) La requete visee ä l'article 36. 4) 
peut etre formee en tout temps pen- 
dant sept annees ä compter de la date 
du depot international de la demande 
internationale ä laquelle le rapport in¬ 
ternational a trait, 

b) L administration chargee de l exa- 
men preliminaire international peut 
exiger du deposant ou de I'office elu 
qui lui a adresse la requete le paie- 
ment du coüt de la preparation et de 
l'expedition des copies. Le montant de 
ce coüt sera etabli dans les accords 
vises ä l'article 32. 2), conclus entre 
les administrations chargees de l’exa- 
men preliminaire international et le 
Bureau international. 

c) Toute administration chargee de 
l’examen preliminaire international 
qui ne desire pas adresser les copies 
directement ä un Office elu envoie 
une copie au Bureau international, qui 
procedera conformement aux alineas 
a) et b). 

d) Toute administration chargee de 
lexamen preliminaire international 
peut confier la täche visee aux ali¬ 
neas a) a c) ä un autre organisme qui 
sera responsable devant eile. 

Regle 72 

Traduction du rapport d'examen 
preliminaire international 

72.1 Langues 

a) Tout Etat elu peut exiger que le 
rapport d'examen preliminaire inter¬ 
national etabli dans une langue autre 
que la langue offieielle ou lune des 
langues officielles de son Office natio¬ 
nal, soit Iraduit en allemand, en an- 
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Anlagen 

a) Der Bericht wird in der Sjuaclie 
abgefaßt, in der die internationale 
Anmeldung, auf die er sich bezieht, 
veröffentlicht worden ist. 

b) Eine Anlage ist in der Sprache 
zu erstellen, in der die internationale 
Anmeldung, auf die sie sich bezieht, 
eingereicht worden ist, sowie in der 
Sprache, in der die betreffende An¬ 
meldung veröffentlicht worden ist. 

Regel 71 

Übersendung des internationalen 
vorläufigen Prüfungsberichts 

71.1 Empfänger 

Je eine Ausfertigung des internatio¬ 
nalen vorläufigen Prüfungsberichts 
und seiner etwa vorhandenen Anla¬ 
gen übersendet die mit der internatio¬ 
nalen vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde am gleichen Tag dem Inter¬ 
nationalen Büro und dem Anmelder. 

71.2 Abschriften angegebener Unter¬ 
lagen 

a) Der Antrag nach Artikel 36 Ab¬ 
satz 4 kann jederzeit innerhalb von 
sieben Jahren, gerechnet vom inter¬ 
nationalen Anmeldungsdatum der in¬ 
ternationalen Anmeldung, auf die sich 
der Bericht bezieht, gestellt werden. 

b) Die mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
kann verlangen, daß der Antragsteller 
(Anmelder oder ausgewähltes Amt) 
die Kosten der Herstellung und Ver¬ 
sendung der Abschriften erstattet. Die 
Höhe der Herstellungskosten wird in 
den in Artikel 32 Absatz 2 genannten 
Vereinbarungen zwischen den mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragten Behörden und dem Inter¬ 
nationalen Büro festgesetzt. 

c) Jede mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde, 
die die Abschriften nicht unmittelbar 
einem ausgewählten Amt übersenden 
will, übermittelt ein Exemplar an das 
Internationale Büro, und das Inter¬ 
nationale Büro verfährt nach den Ab¬ 
sätzen a und b. 

d) Jede mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
kann den Verpflichtungen nach den 
Absätzen a bis c durch eine andere 
ihr verantwortliche Stolle nachkom- 
men. 

Regel 72 

Übersetzung des internationalen 
vorläufigen Prüfungsberichts 

72.1 Sprachen 

a) Jeder ausgewählte Staat kann 
verlangen, daß der internationale vor¬ 
läufige Prüfungsberichl, der in einer 
anderen als der Amtssprache oder 
einer der Amtssprachen des betreffen¬ 
den nationalen Amtes erstellt ist, in 
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transldteti inlo English, Frcnch. Ger¬ 
man, Japanese, Russian, or Sponish. 

(bj Any such requirement shall be 
notified to the International Bureau, 
which shall promptly publish it in the 
Gazette. 

72.2 Copies of Translations for the 
Applicant 

The International Bureau shall 
transmit a copy of each translation of 
the international preliminary exami- 
nation report to the applicant at the 
same time as it communicates such 
translation to the interested elected 
Office or Offices. 

72.3 Observations on the Translation 

The applicant may make written 
observations on what, in his opinion, 
are errors of translation in the trans¬ 
lation of the international preliminary 
examination report and shall send a 
copy of any such observations to 
each of the interested elected Offices 
and a copy to the International 
Bureau. 

Rule 73 

Communication of the International 
Preliminary Examination Report 

73.1 Preparation of Copies 

The International Bureau shall pre- 
pare the copies of the documents to 
be communicated under Article 36 (3) 
(a). 

73.2 Time Limit for Communication 

The communication provided for in 

Article 36 (3) (a) shall be effected as 
promptly as possible. 

Rule 74 

Translations of Annexes of the Inter¬ 
national Preliminary Examination 
Report and Transmittal Thereof 

74.1 Time Limit 

Any replacement sheet referred to 
in Rule 70.16, or any amendment re¬ 
ferred to in the last sentence of that 
Rule which was filed prior to the 
furnishing of the translation of the in¬ 
ternational application required under 
Article 39, or, where the furnishing of 
such translation is governed by 
Article 64 (2) (a) (i), which was filed 
prior to the furnishing of the transla¬ 
tion of the international application 
required under Article 22, shall be 
translated and transmitted together 
with the furnishing under Article 39 
or, where applicable, under Article 22, 
or, if filed less than 1 month before 
such furnishing or if filed after such 
furnishing, 1 month after it has been 
filed. 


glais, en espagnol, on franco ü, on j.i- 
ponais ou en russe. 

b) Une teile exigence doit etre noti- 
fiee au Bureau international, qui la 
publie ä bref delai dans la gazette. 

72.2 Copies de traductions 
pour le deposant 

Le Bureau international transmet au 
deposant une copie de chaque traduc- 
tion du rapport d'examen preliminaire 
international en meme temps qu'il 
communique cette traduction ä J’offi- 
ce ou aux Offices elus interesses. 

72.3 Observations relatives 
a la traduction 

Le deposant peut faire des obser¬ 
vations ecrites au sujet des erreurs de 
traduction qui sont contenues ä son 
avis dans la traduction du rapport 
d'examen preliminaire international; 
il doit adresser une copie de ces ob¬ 
servations ä chacun des Offices elus 
interesses et au Bureau international. 

Rfegle 73 

Communication du rapport d'examen 
preliminaire international 

73.1 Preparation de copies 

Le Bureau international prepare les 
copies des documents qui doivent etre 
communiques selon l’article 36.3) a). 

73.2 Delai de communication 

La communication prevue a l’arti- 
cle 36. 3) a) doit etre effectuee aussi 
rapidement que possible. 

Regle 74 

Traduction et transmission des 
annexes au rapport d'examen 
preliminaire international 

74.1 Delai 

Toute feuille de remplacement visee 
ä la regle 70.16 et toute modification 
visee ä la derniere phrase de ladite 
regle, deposees avant la remise de la 
traduction de la demande internatio¬ 
nale exigee selon l’article 39 ou selon 
l'article 22 lorsque cette remise est 
reglementee par l’article 64. 2) a) i), 
doivent etre traduites et transmises 
en meme temps que Ja remise men- 
tionnee a l'article 39 ou, le cas eche- 
ant, ä l’article 22; si eiles sont depo¬ 
sees moins d'un mois avant cette re¬ 
mise ou si elles le sont apres cette 
derniere, elles doivent etre traduites 
et transmises un mois apres leur de- 
pot. 


dit* d'-uilsdu-r, «mglisdic, lian/.ösisdif, 
japanische, russische oder spanische 
Sprache übersetzt wird. 

b) Jedes Erfordernis dieser Art ist 
dem Internationalen Büro mitzuteilen, 
das die Mitteilung unverzüglich im 
Blatt veröffentlicht. 

72.2 Abschriften von Übersetzungen 
für den Anmelder 

Das Internationale Büro übermittelt 
dem Anmelder eine Abschrift von je¬ 
der Übersetzung des internationalen 
vorläufigen Prüfungsberichts zum 
gleichen Zeitpunkt, in dem es eine 
solche Übersetzung den interessierten 
ausgewählten Ämtern übermittelt. 

72.3 Stellungnahme zu der Überset¬ 
zung 

Der Anmelder kann schriftlich zu 
den nach seiner Ansicht fehlerhaften 
Teilen der Übersetzung des interna¬ 
tionalen vorläufigen Prüfungsberichts 
Stellung nehmen; er hat eine Ab¬ 
schrift dieser Stellungnahme jedem 
interessierten ausgewählten Amt 
sowie dem Internationalen Büro zu 
übermitteln. 

Regel 73 

Übermittlung des internationalen 
vorläufigen Prüfungsberichts 

73.1 Anfertigung der Exemplare 

Das Internationale Büro fertigt die 
Exemplare der nach Artikel 36 Ab¬ 
satz 3 Buchstabe a zu übermittelnden 
Unterlagen an. 

73.2 Frist für die Übermittlung 

Die Übermittlung nach Artikel 36 
Absatz 3 Buchstabe a hat so schnell 
wie möglich zu erfolgen. 

Regel 74 

Übersetzung der Anlagen des 
internationalen vorläufigen 
Prüfungsberichts und ihre 
Übermittlung 

74.1 Frist 

Die in Regel 70.16 genannten Er¬ 
satzblätter und die im letzten Satz der 
Regel genannten Änderungen, die vor 
der Zuleitung der nach Artikel 39 er¬ 
forderlichen Übersetzung der inter¬ 
nationalen Anmeldung, oder, wenn 
für die Zuleitung der Übersetzung Ar¬ 
tikel 64 Absatz 2 Buchstabe a Ziffer i 
maßgeblich ist, vor der Zuleitung der 
nach Artikel 22 erforderlichen Über¬ 
setzung der internationalen Anmel¬ 
dung vorgelegt werden, sind zu über¬ 
setzen und gleichzeitig mit der Zulei¬ 
tung der Übersetzung nach Artikel 39 
oder — falls anwendbar — nach Ar¬ 
tikel 22 zu übermitteln; werden sie 
früher als einen Monat vor der Zulei¬ 
tung der Übersetzung oder nach 
deren Zuleitung vorgelegt, müssen sie 
innerhalb eines Monats nach ihrer 
Vorlage übersetzt und übermittelt 
werden. 
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Rule 75 

Withdrawal of the Demand, 
or of Elections 

75.1 Withdrawals 

(a) Withdrawal of the demand or 
all the elections may be effected prior 
to the expiration of 25 months from 
the priority date except as to any 
elected State in which national Pro¬ 
cessing or examination has already 
started. Withdrawal of the election of 
any elected State may be effected 
prior to the date on which examina¬ 
tion and processing may Start in that 
State. 


(b) Withdrawal shall be effected by 
a signed notice from the applicant to 
the International Bureau. In the case 
of Rule 4.8 (b), the notice shall re- 
quire the Signatare of all the appli- 
cants. 

75.2 Notification of Elected Offices 

(a) The fact that the demand or all 
elections have been withdrawn shall 
be promptly notified by the Interna¬ 
tional Bureau to the national Offices 
of all States which, up to the time of 
the withdrawal, were elected States 
and had been informed of their elec¬ 
tion. 

(b) The fact that any election has 
been withdrawn and the date of re¬ 
ceipt of the withdrawal shall be 
promptly notified by the International 
Bureau to the elected Office con- 
cerned, except where it has not yet 
been informed that it had been elected. 

75.3 Notification of the International 
Preliminary Examining Authority 

The fact that the demand or all 
elections have been withdrawn shall 
be promptly notified by the Interna¬ 
tional Bureau to the International Pre¬ 
liminary Examining Authority if, at 
the time of the withdrawal, the latter 
had been informed of the existence of 
the demand. 

75.4 Faculty under Article 37 (4) (b) 

(a) Any Contracting State wishing 
to take advantage of the faculty pro- 
vided for in Article 37 (4) (b) shall 
notify the International Bureau in 
writing. 

(b) The notification under para- 
graph (a) shall be promptly published 
by the International Bureau in the 
Gazette, and shall have effect in 
respect of international applications 
filed more than 1 month after the 
publication date of the relevant issue 
of the Gazette. 


Regle 75 

Retrait de la demande d'examen 
preliminaire international 
ou d'elections 

75.1 Retraits 

a) Le retrait de la demande d'exa¬ 
men preliminaire international ou de 
toutes les elections peut etre effectue 
avant l'expiration d'un delai de vingt- 
cinq mois ä compter de la date de 
priorite, sauf pour tout Etat elu oü le 
traitement national ou l’examen na¬ 
tional a dejä commence. Le retrait de 
l’election d'un Etat elu peut se faire 
avant la date oü le traitement et 
l'examen peuvent commencer dans cet 
Etat. 

b) Le retrait doit etre effectue par 
le moyen d une notice signee, adres- 
see par le deposant au Bureau inter¬ 
national. Dans le cas de la regle 4.8 b), 
la notice de retrait doit etre sign6e 
de tous les deposants. 

75.2 Notification aux offices elus 

a) Le retrait de la demande d'exa¬ 
men preliminaire international ou de 
toutes les elections est notifie ä bref 
delai par le Bureau international aux 
Offices nationaux de tous les Etats 
qui, jusqu'au moment du retrait, 
etaient des Etats elus et avaient 6te 
avises de leur election. 

b) Le retrait d une election et sa 
date de reception sont notiftes ä bref 
delai par le Bureau international ä 
loffice elu interesse, sauf s’il n’a pas 
encore ete avise de son election. 


75.3 Notification ä 1’administration 
chargee de l’examen preliminaire 
international 

Le retrait de la demande d'examen 
preliminaire international ou de tou¬ 
tes les elections est notifie ä bref de¬ 
lai par le Bureau international ä l'ad- 
ministration chargee de L’examen pre¬ 
liminaire international si cette dernie- 
re, au moment du retrait, etait infor- 
mee de la demande d'examen prelimi¬ 
naire international. 

75.4 Faculte selon l'article 37. 4) b) 

a) Tout Etat contractant desirant 
invoquer le benefice de la faculte pre- 
vue a l'article 37. 4) b) doit le notifier 
par ecrit au Bureau international. 

b) La notification visee a l’alinea a) 
est publiee ä bref delai par le Bureau 
international dans la gazette et a effet 
ä l’egard des demandes internationa¬ 
les deposees plus d'un mois apres la 
date de cette publication. 


Regel 75 

Zurücknahme des Antrags 
oder der Auswahlerklärungen 

75.1 Zurücknahme 

a) Der Antrag oder alle Auswahl¬ 
erklärungen können vor Ablauf von 
25 Monaten ab Prioritätsdatum zu- 

. rückgenommen werden, jedoch nicht 
mit Wirkung für einen ausgewählten 
Staat, in dem die nationale Bearbei¬ 
tung oder Prüfung bereits aufgenom¬ 
men worden ist. Die Zurücknahme der 
Auswahlerklärung eines einzelnen 
ausgewählten Staates kann vor dem 
Zeitpunkt erfolgen, zu dem die Prü¬ 
fung und Bearbeitung in diesem Staat 
beginnen darf. 

b) Die Zurücknahme erfolgt durch 
eine vom Anmelder Unterzeichnete 
Erklärung gegenüber dem Internatio¬ 
nalen Büro. Im Fall der Regel 4,8 Ab¬ 
satz b ist die Erklärung von allen An¬ 
meldern zu unterzeichnen. 

75.2 Benachrichtigung der ausgewähl¬ 
ten Ämter 

a) Die Zurücknahme des Antrags 
oder aller Auswahlerklärungen wird 
durch das Internationale Büro den 
nationalen Ämtern aller Staaten un¬ 
verzüglich mitgeteilt, die zum Zeit¬ 
punkt der Zurücknahme ausgewählte 
Staaten und über ihre Auswahl unter¬ 
richtet waren. 

b) Die Zurücknahme einer Aus¬ 
wahlerklärung sowie das Datum des 
Eingangs der Zurücknahmeerklärung 
werden durch das Internationale Büro 
dem betreffenden ausgewählten Amt 
unverzüglich mitgeteilt, es sei denn, 
daß es noch nicht von seiner Auswahl 
in Kenntnis gesetzt worden war. 

75.3 Benachrichtigung der mit der 
internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung beauftragten Behörde 

Die Zurücknahme des Antrags und 
sämtlicher Auswahlerklärungen wird 
durch das Internationale Büro der mit 
der internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung beauftragten Behörde unverzüg¬ 
lich mitgeteilt, falls diese zum Zeit¬ 
punkt der Zurücknahme von dem An¬ 
trag bereits unterrichtet war. 

75.4 Befugnis nach Artikel 37 Ab¬ 
satz 4 Buchstabe b 

a) Jeder Vertragsstaat, der die 
Befugnis nach Artikel 37 Absatz 4 
Buchstabe b in Anspruch nehmen 
will, setzt das Internationale Büro 
hiervon schriftlich in Kenntnis. 

b) Die Mitteilung nach Absatz a 
wird unverzüglich durch das Inter¬ 
nationale Büro im Blatt bekanntge¬ 
macht und wird im Hinblick auf die 
internationalen Anmeldungen wirk¬ 
sam, die später als einen Monat nach 
dem Veröffentlichungsdatum der ent¬ 
sprechenden Ausgabe des Blattes ein¬ 
gereicht werden. 


6 
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Rule 76 

Languages ol Translations and 
Amounts of Fees under Article 39 (1); 

Translation of Priority Docuraent 

76.1 Notification 

(a) Any Contracting State requiring 
the furnishing of a translation or the 
payment of a national fee, or both, 
under Article 39 (1), shall notify the 
International Bureau of: 

(i) the languages from which and the 
language into which it requires 
translation, 

(ii) the amount of the national fee. 

(b) Any notification received by 
the International Bureau under Para¬ 
graph (a) shall be published by the 
International Bureau in the Gazette. 

(c) If the requirements under Para¬ 
graph (a) change later, such changes 
shall be notified by the Contracting 
State to the International Bureau and 
that Bureau shall promptly pubiish 
the notification in the Gazette. If the 
change means that translation is re- 
quired into a language which, before 
the change, was not required, such 
change shall be effective only with 
respect to a demand submitted later 
than 2 months after the publication of 
the notification in the Gazette. Other- 
wise, the effective date of any change 
shall be determined by the Contract¬ 
ing State. 

76.2 Languages 

The language into which translation 
may be required must be an official 
language of the elected Office. If 
there are several of such languages, 
no translation may be required if the 
international application is in one of 
them. If there are several official lan¬ 
guages and a translation must be für- 
nished, the applicant may choose any 
of those languages. Notwithstanding 
the foregoing provisions of this Para¬ 
graph, if there are several official lan¬ 
guages but the national law pre- 
scribes the use of one such language 
for foreigners, a translation into that 
language may be required. 


76.3 Statements under Article 19 

For the purposes of Article 39 and 
the present Rule, any Statement made 
under Article 19 (1) shall be considered 
as part of the international applica¬ 
tion. 

76.4 Time Limit for Translation of 
Priority Document 

The applicant shall not be required 
to furnish to any elected Office a 
certified translation of the priority 
document before the expiration of the 
applicable time limit under Article 39. 


Regle 76 

Langues des traductions et montanls 
des laxes selon l'article 39. 1); 

traduction du document de priorite 

76.1 Notification 

a) Tout Etat contractant exigeant 
la remise d'une traduction ou le paie- 
ment d’une taxe nationale, ou les 
deux, selon l’article 39. 1), doit notifier 
au Bureau international: 

i) les langues pour lesquelles il exige 
une traduction et la langue de cet- 
te derniere; 

ii) le montant de la taxe nationale. 

b) Toute notification recue par le 
Bureau international selon l’alinea a) 
est publiee par ce Bureau dans la ga- 
zette. 

c) Si les exigences visees ä l’ali- 
nea a) sont ulterieurement modifiees, 
ces modifications doivent etre noti- 
fiees par l'fitat contractant au Bureau 
international, qui publie ä bref d61ai 
la notification dans la gazette. Si cette 
modification a pour effet qu’une tra¬ 
duction est exigee dans une langue 
qui n'etait pas prevue auparavant, ce 
changement n’a effet qu ä l’egard des 
demandes d'examen preliminaire in¬ 
ternational presentees plus de deux 
mois apres la publication de la notifi¬ 
cation dans la gazette. Sinon, la date 
d’application de tout changement est 
determinee par l'Etat contractant. 

76.2 Langues 

La langue dans laquelle une tradi c- 
tion peut etre exigee doit etre une 
langue officielle de l’office elu. S'il y a 
plusieurs langues officielles, aucune 
traduction ne peut etre exigee si la 
demande internationale est redigee 
dans l'une de ces langues. S’il y a plu¬ 
sieurs langues officielles et si une tra¬ 
duction doit etre fournie, le deposant 
peut choisir l’une quelconque de ces 
langues. Nonobstant les dispositions 
qui precedent du präsent aünea, s'il y 
a plusieurs langues officielles mais si 
la legislation nationale prescrit l'utili- 
sation de l’une de ces langues par les 
etrangers, une traduction dans cette 
langue peut etre exigee. 

76.3 Declarations selon l'article 19 

Aux fins de l’article 39 et de la pre¬ 
sente regle, toute declaration faite se¬ 
lon l'article 19. 1) est consideree com- 
me faisant partie de la demande inter¬ 
nationale. 

76.4 Delai pour la traduction 
du document de priorite 

Le deposant n a pas l'obligation de 
remettre a un office elu une traduc¬ 
tion certifiee conforme du document 
de priorite avant l'expiration du delai 
applicable selon l’article 39. 


Regel 76 

Sprache der Übersetzungen 
und Beträge der Gebühren 
nach Artikel 39 Absatz 1; 
Übersetzung von Prioritätsunterlagen 

76.1 Unterrichtung 

a) Jeder Vertragsstaat, der gemäß 
Artikel 39 Absatz 1 die Übersetzung 
oder die Zahlung einer nationalen Ge¬ 
bühr oder beides verlangt, unterrich¬ 
tet das Internationale Büro über 

i) die Sprachen, aus denen und in die 

die Übersetzungen verlangt wer¬ 
den, 

ii) die Höhe der nationalen Gebühr. 

b) Das Internationale Büro veröf¬ 
fentlicht jede ihm nach Absatz a zu¬ 
gegangene Mitteilung im Blatt. 

c) Ändern sich die Erfordernisse 
nach Absatz a später, so hat der Ver¬ 
tragsstaat dies dem Internationalen 
Büro mitzuteilen, das die Mitteilung 
unverzüglich im Blatt veröffentlicht. 
Hat die Änderung zur Folge, daß nun¬ 
mehr die Übersetzung in eine bisher 
nicht erforderliche Sprache erforder¬ 
lich ist, so wird die Änderung nur für 
solche Anträge wirksam, die später 
als zwei Monate nach der Bekannt¬ 
machung der Mitteilung im Blatt einge¬ 
reicht werden. Für die übrigen Fälle 
bestimmt der Vertragsstaat den Zeit¬ 
punkt, in dem die Änderung wirksam 
wird. 

76.2 Sprachen 

Die Sprache, in die eine Überset¬ 
zung verlangt wird, muß eine Amts¬ 
sprache des ausgewählten Amtes sein. 
Ämter mit mehreren Amtssprachen 
können keine Übersetzung verlangen, 
wenn die internationale Anmeldung 
in einer dieser Amtssprachen abge¬ 
faßt ist. Ist einem Amt mit mehreren 
Amtssprachen eine Übersetzung zu 
übermitteln, so kann der Anmelder 
eine dieser Sprachen auswählen. Un¬ 
beschadet der vorstehenden Vor¬ 
schriften dieses Absatzes kann, falls 
mehrere Amtssprachen bestehen, das 
nationale Recht aber für Ausländer 
eine dieser Sprachen vorschreibt, eine 
Übersetzung in diese Sprache ver¬ 
langt werden. 

76.3 Erklärung nach Artikel 19 

Im Sinne des Artikels 39 und dieser 
Regel gilt jede Erklärung nach Arti¬ 
kel 19 Absatz 1 als Teil der inter¬ 
nationalen Anmeldung. 

76.4 Frist für die Übersetzung von 
Prioritätsunterlagen 

Der Anmelder darf nicht aufgefor¬ 
dert werden, vor Ablauf der nach Ar¬ 
tikel 39 anwendbaren Frist eine be¬ 
glaubigte Übersetzung von Prioritäts¬ 
unterlagen einem ausgewählten Amt 
zu übermitteln. 
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Rule 77 

FacttUy under Artiele 39 (1) (b) 

77.1 Exercise of Faculty 

(a) Any Contracting State allowing 
a time limit expiring later than the 
time limit provided for in Artiele 39 
(1) (a) shall notify the International 
Bureau of the time limit so fixed. 

(b) Any notification received by 
the International Bureau under para- 
graph (a) shall be promptly published 
by the International Bureau in the 
Gazette. 

(c) Notifications concerning the 
shortening of the previously fixed 
time limit shall be effective in rela- 
tion to demands submitted after the 
expiration of 3 months computed from 
the date on which the notification 
was published by the International 
Bureau. 

(d) Notifications concerning the 
lengthening of the previously fixed 
time limit shall become effective upon 
publication by the International 
Bureau in the Gazette in respect of 
demands pending at the time or sub¬ 
mitted after the date of such publica¬ 
tion, or, if the Contracting State ef- 
fecting the notification fixes some 
later date, as from the latter date. 


Rule 78 

Amendment of the Claims, 
the Description, and the Drawings, 
Before Elected Offices 

78.1 Time Limit Where Election is Ef- 
fected Prior to Expiration of 19 
Months From Priority Date 

(a) Where the election of any Con¬ 
tracting State is effected prior to the 
expiration of the 19th month from the 
priority date, the applicant shall, if he 
so wishes, exercise the right under 
Artiele 41 after the transmittal of the 
international preliminary examination 
report under Artiele 36 (1) has been 
effected and before the time limit ap¬ 
plicable under Artiele 39 expires, pro¬ 
vided that, if the said transmittal has 
not taken place by the expiration of 
the time limit applicable under Arti- 
cle 39, he shall exercise the said right 
not later than on such expiration 
date. In either case, the applicant 
may exercise the said right at any 
other time if so permitted by the na¬ 
tional law of the said State. 

(b) In any elected State in which 
the national law provides that exami¬ 
nation Starts oniy on special request, 
the national law may provide that the 
time limit within or the time at which 
the applicant may exercise the right 
under Artiele 41 shall, where the 


Regle 77 

Faculle selon l'article 39.1) b) 

77.1 Exercice de la faculte 

a) Tout Etat contractant accordant 
un delai expirant apres ceiui qui est 
prevu ä l'article 39. 1) a) doit notifier 
au Bureau international le delai ainsi 
fixe. 

b) Toute notification recue par le 
Bureau international selon l’alinea a) 
est publiee ä bref delai dans la ga- 
zette. 

c) Les notifications relatives ä la 
reduction d un delai prec6demment 
fixe ont effet pour les demandes d'exa- 
men preliminaire international qui 
sont presentees plus de trois mois 
apres la date de publication de la no¬ 
tification. 

d) Les notifications relatives ä la 
Prolongation d’un delai precedemment 
fixe ont effet des leur publication dans 
la gazette pour les demandes d'exa- 
men preliminaire international pen- 
dantes a la date de cette publication 
ou presentees apres cette date ou, si 
l'Etat contractant proc6dant ä la noti¬ 
fication fixe une date ulterieure, ä 
cette date ulterieure. 


R^gle 78 

Modlficatlon des revendications, 
de la description et des dessins 
aupr&s des Offices dlus 

78.1 Delai lorsque l'election a lieu 
avant l'expiration d'une periode 
de dix-neuf mois ä compter 
de la date de priorite 

a) Lorsque l'election d un Etat con¬ 
tractant a lieu avant l'expiration d'une 
periode de dix-neuf mois ä compter de 
la date de priorite, le d£posant qui de- 
sire exercer le droit accorde par Tar- 
ticle 41 doit le faire apres la transmis- 
sion du rapport d’examen preliminaire 
international selon l’article 36. 1) et 
avant l’expiration du delai applicable 
selon l’article 39; si ladite transmis- 
sion n'a pas ete effectuee a l'expira- 
tion du delai applicable selon l'article 
39, le deposant doit exercer ce droit 
au plus tard ä la date de cette expira¬ 
tion. Dans les deux cas, il peut exer¬ 
cer ce droit a toute date ulterieure si 
la legislation nationale de l'Etat en 
cause le permet. 

b) Dans tout Etat e!u dont la legis¬ 
lation nationale prevoit que l’examen 
ne commence que sur requete spe- 
ciale, la legislation nationale peut pre- 
voir que le delai pendant lequel ou le 
moment auquel le deposant peut exer¬ 
cer le droit accorde par l'article 41 est, 


Regel 77 

Befugnis nach Artikel 39 
Absatz 1 Buchstabe b 

77.1 Ausübung der Befugnis 

a) Jeder Vertragsstaat, der eine 
Frist festsetzt, die später als die Frist 
nach Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe a 
abläuft, hat das Internationale Büro 
hiervon zu unterrichten. 

b) Das Internationale Büro veröf¬ 
fentlicht jede ihm nach Absatz a zu¬ 
gegangene Mitteilung unverzüglich 
im Blatt. 

c) Mitteilungen über die Verkür¬ 
zung einer früher festgesetzten Frist 
werden für Anträge wirksam, die spä¬ 
ter als drei Monate nach der Bekannt¬ 
machung der Mitteilung durch das 
Internationale Büro eingereicht wer¬ 
den. 

d) Mitteilungen über die Verlänge¬ 
rung einer früher festgesetzten Frist 
werden mit der Bekanntmachung 
durch das Internationale Büro im 
Blatt für Anträge wirksam, die zu die¬ 
sem Zeitpunkt anhängig sind oder 
nach dieser Bekanntmachung einge¬ 
reicht werden; setzt der Vertrags¬ 
staat, der die Mitteilung vornimmt, 
einen späteren Zeitpunkt fest, so ist 
dieser Zeitpunkt maßgeblich. 

Regel 78 

Änderung der Ansprüche, 
der Beschreibung und 
der Zeichnungen 
vor den ausgewählten Ämtern 

78.1 Frist, wenn die Auswahlerklä- 
rung vor Ablauf von 19 Monaten 
ab Prioritätsdatum abgegeben 
worden ist 

a) Wird die Auswahlerklärung für 
einen Vertragsstaat vor Ablauf von 
19 Monaten nach dem Prioritätsdatum 
abgegeben, so kann der Anmelder das 
Recht aus Artikel 41 nach dem Zeit¬ 
punkt der Übermittlung des interna¬ 
tionalen vorläufigen Prüfungsberichts 
gemäß Artikel 36 Absatz 1 und vor 
dem Ablauf der nach Artikel 39 maß¬ 
geblichen Frist ausüben; ist die Über¬ 
mittlung beim Ablauf der nach Arti¬ 
kel 39 maßgeblichen Frist noch nicht 
erfolgt, so kann er das genannte 
Recht bis zum Ablauf dieser Frist aus¬ 
üben. In jedem Fall kann der Anmel¬ 
der das Recht zu einem anderen Zeit¬ 
punkt ausüben, wenn das nationale 
Recht des Staates dies zuläßt. 

b) Das nationale Recht jedes ausge¬ 
wählten Staates, das die Prüfung von 
Patentanmeldungen von einem beson¬ 
deren Antrag abhängig macht, kann 
bestimmen, daß die Frist für die Aus¬ 
übung des Rechts nach Artikel 41, so¬ 
fern die Auswahlerkiärung für diesen 
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election of any Contracting State is 
cffccted prior to the expiration of the 
19th month from the priority date, be 
the same as that provided by the na¬ 
tional law for the filing of amend- 
menls in the case of the examination, 
on special request, of national 
applications, provided that such time 
limit shall not expire prior to, or such 
time shall not come before, the expi¬ 
ration of the time limit applicable 
under Article 39. 


78.2 Time Limit Where Election is 
Effected After Expiration of 
19 Months From Priority Date 

Where the election of any Con¬ 
tracting State has been effected after 
the expiration of the 19th month from 
the priority date and the applicant 
wishes to make amendments under 
Article 41, the time limit for making 
amendments under Article 28 shall 
apply. 

78.3 Utility Models 

The provisions of Rules 6.5 and 13.5 
shall apply, mutatis mutandis, before 
elected Offices. If the election was 
made before the expiration of the 
19th month from the priority date, the 
reference to the time limit applicable 
under Article 22 is replaced by a ref¬ 
erence to the time limit applicable 
under Article 39. 


Part D 

Rules Conceming 
Chapter III of the Treaty 

Rule 79 
Calendar 

79.1 Expressing Dates 
Applicants, national Offices, receiv- 
ing Offices, International Searching 
and Preliminary Examining Authori- 
ties, and the International Bureau, 
shall, for ihe purposes of the Treaty 
and the Regulations, express any date 
in terms of the Christian era and the 
Gregorian calendar, or, if they use 
other eras and calendars, they shall 
also express any date in terms of the 
Christian era and the Gregorian 
calendar. 


Rule 80 

Computation of Time Limits 

80.1 Periods Expressed in Years 
When a period is expressed as one 
year or a certain number of years, 


lorsque l'election d un Etat contrac- 
tant est effectuee avant l'expiration 
d'une periode de dix-neuf mois ä 
compter de la date de priorite, le me¬ 
ine que celui qui est prevu par la le- 
gislation nationale pour le depöt de 
modifications en cas d'examen, sur re- 
quete speciale, de demandes nationa¬ 
les, pour autant que ce delai n expire 
pas avant l’expiration du delai appli¬ 
cable selon l article 39 ou que ce rao- 
ment n’arrive pas avant l'expiration 
du meine delai. 


78.2 D6Iai lorsque l'election a lieu 
apres l’expiration d’une periode 
de dix-neuf mois ä compter 

de la date de priorite 
Lorsque l'election d’un Etat con- 
tractant a lieu apres l’expiration d'une 
periode de dix-neuf mois ä compter 
de la date de priorite et lorsque le de- 
posant desire effectuer des modifica¬ 
tions selon l’article 41, le delai pour 
ces modifications est celui qui est ap¬ 
plicable selon l’article 28. 

78.3 Modeles d’utilite 

Les dispositions des regles 6.5 et 
13.5 s'appliquent, mutatis mutandis, 
£galement au sein des Offices 6lus. Si 
l’election a et6 faite avant l'expiration 
d une periode de dix-neuf mois ä 
compter de la date de priorite, la r£fe- 
rence au d£lai applicable selon l’ar¬ 
ticle 22 est remplacee par une refe¬ 
rence au delai applicable selon l'ar- 
ticle 39. 


Partie D 
Rögles 

relatives au chapitre III du traite 

Rfcgle 79 
Calendrier 

79.1 Expression des dates 
Les d^posants, les Offices nationaux, 
les Offices r6cepteurs, les administra- 
tions chargdes de la recherche inter¬ 
nationale et de l’examen preliminaire 
international et le Bureau internatio¬ 
nal doivent exprimer, aux fins du trai¬ 
te et du present regiement d'execu- 
tion, toute date selon l'ere chrötienne 
et le calendrier gr6gorien; s'ils utili- 
sent d'autres eres ou d’autres calen- 
driers, ils expriment toute date egale- 
ment selon l’ere chretienne et le ca¬ 
lendrier gregorien. 


R£gle 80 
Calcul des d61ais 

80.1 Delais exprimes en annees 
Lorsqu’un delai est exprimd en une 
ou plusieurs annees, il part du jour 


Staat vor Ablaut von 19 Monaten 
nach dem Prioiitälsdalum abgegeben 
worden ist, die gleiche oder der Zeit¬ 
punkt für die Ausübung dieses Rechts 
in dem genannten Fall der gleiche ist 
wie die nach dem nationalen Recht 
geltende Frist oder der Zeitpunkt zur 
Einreichung von Änderungen im Falle 
einer auf besonderen Antrag aufge¬ 
nommenen Prüfung einer nationalen 
Anmeldung; diese Frist darf jedoch 
nicht vor dem Ablauf der nach Arti¬ 
kel 39 maßgeblichen Frist ablaufen 
und der Zeitpunkt nicht vor dem Ab¬ 
lauf der nach Artikel 39 maßgeblichen 
Frist liegen. 

78.2 Frist, wenn die Auswahlerklä¬ 
rung nach Ablauf von 19 Mona¬ 
ten ab Prioritätsdatum abgegeben 
worden ist 

Wird die Auswahlerklärung für 
einen Vertragsstaat nach Ablauf von 
19 Monaten nach dem Prioritätsdatum 
abgegeben und wünscht der Anmel¬ 
der, Änderungen nach Artikel 41 vor¬ 
zunehmen, so gilt für die Vornahme 
von Änderungen die Frist nach Arti¬ 
kel 28. 

78.3 Gebrauchsmuster 

Die Regeln 6.5 und 13.5 sind vor 
den ausgewählten Ämtern entspre¬ 
chend anzuwenden. Wird die Aus¬ 
wahlerklärung vor Ablauf von 19 Mo¬ 
naten nach dem Prioritätsdatum abge¬ 
geben, so wird die Bezugnahme auf 
die nach Artikel 22 anwendbare Frist 
durch eine Bezugnahme auf die Frist 
nach Artikel 39 ersetzt. 

Teil D 
Regeln 

zu Kapitel III des Vertrags 

Regel 79 
Zeitrechnung 

79.1 Angabe von Daten 

Anmelder, nationale Ämter, Anmel¬ 
deämter, Internationale Recherchen¬ 
behörden oder mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Be¬ 
hörden und das Internationale Büro 
haben im Zusammenhang mit diesem 
Vertrag und der Ausführungsord¬ 
nung jedes Datum nach christlicher 
Zeitrechnung und nach dem Gregoria¬ 
nischen Kalender oder, falls sie eine 
andere Zeitrechnung und einen ande¬ 
ren Kalender verwenden, zusätzlich 
jedes Datum nach der genannten Zeit¬ 
rechnung und nach dem genannten 
Kalender anzugeben. 

Regel 80 

Berechnung der Fristen 

80.1 In Jahren bestimmte Fristen 

Ist als Frist ein Jahr oder eine An¬ 
zahl von Jahren bestimmt, so wird bei 
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computation shall start on the day 
foilowing Ihe day on which the rele¬ 
vant event occurred, and the period 
shall expire in the relevant subse- 
quent year in the month having the 
same name and on the day having the 
same number as the month and the 
day on which the said event occurred 
provided that if the relevant subse- 
quent month has no day with the 
same number the period shall expire 
on the last day of that month. 

80.2 Periods Expressed in Months 

When a period is expressed as one 

month or a certain number of months, 
computation shall Start on the day 
foilowing the day on which the rele¬ 
vant event occurred, and the period 
shall expire in the relevant subse- 
quent month on the day which has 
the same number as the day on which 
the said event occurred, provided that 
if the relevant subsequent month has 
no day with the same number the 
period shall expire on the last day of 
that month. 

80.3 Periods Expressed in Days 

When a period is expressed as a 

certain number of days, computation 
shall Start on the day foilowing the 
day on which the relevant event oc¬ 
curred, and the period shall expire on 
the day on which the last day of the 
count has been reached. 

80.4 Local Dates 

(a) The date which is taken into 
consideration as the starting date of 
the computation of any period shall 
be the date which prevails in the 
locality at the time when the relevant 
event occurred. 

(b) The date on which any period 
expires shall be the date which pre¬ 
vails in the locality in which the re- 
quired document must be filed or the 
required fee must be paid. 

80.5 Expiration on a Non-Working 
Day 

If the expiration of any period dur- 
ing which any document or fee must 
reach a national Office or intergov¬ 
ernmental Organization falls on a day 
on which such Office or Organization 
is not open to the public for the pur- 
poses of the transaction of official 
business, or on which ordinary mail is 
not delivered in the locality in which 
such Office or Organization is situat- 
ed, the period shall expire on the 
next subsequent day on which neither 
of the said two circumstances exists. 


80.6 Date of Documents 
Where a period Starts on the day of 
the date of a document or letter 


suivant celui oü l'evenement conside¬ 
re a eu lieu et expire, dans l'annee 
ulterieure ä prendre en consideration, 
le mois portant le meme nom et Ie 
jour ayant le meme quantieme que le 
mois et le jour oü ledit evenement a 
eu lieu; toutefois, si le mois ulterieur 
ä prendre en consideration n'a pas de 
jour ayant le meme quantieme, le de- 
lai considere expire le dernier jour 
de ce mois. 


80.2 Delais exprimes en mois 
Lorsquun delai est exprime en un 
ou plusieurs mois, il part du jour sui¬ 
vant celui oü l'evenement considere 
s eu lieu et expire, dans le mois ulte¬ 
rieur ä prendre en consideration, le 
jour ayant le meme quantieme que le 
jour oü ledit evenement a eu lieu; 
toutefois, si le mois ulterieur ä pren¬ 
dre en consideration n'a pas de jour 
ayant le meme quantieme, Ie dölai 
considere expire le dernier jour de ce 
mois. 


80.3 Delais exprimes en jours 
Lorsqu’un delai est exprime en un 
certain nombre de jours, il part du 
jour suivant celui oü l’evenement 
considere a eu lieu et expire le jour 
oü l'on atteint le dernier jour du 
compte. 


80.4 Dates locales 

a) La date ä prendre en considera¬ 
tion en tant que point de d6part pour 
le calcul d un delai est la date qui 
etait utilisee dans la localite au mo- 
ment oü l'evenement considere a eu 
lieu. 

b) La date d'expiration d'un delai 
est la date qui est utilisee dans la lo¬ 
calite oü le document exige doit etre 
depose ou la taxe exigee doit etre 
payee. 

80.5 Expiration un jour chöme 

Si un delai quelconque pendant le- 
quel un document ou une taxe doit 
parvenir ä un office national ou ä une 
Organisation intergouvernementale ex¬ 
pire un jour oü cet Office ou cette Or¬ 
ganisation n'est pas ouvert au public 
pour traiter d'affaires officielles, ou 
bien un jour oü le courrier ordinaire 
n’est pas delivre dans la localite oü 
cet office ou cette Organisation est 
situe, le deiai prend fin le premier 
jour suivant auquel aucune de ces 
deux circonstances n'existe plus. 


80.6 Date de documents 
Lorsqu’un delai court ä compter de 
la date dun document ou dune lettre 


der Berechnung der Frist mit dem Tag 
begonnen, der dem Tag folgt, in den 
das maßgebliche Ereignis fällt; die 
Frist endet in dem maßgeblichen fol¬ 
genden Jahr in dem Monat und an 
dem Tag, die durch ihre Benennung 
oder Zahl dem Monat und Tag ent¬ 
sprechen, in den das maßgebliche 
Ereignis fällt; fehlt in dem betreffen¬ 
den Monat der für den Ablauf der 
Frist maßgebliche Tag, so endet die 
Frist mit dem Ablauf des letzten Ta¬ 
ges dieses Monats. 

80.2 In Monaten bestimmte Fristen 

Ist als Frist ein Monat oder eine 
Anzahl von Monaten bestimmt, so 
wird bei der Berechnung der Frist mit 
dem Tag begonnen, der dem Tag 
folgt, in den das maßgebliche Ereignis 
fällt; die Frist endet in dem maßgeb¬ 
lichen folgenden Monat an dem Tag, 
der durch seine Zahl dem Tag ent¬ 
spricht, in den das maßgebliche Ereig¬ 
nis fällt; fehlt in dem betreffenden 
Monat der für den Ablauf der Frist 
maßgebliche Tag, so endet die Frist 
mit dem Ablauf des letzten Tages die¬ 
ses Monats. 

80.3 In Tagen bestimmte Fristen 

Ist als Frist eine Anzahl von Tagen 
bestimmt, wird bei der Berechnung 
der Frist mit dem Tag begonnen, der 
dem Tag folgt, in den das maßgeb¬ 
liche Ereignis fällt; die Frist endet am 
letzten Tag der in Betracht kommen¬ 
den Anzahl von Tagen. 

80.4 örtliche Daten 

a) Das Datum, das als das Anfangs¬ 
datum für die Berechnung einer Frist 
in Betracht kommt, ist das Datum, 
welches zur Zeit des Eintritts des 
maßgeblichen Ereignisses an diesem 
Ort galt. 

b) Das Datum, an dem eine Frist 
abläuft, ist das Datum, das an dem 
Ort gilt, an dem das angeforderte 
Schriftstück eingereicht oder die ver¬ 
langte Gebühr eingezahlt werden 
muß. 

80.5 Ablauf an einem anderen Tag als 
einem Werktag 

Endet eine Frist, innerhalb welcher 
bei einem nationalen Amt oder einer 
zwischenstaatlichen Organisation ein 
Schriftstück eingehen oder eine Ge¬ 
bühr eingezahlt werden muß, an 
einem Tag, an dem dieses Amt oder 
diese Organisation für den Publikums¬ 
verkehr geschlossen ist oder an dem 
gewöhnliche Postsendungen am Ort 
des Sitzes dieses Amtes oder dieser 
Organisation nicht zugestellt werden, 
so läuft die Frist an dem nächstfol¬ 
genden Tag ab, an welchem die ge¬ 
nannten Umstände nicht mehr be¬ 
stehen. 

80.6 Datum von Schriftstücken 

Beginnt eine Frist am Tag des Da¬ 
tums eines Schriftstücks oder eines 
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emanating from a national Office or 
intergovernmental Organization, any 
interested party may prove that the 
said document or letter was mailed on 
a day later than the date it bears, in 
which case the date of actual mailing 
shall, for the purposes of computing 
the period, be considered to be the 
date on which the period starts. 

80.7 End of Working Day 

(a) A period expiring on a given 
day shall expire at the moment the 
national Office or intergovernmental 
Organization with which the 
document must be filed or to which 
the fee must be paid closes for busi- 
ness on that day. 

(b) Any Office or Organization may 
depart from the provisions of Para¬ 
graph (a) up to midnight on the rele¬ 
vant day. 

(c) The International Bureau shall 
be open for business until 6 p. m. 

Rule 81 

ModUication of Time Limits 
Flxed ln the Treaty 

81.1 Proposal 

(a) Any Contracting State or the 
Director General may propose a modi- 
fication under Article 47 (2). 

(b) Proposals made by a Contract¬ 
ing State shall be presented to the 
Director General. 

81.2 Decision by the Assembly 

(a) When the proposal is made to 
the Assembly, its text shall be sent 
by the Director General to all Con¬ 
tracting States at least 2 months in 
advance of that session of the 
Assembly whose agenda includes the 
proposal. 

(b) Düring the discussion of the 
proposal in the Assembly, the pro¬ 
posal may be amended or consequen- 
tial amendments proposed. 

(c) The proposal shall be considered 
adopted if none of the Contracting 
States present at the time of voting 
votes against the proposal. 

81.3 Voting by Correspondence 

(a) When voting by correspondence 
is chosen, the proposal shall be in- 
cluded in a written communication 
from the Director General to the Con¬ 
tracting States, inviting them to ex¬ 
press their vote in writing. 

(b) The invitation shall fix the time 
limit within which the reply contain- 
ing the vote expressed in writing 
must reach the International Bureau. 


d'un office national ou d’une Organisa¬ 
tion intergouvernementale, toute par- 
tie interessee peut prouver que ledit 
document ou ladite lettre a ete poste 
posterieurement ä cette date, auquel 
cas c’est la date ä laquelle cette piece 
a ete effectivement postee qui est 
prise en consideration aux fins du cal- 
cul du delai, en tant que date consti- 
tuant le point de depart de ce delai. 

80.7 Fin d'un jour ouvrable 

a) Tout delai expirant un jour de- 
termine expire ä l’heure oti l'office 
national ou l'organisation intergouver¬ 
nementale aupres de qui le document 
doit etre depose ou ä qui la taxe doit 
etre payee ferme ses guidiets ce jour- 
lä. 

b) Tout office ou toute Organisation 
peut deroger aux dispositions de 
l'alinea a) en prolongeant le delai 
jusqu'a minuit le jour considere. 

c) Le Bureau international est ou- 
vert au public jusqu'a 18 heures. 

R&gle 81 

Modification des d£lais fix£s 
par le traitä 

81.1 Propositions 

a) Tout Etat contractant ou le Di- 
recteur general peuvent proposer des 
raodifications des delais selon l'arti- 
cle 47. 2). 

b) Les propositions emanant d'un 
Etat contractant doivent etre presen- 
tees au Directeur general. 

81.2 Decision par l'Assemblee 

a) Lorsque la proposition est pre- 
sentee ä l'Assemblee, son texte est 
adresse par le Directeur general ä 
tous les Etats contractants deux mois 
au moins avant la session de l’Assem- 
blee dont 1‘ordre du jour comprend 
cette proposition. 

b) Lorsque la proposition est dis- 
cutee dans l'Assemblee, eile peut etre 
amendee ou des amendements qui en 
decoulent peuvent Mre proposes. 

c) La proposition est consideree 
comme adoptee si aucun des Etats 
contractants presents lors du vote ne 
vote contre eile. 

81.3 Vote par correspondance 

a) Lorsque la procedure du vote par 
correspondance est choisie, la propo¬ 
sition fait l'objet d'une communica- 
tion ecrite adressee par le Directeur 
general aux Etats contractants, invi- 
tant ces derniers a exprimer leur vote 
par ecrit. 

b) L'invitation fixe le delai dans le- 
quel les reponses contenant les votes 
exprimes par ecrit doivent parvenir 
au Bureau international. Ce delai est 


Schreibens eines nationalen Amtes 
oder einer zwischenstaatlichen Orga¬ 
nisation und kann ein Beteiligter 
nachweisen, daß dieses Schriftstück 
oder das Schreiben an einem späteren 
Tag als deren Datum abgesandt wor¬ 
den ist, so ist das Datum der tatsäch¬ 
lichen Absendung für die Berechnung 
der Frist als maßgebend anzusehen. 


80.7 Ende eines Werktags 

a) Eine an einem bestimmten Tag 
ablaufende Frist endet zu dem Zeit¬ 
punkt, zu dem das nationale Amt oder 
die zwischenstaatliche Organisation, 
bei welchen das Schriftstück einge¬ 
reicht oder die Gebühr eingezahlt 
werden muß, für den Publikumsver¬ 
kehr geschlossen wird. 

b) Jedes Amt und jede Organisa¬ 
tion kann von den Bestimmungen des 
Absatzes a abweichen, sofern die 
Frist nicht später als zu Mitternacht 
des betreffenden Tages endet. 

c) Das Internationale Büro ist für 
den Publikumsverkehr bis 18.00 Uhr 
geöffnet. 

Regel 81 

Änderung von im Vertrag 
festgesetzten Fristen 

81.1 Änderungsvorschlag 

a) Jeder Vertragsstaat oder der Ge¬ 
neraldirektor können Änderungen 
nach Artikel 47 Absatz 2 vorschlagen. 

b) Die Änderungsvorschläge eines 
Vertragsstaats werden an den Gene¬ 
raldirektor gerichtet. 

81.2 Entscheidung der Versammlung 

a) Ist der Versammlung ein Vor¬ 
schlag vorgelegt worden, so teilt der 
Generaldirektor den Wortlaut allen 
Vertragsstaaten mindestens zwei Mo¬ 
nate vor der Sitzung der Versamm¬ 
lung mit. in deren Tagesordnung der 
Vorschlag aufgenommen worden ist. 

b) Während der Behandlung des 
Vorschlags in der Versammlung kann 
dieser geändert oder können Folge¬ 
änderungen vorgeschlagen werden. 

c) Der Vorschlag gilt als angenom¬ 
men, falls keiner der Vertragsstaaten, 
die bei der Abstimmung vertreten 
sind, gegen diesen Vorschlag stimmt. 

81.3 Schriftliche Abstimmung 

a) Wird der Weg der schriftlichen 
Abstimmung gewählt, so wird der 
Vorschlag in einer schriftlichen Mit¬ 
teilung des Generaldirektors den Ver¬ 
tragsstaaten mit der Aufforderung 
vorgelegt, ihre Stimme schriftlich ab¬ 
zugeben. 

b) Mit der Aufforderung wird eine 
Frist festgesetzt, innerhalb welcher 
eine Antwort mit der schriftlichen 
Stimmabgabe beim Internationalen 
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Thal time limit shall not be less than 
3 months from the date of the invita- 
tion. 

(c) Replies must be either positive 
or negative. Proposals for amend- 
ments or mere observations shall not 
be regarded as votes. 

(d) The proposal shall be considered 
adopted if none of the Contracting 
States opposes the amendment and if 
at least one-half of the Contracting 
States express either approval or in- 
difference or abstention. 

Rule 82 

Irregularities in the Mail Service 

82.1 Delay or Löss in Mail 

(a) Subject to the provisions of 
Rule 22.3, any interested party may 
offer evidence that he has mailed the 
document or letter 5 days prior to the 
expiration of the time limit. Except in 
cases where surface mail normally ar- 
rives at its destination within 2 days 
of mailing, or where no airmail Serv¬ 
ice is available, such evidence may 
be offered only if the mailing was by 
airmail. In any case, evidence may be 
offered only if the mailing was by 
mail registered by the postal authori- 
ties. 


(b) If such mailing is proven to the 
satisfaction of the national Office or 
intergovernmental Organization which 
is the addressee, delay in arrival shall 
be excused, or, if the document or 
letter is lost in the mail, Substitution 
for it of a new copy shall be permit- 
ted, provided that the interested party 
proves to the satisfaction of the said 
Office or Organization that the docu¬ 
ment or letter offered in Substitution 
is identical with the document or let¬ 
ter lost. 


(c) In the cases provided for in par- 
agraph (b), evidence of mailing with¬ 
in the prescribed time limit, and, 
where the document or letter was 
lost, the substitute document or letter 
as well, shall be submitted within 
1 month after the date on which the 
interested party noticed—or with due 
diligence should have noticed—the 
delay or the loss, and in no case later 
than 6 months after the expiration of 
the time limit applicable in the given 
case. 


de trois mois au moins ä compter de 
la date de l'invitation. 


c) Les reponses doivent etre affir¬ 
matives ou negatives. Les propositions 
de modification et les simples obser¬ 
vations ne sont pas considerees com- 
me des votes. 

d) La proposition est consideree 
comme adoptee si aucun Etat contrac- 
tant ne s’oppose ä la modification et 
si la moitie au raoins desdits Etats 
expriment soit leur approbation, soit 
leur indifference, soit leur abstention. 


Rögle 82 

Irregularites dans le service postal 

82.1 Retards ou perte du courrier 

a) Sous reserve des dispositions de 
la regle 22.3, toute partie int§ressee 
peut faire la preuve qu elle a poste le 
document ou la lettre cinq jours avant 
l’expiration du delai. Sauf lorsque le 
courrier par voie terrestre ou mariti¬ 
me arrive normalement ä destination 
dans les deux jours suivant sa remise 
ä la poste, ou lorsqu’il n’y a pas de 
courrier par voie aerienne, une teile 
preuve ne peut etre faite que si l’ex- 
pedition a ete faite par voie aerien¬ 
ne. Dans tous les cas, on ne peut faire 
ladite preuve que si I'expedition a eu 
lieu sous pli recommande. 

b) Si la preuve est faite a la satis¬ 
faction de l'office national ou de l'or- 
ganisation intergouvernementale des- 
tinataire que I'expedition a eu lieu 
comme il est indique ci-dessus, le re¬ 
tard a I'arrivee est excuse ou, si le 
document ou la lettre a ete perdu, son 
remplacement par un nouvel exem- 
plaire est autorise, a condition que la 
partie int^ressee fasse la preuve, ä la 
satisfaction dudit office ou de ladite 
Organisation, que le document ou la 
lettre remis en remplacement est iden- 
tique au document perdu ou a la lettre 
perdue. 


c) Dans les cas vises ä l’alinea b), 
la preuve relative ä I’expedition pos- 
tale dans le delai present et, en cas 
de perte du document ou de la lettre, 
la preuve relative au document ou ä 
la lettre ä remettre en remplacement, 
doivent etre presentees dans un delai 
d’un mois ä compter de la date ä la- 
quelle la partie interessee a constate — 
ou aurait du constater si eile avait ete 
diligente — le retard ou la perte, et en 
aucun cas plus de six mois apres lex- 
piration du delai applicable en les- 
pece. 


Büro eingehen muß. Diese Frist darf 
nicht weniger als drei Monate, gerech¬ 
net vom Datum der Aufforderung an, 
betragen. 

c) Antworten müssen positiv oder 
negativ sein. Änderungsvorschläge 
oder bloße Feststellungen gelten nicht 
als Stimmabgabe. 

d) Der Vorschlag gilt als angenom¬ 
men, wenn keiner der Vertragsstaaten 
die Änderung ablehnt und wenn we¬ 
nigstens die Hälfte der Vertragsstaa¬ 
ten ihre Zustimmung, ihr mangelndes 
Interesse oder ihre Stimmenthaltung 
erklärt haben. 

Rege] 82 

Störung im Postdienst 

82.1 Verzögerung oder Verlust bei 
der Postzustellung 

a) Vorbehaltlich der Regel 22.3 
kann jeder Beteiligte den Beweis an¬ 
bieten, daß er ein Schriftstück oder 
ein Schreiben fünf Tage vor Ablauf 
der Frist bei der Post aufgegeben hat. 
Dieser Beweis kann nur angeboten 
werden, wenn die Beförderung durch 
Luftpost erfolgte, wobei Fälle ausge¬ 
nommen sind, in denen die normale 
Post in der Regel innerhalb von zwei 
Tagen Beförderungszeit am Bestim¬ 
mungsort eintrifft oder kein Luftpost¬ 
dienst besteht. In jedem Fall kann der 
Beweis nur angeboten werden, wenn 
die Aufgabe zur Post eingeschrieben 
erfolgte. 

b) Ist eine solche Aufgabe zur Post 
dem nationalen Amt oder der zwi¬ 
schenstaatlichen Organisation, an das 
oder an die die Sendung gerichtet ist, 
nachgewiesen worden, so ist die Ver¬ 
zögerung der Zustellung als entschul¬ 
digt anzusehen; falls das Schriftstück 
oder das Schreiben auf dem Postweg 
verloren gegangen ist, wird dessen 
Ersatz durch Abschriften gestattet, 
vorausgesetzt, daß der Beteiligte dem 
Amt oder der Organisation in ausrei¬ 
chendem Maße nachweist, daß das 
Schriftstück oder Schreiben, das als 
Ersatz vorgesehen ist, mit dem ver¬ 
lorenen Schriftstück oder Schreiben 
übereinstimmt. 

c) In den in Absatz b vorgesehenen 
Fällen hat der Nachweis, daß die Auf¬ 
gabe zur Post innerhalb der vorge¬ 
schriebenen Frist erfolgt war, und im 
Falle des Verlusts des Schriftstücks 
oder des Schreibens die Vorlage des 
Ersatzschriftstücks oder des Ersatz¬ 
schreibens innerhalb eines Monats 
nach dem Zeitpunkt zu erfolgen, an 
dem der Beteiligte die Verzögerung 
oder den Verlust festgestellt hat — 
oder bei Anwendung gehöriger Sorg¬ 
falt festgestellt hätte —, und in kei¬ 
nem Fall später als sechs Monate 
nach dem Ablauf der jeweils gelten¬ 
den Frist. 
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82.2 Interruption in the Mail Service 

(a) Subject to the provisions of 
Rule 22.3, any interested party may 
offer evidence that on any of the 10 
days preceding the day of expiration 
of the time limit the postal Service 
was interrupted on account of war, 
revolution, civil disorder, strike, 
natural calamity, or other like reason, 
in the locality where the interested 
party resides or has his place of busi- 
ness or is staying. 

(b) If such circumstances are 
proven to the satisfaction of the na¬ 
tional Office or intergovernmental Or¬ 
ganization which is the addressee, 
delay in arrival shall be excused, pro- 
vided that the interested party proves 
to the satisfaction of the said Office 
or organization that he effected the 
mailing within 5 days after the mail 
Service was resumed. The provisions 
of Rule 82.1 (c) shall apply mutatis 
mutandis. 

Rule 83 

Right to Practlce Before 
International Authorities 

83.1 Proof of Right 

The International Bureau, the com- 
petent International Searching Au- 
thority, and the competent Interna¬ 
tional Preliminary Examining Author- 
ity, may require the production of 
proof of the right to practice referred 
to in Article 49. 

83.2 Information 

(a) The national Office or the in¬ 
tergovernmental organization which 
the interested person is alleged to 
have a right to practice before shall, 
upon request, inform the International 
Bureau, the competent International 
Searching Authority, or the competent 
International Preliminary Examining 
Authority, whether such person has 
the right to practice before it. 


(b) Such Information shall be bind- 
ing upon the International Bureau, the 
International Searching Authority, or 
the International Preliminary Examin¬ 
ing Authority, as the case may be. 

Part E 

Rules Concerning 
Chapter V of the Treaty 

Rule 84 

Expenses of Delegations 

84.1 Expenses Borne by Governments 

The expenses of each Delegation 
participating in any organ established 


82.2 Interruption du Service postal 

a) Sous reserve des dispositions de 
la regle 22.3, toute partie interessee 
peut faire la preuve que, lors de Tun 
quelconque des dix jours qui ont pre- 
cede la date d’expiration du delai, le 
Service postal a ete interrompu en 
raison de guerre, de revolution, de 
desordre civil, de greve, de calamite 
naturelle ou d'autres raisons sembla- 
bles, dans la localite oü la partie in¬ 
teressee a son domicile, son siege ou 
sa residence. 

b) Si la preuve est faite a la satis¬ 
faction de l'office national ou de l'or- 
ganisation intergouvernementale des- 
tinataire que de telles circonstancesont 
existe, le retard ä 1‘arrivee est excuse, 
ä condition que la partie interessee 
prouve ä la satisfaction dudit office 
ou de ladite Organisation qu’elle a 
procede ä l'expedition postale dans 
les cinq jours suivant la reprise du 
Service postal. Les dispositions de la 
regle 82.1 c) s'appliquent mutatis mu¬ 
tandis. 

Rögle 83 

Droit d'exercer aupr&s 

d'administrations internationales 

83.1 Preuve du droit 

Le Bureau international, ladmini- 
stration competente chargee de la re- 
dierche internationale et l'admini- 
stration competente chargee de l’exa- 
men preliminaire international peu- 
vent exiger la preuve du droit d'exer¬ 
cer vise ä l'articie 49. 

83.2 Information 

a) L’office national ou 1‘organisation 
intergouvernementale aupres duquel 
ou de laquelle il est pretendu que la 
personne interessee a le droit d'exer¬ 
cer doit, sur requete, faire savoir au 
Bureau international, ä ladministra- 
tion competente chargee de la recher- 
che internationale ou ä l'administra- 
tion competente chargee de l'examen 
preliminaire international, si cette per¬ 
sonne a le droit d'exercer aupres d el- 
le. 

b) Une teile Information lie le Bu¬ 
reau international, l'administration 
chargee de la recherche internatio¬ 
nale ou l'administration chargee de 
l’examen preliminaire international, 
selon le cas. 

Partie E 
Regles 

relatives au chapitre V du traite 

Rägle 84 

Depenses des delegations 

84.1 Depenses supportees par les gou- 
vernements 

Les depenses de chaque delegation 
participant ä tout organe institue par 


82.2 Unterbrechung des Postdicnsts 

a) Vorbehaltlich der Regel 22.3 
kann jeder Beteiligte den Beweis an¬ 
bieten, daß an einem der letzten zehn 
Tage vor Ablauf der Frist der Post¬ 
dienst an seinem Sitz, Wohnsitz, dem 
Ort der Geschäftstätigkeit oder dem 
gewöhnlichen Aufenthaltsort als 
Folge eines Krieges, einer Revolution, 
einer Störung der öffentlichen Ord¬ 
nung, eines Streiks, einer Naturkata¬ 
strophe oder ähnlicher Ursachen un¬ 
terbrochen war. 

b) Sind solche Umstände dem na¬ 
tionalen Amt oder der zwischenstaat¬ 
lichen Organisation, an das oder an 
die die Sendung gerichtet ist, nachge¬ 
wiesen worden, so wird die Verzöge¬ 
rung der Zustellung als entschuldigt 
angesehen, vorausgesetzt, daß der Be¬ 
teiligte dem Amt oder der Organisa¬ 
tion nachweist, daß er den Versand 
innerhalb von fünf Tagen nach der 
Wiederherstellung des Postdiensts 
vorgenommen hat. Regel 82.1 Ab¬ 
satz c ist entsprechend anzuwenden. 

Regel 83 

Das Recht zum Auftreten 
vor Internationalen Behörden 

83.1 Nachweis des Rechts 

Das Internationale Büro, die zustän¬ 
dige Internationale Recherchen¬ 
behörde und die zuständige mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragte Behörde können den 
Nachweis des Rechts zum Auftreten 
nach Artikel 49 verlangen. 

83.2 Mitteilung 

a) Das nationale Amt oder die zwi¬ 
schenstaatliche Organisation. vor 
denen die betreffende Person ein 
Recht zum Auftreten zu haben be¬ 
hauptet, haben auf Antrag das Inter¬ 
nationale Büro, die zuständige Inter¬ 
nationale Recherchenbehörde oder die 
zuständige mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte Be¬ 
hörde darüber zu unterrichten, ob 
diese Person das Recht zum Auftreten 
besitzt. 

b) Eine derartige Mitteilung ist für 
das Internationale Büro, die Interna¬ 
tionale Recherchenbehörde oder die 
mit der internationalen vorläufigen 
Prüfung beauftragte Behörde bindend. 

Teil E 
Regeln 

zu Kapitel V des Vertrags 
Regel 84 

Kosten der Delegationen 

84.1 Kostentragung durch Regierun¬ 
gen 

Die Kosten einer Delegation, die an 
der Sitzung eines durch diesen Ver- 
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by or under the Treaty shall be borne 
by the Government which has ap- 
pointed it. 


Rule 85 

Absence of Quorum in the Assembly 

85.1 Voting by Correspondence 

In the case provided for in Arti- 
cle 53 (5) (b), the International Bureau 
shall communicate the decisions of 
the Assembly (other than those con- 
cerning the Assembly's own proce- 
dure) to the Contracting States which 
were not represented and shall invite 
them to express in writing their vote 
or abstention within a period of 3 
months from the date of the communi- 
cation. If, at the expiration of tbat 
period, the number of Contracting 
States having thus expressed their 
vote or abstention attains the number 
of Contracting States which was lack- 
ing for attaining the quorum in the 
session itself, such decisions shall 
take effect provided that at the same 
time the required majority still ob- 
tains. 


Rule 86 
The Gazette 

86.1 Contents 

The Gazette referred to in Arti- 
cle 55 (4) shall contain: 

(i) for each published international 
application, data specified by the 
Administrative Instructions taken 
from the front page of the 
pamphlet published under Rule 
48, drawing (if any) appearing 
on the said front page, and the 
abstract, 


(ii) the schedule of all fees payable 
to the receiving Offices, the In¬ 
ternational Bureau, and the In¬ 
ternational Searching and Prelim- 
inary Examining Authorities, 


(iii) notices the publication of which 
is required under the Treaty or 
these Regulations, 

(iv) information, if and to the extent 
furnished to the International Bu¬ 
reau by the designated or elected 
Offices, on the question whether 
the requirements provided for in 
Articles 22 or 39 have been 
complied with in respect of the 
international applications de- 
signating or electing the Office 
concerned. 


le traite ou en vertu de celui-ci sont 
supportees par le gouvernement qui 
l‘a designee. 


Rfegle 85 

Quorum non atteint ä l’Assemblee 


85.1 Vote par correspondance 

Dans le cas prevu ä l'article 53. 5) b), 
le Bureau international communique 
les decisions de l'Assemblee (autres 
que celles qui concernent la proce- 
dure de l'Assemblee) aux Etats con- 
tractants qui n'etaient pas represen- 
tes, en les invitant ä exprimer par 
ecrit, dans un delai de trois mois ä 
compter de la date de ladite commu- 
nication, leur vote ou leur abstention. 
Si, ä l'expiration de ce delai, le nom- 
bre des Etats contractants ayant ainsi 
exprime leur vote ou leur abstention 
atteint le nombre d'Etats contractants 
qui faisait defaut pour que le quorum 
füt atteint lors de la session, lesdites 
decisions deviennent exdcutoires, 
pourvu qu'en meme temps la majo- 
rit£ necessaire reste acquise. 


R&gle 86 
Gazette 

86.1 Contenu 

La gazette mentionnäe ä l'article 
55. 4) contient: 

i) pour chaque demande internatio¬ 
nale publiee, les indications fixees 
par les instructions administrati¬ 
ves reprises de la page de Couver¬ 
ture de la brochure publi6e con- 
formement ä la regle 48, le dessin 
(sil y en a) figurant sur ladite 
page de Couverture et l'abrege; 


ii) le tableau des taxes payables aux 
Offices r£cepteurs, au Bureau in¬ 
ternational, aux administrations 
chargees de la recherche interna¬ 
tionale et aux administrations 
chargees de l’examen preliminaire 
international; 

iii) les notifications dont la publica¬ 
tion est exigee par le traite ou le 
present regiement d'execution; 

iv) toutes informations fournies au 
Bureau international par les Offi¬ 
ces designes ou elus, relatives ä 
la question de savoir si les actes 
mentionnes aux articles 22 ou 39 
ont ete accomplis ä l'ägard des de- 
mandes internationales designant 
ou elisant l’office interesse? 


trag oder in dessen Anwendung gebil¬ 
deten Organs teilnimmt, werden von 
der Regierung getragen, die die Dele¬ 
gation ernannt hat. 

Regel 85 

Fehlen des Quorums 
in der Versammlung 

85.1 Schriftliche Abstimmung 

In dem in Artikel 53 Absatz 5 Buch¬ 
stabe b vorgesehenen Fall übermittelt 
das Internationale Büro die Be¬ 
schlüsse der Versammlung (sofern sie 
nicht das Verfahren der Versammlung 
selbst betreffen) den Vertragsstaaten, 
die nicht vertreten waren, und fordert 
diese auf, ihre Stimme innerhalb einer 
Frist von drei Monaten, vom Datum 
der Mitteilung an gerechnet, schrift¬ 
lich abzugeben oder Stimmenthaltung 
mitzuteilen. Erreicht bei Ablauf dieser 
Frist die Anzahl von Vertragsstaaten, 
die auf diese Weise ihre Stimme ab¬ 
gegeben oder Stimmenthaltung mitge¬ 
teilt haben, die Anzahl von Vertrags¬ 
staaten, die zur Erreichung des Quo¬ 
rums während der Sitzung selbst fehl¬ 
ten, so werden die Beschlüsse wirk¬ 
sam, vorausgesetzt, daß zur gleichen 
Zeit die erforderliche Mehrheit er¬ 
reicht bleibt. 

Regel 86 
Blatt 

86.1 Inhalt 

Das in Artikel 55 Absatz 4 erwähnte 
Blatt enthält: 

i) für jede bekanntgemachte inter¬ 
nationale Anmeldung diejenigen 
dem Kopfbogen der nach Regel 48 
veröffentlichten Schrift entnom¬ 
menen Angaben, die durch die 
Verwaltungsrichtlinien festgesetzt 
werden, die auf diesem Kopfbogen 
wiedergegebene Zeichnung (falls 
vorhanden) und die Zusammenfas¬ 
sung, 

ii) die Liste aller Gebühren, die an 
die Anmeldeämter, das Internatio¬ 
nale Büro, die Internationale Re¬ 
cherchenbehörde und die mit der 
internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung beauftragte Behörde gezahlt 
werden müssen, 

iii) Hinweise, deren Veröffentlichung 
nach dem Vertrag oder nach die¬ 
ser Ausführungsordnung vorge¬ 
schrieben ist, 

iv) wenn und soweit Bestimmungs¬ 
ämter und ausgewählte Ämter sie 
dem Internationalen Büro übermit¬ 
teln, Informationen darüber, ob 
die Erfordernisse der Artikel 22 
oder 39 in bezug auf internatio¬ 
nale Anmeldungen erfüllt worden 
sind, für welche die betreffenden 
Ämter bestimmt oder ausgewählt 
sind, 
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(v) any othor useful Information 
prescribed by the Administrative 
Inslructions, provided access to 
such Information is not prohib- 
ited under the Treaty or tliese 
Regulations. 

86.2 Languages 

(a) The Gazette shail be published 
in an English-language edition and a 
French-language edition. It shall also 
be published in editions in any other 
language, provided the cost of publi- 
cation is assured through sales or 
subventions. 

(b) The Assembly may Order the 
publication of the Gazette in lan¬ 
guages other than those referred to 
in paragraph (a). 

86.3 Frequency 

The Gazette shall be published once 
a week. 

86.4 Sale 

The subscription and other sale 
prices of the Gazette shall be fixed 
in the Administrative Instructions. 

86.5 Title 

The title of the Gazette shall be 
“Gazette of International Patent Ap¬ 
plications“, and "Gazette des De- 
mandes internationales de brevets", 
respectively. 

86.6 Further Details 

Further details conceming the Ga¬ 
zette may be provided for in the Ad¬ 
ministrative Instructions. 

Rule 87 

Copies of Publications 

87.1 International Searching and Pre- 
liminary Examining Authorities 

Any International Searching or Pre- 
liminary Examining Authority shall 
have the right to receive, free of 
Charge, two copies of every published 
international application, of the Ga¬ 
zette, and of any other publication of 
general interest published by the In¬ 
ternational Bureau in connection with 
the Treaty or these Regulations. 


87.2 National Offices 

(a) Any national Office shall have 
the right to receive, free of Charge, 
one copy of every published inter¬ 
national application, of the Gazette, 
and of any other publication of gener¬ 
al interest published by the Interna¬ 
tional Bureau in connection with the 
Treaty or these Regulations. 

(b) The publications referred to in 
paragraph (a) shall be sent on special 


v) loutes autres informations utiles 
prevues par les instructions ad¬ 
ministratives, pour autant que l'ac- 
ces ä de telles informations ne soit 
pas interdit selon le traite ou le 
present regiement d execution. 

86.2 Langues 

a) La gazette est publiee en editions 
francaise et anglaise. Des editions en 
sont egalement publiees en toute au- 
tre langue, si le coüt de la publication 
est assure par les ventes ou des sub¬ 
ventions. 

b) L’Assemblee peut ordonner la pu¬ 
blication de la gazette en des langues 
autres que celles qui sont mention- 
nees ä l'alinea a). 

86.3 Periodicite 

La gazette est publiee une fois par 
semaine. 

86.4 Vente 

Les prix de l'abonnement et des au¬ 
tres ventes de la gazette sont fixes 
dans les instructions administratives. 

86.5 Titre 

Le titre de la gazette est «Gazette 
des demandes internationales de bre¬ 
vets» et «Gazette of International Pat¬ 
ent Applications», respectivement. 

86.6 Autres details 

D’autres details relatifs ä la gazette 
peuvent etre specifies dans les in¬ 
structions administratives. 

R&gle 87 

Exemplaires de publications 

87.1 Administrations chargees de la 
recherche internationale et de 
l'examen preliminaire inter¬ 
national 

Toute administration chargee de la 
recherche internationale ou de l’exa- 
men preliminaire international a le 
droit de recevoir gratuitement deux 
exemplaires de chaque demande inter¬ 
nationale publiee, de la gazette et de 
toute autre publication d’interet gene¬ 
ral publiee par le Bureau international 
en relation avec le traite ou le pre¬ 
sent regiement d execution. 

87.2 Offices nationaux 

a) Tout office national a le droit de 
recevoir gratuitement un exemplaire 
de chaque demande internationale pu¬ 
bliee, de la gazette et de toute autre 
publication d'interet general publiee 
par le Bureau international en relation 
avec le traite ou le present regiement 
dexecution. 

b) Les publications mentionnees ä 
l'alinea a) sont adressees sur requete 


v) jede andere zweckdienliche Mit¬ 
teilung, welche durch die Verwal¬ 
tungsrichtlinien vorgeschrieben 
ist, falls solche Mitteilungen nach 
dem Vertrag oder dieser Ausfüh¬ 
rungsordnung nicht unzulässig 
sind. 

86.2 Sprachen 

a) Das Blatt erscheint in einer 
englischsprachigen und einer franzö¬ 
sischsprachigen Ausgabe. Es erscheint 
auch in anderen Sprachen, vorausge¬ 
setzt, daß die Kosten der Ausgabe 
durch Verkauf oder Subventionen ge¬ 
deckt sind. 

b) Die Versammlung kann eine 
Ausgabe des Blattes in anderen als in 
den nach Absatz a erwähnten Spra¬ 
chen anordnen. 

86.3 Erscheinensfolge 

Das Blatt erscheint wöchentlich ein¬ 
mal. 

86.4 Verkauf 

Der Abonnementspreis und andere 
Verkaufspreise des Blattes werden in 
den Verwaltungsrichtlinien festge¬ 
setzt. 

86.5 Titel 

Der Titel des Blattes lautet: „Ga¬ 
zette of International Patent Applica¬ 
tions" und „Gazette des Demandes 
internationales de Brevets“ entspre¬ 
chend der jeweiligen Ausgabe. 

86.6 Weitere Einzelheiten 

Weitere das Blatt betreffende Ein¬ 
zelheiten können in den Verwaltungs¬ 
richtlinien vorgeschrieben werden. 

Regel 87 

Exemplare von Veröffentlichungen 

87.1 Internationale Recherchenbehör¬ 
den und mit der internationalen 
vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörden 

Internationale Recherchenbehörden 
und mit der internationalen vorläufi¬ 
gen Prüfung beauftragte Behörden 
haben das Recht, zwei kostenlose 
Exemplare jeder veröffentlichten in¬ 
ternationalen Anmeldung, des Blattes 
und jeder anderen Veröffentlichung 
von allgemeinem Interesse, die das 
Internationale Büro nach dem Vertrag 
oder dieser Ausführungsordnung ver¬ 
öffentlicht hat, zu verlangen. 

87.2 Nationale Ämter 

a) Jedes nationale Amt hat das 
Recht, ein Exemplar jeder veröffent¬ 
lichten internationalen Anmeldung, 
des Blattes und jeder anderen vom 
Internationalen Büro in Verbindung 
mit dem Vertrag und dieser Ausfüh¬ 
rungsordnung herausgegebenen ande¬ 
ren Veröffentlichung von allgemei¬ 
nem Interesse kostenlos zu erhalten. 

b) Die Veröffentlichungen nach Ab¬ 
satz a werden auf besondere Anforde- 
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requesl, which shall be made, in re- 
spect of each year, by November 30 
of the preceding year. If any publica- 
tion is available in more than one 
language, the request shall specify the 
language in which it is desired. 


Rule 88 

Amendment of the Regulations 

88.1 Requirement of Unanimity 

Amendment of the following provi- 

sions of these Regulations shall re- 
quire that no State having the right 
to vote in the Assembly vote against 
the proposed amend ment: 

(i) Rule 14.1 (Transmittal Fee), 

(ii) Rule 22.2 (Transmittal of the 
Record Copy; Alternative Pro- 
cedure), 

(iii) Rule 22.3 (Time Limit Under Ar- 
ticle 12 (3)J, 

(iv) Rule 33 (Relevant Prior Art for 
International Seardi), 

(v) Rule 64 (Prior Art for Interna¬ 
tional Preliminary Examinationj, 

(vi) Rule 81 (Modification of Time 
Limits Fixed in the Treaty), 

(vii) the present paragraph (i. e., 
Rule 88.1). 

88.2 Requirement of Unanimity Dür¬ 
ing a Transitional Period 

Düring the first 5 years after the 
entry into force of the Treaty, amend- 
ment of the following provisions of 
these Regulations shall require that 
no State having the right to vote in 
the Assembly vote against the pro¬ 
posed amendment: 

(i) Rule 5 (The Description), 

(ii) Rule 6 (The Claims), 

(iii) the present paragraph (i. e. f 
Rule 88.2). 

88.3 Requirement of Absence of Op¬ 
position by Certain States 

Amendment of the following provi¬ 
sions of these Regulations shall re¬ 
quire that no State referred to in Ar- 
ticle 58 (3) (a) (ii) and having the right 
to vote in the Assembly vote against 
the proposed amendment: 


(i) Rule 34 (Minimum Documenta- 
tion), 

(ii) Rule 39 [Subject Matter Under 
Article 17 (2) (a) (i)], 

(iii) Rule 67 (Subject Matter Under 
Article 34 (4) (a) (i)), 

(iv) the present paragraph (i. e., 
Rule 88.3). 


speciale presentee, pour chaque an- 
nee, avant le 30 novembre de l'annee 
precedente. Si une publication est dis¬ 
ponible en plusieurs langues, ladite 
requete precise la langue dans la- 
quelle la publication est demandee. 


Rfcgle 88 

Modification du r&glement d'execution 

88.1 Exigence del'unanimP 4 

La modification des dispositions ci- 
apres du present regiement d’execu- 
tion exige qu'aucun Etat ayant le 
droit de vote au sein de l’Assemblee 
ne vote contre la modification pro¬ 
posee: 

i) regle 14.1 (taxe de transmission); 

ii) regle 22.2 (transmission de 
1‘exemplaire original; procedure 
alternative); 

iii) regle 22.3 (delai prevu ä larti- 
cle 12. 3); 

iv) regle 33 (etat de la technique per¬ 
tinent aux fins de la recherche 
internationale); 

v) regle 64 (etat de la technique aux 
fins de l’examen preliminaire in¬ 
ternational); 

vi) regle 81 (modification des d61ais 
fix4s par le traite)} 

vii) le present alin£a (regle 88.1). 

88.2 Exigence de lunaniraite durant 
une periode transitoire 

Durant les cinq premieres annees 
suivant 1‘entree en vigueur du traite, 
la modification des dispositions sui- 
vantes du present regiement d'execu¬ 
tion exige qu'aucun Etat vise ä l’ar- 
ticle 58. 3) a) ii) et ayant le droit de 
vote au sein de l'Assemblee ne vote 
contre la modification proposee: 

i) regle 5 (description); 

ii) regle 6 (revendications); 

iii) le present alinea (regle 88.2). 


88.3 Exigence d'absence d'opposition 
de certains Etats 

La modification des dispositions sui- 
vantes du present regiement d'execu¬ 
tion exige qu’aucun Etat vis£ ä l’ar- 
ticle 58. 3) a) ii) et ayant le droit de 
vote au sein de l'Assemblee ne vote 
contre la modification proposee: 


i) regle 34 (documentation minimum); 

ii) regle 39 (objet selon Larticle 
17. 2) a) i); 

iii) regle 67 [objet selon l article 
34. 4) a) i)J; 

iv) le present alinea (regle 88.3). 


rung versandt, die für jedes Jahr bis 
zum 30. November des Vorjahrs ein¬ 
gereicht werden muß. Ist eine Veröf¬ 
fentlichung in mehr als einer Sprache 
verfügbar, so ist in der Anforderung 
die Sprache anzugeben, in der die 
Veröffentlichung gewünscht wird. 

Regel 88 

Änderung der AusfGhrungsordnung 

88.1 Erfordernis der Einstimmigkeit 
Eine Änderung der folgenden Be¬ 
stimmungen dieser Ausführungsord¬ 
nung setzt voraus, daß kein Staat, der 
in der Versammlung Stimmrecht hat, 
gegen die vorgeschlagene Änderung 
stimmt: 

i) Regel 14.1 (Ubermittlungsgebühr), 

ii) Regel 22.2 (Übermittlung des 
Aktenexemplars, Alternativver- 
fahren), 

iii) Regel 22.3 (Frist gemäß Artikel 12 
Absatz 3), 

iv) Regel 33 (Einschlägiger Stand der 
Technik für die internationale 
Recherche), 

v) Regel 64 (Stand der Technik für 
die internationale vorläufige Prü¬ 
fung), 

vi) Regel 81 (Änderung von im Ver¬ 
trag festgesetzten Fristen), 

vii) dieser Absatz (d. h. Regel 88.1). 

88.2 Erfordernis der Einstimmigkeit 
während einer Übergangszeit 

Während der ersten fünf Jahre 
nach dem Inkrafttreten des Vertrags 
setzt die Änderung der folgenden Be¬ 
stimmungen dieser Ausführungsord- 
nung voraus, daß kein Staat, der in 
der Versammlung das Stimmrecht hat, 
gegen die vorgeschlagene Änderung 
stimmt: 

i) Regel 5 (Die Beschreibung), 

ii) Regel 6 (Die Ansprüche), 

iii) dieser Absatz (d. h. Regel 88.2). 

88.3 Erfordernis, daß bestimmte Staa¬ 
ten nicht widersprechen 

Eine Änderung der folgenden Be¬ 
stimmungen dieser Ausführungsord¬ 
nung setzt voraus, daß keiner der in 
Artikel 58 Absatz 3 Buchstabe a Zif¬ 
fer ii genannten Staaten, die in der 
Versammlung Stimmrecht haben, ge¬ 
gen die vorgeschlagene Änderung 
stimmt: 

i) Regel 34 (Mindestprüfstoff), 

ii) Regel 39 (Anmeldungsgegenstand 
nach Artikel 17 Absatz 2 Buch¬ 
stabe a Ziffer i), 

iii) Regel 67 (Anmeldungsgegenstand 
nach Artikel 34 Absatz 4 Buch¬ 
stabe a Ziffer i), 

iv) dieser Absatz (d. h. Regel 88.3). 
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88.4 Procedure 

Any proposal for amending a Pro¬ 
vision referred to in Rules 88.1, 88.2 
or 88.3, shall, if the proposal is to be 
decided upon in the Assembly, be 
communicated to all Contracting 
States at least 2 months prior to the 
opening of that session of the Assem- 
bly which is called upon to make a 
decision on the proposal. 


Rule 89 

Administrative Instructions 

89.1 Scope 

(a) The Administrative Instructions 
shall contain provisions: 

(i) concerning matters in respect of 
which these Regulations expressly 
refer to such Instructions, 

(ii) concerning any details in respect 
of the application of these Regula¬ 
tions. 

(b) The Administrative Instructions 
shall not be in conflict with the pro¬ 
visions of the Treaty, these Regula¬ 
tions, or any agreement concluded by 
the International Bureau with an In¬ 
ternational Searching Authority, or an 
International Preliminary Examining 
Authority. 


89.2 Source 

(a) The Administrative Instructions 
shall be drawn up and promulgated 
by the Director General after consul- 
tation with the receiving Offices and 
the International Searching and Pre¬ 
liminary Examining Authorities. 


(b) They may be modified by the 
Director General after consultation 
with the Offices or Authorities which 
have a direct interest in the proposed 
modification. 

(c) The Assembly may invite the 
Director General to modify the Ad¬ 
ministrative Instructions, and the 
Director General shall proceed ac- 
cordingly. 

89.3 Publication and Entry Into Force 

(a) The Administrative Instructions 
and any modification thereof shall be 
published in the Gazette. 

(b) Each publication shall specify 
the date on which the published pro¬ 
visions come into effect. The dates 
may be different for different pro¬ 
visions, provided that no Provision 
may be declared effective prior to 
its publication in the Gazette. 


88.4 Procedure 

Toute proposition de modification 
d'une des dispositions mentionnees 
aux regles 88.1, 88.2 ou 88.3 doit, s’il 
appartient ä l’Assemblee de se pro- 
noncer ä son sujet, etre communiquöe 
ä tous les Etats contractants deux 
mois au moins avant l’ouverture de Ia 
session de l'Assemblee qui doit pren- 
dre une decision au sujet de ladite 
proposition. 

Rfcgle 89 

Instructions administratives 

89.1 Objet 

a) Les instructions administratives 
contiennent des dispositions concer- 
nant: 

i) les questions ä l'egard desquelles 
3e present regiement d'ex^cution 
renvoie expressement auxdites ins¬ 
tructions; 

ii) tous details relatifs ä l'application 
du präsent regiement d’execution. 

b) Les instructions administratives 
ne peuvent etre en contradiction avec 
le traite, le present röglement d'exe- 
cution ou tout accord conclu par le 
Bureau international avec une admi- 
nistration chargee de la recherche in¬ 
ternationale ou une administration 
chargee de l'examen preliminaire in¬ 
ternational. 


89.2 Source 

a) Les instructions administratives 
sont redig6es et promulguees par le 
Directeur general, apres consultation 
des Offices recepteurs, des administra- 
tions chargees de la recherche inter¬ 
nationale et des administrations char¬ 
gees de l'examen preliminaire inter¬ 
national. 

b) Elles peuvent etre modifiees par 
le Directeur general apres consulta¬ 
tion des Offices ou administrations di- 
rectement interessees. 

c) L'Assemblee peut inviter le Di¬ 
recteur general ä modifier les instruc¬ 
tions administratives et le Directeur 
general agit en consequence. 

89.3 Publication et entree en vigueur 

a) Les instructions administratives 
et toute modification qui leur est ap- 
portee sont publiees dans la gazette. 

b) Chaque publication precise la da¬ 
te ä laquelle les dispositions publiees 
entrent en vigueur. Les dates peuvent 
etre differentes pour des dispositions 
differentes, etant entendu qu'aucune 
disposition ne peut entrer en vigueur 
avant sa publication dans la gazette. 


88.4 Verfahren 

Jeder Vorschlag zur Änderung 
einer der in Regel 88.1, 88.2 oder 88.3 
genannten Bestimmungen, über den 
die Versammlung entscheiden soll, ist 
allen Vertragsstaaten mindestens 
zwei Monate vor der Eröffnung der 
Tagung der Versammlung mitzuteilen, 
welche einen Beschluß über den Vor¬ 
schlag fassen soll. 


Regel 89 

Verwaltungsrichtlinien 

89.1 Umfang 

a) Die Verwaltungsrichtlinien wer¬ 
den Vorschriften enthalten, 

i) die Angelegenheiten betreffen, 
hinsichtlich derer diese Aus¬ 
führungsordnung ausdrücklich auf 
diese Richtlinien Bezug nimmt, 

ii) die Einzelheiten für die Anwen¬ 
dung dieser Ausführungsordnung 
betreffen. 

b) Die Verwaltungsrichtlinien dür¬ 
fen nicht zu den Bestimmungen des 
Vertrags, dieser Ausführungsordnung 
oder irgendeiner Vereinbarung, die 
zwischen dem Internationalen Büro 
und einer Internationalen Recher¬ 
chenbehörde oder einer mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragten Behörde geschlossen worden 
ist, im Widerspruch stehen. 

89.2 Entstehung 

a) Die Verwaltungsrichtlinien sind 
vom Generaldirektor nach Anhörung 
der Anmeldeämter, der Internationa¬ 
len Recherchenbehörden und der mit 
der internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung beauftragten Behörden auszu¬ 
arbeiten und zu erlassen. 

b) Sie können durch den General¬ 
direktor nach Anhörung der Ämter 
oder Behörden, die ein unmittelbares 
Interesse an der vorgesehenen Ände¬ 
rung haben, geändert werden. 

c) Die Versammlung kann den Ge¬ 
neraldirektor auffordern, die Verwal¬ 
tungsrichtlinien zu ändern; der Gene¬ 
raldirektor muß der Aufforderung 
Folge leisten. 

89.3 Erlaß und Inkrafttreten 

a) Die Verwaltungsrichtlinien und 
ihre Änderungen werden im Blatt be¬ 
kanntgemacht. 

b) In jeder Bekanntmachung wird 
der Zeitpunkt angegeben, an dem die 
bekanntgemachten Vorschriften in 
Kraft treten. Die Zeitpunkte können 
für verschiedene Vorschriften unter¬ 
schiedlich sein, jedoch kann keine 
Vorschrift vor ihrer Bekanntmachung 
im Blatt in Kraft treten. 
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Part F 

Rules Concerning 
Several Chapters of the Treaty 

Rule 90 
Representation 

90.1 Definitions 

For the purposes of Rule 90.2 and 
Rule 90.3: 

(i) "agent" means any of the persons 
referred to in Article 49; 

(ii) "common representative" means 
the applicant referred to in Rule 
4.8. 

90.2 Effects 

(a) Any act by or in relation to an 
agent shall have the effect of an act 
by or in relation to the applicant or 
applicants having appointed the a- 
gent. 


(b) Any act by or in relation to a 
common representative or his agent 
shall have the effect of an act by or 
in relation to all the applicants. 


(c) If there are several agents ap¬ 
pointed by the same applicant or ap¬ 
plicants, any act by or in relation to 
any of the several agents shall have 
the effect of an act by or in relation 
to the said applicant or applicants. 


(c) The effects described in para- 
graphs (a), (b), and (c), shall apply to 
the processing of the international 
application before the receiving Of¬ 
fice, the International Bureau, the In¬ 
ternational Searching Authority, and 
the International Preliminary Examin- 
ing Authority. 

90.3 Appointment 

(a) Appointment of any agent or of 
any common representative within the 
meaning of Rule 4.8 (a), if the said 
agent or common representative is not 
designated in the request signed by 
all applicants, shall be effected in a 
separate signed power of attorney 
(i. e. f a document appointing an agent 
or a common representative). 


(b) The power of attorney may be 
submitted to the receiving Office or 
the International Bureau. Whichever 
of the two is the recipient of the 
power of attorney submitted shall im- 


Partie F 
Regles 

relatives ä plusieurs 
chapitres du traite 

Rögle 90 
Repräsentation 

90.1 Definitions 

Aux fins des regles 90.2 et 90.3: 

i) on entend par «mandataire» l'une 
quelconque des personnes men- 
tionnees ä l‘article 49; 

ii) on entend par «representant com- 
mun» le deposant vise ä la regle 
4.8. 

90.2 Effets 

a) Tout acte effectue par un manda¬ 
taire ou ä son intention a les effets 
d un acte effectue par les deposants 
ayant nomme le mandataire ou ä leur 
intention. 


b) Tout acte effectue par un repre¬ 
sentant commun ou son mandataire 
ou ä leur intention a les effets d un 
acte effectue par tous les deposants 
ou ä leur intention. 


c) Si plusieurs mandataires sont 
nommes par le meme deposant ou par 
les memes deposants, tout acte effec- 
tu6 par l'un quelconque de ces divers 
mandataires ou ä son intention a les 
effets d un acte effectue par ledit ou 
lesdits deposants ou ä leur intention. 


d) Les alineas a), b) et c) ont effet 
pour le traitement de la demande in¬ 
ternationale par l'office recepteur, le 
Bureau international, 1‘administration 
chargee de la recherche internationale 
et l’administration chargee de l’exa- 
raen preliminaire international. 


90.3 Nomination 

a) La nomination d un mandataire 
ou d un representant commun au sens 
de la regle 4.8 a), si ledit mandataire 
ou representant commun n'est pas 
nomme dans la requete signee par 
tous les deposants, doit etre effectuee 
dans un pouvoir (c'est-ä-dire un docu¬ 
ment designant un mandataire ou un 
representant commun) distinct et si- 
gne. 

b) Le pouvoir peut etre depose au- 
pres de l'office recepteur ou du Bu¬ 
reau international. Celui des deux au- 
pres duquel le pouvoir est döposö le 
notifie ä bref delai ä l’autre ainsi qu'ä 


Teil F 
Regeln 

zu mehreren Kapiteln 
des Vertrags 

Regel 90 
Vertretung 

90.1 Begriffsbestimmungen 

Für die Anwendung der Regeln 90.2 
und 90.3 bedeutet: 

i) „Anwalt* eine der in Artikel 49 er¬ 
wähnten Personen, 

ii) „gemeinsamer Vertreter* den An¬ 
melder, auf den sich Regel 4.8 be¬ 
zieht. 

90.2 Wirkungen 

a) Jede Handlung, die durch einen 
oder gegenüber einem Anwalt vorge¬ 
nommen wird, hat die gleiche Wir¬ 
kung, als wenn sie durch den oder die 
Anmelder oder gegenüber dem An¬ 
melder oder den Anmeldern vorge¬ 
nommen worden wäre, die den An¬ 
walt bestellt haben. 

b) Jede Handlung, die durch einen 
oder gegenüber einem gemeinsamen 
Vertreter oder dessen Anwalt vorge¬ 
nommen wird, hat die gleiche Wir¬ 
kung, als wenn sie durch alle Anmel¬ 
der oder gegenüber allen Anmeldern 
vorgenommen worden wäre. 

c) Sind mehrere Anwälte von dem 
gleichen Anmelder oder den gleichen 
Anmeldern bestellt worden, so hat 
jede Handlung, die durch einen oder 
gegenüber einem der mehreren An¬ 
wälte vorgenommen wird, die gleiche 
Wirkung, als wenn sie durch den oder 
die Anmelder oder gegenüber dem 
Anmelder oder den Anmeldern vorge¬ 
nommen worden wäre. 

d) Die in den Absätzen a, b und c 
beschriebenen Wirkungen gelten für 
das die internationale Anmeldung be¬ 
treffende Verfahren vor dem Anrael- 
deamt, dem Internationalen Büro, der 
Internationalen Recherchenbehörde 
und der mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragten Be¬ 
hörde. 

90.3 Vertreterbestellung 

a) Die Bestellung eines Anwalts 
oder eines gemeinsamen Vertreters 
im Sinne der Regel 4.8 Absatz a er¬ 
folgt, falls dieser Anwalt oder ge¬ 
meinsame Vertreter nicht in dem 
durch alle Anmelder Unterzeichneten 
Antrag bezeichnet ist, durch eine ge¬ 
sonderte Unterzeichnete Vollmacht 
(d. h. ein Schriftstück, in dem ein An¬ 
walt oder gemeinsamer Vertreter be¬ 
stellt wird). 

b) Die Vollmacht kann dem An¬ 
meldeamt oder dem Internationalen 
Büro vorgelegt werden. Die die Voll¬ 
macht entgegennehmende Behörde 
setzt unverzüglich die andere Behörde 
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mediately notify the other and the 
interested International Searching Au- 
thority and the interested Internation¬ 
al Preliminary Hxamining Authority. 

(c) If the separate power of attor- 
ney is not signed as provided in Para¬ 
graph (a), or if the required separate 
power of attorney is missing, or if the 
indication of the name or address of 
the appointed person does not comply 
with Rule 4.4, the power of attorney 
shall be considered non-existent unless 
the defect is corrected. 

90.4 Revocation 

(a) Any appointment raay be 
revoked by the persons who have 
raade the appointment or their suc- 
cessors in title. 

(b) Rule 90.3 shall apply, mutatis 
mutandis, to the document containing 
the revocation. 

Rule 91 

Obvious Errors o! Transcriptlon 

91.1 Rectification 

(a) Subject to paragraphs (b) to (g), 
obvious errors of transcription in the 
international application or other 
papers submitted by the applicant 
may be rectified. 

(b) Errors which are due to the fact 
that something other than what was 
obviously intended was written in the 
international application or other 
paper shall be regarded as obvious 
errors of transcription. The rectifica¬ 
tion itself shall be obvious in the 
sense that anyone would immediately 
realize that nothing eise could have 
been intended than what is offered 
as rectification. 


(c) Omissions of entire elements or 
sheets of the international applica¬ 
tion, even if clearly resulting from 
inattention, at the stage, for example, 
of copying or assembling sheets, shall 
not be rectifiable. 


(d) Rectification may be made on 
the request of the applicant. The au- 
thority having discovered what ap- 
pears to be an obvious error of trans¬ 
cription may invite the applicant to 
present a request for rectification as 
provided in paragraphs (e) to (g). 

(e) No rectification shall be made 
except with the express authorization: 

(i) of the receiving Office if the 
error is in the request, 

(ii) of the International Searching 
Authority if the error is in any 
part of the international applica- 


l'administration interessee chargee de 
la recherche internationale et 4 l'ad- 
ministration interessee chargee de 
l’examen preliminaire international. 

c) Si le pouvoir distinct n'est pas 
signe comme prevu 4 l’alinea a), ou si 
le pouvoir distinct exige manque, ou 
encore si l'indication du nora ou de 
l'adresse de la personne nomm4e n'est 
pas conforme 4 la regle 4.4, le pou¬ 
voir est considere comme inexistant 
sauf si l'irregularite est corrigee. 

90.4 Revocation 

a) Toute nomination peut etre revo- 
quee par les personnes qui ont proce- 
dö 4 la nomination ou par leurs ayants 
cause. 

b) La regle 90.3 s'applique, mutatis 
mutandis, au document contenant la 
revocation. 

R&gle 91 

Erreurs Evidentes de transcription 

91.1 Rectification 

a) Sous reserve des alineas b) 4 g), 
les erreurs evidentes de transcription, 
dans la demande internationale ou 
dans d'autres documents presentes par 
le deposant, peuvent etre rectifiees. 

b) Les erreurs qui sont dues au fait 
que, dans la demande internationale 
ou dans les autres documents, etait 
ecrit quelque chose d'autre que ce qui, 
de toute evidence, etait voulu, sont 
considerees comme des erreurs evi¬ 
dentes de transcription. La rectifica¬ 
tion elle-meme doit etre evidente en 
ce sens que n'importe qui devrait 
constater immediatement que rien 
d'autre que le texte propose en tant 
que rectification n'aurait pu etre vou¬ 
lu. 

c) Des omissions d'elements entiers 
ou de feuilles entieres de la demande 
internationale, meine si eiles resul- 
tent clairement d une inattention, au 
stade, par exemple, de la copie ou de 
l'assemblage des feuilles, ne sont pas 
rectifiables. 

d) Des rectifications peuvent etre 
faites sur requete du deposant. L’ad- 
ministration ayant decouvert ce qui 
semble constituer une erreur evidente 
de transcription peut inviter le depo¬ 
sant 4 presenter une requete en recti¬ 
fication, dans les conditions prevues 
aux alineas e) 4 g). 

e) Toute rectification exige l auto- 
risation expresse: 

i) de l’office recepteur si l'erreur se 
trouve dans la requete; 
ii) de l'adrainistration chargee de la 
recherche internationale si l'er- 
reur figure dans une partie de la 


sowie die in Betracht kommende In¬ 
ternationale Recherchenbehörde und 
mit der internationalen verläufigen 
Prüfung beauftragte Behörde in 
Kenntnis. 

c) Ist eine gesonderte Vollmacht 
nicht entsprechend Absatz a unter¬ 
zeichnet, fehlt eine erforderliche ge¬ 
sonderte Vollmacht oder entsprechen 
die Angaben des Namens oder der 
Anschrift des Bevollmächtigten nicht 
der Regel 4.4, so gilt die Vollmacht 
bis zur Behebung des Mangels als un¬ 
wirksam. 

90.4 Zurücknahme einer Vertreter¬ 
bestellung 

a) Die Bestellung kann durch die 
Personen oder ihre Rechtsnachfolger, 
die die Bestellung vorgenommen 
haben, widerrufen werden. 

b) Regel 90.3 ist auf das Schrift¬ 
stück, das einen Widerruf enthält, 
entsprechend anzuwenden. 

Regel 91 

Offensichtliche Schreibfehler 

91.1 Berichtigung 

a) Vorbehaltlich der Absätze b bis 
g können in der internationalen An¬ 
meldung und in anderen vom Anmel¬ 
der eingereichten Schriftstücken ent¬ 
haltene offensichtliche Schreibfehler 
berichtigt werden. 

b) Fehler, die darauf zurückzufüh¬ 
ren sind, daß etwas anderes als das, 
was offensichtlich beabsichtigt war, 
in der internationalen Anmeldung 
oder anderen Unterlagen zum Aus¬ 
druck gebracht worden ist, gelten als 
offensichtliche Schreibfehler. Die Be¬ 
richtigung selbst muß in einer Weise 
offensichtlich sein, daß jedermann so¬ 
fort erkennen kann, daß nichts ande¬ 
res beabsichtigt sein konnte als das, 
was als Berichtigung vorgeschlagen 
wird. 

c) Fehlen ganze Bestandteile oder 
Seiten der internationalen Anmel¬ 
dung, so ist eine Berichtigung auch 
dann nicht zulässig, wenn das Fehlen 
eindeutig auf eine Unachtsamkeit 
etwa bei der Vervielfältigung oder 
beim Einordnen von Blättern zurück¬ 
zuführen ist. 

d) Die Berichtigung kann auf An¬ 
trag des Anmelders erfolgen. Die Be¬ 
hörde, die einen offensichtlichen 
Schreibfehler festgestellt hat, kann 
den Anmelder auffordern, einen An¬ 
trag auf Berichtigung zu stellen, wie 
in den Absätzen e bis g vorgesehen. 

e) Eine Berichtigung bedarf der 
ausdrücklichen Zustimmung 

i) des Anmeldeamts, wenn der Feh¬ 
ler im Antrag enthalten ist, 

ii) der Internationalen Recherchen¬ 
behörde, wenn der Fehler in 
einem anderen Teil der internatio- 
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tion other than the request or in 
any paper submitted to that Au¬ 
thority, 

(iii) of tlie International Prelirainary 
Examining Authority if the error 
is in any part of the international 
application other than the re¬ 
quest or in any paper submitted 
to that Authority, and 


(iv) of the International Bureau if the 
error is in any paper, other than 
the international application or 
amendments or corrections to 
that application, submitted to the 
International Bureau. 


(f) The date of the authorization 
shall be recorded in the files of the 
international application. 

(g) The authorization for reclifica- 
tion referred to in paragraph (e) may 
be given until the following events 
occur: 

(i) in the case of authorization given 
by the receiving Office and the 
International Bureau, the com- 
munication of the international 
application under Article 20; 

(ii) in the case of authorization given 
by the International Searching 
Authority, the establishment of 
the international search report 
or the making of a declaration 
under Article 17 (2) (a); 

(iii) in the case of authorization given 
by the International Preliminary 
Examining Authority, the estab¬ 
lishment of the international pre¬ 
liminary examination report. 

(h) Any authority, other than the 
International Bureau, which author- 
izes any rectification shall promptly 
inform the International Bureau of 
such rectification. 


Rule 92 

Correspondence 

92.1 Need for Letter and for Signature 

(a) Any paper submitted by the ap- 
plicant in the course of the interna¬ 
tional procedure provided for in the 
Treaty and these Regulations, other 
than the international application 
itself, shall, if not itself in the form 
of a letter, be accompanied by a letter 
identifying the international applica¬ 
tion to which it relates. The letter 
shall be signed by the applicant. 


demande internationale autre que 
la requete ou dans un autre docu- 
ment soumis ä cette administra¬ 
tion; 

iii) de l'administraüon chargee de 
l'examen preliminaire internatio¬ 
nal si l'erreur figure dans une par- 
tie de la demande autre que la re¬ 
quete ou dans un autre document 
soumis ä cette administration; 


iv) du Bureau international si l'erreur 
figure dans un document quelcon- 
que, autre que la demande inter¬ 
nationale ou des modifications ou 
corrections ä cette demande, sou¬ 
mis au Bureau international. 


f) La date de l'autorisation est ins- 
crite dans le dossier de la demande 
internationale. 

g) L'autorisation de rectifier, prevue 
ä l’alinea e), peut etre donnee jus- 
qu'aux termes suivants: 

i) si l'autorisation est donnee par 

l'office r6cepteur et le Bureau in¬ 
ternational, jusqu’ä la communi- 
cation de la demande internatio¬ 
nale conformement ä l'article 20; 

ii) si l’autorisation est donnee par 

l'administration chargee de la re- 
cherche internationale, jusqu'ä 
l'etablissement du rapport de re- 
cherche internationale ou de la 
declaration visee ä l’article 

17.2) a); 

iii) si l'autorisation est donnee par 

l'administration chargee de l'exa¬ 
men preliminaire international, 
jusquä l'etablissement du rapport 
d'examen preliminaire internatio¬ 
nal. 

h) Toute administration autre que le 
Bureau international qui autorise une 
rectification doit la communiquer ä 
bref delai au Bureau international. 


Rfegle 92 
Correspondance 

92.1 Lettre d'accompagnement 
et signature 

a) Tout document, autre que la de¬ 
mande internationale elle-meme, sou¬ 
mis par le deposant au cours de la 
procedure internationale prevue dans 
le traite et le present regiement d'exe- 
cution, doit — s’il ne constitue pas 
une lettre — etre accompagnä d’une 
lettre identifiant la demande inter¬ 
nationale quil concerne. La lettre doit 
etre signee du deposant. 


nalen Anmeldung als dem Antrag 
oder in einem Schriftstück ent¬ 
halten ist, das bei dieser Behörde 
eingereicht worden ist, 

iii) der mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragten Be¬ 
hörde, wenn der Fehler in einem 
anderen Teil der internationalen 
Anmeldung als dem Antrag oder 
in einem Schriftstück enthalten 
ist, das bei dieser Behörde einge¬ 
reicht worden ist, und 

iv) des Internationalen Büros, wenn 
der Fehler in einem anderen bei 
dieser Behörde eingereichten 
Schriftstück als der internationa¬ 
len Anmeldung oder einer bei ihr 
eingereichten Änderung oder Be¬ 
richtigung der Anmeldung ent¬ 
halten ist. 

f) Das Datum dieser Zustimmung 
wird in den Akten der internationalen 
Anmeldung vermerkt. 

g) Die Zustimmung zur Berichti¬ 
gung nach Absatz e kann bis zum Ein¬ 
tritt folgender Ereignisse gegeben 
werden: 

i) im Falle der Zustimmung durch 
das Anmeldeamt und das Inter¬ 
nationale Büro bis zur Übermitt¬ 
lung der internationalen Anmel¬ 
dung nach Artikel 20; 

ii) im Falle der Zustimmung durch 
die Internationale Recherchen¬ 
behörde bis zur Erstellung des in¬ 
ternationalen Recherchenberichts 
oder der Abgabe der Erklärung 
nach Artikel 17 Absatz 2 Buch¬ 
stabe a; 

iii) im Falle der Zustimmung durch 
die mit der internationalen vorläu¬ 
figen Prüfung beauftragte Behörde 
bis zur Erstellung des internatio¬ 
nalen vorläufigen Prüfungsbe¬ 
richts. 

h) Jede Behörde — abgesehen vom 
Internationalen Büro — unterrichtet 
das Internationale Büro unverzüglich 
von einer durch sie genehmigten Be¬ 
richtigung. 

Regel 92 
Schriftverkehr 

92.1 Erfordernis von Begleitschreiben 
und von Unterschriften 

a) Jedem vom Anmelder im Verlauf 
des internationalen Verfahrens gemäß 
dem Vertrag und dieser Ausführungs¬ 
ordnung übermittelten Schriftstück, 
ausgenommen die internationale An¬ 
meldung selbst, ist, wenn es nicht 
selbst die Form eines Schreibens hat, 
ein Begleitschreiben beizufügen, in 
dem die internationale Anmeldung zu 
bezeichnen äst, auf die sich das 
Schriftstück bezieht. Das Begleit¬ 
schreiben ist vom Anmelder zu unter¬ 
zeichnen. 
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(b) II the requirements provided for 
in paragraph (a) are not complied 
with, the paper shall be considered 
not to have been submitted. 

92.2 Languages 

(a) Subject to the provisions of 
paragraphs (b) and (c), any letter or 
document submitted by the applicant 
to the International Searching Au- 
thority or the International Prelimina- 
ry Examining Authority shall be in 
the same language as the interna¬ 
tional application to which it relates. 


(b) Any letter from the applicant 
to the International Searching Author¬ 
ity or the International Preliminary 
Examining Authority may be in a lan¬ 
guage other than that of the inter¬ 
national application, provided the said 
Authority authorizes the use of such 
language. 

(c) When a translation is required 
under Rule 55.2, the International Pre¬ 
liminary Examining Authority may 
require that any letter from the ap¬ 
plicant to the said Authority be in the 
language of that translation. 

(d) Any letter from the applicant 
to the International Bureau shall be in 
English or French. 

(e) Any letter or notification from 
the International Bureau to the ap¬ 
plicant or to any national Office shall 
be in English or French. 

92.3 Mailings by National Offices and 
Intergovernmental Organizations 


Any document or letter emanating 
from or transmitted by a national Of¬ 
fice or an intergovernmental Organi¬ 
zation and constituting an event from 
the date of which any time limit under 
the Treaty or these Regulations com- 
mences to run shall be sent by reg- 
istered air mail, provided that sur- 
face mail may be used instead of air 
mail in cases where surface mail nor- 
mally arrives at its destination within 
2 days from mailing or where air mail 
Service is not available. 

Rule 93 

Keeping of Records and Files 

93.1 The Receiving Office 
Each receiving Office shall keep 
the records relating to each interna¬ 
tional application or purported inter¬ 
national application, including the 
home copy, for at least 10 years from 
the international filing date or, where 


b) Si les conditions figurant ä l’ali- 
nea a) ne sont pas remplies, le docu¬ 
ment est considere comme n'ayant pas 
ete soumis. 

92.2 Langues 

a) Sous reserve des alineas b) et c), 
toute lettre ou tout document soumis 
par le deposant ä l’administration 
chargee de la recherche internationale 
ou ä ladministration chargee de l'exa- 
men preliminaire international doit 
etre redige dans la meme langue que 
la demande internationale qu’il con- 
cerne. 

b) Toute lettre du deposant ä l’ad- 
ministration chargee de la recherche 
internationale ou ä ladministration 
chargee de l'examen preliminaire in¬ 
ternational peut etre redigee dans une 
langue autre que celie de la demande 
internationale si ladite adrainistration 
autorise l'usage de cette langue. 

c) Lorsqu’une traduction est exigee 
selon la regle 55.2, Ladministration 
chargee de l'examen preliminaire in¬ 
ternational peut exiger que toute let¬ 
tre adressee ä eile par le deposant 
soit redigee dans la langue de cette 
traduction. 

d) Toute lettre du deposant au Bu¬ 
reau international doit etre redigee 
en fran^ais ou en anglais. 

e) Toute lettre ou notification du 
Bureau international au deposant ou ä 
tout Office national doit etre redigee 
en francais ou en anglais. 

92.3 Expeditions postales effectuees 
par les Offices nationaux 

et les organisations inter- 
gouvernementales 

Tout document ou lettre emanant 
d'un office national ou d une Organi¬ 
sation intergouvernementale ou trans- 
mis par eux et constituant un evene- 
ment ä partir duquel court un delai 
en vertu du traite ou du present regie¬ 
ment d'execution doit etre expedie 
par courrier aerien recommande; le 
courrier par voie terrestre ou mariti¬ 
me peut etre utilise ä la place du 
courrier aerien, soit lorsque le Pre¬ 
mier arrive normalement ä destination 
dans les deux jours suivant l'expedi- 
tion, soit lorsqu'il n'y a pas de cour¬ 
rier aerien. 

Rögle 93 

Dossiers et reglstres 

93.1 Office recepteur 

Chaque office recepteur conserve 
les dossiers et registres relatifs ä cha¬ 
que demande internationale ou pre- 
tendue demande internationale, y 
compris la copie pour l'office recep¬ 
teur, pendant dix annees au moins ä 


b) Sind die Erfordernisse des Ab¬ 
satzes a nicht erfüllt, so gilt das 
Schriftstück als nicht eingereicht. 

92.2 Sprachen 

a) Vorbehaltlich der Absätze b und 
c ist jedes vom Anmelder der Inter¬ 
nationalen Recherchenbehörde oder 
der mit der internationalen vorläufi¬ 
gen Prüfung beauftragten Behörde 
übersandte oder bei diesen Behörden 
eingereichte Schreiben oder Schrift¬ 
stück in der Sprache der zugehörigen 
internationalen Anmeldung abzufas¬ 
sen. 

b) Jedes Schreiben des Anmelders 
an die Internationale Recherchen¬ 
behörde oder die mit der internatio¬ 
nalen vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde kann in einer anderen 
Sprache als der Sprache der inter¬ 
nationalen Anmeldung abgefaßt sein, 
wenn diese Behörde den Gebrauch 
der anderen Sprache zugelassen hat. 

c) Ist nach Regel 55.2 eine Überset¬ 
zung erforderlich, so kann die mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragte Behörde verlangen, daß 
jedes Schreiben des Anmelders an 
diese Behörde in der Sprache dieser 
Übersetzung abgefaßt ist. 

d) Jedes Schreiben des Anmelders 
an das Internationale Büro wird in 
englischer oder französischer Sprache 
abgefaßt. 

e) Jedes Schreiben oder jede Mit¬ 
teilung des Internationalen Büros an 
den Anmelder oder an ein nationales 
Amt wird in englischer oder französi¬ 
scher Sprache abgefaßt. 

92.3 Postversand durch nationale 
Ämter oder zwischenstaatliche 
Organisationen 

Jedes Schriftstück oder Schreiben, 
das von einem nationalen Amt oder 
einer zwischenstaatlichen Organisa¬ 
tion abgesandt oder übermittelt wird 
und ein Ereignis darstellt, das den 
Lauf einer in dem Vertrag oder dieser 
Ausführungsordnung vorgesehenen 
Frist in Gang setzt, ist als einge¬ 
schriebene Luftpostsendung aufzuge¬ 
ben; eine Aufgabe durch Normalpost 
an Stelle von Luftpost erfolgt, wenn 
Normalpost regelmäßig zwei Tage 
nach der Aufgabe beim Empfänger 
eingeht oder wenn ein Luftpostdienst 
nicht zur Verfügung steht. 

Regel 93 

Aufbewahrung von Vorgängen 
und Akten 

93.1 Das Anmeldeamt 

Jedes Anmeldeamt bewahrt die 
Vorgänge über jede internationale 
Anmeldung oder vorgebliche inter¬ 
nationale Anmeldung, einschließlich 
des Anmeldeamtsexemplars für eine 
Zeitdauer von mindestens zehn Jah- 
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no international filing date is ac- 
corded, from the date of receipt. 


93.2 The International Bureau 

(a) The International Bureau shall 
keep the fite, including the record 
copy, of any international application 
for at least 30 years from the date of 
receipt of the record copy. 

(b) The basic records of the Inter¬ 
national Bureau shall be kept indefi- 
nitely. 

93.3 The International Searching and 
Preliminary Examining Authorities 


Each International Searching Au- 
thority and each International Pre¬ 
liminary Examining Authority shall 
keep the file of each international 
application it receives for at least 10 
years from the international filing 
date. 

93.4 Reproductions 

For the purposes of this Rule, rec¬ 
ords, copies and files shall also mean 
Photographie reproductions of records, 
copies, and files, whatever may be 
the form of such reproductions 
(microfilms or other). 

Rule 94 

Furnishlng of Copies by the 
International Bureau and the 
International Preliminary Examining 
Authority 

94.1 Obligation to Furnish 

At the request of the applicant or 
any person authorized by the appli¬ 
cant, the International Bureau and 
the International Preliminary Exa¬ 
mining Authority shall furnish, subject 
to reimbursement of the cost of the 
Service, copies of any document 
contained in the file of the applicant's 
international application or purported 
international application. 

Rule 95 

Availability of Translations 

95.1 Furnishing of Copies of Trans¬ 
lations 

(a) At the request of the Inter¬ 
national Bureau, any designated or 
elected Office shall provide it with 
a copy of the translation of the inter¬ 
national application furnished by the 
applicant to that Office. 

(b) The International Bureau may, 
upon request and subject to reim- 
bursement of the cost, furnish to any 
person copies of the translations 
received under paragraph (a). 


coinpter de la date du depöt interna¬ 
tional ou, lorsqu'une date de depöt 
international n'est pas accordee, a 
compter de la date de reception. 

93.2 Bureau international 

a) Le Bureau international conserve 
le dossier, comprenant l'exemplaire 
original, de toute demande internatio¬ 
nale pendant trente annees au moins 
ä compter de la date de reception de 
l'exemplaire original. 

b) Les dossiers et registres de base 
du Bureau international sont conser- 
ves indefiniment. 

93.3 Administrations chargees de la 
recherche internationale et ad- 
ministrations chargees de l'exa- 
men preliminaire international 

Chaque administration chargee de 
la recherche internationale et chaque 
administration chargee de l’examen 
preliminaire international conserve le 
dossier de chaque demande interna¬ 
tionale pendant dix annees au moins 
ä compter de la date du depöt inter¬ 
national. 

93.4 Reproductions 

Aux fins de la presente regle, les 
dossiers, copies et registres compren- 
nent egalement les reproductions pho- 
tographiques des dossiers, copies et 
registres, quelle que soit la forme de 
ces reproductions (microfilms ou au- 
tres). 

Rögle 94 

Dölivrance de copies par le Bureau 

international et par l'administration 
chargee de l'examen preliminaire 
international 

94.1 Obligation de dölivrance 

A la requete du deposant ou de tou¬ 
te personne autorisee par le deposant, 
le Bureau international et l'adminis- 
tration chargee de l'examen prelimi¬ 
naire international delivrent, contre 
remboursement du coüt du Service, 
des copies de tout document contenu 
dans le dossier de la demande inter¬ 
nationale ou de la pretendue demande 
internationale du deposant. 


Rögle 95 

Obtention de copies de traductions 

95.1 Obtention de copies de traduc¬ 
tions 

a) Sur requete du Bureau internatio¬ 
nal, tout office designe ou elu lui de- 
livre une copie de la traduction de 
la demande internationale communi- 
quee audit office par le deposant. 

b) Le Bureau international peut, sur 
requete et contre remboursement du 
coüt, delivrer ä toute personne des 
copies des traductions recues confor- 
mement ä l'alinea a). 


ren nach dem internationalen An¬ 
meldedatum oder nach dein Eingangs¬ 
datum, wenn kein internationales An- 
meldedatum zuerkannt worden ist. 
auf. 

93.2 Das Internationale Büro 

a) Das Internationale Büro bewahrt 
die Akten über jede internationale 
Anmeldung, einschließlich des Akten¬ 
exemplars, für eine Zeitdauer von 
mindestens 30 Jahren nach Eingang 
des Aktenexemplars auf. 

b) Die wesentlichen Vorgänge des 
Internationalen Büros werden für eine 
unbeschränkte Zeitdauer aufbewahrt. 

93.3 Die Internationalen Recherchen¬ 
behörden und die mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragten Behörden 

Jede Internationale Recherchen¬ 
behörde und jede mit der internatio¬ 
nalen vorläufigen Prüfung beauftragte 
Behörde bewahrt die Akten über jede 
ihr übermittelte internationale Anmel¬ 
dung für eine Zeitdauer von minde¬ 
stens zehn Jahren nach dem inter¬ 
nationalen Anmeldedatum auf. 

93.4 Vervielfältigungen 

Im Rahmen dieser Regel sind unter 
Vorgängen, Exemplaren und Akten 
auch fotografische Vervielfältigungen 
jeder Art (durch Mikrofilm oder 
sonstwie) von Vorgängen, Exempla¬ 
ren und Akten zu verstehen. 

Regel 94 

Erteilung von Abschriften durch das 
Internationale Büro und die mit der 
internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragte Behörde 

94.1 Verpflichtung zur Erteilung 

Auf Antrag des Anmelders oder 
einer von ihm bevollmächtigten Per¬ 
son erteilen das Internationale Büro 
und die mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
gegen Erstattung der entstehenden 
Auslagen Abschriften eines jeden 
Schriftstücks, das sich in den Akten 
der internationalen Anmeldung oder 
vorgeblichen internationalen Anmel¬ 
dung des Anmelders befindet. 

Regel 95 

Vorlage von Übersetzungen 

95.1 übersetzungsdoppel 

a) Jedes Bestimmungsamt oder aus¬ 
gewählte Amt übersendet dem Inter¬ 
nationalen Büro auf dessen Antrag 
eine Vervielfältigung der bei ihm vom 
Anmelder eingereichten Übersetzung 
der internationalen Anmeldung. 

b) Auf Antrag und gegen Kosten¬ 
erstattung übersendet das Internatio¬ 
nale Büro Vervielfältigungen der nach 
Absatz a erhaltenen Übersetzungen 
an jedermann. 
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Sessions 

Art. 30 

Art. 30 

Art. 30 

Teilnahme von Beobachtern 

Attendance of observers 

Participation d'observateurs 

Art. 31 

Art. 31 

Art. 31 

Sprachen des Verwaltungsrats 

Languages of the Administrative 
Council 

Langues du Conseil d'administration 

Art. 32 

Art. 32 

Art. 32 

Personal, Räumlichkeiten und Aus- 

Staff, premises and equipment 

Personnel, locaux et materiel 

stattung 

Art. 33 

Art. 33 

Art. 33 

Befugnisse des Verwaltungsrats in be¬ 

Competence of the Administrative 

Competence du Conseil d’administra- 

stimmten Fällen 

Council in certain cases 

tion dans certains cas 

Art. 34 

Art. 34 

Art. 34 

Stimmrecht 

Voting rights 

Droit de vote 

Art. 35 

Art. 35 

Art. 35 

Abstimmungen 

Voting rules 

Votes 

Art. 36 

Art. 36 

Art. 36 

Stimmenwägung 

Weighting of votes 

Ponderation des voix 

Kapitel V 

Chapter V 

Chapitre V 

Finanzvorschriften 

Financial provlsions 

Dlspositlons financi&res 

Art. 37 

Art. 37 

Art. 37 

Deckung der Ausgaben 

Cover for expenditure 

Couverture des depenses 

Art. 38 

Art. 38 

Art. 38 

Eigene Mittel der Organisation 

The Organisation's own resources 

Ressources propres de l’Organisation 

Art. 39 

Art. 39 

Art. 39 

Zahlungen der Vertragsstaaten auf 

Payments by the Contracting States 

Versements des Etats contractants au 

Grund der für die Aufrechterhaltung 

in respect of renewal fees for Euro¬ 

titre des taxes de maintien en vigueur 

der europäischen Patente erhobenen 

pean patents 

des brevets europ^ens 

Gebühren 

Art. 40 

Art. 40 

Art. 40 

Bemessung der Gebühren und Anteile 

Level of fees and payments — Special 

Niveau des taxes et des versements 

— besondere Finanzbeiträge 

financial contributions 

— Contributions financieres excep- 
tionnelles 

Art. 41 

Art. 41 

Art. 41 

Vorschüsse 

Advances 

Avances 

Art. 42 

Art. 42 

Art. 42 

Haushaltsplan 

Budget 

Budget 

Art. 43 

Art. 43 

Art. 43 

Bewilligung der Ausgaben 

Authorisation for expenditure 

Autorisations de depenses 

Art. 44 

Art. 44 

Art. 44 

Mittel für unvorhergesehene Ausga¬ 
ben 

Appropriations for unforeseeable ex¬ 
penditure 

Credits pour depenses imprevisibles 

Art. 45 

Art. 45 

Art. 45 

Haushaltsjahr 

Accounting period 

Exercice budgetaire 

Art. 46 

Art. 46 

Art. 46 

Entwurf und Feststellung des Haus- 

Preparation and adoption of the budget 

Preparation et adoption du budget 

haltsplans 

Art. 47 

Art. 47 

Art. 47 

Vorläufige Haushaltsführung 

Provisional budget 

Budget provisoire 

Art. 48 

Art. 48 

Art. 48 

Ausführung des Haushaltsplans 

Budget implementation 

Execution du budget 
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Art. 49 

Rechnung sprütung 

Art. 49 

Auditing of accounts 


Art. 49 

Verification des comptes 

Art. 50 

Finanzordnung 

Art. 50 

Financial Regulations 


Art. 50 

Reglement financier 

Art. 51 

Gebührenordnung 

Art. 51 

Rules relating to Fees 


Art. 51 

Reglement relatif aux taxes 

ZWEITER TEIL 

MATERIELLES PATENTRECHT 

PART II 

SUBSTANTIVE PATENT LAW 

DEUXIßME PARTIE 

DROIT DES BREVETS 

Kapitel I 

Patentierbarkeit 

Chapter I 

Patentability 


Chapitre I 

Brevetabilitä 

Art. 52 

Patentfähige Erfindungen 

Art. 52 

Patentable inventions 


Art. 52 

Inventions brevetables 

Art. 53 

Ausnahmen von der Patentierbarkeit 

Art. 53 

Exceptions to patentability 


Art. 53 

Exceptions ä la brevetabilitä 

Art. 54 

Neuheit 

Art. 55 

Unschädliche Offenbarungen 

Art. 54 

Novelty 

Art. 55 

Non-prejudicial disclosures 


Art. 54 

Nouveaute 

Art. 55 

Divulgations non opposables 

An. 56 

Erfinderische Tätigkeit 

Art. 56 

Inventive Step 


Art. 56 

Activite inventive 

Art. 57 

Gewerbliche Anwendbarkeit 

Art. 57 

Industrial application 


Art. 57 

Application industrielle 

Kapitel II 

Zur Einreichung und Erlangung des 
europäischen Patents berechtigte Per¬ 
sonen — Erfindernennung 

Chapter II 

Persons entitled to apply 
obtaln European patents — 
of the inventor 

for and 
Mention 

Chapitre II 

Personnes habilitäes ä demander 
et ä obtenir un brevet europeen 
— Designation de Hnventeur 

Art. 58 

Recht zur Anmeldung europäischer 
Patente 

Art. 58 

Entitlement to file a European patent 
application 

Art. 58 

Habilitation ä deposer une demande 
de brevet europeen 

Art. 59 

Mehrere Anmelder 

Art. 59 

Multiple applicants 


Art. 59 

Pluralite de demandeurs 

Art. 60 

Recht auf das europäische Patent 

Art. 60 

Right to a European patent 


Art. 60 

Droit au brevet europeen 

Art. 61 

Anmeldung europäischer Patente 
durch Nichtberechtigte 

Art. 62 

Anspruch auf Erfindernennung 

Art. 61 

European patent applications by per¬ 
sons not having the right to a Euro¬ 
pean patent 

Art. 62 

Right of the inventor to be mentioned 

Art. 61 

Demande de brevet europeen par une 
personne non habilitee 

Art. 62 

Droit de l’inventeur ä etre designö 

Kapitel III 

Wirkungen des europäischen Patents 
und der europäischen Patentanmeldung 

Chapter III 

Effects of the European patent and 
the European patent application 

Chapitre III 

Effets du brevet europäen 
et de la demande de brevet europeen 

Art. 63 

Laufzeit des europäischen Patents 

Art. 63 

Term of the European patent 


Art. 63 

Duree du brevet europeen 
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Art. 64 

Art. 64 

Art. 64 

Rechte aus dem europäischen Patent 

Rights conferred by a European patent 

Droits conferes par le brevet europeen 

Art. 65 

Art. 65 

Art. 65 

Übersetzung der europäischen Patent¬ 
schrift 

Translation of the specification of the 
European patent 

Traduction du fascicule du brevet eu¬ 
ropeen 

Art. 66 

Art. 66 

Art. 66 

Wirkung der europäischen Patent¬ 
anmeldung als nationale Hinterlegung 

Equivalence of European filing with 
national filing 

Valeur de depöt national du depöt eu¬ 
ropeen 

Art. 67 

Art. 67 

Art. 67 

Rechte aus der europäischen Patent¬ 
anmeldung nach Veröffentlichung 

Rights conferred by a European patent 
application after publication 

Droits conferes par la demande de 
brevet europeen apres sa publication 

Art. 68 

Art. 68 

Art. 68 

Wirkung des Widerrufs des europä¬ 
ischen Patents 

Effect of revocation of the European 
patent 

Effets de la revocation du brevet eu¬ 
ropeen 

Art. 69 

Art. 69 

Art. 69 

Schutzbereich 

Extent of protection 

Etendue de la protection 

Art. 70 

Art. 70 

Art. 70 

Verbindliche Fassung einer europä¬ 
ischen Patentanmeldung oder eines 
europäischen Patents 

Authentic text of a European patent 
application or European patent 

Texte de la demande de brevet euro¬ 
peen ou du brevet europeen faisant 
foi 

Kapitel IV 

Chapter IV 

Chapitre IV 

Die europäische Patentanmeldung 
als Gegenstand des Vermögens 

The European patent application 
as an obJect of property 

De la demande de brevet europeen 
comme objet de proprtetä 

Art. 71 

Art. 71 

Art. 71 

Übertragung und Bestellung von Rech¬ 
ten 

Art. 72 

Transfer and Constitution of rights 

Art. 72 

Transfert et Constitution de droits 

Art. 72 

Rechtsgeschäftliche Übertragung 

Assignment 

Cession 

Art. 73 

Art. 73 

Art. 73 

Vertragliche Lizenzen 

Contractual licensing 

Licence contractuelle 

Art. 74 

Art. 74 

Art. 74 

Anwendbares Recht 

- Law applicable 

Droit applicable 


DRITTER TEIL 

PART III 

TROISlEME PARTIE 

DIE EUROPÄISCHE 
PATENTANMELDUNG 

APPLICATION 

FOR EUROPEAN PATENTS 

LA DEMANDE DE BREVET 
EUROPEEN 

Kapitel I 

Chapter I 

Chapitre I 

Einreichung und Erfordernisse 
der europäisdien Patentanmeldung 

FUing and requirements 
of the European patent application 

D6pöt de ia demande de brevet 
europeen et conditions auxquelles 
eile doit satisfalre 

Art. 75 

Art. 75 

Art. 75 

Einreichung der europäischen Patent¬ 
anmeldung 

Filing of the European patent applica¬ 
tion 

Depot de la demande de brevet euro¬ 
peen 

Art. 76 

Art. 76 

Art. 76 

Europäische Teilanmeldung 

European divisional applications 

Demandes divisionnaires europeennes 

Art. 77 

Art. 77 

Art. 77 

Übermittlung europäischer Patent¬ 
anmeldungen 

Forwarding of European patent ap¬ 
plications 

Transmission des demandes de brevet 
europeen 
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Art. 78 

Art. 78 

Art. 78 

Erfordernisse der europäischen Patent¬ 
anmeldung 

Requirements of the European patent 
application 

Conditions auxquelles doit satisfaire 
la demande de brevet europeen 

Art. 79 

Art. 79 

Art. 79 

Benennung von Vertragsstaaten 

Designation of Contracting States 

Designation des Etats contractants 

Art. 80 

Anmeldetag 

Art. 80 

Date of filing 

Art. 80 

Date de depöt 

Art. 81 

Art. 81 

Art. 81 

Erfindernennung 

Designation of the inventor 

Designation de l'inventeur 

Art. 82 

Art. 82 

Art. 82 

Einheitlichkeit der Erfindung 

Unity of invention 

Unite d invention 

Art. 83 

Art. 83 

Art. 83 

Offenbarung der Erfindung 

Disclosure of the invention 

Expose de l’invention 

Art. 84 

Art. 84 

Art. 84 

Patentansprüche 

The Claims 

Revendications 

Art. 85 

Art. 85 

Art. 85 

Zusammenfassung 

The abstract 

Abrege 

Art. 86 

Art. 86 

Art. 86 

Jahresgebühren für die europäische 
Patentanmeldung 

Renewal fees for European patent ap- 
plications 

Taxes annuelles pour la demande de 
brevet europeen 

Kapitel II 

Chapter II 

Chapitre 11 

Priorität 

Priority 

Priorite 

Art. 87 

Art. 87 

Art. 87 

Prioritätsrecht 

Priority right 

Droit de priorite 

Art. 88 

Art. 88 

Art. 88 

Inanspruchnahme der Priorität 

Claiming priority 

Revendication de priorite 

Art. 89 

Art. 89 

Art. 89 

Wirkung des Prioritätsrechts 

Effect of priority right 

Effet du droit de priorite 

VIERTER TIEL 

PART IV 

QUATRIfiME PARTIE 

ERTEILUNGSVERFAHREN 

PROCEDURE UP TO GRANT 

PROCEDURE JUSQU'A 

LA DELIVRANCE 

Art. 90 

Art. 90 

Art. 90 

Eingangsprüfung 

Examination on filing 

Examen lors du depöt 

Art. 91 

Art. 91 

Art. 91 

Formalprüfung 

Examination as to formal requirements 

Examen de la demande de brevet eu¬ 
ropeen quant ä certaines irregularites 

Art. 92 

Art. 92 

Art. 92 

Erstellung des europäischen Recher- 
chenberichls 

The drawing up of the European search 
report 

Etablissement du rapport de recher- 
che europeenne 


Art. 93 

Veröffentlichung der europäischen 
Patentanmeldung 

Art. 94 


Art. 93 

Publication of a European patent ap- 
plication 


Art. 93 

Publication de la demande de brevet 
europeen 

Art. 94 


Prüfungsantrag 


Art. 94 

Request for examination 


Requete en examen 
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Art. 95 

Art. 95 

Art. 95 

Verlängerung der Frist zur Stellung 
des Prüfungsantrags 

Extension of the period within which 
requests for examination may be filed 

Prorogation du delai de presentation 
de la requete en examen 

Art. 96 

Art. 96 

Art. 96 

Prüfung der europäischen Patent¬ 
anmeldung 

Art. 9? 

Examination of the European patent 
application 

Art. 97 

Examen de la demande de brevet eu- 
ropeen 

Art. 97 

Zurückweisung oder Erteilung 

Art. 98 

Refusal or grant 

Art. 98 

Rejet de la demande ou delivrance du 
brevet 

Art. 98 

Veröffentlichung der europäischen 
Patentschrift 

Publication of a specification of the 
European patent 

Publication du fascicule du brevet eu- 
ropeen 

FÜNFTER TEIL 

PART V 

CINQUIEME PARTIE 

EINSPRUCHSVERFAHREN 

OPPOSITION PROCEDURE 

PROCEDURE D OPPOSITION 

Art. 99 

Einspruch 

Art. 100 

Art. 99 

Opposition 

Art. 100 

Art. 99 

Opposition 

Art. 100 

Einspruchsgründe 

Grounds for Opposition 

Motifs d'opposition 

Art. 101 

Art. 10t 

Art. 101 

Prüfung des Einspruchs 

Examination of the Opposition 

Examen de l’opposition 

Art. 102 

Art. 102 

Art. 102 

Widerruf oder Aufrechterhaltung des 
europäischen Patents 

Revocation or maintenance of the 
European patent 

Revocation ou maintien du brevet eu- 
ropeen 

Art. 103 

Art. 103 

Art. 103 

Veröffentlichung einer neuen europä¬ 
ischen Patentschrift 

Publication of a new specification of 
the European patent 

Publication d un nouveau fascicule du 
brevet europeen 

Art. 104 

Kosten 

Art. 105 

Art. 104 

Costs 

Art. 105 

Art. 104 

Frais 

Art. 105 

Beitritt des vermeintlichen Patentver¬ 
letzers 

Intervention of the assumed infringer 

Intervention du contrefacteur presume 

SECHSTER TEIL 

PART VI 

SIXIEME PARTIE 

BESCHWERDEVERFAHREN 

APPEALS PROCEDURE 

PROCEDURE DE RECOURS 

Art, 106 

Art. 106 

Art. 106 

Beschwerdefähige Entscheidungen 

Decisions subject to appeal 

Decisions susceptibles de recours 

Art. 107 

Art. 107 

Art. 107 

Beschwerdeberechtigte und Verfah¬ 
rensbeteiligte 

Persons entitled to appeal and to be 
parties to appeal proceedings 

Personnes admises ä former le recours 
et ä etre parties ä la procedure 

Art. 108 

Art. 108 

Art. 108 

Frist und Form 

Time limit and form of appeal 

Delai et forme 

Art. 109 

Art. 109 

Art. 109 

Abhilfe 

Interlocutory revision 

Revision prejudictelle 

Art. 110 

Art. 110 

Art. 110 

Prüfung der Beschwerde 

Examination of appeals 

Examen du recours 

Art. 111 

Art. 111 

Art. 111 

Entscheidung über die Beschwerde 

Decision in respect of appeals 

Decision sur le recours 

Art. 112 

Art. 112 

Art. 112 

Entscheidung oder Stellungnahme der 
Großen Beschwerdekammer 

Decision or opinion of the Enlarged 
Board of Appeal 

Decisions ou avis de la Grande Cham¬ 
bre de recours 
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SIEBENTER TEIL 

PART Vll 

SEPTIEME PARTIE 

GEMEINSAME VORSCHRIFTEN 

COMMON PROV1SIONS 

DISPOSITIONS COMMUNES 

Kapitel I 

Chapter I 

Chapitre I 

Allgemeine Vorschriften 
für das Verfahren 

Common provisions 
governing procedure 

Dispositions gönörales de procödure 

Art. 113 

Art. 113 

Art. 113 

Rechtliches Gehör 

Basis of decisions 

Fondement des decisions 

Art. 114 

Art. 114 

Art. 114 

Ermittlung von Amts wegen 

Examination by the European Patent 
Office of its own motion 

Examen d'office 

Art. 115 

Art. 115 

Art. 115 

Einwendungen Dritter 

Observations by third parties 

Observations des tiers 

Art. 116 

Art. 116 

Art. 116 

Mündliche Verhandlung 

Oral proceedings 

Procedure orale 

Art. 117 

Art. 117 

Art. 117 

Beweisaufnahme 

Taking of evidence 

Instruction 

Art. 118 

Art. 118 

Art. 118 

Einheit der europäischen Patentanmel¬ 
dung oder des europäischen Patents 

Unity of the European patent applica- 
tion or European patent 

Unicite de la demande ou du brevet 
europeen 

Art. 119 

Zustellung 

Art. 119 

Notification 

Art. 119 

Signification 

Art. 120 

Fristen 

Art. 120 

Time limits 

Art. 120 

Delais 

Art. 121 

Art. 121 

Art. 121 

Weiterbehandlung der europäischen 
Patentanmeldung 

Further Processing of the European 
patent application 

Poursuite de la procedure de la de¬ 
mande de brevet europeen 

Art. 122 

Art. 122 

Art. 122 

Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand 

Restitutio in integrum 

Restitutio in integrum 

Art. 123 

Änderungen 

Art. 123 

Amendments 

Art. 123 

Modifications 

Art. 124 

Art. 124 

Art. 124 

Angaben über nationale Patentanmel¬ 
dungen 

Information concerning national pat¬ 
ent applications 

Indications relatives aux demandes de 
brevet national 

Art. 125 

Art. 125 

Art. 125 

Heranziehung allgemeiner Grundsätze 

Reference to general principles 

Reference aux principes generaux 

Art. 126 

Art. 126 

Art. 126 

Beendigung von Zahlungsverpflich- 
gen 

Termination of financial obligations 

Fin des obligations financieres 

Kapitel II 

Chapter II 

Chapitre 11 

Unterrichtung der Öffentlichkeit 
und Behörden 

Information to the public 
or official authorities 

Information du public 
et des instances officielles 

Art. 127 

Art. 127 

Art. 127 

Europäisches Patentregister 

Register of European Patents 

Registre europeen des brevets 

Art. 128 

Art. 128 

Art. 128 


Akteneinsicht 


Inspection of files 


Inspection publique 
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Art. 129 

Regelmäßig erscheinende Veröffent¬ 
lichungen 

Art. 130 

Gegenseitige Unterrichtung 
Art. 131 

Amts- und Rechtshilfe 
Art. 132 

Austausch von Veröffentlichungen 

Kapitel III 
Vertretung 

Art. 133 

Allgemeine Grundsätze der Vertretung 
Art. 134 

Zugelassene Vertreter 

ACHTER TEIL 
AUSWIRKUNGEN AUF 
DAS NATIONALE RECHT 

Kapitel I 

Umwandlung in eine 
nationale Patentanmeldung 

Art. 135 

Umwandlungsantrag 

Art. 136 

Einreichung und Übermittlung des An¬ 
trags 

Art. 137 

Formvorschriften für die Umwandlung 
Kapitel II 

Nichtigkeit und ältere Rechte 

Art. 138 

Nichtigkeitsgründe 

Art. 139 

Ältere Rechte und Rechte mit glei¬ 
chem Anmelde- oder Prioritätstag 

Kapitel 111 

Sonstige Auswirkungen 
Art. 140 

Nationale Gebrauchsmuster und Ge¬ 
brauchszertifikate 

Art. 141 

Jahresgebühren für das europäische 
Patent 


Art. 129 
Periodical publications 

Art. 130 

Exchanges of Information 
Art. 131 

Administrative and legal Cooperation 
Art. 132 

Exchange of publications 

Chapter III 
Representation 

Art. 133 

General principles of representation 
Art. 134 

Professional representatives 

PART VIII 

IMPACT ON NATIONAL LAW 

Chapter I 

Conversion into a 
national patent appllcation 

Art. 135 

Request for the application of national 
procedure 

Art. 136 

Submission and transmission of the 
request 

Art. 137 

Formal requirements for conversion 

Chapter II 

Revocation and prior rights 

Art. 138 
Grounds for revocation 

Art. 139 

Rights of eariier date or the same date 

Chapter III 
Miscellaneous effects 

Art. 140 

National utility models and utility 
certificates 

Art. 141 

Renewal fees for European patents 


Art. 129 

Publications periodiques 
Art. 130 

Echange d'informations 
Art. 131 

Cooperation administrative et judi- 
ciaire 

Art. 132 

Echange de publications 

Chapitre III 
Repräsentation 

Art. 133 

Principes generaux relatifs ä la repre¬ 
sentation 

Art. 134 

Mandataires agrees 

HUITIEME PARTIE 

INCIDENCES SUR LE DROIT 
NATIONAL 

Chapitre I 

Transformation en demande 
de brevet national 

Art. 135 

Demande d'engagement de la proce¬ 
dure nationale 

Art. 136 

Präsentation et transmission de la re- 
quete 

Art. 137 

Conditions de forme de la transfor- 
mation 

Chapitre II 

Nullirä et droits anrärieurs 

Art. 138 

Causes de nullite 

Art. 139 

Droits anterieurs et droits ayant pris 
naissance ä la meme date 

Chapitre III 

Autres incidences sur Ie droit national 
Art. 140 

Modeles d’utilite et certificats dutilite 
nationaux 

Art. 141 

Taxes annuelles pour le brevet euro- 
peen 
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NEUNTER TEIL 

BESONDERE ÜBEREINKOMMEN 
Art. 142 

Einheitliche Patente 

Art. 143 

Besondere Organe des Europäischen 
Patentamts 

Art. 144 

Vertretung vor den besonderen Orga¬ 
nen 

Art. 145 

Engerer Ausschuß des Verwaltungs¬ 
rats 

Art. 146 

Deckung der Kosten für die Durch¬ 
führung besonderer Aufgaben 

Art. 147 

Zahlungen auf Grund der für die Auf¬ 
rechterhaltung des einheitlichen Pa¬ 
tents erhobenen Gebühren 

Art. 148 

Die europäische Patentanmeldung als 
Gegenstand des Vermögens 

Art. 149 

Gemeinsame Benennung 

ZEHNTER TEIL 

INTERNATIONALE ANMELDUNG 
NACH DEM VERTRAG UBER DIE 
INTERNATIONALE ZUSAMMEN¬ 
ARBEIT AUF DEM GEBIET DES 
PATENTWESENS 

Art. 150 

Anwendung des Vertrags über die 
internationale Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Patentwesens 

Art. 151 

Das Europäische Patentamt als An¬ 
meldeamt 

Art. 152 

Einreichung und Weiterleitung der 
internationalen Anmeldung 

Art. 153 

Das Europäische Patentamt als Be¬ 
stimmungsamt 

Art. 154 

Das Europäische Patentamt als Inter¬ 
nationale Recherchenbehörde 

Art. 155 

Das Europäische Patentamt als mit 
der internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung beauftragte Behörde 


PART IX 

SPECIAL AGREEMENTS 
Art. 142 

Unitary patents 

Art. 143 

Special departments of the European 
Patent Office 


Art. 144 

Representation before special depart¬ 
ments 

Art. 145 

Select committee of the Administrative 
Council 

Art. 146 

Cover for expenditure for carrying 
out special tasks 

Art. 147 

Payments in respect of renewal fees 
for unitary patents 


Art. 148 

The European patent application as 
an object of property 

Art. 149 

Joint designation 


PART X 

INTERNATIONAL APPLICATION 
PURSUANT TO THE PATENT 
COOPERATION TREATY 


Art. 150 

Application of the Patent Cooperation 
Treaty 


Art. 151 

The European Patent Office as a re« 
ceiving Office 


Art. 152 

Filing and transmittal of the interna¬ 
tional application 

Art. 153 

The European Patent Office as a 
designated Office 

Art. 154 

The European Patent Office as an 
International Searching Authority 

Art. 155 

The European Patent Office as an 
International Preliminary Examining 
Authority 


NEUViEME PARTIE 
ACCORDS PARTICULIERS 

Art. 142 

Brevet unitaire 

Art. 143 

Instances speciales de l'Office euro¬ 
peen des brevets 

Art. 144 

Representation devant les instances 
speciales 

Art. 145 

Comite restreint du Conseil d'admi- 
nistration 

Art. 146 

Couverture des depenses pour les tä- 
ches speciales 

Art. 147 

Versements au titre des taxes de 
maintien en vigueur du brevet uni¬ 
taire 

Art. 148 

De la demande de brevet europeen 
comme objet de propri^te 

Art. 149 

Designation conjointe 

DIXlEME PARTIE 

DEMANDE INTERNATIONALE AU 
SENS DU TRAITE DE COOPERA¬ 
TION EN MATIERE DE BREVETS 


Art. 150 

Application du Traite de Cooperation 
en matiere de brevets 


Art. 151 

L'Office europeen des brevets, Office 
recepteur 

Art. 152 

Depot et transmission de la demande 
internationale 

Art. 153 

L'Office europeen des brevets, Office 
designe 

Art. 154 

L'Office europeen des brevets, admi- 
nistration chargee de la recherche in¬ 
ternationale 

Art. 155 

L'Office europeen des brevets, admi- 
nistration chargee de l'examen pr61i- 
minaire international 
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Art. 156 

Art. 156 

Art. 156 

Das Europäische Patentamt als aus¬ 
gewähltes Amt 

The European Patent Office as an 
elected Office 

L'Office europeen des brevets, Office 
elu 

Art. 157 

Art. 157 

Art. 157 

Internationaler Recherchenbericht 

International search report 

Rapport de recherche internationale 

Art. 158 

Art. 158 

Art. 158 

Veröffentlichung der internationalen 
Anmeldung und ihre Übermittlung an 
das Europäische Patentamt 

Publication of the international ap- 
plication and its supply to the Euro¬ 
pean Patent Office 

Publication de la demande internatio¬ 
nale et communication ä l'Office eu¬ 
ropeen des brevets 

ELFTER TEIL 

PART XI 

ONZlßME PARTIE 

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

TRANSITION AL PROVISIONS 

DISPOSITIONS TRANSITOIRES 

Art. 159 

Art. 159 

Art. 159 

Verwaltungsrat während einer Über¬ 
gangszeit 

Administrative Council during a 
transitional period 

Conseil d'administration pendant une 
periode transitoire 

Art. 160 

Art. 160 

Art. 160 

Ernennung von Bediensteten während 
einer Übergangszeit 

Appointment of employees during a 
transitional period 

Nominations d'agents durant une Pe¬ 
riode transitoire 

Art. 161 

Art. 161 

Art. 161 

Erstes Haushaltsjahr 

First accounting period 

Premier exercice budgetaire 

Art. 162 

Art. 162 

Art. 162 

Stufenweise Ausdehnung des Tätig¬ 
keitsbereichs des Europäischen Pa¬ 
tentamts 

Art. 163 

Progressive expansion of the field of 
activity of the European Patent Office 

Art. 163 

Extension progressive du champ d’ac- 
tivite de l'Office europeen des brevets 

Art. 163 

Zugelassene Vertreter während einer 
Übergangszeit 

Professional representatives during a 
transitional period 

Mandataires agrees pendant une Pe¬ 
riode transitoire 

ZWÖLFTER TEIL 

PART XII 

DOUZlEME PARTIE 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

FINAL PROVISIONS 

DISPOSITIONS FINALES 

Art. 164 

Art. 164 

Art. 164 

Ausführungsordnung und Protokolle 

Implementing Regulations and Proto- 
cols 

Reglement d'execution et protocoles 

Art. 165 

Art. 165 

Art. 165 

Unterzeichnung — Ratifikation 

Signature — Ratification 

Signature — Ratification 

Art. 166 

Beitritt 

Art. 167 

Vorbehalte 

Art. 168 

Art. 166 

Accession 

Art. 167 

Reservations 

Art. 168 

Art. 166 

Adhesion 

Art. 167 

Reserves 

Art. 168 

Räumlicher Anwendungsbereich 

Territorial field of application 

Champ d'application territorial 

Art. 169 

Art. 169 

Art. 169 

Inkrafttreten 

Entry into force 

Entree en vigueur 

Art. 170 

Art. 170 

Art. 170 

Aufnahmebeitrag 

Initial contribution 

Cotisation initiale 

Art. 171 

Art. 171 

Art. 17! 

Geltungsdauer des Übereinkommens 

Duration of the Convention 

Duree de la convention 

Art. 172 

Revision 

Art. 172 

Revision 

Art. 172 

Revision 
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Art. 173 

Streitigkeiten zwischen Vertragsstaa¬ 
ten 

Art. 174 

Kündigung 

Art. 175 

Aufrechterhaltung wohlerworbener 
Rechte 

Art. 176 

Finanzielle Rechte und Pflichten eines 
ausgeschiedenen Vertragsstaats 

Art. 177 

Sprachen des Übereinkommens 
Art. 178 

Übermittlungen und Notifikationen 


Art. 173 

Disputes between Contracting States 
Art. 174 

Denunciation 

Art. 175 

Preservation of acquired rights 
Art. 176 

Financial rights and obligations of a 
former Contracting State 


Art. 177 

Languages of tbe Convention 
Art. 178 

Transmission and notifications 


Art. 173 

Differends entro Etats contractants 
Art. 174 

Denonciation 

Art. 175 

Reserve des droits acquis 
Art. 176 

Droits et obligations en matiere finan- 
ciere d'un Etat contractant ayant ces- 
s6 d'etre partie ä la Convention 

Art. 177 

Langues de la convention 
Art. 178 

Transmissions et notifications 
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Präambel 

DIE VERTRAGSSTAATEN — 

IN DEM BESTREBEN, die Zusam¬ 
menarbeit zwischen den europäischen 
Staaten au! dem Gebiet des Schutzes 
der Erfindungen zu verstärken, 

IN DEM BESTREBEN, einen solchen 
Schutz in diesen Staaten durch ein 
einheitliches Patenterteilungsverfah¬ 
ren und durch die Schaffung bestimm¬ 
ter einheitlicher Vorschriften für die 
nach diesem Verfahren erteilten Pa¬ 
tente zu erreichen, 

IN DEM BESTREBEN, zu diesen 
Zwecken ein Übereinkommen zu 
schließen, durch das eine Europäische 
Patentorganisation geschaffen wird 
und das ein Sonderabkommen im 
Sinn des Artikels 19 der am 20. März 
1883 in Paris Unterzeichneten und zu¬ 
letzt am 14. Juli 1967 revidierten Ver¬ 
bandsübereinkunft zum Schutz des ge¬ 
werblichen Eigentums und einen re¬ 
gionalen Patenvertrag im Sinn des 
Artikels 45 Absatz 1 des Vertrags 
über die internationale Zusammen¬ 
arbeit auf dem Gebiet des Patent¬ 
wesens vom 19. Juni 1970 darstellt — 

SIND wie folgt ÜBEREINGEKOM¬ 
MEN: 

Erster Teil 

Allgemeine und institutionelle 
Vorschriften 

Kapitel I 

Allgemeine Vorschriften 

Artikel 1 

Europäisches Recht für die Erteilung 
von Patenten 

Durch dieses Übereinkommen wird 
ein den Vertragsstaaten gemeinsames 
Recht für die Erteilung von Erfin¬ 
dungspatenten geschaffen. 

Artikel 2 

Europäisches Patent 

(1) Die nach diesem Übereinkom¬ 
men erteilten Patente werden als euro¬ 
päische Patente bezeichnet. 

(2) Das europäische Patent hat in 
jedem Vertragsstaat, für den es erteilt 
worden ist, dieselbe Wirkung und 
unterliegt denselben Vorschriften wie 
ein in diesem Staat erteiltes nationales 
Patent, soweit sich aus diesem Über¬ 
einkommen nichts anderes ergibt. 


Preamble 

THE CONTRACTING STATES, 

DESIRING to strengthen Coopera¬ 
tion between tht States of Europe in 
respect of the protection of inven- 
tions, 

DESIRING that such protection may 
be obtained in those States by a 
single procedure for the grant Pat¬ 
ents, and by the establishment of 
certain Standard rules governing Pat¬ 
ents so granted, 


DESIRING, for this purpose, to con- 
clude a Convention which establishes 
a European Patent Organisation and 
which constitutes a special agreement 
within the meaning of Article 19 of 
the Convention for the Protection of 
Industrial Property, signed in Paris on 
20 March 1883 and last revised on 
14 July 1967, and a regional patent 
treaty within the meaning of Arti¬ 
cle 45, paragraph 1, of the Patent Co¬ 
operation Treaty of 19 June 1970, 


HAVE AGREED on the following 
provisions: 


Parti 

General and institutional 
provisions 

Chapter I 
General provisions 

Article 1 

European law 
for the grant of patents 

A System of law, common to the 
Contracting States, for the grant of 
patents for invention is hereby estab- 
lished. 


Article 2 
European patent 

(1) Patents granted by virtue of this 
Convention shall be called European 
patents. 

(2) The European patent shall, in 
each of the Contracting States for 
which it is granted, have the effect of 
and be subject to the same conditions 
as a national patent granted by that 
State, unless otherwise provided in 
this Convention. 


Preambule 

LES ETATS CONTRACTANTS, 

DESIREUX de renforcer la Coope¬ 
ration entre les Etats europäens dans 
le domaine de la protection des inven- 
tions, 

DESIREUX qu'une teile protection 
puisse etre obtenue dans ces Etats 
par une procedure unique de dälivran- 
ce de brevets et par lätablissement 
de certaines regles uniformes rägis- 
sant les brevets ainsi delivres, 


DESIREUX, ä ces fins, de conclure 
une convention qui institue une Orga¬ 
nisation europäenne des brevets et 
constitue un arrangement particulier 
au sens de l'article 19 de la Conven¬ 
tion pour la protection de la propriäte 
industrielle signee ä Paris le 20 mars 
1883 et revisee en demier lieu le 
14 juillet 1967 et un traitä de brevet 
regional au sens de l'article 45, para- 
graphe 1, du Traitä de Cooperation en 
matiere de brevets du 19 juin 1970, 


SONT CONVENUS des dispositions 
suivantes: 

Premiere Partie 

Dispositions generales 
et institutionnelles 

Chapitre I 

Dispositions gänärales 

Article premler 

Droit europäen de dälivrance 
de brevets 

II est institue par la presente Con¬ 
vention un droit commun aux Etats 
contractants en matiere de delivrance 
de brevets d invention. 


Article 2 
Brevet europäen 

(1) Les brevets delivres en vertu de 
la präsente convention sont denom- 
mes brevets europäens. 

(2) Dans chacun des Etats contrac¬ 
tants pour lesquels il est dälivre, le 
brevet europäen a les meines effets 
et est soumis au mäme rägime qu'un 
brevet national delivre dans cet Etat, 
pour autant que la präsente conven¬ 
tion n*en dispose pas autrement. 
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Artikel 3 

Territoriale Wirkung 

Die Erteilung des europäischen Pa¬ 
tents kann für einen, mehrere oder 
alle Vertragsstaaten beantragt wer¬ 
den. 

Artikel 4 

Europäische Patentorganisation 

(1) Durch dieses Übereinkommen 
wird eine Europäische Patentorganisa¬ 
tion gegründet, die nachstehend Or¬ 
ganisation genannt wird. Sie ist mit 
verwaltungsmäßiger und finanzieller 
Selbständigkeit ausgestattet. 

(2) Die Organe der Organisation 
sind: 

a) das Europäische Patentamt; 

b) der Verwaltungsrat. 

(3) Die Organisation hat die Auf¬ 
gabe, die europäischen Patente zu 
erteilen. Diese Aufgabe wird vom 
Europäischen Patentamt durchgeführt, 
dessen Tätigkeit vom Verwaltungsrat 
überwacht wird. 


Kapitel II 

Die Europäische Patentorganisation 

Artikel 5 
Rechtsstellung 

(1) Die Organisation besitzt Rechts¬ 
persönlichkeit. 

(2) Die Organisation besitzt in je¬ 
dem Vertragsstaat die weitestgehende 
Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die 
juristischen Personen nach dessen 
Rechtsvorschriften zuerkannt ist; sie 
kann insbesondere bewegliches und 
unbewegliches Vermögen erwerben 
und veräußern sowie vor Gericht 
stehen. 

(3) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts vertritt die Organisation. 

Artikel 6 
Sitz 

(1) Die Organisation hat ihren Sitz 
in München. 

(2) Das Europäische Patentamt wird 
in München errichtet. Es hat eine 
Zweigstelle in Den Haag. 

Artikel 7 
Dienststellen 

des Europäischen Patentamts 

In den Vertragsstaaten und bei zwi¬ 
schenstaatlichen Organisationen auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechts¬ 
schutzes können, soweit erforderlich 
und vorbehaltlich der Zustimmung des 
betreffenden Vertragsstaats oder der 


Article 3 
Territorial effect 

The grant of a European patent may 
be requested for one or more of the 
Contracting States. 


Article 4 

European Patent Organisation 

(1) A European Patent Organisation, 
hereinafter referred to as the Organi¬ 
sation, is established by this Conven¬ 
tion. It shall have administrative and 
financial autonomy. 

(2) The Organs of the Organisation 
shal! be: 

(a) a European Patent Office; 

(b) an Administrative Council. 

(3) The task of the Organisation 
shall be to grant European patents. 
This shall be carried out by the 
European Patent Office supervised by 
the Administrative Council. 


Chapter II 

The European Patent Organisation 


Article 5 
Legal Status 

(1) The Organisation shall have 
legal personality. 

(2) In each of the Contracting 
States, the Organisation shall enjoy 
the most extensive legal capacity ac- 
corded to legal persons under the 
national law of that State; it may 
in particular acquire or dispose of 
movable and immovable property and 
may be a party to legal proceedings. 


(3) The President of the European 
Patent Office shall represent the 
Organisation. 

Article 6 
Seat 

(1) The Organisation shall have its 
seat at Munich. 

(2) The European Patent Office shall 
be set up at Munich. It shall have a 
branch at The Hague. 


Article 7 

Sub-offices of the 
European Patent Office 

By decision of the Administrative 
Council, sub-offices of the European 
Patent Office may be created if need 
be, for the purpose of Information and 
liaison, in the Contracting States and 
with inter-governmental organisations 


Article 3 
Portee territoriale 

La delivrance d un brevet europeen 
peut etre demandee pour tous les 
Etats contractants, pour plusieurs 
ou pour l'un d'entre eux seulement. 

Article 4 

Organisation europöenne des brevets 

(1) II est institue par la presente 
convention une Organisation euro- 
peenne des brevets, ci-apres denom- 
mee l’Organisation. Elle est dotee de 
l'autonomie administrative et finan- 
ciere. 

(2) Les Organes de l'Organisation 
sont: 

a) rOffice europeen des brevets; 

b) le Conseil d'administration. 

(3) L'Organisation a pour täche de 
delivrer les brevets europöens. Cette 
täche est executee par l'Office euro¬ 
peen des brevets sous le contröle du 
Conseil d'administration. 

Chapitre II 

L'Organisation europöenne 
des brevets 

Article 5 
Statut juridique 

(1) L'Organisation a la personnalite 
juridique. 

(2) Dans chacun des Etats contrac¬ 
tants, l'Organisation possöde la capa- 
cite juridique la plus large reconnue 
aux personnes morales par la legisla- 
tion nationale; eile peut notamment 
acquerir ou aliener des biens immo- 
biliers et mobiliers et ester en justice. 


(3) Le President de l’Office euro- 
pöen des brevets represente l'Orga- 
nisation. 

Article 6 
Siöge 

(1) L'Organisation a son siege ä 
Munich. 

(2) L'Office europeen des brevets 
est situö ä Munich. 11 a un departe- 
ment ä La Haye. 

Article 7 

Agences de l'Office europöen 
des brevets 

Par decision du Conseil d'adminis¬ 
tration, des agences de l'Office euro¬ 
peen des brevets peuvent etre creees, 
en tant que de besoin, dans un but 
d'information ou de liaison, dans les 
Etats contractants ou aupres d’orga- 
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betreffenden Organisation, durch Be¬ 
schluß des Verwaltungsrats Dienst¬ 
stellen des Europäischen Patentamts 
zu Informations- oder Verbindungs¬ 
zwecken geschaffen werden. 


Artikel 8 

Vorrechte und Immunitäten 

Die Organisation, die Mitglieder 
des Verwaltungsrats, die Bediensteten 
des Europäischen Patentamts und die 
sonstigen Personen, die in dem diesem 
Übereinkommen beigefügten Proto¬ 
koll über Vorrechte und Immunitäten 
bezeichnet sind und an der Arbeit der 
Organisation teilnehmen, genießen in 
den Hoheitsgebieten der Vertragsstaa¬ 
ten die zur Durchführung ihrer Auf¬ 
gaben erforderlichen Vorrechte und 
Immunitäten nach Maßgabe dieses 
Protokolls. 


Artikel 9 
Haftung 

(1) Die vertragliche Haftung der 
Organisation bestimmt sich nach dem 
Recht, das auf den betreffenden Ver¬ 
trag anzuwenden ist. 

(2) Die außervertragliche Haftung 
der Organisation für Schäden, die 
durch sie oder die Bediensteten des 
Europäischen Patentamts in Aus¬ 
übung ihrer Amtstätigkeit verursacht 
worden sind, bestimmt sich nach dem 
in der Bundesrepublik Deutschland 
geltenden Recht. Ist der Schaden durch 
die Zweigstelle in Den Haag oder 
eine Dienststelle oder durch Bedien¬ 
stete, die einer dieser Stellen ange¬ 
hören, verursacht worden, so ist das 
Recht des Vertragsstaats anzuwenden, 
in dem sich die betreffende Stelle be¬ 
findet. 

(3) Die persönliche Haftung der Be¬ 
diensteten des Europäischen Patent¬ 
amts gegenüber der Organisation be¬ 
stimmt sich nach den Vorschriften 
ihres Statuts oder der für sie gelten¬ 
den Beschäftigungsbedingungen. 

(4) Für die Regelung der Streitig¬ 
keiten nach den Absätzen 1 und 2 
sind folgende Gerichte zuständig: 

a) bei einer Streitigkeit nach Absatz 1 
das zuständige Gericht der Bundes¬ 
republik Deutschland, sofern in dem 
von den Parteien geschlossenen 
Vertrag nicht ein Gericht eines 
anderen Staats bestimmt worden 
ist; 

b) bei einer Streitigkeit nach Absatz 2, 
je nach Lage des Falls, entweder 
das in der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land zuständige Gericht oder das 
zuständige Gericht des Staats, in 
dem sich die Zweigstelle oder die 
Dienststelle befindet. 


in the field of industrial property, 
subject to the approval of the Con¬ 
tracting State or Organisation con- 
cerned. 


Article 8 

Privileges and immunUies 

The Protocol on Privileges and Im- 
munities annexed to this Convention 
shall define the conditions under 
which the Organisation, the members 
of the Administrative Council, the 
employees of the European Patent 
Office and such other persons 
specified in that Protocol as take part 
in the work of the Organisation, shall 
enjoy, in the territory of each Con¬ 
tracting State, the Privileges and im- 
munities necessary for the perform- 
ance of their duties. 


Article 9 
Liability 

(1) The contractual liability of the 
Organisation shall be governed by 
the law applicable to the relevant 
contract. 

(2) The non-contractual liability of 
the Organisation in respect of any 
damage caused by it or by the em- 
ployees of the European Patent Office 
in the performance of their duties 
shall be governed by the provisions 
of the law of the Federal Republic of 
Germany. Where the damage is caused 
by the branch at The Hague or a 
sub-office or employees attached 
thereto, the provisions of the law of 
the Contracting State in which such 
branch or sub-office is located shall 
apply. 


(3) The personal liability of the 
employees of the European Patent 
Office towards the Organisation shall 
be laid down in their Service Regula- 
tions or conditions of employment. 


(4) The courts with jurisdiction to 
settle disputes under paragraphs 1 and 
2 shall be: 

(a) for disputes under paragraph 1, 
the courts of competent jurisdic¬ 
tion in the Federal Republic of 
Germany, unless the contract con- 
cluded between the parties des- 
ignates the courts of another 
State; 

(b) for disputes under paragraph 2, 
either the courts of competent 
jurisdiction in the Federal Repub¬ 
lic of Germany, or the courts of 
competent jurisdiction in the 
State in which the branch or sub- 
office is located. 


nisations intergouvernementaies com¬ 
petentes en matiere de propriete in¬ 
dustrielle, sous reserve du consente- 
ment de l'Etat contractant ou de l'or- 
ganisation interessee. 

Article 8 

Privileges et immunites 

Le protocole sur les Privileges et 
immunites annexe ä la presente Con¬ 
vention definit les conditions dans 
lesquelles l'Organisation, ies membres 
du Conseil d'administration, les agents 
de l’Office europeen des brevets et 
toutes autres personnes mentionnöes 
dans ce protocole qui participent aux 
activites de l'Organisation, jouissent, 
sur le territoire des Etats contrac- 
tants, des Privileges et immunites ne- 
cessaires ä l'accomplissement de leur 
mission. 

Article 9 
Responsabiiite 

(1) La responsabiiite contractuelle 
de l'Organisation est regie par la loi 
applicable au contrat en cause. 

(2) La responsabiiite non contrac¬ 
tuelle de l'Organisation en ce qui con- 
cerne les dommages causes par eile et 
par les agents de l'Office europöen 
des brevets dans l'exercice de leurs 
fonctions est reglementee conforme- 
ment aux dispositions de la loi en vi- 
gueur en Republique föderale d'Alle- 
magne. Si les dommages ont öte cau¬ 
ses par le departement de La Haye ou 
par une agence, ou par des agents re¬ 
levant du departement ou de cette 
agence, la loi applicable est celle de 
l'Etat contractant dans lequel le de¬ 
partement ou l'agence est situe. 

(3) La responsabiiite personnelle des 
agents de l'Office europeen des bre¬ 
vets envers l'Organisation est reglee 
dans les dispositions fixant leur Statut 
ou le regime qui leur est applicable. 

(4) Les juridictions competentes 
pour regier les litiges vises aux para- 
graphes 1 et 2 sont: 

a) en ce qui concerne les litiges vises 
au paragraphe 1, les juridictions 
competentes de la Republique fö¬ 
derale d'Allemagne, ä defaut de la 
designation de la juridiction d’un 
autre Etat dans le contrat conclu 
entre les parties; 

b) en ce qui concerne les litiges vises 
au paragraphe 2, selon le cas, soit 
les juridictions competentes de la 
Republique föderale d'Allema¬ 
gne, soit les juridictions compe¬ 
tentes de 1 Etat dans lequel le de¬ 
partement ou l'agence est situe. 
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Kapitel III 

Das Europäische Patentamt 

Artikel 10 
Leitung 

(1) Die Leitung des Europäischen 
Patentamts obliegt dem Präsidenten, 
der dem Verwaltungsrat gegenüber 
für die Tätigkeit des Amts verant¬ 
wortlich ist. 

(2) Zu diesem Zweck hat der Präsi¬ 
dent insbesondere folgende Aufgaben 
und Befugnisse: 

a) Er trifft alle für die Tätigkeit des 
Europäischen Patentamts zweck¬ 
mäßigen Maßnahmen, einschließ¬ 
lich des Erlasses interner Verwal¬ 
tungsvorschriften und der Veröf¬ 
fentlichung von Mitteilungen an 
die Öffentlichkeit; 

b) er bestimmt, soweit in diesem 
Übereinkommen hierüber nichts 
vorgesehen ist, welche Handlungen 
beim Europäischen Patentamt in 
München und welche Handlungen 
bei seiner Zweigstelle in Den Haag 
vorzunehmen sind; 

c) er kann dem Verwaltungsrat Vor¬ 
schläge für eine Änderung dieses 
Übereinkommens sowie Entwürfe 
für allgemeine Durchführungsbe¬ 
stimmungen und Beschlüsse vor¬ 
legen, die zur Zuständigkeit des 
Verwaltungsrats gehören; 

d) er bereitet den Haushaltsplan und 
etwaige Berichtigungs- und Nach¬ 
tragshaushaltspläne vor und führt 
sie aus; 

e) er legt dem Verwaltungsrat jedes 
Jahr einen Tätigkeitsbericht vor; 

f) er übt das Weisungsrecht und die 
Aufsicht über das Personal aus? 

g) vorbehaltlich Artikel 11 ernennt 
er die Bediensteten und entscheidet 
über ihre Beförderung; 

h) er übt die Disziplinargewalt über 
die nicht in Artikel 11 genannten 
Bediensteten aus und kann dem 
Verwaltungsrat Disziplinarmaßnah¬ 
men gegenüber den in Artikel 11 
Absätze 2 und 3 genannten Be¬ 
diensteten Vorschlägen; 

i) er kann seine Aufgaben und Be¬ 
fugnisse übertragen. 

(3) Der Präsident wird von mehre¬ 
ren Vizepräsidenten unterstützt. Ist 
der Präsident abwesend oder verhin¬ 
dert, so wird er nach dem vom Ver¬ 
waltungsrat festgelegten Verfahren 
von einem der Vizepräsidenten ver¬ 
treten. 

7 


Chapter III 

The European Patent Office 

Article 10 
Direction 

(1) The European Patent Office shall 
be directed by the President who 
shall be responsible for its activities 
to the Administrative Council. 


(2) To this end, the President shall 
have in particular the following func- 
tions and powers: 

(a) he shall take all necessary steps, 
including the adoption of internal 
administrative instructions and the 
publication of guidance for the 
public, to ensure the functioning 
of the European Patent Office; 


(b) in so far as this Convention con- 
tains no provisions in this respect, 
he shall prescribe which transac- 
tions are to be carried out at the 
European Patent Office at Munich 
and its branch at The Hague 
respectively; 

(c) he may place before the Ad¬ 
ministrative Council any proposal 
for amending this Convention and 
any proposal for general regula- 
tions or decisions which come 
within the competence of the Ad¬ 
ministrative Council; 

(d) he shall prepare and implement 
the budget and any amending or 
supplementary budget; 

(e) he shall submit a management 
report to the Administrative Coun¬ 
cil each year; 

(f) he shall exercise supervisory 
authority over the personnei; 

(g) subject to the provisions of Arti¬ 
cle 11, he shall appoint and pro- 
mote the employees; 

(h) he shall exercise disciplinary 
authority over the employees 
other than those referred to in 
Article 11, and may propose dis¬ 
ciplinary action to the Administra¬ 
tive Council with regard to em¬ 
ployees referred to in Article 11, 
paragraphs 2 and 3-, 

(i) he may delegate his functions and 
powers. 

(3) The President shall be assisted 
by a number of Vice-Presidents. If 
the President is absent or indisposed, 
one of the Vice-Presidents shall take 
his place in accordance with the 
procedure laid down by the Ad¬ 
ministrative Council. 


Chapitre III 

L'Office europden des brevets 

Article 10 
Direction 

(1) La direction de l'Office europeen 
des brevets est assuree par le Presi¬ 
dent, qui est responsable de l'activite 
de l'Office devant le Conseil d'admi- 
nistration. 

(2) A cet effet, le President a notam- 
ment les competences ci-apres: 

a) il prend toutes mesures utiles, no- 
tamment l'adoption dinstructions 
administratives internes et la pu¬ 
blication d'indications pour le pu¬ 
blic, en vue d'assurer le fonction- 
nement de l'Office europeen des 
brevets; 

b) il determine, dans la mesure oü la 
presente convention ne comporte 
aucune disposition ä cet egard, les 
formalitds qui doivent etre accom- 
plies respectivement aupres de 
l'Office europeen des brevets ä 
Munich ou de son departement ä 
La Haye ; 

c) il peut soumettre au Conseil d ad- 
ministration tout projet de modifi- 
cation de la präsente convention, 
ainsi que tout projet de r6glemen- 
tation generale ou de decision qui 
releve de la competence du Con¬ 
seil d'administration; 

d) il prepare et execute le budget ain¬ 
si que tout budget modificatif ou 
additionnel; 

e) il soumet annuellement au Con¬ 
seil d'administration un rapport 
d'activite; 

f) il exerce l'autorite hierarchique 
sur le personnei; 

g) sous reserve des dispositions de 
l'article 11, il nomme les agents et 
statue sur leur avancement; 

h) il exerce le pouvoir disciplinaire 
sur les agents autres que ceux vi- 
ses ä l'article 11 et peut proposer 
au Conseil d'administration des 
sanctions disciplinaires ä l’encon- 
tre des agents vises ä l'article 11, 
paragraphes 2 et 3; 

i) il peut deleguer ses pouvoirs. 


(3) Le President est assiste de plu- 
sieurs Vice-Presidents. En cas d’ab- 
sence ou d'empechement du President, 
un des Vice-Presidents assume ses 
fonctions suivant la procedure fixee 
par le Conseil d'administration. 
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Artikel II 

Ernennung hoher Beamter 

(1) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts wird vom Verwaltungsrat 
ernannt. 

(2) Die Vizepräsidenten werden nach 
Anhörung des Präsidenten vom Ver- 
waltungsrat ernannt. 

(3) Die Mitglieder der Beschwerde- 
kammern und der Großen Beschwerde¬ 
kammer einschließlich der Vorsitzen¬ 
den werden auf Vorschlag des Präsi¬ 
denten des Europäischen Patentamts 
vom Verwaltungsrat ernannt. Sie kön¬ 
nen vom Verwaltungsrat nach Anhö¬ 
rung des Präsidenten des Europäischen 
Patentamts wiederernannt werden. 


(4) Der Verwaltungsrat übt die 
Disziplinargewalt über die in den Ab¬ 
sätzen 1 bis 3 genannten Bediensteten 
aus. 

Artikel 12 
Amtspflichten 

Die Bediensteten des Europäischen 
Patentamts sind verpflichtet, auch nach 
Beendigung ihrer Amtstätigkeit Kennt¬ 
nisse, die ihrem Wesen nach unter 
das Berufsgeheimnis fallen, weder 
preiszugeben noch zu verwenden. 

Artikel 13 

Streitsachen zwischen der 

Organisation und den Bediensteten 
des Europäischen Patentamts 

(1) Die Bediensteten oder ehemali¬ 
gen Bediensteten des Europäischen 
Patentamts oder ihre Rechtsnachfolger 
haben das Recht, in Streitsachen zwi¬ 
schen ihnen und der Europäischen 
Patentorganisation das Verwaltungs¬ 
gericht der Internationalen Arbeits¬ 
organisation nach der Satzung dieses 
Gerichts und innerhalb der Grenzen 
und nach Maßgabe der Bedingungen 
anzurufen, die im Statut der Beamten 
oder in der Versorgungsordnung fest¬ 
gelegt sind oder sich aus den Be- 
schäftigungsbedingungen für die son¬ 
stigen Bediensteten ergeben. 

(2) Eine Beschwerde ist nur zulässig, 
wenn der Betreffende alle Beschwer¬ 
demöglichkeiten ausgeschöpft hat, die 
ihm das Statut der Beamten, die Ver¬ 
sorgungsordnung oder die Beschäfti- 
gungsbedingungen für die sonstigen 
Bediensteten eröffnen. 

Artikel 14 

Sprachen des Europäischen Patentamts 

(1) Die Amtssprachen des Europä¬ 
ischen Patentamts sind Deutsch, Eng- 


Article 11 

Appointment of senior employees 

(1) The President of the European 
Patent Office shall be appointed by 
decision of the Administrative Coun¬ 
cil. 

(2) The Vice-Presidents shall be ap¬ 
pointed by decision of the Administra¬ 
tive Council after the President has 
been consulted. 

(3) The members, including the 
Chairmen, of the Boards of Appeal 
and of the Enlarged Board of Appeal 
shall be appointed by decision of the 
Administrative Council, taken on a 
proposal from the President of the 
European Patent Office. They may be 
re-appointed by decision of the Ad¬ 
ministrative Council after the Presi¬ 
dent of the European Patent Office 
has been consulted. 

(4) The Administrative Council 
shall exercise disciplinary authority 
over the employees referred to in 
paragraphs 1 to 3. 

Article 12 
Dulies of ofüce 

The employees of the European Pat¬ 
ent Office shall be bound, even after 
the termination of their employment, 
neither to disclose nor to make use 
of Information which by its nature is 
a Professional secret. 

Arlicle 13 

Disputes between the Organisation 
and the employees of the 
European Patent Office 

(1) Employees and former employees 
of the European Patent Office or 
their successors in title may apply to 
the Administrative Tribunal of the 
International Labour Organisation in 
the case of disputes with the Eu¬ 
ropean Patent Organisation in accord- 
ance with the Statute of the Tribunal 
and within the limits and subject to 
the conditions laid down in the Serv¬ 
ice Regulations for permanent em- 
ployees or the Pension Scheme Reg¬ 
ulations or arising from the condi¬ 
tions of employment of other em¬ 
ployees. 

(2) An appeal shall only be admis- 
sible if the person concerned has 
exhausted such other means of appeal 
as are available to him under the 
Service Regulations, the Pension 
Scheme Regulations or the conditions 
of employment, as the case may be. 

Article 14 

Languages of the 
European Patent Office 

(1) The official languages of the 
European Patent Office shall be 


Article 11 

Nomination du personnel superieur 

(1) Le President de l'Office euro¬ 
peen des brevets est nomme par deci¬ 
sion du Conseil d'administration. 

(2) Les Vice-Presidents sont nom- 
mes par decision du Conseil d’ad- 
ministration. le President entendu. 

(3) Les membres des chambres de 
recours et de la Grande Chambre de 
recours, y compris leurs presidents, 
sont nommes par decision du Conseil 
d’administration, prise sur proposition 
du President de l'Office europeen des 
brevets. Ils peuvent etre reconduits 
dans leurs fonctions par le Conseil 
d'administration, le President de l'Of- 
fice europeen des brevets entendu. 

(4) Le Conseil d'administration exer- 
ce le pouvoir disciplinaire sur les 
agents vises aux paragraphes 1 ä 3 du 
present article. 

Arlicle 12 

Devoirs de la fonction 

Les agents de l'Office europeen des 
brevets sont tenus, meme apres la 
cessation de leurs fonctions, de ne 
pas divulguer ni utiliser les informa- 
tions qui, par leur nature, sont cou- 
vertes par le secret professionnel. 

Article 13 

Liliges enlre l'Organisatlon et les 
agents de l'Office europöen 
des brevels 

(1) Un agent ou un ancien agent 
de l'Office europeen des brevets, ou 
leurs ayants droit, peuvent recourir 
au Tribunal administratif de l'Organi- 
sation internationale du travail pour 
les litiges qui les opposent ä l'Orga- 
nisation europeenne des brevets, con- 
formement au Statut dudit Tribunal 
et dans les limites et conditions de- 
terminees par le Statut des fonction- 
naires, par le regiement des pensions 
ou resultant du regime applicable aux 
autres agents. 


(2) Un recours nest recevable que 
si l interesse a epuise tous les moyens 
de recours qui lui sont ouverts par le 
Statut des fonctionnaires, par le regie¬ 
ment des pensions ou par le regime 
applicable aux autres agents, selon le 
cas. 

Article 14 

Langues de l'Office europeen 
des brevets 

(1) Les langues officielles de l'Office 
europeen des brevets sont 1'allemand, 
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lisch und Französisch. Europäische 
Patentanmeldungen sind in einer die¬ 
ser Sprachen einzureichen. 

(2) Natürliche oder juristische Per¬ 
sonen mit Wohnsitz oder Sitz im Ho¬ 
heitsgebiet eines Vertragsstaats, in 
dem eine andere Sprache als Deutsch, 
Englisch oder Französisch Amts¬ 
sprache ist, und die Angehörigen die¬ 
ses Staats mit Wohnsitz im Ausland 
können europäische Patentanmeldun¬ 
gen in einer Amtssprache dieses 
Staats einreichen. Sie müssen jedoch 
eine Übersetzung in einer der Amts¬ 
sprachen des Europäischen Patentamts 
innerhalb einer in der Ausführungs¬ 
ordnung vorgeschriebenen Frist ein¬ 
reichen; diese Übersetzung kann wäh¬ 
rend des gesamten Verfahrens vor dem 
Europäischen Patentamt mit der An¬ 
meldung in der ursprünglich einge¬ 
reichten Fassung in Übereinstimmung 
gebracht werden. 

(3) Die Amtssprache des Europä¬ 
ischen Patentamts, in der die euro¬ 
päische Patentanmeldung eingereicht 
oder in die sie im Fall des Absatzes 2 
übersetzt worden ist, ist in allen Ver¬ 
fahren vor dem Europäischen Patent¬ 
amt, die diese Anmeldung oder das 
darauf erteilte Patent betreffen, als 
Verfahrenssprache zu verwenden, so¬ 
weit in der Ausführungsordnung nichts 
anderes bestimmt ist. 

(4) Die in Absatz 2 genannten Per¬ 
sonen können auch fristgebundene 
Schriftstücke in einer Amtssprache 
des betreffenden Vertragsstaats ein¬ 
reichen. Sie müssen jedoch innerhalb 
einer in der Ausführungsordnung vor¬ 
geschriebenen Frist eine Übersetzung 
in der Verfahrenssprache einreichen; 
in den in der Ausführungsordnung 
vorgesehenen Fällen können sie auch 
eine Übersetzung in einer anderen 
Amtssprache des Europäischen Patent¬ 
amts einreichen. 

(5) Wird ein Schriftstück, das nicht 
zu den Unterlagen der europäischen 
Patentanmeldung gehört, nicht in der 
in diesem Übereinkommen vorge¬ 
schriebenen Sprache eingereicht oder 
wird eine Übersetzung, die in diesem 
Übereinkommen vorgeschrieben ist, 
nicht rechtzeitig eingereicht, so gilt 
das Schriftstück als nicht eingegan¬ 
gen. 

(6) Die europäischen Patentanmel¬ 
dungen werden in der Verfahrens¬ 
sprache veröffentlicht. 

(7) Die europäischen Patentschriften 
werden in der Verfahrenssprache ver¬ 
öffentlicht; sie enthalten eine Über¬ 
setzung der Patentansprüche in den 
beiden anderen Amtssprachen des 
Europäischen Patentamts. 

(8) In den drei Amtssprachen des 
Europäischen Patentamts werden ver¬ 
öffentlicht: 


English, French and German. Euro¬ 
pean patent applications must be filed 
in one of these languages. 

(2) However, natural or legal per- 
sons having their residence or prin- 
cipal place of business within the ter¬ 
ritory of a Contracting State having 
a language other than English, French 
or German as an official language, 
and nationals of that State who are 
resident abroad, may file European 
patent applications in an official 
language of that State. Nevertheless, 
a translation in one of the official 
languages of the European Patent Of¬ 
fice must be filed within the time limit 
prescribed in the Implementing Reg- 
ulations; throughout the proceedings 
before the European Patent Office, 
such translation may be brought into 
conformity with the original text of 
the application. 

(3) The official language of the Euro¬ 
pean Patent Office in which the Euro¬ 
pean patent application is filed or. 
in the case referred to in paragraph 2, 
that of the translation, shall be used 
as the language of the proceedings in 
all proceedings before the European 
Patent Office concerning the applica¬ 
tion or the resulting patent, unless 
otherwise provided in the Implement¬ 
ing Regulations. 

(4) The persons referred to in para¬ 
graph 2 may also file documents 
which have to be filed within a time 
limit in an official language of the 
Contracting State concerned. They 
must however file a translation in the 
language of the proceedings within 
the time limit prescribed in the Im¬ 
plementing Regulations; in the cases 
provided for in the Implementing Reg¬ 
ulations, they may file a transla¬ 
tion in a different official language 
of the European Patent Office. 

(5) If any document, other than 
those making up the European patent 
application, is not filed in the lan¬ 
guage prescribed by this Convention, 
or if any translation required by vir- 
tue of this Convention is not filed in 
due time, the document shall be 
deemed not to have been received. 


(6) European patent applications 
shall be published in the language of 
the proceedings. 

(7) The specifications of European 
Patents shall be published in the lan¬ 
guage of the proceedings; they shall 
include a translation of the Claims in 
the two other official languages of the 
European Patent Office. 

(8) There shall be published in the 
three official languages of the Euro¬ 
pean Patent Office: 


l'anglais et le francais. Les dcmandcs 
de brevet europeen sont deposces 
dans une de ces langues. 

(2) Neanmoins. les personnes physi- 
ques et morales ayant leur domicile 
ou leur siege sur le territoire d un 
Etat contractant ayant une langue 
autre que l’allemand, l'anglais ou le 
francais comme langue officielle, et 
les nationaux de cet Etat ayant leur 
domicile ä l'etranger peuvent deposer 
des demandes de brevet europeen 
dans une langue officielle de cet 
Etat. Toutefois, une traduction dans 
une des langues officielles de l'Office 
europeen des brevets doit etre pro- 
duite dans le delai prevu par le regie¬ 
ment dexecution; pendant toute la 
duree de Ia procedure devant l'Office 
europeen des brevets, cette traduction 
peut etre rendue conforme au texte 
original de la demande. 

(3) La langue officielle de l'Office 
europeen des brevets dans laquelle 
la demande de brevet europeen a ete 
deposee ou celle dans laquelle cette 
demande a ete traduite, dans le cas 
vise au paragraphe 2, doit etre utili- 
see, sauf s'il en est dispose autrement 
par le regiement dexecution, dans 
toutes les procedures devant l'Office 
europeen des brevets relatives ä cette 
demande ou au brevet delivre ä la 
suite de cette demande. 

(4) Les personnes visees au para¬ 
graphe 2 peuvent 6galement deposer, 
dans une langue officielle de l’Etat 
contractant en question, des pieces 
devant etre produites dans un delai 
determine. Toutefois, eiles sont tenues 
de produire une traduction dans la 
langue de la procedure dans le delai 
prescrit par le regiement dexecution; 
elles peuvent egalement deposer une 
traduction dans une autre langue of¬ 
ficielle de l'Office europeen des bre¬ 
vets. 

(5) Si une piece qui n'est pas com- 
prise dans les pieces de la demande 
de brevet europeen n'est pas produite 
dans la langue presente par la pre¬ 
sente convention ou si une traduction 
requise en application de la presente 
convention n'est pas produite dans les 
delais, la piece est reputee n’avoir pas 
ete recue. 

(6) Les demandes de brevet euro¬ 
peen sont publiees dans la langue de 
la procedure. 

(7) Les fascicules de brevet euro¬ 
peen sont publies dans la langue de 
la procedure; ils comportent une tra¬ 
duction des revendications dans les 
deux autres langues officielles de 
l'Office europeen des brevets. 

(8) Sont publi^s dans les trois lan¬ 
gues officielles de l’Office europeen 
des brevets: 
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a) das Europäische PatentblaU; 

b) das Amtsblatt des Europäischen 
Patentamts. 

(9) Die Eintragungen in das euro¬ 
päische Patentregister werden in den 
drei Amtssprachen des Europäischen 
Patentamts vorgenommen. In Zwei¬ 
felsfällen ist die Eintragung in der 
Verfahrenssprache maßgebend. 

Artikel 15 

Organe im Verfahren 

Im Europäischen Patentamt werden 
für die Durchführung der in diesem 
Übereinkommen vorgeschriebenen 
Verfahren gebildet: 

a) eine Eingangsstelle; 

b) Recherchenabteilungen; 

c) Prüfungsabteilungen; 

d) Einspruchsabteilungen; 

e) eine Rechtsabteilung; 

f) Beschwerdekammern; 

g) eine Große Beschwerdekammer. 

Artikel 16 
Eingangsstelle 

Die Eingangsstelle gehört zur 
Zweigstelle in Den Haag. Sie ist für 
die Eingangs- und Formalprüfung 
europäischer Patentanmeldungen bis 
zu dem Zeitpunkt zuständig, zu dem 
Prüfungsantrag gestellt worden ist 
oder der Anmelder nach Artikel 96 
Absatz 1 erklärt hat, daß er die An¬ 
meldung aufrechterhält. Außerdem ob¬ 
liegt ihr die Veröffentlichung der 
europäischen Patentanmeldungen und 
europäischen Recherchenberichte. 


Artikel 17 

Recherchenabteilungen 

Die Recherchenabteilungen gehören 
zur Zweigstelle in Den Haag. Sie sind 
für die Erstellung europäischer Re¬ 
cherchenberichte zuständig. 

Artikel 18 

Prüfungsabteilungen 

(1) Die Prüfungsabteilungen sind für 
die Prüfung europäischer Patentan¬ 
meldungen von dem Zeitpunkt an zu¬ 
ständig, von dem an die Eingangs¬ 
stelle nicht mehr zuständig ist. 

(2) Eine Prüfungsabteilung setzt 
sich aus drei technisch vorgebildeten 
Prüfern zusammen. Bis zum Erlaß der 
Entscheidung über die europäische 
Patentanmeldung wird jedoch in der 
Regel ein Prüfer der Prüfungsabtei¬ 
lung mit der Bearbeitung der Anmel¬ 
dung beauftragt. Die mündliche Ver¬ 
handlung findet vor der Prüfungsab- 


(a) the European Patent Bulletin; 

(b) the Official Journal of the Euro¬ 
pean Patent Office. 

(9) Entries in. the Register of 
European Patents shall be made in the 
three official languages of the Euro¬ 
pean Patent Office. In cases of doubt, 
the entry in the language of the 
proceedings shall be authentic. 


Article 15 

The departments charged 
with the procedure 

For implementing the procedures 
laid down in this Convention, there 
shall be set up within the European 
Patent Office: 

(a) a Receiving Section; 

(b) Search Divisions; 

(c) Examining Divisions; 

(d) Opposition Divisions; 

(e) a Legal Division; 

(f) Boards of Appeal; 

(g) an Enlarged Board of Appeal. 

Article 16 
Receiving Section 

The Receiving Section shall be in 
the branch at The Hague. It shall be 
responsible for the examination on 
filing and the examination as to formal 
requirements of each European patent 
application up to the time when a 
request for examination has been 
made or the applicant has indicated 
under Article 96, paragraph I, that he 
desires to proceed further with his 
application. It shall also be responsible 
for the publication of the European 
patent application and of the Euro¬ 
pean search report. 


Article 17 
Search Divisions 

The Search Divisions shall be in 
the branch at The Hague. They shall 
be responsible for drawing up Euro¬ 
pean search reports. 


Article 18 

Examining Divisions 

(1) An Examining Division shall be 
responsible for the examination of 
each European patent application from 
the time when the Receiving Section 
ceases to be responsible. 

(2) An Examining Division shall con- 
sist of three technical examiners. 
Nevertheless, the examination prior 
to a final decision shall, as a general 
rule, be entrusted to one member of 
the Division, Oral proceedings shall 
be before the Examining Division it- 
self. If the Examining Division con- 
siders that the nature of the decision 


a) le Bulletin europeen des brevets; 

b) le Journal officiel de l'Office euro¬ 
peen des brevets. 

(9) Les inscriptions au Regislre eu¬ 
ropeen des brevets sont effectuees 
dans les trois langues officielles de 
l'Office europeen des brevets. En cas 
de doute, l’inscription dans la langue 
de la procedure fait foi. 

Article 15 

Instances chargöes des procödures 

Pour lapplication des procedures 
prescrites par la presente Convention, 
il est institue ä l'Office europeen des 
brevets: 

a) une section de depöt; 

b) des divisions de la recherche; 

c) des divisions d'examen; 

d) des divisions d'opposition; 

e) une division juridique; 

f) des chambres de recours; 

g) une Grande Chambre de recours. 

Article 16 
Section de döpöt 

La section de depöt fait partie du 
departement de La Haye. Elle est com- 
petente pour examiner la demande de 
brevet europeen lors du depöt et 
quant ä certaines irregularites jus- 
qu'ä la Präsentation de la requete en 
examen ou jusqu'ä ce que le deman- 
deur ait declare, conformement ä l'ar- 
ticle 96, paragraphe 1, qu'il maintient 
sa demande. Elle est en outre chargee 
de publier la demande de brevet euro¬ 
peen et le rapport de recherche euro- 
peenne. 

Article 17 

Divisions de la recherche 

Les divisions de la recherche font 
partie du departement de La Haye. 
Elles sont competentes pour etablir 
les rapports de recherche europeenne. 

Article 18 
Divisions d'examen 

(1) Les divisions d'examen sont com¬ 
petentes pour examiner les demandes 
de brevet europeen ä compter du 
moment oü cesse la competence de la 
section de depöt. 

(2) Une division d'examen se com- 
pose de trois examinateurs techni- 
ciens. Toutefois, l'instruction de la 
demande est, en regle generale, con- 
fiee ä l’un des examinateurs de la 
division. La procedure orale est de la 
competence de la division d'examen 
elle-meme. Si eile estime que la na¬ 
ture de la decision l'exige, la division 
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teilung selbst statt. Hält es die Prü¬ 
fungsabteilung nach Art der Entschei¬ 
dung für erforderlich, so wird sie 
durch einen rechtskundigen Prüfer er¬ 
gänzt. Im Fall der Stimmengleichheit 
gibt die Stimme des Vorsitzenden der 
Prüfungsabteilung den Ausschlag. 

Artikel 19 

Einspruchsabteilungen 

(1) Die Einspruchsabteilungen sind 
für die Prüfung von Einsprüchen ge¬ 
gen europäische Patente zuständig. 

(2) Eine Einspruchsabteilung setzt 
sich aus drei technisch vorgebildeten 
Prüfern zusammen, von denen min¬ 
destens zwei in dem Verfahren zur 
Erteilung des europäischen Patents, 
gegen das sich der Einspruch richtet, 
nicht mitgewirkt haben dürfen. Ein 
Prüfer, der in dem Verfahren zur Er¬ 
teilung des europäischen Patents mit¬ 
gewirkt hat, kann nicht den Vorsitz 
führen. Bis zum Erlaß der Entschei¬ 
dung über den Einspruch kann die 
Einspruchsabteilung eines ihrer Mit¬ 
glieder mit der Bearbeitung des Ein¬ 
spruchs beauftragen. Die mündliche 
Verhandlung findet vor der Ein¬ 
spruchsabteilung selbst statt. Hält es 
die Einspruchsabteilung nach Art der 
Entscheidung für erforderlich, so wird 
sie durch einen rechtskundigen Prüfer 
ergänzt, der in dem Verfahren zur 
Erteilung des Patents nicht mitgewirkt 
haben darf. Im Fall der Stimmengleich¬ 
heit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
der Einspruchsabteilung den Aus¬ 
schlag. 

Artikel 20 
Rechtsabteil ung 

(1) Die Rechtsabteilung ist zuständig 
für Entscheidungen über Eintragungen 
und Löschungen von Angaben im 
europäischen Patentregister sowie für 
Entscheidungen über Eintragungen 
und Löschungen in der Liste der zu¬ 
gelassenen Vertreter. 

(2) Entscheidungen der Rechtsabtei¬ 
lung werden von einem rechtskundi¬ 
gen Mitglied getroffen. 


Artikel 21 

Beschwerdekammern 

(1) Die Beschwerdekammern sind 
für die Prüfung von Beschwerden ge¬ 
gen Entscheidungen der Eingangs¬ 
stelle, der Prüfungsabteilungen, der 
Einspruchsabteilungen und der Rechts¬ 
abteilung zuständig. 

(2) Bei Beschwerden gegen die Ent¬ 
scheidung der Eingangsstelle und der 
Rechtsabteilung setzt sich eine Be¬ 
schwerdekammer aus drei rechtskun¬ 
digen Mitgliedern zusammen. 


so requires, it shall be enlarged by 
the addilion of a legally qualified 
examiner. In the .event of parity of 
votes, the vote of the Chairman of 
the Division shall be decisive. 


Article 19 

Opposition Divisions 

(1) An Opposition Division shall be 
responsible for the examination of 
oppositions against any European 
patent. 

(2) An Opposition Division shall 
consist of three technical examiners, 
at least two of whom shall not have 
taken part in the proceedings for grant 
of the patent to which the Opposition 
relates. An examiner who has taken 
part in the proceedings for the grant 
of the European patent shall not be 
the Chairman. Prior to the taking of 
a final decision on the Opposition, the 
Opposition Division may entrüst the 
examination of the Opposition to one 
of its members. Oral proceedings shall 
be before the Opposition Division it- 
self. If the Opposition Division con- 
siders that the nature of the decision 
so requires, it shall be enlarged by 
the addition of a legally qualified 
examiner who shall not häve taken 
part in the proceedings for grant of 
the patent. In the event of parity of 
votes, the vote of the Chairman of 
the Division shall be decisive. 


Article 20 
Legal Division 

(1) The Legal Division shall be 
responsible for decisions in respect 
of entries in the Register of European 
Patents and in respect of registration 
on, and deletion from, the list of 
Professional representatives. 


(2) Decisions of the Legal Division 
shall be taken by one legally quali¬ 
fied member. 


Article 21 
Boards of Appeal 

(1) The Boards of Appeal shall be 
responsible for the examination of 
appeals from the decisions of the 
Receiving Section, Examining Divi¬ 
sions, Opposition Divisions and of the 
Legal Division. 

(2) For appeals from a decision of 
the Receiving Section or the Legal 
Division, a Board of Appeal shall con¬ 
sist of three legally qualified members. 


d'examen est complelee par un exa- 
minateur juriste. En cas de partage 
des voix, la voix du President de la 
division d'examen est preponderante. 


Article 19 

Divisions d'opposition 

(1) Les divisions d'opposition sont 
competentes pour examiner les opposi¬ 
tions aux brevets europ^ens. 

(2) Une division d'opposition se 
compose de trois examinateurs tech- 
niciens, dont deux au moins ne doi- 
vent pas avoir participe ä la proce- 
dure de delivrance du brevet qui est 
l'objet de l'opposition. Un examina- 
teur qui a particip6 ä la procedure de 
delivrance du brevet europeen ne 
peut assumer la pr£sidence. La divi¬ 
sion d'opposition peut confier ä l'un 
de ses membres l'instruction de l’op- 
position. La procödure orale est de la 
competence de la division d'opposi¬ 
tion elle-meme. Si eile estime que la 
nature de la decision l'exige, la divi¬ 
sion d'opposition est complötöe par un 
examinateur juriste qui ne doit pas 
avoir participö ä la procedure de de¬ 
livrance du brevet. En cas de partage 
des voix, la voix du President de la 
division d'opposition est preponde¬ 
rante. 


Article 20 
Division juridlque 

(1) La division juridique est com- 
petente pour toute decision relative, 
d'une part, aux mentions ä porter sur 
le Registre europeen des brevets, 
d autre pari, ä l'inscription sur la liste 
des mandataires agr£es et ä leur ra- 
diation de celle-ci. 

(2) Les decisions de la division juri¬ 
dique sont prises par un merabre 
juriste. 

Article 21 
Chambre de recours 

(1) Les chambres de recours sont 
competentes pour examiner les re¬ 
cours formes contre les decisions de 
la section de d6pöt, des divisions 
d’examen, des divisions d'opposition 
et de la division juridique. 

(2) Dans le cas d'un recours forme 
contre une decision de la section de 
depöt ou de la division juridique, la 
chambre de recours se compose de 
trois membres juristes. 
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(3) Bei Beschwerden gegen die Ent¬ 
scheidung einer Prüfungsabteilung 
setzt sich eine Beschwerdekammer 
zusammen aus. 

a) zwei technisch vorgebildeten Mit¬ 
gliedern und einem rechtskundigen 
Mitglied, wenn die Entscheidung 
die Zurückweisung einer europä¬ 
ischen Patentanmeldung oder die 
Erteilung eines europäischen Pa¬ 
tents betrifft und von einer aus 
weniger als vier Mitgliedern be¬ 
stehenden Prüfungsabteilung ge¬ 
faßt worden ist; 

b) drei technisch vorgebildeten Mit¬ 
gliedern und zwei rechtskundigen 
Mitgliedern, wenn die Entschei¬ 
dung von einer aus vier Mitglie¬ 
dern bestehenden Prüfungsabtei¬ 
lung gefaßt worden ist oder die 
Beschwerdekammer der Meinung 
ist, daß es die Art der Beschwerde 
erfordert; 

c) drei rechtskundigen Mitgliedern in 
allen anderen Fällen. 

(4) Bei Beschwerden gegen die Ent¬ 
scheidung einer Einsprudisabteilung 
setzt sich eine Beschwerdekammer 
zusammen aus: 

a) zwei technisch vorgebildeten Mit¬ 
gliedern und einem rechtskundigen 
Mitglied, wenn die Entscheidung 
von einer aus drei Mitgliedern be¬ 
stehenden Einspruchsabteilung ge¬ 
faßt worden ist; 

b) drei technisch vorgebildeten Mit¬ 
gliedern und zwei rechtskundigen 
Mitgliedern, wenn die Entschei¬ 
dung von einer aus vier Mitglie¬ 
dern bestehenden Einspruchsabtei¬ 
lung gefaßt worden ist oder die 
Beschwerdekammer der Meinung 
ist, daß es die Art der Beschwerde 
erfordert. 

Artikel 22 

Große Beschwerdekammer 

(1) Die Große Beschwerdekammer 
ist zuständig für: 

a) Entscheidungen über Rechtsfragen, 
die ihr von den Beschwerdekam- 

. mern vorgelegt werden; 

b) die Abgabe von Stellungnahmen 
zu Rechtsfragen, die ihr vom Prä¬ 
sidenten des Europäischen Patent¬ 
amts nach Artikel 112 vorgelegt 
werden. 

(2) Die Große Beschwerdekaramer 
beschließt in der Besetzung von fünf 
rechtskundigen Mitgliedern und zwei 
technisch vorgebildeten Mitgliedern. 
Ein rechtskundiges Mitglied führt den 
Vorsitz. 

Artikel 23 
Unabhängigkeit 
der Mitglieder der Kammern 

(1) Die Mitglieder der Großen Be¬ 
schwerdekammer und der Beschwer- 


(3) For appeals from a decision of 
an Examining Division, a Board of 
Appeal shall consist of: 

(a) lwo technically qualified members 
and one legally qualified member, 
when the decision concerns the 
refusal of a European patent ap- 
plication or the grant of a Euro¬ 
pean patent and was taken by an 
Examining Division consisting of 
less than four members; 


(b) three technically qualified mem¬ 
bers and two legally qualified 
members, when the decision was 
taken by an Examining Division 
consisting of four members or 
when the Board of Appeal con- 
siders that the nature of the appeal 
so requires; 

(c) three legally qualified members 
in all other cases. 

(4) For appeals from a decision of 
an Opposition Division, a Board of 
Appeal shall consist of: 

(a) two technically qualified members 
and one legally qualified member, 
when the decision was taken by 
an Opposition Division consisting 
of three members; 

(b) three technically qualified mem¬ 
bers and two legally qualified 
members, when the decision was 
taken by an Opposition Division 
consisting of four members or 
when the Board of Appeal con- 
siders that the nature of the ap¬ 
peal so requires. 

Article 22 

Enlarged Board of Appeal 

(1) The Enlarged Board of Appeal 
shall be responsible for: 

(a) deciding points of law referred to 
it by Boards of Appeal; 

(b) giving opinions on points of law 
referred to it by the President of 
the European Patent Office under 
the conditions laid down in Arti- 
cle 112. 

(2) For giving decisions or opinions, 
the Enlarged Board of Appeal shall 
consist of five legally qualified mem¬ 
bers and two technically qualified 
members. One of the legally qualified 
members shall be the Chairman. 

Article 23 

Independence of the members 
of the Boards 

(1) The members of the Enlarged 
Board of Appeal and of the Boards of 


(3) Dans le cas d un recours forme 
contre une decision d'une division 
d'examen, la chambre de recours se 
compose de: 

a) deux membres techniciens et un 
membre juriste lorsque la decision 
est relative au rejet d'une demande 
de brevet europeen ou ä la de- 
livrance d'un brevet europeen et 
qu'elle a ete prise par une division 
d'examen composee de moins de 
quatre membres; 


b) trois membres techniciens et deux 
membres juristes lorsque la deci¬ 
sion a ete prise par une division 
d'examen composee de quatre 
membres ou si la chambre de re¬ 
cours estime que la nature du 
recours l'exige; 


c) trois membres juristes dans les au- 
tres cas. 

(4) Dans le cas d'un recours forme 
contre une decision d'une division 
d'opposition, la chambre de recours se 
compose de: 

a) deux membres techniciens et un 
membre juriste lorsque la decision 
a et6 prise par une division d'op¬ 
position composee de trois mem¬ 
bres; 

b) trois membres techniciens et deux 
membres juristes lorsque la deci¬ 
sion a ete prise par une division 
d'opposition composee de quatre 
membres ou si la chambre de re¬ 
cours estime que la nature du re¬ 
cours l'exige. 

Article 22 

Grande Chambre de recours 

(1) La Grande Chambre de recours 
est competente pour: 

a) statuer sur les questions de droit 
qui lui sont soumises par les cham- 
bres de recours; 

b) donner des avis sur les questions 
de droit qui lui sont soumises par 
le President de l'Office europeen 
des brevets dans les conditions 
prevues ä l'article 112. 

(2) Pour statuer ou donner des avis, 
la Grande Chambre de recours se 
compose de cinq membres juristes et 
de deux membres techniciens. La pre- 
sidence est assuree par l un des mem¬ 
bres juristes. 

Article 23 

Ind£pendance des membres 
des chambres 

(1) Les membres de la Grande Cham¬ 
bre de recours et des chambres de 
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dekammern werden für einen Zeitraum 
von fünf Jahren ernannt und können 
während dieses Zeitraums ihrer Funk¬ 
tion nicht enthoben werden, es sei 
denn, daß schwerwiegende Gründe 
vorliegen und der Verwaltungsrat auf 
Vorschlag der Großen Beschwerde¬ 
kammer einen entsprechenden Be¬ 
schluß faßt. 

(2) Die Mitglieder der Kammern 
dürfen nicht der Eingangsstelle, den 
Prüfungsabteilungen, den Einspruchs¬ 
abteilungen oder der Rechtsabteilung 
angehören. 

(3) Die Mitglieder der Kammern 
sind für ihre Entscheidungen an Wei¬ 
sungen nicht gebunden und nur diesem 
Übereinkommen unterworfen. 

(4) Die Verfahrensordnungen der 
Beschwerdekammern und der Großen 
Beschwerdekammer werden nach 
Maßgabe der Ausführungsordnung er¬ 
lassen. Sie bedürfen der Genehmigung 
des Verwaltungsrats. 


Artikel 24 

Aussdiliefiung und Ablehnung 

(1) Die Mitglieder der Beschwerde¬ 
kammern und der Großen Beschwerde¬ 
kammer dürfen nicht an der Erledi¬ 
gung einer Sache mitwirken, an der 
sie ein persönliches Interesse haben, 
in der sie vorher als Vertreter eines 
Beteiligten tätig gewesen sind oder 
an deren abschließender Entscheidung 
in der Vorinstanz sie mitgewirkt ha¬ 
ben. 

(2) Glaubt ein Mitglied einer Be¬ 
schwerdekammer oder der Großen 
Beschwerdekammer aus einem der in 
Absatz 1 genannten Gründe oder aus 
einem sonstigen Grund an einem Ver¬ 
fahren nicht mitwirken zu können, 
so teilt es dies der Kammer mit. 

(3) Die Mitglieder der Beschwerde¬ 
kammern oder der Großen Beschwer¬ 
dekammer können von jedem Beteilig¬ 
ten aus einem der in Absatz 1 genann¬ 
ten Gründe oder wegen Besorgnis der 
Befangenheit abgelehnt werden. Die 
Ablehnung ist nicht zulässig, wenn 
der Beteiligte im Verfahren Anträge 
gestellt oder Stellungnahmen abgege¬ 
ben hat, obwohl er bereits den Ab¬ 
lehnungsgrund kannte. Die Ableh¬ 
nung kann nicht mit der Staatsange¬ 
hörigkeit der Mitglieder begründet 
werden. 

(4) Die Beschwerdekammern und 
die Große Beschwerdekammer ent¬ 
scheiden in den Fällen der Absätze 2 
und 3 ohne Mitwirkung des betroffe¬ 
nen Mitglieds. Bei dieser Entscheidung 
wird das abgelehnte Mitglied durch 
seinen Vertreter ersetzt. 


Appeal shall be appoinled for a term 
of live years and may not be removed 
from Office during this term, except 
if there are serious grounds for such 
removal and if the Administrative 
Council, on a proposal from the En- 
larged Board of Appeal, takes a deci- 
sion to this effect. 


(2) The members of the Boards may 
not be members of the Receiving 
Section, Examining Divisions, Opposi¬ 
tion Divisions or of the Legal Division. 


(3) In their decisions the members 
of the Boards shall not be bound by 
any instructions and shall comply 
only with the provisions of this Con¬ 
vention. 

(4) The Rules of Procedure of the 
Boards of Appeal and the Enlarged 
Board of Appeal shall be adopted in 
accordance with the provisions of the 
Implementing Regulations. They shall 
be subject to the approval of the 
Administrative Council. 


Artide 24 

Exclusion and objection 

(1J Members of the Boards of Appeal 
or of the Enlarged Board of Appeal 
may not take part in any appeal if 
they have any personal interest Hiere¬ 
in, if they have previously been in- 
volved as representatives of one of 
the parties, or if they participated in 
the decision under appeal. 


(2) If, for one of the reasons men- 
tioned in paragraph 1, or for any 
other reason, a member of a Board 
of Appeal or of the Enlarged Board of 
Appeal considers that he should not 
take part in any appeal, he shall in¬ 
form the Board accordingly. 

(3) Members of a Board of Appeal 
or of the Enlarged Board of Appeal 
may be objected to by any party for 
one of the reasons mentioned in para¬ 
graph 1, or if suspected of partiality. 
An objection shall not be admissible 
if, while being aware of a reason for 
objection, the party has taken a 
procedural step. No objection may be 
based upon the nationality of mem¬ 
bers. 


(4) The Boards of Appeal and the 
Enlarged Board of Appeal shall de- 
cide as to the action to be taken in 
the cases specified in paragraphs 2 
and 3 without the participation of the 
member concerned. For the purposes 
of taking this decision the member 
objected to shall be replaced by his 
alternate. 


recours sont nomines pour une Pe¬ 
riode de cinq ans et ne peuvent elre 
releves de leurs fonctions pendant 
cette periode, sauf pour motifs graves 
et si le Conseil d'administration, sur 
proposition de la Grande Chambre de 
recours, prend une decision ä cet ef- 
fet. 

(2) Les membres des chambres ne 
peuvent elre membres de la section 
de depöt, des divisions d examen, des 
divisions dopposition ou de la divi- 
sion juridique. 

(3) Dans leurs decisions, les mem¬ 
bres des chambres ne sont lies par 
aucune instruction et ne doivent se 
conformer qu'aux seules dispositions 
de la presente Convention. 

(4) Les reglements de procedure des 
chambres de recours et de la Grande 
Chambre de recours sont arretes con- 
formement aux dispositions du regie¬ 
ment d'execution. Ils sont soumis ä 
l’approbation du Conseil d'administra¬ 
tion. 

ArUcle 24 
Rlcusation 

(1) Les membres d'une chambre de 
recours et de la Grande Chambre de 
recours ne peuvent participer au re¬ 
giement d'une affaire s’ils y possedent 
un interet personnel, sils y sont 
anterieurement intervenus en qualite 
de representants de l une des parties 
ou s ils ont pris part ä la decision 
qui fait l objet du recours. 

(2) Si, pour l'une des raisons men- 
tionnees au paragraphe 1 ou pour tout 
autre motif, un membre d'une cham¬ 
bre de recours ou de la Grande 
Chambre de recours estime ne pas 
pouvoir participer au regiement d'une 
affaire, il en avertit la chambre. 

(3) Les membres d'une chambre de 
recours ou de la Grande Chambre de 
recours peuvent etre recuses par tou- 
te partie pour Tune des raisons men- 
tionnees au paragraphe 1 ou s’ils peu¬ 
vent etre soupconnes de partialite. La 
recusation n’est pas recevable lors- 
que la partie en cause a fait des actes 
de procedure, bien qu elle ait dejä eu 
connaissance du motif de recusation. 
Aucune recusation ne peut etre fon- 
dee sur la nationalite des membres. 


(4) Les chambres de recours et la 
Grande Chambre de recours statuent, 
dans les cas vises aux paragraphes 2 
et 3, sans la participation du membre 
interesse. Pour prendre cette decision, 
le membre recuse est remplace, au 
sein de la chambre, par son suppleant. 
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Artikel 25 

Technische Gutachten 

Auf Ersuchen des mit einer Ver- 
letzungs- oder Nichtigkeitsklage be¬ 
faßten zuständigen nationalen Gerichts 
ist das Europäische Patentamt ver¬ 
pflichtet, gegen eine angemessene Ge¬ 
bühr ein technisches Gutachten über 
das europäische Patent zu erstatten, 
das Gegenstand des Rechtsstreits ist. 
Für die Erstattung der Gutachten sind 
die Prüfungsabteilungen zuständig. 

Kapitel IV 
Der Verwaltungsrat 

Artikel 26 
Zusammensetzung 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus 
den Vertretern der Vertragsstaaten 
und deren Stellvertretern. Jeder Ver¬ 
tragsstaat ist berechtigt, einen Ver¬ 
treter und einen Stellvertreter für den 
Verwaltungsrat zu bestellen. 


(2) Die Mitglieder des Verwaltungs¬ 
rats können nach Maßgabe der Ge¬ 
schäftsordnung des Verwaltungsrats 
Berater oder Sachverständige hinzu¬ 
ziehen. 

Artikel 27 
Vorsitz 

(1) Der Verwaltungsrat wählt aus 
den Vertretern der Vertragsstaaten 
und deren Stellvertretern einen Präsi¬ 
denten und einen Vizepräsidenten. 
Der Vizepräsident tritt im Fall der 
Verhinderung des Präsidenten von 
Amts wegen an dessen Stelle. 

(2) Die Amtszeit des Präsidenten 
und des Vizepräsidenten beträgt drei 
Jahre. Wiederwahl ist zulässig. 

Artikel 28 

Präsidium 

(1) Beträgt die Zahl der Vertrags¬ 
staaten mindestens acht, so kann der 
Verwaltungsrat ein aus fünf seiner 
Mitglieder bestehendes Präsidium bil¬ 
den. 

(2) Der Präsident und der Vizeprä¬ 
sident des Verwaltungsrats sind von 
Amts wegen Mitglieder des Präsi¬ 
diums; die drei übrigen Mitglieder 
werden vom Verwaltungsrat gewählt. 

(3) Die Amtszeit der vom Verwal¬ 
tungsrat gewählten Präsidiumsmitglie¬ 
der beträgt drei Jahre. Die Wieder¬ 
wahl dieser Mitglieder ist nicht zu¬ 
lässig. 


Article 25 
Technical opinion 

At the request of the competent 
national court trying an infringement 
or revocation action, the European 
Patent Office shall be obliged, against 
payment of an appropriate fee, to give 
a technical opinion concerning the 
European patent which is the subject 
of the action. The Examining Divisions 
shall be responsible for the issue of 
such opinions. 


Chapter IV 

The Administrative Council 

Article 26 
Membership 

(1) The Administrative Council shall 
be composed of the Representatives 
and the altemate Representatives of 
the Contracting States. Each Contract¬ 
ing State shall be entitled to appoint 
one Representative and one altemate 
Representative to the Administrative 
Council. 

(2) The members of the Administra¬ 
tive Council may, subject to the pro- 
visions of its Rules of Procedure, be 
assisted by advisers or experts. 


Article 27 
Chairmanship 

(1) The Administrative Council shall 
elect a Chairman and a Deputy Chair¬ 
man from among the Representatives 
and altemate Representatives of the 
Contracting States. The Deputy Chair¬ 
man shall ex officio replace the Chair¬ 
man in the event of his being prevent- 
ed from attending to his duties. 

(2) The duration of the terms of 
Office of the Chairman and the Deputy 
Chairman shall be three years. The 
terms of Office shall be renewable. 


Article 28 
Board 

(1) When there are at least eight 
Contracting States, the Administrative 
Council may set up a Board composed 
of five of its members. 

(2) The Chairman and the Deputy 
Chairman of the Administrative Coun¬ 
cil shall be members of the Board 
ex officio; the other three members 
shall be elected by the Administrative 
Council. 

(3) The term of office of the mem¬ 
bers elected by the Administrative 
Council shall be three years. This 
term of office shall not be renewable. 


Article 25 
Avis technique 

A la requete du tribunal national 
competent saisi de l'action en contre- 
fagon ou en nullite, l’Office europeen 
des brevets est tenu de fournir, contre 
paiement d une redevance appropriee, 
un avis technique sur le brevet euro¬ 
peen en cause. Les divisions d’examen 
sont competentes pour la delivrance 
de ces avis. 


Chapitre IV 

Le Conseil d'administratlon 

Article 26 
Composltion 

(1) Le Conseil d'administration se 
compose des reprösentants des Etats 
contractants et de leurs suppleants. 
Chaque Etat contractant a le droit de 
designer un repräsentant au Conseil 
d'administration et un suppleant. 


(2) Les membres du Conseil d'ad¬ 
ministration peuvent se faire assister 
de conseillers ou d experts, dans les 
limites prevues par son regiement in- 
törieur. 

Article 27 
Prösidence 

(l) Le Conseil d'administration elit 
parmi les representants des Etats con¬ 
tractants et leurs suppleants un Pre¬ 
sident et un Vice-President. Le Vice- 
President remplace de droit le Presi¬ 
dent en cas d'erapechement. 


(2) La duree du mandat du President 
et du Vice-President est de trois ans. 
Ce mandat est renouvelable. 

Article 28 
Bureau 

(1) Le Conseil d'administration peut 
instituer un Bureau compose de cinq 
de ses membres, des lors que le nom- 
bre des Etats contractants est de huit 
au minimum. 

(2) Le President et le Vice-President 
du Conseil d'administration sont de 
droit membres du Bureau; les trois 
autres membres sont elus par le Con¬ 
seil d'administration. 

(3) La duree du mandat des mem¬ 
bres elus par le Conseil d’administra- 
tion est de trois ans. Ce mandat n'est 
pas renouvelable. 
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(4) Das Präsidium nimmt die Auf¬ 
gaben wahr, die ihm der Verwaltungs¬ 
rat nach Maßgabe der Geschäftsord¬ 
nung zuweist. 

Artikel 29 

Tagungen 

(1) Der Verwaltungsrat wird von 
seinem Präsidenten einberufen. 

(2) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts nimmt an den Beratungen 
teil. 

(3) Der Verwaltungsrat hält jährlich 
eine ordentliche Tagung ab; außer¬ 
dem tritt er auf Veranlassung seines 
Präsidenten oder auf Antrag eines 
Drittels der Vertragsstaaten zusam¬ 
men. 

(4) Der Verwaltungsrat berät auf 
Grund einer Tagesordnung nach Maß¬ 
gabe seiner Geschäftsordnung. 

(5) Jede Frage, die auf Antrag eines 
Vertragsstaats nach Maßgabe der Ge¬ 
schäftsordnung auf die Tagesordnung 
gesetzt werden soll, wird in die vor¬ 
läufige Tagesordnung aufgenommen. 

Artikel 30 

Teilnahme von Beobachtern 

(1) Die Weltorganisation für geisti¬ 
ges Eigentum ist auf den Tagungen 
des Verwaltungsrats nach Maßgabe 
eines Abkommens vertreten, das die 
Europäische Patentorganisation mit 
der Weltorganisation für geistiges 
Eigentum schließt. 

(2) Andere zwischenstaatliche Orga¬ 
nisationen, die mit der Durchführung 
internationaler patentrechtlicher Ver¬ 
fahren beauftragt sind und mit denen 
die Organisation ein Abkommen ge¬ 
schlossen hat, sind, wenn dieses Ab¬ 
kommen entsprechende Vorschriften 
enthält, nach Maßgabe dieser Vor¬ 
schriften auf den Tagungen des Ver¬ 
waltungsrats vertreten. 

(3) Alle anderen zwischenstaatlichen 
und nichtstaatlichen internationalen 
Organisationen, die eine die Organi¬ 
sation betreffende Tätigkeit ausüben, 
können vom Verwaltungsrat eingela¬ 
den werden, sich auf seinen Tagungen 
bei der Erörterung von Fragen, die 
von gemeinsamem Interesse sind, ver¬ 
treten zu lassen. 

Artikel 31 

Sprachen des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat bedient sich 
bei seinen Beratungen der deutschen, 
englischen und französischen Sprache. 


(4) The Board shall perform the 
duties given to it by the Administra¬ 
tive Council in accordance with the 
Rules of Procedure. 

Article 29 
Meetings 

(1) Meetings of the Administrative 
Council shall be convened by its 
Chairman. 

(2) The President of the European 
Patent Office shall take part in the 
deliberations of the Administrative 
Council. 

(3) The Administrative Council shall 
hold an ordinary meeting once each 
year. In addition, it shall meet on the 
initiative of its Chairman or at the 
request of one-third of the Contract¬ 
ing States. 

(4) The deliberations of the Ad¬ 
ministrative Council shall be based on 
an agenda, and shall be held in ac¬ 
cordance with its Rules of Procedure. 

(5) The provisional agenda shall 
contain any question whose inclusion 
is requested by any Contracting State 
in accordance with the Rules of 
Procedure. 


Article 30 

Attendance of observers 

(1) The World Intellectual Property 
Organization shall be represented at 
the meetings of the Administrative 
Council, in accordance with the pro- 
visions of an agreement to be con- 
cluded between the European Patent 
Organisation and the World Intellec¬ 
tual Property Organization. 

(2) Any other inter-governmental 
Organisation charged with the imple- 
mentation of international procedures 
in the field of patents with which the 
Organisation has concluded an agree¬ 
ment shall be represented at the meet¬ 
ings of the Administrative Council, 
in accordance with any provisions 
contained in such agreement. 


(3) Any other inter-governmental 
and international non-governmental 
organisations exercising an activity 
of interest to the Organisation may 
be invited by the Administrative 
Council to arrange to be represented 
at its meetings during any discussion 
of matters of mutual interest. 


Article 31 
Languages 

of the Administrative Council 

(1) The languages in use in the 
deliberations of the Administrative 
Council shall be English, French and 
German. 


(4) Le Bureau assume Lexecution 
des täches que le Conseil d adminis- 
tration lui confie dans le cadre du 
regiement interieur. 

Article 29 
Sessions 

(1) Le Conseil d’administration se 
reunit sur convocation de son Presi¬ 
dent. 

(2) Le President de l'Office euro- 
peen des brevets prend part aux deli¬ 
berations. 

(3) Le Conseil d’administration tient 
une session ordinaire une fois par an; 
en outre, il se reunit ä l’initiative de 
son President ou ä la demande du 
tiers des Etats contractants. 

(4) Le Conseil d’administration deli- 
bere sur un ordre du jour dötermine, 
conformement ä son regiement Inte¬ 
rieur. 

(5) Toute question dont l’inscription 
est demandee par un Etat contractant 
dans les conditions prövues par le 
regiement interieur est inscrite ä Tor* 
dre du jour provisoire. 

Article 30 

Participation d'observateurs 

(1) ^Organisation Mondiale de la 
Propriöte Intellectuelle est represen- 
tee aux sessions du Conseil d’admi¬ 
nistration, conformöment aux disposi- 
tions d un accord ä conclure entre 
l’Organisation europeenne des brevets 
et LOrganisation Mondiale de la Pro- 
priete Intellectuelle. 

(2) D autres organisations intergou- 
vernementales, qui sont chargees de 
la mise en oeuvre de procedures inter¬ 
nationales dans le domaine des bre¬ 
vets avec lesquelles LOrganisation a 
conclu un accord, sont repr£sentees 
aux sessions du Conseil d’administra- 
tion, conformöment aux dispositions 
figurant eventuellement ä cet effet 
dans ledit accord. 

(3) Toute autre Organisation inter- 
gouvernementale ou internationale 
non gouvernementale exergant une 
activite interessant LOrganisation peut 
etre invitee par le Conseil d'adminis- 
tration ä se faire representer ä ses 
sessions lors de toute discussion de 
questions d inieret commun. 


Article 31 

Langues du Conseil d’administration 

(1) Les langues utilisees dans les 
deliberations du Conseil d’administra¬ 
tion sont l’allemand, Langlais et le 
francais. 
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(2) Die dem Verwaltungsrat unter¬ 
breiteten Dokumente und die Proto¬ 
kolle über seine Beratungen werden 
in den drei in Absatz 1 genannten 
Sprachen erstellt. 

Artikel 32 

Personal, Räumlichkeiten 
und Ausstattung 

Das Europäische Patentamt stellt 
dem Verwaltungsrat sowie den vom 
Verwaltungsrat eingesetzten Aus¬ 
schüssen das Personal, die Räumlich¬ 
keiten und die Ausstattung zur Ver¬ 
fügung, die sie zur Durchführung ihrer 
Aufgaben benötigen. 

Artikel 33 

Befugnisse des Verwaltungsrats 
ln bestimmten Fällen 

(1) Der Verwaltungsrat ist befugt, 
folgende Vorschriften zu ändern: 


a) die Dauer der in diesem Überein¬ 
kommen festgesetzten Fristen; dies 
gilt für die in Artikel 94 genannte 
Frist nur unter den in Artikel 95 
festgelegten Voraussetzungen; 


b) die Ausführungsordnung. 

(2) Der Verwaltungsrat ist befugt, 
in Übereinstimmung mit diesem Über¬ 
einkommen folgende Vorschriften zu 
erlassen und zu ändern: 

a) die Finanzordnung; 

b) das Statut der Beamten und die 
Beschäftigungsbedingungen für die 
sonstigen Bediensteten des Euro¬ 
päischen Patentamts, ihre Besol¬ 
dung sowie die Art der zusätzli¬ 
chen Vergütung und die Verfah- 
rensrichtlinien für deren Gewäh¬ 
rung f 

c) die Versorgungsordnung und Er¬ 
höhungen der Versorgungsbezüge 
entsprechend einer Erhöhung der 
Dienstbezüge; 

d) die Gebührenordnung; 

e) seine Geschäftsordnung. 

(3) Der Verwaltungsrat ist befugt 
zu beschließen, daß abweichend von 
Artikel 18 Absatz 2 die Prüfungsab¬ 
teilungen für bestimmte Gruppen von 
Fällen aus einem technisch vorgebil¬ 
deten Prüfer bestehen, wenn die Er¬ 
fahrung dies rechtfertigt. Dieser Be¬ 
schluß kann rückgängig gemacht wer¬ 
den. 

(4) Der Verwaltungsrat ist befugt, 
den Präsidenten des Europäischen Pa¬ 
tentamts zu ermächtigen, Verhandlun¬ 
gen über den Abschluß von Abkom- 


(2) Documenls submiüed to the 
Administrative Council, and the 
minutes of its deliberations, shall be 
drawn up in the three languages men- 
tioned in paragraph 1. 

Article 32 

Staff, premises and equipment 

The European Patent Office shall 
place at the disposal of the Adminis¬ 
trative Council and any body estab- 
lished by it such staff, premises and 
equipment as may be necessary for 
the performance of their duties. 

Article 33 

Competence of the Administrative 
Council in certain cases 

(1) The Administrative Council shall 
be competent to amend the following 
provisions of this Convention: 

(a) the time limits laid down in this 
Convention; this shall apply to 
the time limit laid down in Arti¬ 
cle 94 only in the conditions laid 
down in Article 95; 

(b) the Implementing Regulations. 

(2) The Administrative Council shall 
be competent, in conformity with this 
Convention, to adopt or amend the 
following provisions: 

(a) the Financial Regulations; 

(b) the Service Regulations for 
permanent employees and the 
conditions of employment of other 
employees of the European Patent 
Office, the salary scales of the 
said permanent and other em¬ 
ployees, and also the nature, and 
rules for the grant, of any sup- 
plementary benefits; 

(c) the Pension Scheine Regulations 
and any appropriate increases in 
existing pensions to correspond to 
increases in salaries; 

(d) the Rules relating to Fees,- 

(e) its Rules of Procedure. 

(3) Notwithstanding Article 18, para¬ 
graph 2, the Administrative Council 
shall be competent to decide, in the 
light of experience, that in certain 
categories of cases Examining Divi- 
sions shall consist of one technical 
examiner. Such decision may be re- 
scinded. 

(4) The Administrative Council shall 
be competent to authorise the Presi¬ 
dent of the European Patent Office to 
negotiate and, with its approval, to 


(2) Les documenls soumis au Con¬ 
seil d'administralion et les proces- 
verbaux de ses deliberations sont 
etablis dans les trois langues visees 
au paragraphe 1. 

Article 32 

Personnel, locaux et materiel 

L'Office europeen des brevets met 
ä la disposition du Conseil d'adminis- 
tration et des comites que celui-ci a 
institues le personnel, les locaux et 
les moyens materiels necessaires ä 
l'accomplissement de leur mission. 


Article 33 

Compölence du Conseil 
d'administratlon dans certains cas 

(1) Le Conseil d'administratlon a 
competence pour modifier les disposi- 
tions de la presente convention enu- 
merees ci-apres: 

a) les articles de la presente conven¬ 
tion dans la mesure oü ils fixent 
la duree d un delai, cette disposi¬ 
tion n'etant applicable au dälai 
vise ä 1*article 94 que s'il est satis- 
fait aux conditions prevues ä l'ar- 
ticle 95; 

b) les dispositions du regiement 
dexecution. 

(2) Le Conseil d'administration a 
competence, conformement aux ter- 
mes de la präsente convention, pour 
arreter et modifier: 

a) le regiement financier; 

b) le Statut des fonctionnaires et le 
regime applicable aux autres 
agents de lOffice europeen des 
brevets, le bareme de Ieurs re- 
munerations ainsi que la nature et 
les regles d'octroi des avantages 
accessoires; 


c) le regiement des pensions et toute 
augmentation des pensions exis- 
tantes correspondant aux releve- 
ments des traitements; 

d) le regiement relatif aux taxes; 

e) son regiement Interieur. 

(3) Nonobstant les dispositions de 
l article 18, paragraphe 2, !e Conseil 
d'administration a competence pour 
decider, si l'experience le justifie, que, 
dans certaines categories de cas, les 
divisions d examen se composent d un 
seul examinateur technicien. Cette de¬ 
cision peut etre rapportee. 

(4) Le Conseil d'administration a 
competence pour autoriser le Presi¬ 
dent de l’Office europeen des brevets 
ä negocier et, sous reserve de son 
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men mit Staaten oder zwischenstaat¬ 
lichen Organisationen sowie mit Do¬ 
kumentationszentren, die auf Grund 
von Vereinbarungen mit solchen Or¬ 
ganisationen errichtet worden sind, 
zu führen und diese Abkommen mit 
Genehmigung des Verwaltungsrats für 
die Europäische Patentorganisation zu 
schließen. 

Artikel 34 

Stimmrecht 

(t) Stimmberechtigt im Verwal¬ 
tungsrat sind nur die Vertragsstaaten. 

(2) Jeder Vertragsstaat verfügt über 
eine Stimme, soweit nicht Artikel 36 
anzuwenden ist. 

Artikel 35 
Abstimmungen 

(1) Der Verwaltungsrat faßt seine 
Beschlüsse vorbehaltlich Absatz 2 mit 
der einfachen Mehrheit der vertrete¬ 
nen Vertragsstaaten, die eine Stimme 
abgeben. 

(2) Dreiviertelmehrheit der vertrete¬ 
nen Vertragsstaaten, die eine Stimme 
abgeben, ist für die Beschlüsse erfor¬ 
derlich, zu denen der Verwaltungsrat 
nach den Artikeln 7, 11 Absatz 1, 33, 
39 Absatz 1, 40 Absätze 2 und 4, 46, 
87, 95, 134, 151 Absatz 3, 154 Absatz 2, 
155 Absatz 2, 156, 157 Absätze 2 bis 4, 
160 Absatz 1 Satz 2, 162, 163, 166, 167 
und 172 befugt ist. 


(3) Stimmenthaltung gilt nicht als 
Stimmabgabe. 

Artikel 36 
Stimmenwägung 

(1) Jeder Vertragsstaat kann für die 
Annahme und Änderung der Gebüh¬ 
renordnung sowie, falls dadurch die 
finanzielle Belastung der Vertrags¬ 
staaten vergrößert wird, für die Fest¬ 
stellung des Haushaltsplans und eines 
Berichtigungs- oder Nachtragshaus- 
haltsplans der Organisation nach einer 
ersten Abstimmung, in der jeder Ver¬ 
tragsstaat über eine Stimme verfügt, 
unabhängig vom Ausgang der Ab¬ 
stimmung verlangen, daß unverzüglich 
eine zweite Abstimmung vorgenom¬ 
men wird, in der die Stimmen nach 
Absatz 2 gewogen werden. Diese 
zweite Abstimmung ist für den Be¬ 
schluß maßgebend. 

(2) Die Zahl der Stimmen, über die 
jeder Vertragsstaat in der neuen Ab¬ 
stimmung verfügt, errechnet sich wie 
folgt: 

a) Die sich für jeden Vertragsstaat 
ergebende Prozentzahl des in Arti- 


conclude agveemenls on behalf of the 
European Patent Organisation with 
States, with inter-governmental 
organisations and with documentation 
centres set up by virtue of agree- 
ments with such Organisation. 


Article 34 
Voting rights 

(1) The right to vote in the Ad¬ 
ministrative Council shall be restrict- 
ed to the Contracting States. 

(2) Each Contracting State shall 
have one vote, subject to the ap- 
plication of the provisions of Arti¬ 
cle 36. 

Article 35 
Voting rules 

(1) The Administrative Council shall 
take its decisions other than those 
referred to in paragraph 2 by a simple 
majority of the Contracting States 
represented and voting. 

(2) A majority of three-quarters of 
the votes of the Contracting States 
represented and voting shall be re- 
quired for the decisions which the 
Administrative Council is empowered 
to take under Article 7, Article 11, 
paragraph 1, Article 33, Article 39, 
paragraph 1, Article 40, paragraphs 2 
and 4, Article 46, Article 87, Article 95, 
Article 134, Article 151, paragraph 3, 
Article 154, paragraph 2, Article 155, 
paragraph 2, Article 156, Article 157, 
paragraphs 2 to 4, Article 160, para¬ 
graph 1, second sentence, Article 162, 
Article 163, Article 166, Article 167 
and Article 172. 

(3) Abstentions shail not be con- 
sidered as votes. 

Article 36 
Weighting of votes 

(1) In respect of the adoption or 
amendment of the Rules relating to 
Fees and, if the financial contribution 
to be made by the Contracting States 
would thereby be increased, the 
adoption of the budget of the Organi¬ 
sation and of any amending or sup- 
plementary budget, any Contracting 
State may require, following a first 
bailot in which each Contracting 
State shall have one vote, and what- 
ever the result of this bailot, that a 
second ballot be taken immediately, 
in which votes shall be given to the 
States in accordance with paragraph 2. 
The decision shall be determined by 
the result of this second ballot. 

(2) The number of votes that each 
Contracting State shall have in the 
second ballot shall be calculated as 
follows: 

(a) the percentage obtained for each 
Contracting State in respect of the 


approbation, ä conclure, au nom de 
l'Organisation europeenne des bre- 
vets, des accords avec des Etats ou 
des organisations intergouvernemen- 
tales ainsi qu'avec des centres de do¬ 
cumentation crees en vertu d'accords 
conclus avec ces organisations. 

Article 34 
Droit de vote 

(1) Les Etats contractants ont seuls 
droit de vote au Conseil d’administra- 
tion. 

(2) Chaque Etat contractant dispose 
d'une voix, sous reserve de l'applica- 
tion des dispositions de l’article 36. 

Articles 35 
Votes 

(1) Sous reserve des dispositions du 
paragraphe 2, le Conseil d'administra- 
tion prend ses decisions ä la majorite 
simple des Etats contractants repre- 
sentes et votants. 

(2) Requierent la majorite des trois- 
quarts des Etats contractants repre- 
sentös et votants, les döcisions que le 
Conseil d’administration est Compu¬ 
tern pour prendre en vertu des arti¬ 
cles 7, 11 paragraphe I, 33, 39 para¬ 
graphe 1, 40 paragraphes 2 et 4, 46, 
87, 95, 134, 151 paragraphe 3, 154 para¬ 
graphe 2, 155 paragraphe 2, 156, 157 
paragraphes 2 ä 4, 160 paragraphe 1 
deuxieme phrase, 162, 163, 166, 167 
et 172. 


(3) Labstention n’est pas consideree 
comme un vote. 

Article 36 

Pondäration des voix 

(1) Pour 1'adoption et la modifica- 
tion du regiement relatif aux taxes 
ainsi que, si la Charge financiere des 
Etats contractants s’en trouve accrue, 
pour 1‘adoption du budget de l'Orga- 
nisation et des budgets modificatifs 
ou additionnels, tout Etat contractant 
peut exiger, apres un premier scrutin 
dans lequel chaque Etat contractant 
dispose d'une voix et quel que soit 
le resultat de ce scrutin, qu'il soit 
procede imraediatement ä un second 
scrutin dans lequel les voix sont pon- 
derees conformement aux dispositions 
du paragraphe 2. La decision resulte 
de ce second scrutin. 

(2) Le nombre de voix dont chaque 
Etat contractant dispose dans le nou¬ 
veau scrutin se calcule comme suit: 

a) le nombre correspondant au pour- 
centage qui resulte pour chaque 
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kel 40 Absätze 3 und 4 vorgesehe¬ 
nen Aufbringungsschlüssels für die 
besonderen Finanzbeiträge wird 
mit der Zahl der Vertragsstaaten 
multipliziert und durch fünf divi¬ 
diert. 

b) Die so errechnete Stimmenzahl 
wird auf eine ganze Zahl aufge¬ 
rundet. 

c) Dieser Stimmenzahl werden fünf 
weitere Stimmen hinzugezählt. 

d) Die Zahl der Stimmen eines Ver¬ 
tragsstaats beträgt jedoch höch¬ 
stens 30. 

Kapitel V 
Finanzvorsdiriften 

Artikel 37 

Deckung der Ausgaben 

Die Ausgaben der Organisation wer¬ 
den gedeckt: 

a) durch eigene Mittel der Organisa¬ 
tion; 

b) durch Zahlungen der Vertragsstaa¬ 
ten auf Grund der für die Aufrecht- 
erhaltung der europäischen Patente 
in diesen Staaten erhobenen Ge¬ 
bühren; 

c) erforderlichenfalls durch besondere 
Finanzbeiträge der Vertragsstaa¬ 
ten; 

d) gegebenenfalls durch die in Arti¬ 
kel 146 vorgesehenen Einnahmen. 

Artikel 38 

Eigene Mittel der Organisation 

Eigene Mittel der Organisation sind 
das Aufkommen an Gebühren, die in 
diesem Übereinkommen vorgesehen 
sind, sowie alle sonstigen Einnahmen. 


Artikel 39 

Zählungen der Vertragsstaaten auf 
Grund der für die Aufrechterhaltung 
der europäischen Patente erhobenen 
Gebühren 

(1) Jeder Vertragsstaat zahlt an die 
Organisation für jedes in diesem Staat 
aufrechterhaltene europäische Patent 
einen Betrag in Höhe eines vom Ver¬ 
waltungsrat festzusetzenden Anteils 
an der Jahresgebühr, der 75 Vo nicht 
übersteigen darf und für alle Ver¬ 
tragsstaaten gleich ist. Liegt der Be¬ 
trag unter einem vom Verwaltungsrat 
festgesetzten einheitlichen Mindestbe¬ 
trag, so hat der betreffende Vertrags¬ 
staat der Organisation diesen Mindest¬ 
betrag zu zahlen. 


12) Jeder Vertragsstaat teilt der Or¬ 
ganisation alle Angaben mit, die der 


scale for the special financial con- 
tributions, pursuant to Article 40, 
paragraphs 3 and 4, shall be 
mulliplied by the number of Con¬ 
tracting States and divided by 
five; 

(b) the number of votes thus given 
shall be rounded upwards to the 
next higher whole number; 

(c) five additional votes shall be add- 
ed to this number; 

(d) nevertheless no Contracting State 
shall have more than 30 votes. 

Chapter V 
Financial provisions 

Article 37 

Cover for expenditure 

The expenditure of the Organisation 
shall be covered: 

(a) by the Organisation's own re- 
sources; 

(b) by payments made by the Con¬ 
tracting States in respect of 
renewal fees for European patents 
levied in these States; 

(c) where necessary, by special 
financial contributions made by 
the Contracting States; 

(d) where appropriate, by the revenue 
provided for in Article 146. 

Article 38 

The Organisation's own resources 

The Organisation's own resources 
shall be the yield from the fees laid 
down in this Convention, and also all 
receipts, whatever their nature. 


Article 39 

Payments by the Contracting States 
in respect of renewal fees for Euro¬ 
pean patents 

(1) Each Contracting State shall pay 
to the Organisation in respect of each 
renewal fee received for a European 
patent in that State an amount equal 
to a Proportion of that fee, to be 
fixed by the Administrative Council; 
the Proportion shall not exceed 75 per 
cent and shall be the same for all 
Contracting States. However, if the 
said proportion corresponds to an 
amount which is less than a uniform 
minimum amount fixed by the Ad¬ 
ministrative Council, the Contracting 
State shall pay that minimum to the 
Organisation. 

(2) Each Contracting State shall 
communicate to the Organisation such 


Etat contractant de la cle de re- 
partition des contributions finan- 
cieres exceplionnelles prevue ä 
l'article 40, paragraphes 3 et 4, est 
multiplie par le nombre d'Etats 
contractants et divise par cinq; 

b) le nombre de voix ainsi calcule est 
arrondi au nombre entier supe- 
rieur; 

c) ä ce nombre de voix sajoutent 
cinq voix supplementaires; 

d) toutefois, aucun Etat contractant 
ne peut disposer de plus de trente 
voix. 

Chapitre V 

Disposilions financi&res 

Article 37 

Couverture des d£penses 

Les depenses de l'Organisation sont 
couvertes: 

a) par les ressources propres de l'Or¬ 
ganisation; 

b) par les versements des Etats con¬ 
tractants au titre des taxes de 
maintien en vigueur des brevets 
europeens pergues dans ces Etats; 

c) öventuellement, par des contribu¬ 
tions financieres exceplionnelles 
des Etats contractants; et 

d) le cas echeant, par les recettes pre- 
vues ä l'article 146. 

Article 38 

Ressources propres de l'Organisation 

Les ressources propres de l'Organi- 
sation sont constituees par le produit 
des taxes prevues dans la presente 
Convention ainsi que par les autres 
recettes de toute nature. 


Article 39 

Versements des Etats contractants 
au titre des taxes de maintien 

en vigueur des brevets europeens 

(1) Chaque Etat contractant verse 
ä ['Organisation au titre de chaque 
taxe percue pour le maintien en vi¬ 
gueur d’un brevet europeen dans cet 
Etat, une somme dont le montant 
correspond ä un pourcentage de cette 
taxe, ä fixer par le Conseil d'adminis- 
tration, qui ne peut exceder 75°/o et 
est uniforme pour tous les Etats con¬ 
tractants. Si ledit pourcentage corres¬ 
pond ä un montant inferieur au mini¬ 
mum uniforme fixe par le Conseil 
d'administration, l'Etat contractant 
verse ce minimum ä l'Organisation. 

(2) Chaque Etat contractant com- 
munique ä l'Organisation tous les eie- 
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Verwaltungsrat für die Feststellung 
der Höhe dieser Zahlungen für not¬ 
wendig erachtet. 

(3) Die Fälligkeit der Zahlungen 
wird vom Verwaltungsrat festgelegt. 

(4) Sind die genannten Zahlungen 
nicht fristgerecht in voller Höhe ge¬ 
leistet worden, so hat der Vertrags¬ 
staat den ausstehenden Betrag vom 
Fälligkeitstag an zu verzinsen. 

Artikel 40 

Bemessung der Gebühren und Anteile 
— besondere Finanzbeiträge 

(1) Die Höhe der Gebühren nach 
Artikel 38 und der Anteil nach Arti¬ 
kel 39 sind so zu bemessen, daß die 
Einnahmen hieraus den Ausgleich des 
Haushalts der Organisation gewähr¬ 
leisten. 

(2) Ist die Organisation jedoch nicht 
in der Lage, den Haushaltsplan nach 
Maßgabe des Absatzes 1 auszuglei¬ 
chen, so zahlen die Vertragsstaaten 
der Organisation besondere Finanz¬ 
beiträge, deren Höhe der Verwal¬ 
tungsrat für das betreffende Haus¬ 
haltsjahr festsetzt. 

(3) Die besonderen Finanzbeiträge 
werden für jeden Vertragsstaat auf 
der Grundlage der Anzahl der Patent¬ 
anmeldungen des vorletzten Jahrs 
vor dem Inkrafttreten dieses Über¬ 
einkommens nach folgendem Auf¬ 
bringungsschlüssel festgelegt: 


a) zur Hälfte im Verhältnis der Zahl 
der in dem jeweiligen Vertrags¬ 
staat eingereichten Patentanmel¬ 
dungen; 

b) zur Hälfte im Verhältnis der 
zweithöchsten Zahl von Patentan¬ 
meldungen, die von natürlichen 
oder juristischen Personen mit 
Wohnsitz oder Sitz in dem jeweili¬ 
gen Vertragsstaat in den anderen 
Vertragsstaaten eingereicht wor¬ 
den sind. 


Die Beträge, die von den Staaten 
zu tragen sind, in denen mehr als 
25 000 Patentanmeldungen eingereicht 
worden sind, werden jedoch zusam¬ 
mengefaßt und erneut im Verhältnis 
der Gesamtzahl der in diesen Staaten 
eingereichten Patentanmeldungen auf¬ 
geteilt. 

(4) Kann für einen Vertragsstaat 
ein Beteiligungssatz nicht nach Ab¬ 
satz 3 ermittelt werden, so legt ihn 
der Verwaltungsrat im Einvernehmen 
mit diesem Staat fest. 


Information as the Administrative 
Council considers to be necessary to 
determine the amount of its payments. 

(3) The due dates for these pay¬ 
ments shali be determined by the 
Administrative Council. 

(4) If a payment is not remitted 
fully by the due date, the Contracting 
State shali pay interest from the due 
date on the amount remaining un- 
paid. 

Articie 40 

Level of fees and payments — 
Special financial contributions 

(1) The amounts of the fees referred 
to under Articie 38 and the Proportion 
referred to under Articie 39 shali be 
fixed at such a level as to ensure 
that the revenue in respect thereof 
is sufficient for the budget of the 
Organisation to be balanced. 

(2) However, if the Organisation is 
unable to balance its budget under 
the conditions laid down in Para¬ 
graph 1, the Contracting States shali 
remit to the Organisation special 
financial contributions, the amount of 
which shali be determined by the 
Administrative Council for the ac- 
counting period in question. 

(3) These special financial contribu¬ 
tions shali be determined in respect 
of any Contracting State on the basis 
of the number of patent applications 
filed in the last year but one prior to 
that of entry into force of this Con¬ 
vention, and calculated in the follow- 
ing manner: 

(a) one half in proportion to the 
number of patent applications 
filed in that Contracting State; 

(b) one half in proportion to the 
second highest number of patent 
applications filed in the other Con¬ 
tracting States by natural or legal 
persons having their residence or 
Principal place of business in that 
Contracting State. 


However, the amounts to be con- 
tributed by States in which the num¬ 
ber of patent applications filed ex- 
ceeds 25,000 shali then be taken as a 
whole and a new scale drawn up 
determined in proportion to the total 
number of patent applications filed 
in these States. 

(4) Where, in respect of any Con¬ 
tracting State, its scale position cannot 
be established in accordance with 
Paragraph 3, the Administrative Coun¬ 
cil shali, with the consent of that 
State, decide its scale position. 


ments juges necessaires par le Con¬ 
seil d'administration pour determiner 
le montant de ces versements. 

(3) La date ä laquelle les versements 
doivent etre effectues est fixee par le 
Conseil d'administration. 

(4) Si un versement n’est pas inte- 
gralement effectue ä la date fixee, 
l'Etat contractant est redevable, ä 
compter de cette date, d'un interet 
sur le montant impaye. 

Articie 40 

Niveau des taxes et des versements 
— Contributions financi&res 
exceptionnelles 

(1) Le montant des taxes et le pour- 
centage, vises respectivement aux ar- 
ticles 38 et 39, doivent etre determi- 
nes de maniere que les recettes cor- 
respondantes permettent d'assurer 
l’equilibre du budget de l'Organisa- 
tion. 

(2) Toutefois, lorsque l’Organisation 
se trouve dans l'impossibilite de reali- 
ser l’equilibre du budget dans les con¬ 
ditions prevues au paragraphe 1, les 
Etats contractants versent ä l'Organi- 
sation des contributions financieres 
exceptionnelles, dont le montant est 
fixe par le Conseil d'administration 
pour lexercice budgetaire considere. 

(3) Les contributions financieres ex¬ 
ceptionnelles sont determinöes pour 
chacun des Etats contractants par rä- 
f6rence au nombre des demandes de 
brevet deposees au cours de l'avant- 
derniere annee precedant celle de 
l'entröe en vigueur de la presente 
convention et selon la cle de reparti- 
tion ci-apres: 

a) pour moitie, proportionnellement 
au nombre des demandes de brevet 
deposees dans l'Etat contractant 
concerne; 

b) pour moitie, proportionnellement 
au nombre des demandes de brevet 
döposees par les personnes physi- 
ques et morales ayant leur domi- 
cile ou leur siege sur le territoire 
de cet Etat dans celui des autres 
Etats contractants place en secon- 
de position, dans l’ordre decrois- 
sant des depöts effectues par les- 
dites personnes dans les autres 
Etats contractants. 

Toutefois, les sommes mises ä la 
Charge des Etats dans lesquels le 
nombre des demandes de brevet de¬ 
posees est superieur ä 25.000 sont re- 
prises globalement et reparties ä nou¬ 
veau proportionnellement au nombre 
total des demandes de brevet depo¬ 
sees dans ces memes Etats. 

(4) Lorsque le montant de la contri- 
bution d'un Etat contractant ne peut 
etre determine dans les conditions vi- 
sees au paragraphe 3, le Conseil d'ad¬ 
ministration fixe ce montant en accord 
avec l’Etat interessö. 
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(5) Artikel 39 Absätze 3 und 4 ist 
auf die besonderen Finanzbeiträge 
entsprechend anzuwenden. 

(6) Die besonderen Finanzbeiträge 
werden mit Zinsen zu einem Satz 
zurückgezahlt, der für alle Vertrags¬ 
staaten einheitlich ist. Die Rückzah¬ 
lungen erfolgen, soweit zu diesem 
Zweck Mittel im Haushaltsplan be¬ 
reitgestellt werden können; der be- 
reitgestellte Betrag wird nach dem 
in den Absätzen 3 und 4 vorgesehenen 
Aufbringungsschlüssel auf die Ver¬ 
tragsstaaten verteilt. 

(7) Die in einem bestimmten Haus¬ 
haltsjahr gezahlten besonderen Fi¬ 
nanzbeiträge müssen in vollem Um¬ 
fang zurückgezahlt sein, bevor in 
einem späteren Haushaltsjahr ge¬ 
zahlte besondere Finanzbeiträge ganz 
oder teilweise zurückgezahlt werden. 

Artikel 41 
Vorschüsse 

(1) Die Vertragsstaaten gewähren 
der Organisation auf Antrag des Prä¬ 
sidenten des Europäischen Patentamts 
Vorschüsse auf ihre Zahlungen und 
Beiträge in der vom Verwaltungsrat 
festgesetzten Höhe. Diese Vorschüsse 
werden auf die Vertragsstaaten im 
Verhältnis der Beträge, die von die¬ 
sen Staaten für das betreffende Haus¬ 
haltsjahr zu zahlen sind, aufgeteilt. 

(2) Artikel 39 Absätze 3 und 4 ist 
auf die Vorschüsse entsprechend an¬ 
zuwenden. 

Artikel 42 
Haushaltsplan 

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben 
der Organisation werden für jedes 
Haushaltsjahr veranschlagt und in den 
Haushaltsplan eingesetzt. Falls erfor¬ 
derlich können Berichtigungs- und 
Nachtragshaushaltspläne festgestellt 
werden. 

(2) Der Haushaltsplan ist in Ein¬ 
nahmen und Ausgaben auszugleichen. 

(3) Der Haushaltsplan wird in der 
Rechnungseinheit aufgestellt, die in 
der Finanzordnung bestimmt wird. 

Artikel 43 

Bewilligung der Ausgaben 

(1) Die in den Haushaltsplan ein¬ 
gesetzten Ausgaben werden für ein 
Haushaltsjahr bewilligt, soweit die 
Finanzordnung nichts anderes be¬ 
stimmt. 

(2) Nach Maßgabe der Finanzord¬ 
nung dürfen Mittel, die bis zum Ende 
eines Haushaltsjahrs nicht verbraucht 


(5) Arlicle 39, paragraphs 3 and 4, 
shall appiy mutatis mutandis to the 
special financial contributions. 


(6) The special financial contribu¬ 
tions shall be repaid together with 
interest at a rate which shall be the 
same for all Contracting States. Re- 
payments shall be made in so far as 
it is possible to provide for this pur- 
pose in the budget; the amount thus 
provided shall be distributed among 
the Contracting States in accordance 
with the scale mentioned in para¬ 
graphs 3 and 4 above. 


(7) The special financial contribu¬ 
tions remitted in any accounting 
period shall be wholly repaid before 
any such contributions or parts there- 
of remitted in any subsequent ac¬ 
counting period are repaid. 


Arlicle 41 
Advances 

(1) At the request of the President 
of the European Patent Office, the 
Contracting States shall make ad¬ 
vances to the Organisation, on account 
of their payments and contributions, 
within the limit of the amount fixed 
by the Administrative Council. Such 
advances shall be apportioned in 
Proportion to the amounts due by the 
Contracting States for the accounting 
period in question. 

(2) Article 39, paragraphs 3 and 4, 
shall appiy mutatis mutandis to the 
advances. 


Article 42 
Budget 

(1) Income and expenditure of the 
Organisation shall form the subject 
of estimates in respect of each ac¬ 
counting period and shall be shown 
in the budget. If necessary, there may 
be amending or supplementary 
budgets. 

(2) The budget shall be balanced as 
between income and expenditure. 

(3) The budget shall be drawn up in 
the unit of account fixed in the 
Financial Regulations. 


Article 43 

Authorlsation for expenditure 

(1) The expenditure entered in the 
budget shall be authorised for the 
duration of one accounting period, 
unless any provisions to the contrary 
are contained in the Financial Regula¬ 
tions. 

(2) Subject to the conditions to be 
laid down in the Financial Regulations, 
any appropriations, other than those 


(5) Les disposilions de 1'arLiclc 39, 
paragraphes 3 et 4, sont applicables 
aux contributions financieres excep- 
tionnelles. 

(6) Les contributions financieres ex- 
ceptionnelles sont remboursees avec 
un interet dont le taux est uniforme 
pour tous les Etats contractants. Les 
remboursements interviennent dans la 
mesure oü il est possible de prevoir 
des credits ä cet effet dans le budget 
et le montant ainsi prevu sera reparti 
entre les Etats contractants en fonc- 
tion de la cle de repartition menlion- 
nee aux paragraphes 3 et 4 du present 
article. 

(7) Les contributions financieres ex- 
ceptionnelles versees au cours d un 
exercice determine sont integralement 
remboursees avant qu'il ne soit pro- 
cede au remboursement total ou par- 
tiel de toute contribution exception- 
nelle versee au cours d un exercice 
ulterieur. 

Article 41 
Avances 

(1) Sur demande du President de 
l'Office europeen des brevets, les 
Etats contractants consentent ä l Or- 
ganisation des avances de trösorerie, 
ä valoir sur leurs versements et con¬ 
tributions, dans la limite du montant 
fixe par le Conseil d'administration. 
Ces avances sont reparties au prorata 
des sommes dues par les Etats con¬ 
tractants pour l'exercice considäre. 

(2) Les dispositions de larticle 39, 
paragraphes 3 et 4, sont applicables 
aux avances. 

Article 42 
Budget 

(1) Toutes les recettes et depenses 
de ^Organisation doivent faire l objet 
de previsions pour chaque exercice 
budgetaire et etre inscrites au budget. 
En tant que de besoin, des budgets 
modificatifs ou additionnels peuvent 
etre etablis. 

(2) Le budget doit etre equilibre en 
recettes et en depenses. 

(3) Le budget est etabli dans l'unite 
de compte fixee par le regiement fi- 
nancier. 


Article 43 

Autorisations de depenses 

(1) Les depenses inscrites au budget 
sont autorisees pour la duree de 
l'exercice budgetaire, sauf disposi¬ 
tions contraires du regiement finan- 
cier. 

(2) Dans les conditions qui seront 
determinees par le regiement finan- 
cier, les credits qui ne sont pas utili- 
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worden sind, lediglich auf das nächste 
Haushaltsjahr übertragen weiden; 
eine Übertragung von Mitteln, die für 
personelle Ausgaben vorgesehen sind, 
ist nicht zulässig. 

(3) Die vorgesehenen Mittel werden 
nach Kapiteln gegliedert, in denen die 
Ausgaben nach Art oder Bestimmung 
zusammengefaßt sind; soweit erfor¬ 
derlich werden die Kapitel nach der 
Finanzordnung unterteilt. 

Artikel 44 

Mittel für 

unvorhergesehene Ausgaben 

(1) Im Haushaltsplan der Organisa¬ 
tion können Mittel für unvorherge¬ 
sehene Ausgaben veranschlagt wer¬ 
den. 

(2) Die Verwendung dieser Mittel 
durch die Organisation setzt die vor¬ 
herige Zustimmung des Verwaltungs¬ 
rats voraus. 

Artikel 45 
Haushaltsjahr 

Das Haushaltsjahr beginnt am 
1. Januar und endet am 31. Dezember. 

Artikel 46 

Entwurf und Feststellung 
des Haushaltsplans 

(1) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts legt dem Verwaltungsrat 
den Entwurf des Haushaltsplans bis 
zu dem in der Finanzordnung vorge¬ 
schriebenen Zeitpunkt vor. . 

(2) Der Haushaltsplan sowie Berich- 
tigungs- und Nachlragshaushaltspiäne 
werden vom Verwaltungsrat festge- 
stellt. 

Artikel 47 

Vorläufige Haushaltsführung 

(1) Ist zu Beginn eines Haushalts¬ 
jahrs der Haushaltsplan vom Verwal¬ 
tungsrat noch nicht festgestellt, so 
können nach der Finanzordnung für 
jedes Kapitel oder jede sonstige 
Untergliederung monatliche Ausgaben 
bis zur Höhe eines Zwölftels der im 
Haushaltsplan für das vorausgegan¬ 
gene Haushaltsjahr bereitgestellten 
Mittel vorgenommen werden; der 
Präsident des Europäischen Patent¬ 
amts darf jedoch höchstens über ein 
Zwölftel der Mittel verfügen, die in 
dem Entwurf des Haushaltsplans vor¬ 
gesehen sind. 

(2) Der Verwaltungsrat kann unter 
Beachtung der sonstigen Vorschriften 
des Absatzes 1 Ausgaben genehmi¬ 
gen, die über dieses Zwölftel hinaus¬ 
gehen. 

(3) Die in Artikel 37 Buchstabe b 
genannten Zahlungen werden einst- 


relating lo staff costs, which are un- 
expended at the end of the account- 
ing period may be carried forward, 
but not beyond the end of the follow- 
ing accounting period. 

(3) Appropriations shall be set out 
under different headings according to 
type and purpose of the expenditure 
and subdivided, as far as necessary, 
in accordance with the Financial 
Regulations. 

Article 44 

Appropriations 
for unforeseeable expenditure 

(1) The budget of the Organisation 
may contain appropriations for un¬ 
foreseeable expenditure. 

(2) The employment of these ap¬ 
propriations by the Organisation shall 
be subject to the prior approval of the 
Administrative Council. 

Article 45 
Accounting period 

The accounting period shall com- 
mence on 1 January and end on 
31 December. 

Article 46 

Preparation and adoption 
of the budget 

(1) The President of the European 
Patent Office shall lay the draft budget 
before the Administrative Council not 
later than the date prescribed in the 
Financial Regulations. 

(2) The budget and any amending 
or supplementary budget shall be 
adopted by the Administrative Coun¬ 
cil. 

Article 47 
Provisional budget 

(1) If, at the beginning of the ac¬ 
counting period, the budget has not 
been adopted by the Administrative 
Council, expenditures may be effected 
on a monthly basis per heading or 
other division of the budget, accord¬ 
ing to the provisions of the Financial 
Regulations, up to one-twelfth of the 
budget appropriations for the preced- 
ing accounting period, provided that 
the appropriations thus made avail- 
able to the President of the European 
Patent Office shall not exceed one- 
twelfth of those provided for in the 
draft budget. 

(2) The Administrative Council may, 
subject to the observance of the other 
provisions laid down in paragraph 1, 
authorise expenditure in excess of 
one-twelfth of the appropriations. 

(3) The payments referred to in 
Article 37, sub-paragraph (b), shall 


ses ä Ia fin de 1 exercice budgetairc, 
ä l exceplion de coux relatifs aux de- 
penses de personnel, peuvenl faire 
l'objet d’un report qui sera limite au 
seul exercice suivant. 

(3) Les credits sont specialises par 
chapilre groupant les depenses selon 
leur nature ou leur destination et sub- 
divises, en tant que de besoin, con- 
formement au regiement financier. 


Article 44 

Crödits pour döpenses imprevisibles 

(1) Des credits pour depenses im¬ 
previsibles peuvent etre inscrits au 
budget de ^Organisation. 

(2) Lutilisation de ces credits par 
TOrganisation est subordonnee ä l'au- 
torisation prealable du Conseil d'ad- 
ministration. 

Article 45 
Exercice budgötaire 

L'exercice budgötaire commence le 
1« janvier et s'acheve le 31 d6cem- 
bre. 

Article 46 

Prdparation et adoption du budget 

(1) Le President de l'Office euro- 
peen des brevets saisit le Conseil d’ad- 
ministration du projet de budget, au 
plus tard ä la date fixee par le regie¬ 
ment financier. 

(2) Le budget, ainsi que tout budget 
modificatif ou additionnel, sont arre- 
tes par le Conseil d'administration. 

Article 47 
Budget provisoire 

(1) Si, au debut d un exercice budge- 
taire, le budget n'a pas encore ete 
arrete par le Conseil d'administration, 
les depenses pourront etre effectuees 
mensuellement par chapitre ou par 
une autre division, d apres les dis- 
positions du regiement financier, dans 
la limite du douzieme des credits ou- 
verts au budget de l'exercice prece- 
dent, sans que cette mesure puisse 
avoir pour effet de rnettre ä la dispo- 
sition du President de l'Office euro- 
peen des brevets des credits supe- 
rieurs au douzieme de ceux prevus 
dans le projet du budget. 

(2) Le Conseil d administration peul, 
sous reserve que les autres conditions 
fixees au paragraphe premier soient 
respectees, autoriser les depenses ex- 
cedant le douzieme. 

(3) A titre provisionnel, les verse- 
menls vises ä l'article 37, lettre b) 
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weilen weiter nach Maßgabe der Be¬ 
dingungen geleistet, die nach Arti¬ 
kel 39 für das vorausgegangene Haus¬ 
haltsjahr festgelegt worden sind. 

(4) Jeden Monat zahlen die Ver¬ 
tragsstaaten einstweilen nach dem in 
Artikel 40 Absätze 3 und 4 festgeleg¬ 
ten Aufbringungsschlüssel besondere 
Finanzbeiträge, sofern dies notwendig 
ist, um die Durchführung der Absätze 1 
und 2 zu gewährleisten. Artikel 39 
Absatz 4 ist auf diese Beiträge ent¬ 
sprechend anzuwenden. 

Artikel 48 

Ausführung des Haushaltsplans 

(t) Im Rahmen der zugewiesenen 
Mittel führt der Präsident des Euro¬ 
päischen Patentamts den Haushalts¬ 
plan sowie Berichtigungs- und Nach¬ 
tragshaushaltspläne in eigener Ver¬ 
antwortung aus. 

(2) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts kann im Rahmen des 
Haushaltsplans nach Maßgabe der 
Finanzordnung Mittel von Kapitel 2U 
Kapitel oder von Untergliederung zu 
Untergliederung übertragen. 

Artikel 49 
Rechnungsprüfung 

(1) Die Rechnung über alle Einnah¬ 
men und Ausgaben des Haushalts¬ 
plans sowie eine Übersicht über das 
Vermögen und die Schulden der Or¬ 
ganisation werden von Rechnungsprü¬ 
fern geprüft, die volle Gewähr für ihre 
Unabhängigkeit bieten müssen und 
vom Verwaltungsrat für einen Zeit¬ 
raum von fünf Jahren bestellt wer¬ 
den; die Bestellung kann verlängert 
oder erneuert werden. 

(2) Durch die Prüfung, die anhand 
der Rechnungsunterlagen und erfor¬ 
derlichenfalls an Ort und Stelle er¬ 
folgt, wird die Rechtmäßigkeit und 
Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen 
und Ausgaben sowie die Wirtschaft¬ 
lichkeit der Haushaltsführung festge¬ 
stellt. Nach Abschluß eines jeden 
Haushaltsjahrs erstatten die Rech¬ 
nungsprüfer einen Bericht. 

(3) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts legt dem Verwaltungsrat 
jährlich die Rechnungen des abgelau¬ 
fenen Haushaltsjahrs für die Rech¬ 
nungsvorgänge des Haushaltsplans 
und die Übersicht über das Vermögen 
und die Schulden zusammen mit dem 
Bericht der Rechnungsprüfer vor. 

(4) Der Verwaltungsrat genehmigt 
die Jahresrechnung sowie den Bericht 
der Rechnungsprüfer und erteilt dem 
Präsidenten des Europäischen Patent¬ 
amts Entlastung hinsichtlich der Aus¬ 
führung des Haushaltsplans. 


continue to be made, on a provisional 
basis, under the condilions determined 
under Article 39 for the year preceding 
that to which the draft budget relates. 

(4) The Contracting States shall pay 
each month, on a provisional basis 
and in accordance with the scale re- 
ferred to in Article 40, paragraphs 3 
and 4, any special financial contribu- 
tions necessary to ensure implementa- 
tion of paragraphs 1 and 2 above. 
Article 39, paragraph 4, shall apply 
mutatis mutandis to these contribu- 
tions. 


Article 48 

Budget Implementation 

(1) The President of the European 
Patent Office shall implement the 
budget and any amending or sup- 
plementary budget on his own respon- 
sibility and within the limits of the 
allocated appropriations. 

(2) Within the budget, the President 
of the European Patent Office may, 
subject to the limits and conditions 
laid down in the Financial Regulations, 
transfer funds as between the various 
headings or sub-headings. 


Article 49 

Auditing of accounts 

(1) The income and expenditure 
account and a balance sheet of the 
Organisation shall be examined by 
auditors whose independence is be- 
yond doubt, appointed by the Ad¬ 
ministrative Council for a period of 
five years, which shall be renewable 
or extensible. 


(2) The audit, which shall be based 
on vouchers and shall take place, if 
necessary, in situ, shall ascertain that 
all income has been received and all 
expenditure effected in a lawful and 
proper manner and that the financial 
management is sound. The auditors 
shall draw up a report after the end 
of each accounting period. 


(3) The President of the European 
Patent Office shall annually submit 
to the Administrative Council the ac¬ 
counts of the preceding accounting 
period in respect of the budget and 
the balance sheet showing the assets 
and Iiabilities of the Organisation to- 
gether with the report of the auditors. 

(4) The Administrative Council shall 
approve the annual accounts together 
with the report of the auditors and 
shall give the President of the Euro¬ 
pean Patent Office a discharge in 
respect of the implementation of the 
budget. 


continueront a etre effectues dans les 
conditions fixees par l'article 39 pour 
l'exercice precedant celui auquel se 
rapporte le projet de budget. 

(4) Les Etats contractants versent 
chaque mois, ä titre provisionnel et 
conformement ä la cle de repartition 
raentionnee ä l'article 40, paragraphes 
3 et 4, toutes contributions financieres 
speciales necessaires en vue d'assurer 
l'application des paragraphes 1 et 2 
du present article. L'article 39, para- 
graphe 4 est applicable ä ces contri¬ 
butions. 

Article 48 

Exöcuüon du budget 

(1) Le President de l'Office euro¬ 
peen des brevets execute le budget 
ainsi que les budgets modificatifs ou 
additionnels, sous sa propre responsa- 
bilite et dans la limite des credits 
allouds. 

(2) A 1‘interieur du budget, le Presi¬ 
dent de l'Office europeen des brevets 
peut proceder, dans les limites et con¬ 
ditions fix&es par le regiement finan- 
cier, ä des virements de credits, soit 
de chapitre ä chapitre, soit de sub- 
division ä subdivision. 

Article 49 

verification des comptes 

(1) Les comptes de la totalite des 
recettes et depenses du budget, ainsi 
que le bilan de l'Organisation sont 
examinös par des commissaires aux 
comptes offrant toutes les garanties 
d'indGpendance, nommes par le Con¬ 
seil dadministration pour une periode 
de cinq ans qui peut etre prolongee 
ou renouvelee. 


(2) La verification, qui a lieu sur 
pieces, et au besoin sur place, a pour 
objet de constater la legalite et la 
regularite des recettes et depenses et 
de sassurer de la bonne gestion fi- 
nanciere. Les commissaires etablissent 
un rapport apres la clöture de chaque 
exercice. 


(3) Le President de l'Office euro¬ 
peen des brevets soumet chaque an- 
nee au Conseil d administration les 
comptes de l'exercice ecoule afferents 
aux operations du budget, ainsi que 
le bilan de l'actif et du passif de 
l'Organisation, accompagnes du rap¬ 
port des commissaires aux comptes. 

(4) Le Conseil d administration ap- 
prouve le bilan annuel ainsi que le 
rapport des commissaires aux comptes 
et donne decharge au President de 
l'Office europeen des brevets pour 
l'execution du budget. 



Nr. 32 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 26. Juni 1976 


857 


Artikel 50 
Finanzordnung 

Die Finanzordnung bestimmt insbe¬ 
sondere: 

a) die Art und Weise der Aufstel¬ 
lung und Ausführung des Haus¬ 
haltsplans sowie der Rechnungs¬ 
legung und Rechnungsprüfung; 

b) die Art und Weise sowie das Ver¬ 
fahren, nach denen die in Arti¬ 
kel 37 vorgesehenen Zahlungen 
und Beiträge sowie die in Arti¬ 
kel 41 vorgesehenen Vorschüsse 
von den Vertragsstaaten der Or¬ 
ganisation zur Verfügung zu stel¬ 
len sind; 

c) die Vorschriften über die Verant¬ 
wortung der Anweisungsbefugten 
und der Rechnungsführer sowie die 
entsprechenden Kontrollmaßnah- 
men; 

d) die Sätze der in den Artikeln 39, 
40 und 47 vorgesehenen Zinsen; 

e) die Art und Weise der Berechnung 
der nach Artikel 146 zu leistenden 
Beiträge; 

f) Zusammensetzung und Aufgaben 
eines Haushalts- und Finanzaus¬ 
schusses, der vom Verwaltungsrat 
eingesetzt werden soll. 

Artikel 51 
Gebührenordnung 

Die Gebührenordnung bestimmt ins¬ 
besondere die Höhe der Gebühren und 
die Art und Weise, wie sie zu ent¬ 
richten sind. 


Zweiter Teil 
Materielles Patentrecht 

Kapitel I 
Patentierbarkeit 

Artikel 52 

Patentfähige Erfindungen 

(1) Europäische Patente werden für 
Erfindungen erteilt, die neu sind, auf 
einer erfinderischen Tätigkeit beruhen 
und gewerblich anwendbar sind. 

(2) Als Erfindungen im Sinn des 
Absatzes 1 werden insbesondere nicht 
angesehen: 

a) Entdeckungen sowie wissenschaft¬ 
liche Theorien und mathematische 
Methoden; 

b) ästhetische Formschöpfungen 

c) Pläne, Regeln und Verfahren für 
gedankliche Tätigkeiten, für Spiele 


Article 50 

Financial Regulations 

The Financial Regulalions shall in 

particular establish: 

(a) the procedure relating to the 
establishment and implementation 
of the budget and for the rendering 
and auditing of accounts; 

(b) the method and procedure where- 
by the payments and contributions 
provided for in Article 37 and the 
advances provided for in Article 41 
are to be made available to the 
Organisation by the Contracting 
States; 

(c) the rules concerning the respon- 
sibilities of accounting and paying 
officers and the arrangements for 
their supervision; 

(d) the rates of interest provided for 
in Articles 39, 40 and 47; 

(e) the method of calculating the 
contributions payable by virtue 
of Article 146; 

(f) the composition of and duties to be 
assigned to a Budget and Finance 
Committee which should be set 
up by the Administrative Council. 


Article 51 

Rules relating to Fees 

The Rules relating to Fees shall 
determine in particular the amounts 
of the fees and the ways in which 
they are to be paid. 


Part II 

Substantive Patent Law 

Chapter I 
Patentability 

Article 52 

Patentable inventions 

(1) European patents shall be 
granted for any inventions which are 
susceptible of industrial application, 
which are new and which involve an 
inventive Step. 

(2) The following in particular shall 
not be regarded as inventions within 
the meaning of paragraph 1: 

(a) discoveries, scientific theories and 
mathematical methods; 

(b) aesthetic creations; 

(c) schemes, rules and methods for 
performing mental acts, playing 


Article 50 
Reglement financier 

Le reglemcnt financier determine 

notamment: 

a) les modalites relatives ä Retablis¬ 
sement et ä l'execution du budget 
ainsi qu'ä’la reddition et ä la veri- 
fication des comptes; 

b) les modalites et la procedure selon 
lesquelles les versements et con¬ 
tributions prevus ä l’article 37, ain¬ 
si que les avances prevues ä l'ar- 
ticle 41, doivent ötre mis ä la 
disposition de l'Organisation par 
les Etats contractants; 

c) les regles et l'organisation du con- 
tröle et la responsabilite des ordon- 
nateurs et comptables; 


d) les taux dinterets prevus aux arti¬ 
cles 39, 40 et 47; 

e) les modalites de calcul des contri¬ 
butions ä verser au titre de larti- 
cle 146; 

f) la composition et les täches d une 
Commission du budget et des finan- 
ces qui devrait etre institu£e par 
le Conseil d'administration. 


Article 51 

Reglement relatlf aux taxes 

Le regiement relatif aux taxes fixe 
notamment le montant des taxes et 
leur mode de perception. 


Deuxieme Partie 
Droit des brevets 

Chapitre I 
Brevetabilitö 

Article 52 

Inventions brevetables 

(1) Les brevets europeens sont de- 
livres pour les inventions nouvelles 
impliquant une activite inventive et 
susceptibles d'application industrielle. 

(2) Ne sont pas consideres comme 
des inventions au sens du paragra- 
phe 1 notamment: 

a) les decouvertes ainsi que les theo¬ 
ries scientifiques et les methodes 
mathematiques; 

b) les creations esthGliques; 

c) les plans, principes et methodes 
dans l exercice d'activites intellec- 
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oder iür geschäftliche Tätigkeiten 
sowie Programme für Datenver¬ 
arbeitungsanlagen; 

d) die Wiedergabe von Informationen. 

(3) Absatz 2 steht der Patentfähig¬ 
keit der in dieser Vorschrift genann¬ 
ten Gegenstände oder Tätigkeiten nur 
insoweit entgegen, als sich die euro¬ 
päische Patentanmeldung oder das 
europäische Patent auf die genannten 
Gegenstände oder Tätigkeiten als 
solche bezieht. 

(4) Verfahren zur chirurgischen 
oder therapeutischen Behandlung des 
menschlichen oder tierischen Körpers 
und Diagnostizierverfahren, die am 
menschlichen oder tierischen Körper 
vorgenommen werden, gelten nicht 
als gewerblich anwendbare Erfindun¬ 
gen im Sinn des Absatzes 1. Dies gilt 
nicht für Erzeugnisse, insbesondere 
Stoffe oder Stoffgemische, zur Anwen¬ 
dung in einem der vorstehend genann¬ 
ten Verfahren. 

Artikel 53 

Ausnahmen von der Patentierbarkeit 

Europäische Patente werden nicht 
erteilt für: 

a) Erfindungen, deren Veröffent¬ 
lichung oder Verwertung gegen 
die öffentliche Ordnung oder die 
guten Sitten verstoßen würde; ein 
solcher Verstoß kann nicht allein 
aus der Tatsache hergeleitet wer¬ 
den, daß die Verwertung der Er¬ 
findung in allen oder einem Teil 
der Vertragsstaaten durch Gesetz 
oder Verwaltungsvorschrift ver¬ 
boten ist; 

b) Pflanzensorten oder Tierarten so¬ 
wie für im wesentlichen biolo¬ 
gische Verfahren zur Züchtung von 
Pflanzen oder Tieren; diese Vor¬ 
schrift ist auf mikrobiologische 
Verfahren und auf die mit Hilfe 
dieser Verfahren gewonnenen Er¬ 
zeugnisse nicht anzuwenden. 

Artikel 54 
Neuheit 

(1) Eine Erfindung gilt als neu, 
wenn sie nicht zum Stand der Technik 
gehört. 

(2) Den Stand der Technik bildet 
alles, was vor dem Anmeldetag der 
europäischen Patentanmeldung der 
Öffentlichkeit durch schriftliche oder 
mündliche Beschreibung, durch Benut¬ 
zung oder in sonstiger Weise zugäng¬ 
lich gemacht worden ist. 

(3) Als Stand der Technik gilt auch 
der Inhalt der europäischen Patent¬ 
anmeldungen in der ursprünglich ein¬ 
gereichten Fassung, deren Anmelde¬ 
tag vor dem in Absatz 2 genannten 
Tag liegt und die erst an oder nach 


games or doing business, and pro- 
grams for Computers; 


(d) presenlations of Information. 

(3) The provisions of paragraph 2 
shall exclude patentability of the 
subject-matter or activities referred 
to in that Provision only to the extent 
to which a European patent applica- 
tion or European patent relates to 
such subject-matter or activities as 
such. 

(4) Methods for treatment of the 
human or animal body by surgery or 
therapy and diagnostic methods prac- 
tised on the human or animal body 
shall not be regarded as inventions 
which are susceptible of industrial 
application within the meaning of 
paragraph 1. This Provision shall not 
apply to products, in particular 
substances or compositions, for use 
in any of these methods. 

Article 53 

Exceptions to patentability 

European patents shall not be 
granted in respect of: 

(a) inventions the publication or ex- 
ploitation of which would be 
contrary to "ordre public" or 
morality, provided that the ex- 
ploitation shall not be deemed to 
be so contrary merely because it 
is prohibited by law or regulation 
in some or all of the Contracting 
States; 


(b) plant or animal varieties or essen- 
tially biological processes for the 
production of plants or animals; 
this Provision does not apply to 
microbiological processes or the 
products thereof. 


Article 54 
Novelly 

(1) An invention shall be considered 
to be new if it does not form part of 
the state of the art. 

(2) The state of the art shall be 
held to comprise everything made 
available to the public by means of 
a written or oral description, by use, 
or in any other way, before the date 
of filing of the European patent ap¬ 
plication. 

(3) Additionally, the conlent of 
European patent applications as filed, 
of which the dates of filing are prior 
to the date referred to in paragraph 2 
and which were published under Arti¬ 
cle 93 on or after that date, shall be 


tuelles, en maliere de jeu ou dans 
lc domaine des activites cconoini- 
ques, ainsi que les programmes 
d'ordinateurs; 

d) les presenlations d'informations. 

(3) Les dispositions du paragraphe 2 
n'excluent la brevetabilite des ele- 
ments enumeres auxdites dispositions 
que dans la mesure oü la demande 
de brevet europeen ou le brevet euro¬ 
peen ne concerne que Tun de ces 
eleinents, considere en tant que tel. 

(4) Ne sont pas considerees comme 
des inventions susceptibles d'applica- 
tion industrielle au sens du para¬ 
graphe 1, les methodes de traitement 
chirurgical ou therapeutique du corps 
humain ou animal et les methodes de 
diagnostic appliquees au corps hu¬ 
main ou animal. Cette disposition ne 
s’applique pas aux produits, notam- 
ment aux substances ou compositions, 
pour la mise en ceuvre d une de ces 
methodes. 

Article 53 

Exceptions ä la brevetabilite 

Les brevets europeens ne sont pas 
delivres pour: 

a) les inventions dont la publication 
ou la mise en ceuvre serait con- 
traire ä 1‘ordre public ou aux bon- 
nes moeurs, la mise en ceuvre 
dune invention ne pouvant ötre 
consideree comme teile du seul 
fait quelle est interdite, dans tous 
les Etats contractants ou dans Tun 
ou plusieurs d'entre eux, par une 
disposition legale ou reglemen- 
taire; 

b) les varietes vegetales ou les races 
animales ainsi que les procedes es- 
sentiellement biologiques d’obten- 
tion de vegetaux ou danimaux, 
cette disposition ne s'appliquant 
pas aux procedes microbiologiques 
et aux produits obtenus par ces 
procedes. 


Article 54 
Nouveaute 

(1) Une invention est consideree 
comme nouvelle si eile nest pas 
comprise dans l'etat de la technique. 

(2) L'etat de la technique est consti- 
tue par tout ce qui a ete rendu ac- 
cessible au public avant la date de 
depöt de la demande de brevet euro¬ 
peen par une description ecrite ou 
orale, un usagc ou tout autre moyen. 

(3) Est egalement considere comme 
compris dans l’etat de la technique 
le contenu de demandes de brevet 
europeen telles qu elles ont ete depo- 
sees, qui ont une date de depöt ante- 
rieure a celle inentionnee au para- 
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diesem Tag nach Artikel 93 veröffent¬ 
licht worden sind. 

(4) Absatz 3 ist nur insoweit anzu- 
wenden, als ein für die spätere euro¬ 
päische Patentanmeldung benannter 
Vertragsstaat auch für die veröffent¬ 
lichte frühere Anmeldung benannt 
worden ist. 

(5) Gehören Stoffe oder Stoffge¬ 
mische zum Stand der Technik, so 
wird ihre Patentfähigkeit durch die 
Absätze 1 bis 4 nicht ausgeschlossen, 
sofern sie zur Anwendung in einem 
der in Artikel 52 Absatz 4 genannten 
Verfahren bestimmt sind und ihre An¬ 
wendung zu einem dieser Verfahren 
nicht zum Stand der Technik gehört. 


Artikel 55 

Unschädliche Offenbarungen 

(1) Für die Anwendung des Arti¬ 
kels 54 bleibt eine Offenbarung der 
Erfindung außer Betracht, wenn sie 
nicht früher als sechs Monate vor Ein¬ 
reichung der europäischen Patentan¬ 
meldung erfolgt ist und unmittelbar 
oder mittelbar zurückgeht: 

a) auf einen offensichtlichen Miß¬ 
brauch zum Nachteil des Anmel¬ 
ders oder seines Rechtsvorgängers 
oder 

b) auf die Tatsache, daß der Anmel¬ 
der oder sein Rechtsvorgänger die 
Erfindung auf amtlichen oder amt¬ 
lich anerkannten Ausstellungen im 
Sinn des am 22. November 1928 in 
Paris Unterzeichneten und zuletzt 
am 30. November 1972 revidierten 
Übereinkommens über interna¬ 
tionale Ausstellungen zur Schau 
gestellt hat. 

(2) Im Fall des Absatzes 1 Buch¬ 
stabe b ist Absatz 1 nur anzuwenden, 
wenn der Anmelder bei Einreichung 
der europäischen Patentanmeldung 
angibt, daß die Erfindung tatsächlich 
zur Schau gestellt worden ist, und 
innerhalb der Frist und unter den Be¬ 
dingungen, die in der Ausführungs¬ 
ordnung vorgeschrieben sind, eine 
entsprechende Bescheinigung ein¬ 
reicht. 

Artikel 56 

Erfinderische Tätigkeit 

Eine Erfindung gilt als auf einer 
erfinderischen Tätigkeit beruhend, 
wenn sie sich für den Fachmann nicht 
in naheliegender Weise aus dem 
Stand der Technik ergibt. Gehören 
zum Stand der Technik auch Unter¬ 
lagen im Sinn des Artikels 54 Ab¬ 
satz 3, so werden diese bei der Beur¬ 
teilung der erfinderischen Tätigkeit 
nicht in Betracht gezogen. 


considered as compriscd in the state 
of the art. 


(4) Paragraph 3 shall be applied 
only in so far as a Contracting State 
designated in respect of the later ap- 
plication, was also designated in 
respect of the earlier application as 
published. 

(5) The provisions of paragraphs 1 
to 4 shall not exclude the patentabili- 
ty of any substance or composition, 
comprised in the state of the art, for 
use in a method referred to in Arti- 
cle 52, paragraph 4, provided that its 
use for any method referred to in that 
paragraph is not comprised in the 
state of the art. 


Article 55 

Non-prejudiclal disclosures 

(1) For the application of Article 54 
a disclosure of the invention shall not 
be taken into consideration if it 
occurred no earlier than six months 
preceding the filing of the European 
patent application and if it was due 
to, or in consequence of: 

(a) an evident abuse in relation to 
the applicant or his legal prede- 
cessor, or 

(b) the fact that the applicant or his 
. legal predecessor has displayed 

the invention at an official, or 
officially recognised, international 
exhibition falling within the terms 
of the Convention on international 
exhibitions signed at Paris on 
22 November 1928 and last 
revised on 30 November 1972. 


(2) In the case of paragraph 1 (b), 
paragraph 1 shall apply only if the 
applicant States, when filing the Euro¬ 
pean patent application, that the in¬ 
vention has been so displayed and 
files a supporting certificate within 
the period and under the conditions 
laid down in the Implementing Regu- 
lations. 


Article 56 
Inventive Step 

An invention shall be considered as 
involving an inventive slep if, having 
regard to the state of the art, it is 
not obvious to a person skilled in the 
art. If the state of the art also includes 
documents within the meaning of 
Article 54, paragraph 3, these docu¬ 
ments are not to be considered in 
deciding whether there has been an 
inventive Step. 


grap'ne 2 et qui n'onl eie publiees, 
en vertu de larticle 93, qu'ä cetle 
date ou qu’ä une date posterieure. 

(4) Le paragraphe 3 n'est applicable 
que dans la mesure oü un Etat con- 
tractant designe dans la demande 
ulterieure l'etait egalement dans la 
demande anterieure publiee. 

(5) Les dispositions des paragraphes 
1 ä 4 n'excluent pas la brevetabilite, 
pour la mise en oeuvre d une des me- 
thodes visees ä l article 52, para¬ 
graphe 4. d'une substance ou composi¬ 
tion exposee dans I'etat de la tech- 
nique, ä condition que son utilisation 
pour toute methode visee audit para¬ 
graphe ne soit pas contenue dans 
I'etat de la technique. 

Article 55 

Divulgations non opposables 

(1) Pour l'application de l article 54, 
une divulgation de ('invention n'est 
pas prise en consideration si eile n'est 
pas intervenue plus tot que six mois 
avant le depöt de la demande de bre- 
vet europeen et si eile resulte direc- 
tement ou indirectement: 

a) d un abus evident ä l'ägard du de- 
mandeur ou de son prödecesseur 
en droit ou 

b) du fait que le demandeur ou son 
predecesseur en droit a expose 
linvention dans des expositions of- 
ficielles ou officiellement recon- 
nues au sens de la Convention 
concernant les expositions inter¬ 
nationales, signee ä Paris le 22 no- 
vembre 1928 et revisee en dernier 
lieu le 30 novembre 1972. 


(2) Dans le cas vise sous la lettre b) 
du paragraphe 1, ce dernier n'est ap¬ 
plicable que si le demandeur d^clare, 
Iors du depöt de la demande, que 
l invention a ete reellement exposee 
et produit une attestation ä l'appui de 
sa declaration dans le delai et dans 
les conditions pr4vus par le regie¬ 
ment d'execution. 


Article 56 
Activttä Inventive 

Une invention est consideree com- 
me impliquant une activite inventive 
si, pour un homme du melier, eile ne 
decoule pas d'une maniere evidente 
de I'etat de la technique. Si I’etat de 
la technique comprend des documents 
vises ä l’article 54, paragraphe 3, ils 
ne sont pas pris en consideration pour 
l'appreciation de lactivite inventive. 
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Artikel 57 

Gewerbliche Anwendbarkeit 

Eine Erfindung gilt als gewerblich 
anwendbar, wenn ihr Gegenstand auf 
irgendeinem gewerblichen Gebiet ein¬ 
schließlich der Landwirtschaft herge¬ 
stellt oder benutzt werden kann. 

Kapitel II 

Zur Einreidiung und Erlangung 
des Europäischen Patents 
berechtigte Personen — Erfinder¬ 
nennung 

Artikel 58 

Recht zur Anmeldung 
europäischer Patente 

Jede natürliche oder juristische Per¬ 
son und jede einer juristischen Person 
nach dem für sie maßgebenden Recht 
gleichgestellte Gesellschaft kann die 
Erteilung eines europäischen Patents 
beantragen. 

Artikel 59 
Mehrere Anmelder 

Die europäische Patentanmeldung 
kann auch von gemeinsamen Anmel¬ 
dern oder von mehreren Anmeldern, 
die verschiedene Vertragsstaaten be¬ 
nennen, eingereicht werden. 


Artikel 60 

Recht auf das europäische Patent 

(1) Das Recht auf das europäische 
Patent steht dem Erfinder oder seinem 
Rechtsnachfolger zu. Ist der Erfinder 
ein Arbeitnehmer, so bestimmt sich 
das Recht auf das europäische Patent 
nach dem Recht des Staats, in dem der 
Arbeitnehmer überwiegend beschäf¬ 
tigt ist; ist nicht festzustellen, in wel¬ 
chem Staat der Arbeitnehmer über¬ 
wiegend beschäftigt ist, so ist das 
Recht des Staats anzuwenden, in dem 
der Arbeitgeber den Betrieb unter¬ 
hält, dem der Arbeitnehmer angehört. 

(2) Haben mehrere eine Erfindung 
unabhängig voneinander gemacht, so 
steht das Recht auf das europäische 
Patent demjenigen zu, dessen europäi¬ 
sche Patentanmeldung den früheren 
Anmeldetag hat; dies gilt jedoch nur, 
wenn diese frühere Anmeldung nach 
Artikel 93 veröffentlicht worden ist 
und nur mit Wirkung für die in der 
veröffentlichten früheren Anmeldung 
benannten Vertragsstaaten. 

(3) Im Verfahren vor dem Europäi¬ 
schen Patentamt gilt der Anmelder 
als berechtigt, das Recht auf das euro¬ 
päische Patent geltend zu machen. 


Article 57 

Industrial application 

An invention shall be considered as 
susceptible of industrial application if 
it can be made or used in any kind of 
industry, including agriculture. 


Chapter II 

Persons entitled to apply for and 
obtain European patents — 
Mention of the inventor 


Article 58 

EntiUement to file a 
European patent application 

A European patent application may 
be filed by any natural or legal per- 
son, or any body equivalent to a legal 
person by virtue of the law governing 
it. 


Article 59 
Multiple applicants 

A European patent application may 
also be filed either by joint applicants 
or by two or more applicants desig- 
nating different Contracting States. 


Article 60 

Right to a European patent 

(1) The right to a European patent 
shall belong to the inventor or his 
successor in title. If the inventor is an 
employee the right to the European 
patent shall be determined in accord- 
ance with the Law of the State in 
which the employee is mainly em- 
ployed; if the State in which the em¬ 
ployee is mainly employed cannot be 
determined, the law to be applied 
shall be that of the State in which the 
employer has his place of business to 
which the employee is attached. 

(2) If two or more persons have 
made an invention independently of 
each other, the right to the European 
patent shall belong to the person 
whose European patent application 
has the earliest date of filing; how- 
ever, this Provision shall apply only if 
this first application has been pub- 
lished under Article 93 and shall only 
have effect in respect of the Contract¬ 
ing States designated in that applica¬ 
tion as published. 

(3) For the purposes of proceedings 
before the European Patent Office, 
the applicant shall be deemed to be 
entitled to exercise the right to the 
European patent. 


Article 57 

Application industrielle 

Une invention est consideree com- 
me susceptible d’application indus¬ 
trielle si son objet peut etre fabrique 
ou utilise dans tout genre dindustrie, 
y compris l'agriculture. 


Chapitre II 

Personnes habllitöes ä demander 
et ä obtenir un brevet europöen — 
Dösignation de l'inventeur 

Article 58 

Habilitation ä döposer 
une demande de brevet europöen 

Toute personne physique ou morale 
et toyte sociötö, assimilee ä une per¬ 
sonne morale en vertu du droit dont 
eile releve, peut demander un brevet 
europeen. 

Article 59 

Pluralitö de demandeurs 

Une demande de brevet europeen 
peut ötre ögalement döposöe soit par 
des codemandeurs, soit par plusieurs 
demandeurs qui dösignent des Etats 
contractants difförents. 


Article 60 

Droit au brevet europöen 

(1) Le droit au brevet europeen ap- 
partient ä l'inventeur ou ä son ayant 
cause. Si l’inventeur est un employö, 
le droit au brevet europöen est defini 
selon le droit de l'Etat sur le terri- 
toire duquel l'employe exerce son ac- 
tivitö principale; si l'Etat sur le terri- 
toire duquel s’exerce l'activite princi¬ 
pale ne peut ötre döterminö, le droit 
applicable est celui de l’Etat sur le 
territoire duquel se trouve l’etablisse- 
ment de l'employeur auquel l'employe 
est attache. 

(2) Si plusieurs personnes ont reali- 
se l’invention independamment l'une 
de l autre, le droit au brevet europeen 
appartient ä celle qui a depose la 
demande de brevet dont la date de 
depöt est la plus ancienne; toutefois, 
cette disposition n’est applicable que 
si la premiere demande ä öte publiee 
en vertu de l'article 93 et eile n'a 
d'effet que dans les Etats contrac¬ 
tants designes dans cette premiere de¬ 
mande teile qu elle a ete publiee. 

(3) Dans la procedure devant l’Of- 
fice europeen des brevets, le deman- 
deur est repute habilite ä exercer le 
droit au brevet europeen. 
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Artikel 61 

Anmeldung europäischer Patente 
durch Nichtberechtigte 

(1) Wird durch rechtskräftige Ent¬ 
scheidung der Anspruch auf Erteilung 
eines europäischen Patents einer in 
Artikel 60 Absatz 1 genannten Per¬ 
son, die nicht der Anmelder ist, zu¬ 
gesprochen, so kann diese Person, so¬ 
fern das europäische Patent noch 
nicht erteilt worden ist, innerhalb von 
drei Monaten nach Eintritt der Rechts¬ 
kraft der Entscheidung in bezug auf 
die in der europäischen Patentanmel¬ 
dung benannten Vertragsstaaten, in 
denen die Entscheidung ergangen 
oder anerkannt worden ist oder auf 
Grund des diesem Übereinkommen 
beigefügten Anerkennungsprotokolls 
anzuerkennen ist, 

a) die europäische Patentanmeldung 
an Stelle des Anmelders als eigene 
Anmeldung weiterverfolgen, 

b) eine neue europäische Patentan¬ 
meldung für dieselbe Erfindung 
einreichen oder 

c) beantragen, daß die europäische 
Patentanmeldung zurückgewiesen 
wird. 

(2) Auf eine nach Absatz 1 einge¬ 
reichte neue europäische Patentan¬ 
meldung ist Artikel 76 Absatz 1 ent¬ 
sprechend anzuwenden. 

(3) Das Verfahren zur Durchführung 
des Absatzes 1, die besonderen Er¬ 
fordernisse für eine nach Absatz 1 
eingereichte neue europäische Patent¬ 
anmeldung und die Frist zur Zahlung 
der Anmeldegebühr, der Recherchen¬ 
gebühr und der Benennungsgebühren 
für die neue Anmeldung sind in der 
Ausführungsordnung vorgeschrieben. 


Artikel 62 

Anspruch auf Erfindernennung 

Der Erfinder hat gegenüber dem 
Anmelder oder Inhaber des europäi¬ 
schen Patents das Recht, vor dem 
Europäischen Patentamt als Erfinder 
genannt zu werden. 

Kapitel III 

Wirkungen des europäischen 
Patents und der europäischen 
Patentanmeldung 

Artikel 63 

Laufzeit des europäischen Patents 

(1) Die Laufzeit des europäischen 
Patents beträgt zwanzig Jahre, ge¬ 
rechnet vom Anmeldetag an. 

(2) Absatz 1 läßt das Recht eines 
Vertragsstaats unberührt, die Laufzeit 


Article 61 

European patent applications by 
persons not having the right 
to a European patent 

(1) If by a final decision it is ad- 
judged that a person referred to in 
Article 60, paragraph 1, other than the 
applicant, is entitled to the grant of a 
European patent, that person may, 
within a period of three months after 
the decision has become final, provid- 
ed that the European patent has not 
yet been granted, in respect of those 
Contracting States designated in the 
European patent application in which 
the decision has been taken or recog- 
nised, or has to be recognised on the 
basis of the Protocol on Recognition 
annexed to this Convention: 


(a) prosecute the application as his 
own application in place of the 
applicant, 

(b) file a new European patent appli¬ 
cation in respect of the same in- 
vention, or 

(c) request that the application be 
refused. 


(2) The provisions of Article 76, par¬ 
agraph 1, shall apply mutatis mutan- 
dis to a new application filed under 
Paragraph 1. 

(3) The procedure to be followed in 
carrying out the provisions of para¬ 
graph 1, the special conditions apply- 
ing to a new application filed under 
paragraph 1 and the time lirait for 
paying the filing, search and desig- 
nation fees on it are laid down in the 
Implementing Regulations. 


Article 62 

Right oi the inventor to be mentioned 

The inventor shall have the right, 
vis-ä-vis the applicant for or proprie- 
tor of a European patent, to be men¬ 
tioned as such before the European 
Patent Office. 


Chapter III 

Effects o! the European patent 
and the European patent 
application 

Article 63 

Term of the European patent 

(1) The term of the European patent 
shall be 20 years as from the date of 
filing of the application. 

(2) Nothing in the preceding para¬ 
graph shall limit the right of a Con- 


Article 61 

Demande de brevet europeen 
par une personne non habililee 

(1) Si une decision passee en force 
de chose jugee a reconnu le droit ä 
l'obtenlion du brevet europeen ä une 
personne visee ä l'article 60, para- 
graphe 1, autre que le demandeur, et 
ä condition que le brevet europeen 
n'ait pas encore ete delivre, cette per¬ 
sonne peut, dans un dölai de trois 
mois apres que la decision est passee 
en force de chose jugee, et en ce qui 
concerne les Etats contractants de- 
signes dans la demande de brevet eu¬ 
ropeen dans lesquels la decision a ete 
rendue ou reconnue, ou doit etre re- 
connue en vertu du protocole sur la 
reconnaissance, annexe a la presente 
convention: 

a) poursuivre, aux lieu et place du 
demandeur, la procedure relative 
ä la demande, en prenant cette 
demande ä son compte, 

b) deposer une nouvelle demande de 
brevet europeen pour la meme in- 
vention, ou 

c) demander le rejet de la demande. 


(2) Les dispositions de l'article 76, 
paragraphe i, sont applicables ä toute 
nouvelle demande deposöe en vertu 
des dispositions du paragraphe 1. 

(3) Les proeödures destinöes ä assu- 
rer l'application du paragraphe 1, les 
dispositions particulieres applicables 
ä la nouvelle demande de brevet eu¬ 
ropeen deposee en application du 
paragraphe 1, ainsi que le delai pour 
le paiement des taxes de depöt, de 
recherche et de designation exigibles 
au titre de cette demande sont fixes 
par le regiement d'execution. 

Article 62 

Droit de Hnventeur ä etre ddsignd 

L’inventeur a le droit, ä l'egard du 
titulaire de la demande de brevet eu¬ 
ropeen ou du brevet europeen, d etre 
designe en tant que tel aupres de 
l’Office europeen des brevets. 

Chapltre III 

Effets du brevet europden 
et de la demande de brevet 
europden 

Article 63 

Duree du brevet europeen 

(1) La duree du brevet europeen est 
de vingt annees ä compter de la date 
de depöt de la demande. 

(2) Le paragraphe 1 ne saurait limi- 
ter le droit dun Etat conlractant de 
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eines europäischen Patents im Kriegs¬ 
fall oder in einer vergleichbaren Kri¬ 
senlage dieses Staats zu den gleichen 
Bedingungen zu verlängern, die für 
die Laufzeit der nationalen Patente 
dieses Staats gelten. 

Artikel 64 

Rechte aus dem europäischen Patent 

(1) Das europäische Patent gewährt 
seinem Inhaber von dem Tag der Be¬ 
kanntmachung des Hinweises auf 
seine Erteilung an in jedem Verlrags- 
staat, für den es erteilt ist, vorbehalt¬ 
lich Absatz 2 dieselben Rechte, die 
ihm ein in diesem Staat erteiltes na¬ 
tionales Patent gewähren würde. 

(2) Ist Gegenstand des europäischen 
Patents ein Verfahren, so erstreckt 
sich der Schutz auch auf die durch 
das Verfahren unmittelbar hergestell¬ 
ten Erzeugnisse. 

(3) Eine Verletzung des europäi¬ 
schen Patents wird nach nationalem 
Recht behandelt. 

Artikel 65 

Übersetzung der europäischen 
Patentschrift 

(1) Jeder Vertragsstaat kann für 
den Fall, daß die Fassung, in der das 
Europäische Patentamt für diesen 
Staat ein europäisches Patent zu er¬ 
teilen oder in geänderter Fassung auf¬ 
rechtzuerhalten beabsichtigt, nicht in 
einer seiner Amtssprachen vorliegt, 
vorschreiben, daß der Anmelder oder 
Patentinhaber bei der Zentralbehörde 
für den gewerblichen Rechtsschutz 
eine Übersetzung der Fassung nach 
seiner Wahl in einer der Amtsspra¬ 
chen dieses Staats oder, soweit der 
betreffende Staat die Verwendung 
einer bestimmten Amtssprache vorge¬ 
schrieben hat, in dieser Amtssprache 
einzureichen hat. Die Frist für die 
Einreichung der Übersetzung beträgt 
drei Monate nach Beginn der in Ar¬ 
tikel 97 Absatz 2 Buchstabe b oder 
gegebenenfalls in Artikel 102 Absatz 3 
Buchstabe b genannten Frist, sofern 
nicht der betreffende Staat eine län¬ 
gere Frist vorschreibt. 

(2) Jeder Vertragsstaat, der eine 
Vorschrift nach Absatz 1 erlassen hat, 
kann vorschreiben, daß der Anmel¬ 
der oder Patentinhaber innerhalb 
einer von diesem Staat bestimmten 
Frist die Kosten für eine Veröffent¬ 
lichung der Übersetzung ganz oder 
teilweise zu entrichten hat. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann vor¬ 
schreiben, daß im Fall der Nichtbe¬ 
achtung einer auf Grund der Absätze 1 
und 2 erlassenen Vorschrift die Wir¬ 
kungen des europäischen Patents in 
diesem Staat als von Anfang an nicht 
eingetreten gelten. 


tracling State to extend the term of a 
European patent under the same con- 
ditions as those applying to its nation¬ 
al patents, in order to take into ac- 
count a state of war or similar emer- 
gency conditions affecting that State. 

Article 64 

Rights conferred by a European 
patent 

(1) A European patent shall, subject 
to the provisions of paragraph 2, con¬ 
fer on its proprietor from the date of 
publication of the mention of its 
grant, in each Contracting State in re- 
spect of which it is granted, the same 
rights as would be conferred by a na¬ 
tional patent granted in that State. 

(2) If the subject-matter of the Eu¬ 
ropean patent is a process, the protec¬ 
tion conferred by the patent shall ex¬ 
tend to the products directly obtained 
by such process. 

(3) Any infringement of a European 
patent shall be dealt with by national 
law. 


Article 65 

Translation of the specificatton 
of the European patent 

(1) Any Contracting State may 
prescribe that if the text, in which the 
European Patent Office intends to 
grant a European patent or mainlain a 
European patent as amended for that 
State, is not drawn up in one of its of- 
ficial languages, the applicant for or 
proprietor of the patent shall supply 
to its central industrial property Of¬ 
fice a translation of this text in one of 
its official languages at his option 
or, where that State has prescribed 
the use of one specific official lan- 
guage, in that language. The period 
for supplying the translation shall be 
three months after the Start of the 
time limit referred to in Article 97, 
paragraph 2 (b), or Article 102, para¬ 
graph 3 (b), unless the State con- 
cerned prescribes a longer period. 


(2) Any Contracting State which 
has adopted provisions pursuant to 
paragraph 1 may prescribe that the 
applicant for or proprietor of the pat¬ 
ent must pay all or part of the costs 
of publication of such translation 
within a period laid down by that 
State. 

(3) Any Contracting State may 
prescribe that in the event of failure 
to observe the provisions adopted in 
accordance with paragraphs 1 and 2, 
the European patent shall be deemed 
to be void ab initio in that State. 


prolonger la duree d un brevet euro¬ 
peen aux menies conditions que celles 
de ses brevets nationaux, pour tenir 
compte d un etat de guerre ou d'un 
etat de crise comparable affectant lc- 
dit Etat. 

Article 64 

Droits confer^s par le brevet 
europeen 

(1) Sous reserve du paragraphe 2, 
le brevet europeen confere ä son titu- 
laire, ä compter du jour de la publica¬ 
tion de la mention de sa delivrance 
et dans chacun des Etats contractants 
pour lesquels il a ete delivre, les me¬ 
ines droits que lui confererait un bre¬ 
vet national delivre dans cet Etat. 

(2) Si l'objet du brevet europeen 
porte sur un procede, les droits con- 
feres par ce brevet s'etendent aux 
produits obtenus directement par ce 
procede. 

(3) Toute contrefagon du brevet eu¬ 
ropeen est appreciee conformement 
aux dispositions de la legislation na¬ 
tionale. 

Article 65 

Traduction du fascicule du brevet 
europeen 

(1) Tout Etat contractant peut pres- 
crire, lorsque le texte dans lequel 
l’Office europeen des brevets envi- 
sage de dölivrer un brevet europeen 
pour cet Etat ou de maintenir pour 
ledit Etat un brevet europeen sous 
sa forme modifiee n’est pas redige 
dans une des langues officielles de 
l'Etat considere, que le demandeur 
ou le titulaire du brevet doit fournir 
au Service central de la propriete in¬ 
dustrielle une traduction de ce texte 
dans l'une de ces langues officielles, 
ä son choix, ou, dans la mesure oü 
l’Etat en question a irapose l'utilisa- 
tion d une langue officielle determi- 
nee, dans cette derniere langue. La 
traduction doit etre produite dans un 
delai de trois mois commengant ä cou- 
rir du point de depart, soit du delai 
vise ä Tarticle 97, paragraphe 2, let¬ 
tre b), soit, le cas echeant, du delai 
vise ä l articie 102, paragraphe 3, let¬ 
tre b), ä moins que l'Etat considere 
n'accorde un delai plus long. 

(2) Tout Etat contractant qui a 
adopte des dispositions en vertu du 
paragraphe 1 peut prescrire que le 
demandeur ou le titulaire du brevet 
acquitte, dans un delai fixe par cet 
Etat, tout ou partie des frais de pu¬ 
blication de la traduction. 

(3) Tout Etat contractant peut pres¬ 
crire que, si les dispositions adoptees 
en vertu des paragraphes 1 et 2 ne 
sont pas observees, le brevet euro¬ 
peen est, des l'origine, repute sans 
effet dans cet Etat. 
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Artikel 66 

Wirkung der europäischen 
Patentanmeldung 
als nationale Hinterlegung 

Eine europäische Patentanmeldung, 
deren Anmeldetag feststeht, hat in 
den benannten Vertragsstaaten die 
Wirkung einer vorschriftsmäßigen na¬ 
tionalen Hinterlegung, gegebenenfalls 
mit der für die europäische Patentan¬ 
meldung in Anspruch genommenen 
Priorität. 

Artikel 67 

Rechte aus der europäischen 
Patentanmeldung 
nach Veröffentlichung 

(1) Die Europäische Patentanmel¬ 
dung gewährt dem Anmelder vom 
Tag ihrer Veröffentlichung nach Arti¬ 
kel 93 an in den in der Veröffent¬ 
lichung angegebenen benannten Ver¬ 
tragsstaaten einstweilen den Schutz 
nach Artikel 64. 

(2) Jeder Vertragsstaat kann vor¬ 
sehen, daß die europäische Patentan¬ 
meldung nicht den Schutz nach Arti¬ 
kel 64 gewährt. Der Schutz, der mit 
der Veröffentlichung der europäischen 
Patentanmeldung verbunden ist, darf 
jedoch nicht geringer sein als der 
Schutz, der sich auf Grund des Rechts 
des betreffenden Staats aus der zwin¬ 
gend vorgeschriebenen Veröffent¬ 
lichung der ungeprüften nationalen 
Patentanmeldungen ergibt. Zumindest 
hat jeder Vertragsstaat vorzusehen, 
daß der Anmelder für die Zeit von 
der Veröffentlichung der europäischen 
Patentanmeldung an von demjenigen, 
der die Erfindung in diesem Vertrags¬ 
staat unter Voraussetzungen benutzt 
hat, die nach dem nationalen Recht 
im Fall der Verletzung eines nationa¬ 
len Patents' sein Verschulden begrün¬ 
den würden, eine den Umständen 
nach angemessene Entschädigung ver¬ 
langen kann. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann für 
den Fall, daß eine seiner Amtsspra¬ 
chen nicht die Verfahrenssprache ist, 
vorsehen, daß der einstweilige Schutz 
nach den Absätzen 1 und 2 erst von 
dem Tag an eintritt, an dem eine 
Übersetzung der Patentansprüche 
nach Wahl des Anmelders in einer 
der Amtssprachen dieses Staats oder, 
soweit der betreffende Staat die Ver¬ 
wendung einer bestimmten Amts¬ 
sprache vorgeschrieben hat, in dieser 
Amtssprache 

a) der Öffentlichkeit unter den nach 
nationalem Recht vorgesehenen 
Voraussetzungen zugänglich ge¬ 
macht worden ist oder 

b) demjenigen übermittelt worden ist, 
der die Erfindung in diesem Ver¬ 
tragsstaat benutzt. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 
vorgesehenen Wirkungen der euro- 


Article 66 

Equivalence of European filing 
with national filing 

A European patent application 
which has been accorded a date of 
filing shall, in the designated Con¬ 
tracting States, be equivalent to a 
regulär national filing, where appro- 
priate with the priority claimed for 
the European patent application. 

Article 67 

Rights conferred by a 
European patent application 
after publication 

(1) A European patent application 
shall, from the date of its publication 
under Article 93, provisionally confer 
upon the applicant such protection as 
is conferred by Article 64, in the Con¬ 
tracting States designated in the ap¬ 
plication as published. 

(2) Any Contracting State may pre- 
scribe that a European patent applica¬ 
tion shall not confer such protection 
as is conferred by Article 64. How- 
ever, the protection attached to the 
publication of the European patent 
application may not be less than that 
which the laws of the State concerned 
attach to the compulsory publication 
of unexamined national patent appli- 
cations. In any event, every State 
shall ensure at least that, from the 
date of publication of a European pat¬ 
ent application, the applicant can 
Claim compensation reasonable in the 
circumstances from any person who 
has used the invention in the said 
State in circumstances where that 
person would be liable under national 
law for infringement of a national 
patent. 


(3) Any Contracting State which 
does not have as an official language 
the language of the proceedings, may 
prescribe that provisional protection 
in accordance with paragraphs 1 and 
2 above shall not be effective until 
such time as a translation of the 
Claims in one of its official languages 
at the Option of the applicant or, 
where that State has prescribed the 
use of one specific official language, 
in that language: 

(a) has been made available to the 
public in the manner prescribed 
by national law, or 

(b) has been communicated to the 
person using the invention in the 
said State. 

(4) The European patent application 
shall be deemed never to have had 


Article 66 

Valeur de depöt national 
du depöt europden 

La deniande de brevet europeen ä 
laquelle une date de depöt a ete ac- 
cordee a, dans les Etats contractants 
designes, la valeur d un depöt national 
regulier, compte tenu, le cas echeant, 
du droit de priorite invoque ä l'appui 
de la demande de brevet europeen. 

Article 67 

Droits conförös par la demande 
de brevet europöen 
aprös sa publication 

(1) A compter de sa publication en 
vertu de l'article 93, la demande de 
brevet europeen assure provisoire- 
ment au demandeur, dans les Etats 
contractants dösignes dans la deman¬ 
de de brevet teile que publiee, la pro¬ 
tection prevue ä l'article 64. 

(2) Chaque Etat contractant peut 
prevoir que la demande de brevet eu¬ 
ropeen nassure pas la protection pre¬ 
vue ä l'article 64. Toutefois, la protec¬ 
tion attachee ä la publication de la 
demande de brevet europeen ne peut 
etre inferieure ä celle que la legisla- 
tion de l'Etat considere attache ä la 
publication obligatoire des demandes 
de brevet national non examinees. En 
tout etat de cause, chaque Etat con¬ 
tractant doit, pour le moins, prevoir 
qu'ä partir de la publication de la 
demande de brevet europeen, le de¬ 
mandeur peut exiger une indemnite 
raisonnable, fixee suivant les circons- 
tances, de toute personne ayant ex- 
ploite, dans cet Etat contractant, l'in- 
vention qui fait l'objet de la demande 
de brevet europeen, dans des condi- 
tions qui, selon le droit national, met- 
traient en jeu sa responsabilite s il 
s'agissait d une contrefacon d'un bre¬ 
vet national. 

(3) Chaque Etat contractant qui n a 
pas comme langue officielle la langue 
de la procedure peut prevoir que la 
protection provisoire visee aux para- 
graphes 1 et 2 n'est assuree qu'ä par¬ 
tir de la date ä laquelle une traduc- 
tion des revendications, soit dans 
l’une des langues officielles de cet 
Etat, au choix du demandeur, soit, 
dans la mesure oü l'Etat en question 
a impose 1‘utilisation d une langue of¬ 
ficielle determinee, dans cette der- 
niere langue: 

a) a ete rendue accessible au public, 
dans les conditions pievues par sa 
legislation nationale, ou 

b) a ete remise ä )a personne ex- 
ploitant, dans celui-ci, l'invention 
qui fait l’objet de la demande de 
brevet europeen. 

(4) Les effets de la demande de bre¬ 
vet europeen prevus aux paragraplies 
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päischen Patentanmeldung gelten als 
von Anfang an nicht eingelreten, 
wenn die europäische Patentanmel- 
düng zurückgenommen worden ist, als 
zurückgenommen gilt oder rechtskräf¬ 
tig zurückgewiesen worden ist. Das 
gleiche gilt für die Wirkungen der 
europäischen Patentanmeldung in 
einem Vertragsstaat, dessen Benennung 
zurückgenommen worden ist oder als 
zurückgenommen gilt. 

Artikel 68 

Wirkung des Widerrufs 
des europäischen Patents 

Die in den Artikeln 64 und 67 vor¬ 
gesehenen Wirkungen der europäi¬ 
schen Patentanmeldung und des dar¬ 
auf erteilten europäischen Patents gel¬ 
ten in dem Umfang, in dem das Pa¬ 
tent im Einspruchsverfahren wider¬ 
rufen ist, als von Anfang an nicht 
eingetreten. 

Artikel 69 
Schutzbereich 

(1) Der Schutzbereidh des europäi¬ 
schen Patents und der europäischen 
Patentanmeldung wird durch den 
Inhalt der Patentansprüche bestimmt. 
Die Beschreibung und die Zeichnun¬ 
gen sind jedoch zur Auslegung der 
Patentansprüche heranziehen. 

(2) Für den Zeitraum bis zur Ertei¬ 
lung des europäischen Patents wird 
der Schutzbereich der europäischen 
Patentanmeldung durch die zuletzt ein¬ 
gereichten Patentansprüche, die in der 
Veröffentlichung nach Artikel 93 ent¬ 
halten sind, bestimmt. Jedoch be¬ 
stimmt das europäische Patent in sei¬ 
ner erteilten oder im Einspruchsver- 
fahren geänderten Fassung rückwir¬ 
kend den Schutzbereich der Anmel¬ 
dung, soweit dieser Schutzbereich 
nicht erweitert wird. 

Artikel 70 

Verbindliche Fassung 
einer europäischen Patentanmeldung 
oder eines europäischen Patents 

(1) Der Wortlaut einer europäischen 
Patentanmeldung oder eines europäi¬ 
schen Patents in der Verfahrens¬ 
sprache stellt in Verfahren vor dem 
Europäischen Patentamt sowie in 
jedem Vertragsstaat die verbindliche 
Fassung dar. 

(2) Im Fall des Artikels 14 Absatz 2 
ist jedoch in Verfahren vor dem Eu¬ 
ropäischen Patentamt der ursprüng¬ 
liche Text für die Feststellung maß¬ 
gebend, ob der Gegenstand der euro¬ 
päischen Patentanmeldung oder des 
europäischen Patents nicht über den 
Inhalt der Anmeldung in der einge¬ 
reichten Fassung hinausgeht. 


the effecls set out in paragraphs 1 
and 2 above when it has been with- 
drawn, deemed to be withdrawn or 
finally refused. The same shall appiy 
in respect of the effects of the Euro¬ 
pean patent application in a Contract¬ 
ing State the designation of which is 
withdrawn or deemed to be with¬ 
drawn. 


Article 68 

Effect of revocation 
of the European patent 

The European patent application 
and the resulting patent shall be 
deemed not to have had, as from the 
outset. the effects specified in Arti- 
cles 64 and 67, to the extent that the 
patent has been revoked in Opposition 
proceedings. 


Article 69 

Extent of protection 

(1) The extent of the protection 
conferred by a European patent or a 
European patent application shall be 
determined by the terms of the 
Claims. Nevertheless, the description 
and drawings shall be used to Inter¬ 
pret the Claims. 

(2) For the period up to grant of the 
European patent, the extent of the 
protection conferred by the European 
patent application shall be determined 
by the latest fiied Claims contained in 
the publication under Article 93. 
However, the European patent as 
granted or as amended in Opposition 
proceedings shall determine retro- 
actively the protection conferred by 
the European patent application, in so 
far as such protection is not thereby 
extended. 


Article 70 

Authentic text of a European patent 
application or European patent 

(1) The text of a European patent 
application or a European patent in 
the language of the proceedings shall 
be the authentic text in any proceed¬ 
ings before the European Patent Of¬ 
fice and in any Contracting State. 

(2) However, in the case referred to 
in Article 14, paragraph 2, the original 
text shall, in proceedings before the 
European Patent Office, constitute the 
basis for determining whether the 
subject-matter of the application or 
patent extends beyond the content of 
the application as fiied. 


i et 2 sont reputes nuis el non avenus 
lorsque la demande de brevet euro¬ 
peen a ete retiree, ou est reputee 
retiree ou a ete rejetee en vertu 
d'une decision passee en force de 
chose jugee. II en est de meine des 
effets de la demande de brevet euro¬ 
peen dans un Etat contractant dont la 
designation a ete retiree ou est repu¬ 
tee retiree. 


Article 68 

Effets de la revocation 
du brevet europeen 

La demande de brevet europeen 
ainsi que le brevet europeen auquel 
eile a donne lieu sont reputes navoir 
pas eu des l’origine, totalement ou 
partieliement, les effets prevus aux 
articles 64 et 66, selon que le brevet 
a ete rävoque en tout ou en partie 
au cours d'une procedure d'opposilion. 

Article 69 

Etendue de la protection 

(1) L‘£tendue de la protection con- 
feree par le brevet europöen ou par la 
demande de brevet europeen est de- 
termin6e par la teneur des revendica- 
tions. Toutefois, la description et les 
dessins servent ä Interpreter les re- 
vendications. 

(2) Pour la pöriode allant jusqu’A la 
delivrance du brevet europeen, l’6ten- 
due de la protection conföröe par la 
demande de brevet europeen est d6- 
tennin^e par les revendications d£po- 
sees en demier lieu contenues dans la 
publication pr4vue ä l'article 93. Tou¬ 
tefois, le brevet europeen tel que de- 
livre ou modifie au cours de la proce¬ 
dure d'opposition determine retroacti- 
vement cette protection pour autant 
que celle-ci n'est pas etendue. 


Article 70 

Texte de la demande de brevet 
europeen ou du brevet europeen 
falsant fol 

(1) Le texte de la demande de bre¬ 
vet europeen ou du brevet europeen 
redigö dans la langue de la procedure 
est le texte qui fait foi dans toutes 
les procedures devant l'Office euro¬ 
peen des brevets et dans tous les 
Etats contractants. 

(2) Toutefois, dans le cas vise a 
l'article 14, paragraphe 2, le texte ini¬ 
tialement depose est pris en conside- 
ration pour determiner, dans les pro¬ 
cedures devant l'Office europeen des 
brevets, si l'objet de la demande de 
brevet europeen ou du brevet euro¬ 
peen n'a pas ete etendu au-delä du 
contenu de la demande teile qu elle 
a ete deposee. 
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(3) Jeder Vertragsslaat kann vor¬ 
sehen, daß in seinem Staat eine 
im Übereinkommen vorgeschriebene 
Übersetzung in einer seiner Amts¬ 
sprachen für den Fall maßgebend ist, 
daß der Schutzbereich der europäi¬ 
schen Patentanmeldung oder des eu¬ 
ropäischen Patents in der Sprache der 
Übersetzung enger ist als der Schutz¬ 
bereich in der Verfahrenssprache; 
dies gilt nicht für Nichtigkeitsverfah¬ 
ren. 

(4) Jeder Vertragsstaat, der eine 
Vorschrift nach Absatz 3 erläßt, 

a) muß dem Anmelder oder Patentin¬ 
haber gestatten, eine berichtigte 
Übersetzung der europäischen Pa¬ 
tentanmeldung oder des europäi¬ 
schen Patents einzureichen. Die 
berichtigte Übersetzung hat erst 
dann rechtliche Wirkung, wenn die 
von dem Vertragsstaat in entspre¬ 
chender Anwendung der Artikel 65 
Absatz 2 und Artikel 67 Absatz 3 
aufgestellten Voraussetzungen er¬ 
füllt sind; 

b) kann vorsehen, daß derjenige, der 
in diesem Staat in gutem Glauben 
eine Erfindung in Benutzung ge¬ 
nommen oder wirkliche und ernst¬ 
hafte Veranstaltungen zur Benut¬ 
zung einer Erfindung getroffen hat, 
deren Benutzung keine Verletzung 
der Anmeldung oder des Patents 
in der Fassung der ursprünglichen 
Übersetzung darstellen würde, 
nach Eintritt der rechtlichen Wir¬ 
kung der berichtigten Übersetzung 
die Benutzung in seinem Betrieb 
oder für die Bedürfnisse seines Be¬ 
triebs unentgeltlich fortsetzen darf. 

Kapitel IV 

Die europäische Patentanmeldung 

als Gegenstand des Vermögens 

Artikel 71 

Übertragung und Bestellung 

von Rechten 

Die europäische Patentanmeldung 
kann für einen oder mehrere der be¬ 
nannten Vertragsstaaten übertragen 
werden oder Gegenstand von Rechten 
sein. 

Artikel 72 

Rechtsgeschäftliche Übertragung 

Die rechtsgeschäftliche Übertragung 
der europäischen Patentanmeldung 
muß schriftlich erfolgen und bedarf 
der Unterschrift der Vertragsparteien. 

Artikel 73 

Vertragliche Lizenzen 

Eine europäische Patentanmeldung 
kann ganz oder teilweise Gegenstand 


(3) Any Contracting State may pro- 
vide that a translation, as provided 
for in this Convention, in an official 
language of that State, shall in that 
State be regarded as authentic, except 
for revocation proceedings, in the 
event of the application or patent in 
the language of the translation con- 
ferring protection which is narrower 
than that conferred by it in the lan¬ 
guage of the proceedings. 


(4) Any Contracting State which 
adopts a Provision under paragraph 3: 

(a) must allow the applicant for or 
proprietor of the patent to file a 
corrected translation of the Euro¬ 
pean patent application or Euro¬ 
pean patent. Such corrected trans¬ 
lation shall not have any legal ef- 
fect until any conditions estab- 
lished by the Contracting State 
under Article 65, paragraph 2, and 
Article 67, paragraph 3, have been 
complied with mutatis mutandis; 


(b) may prescribe that any person 
who, in that State, in good faith is 
using or has made effective and 
serious preparations for using an 
invention the use of which would 
not constitute infringement of the 
application or patent in the origi¬ 
nal translation may, after the cor¬ 
rected translation takes effect, 
continue such use in the course of 
his business or for the needs 
thereof without payment. 


Chapter IV 

The European patent application 
as an object of property 

Article 71 

Transfer and Constitution of rights 

A European patent application may 
be transferred or give rise to rights 
for one or more of the designated 
Contracting States. 


Article 72 
Assignment 

An assignment of a European pat¬ 
ent application shall be made in writ- 
ing and shall require the signature of 
the parües to the contract. 

Article 73 

Contractual llcensing 

A European patent application may 
be licensed in whole or in part for the 


(3) Tout Etat contractant peut pre- 
voir qu'une traduclion dans une lan- 
guc oflicielle de cet Etat, ainsi qu'en 
dispose la presente Convention, est 
consideree dans ledit Etat comme 
etant le texte qui fait foi, hormis les 
cas d’actions en nullite, si la demande 
de brevet europeen ou le brevet euro¬ 
peen dans la langue de la traduction 
confere une protection moins etendue 
que celle conferee par ladite demande 
ou par ledit brevet dans la langue de 
la procedure. 

(4) Tout Etat contractant qui arrete 
une disposition en application du pa- 
ragraphe 3, 

a) doit permettre au demandeur ou 
au titulaire du brevet europeen de 
produire une traduction r6visee de 
la demande ou du brevet. Cette 
traduction revisee n a pas d effet 
juridique aussi longtemps que les 
conditions fixees par l’Etat con¬ 
tractant en application de l’arti- 
cle 65, paragraphe 2 et de l'ar- 
ticle 67, paragraphe 3, n'ont pas 
6te remplies; 

b) peut prevoir que celui qui, dans 
cet Etat, a, de bonne foi, commen- 
c6 ä 6xpIoiter une invention ou a 
fait des pröparatifs effectifs et se- 
rieux ä cette fin, sans que cette 
exploitation constitue une contre- 
faqon de la demande ou du brevet 
dans le texte de la traduction ini¬ 
tiale, peut, des que Ja traduction 
r4visee a pris effet, poursuivre ä 
titre gratuit son exploitation dans 
son entreprise ou pour les besoins 
de celle-ci. 


Chapitre IV 

De la demande de brevet europeen 
comme objet de propridtö 

Article 71 

Transferl et Constitution de droits 

La demande de brevet europeen 
peut &tre transfer£e ou donner lieu ä 
la Constitution de droits pour un ou 
plusieurs des Etats contractants de- 
signes. 

Article 72 
Cession 

La cession de la demande de brevet 
europeen doit etre faite par ecrit et 
requiert la signature des parties au 
contrat. 

Article 73 

Licence contractuelle 

Une demande de brevet europeen 
peut faire, en sa totalite ou en partie, 
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von Lizenzen lür alle oder einen Teil 
der Hoheitsgebiete der benannten 
Vertragsstaaten sein. 

Artikel 74 
Anwendbares Recht 

Soweit in diesem Übereinkommen 
nichts anderes bestimmt ist, unterliegt 
die europäische Patentanmeldung als 
Gegenstand des Vermögens in jedem 
benannten Vertragsstaat und mit Wir¬ 
kung für diesen Staat dem Recht, das 
in diesem Staat für nationale Patent¬ 
anmeldungen gilt. 

Dritter Teil 

Die Europäische Patent¬ 
anmeldung 

Kapitel I 

Einreichung und Erfordernisse der 

europäischen Patentanmeldung 

Artikel 75 

Einreichung der europäischen 
Patentanmeldung 

(1) Die europäische Patentanmel¬ 
dung kann eingereicht werden: 

a) beim Europäischen Patentamt in 
München oder seiner Zweigstelle 
in Den Haag oder 

b) bei der Zentralbehörde für den ge¬ 
werblichen Rechtsschutz oder bei 
anderen zuständigen Behörden 
eines Vertragsstaats, wenn das 
Recht dieses Staats es gestattet. 
Eine in dieser Weise eingereichte 
Anmeldung hat dieselbe Wirkung, 
wie wenn sie an demselben Tag 
beim Europäischen Patentamt ein¬ 
gereicht worden wäre. 

(2) Absatz 1 steht der Anwendung 
der Rechts- und Verwaltungsvor¬ 
schriften nicht entgegen, die in einem 
Vertragsstaat 

a) für Erfindungen gelten, die wegen 
ihres Gegenstands nicht ohne vor¬ 
herige Zustimmung der zuständi¬ 
gen Behörden dieses Staats ins 
Ausland übermittelt werden dür¬ 
fen, oder 

b) bestimmen, daß Patentanmeldun¬ 
gen zuerst bei einer nationalen 
Behörde eingereicht werden müs¬ 
sen, oder die die unmittelbare Ein¬ 
reichung bei einer anderen Be¬ 
hörde von einer vorherigen Zu¬ 
stimmung abhängig machen. 

(3) Ein Vertragsstaat darf weder 
vorschreiben noch zulassen, daß euro¬ 
päische Teilanmeldungen bei einer in 
Absatz 1 Buchstabe b genannten Be¬ 
hörde eingereicht werden. 


whole or part of the terrilories ot Ihe 
designated Contracting Stales. 


Article 74 
Law applicable 

Unless otherwise specified in this 
Convention, the European patent ap- 
plication as an object of property 
shall, in each designated Contracting 
State and with effect for such State, 
be subject to the law applicable in 
that State to national patent applica- 
tions. 

Part III 

Application for European 
Patents 

Chapter I 

Filing and requirements of the 
European patent application 

Article 75 
Filing of the 

European patent application 

(1) A European patent application 
may be filed: 

(a) at the European Patent Office at 
Munich or its branch at The 
Hague, or 

(b) if the law of a Contracting State 
so permits, at the central indus¬ 
trial property Office or other com- 
petent authority of that State. An 
application filed in this way shall 
have the same effect as if it had 
been filed on the same date at the 
European Patent Office. 


(2) The provisions of paragraph 1 
shall not preclude the application of 
legislative or regulatory provisions 
which, in any Contracting State: 

(a) govern inventions which, owing 
to the nature of their subject-mat- 
ter may not be communicated 
abroad without the prior authori- 
sation of the competent authori- 
ties of that State, or 

(b) prescribe that each application is 
to be filed initially with a national 
authority or make direct filing 
with another authority subject to 
prior authorisation. 


(3) No Contracting State may pro- 
vide for or allow the filing of Euro¬ 
pean divisional applications with an 
authority referred to in paragraph 
1 (b). 


l'objel de Ücences pour toul ou parlie 
des terriloires des Etats contraclanls 
designes. 

Article 74 
Droit applicable 

Sauf dispositions contraires de Ia 
presente convention, la demande de 
brevet europeen comme objet de pro- 
priete est soumise, dans chaque Etat 
contractant designe et avec effet dans 
cet Etat, ä la legislation applicable 
dans ledit Etat aux demandes de bre¬ 
vet national. 

Troisieme Partie 

La demande de Brevet 
Europeen 

Chapitre I 

Däpöt de la demande de brevet 
europäen et conditlons auxquelles 
eile doit satlsfaire 

Article 75 

D6pÖt de la demande de brevet 
europ4en 

(1) La demande de brevet europeen 
peut etre deposee: 

a) soit aupres de 1‘Office europeen 
des brevets ä Munich ou de son 
departement ä La Haye; 

b) soit, si la legislation d un Etat con¬ 
tractant le permet, aupres du Ser¬ 
vice central de la propriete indus¬ 
trielle ou des autres Services com- 
petents de cet Etat. Une demande 
ainsi deposee a les memes effets 
que si eile avait öte döposee ä la 
meine date ä l'Office europeen des 
brevets. 

(2) Les dispositions du paragraphe 1 
ne peuvent faire obstacle ä l applica- 
tion des dispositions legislatives ou 
reglementaires qui, dans un Etat con¬ 
tractant: 

a) regissent les inventions qui ne 
peuvent, en raison de leur objet, 
etre communiquees ä letranger 
sans autorisation prealable des au- 
torites competentes de l’Etat en 
cause, ou 

b) prescrivent que toute demande de 
brevet doit etre initialement depo¬ 
see aupres d'une autorite nationa¬ 
le, ou soumettent ä une autorisa¬ 
tion prealable le depöt direct au¬ 
pres d’une autre autorite. 

(3) Aucun Etat contractant ne peut 
prevoir ni autoriser le depöt d'une 
demande divisionnaire de brevet euro¬ 
peen aupres d’une autorite visee au 
paragraphe 1, lettre b). 
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Artikel 76 

Europäische Teilanmeldung 

(1) Eine europäische Teilanmeldung 
ist unmittelbar beim Europäischen Pa¬ 
tentamt in München oder seiner 
Zweigstelle in Den Haag einzureichen. 
Sie kann nur für einen Gegenstand 
eingereicht werden, der nicht über 
den Inhalt der früheren Anmeldung 
in der ursprünglich eingereichten Fas¬ 
sung hinausgeht; soweit diesem Erfor¬ 
dernis entsprochen wird, gilt die Teil¬ 
anmeldung als an dem Anmeldetag 
der früheren Anmeldung eingereicht 
und genießt deren Prioritätsrecht. 

(2) In der europäischen Teilanmel¬ 
dung dürfen nur Vertragsstaaten be¬ 
nannt werden, die in der früheren 
Anmeldung benannt worden sind. 

(3) Das Verfahren zur Durchführung 
des Absatzes 1, die besonderen Er¬ 
fordernisse der europäischen Teilan¬ 
meldung und die Frist zur Zahlung 
der Anmeldegebühr, der Recherchen¬ 
gebühr und der Benennungsgebühren 
sind in der Ausführungsordnung vor¬ 
geschrieben. 

Artikel 77 

Übermittlung europäischer 
Patentanmeldungen 

(1) Die Zentralbehörde für den ge¬ 
werblichen Rechtsschutz eines Ver¬ 
tragsstaats hat die bei ihr oder bei 
anderen zuständigen Behörden dieses 
Staats eingereichten europäischen Pa¬ 
tentanmeldungen innerhalb der kürze¬ 
sten Frist, die mit der Anwendung der 
nationalen Vorschriften über die Ge¬ 
heimhaltung von Erfindungen im 
Interesse des Staats vereinbar ist, an 
das Europäische Patentamt weiterzu¬ 
leiten. 

(2) Die Vertragsstaaten ergreifen 
alle geeigneten Maßnahmen, damit die 
europäischen Patentanmeldungen, de¬ 
ren Gegenstand offensichtlich im Sinn 
der in Absatz 1 genannten Vorschrif¬ 
ten nicht geheimhaltungsbedürftig ist, 
innerhalb von sechs Wochen nach 
Einreichung der Anmeldung an das 
Europäische Patentamt weitergeleitet 
werden. 

(3) Europäische Patentanmeldungen, 
bei denen näher geprüft werden muß, 
ob sie geheimhaltungsbedürftig sind, 
sind so rechtzeitig weiterzuleiten, daß 
sie innerhalb von vier Monaten nach 
Einreichung der Anmeldung oder, 
wenn eine Priorität in Anspruch ge¬ 
nommen worden ist, innerhalb von 
vierzehn Monaten nach dem Priori¬ 
tätstag beim Europäischen Patentamt 
eingehen. 

(4) Eine europäische Patentanmel¬ 
dung, deren Gegenstand unter Ge- 


Article 76 

European divisional applicalions 

(1) A European divisional applica- 
tion must be filed directly with the 
European Patent Office at Munich or 
its branch at The Hague. It may be 
filed only in respect of subject-matter 
which does not extend beyond the 
content of the earlier application as 
filed; in so far as this Provision is 
complied with, the divisional applica¬ 
tion shall be deemed to have been 
filed on the date of filing of the earlier 
application and shall have the benefit 
of any right to priority. 

(2) The European divisional applica¬ 
tion shall not designate Contracting 
States which were not designated in 
the earlier application. 

(3) The procedure to be followed in 
carrying out the provisions of Par¬ 
agraph 1, the special conditions to be 
complied with by a divisional applica¬ 
tion and the time limit for paying the 
filing, search and designation fees are 
laid down in the Implementing Regu- 
lations. 

Article 77 
Forwarding of 

European patent applications 

(1) The central industrial property 
Office of a Contracting State shall be 
obliged to forward to the European 
Patent Office, in the shortest time 
compatible with the application of na¬ 
tional law concerning the secrecy of 
inventions in the interests of the 
State, any European patent applica¬ 
tions which have been filed with that 
Office or with other competent au- 
thorities in that State. 

(2) The Contracting States shall 
take all appropriate Steps to ensure 
that European patent applications, the 
subject of which is obviously not lia- 
ble to secrecy by virtue of the law re- 
ferred to in paragraph 1, shall be for- 
warded to the European Patent Office 
within six weeks after filing. 


(3) European patent applications 
which require further examination as 
to their liability to secrecy shall be 
forwarded in such manner as to reach 
the European Patent Office within 
four months after filing, or, where pri¬ 
ority has been claimed, fourteen 
months after the date of priority. 


(4) A European patent application, 
the subject of which has been made 


Article 76 

Demandes divisionnaires europeennes 

(1) Une demande divisionnaire de 
brevet europeen doit etre deposee di- 
rectement aupres de l'Office europeen 
des brevets ä Munich ou de son de- 
partement ä La Haye. Elle ne peut 
etre deposee que pour des elements 
qui ne s'etendent pas au delä du con- 
tenu de la demande initiale teile 
qu'elle a ete deposee; dans la mesure 
oü il est satisfait ä cette exigence, 
la demande divisionnaire est conside- 
ree comme deposee ä la date de de- 
pöt de la demande initiale et beneficie 
du droit de priorite. 

(2) Une demande divisionnaire de 
brevet europeen ne peut designer 
d'autres Etats contractants que ceux 
qui etaient designes dans la demande 
initiale. 

(3) La procedure destinee ä assurer 
l'application du paragraphe 1, les con- 
ditions particulieres auxquelles doit 
satisfaire une demande divisionnaire 
ainsi que le delai pour le paiement 
des taxes de depöt, de recherche et 
de designation sont fixes par le regie¬ 
ment d’execution. 


Article 77 

Transmission des demandes de brevet 
europäen 

(1) Le Service central de la proprie- 
tö industrielle de l'Etat contractant 
est tenu de transmettre ä l'Office eu¬ 
ropeen des brevets, dans le plus court 
delai compatible avec l'application de 
la legislation nationale relative ä la 
mise au secret des inventions dans 
J'interet de l'Etat, les demandes de 
brevet europeen deposees aupres de 
lui ou aupres des autres Services com- 
petents de cet Etat. 

(2) Les Etats contractants prennent 
toutes mesures utiles pour que les 
demandes de brevet europeen dont 
lobjet nest manifestement pas sus- 
ceptible d etre mis au secret en vertu 
de la legislation visöe au paragra¬ 
phe 1, soient transmises ä l’Office 
europeen des brevets dans un delai 
de six semaines apres leur depöt. 

(3) Les demandes de brevet euro¬ 
peen pour lesquelles il convient 
d’examiner si les inventions exigent 
une mise au secret doivent etre trans¬ 
mises suffisamment tot pour qu'elles 
parviennent ä l'Office europeen des 
brevets dans un delai de quatre mois, 
ä compter du depöt ou, lorsqu’une 
priorite a ete revendiquee, de quator- 
ze mois, ä compter de la date de 
priorite. 

(4) Une demande de brevet euro¬ 
peen dont l’objet a ete mis au secret 
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hcimschutz gestellt worden ist, wird 
nicht an das Europäische Patentamt 
weitergeleitet. 

(5) Europäische Patentanmeldungen, 
die nicht bis zum Ablauf des vier¬ 
zehnten Monats nach Einreichung der 
Anmeldung oder, wenn eine Priorität 
in Anspruch genommen worden ist, 
nach dem Prioritätstag dem Europäi¬ 
schen Patentamt zugehen, gelten als 
zurückgenommen. Die Anmeldege¬ 
bühr, die Recherchengebühr und die 
Benennungsgebühren werden zurück¬ 
gezahlt. 

Artikel 78 

Erfordernisse der europäischen 
Patentanmeldung 

(1) Die europäische Patentanmel¬ 
dung muß enthalten: 

a) einen Antrag auf Erteilung eines 
europäischen Patents; 

b) eine Beschreibung der Erfindung; 

c) einen oder mehrere Patentan¬ 
sprüche; 

d) die Zeichnungen, auf die sich die 
Beschreibung oder die Patentan¬ 
sprüche beziehen; 

e) eine Zusammenfassung. 

(2) Für die europäische Patentan¬ 
meldung sind die Anmeldegebühr und 
die Recherchengebühr innerhalb eines 
Monats nach Einreichung der Anmel¬ 
dung zu entrichten. 

(3) Die europäische Patentanmel¬ 
dung muß den Erfordernissen ge¬ 
nügen, die in der Ausführungsordnung 
vorgeschrieben sind. 


Artikel 79 

Benennung von Vertragsstaaten 

(1) Im Antrag auf Erteilung eines 
europäischen Patents sind der Ver¬ 
tragsstaat oder die Vertragsstaaten, in 
denen für die Erfindung Schutz be¬ 
gehrt wird, zu benennen. 

(2) Für die Benennung eines Ver¬ 
tragsstaats ist die Benennungsgebühr 
zu entrichten. Die Benennungsgebüh¬ 
ren sind innerhalb von zwölf Mona¬ 
ten nach Einreichung der europäi¬ 
schen Patentanmeldung oder, wenn 
eine Priorität in Anspruch genommen 
w'orden ist, nach dem Prioritätstag zu 
entrichten,* im letztgenannten Fall 
kann die Zahlung noch bis zum Ab¬ 
lauf der in Artikel 78 Absatz 2 ge¬ 
nannten Frist erfolgen, wenn diese 
Frist später abläuft. 

(3) Die Benennung eines Vertrags¬ 
staats kann bis zur Erteilung des eu¬ 
ropäischen Patents zurückgenommen 
werden. Die Zurücknahme der Benen¬ 
nung aller Vertragsstaaten gilt als 


secret, shall not be forwarded to the 
European Patent Office. 


(5) European patent applications 
which do not reach the European Pat¬ 
ent Office before the end of the four- 
teenth month after filing or, if priority 
has been claimed, after the date of 
priority, shall be deemed to be with- 
drawn. The filing, search and desig- 
nation fees shall be refunded. 


Article 78 

Requtrements of the 
European patent application 

(1) A European patent application 
shall contain: 

(a) a request for the grant of a Euro¬ 
pean patent; 

(b) a description of the invention; 

(c) one or more Claims; 

(d) any drawings referred to in the 
description or the Claims; 

(e) an abstract. 

(2) A European patent application 
shall be subject to the payment of the 
filing fee and the search fee within 
one month after the filing of the ap¬ 
plication. 

(3) A European patent application 
must satisfy the conditions laid down 
in the Implementing Regulations. 


Article 79 

Designation of Contracting States 

(1) The request for the grant of a 
European patent shall contain the 
designation of the Contracting State 
or States in which protection for the 
invention is desired. 


(2) The designation of a Contracting 
State shall be subject to the payment 
of the designation fee. The designa¬ 
tion fees shall be paid within twelve 
raonths after filing the European pat¬ 
ent application or, if priority has been 
claimed, after the date of priority; in 
the latter case, payment may still be 
made up to the expiry of the period 
specified in Article 78, paragraph 2, if 
that period expires later. 


(3) The designation of a Contracting 
State may be withdrawn at any time 
up to the grant of the European pat¬ 
ent. Withdrawal of the designation of 
all the Contracting States shall be 


n'est pas transmise ä 1‘Olfice euro- 
peen des brevets. 

(5) Les demandes de brevet euro¬ 
peen qui ne parviennent pas ä l'Of- 
fice europeen des brevets dans un 
delai de quatorze mois ä compter du 
depöt ou, si une priorite a ete reven- 
diquee, ä compter de la date de priori¬ 
te, sont reputees retirees. Les taxes 
de depöt, de recherche et de designa¬ 
tion sont restituees. 

Article 78 

Conditions auxquelles doit satisfaire 
la demande de brevet europöen 

(1) La demande de brevet europeen 
doit contenir: 

a) une requete en delivrance d un 
brevet europeen; 

b) une description de l'invention; 

c) une ou plusieurs revendications; 

d) les dessins auxquels se referent la 
description ou les revendications; 

e) un abrege. 

(2) La demande de brevet europeen 
donne lieu au paiement de la taxe 
de depöt et de la taxe de recherche; 
ces taxes doivent ötre acquittees au 
plus tard un mois apres le döpöt de la 
demande. 

(3) La demande de brevet europöen 
doit satisfaire aux conditions prövues 
par Ie regiement d'execution. 


Article 79 

Dösignation des Etats contractants 

(1) L'Etat contractant ou les Etats 
contractants dans lequel ou dans les- 
quels il est demande que l'invention 
soit protegee doivent etre dösignös 
dans la requete en delivrance du bre¬ 
vet europeen. 

(2) La designation d'un Etat con¬ 
tractant donne lieu au paiement d une 
taxe de designation. La taxe de desi¬ 
gnation est acquittee dans un delai 
de douze mois ä compter du depöt de 
la demande de brevet europeen ou, 
si une priorite a ete revendiquee, ä 
compter de la date de priorite; dans 
ce second cas, le paiement peut en- 
core etre effeetue jusqu'ä l'expiration 
du delai prevu ä l'arlicle 78, para- 
graphe 2, si celui-ci expire apres le 
delai de douze mois ä compter de la 
date de priorite. 

(3) La designation d'un Etat con¬ 
tractant peut etre retiree jusqu’ä la 
delivrance du brevet europeen. Le re- 
trait de la designation de tous les 
Etats contractants est repute etre un 
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Zurücknahme der europäischen Pa¬ 
tentanmeldung. Die Benennungsge¬ 
bühren werden nicht zurückgezahlt. 

Artikel 80 
Anmeldetag 

Der Anmeldetag einer europäischen 
Patentanmeldung ist der Tag, an dem 
die vom Anmelder eingereichten 
Unterlagen enthalten: 

a) einen Hinweis, daß ein europäi¬ 
sches Patent beantragt wird; 

b) die Benennung mindestens eines 
Vertragsstaats; 

c) Angaben, die es erlauben, die Iden¬ 
tität des Anmelders festzustelien; 

d) in einer der in Artikel 14 Absätze 1 
und 2 vorgesehenen Sprachen eine 
Beschreibung und einen oder 
mehrere Patentansprüche, selbst 
wenn die Beschreibung und die 
Patentansprüche nicht den übrigen 
Vorschriften dieses Übereinkom¬ 
mens entsprechen. 

Artikel 81 
Erfindernennung 

In der europäischen Patentanmel¬ 
dung ist der Erfinder zu nennen. Ist 
der Anmelder nicht oder nicht allein 
der Erfinder, so hat die Erfindemen- 
nung eine Erklärung darüber zu ent¬ 
halten, wie der Anmelder das Recht 
auf das europäische Patent erlangt 
hat. 

Artikel 82 

Einheitlichkeit der Erfindung 

Die europäische Patentanmeldung 
darf nur eine einzige Erfindung ent¬ 
halten oder eine Gruppe von Erfin¬ 
dungen, die untereinander in der 
Weise verbunden sind, daß sie eine 
einzige allgemeine erfinderische Idee 
verwirklichen. 

Artikel 83 

Offenbarung der Erfindung 

Die Erfindung ist in der europäi¬ 
schen Patentanmeldung so deutlich 
und vollständig zu offenbaren, daß ein 
Fachmann sie ausführen kann. 


Artikel 84 
Patentansprüche 

Die Patentansprüche müssen den 
Gegenstand angeben, für den Schutz 
begehrt wird. Sie müssen deutlich, 
knapp gefaßt und von der Beschrei¬ 
bung gestützt sein. 

Artikel 85 
Zusammenfassung 

Die Zusammenfassung dient aus¬ 
schließlich der technischen Informa- 


deemed to be a wilhdrawal ol the Eu¬ 
ropean patent appiieation. Designa¬ 
tion fees shall not be refunded. 

Article 80 
Date of filing 

The date of filing of a European 
patent appiieation shall be the date 
on which documents filed by the ap« 
plicant contain: 

(a) an indication that a European pat¬ 
ent is sought; 

(b) the designation of at least one 
Contracting State; 

(c) Information identifying the appli- 
cant; 

(d) a description and one or more 
Claims in one of the languages re- 
ferred to in Article 14, paragraphs 
1 and 2, even though the descrip¬ 
tion and the Claims do not comply 
with the other requirements of 
this Convention. 


Article 81 

Designation of the inventor 

The European patent appiieation 
shall designate the inventor. If the 
applicant is not the inventor or is not 
the sole inventor, the designation 
shall contain a Statement indicating 
the origin of the right to the Euro¬ 
pean patent. 

Article 82 
Unity of invention 

The European patent appiieation 
shall relate to one invention only or 
to a group of inventions so linked as 
to form a single general inventive 
concept. 

Article 83 

Disclosure of the Invention 

The European patent appiieation 
must disclose the invention in a man- 
ner sufficiently clear and complete for 
it to be carried out by a person skilled 
in the art. 

Article 84 

The Claims 

The Claims shall define the matter 
for which protection is sought. They 
shall be clear and concise and be sup- 
ported by the description. 

Article 85 
The abstract 

The abstract shall merely serve for 
use as technical information; it may 


retrait de la dernande de bivvol euro- 
pecn. Los laxes de designation ne sont 
pas restiluees. 

Article 80 
Date de depöt 

La date de depöt de la demande 
de brevet europeen est celle ä la- 
quelle le demandeur a produit des 
documents qui contiennent: 

a) une indication selon laquelle un 
brevet europeen est demande; 

b) la designation d au moins un Etat 
contractant; 

c) les indications qui permettent 
d'identifier le demandeur; 

d) une description et une ou plu- 
sieurs revendications dans une des 
langues visees ä l'article 14, para- 
graphes 1 et 2, meme si la des¬ 
cription et les revendications ne 
sont pas conformes aux autres exi- 
gences de la presente convention. 

Article 81 

Däsignation de l'inventeur 

La demande de brevet europeen doit 
comprendre la designation de l'inven- 
teur. Si le demandeur n'est pas l’inven- 
teur ou l unique inventeur, cette desi¬ 
gnation doit comporter une declara- 
tion indiquant lorigine de l'acquisi- 
tion du droit au brevet. 

Article 82 
Unitö d'invention 

La demande de brevet europeen ne 
peut concerner qu'une invention ou 
une pluralite d'inventions liees entre 
eiles de teile sorte quelles ne forment 
qu'un seul concept inventif general. 

Article 83 

Exposd de l’lnvention 

L'invention doit etre exposee dans 
la demande de brevet europeen de 
facon suffisamment claire et com¬ 
plete pour qu'un homme du metier 
puisse l'executer. 

Article 84 
Revendications 

Les revendications definissent l'ob- 
jet de la protection demandee. Elles 
doivent etre claires et concises et se 
fonder sur la description. 

Article 85 
Abr4g4 

L'abrege sert exclusivement ä des 
fins d information technique; il ne 
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tion; sie kann nicht für andere 
Zwecke, insbesondere nicht für die 
Bestimmung des Umfangs des begehr¬ 
ten Schutzes und für die Anwendung 
des Artikels 54 Absatz 3, herangezo¬ 
gen werden. 

Artikel 86 

Jahresgebühren für die europäische 
Patentanmeldung 

(1) Für die europäische Patentan¬ 
meldung sind nach Maßgabe der Aus¬ 
führungsordnung Jahresgebühren an 
das Europäische Patentamt zu ent¬ 
richten. Sie werden für das dritte und 
jedes weitere Jahr, gerechnet vom 
Anraeldetag an, geschuldet. 


(2) Erfolgt die Zahlung einer Jah¬ 
resgebühr nicht bis zum Fälligkeits¬ 
tag, so kann die Jahresgebühr noch 
innerhalb von sechs Monaten nach 
Fälligkeit wirksam entrichtet werden, 
sofern gleichzeitig die Zuschlagsge¬ 
bühr entrichtet wird. 

(3) Werden die Jahresgebühr und 
gegebenenfalls die Zuschlagsgebühr 
nicht rechtzeitig entrichtet, so gilt die 
europäische Patentanmeldung als zu¬ 
rückgenommen. Das Europäische Pa¬ 
tentamt ist allein befugt, hierüber zu 
entscheiden. 

(4) Die Verpflichtung zur Zahlung 
von Jahresgebühren endet mit der 
Zahlung der Jahresgebühr, die für das 
Jahr fällig ist, in dem der Hinweis auf 
die Erteilung des europäischen Pa¬ 
tents bekanntgemacht wird. 

Kapitel II 

Priorität 

Artikel 87 
Prioritätsrecht 

(1) Jedermann, der in einem oder 
mit Wirkung für einen Vertragsstaat 
der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums 
eine Anmeldung für ein Patent, ein 
Gebrauchsmuster, ein Gebrauchszerti¬ 
fikat oder einen Erfinderschein vor¬ 
schriftsmäßig eingereicht hat, oder 
sein Rechtsnachfolger genießt für die 
Anmeldung derselben Erfindung zum 
europäischen Patent während einer 
Frist von zwölf Monaten nach der 
Einreichung der ersten Anmeldung 
ein Prioritätsrecht. 

{2) Als prioritätsbegründend wird 
jede Anmeldung anerkannt, der nach 
dem nationalen Recht des Staats, in 
dem die Anmeldung eingereicht wor¬ 
den ist, oder nach zwei- oder mehrsei¬ 
tigen Verträgen unter Einschluß die¬ 
ses Übereinkommens die Bedeutung 
einer vorschriftsmäßigen nationalen 
Anmeldung zukommt. 


not be taken inlo account for any 
other purpose, in particular not for 
the purpose of interpreting the scope 
of the protection sought nor for the 
purpose of applying Article 54, par- 
agraph 3. 

Article 86 

Renewal fees for 
European patent applications 

(1) Renewal fees shall be paid to 
the European Patent Office in accord- 
ance with the Implementing Regula- 
tions in respect of European patent 
applications. These fees shall be due 
in respect of the third y ear and each 
subsequent year, calculated from the 
date of filing of the application. 


(2) When a renewal fee has not 
been paid on or before the due date, 
the fee may be validly paid witbin six 
months of the said date, provided that 
the additional fee is paid at the same 
time. 

(3) If the renewal fee and any addi¬ 
tional fee have not been paid in due 
time the European patent application 
shall be deemed to be withdrawn. The 
European Patent Office alone shall be 
competent to decide this. 

(4) The Obligation to pay renewal 
fees shall terminate with the payment 
of the renewal fee due in respect of 
the year in which the mention of the 
grant of the European patent is pub- 
lished. 


Chapter II 
Priority 

Article 87 
Priority right 

(1) A person who has duly filed in 
or for any State party to the Paris 
Convention for the Protection of In¬ 
dustrial Property, an application for a 
patent or for the registration of a 
utility modei or for a utility certifi¬ 
cate or for an inventor’s certificate, or 
his successors in title, shall enjoy, for 
the purpose of filing a European pat¬ 
ent application in respect of the same 
invention, a right of priority during a 
period of twelve months from the 
date of filing of the first application. 


(2) Every filing that is equivalent to 
a regulär national filing under the 
national law of the State where it was 
made or under bilateral or multilater¬ 
al agreements, including this Conven¬ 
tion, shall be recognised as giving 
rise to a right of priority. 


peut etre pris en consideration pour 
aucune aulre fin, notamment pour ap- 
precier l'etendue de la protection de- 
mandee et pour l application de l ar- 
ticle 54, paragraphe 3. 

Article 86 

Taxes annuelles pour la demande 
de brevet europöen 

(1) Des taxes annuelles doivent, con- 
formement aux dispositions du regie¬ 
ment d’execution, etre payees ä l'Of- 
fice europeen des brevets pour les 
Jemandes de brevet europeen. Ces 
taxes sont dues pour la troisieme an- 
nee, calculee du jour anniversaire du 
depöt de la demande, et pour chacune 
des annees suivantes. 

(2) Lorsque le paiement d une taxe 
annuelle n a pas ete effectue ä lechö- 
ance, cette taxe peut encore etre va- 
lablement acquittee dans un delai de 
six mois ä compter de l'öcheance, sous 
reserve du paiement simultane d une 
surtaxe. 

(3) Si la taxe annuelle, et, le cas 
echeant, la surtaxe n'a pas ete acquit¬ 
tee dans les delais, la demande de 
brevet europeen est reputee retiree. 
Seul, l’Office europeen des brevets est 
habilite ä prendre cette döcision. 

(4) Aucune taxe annuelle n est plus 
exigible apres le paiement de celle 
qui doit etre acquittee au titre de l'an- 
nee au cours de laquelle est publice 
la mention de la delivrance du brevet 
europeen. 

Chapitre II 
Prioritö 

Article 87 
Droit de priorite 

(1) Celui qui a regulierement depo- 
se, dans ou pour l'un des Etats partie 
ä la Convention de Paris pour la pro¬ 
tection de la propriöte industrielle, 
une demande de brevet d’invention, 
de modele d’utilite, de certificat d'uti- 
lite ou de certificat d'inventeur, ou 
son ayant cause, jouit, pour effectuer 
le depöt d’une demande de brevet 
europeen pour la tneme invention, 
d’un droit de priorite pendant un de¬ 
lai de douze mois apres le depöt de la 
premiere demande. 

(2) Est reconnu comme donnant 
naissance au droit de priorite, tout 
depöt ayant la valeur d’un depöt na¬ 
tional regulier en vertu de la legisla- 
tion nationale de l'Etat dans lequel il 
a ete effectue ou d'accords bilateraux 
ou multilateraux, y compris la pre¬ 
sente convention. 
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(3) Unter vorschriftsmäßiger na¬ 
tionaler Anmeldung ist jede Anmel¬ 
dung zu verstehen, die zur Festlegung 
des Tags ausreicht, an dem die An¬ 
meldung eingereicht v/orden ist, wo¬ 
bei das spätere Schicksal der Anmel¬ 
dung ohne Bedeutung ist. 

(4) Als erste Anmeldung, von deren 
Einreichung an die Prioritätsfrist läuft, 
wird auch eine jüngere Anmeldung 
angesehen, die denselben Gegenstand 
betrifft wie eine erste ältere in dem¬ 
selben oder für denselben Staat ein¬ 
gereichte Anmeldung, sofern diese 
ältere Anmeldung bis zur Einreichung 
der jüngeren Anmeldung zurückge¬ 
nommen, fallengelassen oder zurück¬ 
gewiesen worden ist, und zwar bevor 
sie öffentlich ausgelegt worden ist 
und ohne daß Rechte bestehen geblie¬ 
ben sind; ebensowenig darf diese 
ältere Anmeldung schon Grundlage 
für die Inanspruchnahme des Priori¬ 
tätsrecht gewesen sein. Die ältere An¬ 
meldung kann in diesem Fall nicht 
mehr als Grundlage für die Inan¬ 
spruchnahme des Prioritätsrechts die¬ 
nen. 

(5) Ist die erste Anmeldung in 
einem nicht zu den Vertragsstaaten 
der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums 
gehörenden Staat eingereicht worden, 
so sind die Absätze 1 bis 4 nur inso¬ 
weit anzuwenden, als dieser Staat 
nach einer Bekanntmachung des Ver¬ 
waltungsrats aufgrund einer ersten 
Anmeldung beim Europäischen Pa¬ 
tentamt und aufgrund einer ersten An¬ 
meldung in jedem oder für jeden 
Vertragsstaat gemäß zwei- oder mehr¬ 
seitigen Verträgen ein Prioritätsrecht 
gewährt, und zwar unter Vorausset¬ 
zungen und mit Wirkungen, die denen 
der Pariser Verbandsübereinkunft ver¬ 
gleichbar sind. 

Artikel 88 

Inanspruchnahme der Priorität 

(1) Der Anmelder, der die Priorität 
einer früheren Anmeldung in An¬ 
spruch nehmen will, hat eine Priori¬ 
tätserklärung, eine Abschrift der 
früheren Anmeldung und, wenn die 
Sprache der früheren Anmeldung 
nicht eine Amtssprache des Europäi¬ 
schen Patentamts ist, eine Überset¬ 
zung der früheren Anmeldung in einer 
der Amtssprachen einzureichen. Das 
Verfahren zur Durchführung dieser 
Vorschrift ist in der Ausführungsord¬ 
nung vorgeschrieben. 

(2) Für eine europäische Patentan¬ 
meldung können mehrere Prioritäten 
in Anspruch genommen werden, selbst 
wenn sie aus verschiedenen Staaten 
stammen. Für einen Patentanspruch 
können mehrere Prioritäten in An¬ 
spruch genommen werden. Werden 
mehrere Prioritäten in Anspruch ge- 


(3) By a regulär national liling is 
meanl any filing that is sufi ident to 
estabiish the date on which the appli- 
cation was filed, whatever may be the 
outcome of the application. 


(4) A subseguent application for the 
same subject-matter as a previous 
first application and filed in or in re- 
spect of the same State shall be con- 
sidered as the first application for the 
purposes of determining priority, pro- 
vided that, at the date of filing the 
subsequent application, the previous 
application has been withdrawn, 
abandoned or refused, without being 
open to public inspection and without 
leaving any rights outstanding, and 
has not served as a basis for claiming 
a right of priority, The previous appli¬ 
cation may not thereafter serve as a 
basis for claiming a right of priority. 


(5) If the first filing has been made 
in a State which is not a party to the 
Paris Convention for the Protection of 
Industrial property, paragraphs 1 to 4 
shall apply only in so far as that 
State, according to a notification pub- 
lished by the Administrative Council, 
and by virtue of bilateral or multilat¬ 
eral agreements, grants on the basis 
of a first filing made at the European 
Patent Office as well as on the basis 
of a first filing made in or for any 
Contracting State and subject to con- 
ditions equivalent to those laid down 
in the Paris Convention, a right of 
priority having equivalent effect. 


Artlcle 88 
Claiming priority 

(1) An applicant for a European pat¬ 
ent desiring to take advantage of the 
priority of a previous application 
shall file a declaration of priority, a 
copy of the previous application and, 
if the language of the latler is not 
one of the official languages of the 
European Patent Office, a translation 
of it in one of such official languages. 
The procedure to be followed in 
carrying out ihese provisions is laid 
down in the Implementing Regula- 
tions. 

(2) Multiple priorities may be 
claimed in respect of a European pat¬ 
ent application, notwithstanding the 
fact that they originated in different 
countries. Where appropriate, multiple 
priorities may be claimed for any one 
claim. Where multiple priorities are 
claimed, time limits which run from 


(3J Par depöt national regulier, on 
doit entern!re lout depöt qui suflit a 
etablir la date 4 laquelle la demande 
a eie deposee. quel que soit le sort 
ulterieur de cette demande. 


(4) Est consideree comme premiere 
demande, dont la date de depöt est le 
point de depart du delai de priorite, 
une demande ulterieure ayant le me- 
me objet qu une premiere demande 
anterieure, deposee dans ou pour le 
meine Etat, ä la condition que cette 
demande anterieure, 4 la date de de¬ 
pöt de la demande ulterieure, ait ete 
retiree, abandonnee ou refusee, sans 
avoir ete soumise ä l’inspection pu¬ 
blique et sans laisser subsister de 
droits, et qu'elle n'ait pas encore servi 
de base pour la revendication du droit 
de priorite. La demande anterieure 
ne peut plus alors servir de base pour 
la revendication du droit de priorite. 


(5) Si le premier depöt a ete effec- 
tue dans un Etat qui n’est pas partie 
4 la Convention de Paris pour la pro¬ 
tection de la propriete industrielle, 
les dispositions des paragraphes 14 4 
ne s appliquent que dans la mesure 
oü, suivant une communication publi¬ 
que du Conseil d’administration, cet 
Etat accorde, en vertu d'accords bila- 
teraux ou multilateraux, sur la base 
d'un premier depöt effectuq aupres de 
l’Office europeen des brevets, ainsi 
que sur la base d’un premier döpöt ef- 
fectue dans ou pour tout Etat con- 
tractant, un droit de priorite soumis a 
des conditions et ayant des effets 
Äquivalents 4 ceux prevus par la Con¬ 
vention de Paris. 


Article 88 

Revendication de priorite 

(1) Le demandeur d'un brevet euro¬ 
peen qui veut se prevaloir de la prio- 
rite d'un depöt anterieur est tenu de 
produire une declaration de priorite, 
une copie de la demande anterieure 
accompagnee de sa traduction dans 
une des langues officielles de l'Office 
europeen des brevets si la langue de 
la demande anterieure n est pas une 
des langues officielles de 1 Office. La 
procedure pour l'application de ces 
dispositions est prescrile par le regie¬ 
ment d'execution. 

(2) Des priorites multiples peuvent 
elre revendiquees pour une demande 
de brevet europeen meme si elles pro- 
viennent d'Etats differents. Le cas 
echeant, des priorites multiples peu¬ 
vent etre revendiquees pour une me¬ 
me revendication. Si des priorites 
multiples sonl revendiquees, les delais 
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nommen, so beginnen Fristen, die vom 
Prioritätstag an laufen, vom frühesten 
Prioritätstag an zu laufen. 

(3) Werden eine oder mehrere Prio¬ 
ritäten für die europäische Patent¬ 
anmeldung in Anspruch genommen, 
so umfaßt das Prioritätsrecht nur die 
Merkmale der europäischen Patentan¬ 
meldung, die in der Anmeldung oder 
den Anmeldungen enthalten sind, 
deren Priorität in Anspruch genom¬ 
men worden ist. 

(4) Sind bestimmte Merkmale der 
Erfindung, für die die Priorität in An¬ 
spruch genommen wird, nicht in den 
in der früheren Anmeldung aufgesteil- 
ten Patentansprüchen enthalten, so 
reicht es für die Gewährung der Prio¬ 
rität aus, daß die Gesamtheit der 
Anmeldungsunterlagen der früheren 
Anmeldung diese Merkmale deutlich 
offenbart. 

Artikel 89 

Wirkung des Prioritätsrechts 

Das Prioritätsrecht hat die Wirkung, 
daß der Prioritätstag als Tag der eu¬ 
ropäischen Patentanmeldung für die 
Anwendung des Artikels 54 Absätze 2 
und 3 sowie des Artikels 60 Absatz 2 
gilt. 


Vierter Teil 
Erteilungsverfahren 

Artikel 9« 
Eingangsprüfung 

(1) Die Eingangsstelle prüft, ob 

a) die europäische Patentanmeldung 
den Erfordernissen für die Zuerken¬ 
nung eines Anmeldetags genügt; 

b) die Anmeldegebühr und die 
Recherchengebühr rechtzeitig ent¬ 
richtet worden sind; 

c) im Fall des Artikels 14 Absatz 2 
die Übersetzung der europäischen 
Patentanmeldung in der Verfah¬ 
renssprache rechtzeitig eingereicht 
worden ist. 

(2) Kann ein Anmeldetag nicht zu¬ 
erkannt werden, so gibt die Eingangs¬ 
stelle dem Anmelder nach Maßgabe 
der Ausführungsordnung Gelegenheit, 
die festgestellten Mängel zu beseiti¬ 
gen. Werden die Mängel nicht recht¬ 
zeitig beseitigt, so wird die Anmel¬ 
dung nicht als europäische Patentan¬ 
meldung behandelt. 

(3) Sind die Anmeldegebühr und die 
Recherchengebühr nicht rechtzeitig 
entrichtet worden oder ist im Fall des 
Artikels 14 Absatz 2 die Übersetzung 
der europäischen Patentanmeldung in 


the date of priority shall run from the 
earliest date of priority. 


(3) If one or more priorities are 
claimed in respect of a European pat¬ 
ent application, the right of priority 
shall cover only those elements of the 
European patent application which 
are included in the application or ap- 
plications whose priority is claimed. 


(4) If certain elements of the inven- 
tion for which priority is claimed do 
not appear among the Claims formu- 
lated in the previous application, 
priority may nonetheless be granted, 
provided that the documents of the 
previous application as a whole speci- 
fically disclose such elements. 


Article 89 

Effect of priority right 

The right of priority shall have the 
effect that the date of priority shall 
count as the date of filing of the Eu¬ 
ropean patent application for the pur- 
poses of Article 54, paragraphs 2 and 
3, and Article 60, paragraph 2. 


Part IV 

Procedure up to grant 

Article 90 

Examination on filing 

(1) The Receiving Section shall ex- 
amine whether: 

(a) the European patent application 
satisfies the requirements for the 
accordance of a date of filing; 

(b) the filing fee and the search fee 
have been paid in due time; 

(c) in the case provided for in Article 
14, paragraph 2, the translation of 
the European patent application in 
the language of the proceedings 
has been filed in due time. 

(2) If a date of filing cannot be ac- 
corded, the Receiving Section shall 
give the applicant an opportunity to 
correct the deficiencies in accordance 
with the Implementing Regulations. If 
the deficiencies are not remedied in 
due time, the application shall not be 
dealt with as a European patent appli¬ 
cation. 

(3) If the filing fee and the search 
fee have not been paid in due time or, 
in the case provided for in Article 14, 
paragraph 2, the translation of the ap¬ 
plication in the language of the pro- 


qui oiit pour point de depart la date 
de priorite sont calcules ä compter 
de la date de la priorite la plus an- 
cienne. 

(3) Lorsqu'une ou plusieurs priori- 
tes sont revendiquees pour la deman- 
de de brevet europeen, le droit de 
priorite ne couvre que les elements 
de la demande de brevet europeen 
qui sont contenus dans la demande 
ou dans les demandes dont la priorite 
est revendiquee. 

(4) Si certains elements de 1‘inven- 
tion pour lesquels la prioritö est re¬ 
vendiquee ne figurent pas parmi les 
revendications formulees dans la de¬ 
mande anterieure, il suffit, pour que 
la priorite puisse etre accordöe, que 
l'ensemble des pieces de la demande 
anterieure revele d une facon precise 
lesdits elements. 


Article 89 

Effet du droit de prioritd 

Par reffet du droit de priorite, la 
date de priorite est considöröe comme 
celle du depöt de la demande de bre¬ 
vet europeen pour lapplication de 
l’article 54, paragraphes 2 et 3, et de 
l’article 60, paragraphe 2. 


Quatrieme Partie 
Procedure jusqu'ä la delivrance 

Article 90 

Examen lors du döpöt 

(1) La section de depöt examine 

a) si la demande de brevet europeen 
xemplit les conditions pour qu'il 
lui soit accorde une date de depöt; 

b) si les laxes de döpöt et de recher- 
che ont ete acquittees dans les de- 
lais et 

c) si, dans le cas prevu ä l'article 14, 
paragraphe 2, la traduction de la 
demande de brevet europeen dans 
la langue de la procedure a ete 
produite dans les delais. 

(2) Si une date de depöt ne peut 
etre accordee, la section de depöt in- 
vite le demandeur ä remedier, dans 
les conditions prevues par le regie¬ 
ment d’execution, aux irregularites 
constatees. S’il n'est pas remedie en 
temps utile ä ces irregularites, la de¬ 
mande n’est pas traitee en tant que 
demande de brevet europeen. 

(3) Si les laxes de depöt et de re- 
cherche n'ont pas ete acquittees dans 
les delais ou si, dans le cas vise ä l ar- 
ticle 14, paragraphe 2, la traduction de 
la demande dans la langue de la pro- 
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der Verfahrenssprache nicht rechtzei¬ 
tig eingereicht worden, so gilt die eu¬ 
ropäische Patentanmeldung als zu¬ 
rückgenommen. 

Artikel 91 
Formalprüfung 


(1) Steht der Anmeldetag einer eu¬ 
ropäischen Patentanmeldung fest und 
gilt die Anmeldung nicht nach Arti¬ 
kel 90 Absatz 3 als zurückgenommen, 
so prüft die Eingangsstelle, ob 

a) den Erfordernissen des Artikels 133 
Absatz 2 entsprochen worden ist; 

b) die Anmeldung den Formerforder¬ 
nissen genügt, die zur Durchfüh¬ 
rung dieser Vorschrift in der Aus¬ 
führungsordnung vorgeschrieben 
sind; 

c) die Zusammenfassung eingereicht 
worden ist; 

d) der Antrag auf Erteilung eines eu¬ 
ropäischen Patents hinsichtlich 
seines Inhalts den zwingenden 
Vorschriften genügt, die in der 
Ausführungsordnung vorgeschrie¬ 
ben sind, und ob gegebenenfalls 
den Vorschriften dieses Überein¬ 
kommens über die Inanspruch¬ 
nahme der Priorität entsprochen 
worden ist; 

e) die Benennungsgebühren entrich¬ 
tet worden sind; 

f) die Erfindernennung nach Arti¬ 
kel 81 erfolgt ist; 

g) die in Artikel 78 Absatz 1 Buch¬ 
stabe d genannten Zeichnungen am 
Anmeldetag eingereicht worden 
sind. 

(2) Stellt die Eingangsstelle beheb¬ 
bare Mängel fest, so gibt sie dem An¬ 
melder nach Maßgabe der Ausfüh¬ 
rungsordnung Gelegenheit, diese 
Mängel zu beseitigen. 


(3) Werden die in den Fällen des 
Absatzes 1 Buchstaben a bis d fest¬ 
gestellten Mängel nicht nach Maß¬ 
gabe der Ausführungsordnung besei¬ 
tigt, so wird die europäische Patent¬ 
anmeldung zurückgewiesen; betreffen 
die in Absatz 1 Buchstabe d genann¬ 
ten Vorschriften den Prioritätsan¬ 
spruch, so erlischt der Prioritätsan¬ 
spruch für die Anmeldung. 


(4) Wird im Fall des Absatzes 1 
Buchstabe e die Benennungsgebühr 
für einen Vertragsstaat nicht recht¬ 
zeitig entrichtet, so gilt die Benen¬ 
nung dieses Staats als zurückgenom¬ 
men. 


ceedings has not been filed in due 
time, the application shall be deemed 
to be withdrawn. 


Article 91 
Examination 

as to formal requirements 


(1) If a European patent application 
has been accorded a date of filing, 
and is not deemed to be withdrawn 
by virtue of Article 90, paragraph 3, 
the Receiving Section shall examine 
whether: 

(a) the requirements of Article 133, 
Paragraph 2, have been satisfied; 

(b) the application meets the physical 
requirements laid down in the Im- 
plementing Regulations for the 
implementation of this Provision; 

(c) the abstract has been filed; 

(d) the request for the grant of a Eu¬ 
ropean patent satisfies the manda- 
tory provisions of the Implement- 
ing Regulations concerning its 
content and, where appropriate, 
whether the requirements of this 
Convention concerning the Claim 
to priority have been satisfied; 


(e) the designation fees have been 
paid; 

(f) the designation of the inventor 
has been made in accordance with 
Article 81; 

(g) the drawings referred to in Article 
78, paragraph 1 (d), were filed on 
the date of filing of the applica¬ 
tion. 

(2) Where the Receiving Section 
notes that there are deficiencies 
which may be corrected, it shall give 
the applicant an opportunity to cor- 
rect them in accordance with the Im- 
plementing Regulations. 

(3) If any deficiencies noted in the 
examination under paragraph 1 (a) to 
(d) are not corrected in accordance 
with the Implementing Regulations, 
the application shall be refused; 
where the provisions referred to in 
paragraph 1 (d) concern the right of 
priority, this right shall be lost for the 
application. 


(4) Where, in the case referred to in 
paragraph 1 (e), the designation fee 
has not been paid in due time in re« 
spect of any designated State, the 
designation of that State shall be 
deemed to be withdrawn. 


cedure n a pas ete produile dans les 
delais, la demande de brevet euro- 
peen est reputee retiree. 


Article 91 

Examen de la demande de brevet 
europlen quant ä certaines 
irrägularitds 

(1) Si une date de depot a ete accor- 
dee ä une demande de brevet euro- 
peen, et si la demande n'est pas repu¬ 
tee retiree en vertu de l'article 90, 
paragraphe 3, la section de d£pöt exa¬ 
mine: 

a) s’il est satisfait aux exigences de 
l'article 133, paragraphe 2; 

b) si la demande satisfait aux condi- 
tions de forme pr6vues par le re¬ 
giement d’execution pour l’applica- 
tion de la presente disposition; 

c) si l*abreg£ a et6 depose; 

d) si la requete en delivrance du bre¬ 
vet europ6en satisfait, en ce qui 
conceme son contenu, aux disposi- 
tions imperatives du regiement 
d'execution et, le cas echeant, s’il 
est satisfait aux exigences de la 
presente Convention concernant la 
revendication de priorit6; 


e) si les taxes de designation ont ete 
acquittees; 

f) si la d6signation de l'inventeur a 
6te faite conformement ä l’article 
81; 

g) si les dessins auxquels fait r6f4- 
rence l’article 78, paragraphe 1, 
lettre d), ont ete d6pos6s ä la date 
de depöt de la demande. 

(2) Lorsque la section de depot cons- 
tate l’existence d'irregularites aux- 
quelles il peut etre remedie, eile don- 
ne au demandeur, confonnfement aux 
dispositions du regiement d'execution, 
la faculte de reinedier ä ces irregula- 
rites. 

(3) Lorsqu’il n’est pas remedie, con- 
formement aux dispositions du regie¬ 
ment d’execution, aux irregularites 
constatees lors de l’examen effectue 
au titre du paragraphe 1, lettres a) ä 
d), la demande de brevet europeen est 
rejetee; lorsque les dispositions aux- 
quelles il est fait reference au para¬ 
graphe 1, lettre d), concernent le droit 
de priorite, leur inobservation en- 
traine la perte de ce droit pour la 
demande. 

(4) Si, dans le cas vise au paragra¬ 
phe 1, lettre e), la taxe de designation 
afferente ä un Etat designe n’a pas 
ete acquittee dans les delais, cette de- 
signation est reputee retiree. 
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(5) Wird im Fall des Absatzes 1 
Buchstabe f die Erfindernennung nicht 
nach Maßgabe der Ausführungsord- 
nung vorbehaltlich der darin vorge¬ 
sehenen Ausnahmen innerhalb von 
sechzehn Monaten nach dem An¬ 
meldetag oder, wenn eine Priorität in 
Anspruch genommen worden ist, nach 
dem Prioritätstag nachgeholt, so gilt 
die europäische Patentanmeldung als 
zurückgenommen. 

(6) Werden im Fall des Absatzes 1 
Buchstabe g die Zeichnungen nicht am 
Anmeldetag eingereicht und wird der 
Mangel nicht nach Maßgabe der Aus¬ 
führungsordnung beseitigt, so tritt 
nach der vom Anmelder aufgrund 
der Ausführungsordnung getroffenen 
Wahl die Rechtsfolge ein, daß ent¬ 
weder der Anmeldetag neu auf den 
Tag der Einreichung der Zeichnungen 
festgesetzt wird oder die Bezugnah¬ 
men auf die Zeichnungen in der An¬ 
meldung als gestrichen gelten. 

Artikel 92 

Erstellung des europäischen 
Recherchenberichts 

(1) Steht der Anmeldetag einer eu¬ 
ropäischen Patentanmeldung fest und 
gilt die Anmeldung nicht nach Arti¬ 
kel 90 Absatz 3 als zurückgenommen, 
so erstellt die Recherchenabteilung 
den europäischen Recherchenbericht 
auf der Grundlage der Patentan¬ 
sprüche unter angemessener Berück¬ 
sichtigung der Beschreibung und der 
vorhandenen Zeichnungen in der in 
der Ausführungsordnung vorgeschrie- 
benene Form. 

(2) Der europäische Recherchenbe¬ 
richt wird unmittelbar nach seiner Er¬ 
stellung dem Anmelder zusammen mit 
den Abschriften aller angeführten 
Schriftstücke übersandt. 

Artikel 93 

Veröffentlichung der europäischen 
Patentanmeldung 

(1) Die europäische Patentanmel¬ 
dung wird unverzüglich nach Ablauf 
von achtzehn Monaten nach dem An¬ 
meldetag oder, wenn eine Priorität in 
Anspruch genommen worden ist, nach 
dem Prioritätstag veröffentlicht. Sie 
kann jedoch auf Antrag des Anmel¬ 
ders vor Ablauf dieser Frist veröffent¬ 
licht werden. Wird die Entscheidung, 
durch die das europäische Patent er¬ 
teilt worden ist, vor Ablauf dieser 
Frist wirksam, so wird die Anmeldung 
gleichzeitig mit der europäischen Pa¬ 
tentschrift veröffentlicht. 

(2) Die Veröffentlichung enthält die 
Beschreibung, die Patentansprüche 
und gegebenenfalls die Zeichnungen 
jeweils in der ursprünglich einge¬ 
reichten Fassung sowie als Anlage 


(5) Where, in Ihe case referred to in 
Paragraph 1 (f), the omission of the 
designation of the inventor is not, in 
accordance with the Implementing 
Regulations and subject to the excep- 
tions laid down therein, corrected 
within 16 months after the date of 
filing of the European patent applica- 
tion or, if priority is claimed, after the 
date of priority, the application shall 
be deemed to be withdrawn. 

(6) Where, in the case referred to in 
Paragraph 1 (g), the drawings were 
not filed on the date of filing of the 
application and no steps have been 
taken to correct the deficiency in ac¬ 
cordance with the Implementing Reg¬ 
ulations, either the application shall 
be re-dated to the date of filing of the 
drawings or any reference to the 
drawings in the application shall be 
deemed to be deleted, according to 
the dioice exercised by the applicant 
in accordance with the Implementing 
Regulations. 

Article 92 

The drawlng up of Ihe 
European search report 

(1) If a European patent application 
has been accorded a date of filing and 
is not deemed to be withdrawn by 
virtue of Article 90, paragraph 3, the 
Search Division shall draw up the Eu¬ 
ropean search report on the basis of 
the Claims, with due regard to the de- 
scription and any drawings, in the 
form prescribed in the Implementing 
Regulations. 


(2) Immediately after it has been 
drawn up, the European search report 
shall be transmitted to the applicant 
together with copies of any cited doc- 
uments. 


Article 93 

Publlcation of a 
European patent application 

(1) A European patent application 
shall be published as soon as possible 
after the expiry of a period of eight- 
een months from the date of filing or, 
if priority has been claimed, as from 
the date of priority. Nevertheless, at 
the request of the applicant the appli- 
cation may be published before the 
expiry of the period referred to 
above. It shall be published simulta- 
neously with the publication of the 
specification of the European patent 
when the grant of the patent has be- 
come effective before the expiry of 
the period referred to above. 

(2) The publication shall contain the 
description, the Claims and any draw¬ 
ings as filed and, in an annex, the Eu¬ 
ropean search report and the abstract, 
in so far as the latter are available 


(5) Lorsque, dans le cas vise au pa- 
ragraphe 1, lettre f), il n'a pas ete re- 
medie au defaut de designation de 
l'inventeur conformement aux dispo- 
sitions du regiement dexecution et 
sous reserve des exceptions prevues 
par celui-ci, dans un dölai de seize 
mois ä compter de la date de döpdt 
de la demande de brevet europeen 
ou, si une priorite est revendiquee, ä 
compter de la date de priorite, la 
demande de brevet est reputee retiree. 

(6) Si, dans le cas vise au paragra- 
phe 1, lettre g), les dessins nont pas 
ete deposös ä la date de depöt de la 
demande et si des mesures n ont pas 
ete prises dans les conditions prövues 
par le regiement d execution en vue 
de pallier cette Situation, la date de 
depöt de la demande sera celle ä la- 
quelle les dessins ont ete deposes ou 
les references aux dessins dans la de¬ 
mande seront reputees supprimees, au 
choix du demandeur, dans les condi¬ 
tions prevues par le regiement d exe- 
cution. 

Article 92 

Etablissement du rapport 
de rechercbe europeenne 

(1) Si une date de depöt a ete accor- 
d6e ä une demande de brevet euro¬ 
peen, et si la demande n'est pas repu¬ 
tee retiree en vertu de l’article 90, 
paragraphe 3, la division de la recher- 
che etablit le rapport de recherche 
europeenne dans la forme presente 
par le regiement d ex6cution, sur la 
base des revendications, en tenant 
düment compte de la description et, 
le cas echeant, des dessins existants. 

(2) Des qu'ii est etabli, le rapport de 
recherche europöenne est notifie au 
demandeur; il est accompagnö de co¬ 
pies de tous les documents citös. 

Article 93 

Publlcation de la demande 
de brevet europöen 

(1) Toute demande de brevet euro¬ 
peen est publiee des que possible 
apres l’expiration d'un dölai de dix- 
huit mois ä compter de la date de de¬ 
pöt ou, si une prioritö a 6te revendi- 
quöe, ä compter de la date de cette 
priorite. Toutefois, eile peut ötre pu- 
bliöe avant le terme de ce dölai sur 
requete du demandeur. Cette publica¬ 
tion et celle du fascicule du brevet 
europeen sont effectuöes simultanö- 
ment lorsque la döcision relative ä la 
dölivrance du brevet europöen a pris 
effet avant l'expiration dudit delai. 

(2) Cette publication comporte la 
description, les revendications et, le 
cas öcheant, les dessins, tels que ces 
documents ont ete döposös, ainsi que, 
en annexe, le rapport de recherche 
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den europäischen Recherchenbericht 
und die Zusammenfassung, sofern 
diese vor Abschluß der technischen 
Vorbereitungen für die Veröffent¬ 
lichung vorliegen. Sind der europäi¬ 
sche Redierchenbericht und die Zu¬ 
sammenfassung nicht mit der Anmel¬ 
dung veröffentlicht worden, so wer¬ 
den sie gesondert veröffentlicht. 

Artikel 94 
Prüfungsantrag 

(1) Das Europäische Patentamt prüft 
auf schriftlichen Antrag, ob die euro¬ 
päische Patentanmeldung und die 
Erfindung, die sie zum Gegenstand 
hat, den Erfordernissen dieses Über¬ 
einkommens genügen. 

(2) Der Prüfungsantrag kann vom 
Anmelder bis zum Ablauf von sechs 
Monaten nach dem Tag gestellt wer¬ 
den, an dem im Europäischen Patent- 
blatt auf die Veröffentlichung des 
europäischen Recherchenberichts hin¬ 
gewiesen worden ist. Der Antrag gilt 
erst als gestellt, wenn die Prüfungs¬ 
gebühr entrichtet worden ist. Der An¬ 
trag kann nicht zurückgenommen wer¬ 
den. 

(3) Wird bis zum Ablauf der in Ab¬ 
satz 2 genannten Frist ein Prüfungs¬ 
antrag nicht gestellt, so gilt die euro¬ 
päische Patentanmeldung als zurück¬ 
genommen. 

Artikel 95 

Verlängerung der Frist zur Stellung 
des Prüfungsantrags 

(1) Der Verwaltungsrat kann die 
Frist zur Stellung des Prüfungsantrags 
verlängern, wenn feststeht, daß die 
europäischen Patentanmeldungen 
nicht in angemessener Zeit geprüft 
werden können. 

(2) Verlängert der Verwaltungsrat 
die Frist, so kann er beschließen, daß 
auch ein Dritter die Prüfung beantra¬ 
gen kann. In diesem Fall legt der 
Verwaltungsrat in der Ausführungs- 
ordnung die Vorschriften zur Durch¬ 
führung dieses Beschlusses fest. 

(3) Ein Beschluß des Verwaltungs¬ 
rats, die Frist zu verlängern, ist nur 
auf die europäischen Patentanmeldun¬ 
gen anzuwenden, die nach der Ver¬ 
öffentlichung dieses Beschlusses im 
Amtsblatt des Europäischen Patent¬ 
amts eingereicht werden. 

(4) Verlängert der Verwaltungsrat 
die Frist, so hat er Maßnahmen zu 
treffen, um die ursprüngliche Frist so 
schnell wie möglich wiederherzustel¬ 
len. 

Artikel 96 
Prüfung 

der europäischen Patentanmeldung 

(1) Hat der Anmelder den Prüfungs¬ 
antrag gestellt, bevor ihm der euro- 


before the termination of the techni- 
cal preparations for publication. If the 
European search report and the ab- 
stract have not been published at the 
same time as the application, they 
shall be published separately. 


Article 94 

Request for examination 

(1) The European Patent Office 
shall examine, on written request, 
whether a European patent applica¬ 
tion and the invention to which it re- 
lates meet the requirements of this 
Convention. 

(2) A request for examination may 
be filed by the applicant up to the 
end of six months after the date on 
which the European Patent Bulletin 
mentions the publication of the Euro¬ 
pean search report. The request shall 
not be deemed to be filed until after 
the examination fee has been paid. 
The request may not be withdrawn. 


(3) If no request for examination 
has been filed by the end of the 
period referred to in paragraph 2, the 
application shall be deemed to be 
withdrawn. 

Article 95 

Extension of the perlod wlthin 
which requests for examination 
may be filed 

(1) The Administrative Council may 
extend the perlod within which re¬ 
quests for examination may be filed if 
it is established that European patent 
applications cannot be examined in 
due time. 

(2) If the Administrative Council 
extends the period, it may decide that 
third parties will be entitled to make 
requests for examination. In such 
cases, it shall determine the appropri- 
ate rules in the Implementing Regüla- 
tions. 

(3) Any decision of the Administra¬ 
tive Council to extend the period 
shall apply only in respect of applica¬ 
tions filed after the publication of 
such decision in the Official Journal 
of the European Patent Office. 

(4) If the Administrative Council 
extends the period, it must lay down 
measures with a view to restoring the 
original period as soon as possible. 

Article 96 

Examination of the 
European patent application 

(1) If the applicant for a European 
patent has filed the request for exam- 


europeenne et l’abrege, pour autant 
que ces derniers documents soient 
disponibles avant la fin des prepara- 
tifs techniques entrepris en vue de la 
publication, Si le rapport de recherche 
europeenne et l'abrege n'ont pas ete 
publies ä la meine date que la deman- 
de, ils font l'objet dune publication 
separäe. 

Article 94 
Requ6te en examen 

(1) Sur requete 6crite, l’Office euro- 
p6en des brevets examine si la de- 
mande de brevet europöen et 1'inven¬ 
tion qui en fait l'objet satisfont aux 
conditions prävues par la präsente 
Convention. 

(2) La requete en examen peut etre 
formulöe par le demandeur jusqu’ä 
l’expiration d'un dölai de six mois ä 
compter de la date ä laquelle le Bulle¬ 
tin europöen des brevets a mentionnö 
la publication du rapport de recherche 
europöenne. La requöte n est consi- 
döräe comme fonnul£e qu’apres le 
paiement de la taxe d'examen et ne 
peut etre retiree. 

(3) Lorsque la requöte n'est pas for- 
mulöe avant l'expiration du dölai vis6 
au paragraphe 2, la demande de bre¬ 
vet europ6en est räpuräe retiräe. 

Article 95 

Prorogation du dölal de Präsentation 
de la requete en examen 

(1) Le Conseil d'administration peut 
proroger le d41ai de Präsentation de 
la requöte en examen s'il est 6tabü 
que les demandes de brevet europ^en 
ne peuvent Ötre instruites en temps 
utile. 

(2) Si le Conseil d'administration 
proroge le dölai, il peut d^cider que 
les tiers seront habiliräs ä präsenter 
la requäte en examen. En pareil cas, 
il arräte dans le räglement d'ex^cu- 
tion les dispositions appropriöes. 

(3) Toute decision du Conseil d'ad¬ 
ministration relative ä la prorogation 
du d£lai n'affecte que les demandes 
de brevet europ6en döpos^es apres la 
publication de cette döcision au Jour¬ 
nal officiel de I'Office europeen des 
brevets. 

(4) Si le Conseil d'administration 
proroge le dölai, il est tenu de pren- 
dre des mesures afin de rätablir aussi 
rapidement que possible le delai ini¬ 
tial. 

Article 96 

Examen de la demande 
de brevet europöen 

(1) Si le demandeur d un brevet eu¬ 
ropeen a presente la requete en exa- 
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päische Recherchenbericht zugegan¬ 
gen ist, so fordert ihn das Europäische 
Patentamt nach Übersendung des Be¬ 
richts auf, innerhalb einer zu bestim¬ 
menden Frist zu erklären, ob er die 
europäische Patentanmeldung auf¬ 
rechterhält. 

(2) Ergibt die Prüfung, daß die euro¬ 
päische Patentanmeldung oder die Er¬ 
findung, die sie zum Gegenstand hat, 
den Erfordernissen dieses Überein¬ 
kommens nicht genügt, so fordert die 
Prüfungsabteilung den Anmelder nach 
Maßgabe der Ausführungsordnung so 
oft wie erforderlich auf, innerhalb 
einer von ihr zu bestimmenden Frist 
eine Stellungnahme einzuTeichen. 

(3) Unterläßt es der Anmelder, auf 
eine Aufforderung nach Absatz 1 oder 
2 rechtzeitig zu antworten, so gilt 
die europäische Patentanmeldung als 
zurückgenommen. 

Artikel 97 

Zurückweisung oder Erteilung 

(1) Ist die Prüfungsabteilung der 
Auffassung, daß die europäische Pa¬ 
tentanmeldung oder die Erfindung, 
die sie zum Gegenstand hat, den Er¬ 
fordernissen dieses Übereinkommens 
nicht genügt, so weist sie die euro¬ 
päische Patentanmeldung zurück, so¬ 
fern in diesem Übereinkommen nicht 
eine andere Rechtsfolge vorgeschrie¬ 
ben ist. 

(2) Ist die Prüfungsabteilung der 
Auffassung, daß die europäische Pa¬ 
tentanmeldung und die Erfindung, die 
sie zum Gegenstand hat, den Erforder¬ 
nissen dieses Übereinkommens genü¬ 
gen, so beschließt sie die Erteilung 
des europäischen Patents für die be¬ 
nannten Vertragsstaaten, vorausge- 
gesetzt, daß 

a) gemäß der Ausführungsordnung 
feststeht, daß der Anmelder mit 
der Fassung, in der die Prüfungs¬ 
abteilung das europäische Patent 
zu erteilen beabsichtigt, einver¬ 
standen ist, 

b) die Erteilungsgebühr und die 
Druckkostengebühr innerhalb der 
in der Ausführungsordnung vorge¬ 
schriebenen Frist entrichtet und 

c) die bereits fälligen Jahresgebühren 
und Zuschlagsgebühren entrichtet 
worden sind. 

(3) Werden die Erteilungsgebühr 
und die Druckkostengebühr nicht 
rechtzeitig entrichtet, so gilt die euro¬ 
päische Patentanmeldung als zurück¬ 
genommen. 

(4) Die Entscheidung über die Er¬ 
teilung des europäischen Patents wird 
erst an dem Tag wirksam, an dem 


ination before the European search 
report has been transmitted to him, 
the European Patent Office shall in- 
vite him after the transmission of the 
report to indicate, within a period to 
be determined, whether he desires to 
proceed further with the European 
patent application. 

(2) If the examination of a Europe¬ 
an patent application reveals that the 
application or the Invention to which 
it relates does not meet the require- 
ments of this Convention, the Exam- 
ining Division shall invite the appli- 
cant, in accordance with the Imple- 
menting Regulations and as often as 
necessary, to file his observations 
within a period to be fixed by the Ex- 
amining Division. 

(3) If the applicant fails to reply in 
due time to any invitation under Par¬ 
agraph 1 or paragraph 2, the applica- 
tion shall be deemed to be with- 
drawn. 

Artlcle 97 
Refusal or grant 

(1) The Examining Division shall re- 
fuse a European patent application if 
it is of the opinion that such applica- 
tion or the invention to which it re¬ 
lates does not meet the requirements 
of this Convention, except where a 
different sanction is provided for by 
this Convention. 


(2) If the Examining Division is of 
the opinion that the application and 
the invention to which it relates meet 
the requirements of this Convention, 
it shall decide to grant the European 
patent for the designated Contracting 
States provided that: 


(a) it is established, in accordance 
with the provisions of the Imple- 
menting Regulations, that the ap¬ 
plicant approves the text in which 
the Examining Division intends to 
grant the patent; 

(b) the fees for grant and printing are 
paid within the time limit pre- 
scribed in the Implementing Regu¬ 
lations; 

(c) the renewal fees and any addi¬ 
tional fees already due have been 
paid. 

(3) If the fees for grant and printing 
are not paid in due time, the applica¬ 
tion shall be deemed to be with- 
drawn. 

<4) The decision to grant a Europe¬ 
an patent shall not take effect until 
the date on which the European Pat- 


men avant que le rapport de recher- 
che europeenne ne lui ait ete notifie, 
il est, apres la notification du rapport, 
invite par l'Office europeen des bre- 
vets ä declarer, dans le delai que ce- 
lui-ci lui impartit, s’il maintient sa de- 
mande. 

(2) S'il resulte de l'examen que la 
demande de brevet europeen et l'in- 
vention qui en fait l'objet ne satisfont 
pas aux conditions prdvues par la pre¬ 
sente convention, la division d’exa- 
men invite le demandeur, dans les 
conditions prevues par le regiement 
d'execution et aussi souvent qu'il est 
necessaire, ä presenter ses observa¬ 
tions dans le delai qu'elle lui impartit. 

(3) Si, dans le dälai qui lui a ete im- 
parti, le demandeur ne däfere pas aux 
invitations qui lui ont ät6 adressäes 
en vertu des paragraphes 1 ou 2, la 
demande est reputäe retiräe. 

Article 97 

Rejet de la demande ou ddlivrance 
du brevet 

(1) La division d'examen rejette la 
demande de brevet europeen si eile 
estime que cette demande ou l’inven- 
tion qui en fait l’objet ne satisfait pas 
aux conditions prävues par la präsen¬ 
te convention, ä moins que des sanc- 
tions differentes du rejet ne soient 
prevues par la convention. 


(2) Lorsque la division d'examen 
estime que la demande de brevet eu- 
ropäen et 1*invention qui en fait l'ob- 
jet satisfont aux conditions prdvues 
par la präsente convention, eile d6- 
cide de dälivrer le brevet europäen 
pour les Etats däsignäs si, 


a) dans les conditions prävues par le 
regiement d'exäcution, il est ätabli 
que le demandeur est d’accord sur 
le texte dans lequel la division 
d'examen envisage de dälivrer le 
brevet europäen; 

b) les taxes de delivrance du brevet 
et d impression du fascicule du bre¬ 
vet ont äte acquittäes dans le dä- 
Iai prescrit par le regiement d'exä- 
cution; 

c) les taxes annuelles et, le cas eche- 
ant, les surtaxes däjä exigibles ont 
ete acquittees. 

(3) Si les taxes de dälivrance du 
brevet et d’impression du fascicule du 
brevet n’ont pas ätä acquittäes dans 
les delais, la demande est reputee re- 
tiree. 

(4) La decision relative ä la däli- 
vrance du brevet europäen ne prend 
effet qu’au jour de la publication au 
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im Europäischen Patentblatt auf die 
Erteilung hingewiesen worden ist. Die¬ 
ser Hinweis wird frühestens drei Mo¬ 
nate nach Beginn der in Absatz 2 
Buchstabe b genannten Frist bekannt¬ 
gemacht. 

(5) In der Ausführungsordnung kann 
vorgesehen werden, daß der Anmelder 
eine Übersetzung der Fassung der 
Patentansprüche, in der die Prüfungs¬ 
abteilung das europäische Patent zu 
erteilen beabsichtigt, in den beiden 
Amtssprachen des Europäischen Pa¬ 
tentamts einzureichen hat, die nicht 
die Verfahrenssprache sind. In diesem 
Fall beträgt die in Absatz 4 vorgese¬ 
hene Frist mindestens fünf Monate. 
Wird die Übersetzung nicht rechtzei¬ 
tig eingereicht, so gilt die europäische 
Patentanmeldung als zurückgenom¬ 
men. 

Artikel 98 

Veröffentlichung 
der europäischen Patentschrift 

Das Europäische Patentamt gibt 
gleichzeitig mit der Bekanntmachung 
des Hinweises auf die Erteilung des 
europäischen Patents eine europäische 
Patentschrift heraus, in der die Be¬ 
schreibung, die Patentansprüche und 
gegebenenfalls die Zeichnungen ent¬ 
halten sind. 

Fünfter Teil 
Einspruchsverfahren 

Artikel 99 

Einspruch 

(1) Innerhalb von neun Monaten 
nach der Bekanntmachung des Hin¬ 
weises auf die Erteilung des euro¬ 
päischen Patents kann jedermann 
beim Europäischen Patentamt gegen 
das erteilte europäische Patent Ein¬ 
spruch einlegen. Der Einspruch ist 
schriftlich einzureichen und zu be¬ 
gründen. Er gilt erst als eingelegt, 
wenn die Einspruchsgebühr entrichtet 
worden ist. 

(2) Der Einspruch erfaßt das euro¬ 
päische Patent für alle Vertragsstaa¬ 
ten, in denen es Wirkung hat. 

(3) Der Einspruch kann auch ein¬ 
gelegt werden, wenn für alle benann¬ 
ten Vertragsstaaten auf das europäi¬ 
sche Patent verzichtet worden ist 
oder wenn das europäische Patent 
für alle diese Staaten erloschen ist. 

(4) Am Einspruchsverfahren sind 
neben dem Patentinhaber die Einspre¬ 
chenden beteiligt. 

(5) Weist jemand nach, daß er in 
einem Vertragsstaat auf Grund einer 
rechtskräftigen Entscheidung anstelle 
des bisherigen Patentinhabers in das 
Patentregister dieses Staats eingetra- 


ent Bulletin mentions ihe grant. This 
mention shall be published at least 3 
months after the Start of the time 
limit referred to in paragraph 2 (b). 


(5) Provision may be made in the 
Implementing Regulations for the ap- 
plicant to file a translation, in the two 
official languages of the European 
Patent Office other than the language 
of the proceedings, of the Claims ap- 
pearing in the text in which the Ex- 
amining Division intends to grant the 
patent. In such case, the period laid 
down in paragraph 4 shall be at least 
five months. If the translation has not 
been filed in due time, the application 
shall be deemed to be withdrawn. 


Artlcle 98 

Publication of a specification 
of the European patent 

At the same time as it publishes the 
mention of the grant of the European 
patent, the European Patent Office 
shall publish a specification of the Eu¬ 
ropean patent containing the descrip- 
tion, the Claims and any drawings. 


Part V 

Opposition procedure 

Artlcle 99 
Opposition 

(1) Within nine months from the 
publication of the mention of the 
grant of the European patent, any 
person may give notice to the Euro¬ 
pean Patent Office of Opposition to 
the European patent granted. Notice 
of Opposition shall be filed in a writ- 
ten reasoned Statement. It shall not 
be deemed to have been filed until 
the Opposition fee has been paid. 

(2) The Opposition shall apply to 
the European patent in all the Con¬ 
tracting States in which that patent 
has effect, 

(3) An Opposition may be filed even 
if the European patent has been sur¬ 
rendered or has lapsed for all the des- 
ignated States. 


(4) Opponents shall be parties to 
the Opposition proceedings as well as 
the proprietor of the patent. 

(5) Where a person provides evi- 
dence that in a Contracting State, fol- 
lowing a final decision, he has been 
entered in the patent register of such 
State instead of the previous proprie- 


Bulletin europeen des brevets de la 
mention de cette delivrance. Cotte 
mention est publiee au plus tot trois 
mois ä compter du point de depart du 
delai vise au paragraphe 2, lettre b). 

(5) Le regiement d'execution peut 
prevoir que le demandeur produira 
une traduction des revendications fi- 
gurant dans le texte dans lequel Ia 
division d’examen envisage de deli- 
vrer le brevet europeen, dans les deux 
langues officielles de l'Office euro- 
pden des brevets autres que celle de 
la procedure. Dans ce cas, le ddlai 
prevu au paragraphe 4 ne peut etre 
inferieur ä cinq mois. Si la traduction 
n'est pas produite dans les delais, la 
deraande est rdputde retiree. 

Artlcle 98 

Publication du fasclcule 
du brevet europden 

L'Office europeen des brevets pu- 
blie simultandment la mention de la 
ddlivrance du brevet europden et le 
fascicule du brevet europden conte- 
nant la description, les revendica¬ 
tions et, le cas dcheant, les dessins. 


Cinquieme Partie 
Procedure d'Opposition 

Artlcle 99 
Opposition 

0) Dans un delai de neuf mois ä 
compter de Ia date de publication de 
la mention de la delivrance du brevet 
europden, toute personne peut faire 
Opposition au brevet europden ddli- 
vrd, aupres de l’Office europden des 
brevets. L'opposition doit dtre formde 
par dcrit et motivde. Elle n’est rdpu- 
tde formde qu'apres paiement de la 
taxe d'opposition. 

(2) L'opposition au brevet europeen 
affecte ce brevet dans tous les Etats 
contractants dans lesquels il produit 
ses effets. 

(3) L'opposition peut dtre formde 
meme s'il a ete renoncd au brevet eu¬ 
ropeen pour tous les Etats designes 
ou si celui-ci s’est eteint pour tous ces 
Etats. 

(4) Les tiers qui ont fait Opposition 
sont parties, avec le titulaire du bre¬ 
vet, ä la procedure d'opposition. 

(5) Si une personne apporte Ia preu- 
ve que, dans un Etat contractant, eile 
est inscrite au registre des brevets, en 
vertu dun jugement passe en force 
de chose jugee, aux lieu et place du 
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gen ist, so tritt er auf Antrag in bezug 
auf diesen Staat an die Stelle des bis* 
herigen Patentinhabers. Abweichend 
von Artikel 118 gelten der bisherige 
Patentinhaber und derjenige, der sein 
Recht geltend macht, nicht als ge¬ 
meinsame Inhaber, es sei denn, daß 
beide dies verlangen. 

Artikel 100 
Efnsprachsgründe 

Der Einspruch kann nur darauf ge¬ 
stützt werden, daß 

a) der Gegenstand des europäischen 
Patents nach den Artikeln 52 bis 
57 nicht patentfähig ist; 

b) das europäische Patent die Erfin¬ 
dung nicht so deutlich und voll¬ 
ständig offenbart, daß ein Fach¬ 
mann sie ausführen kann; 

c) der Gegenstand des europäischen 
Patents über den Inhalt der An¬ 
meldung in der ursprünglich ein- 
gereichten Fassung oder, wenn das 
Patent auf einer europäischen Teil¬ 
anmeldung oder einer nach Arti¬ 
kel 61 eingereichten neuen euro¬ 
päischen Patentanmeldung. beruht, 
über den Inhalt der früheren An¬ 
meldung in der ursprünglich ein¬ 
gereichten Fassung hinausgeht. 

Artikel 101 

Prüfung des Einspruchs 

(1) Ist der Einspruch zulässig, so 
prüft die Einspruchsabteilung, ob die 
in Artikel 100 genannten Einspruchs¬ 
gründe der Aufrechterhaltung des 
europäischen Patents entgegenstehen. 

(2) Bei der Prüfung des Einspruchs, 
die nach Maßgabe der Ausführungs¬ 
ordnung durchzuführen Ist, fordert die 
Einspruchsabteilung die Beteiligten so 
oft wie erforderlich auf, innerhalb 
einer von ihr zu bestimmenden Frist 
eine Stellungnahme zu ihren Beschei¬ 
den oder zu den Schriftsätzen anderer 
Beteiligter einzureichen. 

Artikel 102 

Widerruf oder Aufrediterhaltung 
des europäischen Patents 

(1) Ist die Einspruchsabteilung der 
Auffassung, daß die in Artikel 100 
genannten Einspruchsgründe der Auf- 
rechterhaltung des europäischen Pa¬ 
tents entgegenstehen, so widerruft sie 
das Patent. 

(2) Ist die Einspruchsabteilung der 
Auffassung, daß die in Artikel 100 
genannten Einspruchsgründe der Auf- 
rechterhaltung des europäischen Pa¬ 
tents in unveränderter Form nicht 
entgegenstehen, so weist sie den Ein¬ 
spruch zurück. 


tor, such person shall, at his request. 
replace the previous proprietor in re- 
spect of such State. By derogation 
from Article 118, the previous pro¬ 
prietor and the person making the re¬ 
quest shall not be deemed to be joint 
proprietors unless both so request. 


Article 100 

Grounds for Opposition 

Opposition may only be filed on 

the grounds that: 

(a) the subject-matter of the Europe¬ 
an patent is not patentable within 
the terms of Articles 52 to 57; 

(b) the European patent does not dis- 
close the invention in a manner 
sufficiently clear and complete for 
it to be carried out by a person 
skilied in the art; 

(c) the subject-matter of the Europe¬ 
an patent extends beyond the 
content of the application as filed, 
or, if the patent was granted on a 
divisional application or on a new 
application filed in accordance 
with Article 61, beyond the con¬ 
tent of the earlier application as 
filed. 


Article 101 

Examlnation o! the Opposition 

(1) If the Opposition is admissible, 
the Opposition Division shall examine 
whether the grounds for Opposition 
laid down in Article 100 prejudice the 
maintenance of the European patent. 

(2) In the examlnation of the Oppo¬ 
sition, which shall be conducted in 
accordance with the provisions of the 
Implementing Regulaiions, the Oppo¬ 
sition Division shall invite the parties, 
as often as necessary, to file observa- 
tions, within a period to be fixed by 
the Opposition Division, on Communi¬ 
cations from another party or issued 
by itself. 


Article 102 

Revocation or maintenance 
of the European patent 

(1) If the Opposition Division is of 
the opinion that the grounds for Oppo¬ 
sition mentioned in Article 100 preju¬ 
dice the maintenance of the European 
patent, it shall revoke the patent. 


(2) If the Opposition Division is of 
the opinion that the grounds for Oppo¬ 
sition mentioned in Article 100 do not 
prejudice the maintenance of the pat¬ 
ent unamended, it shall reject the Op¬ 
position. 


titulaire precedent, eile est, sur re- 
quete, substituee ä ce dernier pour 
ledit Etat. Nonobstant les dispositions 
de l'article 118, le titulaire pr£c6dent 
du brevet et la personne qui fait ainsi 
valoir ses droits ne sont pas consid6- 
res comme coproprietaires, ä moins 
qu ils ne' demandent tous deux ä 
l’etre. 

Article 100 
Motifs d'opposltion 

L'opposition ne peut 4tre fond£e 
que sur les motifs selon lesquels: 

a) l'objet du brevet europeen n'est 
pas brevetable aux termes des arti¬ 
cles 52 ä 57; 

b) le brevet europeen n'expose pas 
1'Invention de facon suffisamment 
claire et compl&te pour qu'un hom- 
me du mutier puisse l'executer; 

c) l'objet du brevet europeen s'etend 
au-delä du contenu de la demande 
teile qu'elle a 4t6 d6pos£e ou, si le 
brevet a 6t4 d61ivr6 sur la base 
dune demande divisionnaire ou 
d'une nouvelle demande d6pos6e 
en vertu de l'article 61, au-delä du 
contenu de la demande initiale 
teile qu'elle a 4t4 d6pos6e. 


Article 101 

Examen de l'opposition 

(1) Si l'opposition est recevable, la 
division d’opposition examine si les 
motifs d'opposltion vis6s ä l'article 100 
s’opposent au maintien du brevet eu- 
ropden. 

- (2) Au cours de l’examen de l'oppo- 
sition qui doit se dörouler conformä- 
ment aux dispositions du r£glement 
d’ex^cution, la division d'opposition 
invite les parties, aussi souvent qu'il 
est n£cessaire, ä präsenter, dans un 
d41ai qu'elle leur impartit, leurs obser- 
vations sur les notifications qu'elle 
leur a adress6es ou sur les Communi¬ 
cations qui emanent d'autres parties. 

Article 102 

Rgvocation ou maintien 
du brevet europeen 

(1) Si la division d'opposition esti- 
me que les motifs d'opposition vis4s ä 
l'article 100 s’opposent au maintien du 
brevet europeen, eile r4voque le bre¬ 
vet. 

(2) Si la division d'opposition esti- 
me que les motifs d'opposition vis4s 
ä l'article 100 ne s’opposent pas au 
maintien du brevet europeen sans 
modification, eile rejette l'opposition. 
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(3) Ist die Einspruchsabteilung der 
Auffassung, daß unter Berücksichti- 
gung der vom Patentinhaber im Ein¬ 
spruchsverfahren vorgenommenen Än¬ 
derungen das europäische Patent und 
die Erfindung, die es zum Gegenstand 
hat, den Erfordernissen dieses Über¬ 
einkommens genügen, so beschließt 
sie die Aufrediterhaltung des Patents 
in dem geänderten Umfang, voraus¬ 
gesetzt, daß 

a) gemäß der Ausführungsordnung 
feststeht, daß der Patentinhaber 
mit der Fassung, in der die Ein¬ 
spruchsabteilung das Patent auf¬ 
rechtzuerhalten beabsichtigt, ein¬ 
verstanden ist, und 

b) die Druckkostengebühr für eine 
neue europäische Patentschrift in¬ 
nerhalb der in der Ausführungs¬ 
ordnung vorgeschriebenen Frist 
entrichtet worden ist 

(4) Wird die Druckkostengebühr für 
eine neue europäische Patentschrift 
nicht rechtzeitig entrichtet, so wird 
das europäische Patent widerrufen. 

(5) In der Ausführungsordnung kann 
vorgesehen werden, daß der Patent¬ 
inhaber eine Übersetzung der geän¬ 
derten Patentansprüche in den beiden 
Amtssprachen des Europäischen Pa¬ 
tentamts, die nicht Verfahrenssprache 
sind, einzureichen hat. Wird die Über¬ 
setzung nicht rechtzeitig eingereicht, 
so wird das europäische Patent wider¬ 
rufen. 

Artikel 103 

Veröffentlichung einer 
neuen europäischen Patentschrift 

Ist das europäische Patent nach Ar¬ 
tikel 102 Absatz 3 geändert worden, 
so gibt das Europäische Patentamt 
gleichzeitig mit der Bekanntmachung 
des Hinweises auf die Entscheidung 
über den Einspruch eine neue euro¬ 
päische Patentschrift heraus, in der 
die Beschreibung, die Patentansprüche 
und gegebenenfalls die Zeichnungen 
in der geänderten Form enthalten sind. 

Artikel 104 
Kosten 

(1) Im Einspruchsverfahren tragt je¬ 
der Beteiligte die ihm erwachsenen 
Kosten selbst, soweit nicht die Ein¬ 
spruchsabteilung oder die Beschwer¬ 
dekammer, wenn und soweit dies der 
Billigkeit entspricht, über eine Ver¬ 
teilung der Kosten, die durch eine 
mündliche Verhandlung oder eine Be¬ 
weisaufnahme verursacht worden 
sind, nach Maßgabe der Ausführungs¬ 
ordnung anders entscheidet. 

(2) Die Geschäftsstelle der Ein¬ 
spruchsabteilung setzt auf Antrag den 
Betrag der Kosten fest, die auf Grund 
einer Entscheidung über die Vertei- 


(3) If the Opposition Division is of 
the opinion that, taking into conside- 
ration the amendments made by the 
proprietor of the patent during the 
Opposition proceedings, the patent 
and the invention to which it relates 
meet the requirements of this Con¬ 
vention, it shall decide to maintain 
the patent as amended, provided that: 


(a) it is established, in accordance 
with the provisions of the Imple- 
menting Regulations, that the pro¬ 
prietor of the patent approves the 
text in which the Opposition Divi¬ 
sion intends to maintain the pat¬ 
ent; 

(b) the fee for the printing of a new 
specification of the European pat¬ 
ent is paid within the time limit 
prescribed in the Implementing 
Regulations. 

(4) If the fee for the printing of a 
new specification is not paid in due 
time, the patent shall be revoked. 


(5) Provision may be made in the 
Implementing Regulations for the pro¬ 
prietor of the patent to file a transla- 
tion of any amended Claims in the 
two official languages of the Europe¬ 
an Patent Office other than the lan- 
guage of the proceedings. If the trans- 
lation has not been filed in due time 
the patent shall be revoked. 


Article 103 

Publication o! a new specification 
of the European patent 

If a European patent is amended 
under Article 102, paragraph 3, the 
European Patent Office shall, at the 
same time as it publishes the mention 
of the Opposition decision, publish a 
new specification of the European 
patent containing the description, the 
Claims and any drawings, in the 
amended form. 


Article 104 
Costs 

(1) Each party to the proceedings 
shall meet the oosts he has incurred 
unless a decision of an Opposition Di¬ 
vision or Board of Appeal, for reasons 
of equity, Orders, in accordance with 
the Implementing Regulations, a dif¬ 
ferent apportionment of costs 
incurred during taking of evidence or 
in oral proceedings. 


(2) On request, the registry of the 
Opposition Division shall fix the 
amount of the costs to be paid under 
a decision apportioning them. The fix- 


(3) Si la division d'opposition esti- 
me que, compte tenu des modifications 
apportees par le titulaire du brevet 
europeen au cours de la procedure 
d'opposition, Ie brevet et linvention 
qui en fait l’objet satisfont aux condi- 
tions de la presente Convention, eile 
decide de maintenir le brevet tel qu'il 
a ete modifie pour au tan t que: 


a) conformement aux dispositions du 
regiement dex6cution, il est 6tabli 
que le titulaire du brevet est d'ac- 
cord sur le texte dans lequel la di¬ 
vision d’opposition envisage de 
maintenir le brevet et que 

b) la taxe d'impression d'un nouveau 
fascicule du brevet a 6t6 acquittöe 
dans le d61ai prescrit par le regie¬ 
ment d’execution. 

(4) Si la taxe d'impression d'un nou¬ 
veau fascicule du brevet europeen 
n’est pas acquittöe dans les dölais, le 
brevet est ri>voqu6. 

(5) Le regiement d'exöcution peut 
pr^voir que le titulaire du brevet eu- 
rop£en produira une traduction des 
revendications modifi&es dans les 
deux langues officielles de l'Office 
europöen des brevets autres que celle 
de la procedure. Si la traduction n'est 
pas produite dans les dölais, le brevet 
est r6voqu£. 

Article 103 

Publication d’un nouveau fascicule 
du brevet europöen 

Lorsque le brevet europöen a 4t6 
modifiä en vertu de l'article 102, para- 
graphe 3, l'Office europeen des bre¬ 
vets pubüe simultanöment la mention 
de la decision concernant l opposition 
et un nouveau fascicule du brevet eu- 
ropöen contenant, dans la forme mo- 
difiee, la description, les revendica¬ 
tions et, le cas öchöant, les dessins. 

Article 104 
Frais 

(1) Chacune des parties ä la proc6- 
dure d'opposition Supporte les frais 
qu'elle a exposes, sauf decision de la 
division d'opposition ou de la cham- 
bre de recours, prise conformement au 
regiement d’exöcution, prescrivant, 
dans la mesure oü löquite l’exige, 
une r6partition differente des frais oc- 
casionnes par une procedure orale ou 
une mesure dinstiuction. 

(2) Sur requete, le greffe de la divi¬ 
sion d'opposition fixe le montant des 
frais ä rembourser en vertu d une de¬ 
cision de r^partition. Le montant des 
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lung zu erstatten sind. Gegen die 
Kostenfestsetzung der Geschäftsstelle 
ist der Antrag auf Entscheidung durch 
die Einspruchsabteilung innerhalb 
einer in der Ausführungsordnung vor¬ 
geschriebenen Frist zulässig. 

(3) Jede unanfechtbare Entscheidung 
des Europäischen Patentamts über die 
Festsetzung der Kosten wird in jedem 
Vertragsstaat in beaug auf die Voll¬ 
streckung wie ein rechtskräftiges Ur¬ 
teil eines Zivilgerichts des Staats be¬ 
handelt, in dessen Hoheitsgebiet die 
Vollstreckung stattfindet. Eine Über¬ 
prüfung dieser Entscheidung darf sich 
lediglich auf ihre Echtheit beziehen. 

Artikel 105 
Beitritt 

des vermeintlichen Patentverletzers 

(1) Ist gegen ein europäisches Pa¬ 
tent Einspruch eingelegt worden, so 
kann jeder Dritte, der nachweist, daß 
gegen ihn Klage wegen Verletzung 
dieses Patents erhoben worden ist, 
nach Ablauf der Einspruchsfrist dem 
Einspruchsverfahren beitreten, wenn 
er den Beitritt innerhalb von drei Mo¬ 
naten nach dem Tag erklärt, an dem 
die Verletzungsklage erhoben worden 
ist. Das gleiche gilt für jeden Dritten, 
der nachweist, daß er nach einer Auf¬ 
forderung des Patentinhabers, eine 
angebliche Patentverletzung zu unter¬ 
lassen, gegen diesen Klage auf ge¬ 
richtliche Feststellung erhoben hat, 
daß er das Patent nicht verletze. 


(2) Der Beitritt ist schriftlich zu er¬ 
klären und zu begründen. Er ist erst 
wirksam, wenn die Einspruchsgebühr 
entrichtet worden ist. Im übrigen wird 
der Beitritt als Einspruch behandelt, 
soweit in der Ausführungsordnung 
nichts anderes bestimmt ist. 


Sechster Teil 
Beschwerdeverfahren 

Artikel 106 

Beschwerdefähige Entscheidungen 

(1) Die Entscheidungen der Ein¬ 
gangsstelle, der Prüfungsabteilungen, 
der Einspruchsabteilungen und der 
Rechtsabteilung sind mit der Be¬ 
schwerde anfechtbar. Die Beschwerde 
hat aufschiebende Wirkung. 

{2) Beschwerde gegen die Entschei¬ 
dung der Einspruchsabteilung kann 
auch eingelegt werden, wenn für alle 
benannten Vertragsstaaten auf das 
europäische Patent verzichtet worden 
ist oder wenn das europäische Patent 
für alle diese Staaten erloschen ist. 


ing of tlie costs by Ihe registry may 
be reviewed by a decision of the Op¬ 
position Division on a request filed 
within the period laid down in the 
Implementing Regulations. 


(3) Any final decision of the Euro¬ 
pean Patent Office fixing the amount 
of costs shall be dealt with, for the 
purpose of enforcement in Ihe Con¬ 
tracting States, in the same way as a 
final decision given by a civil court 
of the State in the territory of which 
enforcement is to be carried out. 
Verification of such decision shall be 
limited to its authenticity. 


Article 105 

Intervention of the assumed infrlnger 

(1) In the event of an Opposition to 
a European patent being filed, any 
third party who proves that proceed- 
ings for infringement of the same pat¬ 
ent have been instituted against him 
may, after the Opposition period has 
expired, intervene in the Opposition 
proceedings, if he gives notice of In¬ 
tervention within three months of the 
date on which the infringement pro¬ 
ceedings were instituted. The same 
shall apply in respect of any third 
party who proves both that the pro- 
prietor of the patent has requested 
that he cease alleged infringement of 
the patent and that he has Instituted 
proceedings for a court ruling that he 
is not infringing the patent. 


(2) Notice of Intervention shall be 
filed in a written reasoned Statement. 
It shall not be deemed to have been 
filed until the Opposition fee has been 
paid. Thereafter the Intervention 
shall, subject to any exceptions laid 
down in the Implementing Regula¬ 
tions, be treated as an Opposition. 


Part VI 

Appeals procedure 

Article 106 

Dedsions subject to appeal 

(1) An appeal shall lie from deci- 
sions of the Receiving Section, Exam- 
ining Divisions, Opposition Divisions 
and the Legal Division. It shall have 
suspensive effect. 


(2) An appeal may be filed against 
the decision of the Opposition Divi¬ 
sion even if the European patent has 
been surrendered or has lapsed for all 
the designated States. 


frais tels qu'ils ont ete fixes par le 
greffe, sur une requete presentee dans 
le delai prescrit par le regiement 
d'execution, peut etre reforme par une 
decision de la division dopposition. 

(3) Toute decision finale de l'Office 
europeen des brevets fixant le mon- 
tant des frais est, aux fins de son exe- 
cution dans les Etats contractants, 
reputee etre une decision passte en 
force de chose jugee rendue par une 
juridiction civile de I'Etat sur le terri- 
toire duquel cette ex£cution doit ßtre 
poursuivie. Le contröle d'une teile d6- 
cision ne peut porter que sur son 
authenticite. 

Article 105 

Intervention du contrefacteur ptesunte 

(1) Lorsqu'une Opposition au brevet 
europeen a 6t6 form6e, tout tiers qui 
apporte la preuve qu'une action en 
contrefacon fond4e sur ce brevet a 6t6 
introduite ä son encontre, peut, apr&s 
l’expiration du d£lai d’Opposition, In¬ 
tervent dans la procedure d’opposi- 
tion ä condition qu'il produise une d£- 
claration d'intervention dans un dälai 
de trois mois ä compter de la date ä 
laquelle 1‘action en contrefacon a 6t6 
introduite. Cette disposition s’appli- 
que ä tout tiers qui apporte la preuve, 
qu’aptes avoir 6t6 requis par le titu- 
laire du brevet de cesser la contre¬ 
facon pr6sum6e de ce brevet, il a in- 
troduit ä l’encontre dudit titulaire une 
action tendant ä faire constater judi- 
ciairement qu’il n’est pas contrefac¬ 
teur. 

(2) La d^claration d’intervention 
doit £tre presentee par 6crit et moti- 
v6e. Elle ne prend effet qu’aprfcs paie- 
ment de la taxe d’opposition. Aptes 
l'accomplissement de cette formalite, 
1'Intervention est assimitee ä une Op¬ 
position, sous räserve des dispositions 
du regiement d’execution. 

Sixieme Partie 
Procedure de recours 
Article 106 

Dlcislons susceptibles de recours 

(1) Les d^cisions de la section de 
depot, des divisions d’examen, des di¬ 
visions d opposition et de la division 
juridique sont susceptibles de recours. 
Le recours a un effet suspensif. 

(2) Un recours peut £tre forme con- 
tre la decision de la division d’oppo¬ 
sition meine s’il a £te renoncö au bre¬ 
vet europeen pour tous les Etats de- 
signes ou si celui-ci s'est eteint pour 
tous ces Etats. 
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(3) Eine Entscheidung, die ein Ver¬ 
fahren gegenüber einem Beteiligten 
nicht abschiießt, ist nur zusammen mit 
der Endentscheidung anfechtbar, so¬ 
fern nicht in der Entscheidung die 
gesonderte Beschwerde zugelassen ist. 

(4) Die Verteilung der Kosten des 
Einspruchsverfahrens kann nicht ein¬ 
ziger Gegenstand einer Beschwerde 
sein. 

(5) Eine Entscheidung über die Fest¬ 
setzung des Betrags der Kosten des 
Einspruchsverfahrens ist mit der Be¬ 
schwerde nur anfechtbar, wenn der 
Betrag eine in der Gebührenordnung 
bestimmte Höhe übersteigt. 

Artikel 107 

Beschwerdeberechtigte 
und Verfahrensbeteiilgte 

Die Beschwerde steht denjenigen 
zu, die an dem Verfahren beteiligt 
waren, das zu der Entscheidung ge¬ 
führt hat, soweit sie durch die Ent¬ 
scheidung beschwert sind. Die übrigen 
an diesem Verfahren Beteiligten sind 
am Beschwerdeverfahren beteiligt. 

Artikel 108 
Frist und Form 

Die Beschwerde ist innerhalb von 
zwei Monaten nach Zustellung der 
Entscheidung schriftlich beim Euro¬ 
päischen Patentamt einzulegen. Die 
Beschwerde gilt erst als eingelegt, 
wenn die Beschwerdegebühr entrichtet 
worden ist. Innerhalb von vier Mona¬ 
ten nach Zustellung der Entscheidung 
ist die Beschwerde schriftlich zu be¬ 
gründen. 

Artikel 109 
Abhilfe 

(1) Erachtet das Organ, dessen Ent¬ 
scheidung angefochten wird, die Be¬ 
schwerde für zulässig und begründet, 
so hat es ihr abzuhelfen. Dies gilt 
nicht, wenn dem Beschwerdeführer 
ein anderer an dem Verfahren Betei¬ 
ligter gegenübersteht. 

(2) Wird der Beschwerde innerhalb 
eines Monats nach Eingang der Be¬ 
gründung nicht abgeholfen, so ist sie 
unverzüglich ohne sachliche Stellung¬ 
nahme der Beschwerdekammer vorzu¬ 
legen. 

Artikel 110 

Prüfung der Beschwerde 

(1) Ist die Beschwerde zulässig, so 
prüft die Beschwerdekammer, ob die 
Beschwerde begründet ist. 

(2) Bei der Prüfung der Beschwerde, 
die nach Maßgabe der Ausführungs- 


(3) A decision which does not ter¬ 
minale proceedings as regards one of 
the parties can only be appealed to- 
gether with the final decision, uniess 
the decision allows separate appeal. 


(4) The apportionment of costs of 
Opposition proceedings cannot be the 
sole subject of an appeal. 

(5) A decision fixing the amount of 
costs of Opposition proceedings can¬ 
not be appealed uniess the amount is 
in excess of that laid down in the 
Rules relating to Fees. 


Artlcle 107 

Persons entitled to appeal 
and to be partles 
to appeal proceedings 

Any party to proceedings adversely 
affected by a decision may appeal. 
Any other parties to the proceedings 
shall be parties to the appeal pro¬ 
ceedings as of right. 


Article 108 

Time limit and form of appeal 

Notice of appeal must be filed in 
writing at the European Patent Office 
within two months after the date of 
notification of the decision appealed 
from. The notice shall not be deemed 
to have been filed until after the fee 
for appeal has been paid. Within four 
months after the date of notification 
of the decision, a written Statement 
setting out the grounds of appeal 
must be filed. 


Article 109 

Interlocutory revision 

(1) If the department whose deci¬ 
sion is contested considers the appeal 
to be admissible and well foimded, it 
shall rectify its decision. This shall 
not apply where the appellant is op- 
posed by another party to the pro¬ 
ceedings. 

(2) If the appeal is not allowed 
within one month after receipt of the 
Statement of grounds, it shall be re- 
mitted to the Board of Appeal without 
delay, and without comment as to its 
merit. 


Article 110 

Examinatlon of appeals 

(1) If the appeal is a admissible, the 
Board of Appeal shall examine wheth- 
er the appeal is allowable. 

(2) In the examination of the ap¬ 
peal, which shall be conducted in ac- 


(3) Une decision qui ne met pas fin 
a une procedure ä l'egard d une des 
parties ne peut faire l objet d un re- 
cours quavec la decision finale, ä 
moins que ladite decision ne prevoie 
un recours independant. 

(4) Aucun recours ne peut avoir 
pour seul objet la repartition des frais 
de la procedure dopposition. 

(5) Une decision fixant le montant 
des frais de la procedure d opposition 
ne peut faire l'objet d un recours que 
si le montant est superieur A celui 
fixe par le regiement relatif aux taxes. 

Article 107 

Personnes admises A fonner le recours 
et ä Atre partles A la procedure 

Toute partie ä la procAdure ayant 
conduit A une decision peut recourir 
contre cette dAcision pour autant 
quelle nait pas fait droit A ses pre- 
tentions. Les autres parties A ladite 
procedure sont de droit parties ä la 
procedure de recours. 

Article 108 
DAlai et forme 

Le recours doit etre formA par ecrit 
aupres de l'Office europAen des bre- 
vets dans un dAlai de deux mois A 
compter du jour de la signification de 
la decision. Le recours n'est conside- 
rA comme formA qu'apres le paiement 
de la taxe de recours. Un mAmoire ex- 
posant les motifs du recours doit etre 
dAposA par ecrit dans un dAlai de 
quatre mois A compter de la date de la 
signification de la decision. 

Article 109 
RAvision prAjudiclelle 

(1) Si linstance dont la dAcision est 
attaquAe considAre le recours comme 
recevable et fondA, eile doit y faire 
droit. Cette disposition ne s applique 
pas lorsque la procAdure oppose celui 
qui a introduit le recours A une autre 
partie. 

(2) S il n'est pas fait droit au re¬ 
cours dans un dAlai d un mois apres 
rAception du raAmoire exposant les 
motifs, le recours doit etre immedia- 
tement defere a la chambre de re¬ 
cours, sans avis sur le fond. 

Article 110 
Examen du recours 

(1) Si le recours est recevable, la 
chambre de recours examine s'il peut 
y etre fait droit. 

(2) Au cours de l'examen du recours 
qui doit se derouler conformement 
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Ordnung durchzuführen ist, fordert die 
Beschwerdekammer die Beteiligten so 
oft wie erforderlich auf, innerhalb 
einer von ihr zu bestimmenden Frist 
eine Stellungnahme zu ihren Beschei¬ 
den oder zu den Schriftsätzen anderer 
Beteiligter einzureichen. 

(3) Unterläßt es der Anmelder, auf 
eine Aufforderung nach Absatz 2 
rechtzeitig zu antworten, so gilt die 
europäische Patentanmeldung als zu¬ 
rückgenommen, es sei denn, daß die 
mit der Beschwerde angefochtene 
Entscheidung von der Rechtsabteilung 
erlassen worden ist. 

Artikel 111 

Entscheidung über die Beschwerde 

(1) Nach der Prüfung, ob die Be¬ 
schwerde begründet ist, entscheidet 
die Beschwerdekammer über die Be¬ 
schwerde. Die Beschwerdekammer 
wird entweder im Rahmen der Zu¬ 
ständigkeit des Organs tätig, das die 
angefochtene Entscheidung erlassen 
hat, oder verweist die Angelegenheit 
zur weiteren Entscheidung an dieses 
Organ zurück. 

(2) Verweist die Beschwerdekammer 
die Angelegenheit zur weiteren Ent¬ 
scheidung an das Organ zurück, das 
die angefochtene Entscheidung erlas¬ 
sen hat, so ist dieses Organ durch die 
rechtliche Beurteilung der Beschwer¬ 
dekammer, die der Entscheidung zu¬ 
grunde gelegt ist, gebunden, soweit 
der Tatbestand derselbe ist. Ist die 
angefochtene Entscheidung von der 
Eingangsstelle erlassen worden, so ist 
die Prüfungsabteilung ebenfalls an die 
rechtliche Beurteilung der Beschwer¬ 
dekammer gebunden. 

Artikel 112 

Entscheidung oder Stellungnahme der 
Grollen Beschwerdekammer 

(1) Zur Sicherung einer einheitlichen 
Rechtsanwendung oder wenn sich 
eine Rechtsfrage von grundsätzlicher 
Bedeutung stellt, 

a) befaßt die Beschwerdekammer, bei 
der ein Verfahren anhängig ist, 
von Amts wegen oder auf Antrag 
eines Beteiligten die Große Be¬ 
schwerdekammer, wenn sie hierzu 
eine Entscheidung für erforderlich 
hält. Weist die Beschwerdekammer 
den Antrag zurück,, so hat sie die 
Zurückweisung in der Endentschei¬ 
dung zu begründen; 

b) kann der Präsident des Europäi¬ 
schen Patentamts der Großen Be¬ 
schwerdekammer eine Rechtsfrage 
vorlegen, wenn zwei Beschwerde¬ 
kammern über diese Frage vonein¬ 
ander abweichende Entscheidun¬ 
gen getroffen haben. 


cordance with the provisions of the 
Implementing Regulations, the Board 
of Appeal shall invite the parties, as 
often as necessary, to file observa- 
tions, within a period to be fixed by 
the Board of Appeal, on Communica¬ 
tions from another party or issued by 
itself. 

(3) If the applicant fails to reply in 
due time to an invitation under Para¬ 
graph 2, the European patent applica- 
tion shall be deemed to be withdrawn, 
unless the decision under appeal was 
taken by the Legal Division. 


Article 111 

Decision in respect of appeals 

{1) Following the examination as to 
the allowability of the appeal, the 
Board of Appeal shall decide on the 
appeal. The Board of Appeal may 
either exercise any power within the 
competence of the department which 
was responsible for the decision ap- 
pealed or remit the case to that de¬ 
partment for further prosecution. 


(2) If the Board of Appeal remits 
the case for further prosecution to the 
department whose decision was ap- 
pealed, that department shall be 
bound by the ratio decidendi of the 
Board of Appeal, in so far as the facts 
are the same. If the decision which 
was appealed emanated from the Re- 
ceiving Section, the Examining Divi¬ 
sion shall similarly be bound by the 
ratio decidendi of the Board of Ap¬ 
peal. 


Article 112 

Decision or oplnion 
of the Enlarged Board of Appeal 

(1) In order to ensure uniform appli- 
cation of the law, or if an important 
point of law arises: 

(a) the Board of Appeal shall, during 
proceedings on a case and either 
of its own motion or following a 
request from a party to the ap¬ 
peal, refer any question to the En¬ 
larged Board of Appeal if it con- 
siders that a decision is required 
for the above purposes. If the 
Board of Appeal rejects the re¬ 
quest, it shall give the reasons in 
its final decision; 

(b) the President of the European Pat¬ 
ent Office may refer a point of 
law to the Enlarged Board of Ap¬ 
peal where two Boards of Appeal 
have given different decisions on 
that question. 


aux dispositions du regiement d'exe- 
cution, la Chambre de recours invite 
les parties, aussi souvent qu'il est ne- 
cessaire, ä presenter, dans un delai 
qu elle leur impartit, leurs observa- 
tions sur les notifications qu elle leur 
a adressees ou sur les Communica¬ 
tions qui emanent d'autres parties. 

(3) Si, dans le delai qui lui a £te im- 
parti, le demandeur ne defere pas ä 
cette invitation, la demande de brevet 
europeen est räputee retiree, ä moins 
que la decision faisant l'objet du re¬ 
cours n’ait ete prise par la division 
juridique. 

Article Ul 

Decision sur le recours 

(1) A la suite de l'examen au fond 
du recours, la chambre de recours 
statue sur le recours. Elle peut, soit 
exercer les comp6tences de l’instance 
qui a pris la decision attaqu£e, soit 
renvoyer l'affaire ä ladite instance 
pour suite ä donner. 


(2) Si la chambre de recours renvoie 
l'affaire pour suite ä donner ä l'ins- 
tance qui a pris la decision attaquGe, 
cette instance est li6e par les motifs 
et le dispositif de la decision de la 
chambre de recours pour autant que 
les faits de la cause soient les mömes. 
Si la decision attaqu^e a 6t6 prise par 
la section de d6pdt, la division d'exa- 
men est £galement li6e par les motifs 
et le dispositif de la decision de la 
chambre de recours. 


Article 112 

Decisions ou avis 
de la Grande Chambre de recours 

(1) Afin dassurer une application 
uniforme du droit ou si une question 
de droit d'importance fondamentale 
se pose: 

a) la chambre de recours, soit d offi- 
ce, soit ä la requ£te de l’une des 
parties, saisit en cours d*instance 
la Grande Chambre de recours lors- 
qu une decision est n^cessaire ä 
ces fins. Lorsque la chambre de re¬ 
cours rejette la requete, eile doit 
motiver son refus dans sa decision 
finale; 


b) le President de l'Office europeen 
des brevets peut soumettre une 
question de droit ä la Grande 
Chambre de recours lorsque deux 
chambres de recours ont rendu des 
decisions divergentes sur cette 
question. 
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(2) ln den Fällen des Absatzes 1 
Buchstabe a sind die am Beschwerde¬ 
verfahren Beteiligten am Verfahren 
vor der Großen Beschwerdekammer 
beteiligt. 

(3) Die in Absatz 1 Buchstabe a 
vorgesehene Entscheidung der Großen 
Beschwerdekammer ist für die Ent¬ 
scheidung der Beschwerdekammer 
über die anhängige Beschwerde 
bindend. 


Siebenter Teil 
Gemeinsame Vorschriften 

Kapitel I 

Allgemeine Vorschriften 
für das Verfahren 

Artikel U3 
Rechtliches Gehör 

(1) Entscheidungen des Europäischen 
Patentamts dürfen nur auf Gründe ge¬ 
stützt werden, zu denen die Beteilig¬ 
ten sich äußern konnten. 

(2) Bei der Prüfung der europäischen 
Patentanmeldung oder des europäi¬ 
schen Patents und bei den Entschei¬ 
dungen darüber hat sich das Europäi¬ 
sche Patentamt an die vom Anmelder 
oder Patentinhaber vorgelegte oder 
gebilligte Fassung zu halten. 

Artikel 114 

Ermittlung von Amts wegen 

(1) In den Verfahren vor dem Euro¬ 
päischen Patentamt ermittelt das 
Europäische Patentamt den Sachver¬ 
halt von Amts wegen? es ist dabei 
weder auf das Vorbringen noch auf 
die Anträge der Beteiligten be¬ 
schränkt. 

(2) Das Europäische Patentamt 
braucht Tatsachen und Beweismittel, 
die von den Beteiligten verspätet vor¬ 
gebracht werden, nicht zu berücksich¬ 
tigen. 

Artikel 115 
Einwendungen Dritter 

(1) Nach der Veröffentlichung der 
europäischen Patentanmeldung kann 
jeder Dritte Einwendungen gegen die 
Patentierbarkeit der angemeldeten Er¬ 
findung erheben. Die Einwendungen 
sind schriftlich einzureichen und zu 
begründen. Der Dritte'ist am Verfah¬ 
ren vor dem Europäischen Patentamt 
nicht beteiligt. 


(2) In the cases covered by Para¬ 
graph 1 (a) the parties to the appeal 
proceedings shall be parties to the 
proceedings before the Enlarged 
Board of Appeal. 

(3) The decision of the Enlarged 
Board of Appeal referred to in Para¬ 
graph 1 (a) shall be binding on the 
Board of Appeal in respect of the ap¬ 
peal in question. 


Part VII 

Common provisions 

Chapter I 

Common provisions 
governing procedure 

Article 113 
Basis of decisions 

(1) The decisions of the European 
Patent Office may only be based on 
grounds or evidence on which the 
parties concerned have had an oppor- 
tunity to present their comments. 

(2) The European Patent Office 
shall consider and decide upon the 
European patent application or the 
European patent only in the text sub- 
mitted to it, or agreed, by the appli- 
cant for or proprietor of the patent. 


Artide 114 

Examination by the 
European Patent Office 
of its own motion 

(1) In proceedings before it, the Eu¬ 
ropean Patent Office shall examine 
the facts of its own motion; it shall 
not be restricted in this examination 
to the facts, evidence and arguments 
provided by the parties and the relief 
sought. 

(2) The European Patent Office may 
disregard facts or evidence which are 
not submitted in due time by the par¬ 
ties concerned. 


Artide 115 

Observations by third parties 

(1) Following the publication of the 
European patent application, any per- 
son may present observations con- 
cerning the patentability of the Inven¬ 
tion in respect of which the applica¬ 
tion has been filed. Such observations 
raust be filed in writing and must in- 
clude a Statement of the grounds on 
which they are based. That person 
shall not be a party to the proceed¬ 
ings before the European Patent Of¬ 
fice. 


(2) Dans les cas vises au paragra* 
phe 1, lettre a), les parties a la proce¬ 
dure de recours sont parties ä la pro¬ 
cedure devant la Grande Chambre de 
recours. 

(3) La decision de la Grande Cham¬ 
bre de recours ä laquelle il est fait 
reference au paragraphe 1, lettre a), 
lie la chambre de recours pour le re¬ 
cours en instance. 


Septieme Partie 
Dispositions communes 

Chapitre I 

Dispositions g£n4rales 
de procedure 

Artide 113 

Fondement des decisions 

(1) Les decisions de l'Office euro- 
p6en des brevets ne peuvent ätre fon- 
d6es que sur des motifs au sujet des- 
quels les parties ont pu prendre Posi¬ 
tion. 

(2) L'Office europeen des brevets 
n’examine et ne prend de decision sur 
la demande de brevet europeen ou le 
brevet europeen que dans le texte 
proposä ou acceptä par le demandeur 
ou par le titulaire du brevet. 

Article 114 
Examen d'offlce 

(1) Au cours de la procedure, l'Offi¬ 
ce europeen des brevets procede ä 
l’examen d'office des faits : cet exa- 
men n’est limit6 ni aux moyens invo- 
quös ni aux demandes presentees par 
les parties. 

(2) L'Office europeen des brevets 
peut ne pas tenir compte des faits que 
les parties n'ont pas invoques ou des 
preuves qu’elles n'ont pas produites 
en temps utile. 

Article 115 
Observations des tiers 

(1) Apres la publication de la de¬ 
mande de brevet europeen, tout tiers 
peut presenter des observations sur la 
brevetabilite de linvention faisant 
l'objet de la demande. Les observa¬ 
tions doivent etre faites par ecrit et 
düment motivees. Les tiers nacquie- 
rent pas la qualite de parties ä la pro¬ 
cedure devant l'Office europeen des 
brevets. 
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(2) Die Einwendungen werden dem 
Anmelder oder Patentinhaber mitge¬ 
teilt, der dazu Stellung nehmen kann. 


Artikel 116 

Mündliche Verhandlung 

(1) Eine mündliche Verhandlung 
findet entweder auf Antrag eines Be¬ 
teiligten oder, sofern das Europäische 
Patentamt dies für sachdienlich er¬ 
achtet, von Amts wegen statt. Das 
Europäische Patentamt kann jedoch 
einen Antrag auf erneute mündliche 
Verhandlung vor demselben Organ ab¬ 
lehnen, wenn die Parteien und der 
dem Verfahren zugrunde liegende 
Sachverhalt unverändert geblieben 
sind. 

(2) Vor der Eingangsstelle findet 
eine mündliche Verhandlung auf An¬ 
trag des Anmelders nur statt, wenn 
die Eingangsstelle dies für sachdien¬ 
lich erachtet oder beabsichtigt, die 
europäische Patentanmeldung zurück¬ 
zuweisen. 

(3) Die mündliche Verhandlung vor 
der Eingangsstelle, den Prüfungsab¬ 
teilungen und der Rechtsabteilung ist 
nicht öffentlich. 

(4) Die mündliche Verhandlung, ein¬ 
schließlich der Verkündung der Ent¬ 
scheidung, ist vor den Beschwerde¬ 
kammern und der Großen Bescherde¬ 
kammer nach Veröffentlichung der 
europäischen Patentanmeldung sowie 
vor der Einspruchsabteilung öffent¬ 
lich, sofern das angerufene Organ 
nicht in Fällen anderweitig entschei¬ 
det, in denen insbesondere für eine am 
Verfahren beteiligte Partei die Öffent¬ 
lichkeit des Verfahrens schwerwie¬ 
gende und ungerechtfertigte Nachteile 
zur Folge haben könnte. 

Artikel 117 
Beweisaufnahme 

(1) In den Verfahren vor einer Prü¬ 
fungsabteilung, einer Einspruchsabtei¬ 
lung, der Rechtsabteilung oder einer 
Beschwerdekammer sind insbesondere 
folgende Beweismittel zulässig: 

a) Vernehmung der Beteiligten; 

b) Einholung von Auskünften; 

c) Vorlegung von Urkunden; 

d) Vernehmung von Zeugen; 

e) Begutachtung durch Sachverstän¬ 
dige; 

f) Einnahme des Augenscheins,* 

g) Abgabe einer schriftlichen Erklä¬ 
rung unter Eid. 

(2) Die Prüfungsabteilung, die Ein¬ 
spruchsabteilung und die Beschwerde¬ 
kammer können eines ihrer Mitglieder 
mit der Durchführung der Beweisauf¬ 
nahme beauftragen. 


(2) The observations referred to in 
Paragraph 1 shall be conununicated to 
the appücant for or proprietor of the 
patent who may comment on them. 

Article 116 
Oral proceedings 

(1) Oral proceedings shall take 
place either at the instance of the Eu¬ 
ropean Patent Office if it considers 
this to be expedient or at the request 
of any party to the proceedings. How- 
ever, the European Patent Office may 
reject a request for further oral pro¬ 
ceedings before the same department 
where the parties and the subject of 
the proceedings are the same. 


(2) Nevertheless, oral proceedings 
shall take place before the Receiving 
Section at the request of the applicant 
only where the Receiving Section 
considers this to be expedient or 
where it envisages refusing the Euro¬ 
pean patent application. 

(3) Oral proceedings before the Re¬ 
ceiving Section, the Examining Divi- 
sions and the Legal Division shall not 
be public. 

(4) Oral proceedings, including de- 
livery of the decision, shall be public, 
as regards the Boards of Appeal and 
the Enlarged Board of Appeal, after 
publication of the European patent 
application, and also before the Oppo¬ 
sition Divisions, in so far as the de¬ 
partment before which the proceed¬ 
ings are taking place does not decide 
otherwise in cases where admission 
of the public could have serious and 
unjustified disadvantages, in particu- 
lar for a party to the proceedings. 


Article 117 
Taking of evidence 

(1) In any proceedings before an 
Examining Division, an Opposition 
Division, the Legal Division or a 
Board of Appeal the means of giving 
or obtaining evidence shall include 
the following: 

(a) hearing the parties; 

(b) requests for Information; 

(c) the production of documents; 

(d) hearing the witnesses; 

(e) opinions by experts; 

(f) inspection; 

(g) sworn Statements in writing. 

(2) The Examining Division, Opposi¬ 
tion Division or Board of Appeal may 
commission one of its members to ex- 
amine the evidence adduced. 


(2) Les observations visees au para- 
graphe 1 sont notifiees au demandeur 
ou au titulaire du brevet qui peut 
prendre position. 

Article 116 
Procedure orale 

(1) II est recouru ä la procedure 
orale soit d'office lorsque l’Office eu¬ 
ropeen des brevets le juge utile, soit 
sur requete d une partie ä la proc6- 
dure. Toutefois, TOffice europeen des 
brevets peut rejeter une requete ten- 
dant ä recourir ä nouveau ä la procö- 
dure orale devant une meme instance 
pour autant que les parties ainsi que 
les faits de la cause soient les memes. 


(2) Toutefois, il n'est recouru, sur 
requete du demandeur, ä la procedure 
orale devant la section de döpöt que 
lorsque celle-ci le juge utile ou lors- 
qu'elle envisage de rejeter la demande 
de brevet europeen. 

(3) La procedure orale devant la 
section de döpöt, les divisions d'exa- 
men et la division juridigue n’est pas 
publique. 

(4) La procedure orale, y compris le 
prononce de la decision, est publique 
devant les chambres de recours et la 
Grande Chambre de recours apres la 
publication de la demande de brevet 
europeen ainsi que devant les divi¬ 
sions d’opposition, sauf decision con- 
traire de Tinstance saisie, au cas oü 
la publicitö pourrait präsenter, notam- 
ment pour une partie ä la procödure, 
des inconvenients graves et injusti- 
fies. 


Article 117 
Instruction 

(1) Dans toute procedure devant 
une division d’examen, une division 
d opposition, la division juridique ou 
une chambre de recours, les mesures 
d’instruction suivantes peuvent no- 
tamment etre prises: 

a) laudition des parties; 

b) la demande de renseignements; 

c) la production de documents; 

d) Laudition de temoins? 

e) l'expertise; 

f) la descente sur les lieux; 

g) les declarations ecrites faites sous 
la foi du serment. 

(2) La division d’examen, la divi¬ 
sion d’opposition et la chambre de 
recours peuvent charger un de leurs 
membres de proceder aux mesures 
dinstruction. 
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(3) Hält das Europäische Patentamt 
die mündliche Vernehmung eines Be¬ 
teiligten, Zeugen oder Sachverständi¬ 
gen für erforderlich, so wird 

a) der Betroffene zu einer Verneh¬ 
mung vor dem Europäischen Pa¬ 
tentamt geladen oder 

b) das zuständige Gericht des Staats, 
in dem der Betroffene seinen 
Wohnsitz hat, nach Artikel 131 
Absatz 2 ersucht, den Betroffenen 
zu vernehmen. 

(4) Ein vor das Europäische Patent¬ 
amt geladener Beteiligter, Zeuge oder 
Sachverständiger kann beim Europäi¬ 
schen Patentamt beantragen, daß er 
vor einem zuständigen Gericht in sei¬ 
nem Wohnsitzstaat vernommen wird. 
Nach Erhalt eines solchen Antrags 
oder in dem Fall, daß innerhalb der 
vom Europäischen Patentamt in der 
Ladung festgesetzten Frist keine 
Äußerung auf die Ladung erfolgt ist, 
kann das Europäische Patentamt nach 
Artikel 131 Absatz 2 das zuständige 
Gericht ersuchen, den Betroffenen zu 
vernehmen. 

(5) Hält das Europäische Patentamt 
die erneute Vernehmung eines von 
ihm vernommenen Beteiligten, Zeu¬ 
gen oder Sachverständigen unter Eid 
oder in gleichermaßen verbindlicher 
Form für zweckmäßig, so kann es 
das zuständige Gericht im Wohnsitz¬ 
staat des Betroffenen hierum er¬ 
suchen. 


(6) Ersucht das Europäische Patent¬ 
amt das zuständige Gericht um Ver¬ 
nehmung, so kann es das Gericht 
ersuchen, die Vernehmung unter Eid 
oder in gleichermaßen verbindlicher 
Form vorzunehmen und es einem Mit¬ 
glied des betreffenden Organs zu ge¬ 
statten, der Vernehmung beizuwohnen 
und über das Gericht oder unmittel¬ 
bar Fragen an die Beteiligten, Zeugen 
oder Sachverständigen zu richten. 


Artikel 118 
Einheit 

der europäischen Patentanmeldung 
oder des europäischen Patents 

Verschiedene Anmelder oder Inha¬ 
ber eines europäischen Patents für 
verschiedene benannte Vertragsstaa¬ 
ten gelten im Verfahren vor dem 
Europäischen Patentamt als gemein¬ 
same Anmelder oder gemeinsame Pa¬ 
tentinhaber. Die Einheit der Anmel¬ 
dung oder des Patents im Verfahren 
vor dem Europäischen Patentamt 
wi*d nicht beeinträchtigt; insbeson¬ 
dere ist die Fassung der Anmeldung 
oder des Patents für alle benannten 


(3) If the European Patent Office 
considers il necessary for a party, 
witness or expert to give evidence 
orally, it shall either: 

(a) issue a summons to the person 
concerned to appear before it, or 

(b) reguest, in accordance with the 
provisions of Article 131, para- 
graph 2, the competent court in 
the country of residence of the 
person concerned to take such ev¬ 
idence. 

(4) A party, witness or expert who 
is summoned before the European 
Patent Office may request the latter 
to allow his evidence to be heard by 
a competent court in his country of 
residence. On receipt of such a re¬ 
quest, or if there has been no reply to 
the summons by the expiry of a 
period fixed by the European Patent 
Office in the summons, the European 
Patent Office may, in accordance with 
the provisions of Article 131, Para¬ 
graph 2, request the competent court 
to hear the person concerned. 


(5) If a party, witness or expert 
gives evidence before the European 
Patent Office, the latter may, if it 
considers it advisable for the evi¬ 
dence to be given on oath or in an 
equally binding form, request the 
competent court in the country of 
residence of the person concerned to 
re-examine his evidence under such 
conditions. 


(6) When the European Patent Of¬ 
fice requests a competent court to 
take evidence, it may request the 
court to take the evidence on oath or 
in an equally binding form and to per- 
mit a member of the department con¬ 
cerned to attend the hearing and 
question the party, witness or expert 
either through the intermediary of the 
court or directly. 


Article 118 
Unlty of the 

European patent application 
or European patent 

Where the applicants for or pro- 
prietors of a European patent are not 
the same in respect of different desig- 
nated Contracting States, they shall 
be regarded as joint applicants or 
proprietors for the purposes of pro- 
ceedings before the European Patent 
Office. The unity of the application or 
patent in these proceedings shall not 
be affected; in particular the text of 
the application or patent shall be uni¬ 
form for all designated Contracting 


(3) Si l Office europeen des brevets 
estime necessaire qu'une partie, un 
temoin ou un expert depose orale- 
ment, 

a) il eite devant lui la personne con- 
cernee ou 

b) il demande, conformement aux dis- 
positions de Larticle 131, para- 
graphe 2, aux autorites judiciaires 
competentes de l'Etat sur le terri- 
toire duquel r£side cette personne, 
de recueillir sa deposition. 

(4) Une partie, un temoin ou un 
expert eite devant l Office europeen 
des brevets peut lui demander l’auto- 
risation d'etre entendu par les autori¬ 
tes judiciaires competentes de l’Etat 
sur le territoire duquel il r£side. 
Apres avoir recu cette requete ou, si 
aucune suite n'a ete donnee ä la cita- 
tion ä l'expiration du d61ai imparti 
par LOffice europeen des brevets 
dans cette citation, ce dernier peut, 
conformement aux dispositions de Lar- 
ticle 131, paragraphe 2, demander aux 
autoritds judiciaires competentes de 
recueillir la deposition de la personne 
concern6e. 

(5) Si une partie, un temoin ou un 
expert depose devant LOffice euro¬ 
peen des brevets, ce dernier peut, s il 
estime souhaitable que la deposition 
soit recueillie sous la foi du serment 
ou sous une autre forme egalement 
contraignante, demander aux autorites 
judiciaires competentes de l'Etat sur 
le territoire duquel reside la personne 
concernee, de l'entendre ä nouveau 
dans ces dernieres conditions. 

(6) Lorsque LOffice europeen des 
brevets demande ä une autorite judi- 
ciaire competente de recueillir une 
deposition, il peut lui demander de 
recueillir la deposition sous la foi du 
serment ou sous une autre forme 
egalement contraignante et d'autori- 
ser un des membres de l’instance inte- 
resse ä assister ä l’audition de la par¬ 
tie, du temoin ou de Lexpert et ä 
l'interroger, soit par l’entremise de 
ladite autorite, soit directement. 

Article 118 

Unicite de la demande 
ou du brevet europden 

Lorsque les demandeurs ou les titu- 
laires d un brevet europeen ne sont 
pas les memes pour differents Etats 
contractants designes, ils sont consi- 
deres comme codemandeurs ou com- 
me coproprietaires aux fins de la pro- 
cedure devant LOffice europeen des 
brevets. L'unicite de la demande ou 
du brevet au cours de cette proce- 
dure n'en est pas affectee; en particu- 
lier, le texte de la demande ou du 
brevet doit etre identique pour tous 
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Vertragsstaaten einheitlich, sofern in 
diesem Übereinkommen nichts ande¬ 
res vorgeschrieben ist. 

Artikel 119 

Zustellung 

Das Europäische Patentamt stellt 
von Amts wegen alle Entscheidungen 
und Ladungen sowie die Bescheide 
und Mitteilungen zu, durch die eine 
Frist in Lauf gesetzt wird oder die 
nach anderen Vorschriften des Über¬ 
einkommens zuzustellen sind oder 
für die der Präsident des Euro¬ 
päischen Patentamts die Zustellung 
vorgeschrieben hat. Die Zustellungen 
können, soweit dies außergewöhn¬ 
liche Umstände erfordern, durch Ver¬ 
mittlung der Zentralbehörden für den 
gewerblichen Rechtsschutz der Ver¬ 
tragsstaaten bewirkt werden. 

Artikel 120 
Fristen 

In der Ausführungsordnung wird 
bestimmt: 

a) die Art der Berechnung der Fristen 
sowie die Voraussetzungen, unter 
denen Fristen verlängert werden 
können, wenn das Europäische Pa¬ 
tentamt oder die in Artikel 75 Ab¬ 
satz 1 Buchstabe b genannten Be¬ 
hörden zur Entgegennahme von 
Schriftstücken nicht geöffnet sind 
oder Postsendungen am Sitz des 
Europäischen Patentamts oder der 
genannten Behörden nicht zuge¬ 
stellt werden oder die Postzustel- 
lu-ig allgemein unterbrochen oder 
im Anschluß an eine solche Unter¬ 
brechung gestört ist; 

b) die Mindest- und die Höchstdauer 
der vom Europäischen Patentamt 
zu bestimmenden Fristen. 

Artikel 12! 

Weiterbebandlung 
der europäischen Patentanmeldung 

(1) Ist nach Versäumung einer vom 
Europäischen Patentamt bestimmten 
Frist die europäische Patentanmeldung 
zurückzuweisen oder zurückgewiesen 
worden oder gilt sie als zurückgenom¬ 
men, so tritt die vorgesehene Rechts¬ 
folge nicht ein oder wird, falls sie 
bereits eingetreten ist, rückgängig ge¬ 
macht, wenn der Anmelder die Wei¬ 
terbehandlung der Anmeldung bean¬ 
tragt. 

(2) Der Antrag ist innerhalb von 
zwei Monaten nach dem Tag, an dem 
die Entscheidung über die Zurück¬ 
weisung der europäischen Patentan¬ 
meldung oder an dem die Mitteilung, 
daß die Anmeldung als zurückgenom¬ 
men gilt, zugestellt worden ist, schrift¬ 
lich einzureichen. Die versäumte 


States unless otherwise provided for 
in Ihis Convention. 


Article 119 
Notilication 

The European Patent Office shall, 
as a matter of course, notify those 
concerned of decisions and summons- 
es, and of any notice or other comrau- 
nication from which a time limit is 
reckoned, or of which those concerned 
must be notified under other provi- 
sions of this Convention, or of which 
notification has been ordered by the 
President of the European Patent Of¬ 
fice. Notifications may, where excep- 
tional circumstances so require, be 
given through the intermediary of the 
central industrial property Offices of 
the Contracting States. 


Article 120 
Time Umlts 

The Implementing Regulations shall 
specify: 

(a) the manner of computation of 
time limits and the conditions 
under which such time limits may 
be extended, either because the 
European Patent Office or the au- 
thorities referred to in Article 75, 
Paragraph 1 (b), are not open to 
receive documents or because 
mail is not delivered in the locali- 
ties in which the European Patent 
Office or such authorities are situ- 
ated or because postal Services 
are generally interrupted or sub- 
sequently dislocated; 


(b) the minima and maxima for time 
limits to be determined by the Eu¬ 
ropean Patent Office. 


Article 121 

Furtber processing 
of the European patent application 

(1) If the European patent applica- 
tion is to be refused or is refused or 
deemed to be withdrawn following 
failure to reply within a time limit set 
by the European Patent Office, the le¬ 
gal consequence provided for shall 
not ensue or, if it has already ensued, 
shall be retracted if the applicant re- 
quests further processing of the appli- 
cation. 


(2) The request shall be filed in 
writing within two months of the date 
on which either the decision to refuse 
the application or the communication 
that the application is deemed to be 
withdrawn was notified. The omitted 
act must be completed within this 
time limit. The request shall not be 


les Etats designes, ä moins que la 
presente convention n'en dispose au- 
trement. 

Article 119 

Signification 

L'Office europeen des brevets signi- 
fie d'office toutes les d&cisions et ci- 
tations ainsi que les notifications qui 
font courir un dälai ou dont la signifi¬ 
cation est prevue par d’autres disposi- 
tions de la presente convention ou 
prescrite par le Präsident de l'Office 
europäen des brevets. Les significa- 
tions peuvent etre faites, lorsque des 
circonstances exceptionnelles l'exi- 
gent, par l'intermediaire des Services 
centraux de la propriätä industrielle 
des Etats contractants. 

Article 120 
Dälals 

Le regiement d'exäcution determine: 

a) le mode de calcul des dälais ainsi 
que les conditions dans lesquelles 
ils peuvent fitre prorogäs, soit par- 
ce que les bureaux de l'Office 
europöen des brevets ou des ad- 
ministrations visäes ä l'article 75, 
paragraphe 1, lettre b), ne sont pas 
ouverts pour la röception de docu¬ 
ments, soit en raison d’un däfaut 
de distribution du courrier dans les 
localitäs oü l'Office ou ces ad- 
ministrations ont leur siege ou en 
raison d une interruption gänerale 
du Service postal ou bien de la 
perturbation resultant de cette in¬ 
terruption; 

b) la duräe minimale et maximale des 
dölais qui sont impartis par l'Offi- 
ce europeen des brevets. 

Article 121 

Poursuite de la procddure 

de la demande de brevet europäen 

(1) Lorsque la demande de brevet 
europöen doit etre ou est rejetäe ou 
est reputee retiree faute de l'observa- 
tion dun delai imparti par l'Office 
europeen des brevets, l’effet juridique 
prevu ne se produit pas ou, s'il s est 
produit, se trouve annule si le de- 
mandeur requiert la poursuite de la 
procedure relative ä la demande. 


(2) La requete doit etre presentee 
par ecrit dans un delai de deux mois 
ä compter de la date ä laquelle ia 
decision de rejet de la demande de 
brevet europeen a ete signifiee, ou ä 
compter de la date ä laquelle la noti¬ 
fication que la demande est reputee 
retiree a ete signifiee. L’acte non ac- 
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Handlung ist innerhalb dieser Frist 
nachzuholen. Der Antrag gilt erst als 
gestellt, wenn die Weiterbehandlungs¬ 
gebühr entrichtet worden ist. 

(3) Uber den Antrag entscheidet 
das Organ, das über die versäumte 
Handlung zu entscheiden hat. 

Artikel 122 

Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand 

(1) Der Anmelder oder Patentinha¬ 
ber, der trotz Beachtung aller nach 
den gegebenen Umständen gebotenen 
Sorgfalt verhindert worden ist, gegen¬ 
über dem Europäischen Patentamt eine 
Frist einzuhalten, wird auf Antrag 
wieder in den vorigen Stand einge¬ 
setzt, wenn die Verhinderung nach 
dem Übereinkommen zur unmittel¬ 
baren Folge hat, daß die europäische 
Patentanmeldung oder ein Antrag zu¬ 
rückgewiesen wird, die Anmeldung als 
zurückgenommen gilt, das europäische 
Patent widerrufen wird oder der Ver¬ 
lust eines sonstigen Rechts oder eines 
Rechtsmittels eintritt. 

(2) Der Antrag ist innerhalb von 
zwei Monaten nach Wegfall des Hin¬ 
dernisses schriftlich einzureichen. Die 
versäumte Handlung ist innerhalb die¬ 
ser Frist nachzuholen. Der Antrag ist 
nur innerhalb eines Jahrs nach Ab¬ 
lauf der versäumten Frist zulässig. 
Im Fall der Nichtzahlung einer Jah¬ 
resgebühr wird die in Artikel 86 Ab¬ 
satz 2 vorgesehene Frist in die Frist 
von einem Jahr eingerechnet. 


(3) Der Antrag ist zu begründen, 
wobei die zur Begründung dienenden 
Tatsachen glaubhaft zu machen sind. 
Er gilt erst als gestellt, wenn die 
Wiedereinsetzungsgebühr entrichtet 
worden ist. 

(4) Uber den Antrag entscheidet 
das Organ, das über die versäumte 
Handlung zu entscheiden hat. 

(5) Dieser Artikel ist nicht anzuwen¬ 
den auf die Fristen des Absatzes 2 
sowie der Artikel 61 Absatz 3, 76 Ab¬ 
satz 3, 78 Absatz 2, 79 Absatz 2, 87 
Absatz 1 und 94 Absatz 2. 


(6) Wer in einem benannten Ver¬ 
tragsstaat in gutem Glauben die Er¬ 
findung, die Gegenstand einer ver¬ 
öffentlichten europäischen Patentan¬ 
meldung oder eines europäischen Pa¬ 
tents ist, in der Zeit zwischen dem 
Eintritt eines Rechtsverlusts nach Ab¬ 
satz 1 und der Bekanntmachung des 
Hinweises auf die Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand in Benutzung ge¬ 
nommen oder wirkliche und ernsthafte 


deemed to have been filed until the 
fee for further processing has been 
paid. 


(3) The department competent to 
decide on the omitted act shall decide 
on the request. 


Article 122 
Restitutio in integrum 


(1) The applicant for or proprietor 
of a European patent who, in spite of 
all due care required by the circum- 
stances having been taken, was un- 
able to observe a time limit vis-ä-vis 
the European Patent Office shall, 
upon application, have his rights re- 
established if the non-observance in 
question has the direct consequence, 
by virtue of this Convention, of caus- 
ing the refusal of the European patent 
application, or of a request, or the 
deeming of the European patent appli¬ 
cation to have been withdrawn, or the 
revocation of the European patent, or 
the loss of any other right or means 
of redress. 

(2) The application must be filed in 
writing within two months from the 
removal of the cause of non-compli- 
ance with the time limit. The omitted 
act must be completed within this pe- 
riod. The application shall only be ad- 
missible within the year immediately 
following the expiry of the unobserved 
time limit. In the case of non-pay- 
ment of a renewal fee, the period 
specified in Article 86, paragraph 2, 
shall be deducted from the period of 
one year. 

(3) The application must state the 
grounds on which it is based, and 
must set out the facts on which it re- 
lies. It shall not be deemed to be filed 
until after the fee for re-establishment 
of rights has been paid. 

(4) The department competent to 
decide on the omitted act shall decide 
upon the application. 

(5) The provisions of this Article 
shall not be applicable to the time 
limits referred to in paragraph 2 of 
this Article, Article 61, paragraph 3, 
Article 76, paragraph 3, Article 78, 
paragraph 2, Article 79, paragraph 2, 
Article 87, paragraph 1, and Article 
94, paragraph 2. 

(6) Any person who, in a designat- 
ed Contracting State, in good faith 
has used or made effective and seri- 
ous preparations for using an inven- 
tion which is the subject of a published 
European patent application or a 
European patent in the course of the 
period between the loss of rights re¬ 
ferred to in paragraph 1 and publica- 
tion of the mention of re-establish- 
ment of those rights, may without 


compli doit l'etre dans ces delais. La 
requete n'est reputee presentee qua- 
pres paiement de la taxe de poursuite 
de la procedure. 

(3) L'instance qui est competente 
pour statuer sur l'acte non accompli 
decide sur la requete. 

Article 122 
Restitutio in integrum 

(1) Le demandeur ou le titulaire d un 
brevet europeen qui, bien qu'ayant 
fait preuve de toute la vigilance 
necessitee par les circonstances, n a 
pas 6te en mesure d‘observer un de- 
lai ä l'egard de l'Office europeen des 
brevets est, sur requäte, retabli dans 
ses droits si l'empöchement a pour 
consäquence directe, en vertu des dis- 
positions de la präsente Convention, 
le rejet de la demande de brevet eu¬ 
ropeen ou d'une requäte, le fait que 
la demande de brevet europ£en est 
r£put£e retiree, la revocation du bre¬ 
vet europeen, la perte de tout autre 
droit ou celle d un moyen de recours. 

(2) La requ&te doit ätre pr£sent£e 
par £crit dans un d£lai de deux mois 
ä compter de la cessation de l’empe- 
cbement. L'acte non accompli doit 
l'etre dans ce dölai. La requ£te n'est 
recevable que dans un dälai d un an 
ä compter de l’expiration du deiai non 
observe. Dans le cas de non-paiement 
d'une taxe annuelle, le deiai pr6vu ä 
l'article 86, paragraphe 2, est deduit 
de la periode d'une ann6e. 


(3) La requete doit etre motiv4e 
et indiquer les faits et les justifica- 
tions invoqu6s ä son appui. Elle n'est 
reputee presentee qu'ä la condition 
que la taxe de restitutio in integrum 
ait ete acquittee. 

(4) L'instance qui est competente 
pour statuer sur l'acte non accompli 
decide sur la requete. 

(5) Les dispositions du present arti¬ 
cle ne sont pas applicables aux deiais 
prevus au paragraphe 2 ainsi qu'aux 
articles 61, paragraphe 3, 76, paragra¬ 
phe 3, 78, paragraphe 2, 79, paragra¬ 
phe 2, 87, paragraphe 1 et 94, para¬ 
graphe 2. 

(6) Quiconque, dans un Etat con- 
tractant a, de bonne foi, au cours de 
la periode comprise entre la perte 
d un droit vise au paragraphe 1 et la 
publication de la mention du retablis- 
sement dudit droit, commence ä ex- 
ploiter ou a fait des preparatifs effec- 
tifs et serieux pour exploiter l'inven- 
tion qui fait l'objet d’une demande 
de brevet europeen pubiiee ou d un 
brevet europeen, peut, ä titre gratuit, 
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Veranstaltungen zur Benutzung ge¬ 
troffen hat, darf die Benutzung in sei¬ 
nem Betrieb oder für die Bedürfnisse 
seines Betriebs unentgeltlich fortset¬ 
zen. 

(7) Dieser Artikel läßt das Recht 
eines Vertragsstaats unberührt, Wie¬ 
dereinsetzung in den vorigen Stand 
in Fristen zu gewähren, die in diesem 
Übereinkommen vorgesehen und den 
Behörden dieses Staats gegenüber ein¬ 
zuhalten sind. 

Artikel 123 
Änderungen 

(1) Die Voraussetzungen, unter de¬ 
nen eine europäische Patentanmel¬ 
dung oder ein europäisches Patent im 
Verfahren vor dem Europäischen Pa¬ 
tentamt geändert werden kann, sind 
in der Ausführungsordnung geregelt. 
In jedem Fall ist dem Anmelder zu¬ 
mindest einmal Gelegenheit zu geben, 
van sich aus die Beschreibung, die 
Patentansprüche und die Zeichnungen 
zu ändern. 

(2) Eine europäische Patentanmel¬ 
dung und ein europäisches Patent dür¬ 
fen nicht in der Weise geändert wer¬ 
den, daß ihr Gegenstand über den In¬ 
halt der Anmeldung in der ursprüng¬ 
lich eingereichten Fassung hinaus¬ 
geht. 

(3) Im Einspruchsverfahren dürfen 
die Patentansprüche des europäischen 
Patents nicht in der Weise geändert 
werden, daß der Schutzbereich erwei¬ 
tert wird. 

Artikel 124 
Angaben 

Über nationale Patentanmeldungen 

(1) Die Prüfungsabteilung oder die 
Beschwerdekammer kann den Anmel¬ 
der auffordem, innerhalb einer von 
ihr zu bestimmenden Frist die Staaten 
anzugeben, in denen er nationale Pa¬ 
tentanmeldungen für die Erfindung 
oder einen Teil der Erfindung, die 
Gegenstand der europäischen Patent¬ 
anmeldung ist, eingereicht hat, und 
die Aktenzeichen der genannten An¬ 
meldungen mitzuteilen. 

(2) Unterläßt es der Anmelder, auf 
eine Aufforderung nach Absatz 1 
rechtzeitig zu antworten, so gilt die 
europäische Patentanmeldung als zu¬ 
rückgenommen. 


Artikel 125 

Heranziehung allgemeiner Grundsätze 

Soweit dieses Übereinkommen Vor¬ 
schriften über das Verfahren nicht 
enthält, berücksichtigt das Europäi¬ 
sche Patentamt die in den Vertrags¬ 
staaten im allgemeinen anerkannten 
Grundsätze des Verfahrensrechts. 


payment continue such use in tlie 
course of his Business or for Ihe 
needs thereof. 


(7) Nothing in this Article shall lim- 
it the right of a Contracting State to 
grant restitutio in integrum in respect 
of time limits provided for in this 
Convention and to be observed vis-ä- 
vis the authorities of such State, 


Article 123 
Amendments 

(1) The conditions under which a 
European patent application or a Eu¬ 
ropean patent may be amended in 
proceedings before the European Pat¬ 
ent Office are laid down in the Imple- 
menting Regulations. In any case, an 
applicant shall be allowed at least 
one opportunity of amending the de- 
scription, Claims and drawings of his 
own volition. 

(2) A European patent application 
or a European patent may not be 
amended in such a way that it con- 
tains subject-matter which extends 
beyond the content of the application 
as filed. 

(3) The Claims of the European pat¬ 
ent may not be amended during Oppo¬ 
sition proceedings in such a way as 
to extend the protection conferred. 


Article 124 

Information concernlng 
national patent applicatlons 

(1) The Examining Division or the 
Board of Appeal may invite the appli¬ 
cant to indicate, within a period to be 
determined by it, the States in which 
he has made applications for national 
Patents for the whole or part of the 
invention to which the European pat¬ 
ent application relates, and to give 
the reference numbers of the said ap¬ 
plications. 

(2) If the applicant fails to reply in 
due time to an invitation under Para¬ 
graph 1, the European patent applica¬ 
tion shall be deemed to be with- 
drawn. 


Article 125 

Reference to general prfnciples 

In the absence of procedural provi- 
sions in this Convention, the Europe¬ 
an Patent Office shall take into ac- 
count the principles of procedural law 
generaily recognised in the Contract¬ 
ing States. 


poursuivrt cette exploitalion dans son 
entreprise ou pour les besoins de son 
entreprise. 


(7) Le present article n'affecte pas 
le droit pour un Etat contractant d ac- 
corder la restitutio in integrum quant 
aux delais pr6vus par la presente Con¬ 
vention et qui doivent etre observ^s 
vis-ä-vis des autorites de cet Etat. 

Article 123 
Modiflcations 

(1) Les conditions dans lesquelles 
une demande de brevet europeen ou 
un brevet europeen, au cours de la 
procedure devant l'Office europeen 
des brevets, peut etre modifiä sont 
pr6vues par le regiement d’execution. 
En tout etat de cause, le demandeur 
peut, de sa propre initiative, modifier 
au moins une fois la description, les 
revendications et les dessins. 

(2) Une demande de brevet euro- 
p6en ou un brevet europeen ne peut 
etre modifie de maniere que son objet 
s'etende au-delä du contenu de la de¬ 
mande teile qu elle a 6t6 d£pos6e. 


(3) Au cours de la procedure d'op- 
position, les revendications du brevet 
europeen ne peuvent fctre modifides 
de faqon ä etendre la protection. 

Article 124 

Indicatlons relatives aux demandes de 
brevet national 

(1) La division dexamen ou la 
chambre de recours peut inviter le 
demandeur ä indiquer dans un delai 
qu’elle lui impartit, les pays dans les- 
quels il a depose des demandes de 
brevet national pour tout ou partie de 
1‘invention, objet de la demande de 
brevet europeen, ainsi que le numero 
desdites demandes. 


(2) Si, dans le delai qui lui a 6te 
imparti, le demandeur ne d6fere pas 
ä cette invitation, la demande de bre¬ 
vet europeen est reputee retiree. 


Article 125 

R6f£rence aux principes g£n£raux 

En l'absence d'une disposition de 
procedure dans la presente Conven¬ 
tion, l'Office europeen des brevets 
prend en consideration les principes 
generalement admis en la matiere dans 
les Etats contractants. 
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Artikel 126 
Beendigung 

von Zahlungsverpflichtungen 

(1) Ansprüche der Organisation auf 
Zahlung von Gebühren an das Euro¬ 
päische Patentamt erlöschen nach 
vier Jahren nach Ablauf des Kalender¬ 
jahrs, in dem die Gebühr fällig ge¬ 
worden ist. 

(2) Ansprüche gegen die Organisa¬ 
tion auf Rückerstattung von Gebühren 
oder von Geldbeträgen, die bei der 
Entrichtung einer Gebühr zuviel ge¬ 
zahlt worden sind, durch das Euro¬ 
päische Patentamt erlöschen nach vier 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, 
in dem der Anspruch entstanden ist. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 
vorgesehene Frist wird im Fall des 
Absatzes 1 durch eine Aufforderung 
zur Zahlung der Gebühr und im Fall 
des Absatzes 2 durch eine schriftliche 
Geltendmachung des Anspruchs un¬ 
terbrochen. Diese Frist beginnt mit 
der Unterbrechung erneut zu laufen 
und endet spätestens sechs Jahre nach 
Ablauf des Jahrs, in dem sie ur¬ 
sprünglich zu laufen begonnen hat, es 
sei denn, daß der Anspruch gerichtlich 
geltend gemacht worden ist; in diesem 
Fall endet die Frist frühestens ein 
Jahr nach der Rechtskraft der Ent¬ 
scheidung. 


Kapitel II 

Unterrichtung der Öffentlichkeit 
und Behörden 

Artikel 127 

Europäisches Patentregister 

Das Europäische Patentamt führt 
ein Patentregister mit der Bezeich¬ 
nung europäisches Patentregister, in 
dem alle Angaben vermerkt werden, 
deren Eintragung in diesem Überein¬ 
kommen vorgeschrieben ist. Vor der 
Veröffentlichung der europäischen 
Patentanmeldung erfolgt keine Ein¬ 
tragung in das Patentregister. Jeder¬ 
mann kann in das Patentregister Ein¬ 
sicht nehmen. 

Artikel 128 
Aktenetnsicbt 

(1) Einsicht in die Akten europäi¬ 
scher Patentanmeldungen, die noch 
nicht veröffentlicht worden sind, wird 
nur mit Zustimmung des Anmelders 
gewährt. 

(2) Wer nachweist, daß der An¬ 
melder sich ihm gegenüber auf seine 
europäische Patentanmeldung berufen 
hat, kann vor der Veröffentlichung 


Article 126 

Termination of financial obügations 


(1) Rights of the Organisation to 
the payment of a fee to the European 
Patent Office shall be extinguished 
after four years from the end of the 
calendar year in which the fee feil 
due. 

(2) Rights against the Organisation 
for the refunding by the European 
Patent Office of fees or sums of mon- 
ey paid in excess of a fee shall be ex¬ 
tinguished after four years from the 
end of the calendar year in which the 
right arose. 


(3) The period laid down in para- 
graphs 1 and 2 shall be interrupted in 
the case covered by paragraph 1 by a 
request for payment of the fee and in 
the case covered by paragraph 2 by a 
reasoned Claim in writing. On Inter¬ 
ruption it shall begin again immediate- 
ly and shall end at the latest six 
years after the end of the year in 
which it originally began, unless, in 
the meantime, judicial proceedings to 
enforce the right have begun; in this 
case the period shall end at the ear- 
liest one year after the judgment 
enters into force. 


Chapter II 

Information to the public 
or official authorities 

Article 127 

Register of European Patents 

The European Patent Office shall 
keep a register, to be known as the 
Register of European Patents, which 
shall contain those particulars the 
registration of which is provided for 
by this Convention. No entry shall be 
made in the Register prior to the pub- 
lication of the European patent appli- 
cation. The Register shall be open to 
public inspection. 


Article 128 
Inspection of files 

(1) The files relating to European 
patent applications, which have not 
yet been published, shall not be made 
available for inspection without the 
consent of the applicant. 

(2) Any person who can prove that 
the applicant for a European patent 
has invoked the rights under the ap- 
plication against him may obtain in- 


Article 126 

Fin des obligations financieres 

(1) Le droit de l'Organisation d'exi- 
ger le paiement de taxes au profit de 
rOffice europeen des brevets se 
prescrit par quatre ans ä compter de 
la fin de l'annee civile au cours de 
laquelle la taxe est devenue exjgible. 

(2) Les droits ä l’encontre de l'Orga- 
nisation en matiere de remboursernent 
de taxes ou de trop-percu par l'Office 
europeen des brevets lors du paie¬ 
ment de taxes se prescrivent par qua¬ 
tre ans ä compter de la fin de l'annee 
civile au cours de laquelle le droit a 
pris naissance. 

(3) Le delai prevu aux paragraphes 1 
et 2 est interrompu, dans le cas vise 
au paragraphe 1 par une invitation ä 
acquitter la taxe, et dans le cas vise 
au paragraphe 2 par une requöte ecri- 
te en vue de faire valoir le droit. 
Ce delai recommence ä courir ä comp¬ 
ter de la date de son interruption; il 
expire au plus tard au terme d une 
Periode de six ans calcul£e ä compter 
de la fin de l'annee civile au cours de 
laquelle il a commenc6 ä courir initia¬ 
lement, ä moins qu'une action en jus- 
tice n'ait ete engag£e pour faire valoir 
le droit; en pareil cas, le d61ai expire 
au plus tot au terme d'une periode 
d une ann£e calculöe ä compter de la 
date ä laquelle la d£cision est passee 
en force de chose jugde. 

Chapitre II 

Information du public 
et des instances officielles 

Article 127 

Registre europeen des brevets 

LÖffice europeen des brevets tient 
un registre, dgnommö Registre euro- 
p6en des brevets, oü sont portees les 
indications dont l enregistrement est 
pr6vu par la präsente convention. 
Aucune inscription n'est portee au re¬ 
gistre avant que la demande euro- 
peenne n'ait ete publiöe. Le registre 
est ouvert ä l'inspection publique. 


Article 128 
Inspection publique 

(1) Les dossiers relatifs ä des de- 
mandes de brevet europeen qui n'ont 
pas encore ete publiees ne peuvent 
etre ouverts ä l'inspection publique 
qu'avec 1‘accord du demandeur. 

(2) Quinconque prouve que le de¬ 
mandeur d un brevet europeen s'est 
pr£valu de sa demande ä son encontre 
peut consulter le dossier des avant 
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dieser Anmeldung und ohne Zustim¬ 
mung des Anmelders Akteneinsicht 
verlangen. 

(3) Nach der Veröffentlichung einer 
europäischen Teilanmeldung oder 
einer nach Artikel 61 Absatz 1 einge- 
reiditen neuen europäischen Patent¬ 
anmeldung kann jedermann Einsicht 
in die Akten der frühreren Anmel¬ 
dung ungeachtet deren Veröffent¬ 
lichung und ohne Zustimmung des 
Anmelders verlangen. 

(4) Nach der Veröffentlichung der 
europäischen Patentanmeldung wird 
vorbehaltlich der in der Ausführungs¬ 
ordnung vorgeschriebenen Beschrän¬ 
kungen auf Antrag Einsicht in die 
Akten der europäischen Patentanmel¬ 
dung und des darauf erteilten euro¬ 
päischen Patents gewährt. 

(5) Das Europäische Patentamt kann 
folgende Angaben bereits vor der Ver¬ 
öffentlichung der europäischen Pa¬ 
tentanmeldung Dritten gegenüber ma¬ 
chen oder veröffentlichen: 

a) Nummer der europäischen Patent¬ 
anmeldung; 

b) Anmeldetag der europäischen Pa¬ 
tentanmeldung und, wenn die Prio¬ 
rität einer früheren Anmeldung in 
Anspruch genommen worden ist, 
Tag, Staat und Aktenzeichen der 
früheren Anmeldung; 

c) Name des Anmelders; 

d) Bezeichnung der Erfindung; 

e) die benannten Vertragsstaaten. 

Artikel 129 

Regelmäßig 

erscheinende Veröffentlichungen 

Das Europäische Patentamt gibt re¬ 
gelmäßig folgende Veröffentlichungen 
heraus; 

a) ein Europäisches Patentblatt, das 
die Eintragungen in das europäi¬ 
sche Patentregister wiedergibt so¬ 
wie sonstige Angaben enthält, de¬ 
ren Veröffentlichung in diesem 
Übereinkommen vorgeschrieben 
ist; 

b) ein Amtsblatt des Europäischen 
Patentamts, das allgemeine Be¬ 
kanntmachungen und Mitteilungen 
des Präsidenten des Europäischen 
Patentamts sowie sonstige dieses 
Übereinkommen und seine Anwen¬ 
dung betreffende Veröffentlichun¬ 
gen enthält. 

Artikel 130 

Gegenseitige Unterrichtung 

(1) Das Europäische Patentamt und 
vorbehaltlich der Anwendung der in 
Artikel 75 Absatz 2 genannten Rechts¬ 
und Verwaltungsvorschriften die Zen¬ 
tralbehörden für den gewerblichen 
Rechtsschutz der Vertragsstaaten 


spection of the files prior to the pub- 
lication of that application and with- 
out the consent of the applicant. 

(3) Where a European divisional ap¬ 
plication or a new European patent 
application filed under Article 61, par- 
agraph 1, is published, any person 
may obtain inspection of the files of 
the earlier application prior to the 
publication of that application and 
without the consent of the relevant 
applicant. 

(4) Subsequent to the publication of 
the European patent application, the 
files relating to such application and 
the resulting European patent may be 
inspected on request, subject to the 
restrictions laid down in the Imple- 
menting Regulations. 

(5) Even prior to the publication of 
the European patent application, the 
European Patent Office may commu- 
nicate the following bibliographic 
data to third parties or publish them: 
(a) the number of the European pat¬ 
ent application; 

<b) the date of filing of the European 
patent application and, where the 
priority of a previous application 
is claimed, the date, State and file 
number of the previous applica- 
tion; 

(c) the name of the applicant; 

(d) the title of the invention; 

(e) the Contracting States designated. 

Article 129 

Periodicai publications 

The European Patent Office shall 
periodically publish: 

(a) a European Patent Bulletin con- 
taining entries made in the Regis¬ 
ter of European Patents, as well 
as other particulars the publica¬ 
tion of which is prescribed by this 
Convention; 

(b) an Official Journal of the Europe¬ 
an Patent Office, containing no- 
tices and Information of a general 
character issued by the President 
of the European Patent Office, as 
well as any other Information rel¬ 
evant to this Convention or its 
implementation. 

Article 130 

Exchanges of Information 

(1) The European Patent Office and, 
subject to the application of the legis¬ 
lative or regulatory provisions referred 
to in Article 75, paragraph 2, the 
central industrial property office of 
any Contracting State shall, on re- 


la publication de cette demande et 
sans 1‘accord du demandeur. 

(3) Lorsqu'une demande divisionnai- 
re ou une nouvelle demande de brevet 
europeen deposee en vertu des dis- 
positions de l'article 61, paragraphe 1, 
est publiee, toute personne peut con- 
sulter le dossier de la demande ini¬ 
tiale avant la publication de cette de¬ 
mande et sans 1‘accord du demandeur. 

(4) Apres la publication de la de¬ 
mande de brevet europeen, les dos- 
siers d une teile demande et du brevet 
auquel eile a donnö lieu peuvent, sur 
requete, etre ouverts ä l’inspection 
publique, sous reserve des restrictions 
prevues par le regiement d’execution. 

(5) L'Office europeen des brevets 
peut, avant meme la publication de la 
demande de brevet europeen, commu- 
niquer ä des tiers et publier les indi- 
cations suivantes: 

a) le num£ro de la demande de brevet 
europeen; 

b) la date du döpöt de la demande 
de brevet europöen et, si la priori- 
t6 d'une demande antörieure a öte 
revendiguee, la date, l’Etat et le 
numero de la demande ant£rieure; 

c) le nom du demandeur; 

d) le titre de l'invention; 

e) la mention des Etats contractants 
designes. 

Article 129 

Publications p^riodiques 

L'Office europeen des brevets pu- 
blie periodiquement: 

a) un Bulletin europeen des brevets 
contenant les inscriptions portäes 
au Registre europöen des brevets, 
ainsi que toutes les autres indica- 
tions dont la publication est pres- 
crite par la präsente convention; 

b) un Journal officiel de l’Office eu¬ 
ropeen des brevets contenant les 
Communications et les informations 
d'ordre general emanant du Presi¬ 
dent de l’Office europeen des bre¬ 
vets ainsi que toutes autres infor¬ 
mations relatives ä la presente con¬ 
vention et ä son application. 

Article 130 

Echange d’lnformations 

(1) L’Office europeen des brevets et, 
sous reserve de 1‘application des dis- 
positions legislatives ou reglemen- 
taires visees ä l’article 75, paragra¬ 
phe 2, les Services centraux de la 
propriete industrielle des Etats con- 
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übermitteln einander auf Ersuchen 
sachdienliche Angaben über die Ein¬ 
reichung europäischer oder nationaler 
Patentanmeldungen und über Verfah¬ 
ren, die diese Anmeldungen und die 
darauf erteilten Patente betreffen. 


(2) Absatz 1 gilt nach Maßgabe von 
Arbeitsabkommen auch für die Über¬ 
mittlung von Angaben zwischen dem 
Europäischen Patentamt und 

a) den Zentralbehörden für den ge¬ 
werblichen Rechtsschutz der Staa¬ 
ten, die nicht Vertragsstaaten sind, 

b) den zwischenstaatlichen Organisa¬ 
tionen, die mit der Erteilung von 
Patenten beauftragt sind, und 

c) jeder anderen Organisation. 

(3) Die Übermittlung von Angaben 
nach Absatz 1 und Absatz 2 Buch¬ 
staben a und b unterliegt nicht den 
Beschränkungen des Artikels 128. Der 
Verwaltungsrat kann beschließen, daß 
die Übermittlung von Angaben nach 
Absatz 2 Buchstabe c den genannten 
Beschränkungen nicht unterliegt, so¬ 
fern die betreffende Organisation die 
übermittelten Angaben bis zur Ver¬ 
öffentlichung der europäischen Pa¬ 
tentanmeldung vertraulich behandelt. 


Artikel 131 

Amts- und Rechtshilfe 

(1} Das Europäische Patentamt und 
die Gerichte oder Behörden der Ver¬ 
tragsstaaten unterstützen einander auf 
Antrag durch die Erteilung von Aus¬ 
künften oder die Gewährung von Ak¬ 
teneinsicht, soweit nicht Vorschriften 
dieses Übereinkommens oder des na¬ 
tionalen Rechts entgegenstehen. Ge¬ 
währt das Europäische Patentamt Ge¬ 
richten, Staatsanwaltschaften oder 
Zentralbehörden für den gewerblichen 
Rechtsschutz Akteneinsicht, so unter¬ 
liegt diese nicht den Beschränkungen 
des Artikels 128. 

(2) Die Gerichte oder andere zu¬ 
ständige Behörden der Vertragsstaa¬ 
ten nehmen für das Europäische Pa¬ 
tentamt auf dessen Ersuchen um 
Rechtshilfe Beweisaufnahmen oder an¬ 
dere gerichtliche Handlungen inner¬ 
halb ihrer Zuständigkeit vor. 


Artikel 132 

Austausch von Veröffentlichungen 

(1) Das Europäische Patentamt und 
die Zentralbehörden für den gewerb¬ 
lichen Rechtsschutz der Vertragsstaa- 


quest, communicate to each other any 
useful information regarding the filing 
of European or national patent appli- 
cations and regarding any proceed- 
ings concerning such applications and 
the resulting patents. 


(2) The provisions of paragraph 1 
shall apply to the communication of 
information by virtue of working 
agreements between the European 
Patent Office and: 

(a) the central industrial property Of¬ 
fice of any State which is not a 
party to this Convention; 

(b) any inter-governmental Organisa¬ 
tion entrusted with the task of 
granting patents,- 

(c) any other Organisation. 

(3) The Communications under para- 
graphs 1 and 2 (a) and (b) shall not be 
subject to the restrictions laid down 
in Article 128. The Administrative 
Council may decide that Communica¬ 
tions under paragraph 2 (c) shall not 
be subject to such restrictions, pro- 
vided that the Organisation concerned 
shall treat the information communi- 
cated as confidential until the Europe¬ 
an patent application has been pub- 
lished. 


Article 131 

Administrative and legal Cooperation 

(1) Unless otherwise provided in 
this Convention or in national laws, 
the European Patent Office and the 
courts or authorities of Contracting 
States shall oh request give assist- 
ance to each other by communicating 
Information or opening files for in- 
spection. Where the European Patent 
Office lays files open to inspection by 
courts, Public Prosecutors' Offices or 
central industrial property Offices, the 
inspection shall not be subject to the 
restrictions laid down in Article 128. 


(2) Upon receipt of letters rogatory 
from the European Patent Office, the 
courts or other competent authorities 
of Contracting States shall undertake, 
on behalf of that Office and within 
the limits of their jurisdiction, any 
necessary enquiries or other legal 
measures. 

Article 132 

Exchange of publications 

(1) The European Patent Office and 
the central industrial property Offices 
of the Contracting States shall des- 


tractants se coinmuniquent, sur re- 
quete, loutes informations uliles sur 
le depöt de demandes de brevets euro- 
peens et nationaux ainsi que sur le 
deroulement des procedures relatives 
auxdites demandes et aux brevets ä 
la delivrance desquels elles ont donne 
lieu. 

(2) Les dispositions du paragraphe 1 
sont applicables ä l'echange d'infor¬ 
mations, en vertu d'accords de travail, 
entre l'Office europeen des brevets, 
d'une part, et, d'autre part: 

a) les Services centraux de la proprie- 
te industrielle d'Etats qui ne sont 
pas parties ä la prösente Conven¬ 
tion; 

b) toute Organisation intergouverne- 
mentale chargee de la delivrance 
de brevets; 

c) toute autre Organisation. 

(3) Les Communications d‘informa¬ 
tions faites conformement au para¬ 
graphe 1 et au paragraphe 2, lettres a) 
et b), ne sont pas soumises aux res¬ 
trictions prävues ä l’article 128. Le 
Conseil d'administration peut decider 
que les Communications faites confor- 
möment au paragraphe 2, lettre c), ne 
sont pas soumises aux restrictions 
pr6vues ä l'article 128, ä condition 
que l’organisation intöressöe s’engage 
ä considerer les informations commu- 
niquöes comme confidentielles jus- 
qu'ä la date de pubUcation de la de- 
mande de brevet europöen. 

Article 131 

Coopöration administrative 
et judlclaire 

(1) Sauf dispositions contraires de 
la prösente Convention ou des lögis- 
lations nationales, l'Office europeen 
des brevets et les juridictions ou au- 
tres autoritös compötentes des Etats 
contractants s assistent mutuellement, 
sur demande, en se comrauniquant des 
informations ou des dossiers. Lorsque 
l'Office europeen des brevets commu- 
nique les dossiers aux juridictions, 
aux ministeres publics ou aux Servi¬ 
ces centraux de la pxoprietö indus¬ 
trielle, la communication n est pas 
soumise aux restrictions prövues ä 
l’article 128. 

(2) Sur commissions rogatoires ema- 
nant de l'Office europöen des brevets, 
les juridictions ou autres autorites 
competentes des Etats contractants 
procedent pour ledit Office et dans les 
limites de leur competence, aux mesu- 
res d'instruction ou autres actes juri- 
dictionnels. 

Article 132 

Echange de publications 

(1) L'Office europeen des brevets et 
les Services centraux de la propriete 
industrielle des Etats contractants 
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ten übermitteln einander auf entspre¬ 
chendes Ersuchen kostenlos für ihre 
eigenen Zwecke ein oder mehrere 
Exemplare ihrer Veröffentlichungen. 

(2) Das Europäische Patentamt kann 
Vereinbarungen über den Austausch 
oder die Übermittlung von Veröffent¬ 
lichungen treffen. 

Kapitel III 
Vertretung 

Artikel 133 

Allgemeine Grundsätze der Vertretung 

(1) Vorbehaltlich Absatz 2 ist nie¬ 
mand verpflichtet, sich in den durch 
dieses Übereinkommen geschaffenen 
Verfahren durch einen zugelassenen 
Vertreter vertreten zu lassen. 

(2) Natürliche oder juristische Per¬ 
sonen, die weder Wohnsitz noch Sitz 
in einem Vertragsstaat haben, müssen 
in jedem durch dieses Übereinkom¬ 
men geschaffenen Verfahren durch 
einen zugelassenen Vertreter vertre¬ 
ten sein und Handlungen mit Aus¬ 
nahme der Einreichung einer europäi¬ 
schen Patentanmeldung durch ihn 
vornehmen; in der Ausführungsord¬ 
nung können weitere Ausnahmen zu¬ 
gelassen werden. 

(3) Natürliche oder juristische Per¬ 
sonen mit Wohnsitz oder Sitz in einem 
Vertragsstaat können in jedem durch 
dieses Übereinkommen geschaffenen 
Verfahren durch einen ihrer Ange¬ 
stellten handeln, der kein zugelasse¬ 
ner Vertreter zu sein braucht, aber 
einer Vollmacht nach Maßgabe der 
Ausführungsordnung bedarf. In der 
Ausführungsordnung kann vorge¬ 
schrieben werden, ob und unter wel¬ 
chen Voraussetzungen Angestellte 
einer juristischen Person für andere 
juristische Personen mit Sitz im Ho¬ 
heitsgebiet eines Vertragsstaats, die 
mit ihr wirtschaftlich verbunden sind, 
handeln können. 


(4) In der Ausführungsordnung kön¬ 
nen Vorschriften über die gemeinsame 
Vertretung mehrerer Beteiligter, die 
gemeinsam handeln, vorgesehen wer¬ 
den. 

Artikel 134 

Zugelassene Vertreter 

(1) Die Vertretung natürlicher oder 
juristischer Personen in den durch 
dieses Übereinkommen geschaffenen 
Verfahren kann nur durch zugelassene 
Vertreter wahrgenommen werden, die 
in einer beim Europäischen Patentamt 
geführten Liste eingetragen sind. 


patch to each other on request and 
for their own use one or more copies 
of their respective publications free 
of Charge. 

(2) The European Patent Office may 
conclude agreements relating to the 
exchange or supply of publications. 


Chapter III 
Representation 

Article 133 

General principles of representation 


(1) Subject to the provisions of Par¬ 
agraph 2, no person shall be com- 
pelled to be represented by a Profes¬ 
sional representative in proceedings 
established by this Convention. 

(2) Natural or legal persons not 
having either a residence or their 
Principal place of business within the 
territory of one of the Contracting 
States must be represented by a Pro¬ 
fessional representative and act 
through him in all proceedings estab¬ 
lished by this Convention, other than 
in filing the European patent applica- 
tion; the Implementing Regulations 
may permit other exceptions. 

(3) Natural or legal persons having 
their residence or principal place of 
business within the territory of one of 
the Contracting States may be repre¬ 
sented in proceedings established by 
this Convention by an employee, who 
need not be a Professional representa- 
tive but who must be authorised in 
accordance with the Implementing 
Regulations. The Implementing Regu¬ 
lations may provide whether and 
under what conditions an employee of 
such a legal person may also repre- 
sent other legal persons which have 
their principal place of business with¬ 
in the territory of one of the Con¬ 
tracting States and which have eco¬ 
nomic Connections with the first legal 
person. 

(4) The Implementing Regulations 
may prescribe special provisions con- 
cerning the common representation of 
parties acting in common. 


Article 134 

Professional representatives 

(1) Professional representation of 
natural or legal persons in proceed¬ 
ings established by this Convention 
may only be undertaken by Profes¬ 
sional representatives whose names 
appear on a list maintained for this 
purpose by the European Patent Of¬ 
fice. 


echangent sur requete, pour leurs pro¬ 
pres besoins et graluitement, un ou 
plusieurs exemplaires de leurs publi¬ 
cations respectives. 

(2) L'Office europeen des brevets 
peut conclure des accords portant sur 
lechange ou l'envoi de publications. 

Chapitre in 
Repräsentation 

Article 133 

Principes g4n£raux relatlfs 
ä la representation 

(1) Sous reserve des dispositions du 
paragraphe 2, nul n’est tenu de se 
faire representer par un mandataire 
agreö dans les proc4dures instituees 
par la presente Convention. 

(2) Les personnes physiques et mo¬ 
rales qui n'ont ni domicile nl si4ge 
sur le territoire de Tun des Etats 
contractants doivent etre repräsentöes 
par un mandataire agrä4, et agir par 
son entremise, dans toute proc4dure 
institu&e par la präsente Convention, 
sauf pour le d4pöt d une demande de 
brevet europöen; d’autres exceptions 
peuvent 4tre prävues par le regiement 
d'execution. 

(3) Les personnes physiques et mo¬ 
rales qui ont leur domicile ou leur 
siege sur le territoire de l'un des 
Etats contractants peuvent agir par 
l'entremise d'un employ4 dans toute 
proc4dure instituäe par la präsente 
Convention; cet employö, qui doit dis- 
poser d'un pouvoir confornräment aux 
dispositions du regiement d'ex4cution, 
n’est pas tenu d'4tre un mandataire 
agräe. Le regiement d'execution peut 
prevoir si et dans quelles conditions 
lemploy4 d’une personne morale vi- 
s4e au präsent paragraphe peut 4gale- 
ment agir pour d’autres personnes mo¬ 
rales qui ont leur siege sur le terri¬ 
toire de l'un des Etats contractants 
et ont des liens öconomiques avec eile. 

(4) Des dispositions particulieres re¬ 
latives ä la representation commune 
de parties agissant en commun peu¬ 
vent fetre fix6es par le regiement 
d'execution. 

Article 134 
Mandataires agr44s 

(1) La repräsentation de personnes 
physiques ou morales dans les proc4- 
dures institu&es par la presente Con¬ 
vention ne peut etre assuree que par 
les mandataires agrees inscrits sur 
une liste tenue ä cet effet par l'Office 
europeen des brevets. 
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(2) In die Liste der zugelassenen 
Vertreter kann jede natürliche Person 
eingetragen werden, die folgende Vor¬ 
aussetzungen erfüllt: 

a) sie muß die Staatsangehörigkeit 
eines Vertragsstaats besitzen; 

b) sie muß ihren Geschäftssitz oder 
Arbeitsplatz im Hoheitsgebiet eines 
Vertragsstaats haben; 

c) sie muß die europäische Eignungs¬ 
prüfung bestanden haben. 

(3) Die Eintragung erfolgt auf Grund 
eines Antrags, dem die Bescheinigun¬ 
gen beizufügen sind, aus denen sich 
die Erfüllung der in Absatz 2 genann¬ 
ten Voraussetzungen ergibt. 

(4) Die Personen, die in der Liste 
der zugelassenen Vertreter eingetra¬ 
gen sind, sind berechtigt, in den durch 
dieses Übereinkommen geschaffenen 
Verfahren aufzutreten. 

(5) Jede Person, die in der Liste 
der zugelassenen Vertreter eingetra¬ 
gen ist, ist berechtigt, zur Ausübung 
ihrer Tätigkeit als zugelassener Ver¬ 
treter einen Geschäftssitz in jedem 
Vertragsstaat zu begründen, in dem 
die Verfahren durchgeführt werden, 
die durch dieses Übereinkommen un¬ 
ter Berücksichtigung des dem Über¬ 
einkommen beigefügten Zentralisie¬ 
rungsprotokolls geschaffen worden 
sind. Die Behörden dieses Staats kön¬ 
nen diese Berechtigung nur im Einzel¬ 
fall in Anwendung der zum Schutz der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
erlassenen Rechtvorschriften entzie¬ 
hen. Vor einer solchen Maßnahme ist 
der Präsident des Europäischen Pa¬ 
tentamts zu hören. 

(6) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts kann in besonders gela¬ 
gerten Fällen von der Voraussetzung 
nach Absatz 2 Buchstabe a Befreiung 
erteilen. 

(7) Die Vertretung in den durch die¬ 
ses Übereinkommen geschaffenen Ver¬ 
fahren kann wie von einem zugelas¬ 
senen Vertreter auch von jedem 
Rechtsanwalt, der in einem Vertrags¬ 
staat zugelassen ist und seinen Ge¬ 
schäftssitz in diesem Staat hat, in 
dem Umfang wahrgenommen werden, 
in dem er in diesem Staat die Ver¬ 
tretung auf dem Gebiet des Patent¬ 
wesens ausüben kann. Absatz 5 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(8) Der Verwaltungsrat kann fol¬ 
gende Vorschriften erlassen: 

a) über die Vorbildung und Ausbil¬ 
dung, die eine Person besitzen muß, 
um zu der europäischen Eignungs¬ 
prüfung zugelassen zu werden, und 
die Durchführung dieser Eignungs¬ 
prüfung; 

b) über die Errichtung oder Anerken¬ 
nung eines Instituts, in dem die 


(2) Any natural person who fulfils 
the following conditions may be 
entered on the list of Professional 
representatives: 

(a) he must be a national of one of 
the Contracting States; 

(b) he must have his place of busi- 
ness or employment within the 
territory of one of the Contracting 
States; 

(c) he must have passed the European 
qualifying examination. 

(3) Entry shall be effected upon re- 
quest, accompanied by certificates 
which must indicate that the condi¬ 
tions laid down in paragraph 2 are 
fulfilled. 

(4) Persons whose names appear on 
the list of Professional representatives 
shall be entitled to act in all proceed- 
ings established by this Convention. 

(5) For the purpose of acting as a 
Professional representative, any per¬ 
son whose name appears on the list 
referred to in paragraph 1 shall be en¬ 
titled to establish a place of business 
in any Contracting State in which 
proceedings established by this Con¬ 
vention may be conducted, having re- 
gard to the Protocol on Centralisation 
annexed to this Convention. The au- 
thorities of such State may remove 
that entitlement in individual cases 
only in application of legal provisions 
adopted for the purpose of protecting 
public security and law and order. Be- 
fore such action is taken, the Presi¬ 
dent of the European Patent Office 
shall be consulted. 

(6) The President of the European 
Patent Office may, in special circum- 
stances, grant exemption from the re- 
quirement of paragraph 2 (a). 

(7) Professional representation in 
proceedings established by this Con¬ 
vention may also be undertaken, in 
the same way as by a Professional 
representative, by any legal practi- 
tioner qualified in one of the Con¬ 
tracting States and having his place 
of business within such State, to the 
extent that he is entitled, within the 
said State, to act as a Professional 
representative in patent matters. Par¬ 
agraph 5 shall apply mutatis mutan- 
dis. 

(8) The Administrative Council may 
adopt provisions governing: 

(a) the qualifications and training re- 
quired of a person for admission 
to the European qualifying exami¬ 
nation and the conduct of such 
examination; 

(b) the establishment or recognition 
of an institute constituted by the 


(2) Peut etre inscrite sur la lisle 
des mandataires agrees toule person¬ 
ne physique qui: 

a) possede la nationalite de l'un des 
Etats contractants; 

b) a son domicile professionnel ou le 
Heu de son emploi sur le territoire 
de l'un des Etats contractants; 

c) a satisfait aux epreuves de l'exa- 
men europeen de qualification. 

(3) L inscription est faite sur requete 
accompagnee d'attestations indiquant 
que les conditions visees au para- 
graphe 2 sont remplies. 

(4) Les personnes qui sont inscrites 
sur la liste des mandataires agrees 
sont habilitees ä agir dans toute pro- 
cedure instituee par la presente Con¬ 
vention. 

(5) Aux fins d'agir en qualite de 
mandataire agräö, toute personne ins¬ 
crite sur la liste visöe au paragraphe 1 
est habilit&e ä avoir un domicile pro¬ 
fessionnel dans un Etat contractant 
dans lequel se deroulent les proce- 
dures instituees par la presente Con¬ 
vention, compte tenu du protocole sur 
la centralisation annexä ä la presente 
Convention. Les autoriräs de cet Etat 
ne peuvent retirer cette habilitation 
que dans des cas particuliers et en 
vertu de la rägislation nationale rela¬ 
tive ä l'ordre public et ä la s^curite 
publique. Le President de l'Office eu¬ 
ropeen des brevets doit 6tre consulte 
avant qu'une teile mesure soit prise. 


(6) Dans des cas tenant ä une Situa¬ 
tion particuliere, le President de l’Of- 
fice europeen des brevets peut con- 
sentir une ddrogation ä la disposition 
du paragraphe 2, lettre a). 

(7) La representation au mäme titre 
qu'un mandataire agree dans les pro- 
cedures instituees par la präsente 
convention peut etre assuräe par tout 
avocat habilite ä exercer sur le terri¬ 
toire de l'un des Etats contractants et 
y possedant son domicile profession¬ 
nel, dans la mesure oü il peut agir 
dans ledit Etat en qualite de manda¬ 
taire en matiere de brevets d inven- 
tion. Les dispositions du paragraphe 5 
sont applicables. 

(8) Le Conseil d'administration peut 
prendre des dispositions relatives: 

a) ä la qualification et ä la formation 
exigees pour l'admission ä lexa- 
men europeen de qualification et ä 
l'organisation des epreuves de cet 
examen; 

b) ä la creation ou ä l'agrement d un 
institut constitue des personnes 
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auf Grund der europäischen Eig¬ 
nungsprüfung oder nach Arti¬ 
kel 163 Absatz 7 zugelassenen 
Vertreter zusammengeschlossen 
sind, und 

c) über die Disziplinargewalt, die die¬ 
ses Institut oder das Europäische 
Patentamt über diese Personen be¬ 
sitzt. 

Achter Teil 

Auswirkungen 
auf das nationale Recht 

Kapitel I 
Umwandlung 

in eine nationale Patentanmeldung 

Artikel 135 
Umwandlungsantrag 

(1) Die Zentralbehörde für den ge¬ 
werblichen Rechtsschutz eines be¬ 
nannten Vertragsstaats leitet das Ver¬ 
fahren zur Erteilung eines nationalen 
Patents nur auf Antrag des Anmelders 
oder Inhabers eines europäischen Pa¬ 
tents in den folgenden Fällen ein: 

a) wenn die europäische Patentan¬ 
meldung nach Artikel 77 Absatz 5 
oder Artikel 162 Absatz 4 als zu¬ 
rückgenommen gilt; 

b) in den sonstigen vom nationalen 
Recht vorgesehenen Fällen, in de¬ 
nen nach diesem Übereinkommen 
die europäische Patentanmeldung 
zurüdcgewiesen oder zurückgenom¬ 
men worden ist oder als zurückge¬ 
nommen gilt oder das europäische 
Patent widerrufen worden ist. 

(2) Der Umwandlungsantrag muß 
innerhalb von drei Monten nach dem 
Tag eingereicht werden, an dem die 
europäische Patentanmeldung zurück¬ 
genommen worden ist oder die Mit¬ 
teilung, daß die Anmeldung als zu¬ 
rückgenommen gilt, oder die Entschei¬ 
dung über die Zurückweisung der An¬ 
meldung oder über den Widerruf des 
europäischen Patents zugestellt wor¬ 
den ist. Die in Artikel 66 vorgeschrie¬ 
bene Wirkung erlischt, wenn der An¬ 
trag nicht rechtzeitig eingereicht wor¬ 
den ist. 

Artikel 136 

Einreichung und Übermittlung 
des Antrags 

(1) Der Umwandlungsantrag ist beim 
Europäischen Patentamt zu stellen; 
im Antrag sind die Vertragsstaaten 
zu bezeichnen, in denen die Einleitung 
des Verfahrens zur Erteilung eines 
nationalen Patents gewünscht wird. 
Der Antrag gilt erst als gestellt, wenn 
die Umwandlungsgebühr entrichtet 


persons entitled to act as Profes¬ 
sional representatives by virtue of 
either the European qualifying ex- 
amination or the provisions of 
Article 163, paragraph 7; 

(c) any disciplinary power to be exer- 
cised by that institute or the Eu¬ 
ropean Patent Office on such per¬ 
sons. 


Part VIII 
Impact 

on National Law 

Chapter I 
Conversion 

into a national patent applicatlon 
Article 135 

Request for the applicatlon 
of national procedure 

(1) The central industrial property 
Office of a designated Contracting 
State shall apply the procedure for 
the grant of a national patent only at 
the request of the applicant for or 
proprietor of a European patent, and 
in the following circumstances: 

(a) when the European patent Appli¬ 
cation is deemed to be withdrawn 
pursuant to Article 77, paragraph 
5, or Article 162, paragraph 4; 

(b) in such other cases as are provided 
for by the national law in which 
the European patent applica- 
tion is refused or withdrawn or 
deemed to be withdrawn, or the 
European patent is revoked under 
this Convention. 


(2) The request for conversion shall 
be filed within three months after the 
European patent applicatlon has been 
withdrawn or after notification has 
been made that the application is 
deemed to be withdrawn, or after a 
decision has been notified refusing 
the application or revoking the Euro¬ 
pean patent. The effect referred to in 
Article 66 shall lapse if the request is 
not filed in due time. 


Article 136 

Submission and transmission 
of the request 

(1) A request for conversion shall 
be filed with the European Patent Of¬ 
fice and shall specify the Contracting 
States in which application of the 
procedure for the grant of a national 
patent is desired. The request shall 
not be deemed to be filed until the 
conversion fee has been paid. The 


habilitees ä agir en quaiite de man- 
dataires agrees soit apres avoir sa- 
tisfait ä un examen europeen de 
qualification, soit en application 
des dispositions de l'article 163, 
paragraphe 7, et 

c) au pouvoir disciplinaire de l'insti- 
tut ou de l'Office europeen des 
brevets sur ces personnes. 


Huitieme Partie 

Incidences 
sur le droit national 

Chapitre I 

Transformation 
en demande de brevet national 

Article 135 

Demande d’engagement 
de la procddure nationale 

(1) Le Service central de la propriä- 
t6 industrielle d'un Etat contractant 
d£sign6 ne peut engager la procedure 
de d£livrance d'un brevet national que 
sur requöte du demandeur ou du titu* 
laire d'un brevet europeen et dans les 
cas suivants: 

a) si la demande de brevet europeen 
est r6put6e retirfce en vertu de l'ar- 
ticle 77, paragraphe 5 ou de l'arti- 
cle 162, paragraphe 4; 

b) dans les autres cas prevus par la 
16gislation nationale oü, en vertu 
de la presente convention, la de¬ 
mande de brevet europeen est soit 
rejet^e, soit retiree, soit r£put6e 
retir6e ou le brevet europeen r6- 
voqu6. 

(2) La requete doit 6tre prösent^e 
dans un delai de trois mois ä compter 
soit du retrait de la demande de bre¬ 
vet, soit de la signification selon la- 
quelle la demande est r£put6e retiree 
ou de la signification de la decision 
de rejet de la demande ou de r6voca- 
tion du brevet europöen. La disposi- 
tion faisant l'objet de l'article 66 cesse 
de produire ses effets si la requete 
nest pas presentee dans ce delai. 

Article 136 

Präsentation et transmission 

de la requtte 

(1) La requete en transformation 
doit etre presentee ä l'Office euro¬ 
peen des brevets; les Etats contrac- 
tants dans lesquels le requerant en- 
tend que soit engagee la procedure 
de delivrance d’un brevet national 
sont mentionnes dans la requete. Cet- 
te requete n'est reputee presentee 
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worden ist. Das Europäische Patent¬ 
amt übermittelt den Umwandlungs¬ 
antrag den Zentralbehörden für den 
gewerblichen Rechtsschutz der im An¬ 
trag bezeichneten Vertragsstaaten und 
fügt eine Kopie der Akten der euro¬ 
päischen Patentanmeldung oder des 
europäischen Patents bei. 

(2) Ist dem Anmelder die Mittei¬ 
lung zugestellt worden, daß die euro¬ 
päische Patentanmeldung nach Arti¬ 
kel 77 Absatz 5 als zurückgenommen 
gilt, so ist der Umwandlungsantrag bei 
der Zentralbehörde für den gewerb¬ 
lichen Rechtsschutz zu stellen, bei 
der die Anmeldung eingereicht wor¬ 
den ist. Diese Behörde leitet vorbe¬ 
haltlich der Vorschriften über die na¬ 
tionale Sicherheit den Antrag mit einer 
Kopie der europäischen Patentanmel¬ 
dung unmittelbar an die Zentralbehör¬ 
den für den gewerblichen Rechtsschutz 
der vom Anmelder in dem Antrag be¬ 
zeichneten Vertragsstaaten weiter. 
Die in Artikel 66 vorgeschriebene 
Wirkung erlischt, wenn der Antrag 
nicht innerhalb von zwanzig Monaten 
nach dem Anmeldetag oder, wenn 
eine Priorität in Anspruch genommen 
worden ist, nach dem Prioritätstag 
weitergeleitet wird. 

Artikel 137 

Fonnvorschriften für die Umwandlung 

(1) Eine europäische Patentanmel¬ 
dung, die nach Artikel 136 übermit¬ 
telt worden ist, darf nicht solchen 
Formerfordemissen des nationalen 
Rechts unterworfen werden, die von 
denen abweichen, die im Übereinkom¬ 
men vorgesehen sind oder über sie 
hinausgehen. 

(2) Die Zentralbehörde für den ge¬ 
werblichen Rechtsschutz, der die 
europäische Patentanmeldung über¬ 
mittelt worden ist, kann verlangen, 
daß der Anmelder innerhalb einer 
Frist, die nicht weniger als zwei Mo¬ 
nate betragen darf, 

a) die nationale Anmeldegebühr ent¬ 
richtet und 

b) eine Übersetzung der europäischen 
Patentanmeldung in einer der 
Amtssprachen des betreffenden 
Staats einreicht, und zwar in der 
ursprünglichen Fassung der Anmel¬ 
dung und gegebenenfalls in der ira 
Verfahren vor dem Europäischen 
Patentamt geänderten Fassung, die 
der Anmelder dem nationalen Ver¬ 
fahren zugrunde zu legen wünscht. 

Kapitel II 

Nichtigkeit und ältere Rechte 

Artikel 138 
Nichtigkeitsgründe 

(!) Vorbehaltlich Artikel 139 kann 
auf Grund des Rechts eines Vertrags- 


European Patent Office shall transmit 
the request to the central industrial 
property Offices of the Contracting 
States specified therein, accompanied 
by a copy of the files relating to the 
European patent application or the 
European patent. 


(2) However, if the applicant is 
notified that the European patent ap¬ 
plication has been deemed to be with- 
drawn pursuant to Article 77, Para¬ 
graph 5, the request shall be filed 
with the central industrial property 
Office with which the application has 
been filed. That office shall, subject 
to the provisions of national security, 
transmit the request, together with a 
copy of the European patent applica¬ 
tion, directly to the central industrial 
property Offices of the Contracting 
States specified by the applicant in 
the request. The effect referred to in 
Article 66 shall lapse if such transmis- 
sion is not made within twenty 
months after the date of filing or, if a 
priority has been claimed, after the 
date of priority. 


Article 137 

Formal requirements for conversion 

(1) A European patent application 
transmitted in accordance with Arti¬ 
cle 136 shall not be subjected to for¬ 
mal requirements of national law 
which are different from or additional 
to those provided for in this Conven¬ 
tion. 

(2) Any central industrial property 
office to which the application is 
transmitted may require that the ap¬ 
plicant shall, within not less than two 
months: 


(a) pay the national application fee ; 

(b) file a translation in one of the of- 
ficial languages of the State in 
question of the original text of the 
European patent application and, 
where appropriate, of the text, as 
amended during proceedings be- 
fore the European Patent Office, 
which the applicant wishes to 
submit to the national procedure. 


Chapter II 

Revocation and prior rights 
Article 138 

Grounds for revocation . 

(1) Subject to the provisions of Ar¬ 
ticle 139, a European patent may only 


qu'apres le paiement de la laxe de 
transformation. L'Office europeen des 
brevets transmet la requete aux Ser¬ 
vices centraux de la propriete indus¬ 
trielle des Etats qui y sont mention- 
nes et y joint une copie du dossier de 
la demande de brevet europeen ou 
une copie du dossier du brevet euro¬ 
peen. 

(2) Toutefois, s'il a öte signiffe au 
demandeur que la demande de brevet 
europeen est repufee retiröe confor- 
mement ä l'article 77, paragraphe 5, 
la requete doit 6tre introduite aupres 
du Service central national de la pro- 
priefe industrielle auprös duquel la- 
dite demande avait 4fe d£pos6e. Sous 
reserve des dispositions de la fegisla- 
tion nationale relatives 4 la defense 
nationale, ce Service transmet direc- 
tement la requete ä laquelle il joint 
une copie de la demande de brevet 
europeen aux Services centraux des 
Etats contractants mentionn6s par le 
requ£rant dans sa requete. La dispo- 
sition faisant l'objet de l’article 66 
cesse de produire ses effets si cette 
transmission n'est pas effechfee dans 
un d41ai de vingt mois 4 compter de la 
date du d£pot ou, si une priority a 6fe 
revendiqu£e, 4 compter de la date de 
priorife. 

Article 137 

Conditions de forme 

de la transformation 

(1) Une demande de brevet euro- 
pöen transmise conformöment aux dis¬ 
positions de l’article 136 ne peut, 
quant 4 sa forme, ötre soumise par la 
loi nationale 4 des conditions diffe¬ 
rentes de celles qui sont prövues par 
la presente Convention ou 4 des con¬ 
ditions supplementaires. 

(2) Le Service central de la pro- 
prfefe industrielle auquel la demande 
est transmise peut exiger que, dans un 
dölai qui ne peut ötre inferieur 4 deux 
mois, le demandeur: 


a) acquitte la taxe nationale de depöt; 

b) produise, dans l'une des langues 
officielles de l'Etat en cause, une 
traduction du texte original de la 
demande de brevet europeen, ainsi 
que, le cas 6cheant, une traduction 
du texte, modiffe au cours de la 
procedure devant l'Office europöen 
des brevets, sur la base duquel il 
dösire que se deroule la procedure 
nationale. 

Chapitre n 

Nullitö et droits antörieurs 

Article 138 
Causes de nulllfe 

(1) Sous r6serve des dispositions de 
l'article 139, le brevet europeen ne 
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staats das europäische Patent mit 
Wirkung für das Hoheitsgebiet dieses 
Staats nur für nichtig erklärt werden, 
wenn 

a) der Gegenstand des europäischen 
Patents nach den Artikeln 52 bis 57 
nicht patentfähig ist? 

b) das europäische Patent die Erfin¬ 
dung nicht so deutlich und voll¬ 
ständig offenbart, daß ein Fach¬ 
mann sie ausführen kann,- 

c) der Gegenstand des europäischen 
Patents über den Inhalt der An¬ 
meldung in der eingereichten Fas¬ 
sung oder, wenn das Patent auf 
einer europäischen Teilanmeldung 
oder einer nach Artikel 61 einge¬ 
reichten neuen europäischen Pa¬ 
tentanmeldung beruht, über den 
Inhalt der früheren Anmeldung in 
der ursprünglich eingereichten 
Fassung hinausgeht; 

d) der Schutzbereich des europä¬ 
ischen Patents erweitert worden 
ist; 

e) der Inhaber des europäischen Pa¬ 
tents nicht nach Artikel 60 Ab¬ 
satz 1 berechtigt ist. 

(2) Betreffen die Nichtigkeitsgründe 
nur einen Teil des europäischen Pa¬ 
tents, so wird die Nichtigkeit durch 
entsprechende Beschränkung dieses 
Patents erklärt. Wenn es das natio¬ 
nale Recht zuläßt, kann die Beschrän¬ 
kung in Form einer Änderung der Pa¬ 
tentansprüche, der Beschreibung oder 
der Zeichnungen erfolgen. 


Artikel 139 

Altere Rechte und Rechte 
mit gleichem Anmelde¬ 
oder Prioritätstag 

(1) In jedem benannten Vertrags¬ 
staat haben eine europäische Patentan¬ 
meldung und ein europäisches Patent 
gegenüber einer nationalen Patentan¬ 
meldung und einem nationalen Patent 
die gleiche Wirkung als älteres Recht 
wie eine nationale Patentanmeldung 
und ein nationales Patent. 

(2) Eine nationale Patentanmeldung 
und ein nationales Patent in einem 
Vertragsstaat haben gegenüber einem 
europäischen Patent, soweit dieser 
Vertragsstaat benannt ist, die gleiche 
Wirkung als älteres Recht wie gegen¬ 
über einem nationalen Patent. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann vor¬ 
schreiben, ob und unter welchen Vor¬ 
aussetzungen eine Erfindung, die so¬ 
wohl in einer europäischen Patent¬ 
anmeldung oder einem europäischen 
Patent als auch in einer nationalen 
Patentanmeldung oder einem nationa- 


be revoked under the law of a Con¬ 
tracting State, with effect for its terri¬ 
tory, on the following grounds; 

(a) if the subject-matter of the Euro¬ 
pean patent is not patentable 
within the terms of Articles 52 to 
57; 

(b) if the European patent does not 
disclose the invention in a manner 
sufficiently clear and complete for 
it to be carried out by a person 
skilled in the art; 

(c) if the subject-matter of the Euro¬ 
pean patent extends beyond the 
content of the application as filed 
or, if the patent was granted on a 
divisional application or on a new 
application filed in accordance 
with Article 61, beyond the con¬ 
tent of the earlier application as 
filed; 


(d) if the protection conferred by the 
European patent has been extend- 
ed; 

(e) if the proprietor of the European 
patent is not entitled under Arti¬ 
cle 60, paragraph 1. 

(2) If the grounds for revocation 
only affect the European patent in 
part, revocation shall be pronounced 
in the form of a corresponding liiöita- 
tion of the said patent. If the national 
law so allows, the limitation may be 
effected in the form of an amendment 
to the Claims, the description or the 
drawings. 

Article 139 

Rights of earlier date 
or the same date 

(1) In any designated Contracting 
State a European patent application 
and a European patent shall have 
with regard to a national patent appli¬ 
cation and a national patent the same 
prior right effect as a national patent 
application and a national patent. 


(2) A national patent application 
and a national patent in a Contracting 
State shall have with regard to a Eu¬ 
ropean patent in which that Contract¬ 
ing State is designated the same prior 
right effect as they have with regard 
to a national patent. 

(3) Any Contracting State may pre- 
scribe whether and on what terms an 
invention disclosed in both a Europe¬ 
an patent application or patent and a 
national application or patent having 
the same date of filing or, where pri- 
ority is claimed, the same date of pri- 


peut etre declare nul, en vertu de la 
legislation d un Etat contractant, avec 
effet sur le territoire de cet Etat, que: 

a) si l'objet du brevet europeen n'est 
pas brevetable aux termes des ar¬ 
ticles 52 ä 57; 

b) si le brevet europeen n'expose pas 
l’invention de facon suffisamment 
claire et complete pour qu'un hom- 
me du metier puisse l'executer; 

c) si l'objet du brevet europeen s'e- 
tend au-delä du contenu de la de- 
mande teile qu elle a 6te d6pos6e 
ou, lorsque le brevet a £te delivre 
sur la base d’une demande divi- 
sionnaire ou d'une nouvelle de¬ 
mande deposäe conform£ment aux 
dispositions de l’article 61, si l'ob- 
jet du brevet s'etend au-delä du 
contenu de la demande initiale tei¬ 
le qu elle a ete d£posee; 

d) si la protection conteree par le 
brevet europeen a et6 etendue; 

e) si le titulaire du brevet europeen 
n'avait pas le droit de l’obtenir 
aux termes de l’article 60, para- 
graphe 1. 

(2) Si les motifs de nulütö n'affec- 
tent le brevet europeen qu’en partie, 
la nullitä est prononc6e sous la forme 
d’une limitation correspondante dudit 
brevet. Si la legislation nationale l'ad- 
met, la limitation peut etre effectu6e 
sous la forme d'une modification des 
revendications, de la description ou 
des dessins. 

Article 139 

Droits anterieurs et droits 
ayant prls naissance ä la m£me date 

(1) Dans tout Etat contractant d£- 
signe, une demande de brevet euro¬ 
peen ou un brevet europeen est traite 
du point de vue des droits anterieurs, 
par rapport ä une demande de brevet 
national ou ä un brevet national, de 
la meine maniere que s’il s’agissait 
d’une demande de brevet national ou 
dun brevet national. 

(2) Une demande de brevet national 
ou un brevet national d un Etat con¬ 
tractant est trait£ du point de vue des 
droits anterieurs, par rapport ä un 
brevet europeen qui designe cet Etat 
contractant, de la meme maniere que 
si ce brevet europeen etait un brevet 
national. 

(3) Tout Etat contractant demeure 
libre de decider si et dans quelles con- 
ditions peuvent etre curaulees les pro- 
tections assurees ä une invention ex- 
posee ä la fois dans une demande de 
brevet ou un brevet europeen et dans 
une demande de brevet ou un brevet 
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len Patent mit gleichem Anmeldetag 
oder, wenn eine Priorität in Anspruch 
genommen worden ist, mit gleichem 
Prioritätstag offenbart ist, gleichzei¬ 
tig durch europäische und nationale 
Anmeldungen oder Patente geschützt 
werden kann. 


Kapitel III 

Sonstige Auswirkungen 

Artikel 140 

Nationale Gebrauchsmuster 
und Gebrauchszertifikate 

Die Artikel 66, 124, 135 bis 137 und 
139 sind in den Vertragsstaaten, deren 
Recht Gebrauchsmuster oder Ge¬ 
brauchszertifikate vorsieht, auf diese 
Schutzrechte und deren Anmeldungen 
entsprechend anzuwenden. 


Artikel 141 

JahresgebQhren 
für das europäische Patent 

(1) Jahresgebühren für das europäi¬ 
sche Patent können nur für die sich 
an das in Artikel 86 Absatz 4 ge¬ 
nannte Jahr anschließenden Jahre er¬ 
hoben werden. 

(2) Werden Jahresgebühren für das 
europäische Patent innerhalb von 
zwei Monaten nach der Bekannt¬ 
machung des Hinweises auf die Ertei¬ 
lung des europäischen Patents fällig, 
so gelten diese Jahresgebühren als 
wirksam entrichtet, wenn sie inner¬ 
halb der genannten Frist gezahlt wer¬ 
den. Eine nach nationalem Recht vor¬ 
gesehene Zuschlagsgebühr wird nicht 
erhoben. 


Neunter Teil 

Besondere Übereinkommen 

Artikel 142 
Einheitliche Patente 

(1) Eine Gruppe von Vertragsstaaten, 
die in einem besonderen Übereinkom¬ 
men bestimmt hat, daß die für diese 
Staaten erteilten europäischen Patente 
für die Gesamtheit ihrer Hoheitsge¬ 
biete einheitlich sind, kann vorsehen, 
daß europäische Patente nur für alle 
diese Staaten gemeinsam erteilt wer¬ 
den können. 

(2) Hat eine Gruppe von Vertrags¬ 
staaten von der Ermächtigung in Ab¬ 
satz 1 Gebrauch gemacht, so sind die 
Vorschriften dieses Teils anzuwenden. 


ority, may be protected simultaneous- 
ly by both applications or patents. 


Chapter UI 
Mlscellaneous effects 

Article 140 

National utllity models 
and utllity certificates 

Article 66, Article 124, Articles 135 
to 137 and Article 139 shall apply to 
utility models and utility certificates 
and to applications for utility models 
and utility certificates registered or 
deposited in the Contracting States 
whose laws make Provision for such 
models or certificates. 


Article 141 

Renewal fees for European patents 

(1) Renewal fees in respect of a Eu¬ 
ropean patent may only be imposed 
for the years which follow that re- 
ferred to in Article 86, paragraph 4. 


(2) Any renewal fees falling due 
within two months after the publica- 
tion of the mention of the grant of the 
European patent shall be deemed to 
have been validly paid if they are 
paid within that period. Any addition¬ 
al fee provided for under national law 
shall not be charged. 


Part IX 

Special agreements 

Article 142 
Unltary patents 

(Ij Any group of Contracting 
States, which has provided by a spe¬ 
cial agreement that a European patent 
granted for those States has a unitary 
character throughout their territories, 
may provide that a European patent 
may only be granted jointly in re¬ 
spect of all those States. 


(2) Where any group of Contracting 
States has availed itself of the author- 
isation given in paragraph 1, the pro- 
visions of this Part shall apply. 


national ayant la meine date de depöt 
ou si une priorite est revendiquee, la 
meme date de priorite. 


Chapitre UI 

Antres ineidences 
sur le droit national 

Article 140 

Modöles d’utilltd 
et certiflcats d'utilitd natlonaux 

Les articles 66, 124. 135 ä 137 et 139 
sont applicables aux modeles d’utilitö 
ou aux certificats dutilitö ainsi qu aux 
demandes correspondantes, dans les 
Etats contractants dont la 16gislation 
pr^voit de tels titres de protection. 


Article 141 

Taxes annuelles 
pour le brevet europ£en 

(1) Les taxes annuelles dues au titre 
du brevet europöen ne peuvent ötre 
percues que pour les annöes suivant 
celle qui est visöe ä l’article 86, para- 
graphe 4. 

(2) Si des taxes annuelles dues au 
titre du brevet europöen viennent ä 
öchöance dans les deux mois ä comp- 
ter de la date ä laquelle la mention 
de la dölivrance du brevet a 6t6 pu- 
bliee, lesdites taxes annuelles sont 
röputöes avoir 4tö valablement ac- 
quitt€es sous röserve d’ßtre payöes 
dans le dölai mentionnö. II n est percu 
aucune surtaxe prövue au titre d une 
r£g!ementation nationale. 


Neuvieme Partie 
Accords particuliers 

Article 142 
Brevet unltalre 

(1) Tout groupe d’Etats contrac¬ 
tants qui, dans un accord particulier, 
a dispos6 que les brevets europ^ens 
dölivrös pour ces Etats auront un ca- 
ractere unitaire sur lensemble de 
leurs territoires. peut prövoir que les 
brevets europöens ne pourront Stre 
dölivres que conjointement pour tous 
ces Etats. 

(2) Les dispositions de la prösente 
partie sont applicables lorsquun grou¬ 
pe d’Etats contractants a fait usage 
de la faculte visee au paragraphe 1. 
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Artikel 143 

Besondere Organe 
des Europäischen Patentamts 

(1) Die Gruppe von Vertragsstaaten 
kann dem Europäischen Patentamt 
zusätzliche Aufgaben übertragen. 

(2) Für die Durchführung der in Ab¬ 
satz 1 genannten zusätzlichen Auf¬ 
gaben können im Europäischen Pa¬ 
tentamt besondere, den Vertragsstaa¬ 
ten der Gruppe gemeinsame Organe 
gebildet werden. Die Leitung dieser 
besonderen Organe obliegt dem Präsi¬ 
denten des Europäischen Patentamts; 
Artikel 10 Absätze 2 und 3 sind ent¬ 
sprechend anzuwenden. 

Artikel 144 

Vertretung vor den 
besonderen Organen 

Die Gruppe von Vertragsstaaten 
kann die Vertretung vor den in Arti¬ 
kel 143 Absatz 2 genannten Organen 
besonders regeln. 

Artikel 145 

Engerer Ausschuß 
des Verwaltungsrats 

(!) Die Gruppe von Vertragsstaaten 
kann zur Überwachung der Tätigkeit 
der nach Artikel 143 Absatz 2 gebilde¬ 
ten besonderen Organe einen engeren 
Ausschuß des Verwaltungsrats einset- 
zen, dem das Europäische Patentamt 
das Personal, die Räumlichkeiten und 
die Ausstattung zur Verfügung stellt, 
die er zur Durchführung seiner Auf¬ 
gaben benötigt. Der Präsident des Eu¬ 
ropäischen Patentamts ist dem enge¬ 
ren Ausschuß des Verwaltungsrats 
gegenüber für die Tätigkeit der beson¬ 
deren Organe verantwortlich. 

(2) Die Zusammensetzung, die Zu¬ 
ständigkeit und die Tätigkeit des 
engeren Ausschusses bestimmt die 
Gruppe von Vertragsstaaten. 


Artikel 146 

Deckung der Kosten 
für die Durchführung 
besonderer Aufgaben 

Sind dem Europäischen Patentamt 
nach Artikel 143 zusätzliche Aufgaben 
übertragen worden, so trägt die 
Gruppe von Vertragsstaaten die der 
Organisation bei der Durchführung 
dieser Aufgaben entstehenden Kosten. 
Sind für die Durchführung dieser Auf¬ 
gaben im Europäischen Patentamt be¬ 
sondere Organe gebildet worden, so 
trägt die Gruppe die diesen Organen 
zurechenbaren Kosten für das Per¬ 
sonal, die Räumlichkeiten und die 


Article 143 

Special departments of the 
European Patent Office 

(1) The group of Contracting States 
may give additional tasks to the Eu¬ 
ropean Patent Office. 

(2) Special departments common to 
the Contracting States in the group 
may be set up within the European 
Patent Office in Order to carry out 
the additional tasks. The President of 
the European Patent Office shall 
direct such special departments; Arti¬ 
cle 10, paragraphs 2 and 3, shall apply 
mutatis mutandis. 


Article 144 

Representation 
before special departments 

The group of Contracting States 
may lay down special provisions to 
govern representation of parties 
before the departments referred to in 
Article 143, paragraph 2. 


Article 145 

Select commitlee 
of the Administrative Council 

(1) The group of Contracting States 
may set up a select committee of the 
Administrative Council for the pur- 
pose of supervising the activities of 
the special departments set up under 
Article 143, paragraph 2; the Europe¬ 
an Patent Office shall place at its dis- 
posal such staff, premises and equip- 
ment as may be necessary for the 
performance of its duties. The Presi¬ 
dent of the European Patent Office 
shall be responsible for the activities 
of the special departments to the 
select committee of the Administra¬ 
tive Council. 

(2) The composition, powers and 
functions of the select committee 
shall be determined by the group of 
Contracting States. 


Article 146 

Cover for expenditure 
for carrying out special tasks 


Where additional tasks have been 
given to the European Patent Office 
under Article 143, the group of Con¬ 
tracting States shall bear the ex- 
penses incurred by the Organisation 
in carrying out these tasks. Where 
special departments have been set up 
in the European Patent Office to 
carry out these additional tasks, the 
group shall bear the expenditure on 
staff, premises and equipment charge- 
able in respect of these departments. 


Article 143 

Instances speciales 
de l'Office europäen des brevets 

(1) Le groupe d'Etats contractants 
peut confier des täches supplämentai- 
res ä l'Office europeen des brevets. 

(2) II peut, pour l'execution de ces 
täches supplementaires, etre cree ä 
l’Office europeen des brevets des ins¬ 
tances speciales communes aux Etats 
appartenant ä ce groupe. Le President 
de l’Office europeen des brevets as- 
sure la direction de ces instances spe¬ 
ciales; les dispositions de l’article 10, 
paragraphes 2 et 3, sont applicables. 

Article 144 
Repräsentation 

devant les instances speciales 

Le groupe d’Etats contractants peut 
prevoir une räglementation späciale 
pour la representation des parlies de¬ 
vant les instances visees ä l’article 
143, paragraphe 2. 

Article 145 

Comitä restreint 
du Conseil d'administration 

(1) Le groupe d'Etats contractants 
peut instituer un Comitä restreint du 
Conseil d'administration afin de Con¬ 
troler l'activitä des instances späcia- 
les creäes en vertu de l’article 143, 
paragraphe 2; l’Office europäen des 
brevets met ä la disposition de ce Co- 
mitä le personnel, les locaux et les 
moyens matäriels näcessaires ä l'ac- 
complissement de sa mission. Le Prä¬ 
sident de l'Office europeen des bre¬ 
vets est responsable des activitäs des 
instances späciales devant le Comitä 
restreint du Conseil d'administration. 

(2) La composition, les compätences 
et les activites du Comitä restreint 
sont determinees par le groupe d'Etats 
contractants. 

Article 146 

Couverture des däpenses 
pour les täches späciales 

Pour autant qu'un groupe d’Etats 
contractants ait attribuä des täches 
supplementaires ä l’Office europäen 
des brevets au sens de l’article 143, il 
prend ä sa Charge les frais qu’entrai- 
ne pour l'Organisation l’execution de 
ces täches. Si des instances speciales 
ont ete instituees au sein de l'Office 
europeen des brevets pour l'exäcution 
de ces täches supplementaires, le 
groupe d'Etats contractants prend ä 
sa Charge les depenses de personnel, 
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Ausstattung. Artikel 39 Absätze 3 
und 4, Artikel 41 und Artikel 47 sind 
entsprechend anzuwenden. 


Artikel 147 

Zahlungen auf Grund 
der für die Anfrechterhaltung 
des einheitlichen Patents 
erhobenen Gebühren 

Hat die Gruppe von Vertragsstaa¬ 
ten für das europäische Patent ein¬ 
heitliche Jahresgebühren festgesetzt, 
so bezieht sich der Anteil nach Arti¬ 
kel 39 Absatz 1 auf diese einheitlichen 
Gebühren; der Mindestbetrag nach 
Artikel 39 Absatz 1 bezieht sich auf 
das einheitliche Patent. Artikel 39 Ab¬ 
sätze 3 und 4 ist entsprechend anzu¬ 
wenden. 

Artikel 148 

Die europäische Patentanmeldung als 
Gegenstand des Vermögens 

(1) Artikel 74 ist anzuwenden, wenn 
die Gruppe von Vertragsstaaten 
nichts anderes bestimmt hat. 

(2) Die Gruppe von Vertragsstaaten 
kann vorschreiben, daß die europä¬ 
ische Patentanmeldung, soweit für sie 
diese Vertragsstaaten benannt sind, 
nur für alle diese Vertragsstaaten und 
nur nach den Vorschriften des beson¬ 
deren Übereinkommens Gegenstand 
eines Rechtsübergangs sein sowie be¬ 
lastet oder Zwangsvollstreckungsmaß¬ 
nahmen unterworfen werden kann. 


Artikel 149 

Gemeinsame Benennung 

(1) Die Gruppe von Vertragsstaaten 
kann vorschreiben, daß ihre Benen¬ 
nung nur gemeinsam erfolgen kann 
und daß die Benennung eines oder 
mehrerer der Vertragsstaaten der 
Gruppe als Benennung aller dieser 
Vertragsstaaten gilt. 

(2) Ist das Europäische Patentamt 
nach Artikel 153 Absatz 1 Bestim¬ 
mungsamt, so ist Absatz 1 anzuwen¬ 
den, wenn der Anmelder in der inter¬ 
nationalen Anmeldung mitgeteilt hat, 
daß er für einen oder mehrere der 
benannten Staaten der Gruppe ein eu¬ 
ropäisches Patent begehrt. Das gleiche 
gilt, wenn der Anmelder in der inter¬ 
nationalen Anmeldung einen dieser 
Gruppe angehörenden Vertragsstaat 
benannt hat, dessen Recht vorschreibt, 
daß eine Bestimmung dieses Staats die 
Wirkung einer Anmeldung für ein 
europäisches Patent hat. 


Article 39, paragraphs 3 and 4, Articie 
41 and Article 47 shall apply mutatis 
mutandis. 


Article 147 

Payments In respect of renewai fees 
for unitary patents 


If tbe group of Contracting States 
has fixed a common scale of renewai 
fees in respect of European patents 
the proportion referred to in Article 
39, paragraph 1, shall be calculated on 
the basis of the common scale; the 
minimum amount referred to in Arti¬ 
cle 39, paragraph 1, shall apply to the 
unitary patent. Article 39, paragraphs 
3 and 4, shall apply mutatis mutandis. 


Article 148 

The European patent application 
as an object of property 

(1) Article 74 shall apply unless the 
group of Contracting States has speci- 
fied otherwise. 

(2) The group of Contracting States 
may provide that a European patent 
application for which these Contract¬ 
ing States are designated may only be 
transferred, mortgaged or subjected 
to any legal means of execution in 
respect of all the Contracting States 
of the group and in accordance with 
the provisions of the special agree- 
ment. 


Article 149 
Joint designation 

(1) The group of Contracting States 
may provide that these States may 
only be designated jointly, and that 
the designation of one or some only 
of such States shall be deemed to 
constitute the designation of all the 
States of the group. 

(2) Where the European Patent Of¬ 
fice acts as a designated Office under 
Article 153, paragraph 1, paragraph 1 
shall apply if the applicant has indi- 
cated in the international application 
that he wishes to obtain a European 
patent for one or more of the desig¬ 
nated States of the group. The same 
shall apply if the applicant designates 
in the international application one of 
the Contracting States in the group, 
whose national law provides that the 
designation of that State shall have 
the effect of the application being for 
a European patent. 


de locaux et de materiel imputables 
auxdites instances. Les articles 39, pa- 
ragraphes 3 et 4, 41 et 47 sont appli¬ 
cables. 


Article 147 

Versements au titre des taxes 
de maintlen en vigueur 
du brevet unltaire 

Si le groupe d'Etats contractants a 
etabli un bareme unique pour les 
taxes annuelles, Ie pourcentage vise 
ä larticle 39, paragraphe 1, est cal- 
cule sur ce bareme unique; le mini¬ 
mum vise ä l article 39, paragraphe 1, 
est egalement un minimum en ce qui 
concerne le brevet unitaire. Larticle 
39, paragraphes 3 et 4, est applicable. 


Article 148 

De la demande de brevet europäen 
comme ob] et de proprtdtd 

(1) L’article 74 est applicable lors- 
que le groupe d'Etats contractants 
n a pas prövu d'autres dispositions. 

(2) Le groupe d'Etats contractants 
peut prescrire que la demande de bre¬ 
vet europöen, pour autant que ces 
Etats contractants sont dösign6s, ne 
peut ätre transferöe, faire l'objet d un 
nantissement ou d’une execution for- 
c6e que pour tous ces Etats contrac¬ 
tants et conformäment aux disposi¬ 
tions de l accord particulier. 


Article 149 
Designation conjointe 

(1) Le groupe d’Etats contractants 
peut prescrire que la designation des 
Etats du groupe ne peut se faire que 
conjointement et que la designation 
d un ou de plusieurs Etats dudit grou¬ 
pe vaut designation de l'ensemble de 
ceux-ci. 

(2) Lorsque l'Office europeen des 
brevets est l'Office designö au sens 
de l article 153, paragraphe 1, le para¬ 
graphe 1 du present article est appli¬ 
cable si le demandeur fait connaitre 
dans la demande internationale qu’il 
entend obtenir un brevet europ6en 
pour les Etats du groupe qu'il a de- 
signes ou pour Tun d’entre eux seule- 
ment. La presente disposition est öga- 
lement applicable lorsque le deman¬ 
deur a designe dans la demande inter¬ 
nationale un Etat contractant appar- 
tenant ä ce groupe, si la legislation 
de cet Etat prövoit qu'une designa¬ 
tion dudit Etat a les effets d'une de¬ 
mande de brevet europeen. 
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Zehnter Teil 

Internationale Anmeldung 
nach dem Vertrag über die 
internationale Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet 
des Patentwesens 

Artikel 150 

Anwendung des Vertrags über die 
Internationale Zusammenarbeit 

auf dem Gebiet des Patentwesens 

(1) Der Vertrag über die interna¬ 
tionale Zusammenarbeit auf dem Ge¬ 
biet des Patentwesens vom 19. Juni 
1970, im folgenden Zusammenarbeits¬ 
vertrag genannt, ist nach Maßgabe 
dieses Teils anzuwenden. 

(2) Internationale Anmeldungen 
nach dem Zusammenarbeitsvertrag 
können Gegenstand von Verfahren 
vor dem Europäischen Patentamt sein. 
In diesen Verfahren sind der Zusam¬ 
menarbeitsvertrag und ergänzend die¬ 
ses Übereinkommen anzuwenden. 
Stehen die Vorschriften dieses Über¬ 
einkommens denen des Zusammen¬ 
arbeitsvertrags entgegen, so sind die 
Vorschriften des Zusammenarbeits¬ 
vertrags maßgebend. Insbesondere 
läuft die in Artikel 94 Absatz 2 dieses 
Übereinkommens genannte Frist zur 
Stellung des Prüfungsantrags für eine 
internationale Anmeldung nidit vor 
der in Artikel 22 oder 39 des Zusam¬ 
menarbeitsvertrags genannten Frist 
ab. 

(3) Eine internationale Anmeldung, 
für die das Europäische Patentamt als 
Bestimmungsamt oder ausgewähltes 
Amt tätig wird, gilt als europäische 
Patentanmeldung. 

(4) Soweit in diesem Übereinkom¬ 
men auf den Zusammenarbeitsvertrag 
Bezug genommen ist, erstreckt sich 
die Bezugnahme auch auf dessen Aus¬ 
führungsordnung. 

Artikel 151 

Das Europäische Patentamt 
als Anmeldeamt 

(1) Das Europäische Patentamt kann 
Anmeldeamt im Sinn des Artikels 2 
Ziffer xv des Zusammenarbeitsver¬ 
trags sein, wenn der Anmelder Staats¬ 
angehöriger eines Vertragsstaats die¬ 
ses Übereinkommens ist, für den der 
Zusammenarbeitsvertrag in Kraft ge¬ 
treten ist; das gleiche gilt, wenn der 
Anmelder in diesem Staat seinen 
Wohnsitz oder Sitz hat. 

(2) Das Europäische Patentamt kann 
auch Anmeldeamt sein, wenn der An¬ 
melder Staatsangehöriger eines Staats 
ist, der nicht Vertragsstaat dieses 
Übereinkommens, jedoch Vertrags¬ 
staat des Zusammenarbeitsvertrags ist 
und der mit der Organisation eine 


Part X 

International application 
pursuant to the 
Patent Cooperation Treaty 


Article 150 
Application 

of the Patent Cooperation Treaty 

(1) The Patent Cooperation Treaty 
of 19 June 1970, hereinafter referred 
to as the Cooperation Treaty, shall be 
applied in accordance with the provi- 
sions of this Part. 

(2) International applications filed 
under the Cooperation Treaty may be 
the subject of proceedings before the 
European Patent Office. In such pro¬ 
ceedings, the provisions of that 
Treaty shall be applied, supplemented 
by the provisions of this Convention. 
In case of conflict, the provisions of 
the Cooperation Treaty shall prevail. 
In particular, for an international ap¬ 
plication the time limit within which 
a request for examination must be 
filed under Article 94, paragraph 2, of 
this Convention shall not expire be¬ 
fore the time prescribed by Article 22 
or Article 39 of the Cooperation 
Treaty as the case may be. 


(3) An international application, for 
which the European Patent Office 
acts as designated Office or elected 
Office, shall be deeraed to be a Euro¬ 
pean patent application. 

(4) Where reference is made in this 
Convention to the Cooperation Treaty, 
such reference shall include the Reg- 
ulations under that Treaty. 

Article 151 

The European Patent Office as a 
recelving Office 

(1) The European Patent Office may 
act as a receiving Office within the 
meaning of Article 2 (xv) of the Co¬ 
operation Treaty if the applicant is a 
resident or national of a Contracting 
State to this Convention in respect of 
which the Cooperation Treaty has 
entered into force. 


(2) The European Patent Office may 
also act as a receiving Office if the 
applicant is a resident or national of a 
State which is not a Contracting State 
to this Convention, but which is a 
Contracting State to the Cooperation 
Treaty and which has concluded an 


Dixieme Partie 

Demande internationale 
au sens du Traite 
de Cooperation 
en matiere de brevets 

Article 150 

Application du Traitd de Coopdration 
en matidre de brevets 

(1) Le Traite de Coopdration en ma¬ 
tiere de brevets du 19 juin 1970, ci- 
apres denommd Traitd de Cooperation, 
s'applique conformdment aux disposi- 
tions de la prdsente partie. 

(2) Des demandes internationales 
deposdes conformdment au Traitd de 
Coopdration peuvent faire l'objet de 
procddures devant l'Office europden 
des brevets. Dans ces procddures, les 
dispositions dudit Traitd et, ä titre 
compldmentaire, les dispositions de la 
presente Convention sont applicables. 
Les dispositions du Traitd de Coopd¬ 
ration prdvalent en cas de divergence. 
En particulier, pour une demande in¬ 
ternationale, le ddlai dans lequel la 
requete en examen doit dtre prdsen- 
tde en application de l'article 94, pa- 
ragraphe 2, de la prdsente convention 
ne vient pas ä expiration avant le dd¬ 
lai prescrit, selon le cas, par l'arti¬ 
cle 22 ou par l'article 39 du Traite de 
Coopdration. 

(3) Lorsque l'Office europden des 
brevets agit en qualitd d'Office ddsi- 
gnd ou d'Office diu pour une demande 
internationale, cette demande est rd- 
putee dtre une demande de brevet 
europden. 

(4) Dans la mesure oü il est fait 
reference, dans la presente conven¬ 
tion, au Traitd de Coopdration, cette 
reference s'dtend dgalement au regle- 
raent d'exdcution de ce dernier. 

Article 151 

L'Office europden des brevets, 
Office rdcepteur 

(1) L'Office europden des brevets 
peut etre Office rdcepteur au sens de 
l'article 2 (xv) du Traitd de Coopdra¬ 
tion, lorsque le demandeur a la natio- 
nalitd d‘un Etat partie ä la prdsente 
convention ä ldgard duquel le Traite 
de Cooperation est entrd en vigueur; 
la presente disposition est dgalement 
applicable lorsque le demandeur a son 
domicile ou son siege dans cet Etat. 

(2) L'Office europden des brevets 
peut aussi etre Office rdcepteur lors¬ 
que le demandeur a la nationalitd d’un 
Etat qui, n'dtant pas partie ä la prd¬ 
sente convention, est cependant par¬ 
tie au Traite de Coopdration et a con- 
clu avec I'Organisation un accord aux 
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Vereinbarung geschlossen hat, nach 
der das Europäische Patentamt nach 
Maßgabe des Zusammenarbeitsver¬ 
trags an Stelle des nationalen Amts 
dieses Staats als Anmeldeamt tätig 
wird; das gleiche gilt, wenn der An¬ 
melder in diesem Staat seinen Wohn¬ 
sitz oder Sitz hat. 

(3) Vorbehaltlich der vorherigen 
Zustimmung des Verwaltungsrats wird 
das Europäische Patentamt auf Grund 
einer zwischen der Organisation und 
dem Internationalen Büro der Welt¬ 
organisation für geistiges Eigentum 
geschlossenen Vereinbarung auch für 
andere Anmelder als Anmeldeamt 
tätig. 

Artikel 152 

Einreichung und Weiterleitung der 
internationalen Anmeldung 

(1) Wählt der Anmelder das Euro¬ 
päische Patentamt als Anmeldeamt für 
seine internationale Anmeldung, so 
hat er diese unmittelbar beim Euro¬ 
päischen Patentamt einzureichen. Ar¬ 
tikel 75 Absatz 2 ist jedoch entspre¬ 
chend anzuwenden. 

(2) Die Vertragsstaaten ergreifen im 
Fall der Einreichung einer interna¬ 
tionalen Anmeldung beim Europäi¬ 
schen Patentamt durch Vermittlung 
der zuständigen Zentralbehörde für 
den gewerblichen Rechtsschutz alle 
geeigneten Maßnahmen, um sicherzu¬ 
stellen, daß die Anmeldungen so 
rechtzeitig an das Europäische Patent¬ 
amt weitergeleitet werden, daß dieses 
den Übermittlungspflichten nach 
dem Zusammenarbeitsvertrag recht¬ 
zeitig genügen kann. 


(3) Für die internationale Anmel¬ 
dung ist die Übermittlungsgebühr zu 
zahlen, die gleichzeitig mit der An¬ 
meldung zu entrichten ist. 

Artikel 153 

Das Europäische Patentamt 
als Bestimmungsamt 

(1) Das Europäische Patentamt ist 
Bestimmungsamt im Sinn des Arti¬ 
kels 2 Ziffer xiii des Zusammen¬ 
arbeitsvertrags für die in der inter¬ 
nationalen Anmeldung benannten 
Vertragsstaaten dieses Übereinkom¬ 
mens, für die der Zusammenarbeits¬ 
vertrag in Kraft getreten ist, wenn der 
Anmelder in der internationalen An¬ 
meldung dem Anmeldeamt mitgeteilt 
hat, daß er für diese Staaten ein euro¬ 
päisches Patent begehrt. Das gleiche 
gilt, wenn der Anmelder in der inter¬ 
nationalen Anmeldung einen Ver¬ 
tragsstaat benannt hat, dessen Recht 
vorschreibt, daß eine Bestimmung die¬ 
ses Staats die Wirkung einer Anmel¬ 
dung für ein europäisches Patent hat. 


agreement with the Organisation 
whereby the European Patent Office 
acts as a receiving Office, in accord- 
ance with the provisions of the Coop¬ 
eration Treaty, in place of the nation¬ 
al office of that State. 


(3) Subject to the prior approval of 
the Administrative Council, the Euro¬ 
pean Patent Office may also act as a 
receiving Office for any other appli- 
cant, in accordance with an agree¬ 
ment concluded between the Organi¬ 
sation and the International Bureau of 
the World Intellectual Property Or¬ 
ganization. 

Article 152 

Flling and transmittal of the 
International application 

(1) If the applicant chooses the Eu¬ 
ropean Patent Office as a receiving 
Office for his international applica¬ 
tion, he shall file it directly with the 
European Patent Office. Article 75, 
Paragraph 2, shall nevertheless apply 
mutatis mutandis. 

(2) In the event of an international 
application being filed with the Euro¬ 
pean Patent Office through the inter- 
mediary of the competent central in¬ 
dustrial property office, the Contract¬ 
ing State concerned shall take all 
necessary measures to ensure that the 
application is transmitted to the Euro¬ 
pean Patent Office in time for the lat- 
ter to be able to comply in due time 
with the conditions for transmittal 
under the Cooperation Treaty. 


(3) Each international application 
shall be subject to the payment of the 
transmittal fee, which shall be pay- 
able on the filing of the application. 

Article 153 

The European Patent Office 
as a designated Office 

(1) The European Patent Office 
shall act as a designated Office with- 
in the meaning of Article 2 (xiii) of 
the Cooperation Treaty for those 
Contracting States to this Convention 
in respect of which the Cooperation 
Treaty has entered into force and 
which are designated in the interna¬ 
tional application if the applicant in- 
forms the receiving Office in the 
international application that he 
wishes to obtain a European patent 
for these States. The same shall apply 
if, in the international application, the 
applicant designates a Contracting 
State of which the national law pro- 
vides that designation of that State 
shall have the effect of the applica¬ 
tion being for a European patent. 


termes duquel, conformement aux dis- 
positions dudit traite, l'Office euro¬ 
peen des brevets agit en qualite d Of¬ 
fice recepteur aux lieu et place de 
1 office national; la presente disposi- 
tion est egalement applicable lorsque 
le demandeur a son domicile ou son 
siege dans cet Etat, 

(3) Sous reserve de l’accord pr£a- 
lable du Conseil d'administration, 
l'Office europeen des brevets agit aus- 
si pour tout autre demandeur en qua¬ 
lite d'Office röcepteur conformement 
ä un accord conclu entre l’Organisa- 
tion et le Bureau International de l'Or- 
ganisation Mondiale de Ia Propriete 
Intellectuelle. 

Article 152 

DöpÄt et transmisslon 
de la demande internationale 

(1) Si le demandeur choisit l'Office 
europeen des brevets en qualitö d'Of¬ 
fice röcepteur de sa demande inter¬ 
nationale, il doit döposer cette der- 
niere directement aupres de l'Office 
europöen des brevets. Toutefois, les 
dispositions de l’article 75, paragra- 
phe 2, sont applicables. 

(2) Dans le cas oü une demande 
internationale est döposöe aupres de 
l'Office europöen des brevets par l’in- 
termediaire du Service central de la 
propriötö industrielle compötent, les 
Etats contractants prennent toutes 
les mesures appropriees pour garan- 
tir que les demandes soient transmises 
ä l'Office europöen des brevets en 
temps utile afin que celui-ci puisse 
satisfaire, dans les dölais prescrits, 
aux obligations qui lui incombent aux 
termes du Traite de Cooperation pour 
la transmission des demandes inter¬ 
nationales. 

(3) Le depöt de la demande inter¬ 
nationale donne lieu au paiement de 
la taxe de transmission qui doit elre 
versee au moment du depöt. 

Article 153 

L’Office europden des brevets, 
Office dösignö 

(!) Au sens de l'article 2 (xiii) du 
Traitö de Coopdration, l'Office euro- 
pöen des brevets est Office designe 
pour les Etats qui, parties ä la pre¬ 
sente Convention et pour lesquels le 
Traite de Cooperation est entre en 
vigueur, sont designös dans la deman¬ 
de internationale, si le demandeur in- 
dique ä l'Office recepteur, dans cette 
demande, qu'il entend obtenir pour 
ces Etats un brevet europeen. La pre¬ 
sente disposition est ögalement appli¬ 
cable lorsque le demandeur a designe. 
dans la demande internationale, un 
Etat contractant dont la lögislation 
prövoit qu une designation de cet Etat 
a les effets d'une demande de brevet 
europeen. 
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(2) Für Entscheidungen, die das Eu¬ 
ropäische Patentamt als Bestimmungs¬ 
amt nach Artikel 25 Absatz 2 Buch¬ 
stabe a des Zusammenarbeitsvertrags 
zu treffen hat, sind die Prüfungsabtei¬ 
lungen zuständig. 

Artikel 154 

Das Europäische Patentamt 
als Internationale Recherchenbehörde 

(1) Vorbehaltlich einer zwischen 
der Organisation und dem Interna¬ 
tionalen Büro der Weltorganisation 
für geistiges Eigentum geschlossenen 
Vereinbarung wird das Europäische 
Patentamt für Anmelder, die Staats¬ 
angehörige eines Vertragsstaats sind, 
für den der Zusammenarbeitsvertrag 
in Kraft getreten ist, als Internationale 
Recherchenbehörde im Sinn des Ka¬ 
pitels I des Zusammenarbeitsvertrags 
tätig; das gleiche gilt, wenn der An¬ 
melder in diesem Staat seinen Wohn¬ 
sitz oder Sitz hat. 

(2) Vorbehaltlich der vorherigen 
Zustimmung des Verwaltungsrats wird 
das Europäische Patentamt auf Grund 
einer zwischen der Organisation und 
dem Internationalen Büro der Welt¬ 
organisation für geistiges Eigentum 
geschlossenen Vereinbarung auch für 
andere Anmelder als Internationale 
Recherchenbehörde tätig. 

(3) Für Entscheidungen über einen 
Widerspruch des Anmelders gegen 
eine vom Europäischen Patentamt 
nach Artikel 17 Absatz 3 Buchstabe a 
des Zusammenarbeitsvertrags für die 
internationale Recherche festgesetzte 
zusätzliche Gebühr sind die Be¬ 
schwerdekammern zuständig. 

Artikel 155 

Das Europäische Patentamt als mit der 

Internationalen vorläufigen Prüfung 
beauftragte Behörde 

(1) Vorbehaltlich einer zwischen 
der Organisation und dem Interna¬ 
tionalen Büro der Weltorganisation 
für geistiges Eigentum geschlossenen 
Vereinbarung wird das Europäische 
Patentamt für Anmelder, die Staats¬ 
angehörige eines Vertragsstaats sind, 
für den Kapitel II des Zusammen¬ 
arbeitsvertrags verbindlich ist, als mit 
der internationalen vorläufigen Prü¬ 
fung beauftragte Behörde im Sinn des 
Kapitels II des Zusammenarbeitsver¬ 
trags tätig; das gleiche gilt, wenn der 
Anmelder in diesem Staat seinen 
Wohnsitz oder Sitz hat. 

(2) Vorbehaltlich der vorherigen 
Zustimmung des Verwaltungsrats wird 
das Europäische Patentamt auf Grund 
einer zwischen der Organisation und 
dem Internationalen Büro der Welt- 


(2) When the European Patent Of¬ 
fice acts as a designated Office, the 
Examining Division shall be compe- 
tent to take decisions which are re- 
quired under Article 25, paragraph 
2 (a), of the Cooperation Treaty. 


Article 154 

The European Patent Office as 
an International Searching Authority 


(1) The European Patent Office shall 
act as an International Searching Au¬ 
thority within the meaning of Chapter 
I of the Cooperation Treaty for appli- 
cants who are residents or nationals 
of a Contracting State in respect of 
which the Cooperation Treaty has 
entered into force, subject to the con- 
clusion of an agreement between the 
Organisation and the International 
Bureau of the World Intellectual Prop¬ 
erty Organization. 


(2) Subject to the pr'ior approval of 
the Administrative Council, the Euro¬ 
pean Patent Office shall also act as 
an International Searching Authority 
for any other applicant, in accordance 
with an agreement concluded be¬ 
tween the Organisation and the Inter¬ 
national Bureau of the World Intellec¬ 
tual Property Organization. 

(3) The Boards of Appeal shall be 
responsible for deciding on a protest 
made by an applicant against an addi¬ 
tional fee charged by the European 
Patent Office under the provisions of 
Article 17, paragraph 3 (a), of the Co¬ 
operation Treaty. 


Article 155 

The European Patent Office 
as an International Prellmlnary 
Examining Authority 

(1) The European Patent Office 
shall act as an International Prelimi- 
nary Examining Authority within the 
meaning of Chapter II of the Cooper¬ 
ation Treaty for applicants who are 
residents or nationals of a Contract¬ 
ing State bound by that Chapter, sub¬ 
ject to the conclusion of an agree¬ 
ment between the Organisation and 
the International Bureau of the World 
Intellectual Property Organization. 


(2) Subject to the prior approval of 
the Administrative Council, the Euro¬ 
pean Patent Office shall also act as 
an International Preliminary Examin¬ 
ing Authority for any other applicant, 


(2) Lorsque 1‘Office europeen des 
brevets agit en qualite d'Office de- 
signe, les divisions dexamen sont 
competentes pour prendre les däci- 
sions prevues ä l’article 25, paragra- 
phe 2, lettre a), du Traitä de Coope¬ 
ration. 

Article 154 

L’Office europäen des brevets, 
Administration chargäe 
de la recherche internationale 

(1) LOffice europäen des brevets 
agit en qualite d‘Administration char¬ 
gäe de la recherche internationale, au 
sens du Chapitre I du Traitä de Coo¬ 
peration, pour les demandeurs ayant 
la nationalite d un Etat contractant ä 
legard duquel le Traitä de Coopera¬ 
tion est enträ en vigueur, sous räser- 
ve de la conclusion d'un accord entre 
l Organisation et le Bureau Interna¬ 
tional de l Organisation Mondiale de 
la Propriete Intellectuelle; la präsente 
disposition est applicable lorsque le 
demandeur a son domicile ou son 
siege dans cet Etat. 

(2) Sous räserve de l'accord präa- 
lable du Conseil d'administration, l'Of- 
fice europäen des brevets agit aussi 
pour tout autre demandeur en quali¬ 
te d'administration chargäe de la re¬ 
cherche internationale, conformäment 
ä un accord conclu entre l’Organisa- 
tion et le Bureau International de 
lOrganisation Mondiale de la Pro- 
prietä Intellectuelle. 

(3) Les chambres de recours sont 
competentes pour statuer sur une rä- 
serve formuläe par le däposant ä l'en- 
contre de la fixation d'une taxe addi- 
tionnelle par l'Office europäen des 
brevets, en vertu de l'article 17, para- 
graphe 3, lettre a), du Traitä de Coopä- 
ration. 

Article 155 

L'Office europäen des brevets, 

administration chargäe de l’examen 
präliminaire International 

(1) LOffice europäen des brevets 
agit en qualite d'administration char- 
gee de l'examen präliminaire inter¬ 
national, au sens du chapitre II du 
Traite de Cooperation, pour les de¬ 
mandeurs ressortissants d’un Etat 
contractant ä l egard duquel ce cha¬ 
pitre est entre en vigueur, sous rä- 
serve de la conclusion d'un accord 
entre l Organisation et le Bureau In¬ 
ternational de l Organisation Mondia¬ 
le de la Proprietä Intellectuelle; la 
präsente disposition est ägalement ap¬ 
plicable lorsque le demandeur a son 
domicile ou son siege dans cet Etat. 

(2) Sous reserve de l'accord prea- 
lable du Conseil d’administration, l'Of- 
fice europeen des brevets agit aussi 
pour tout autre demandeur en qualite 
d'administration chargee de l’examen 
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Organisation für geistiges Eigentum 
geschlossenen Vereinbarung auch für 
andere Anmelder als mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragte Behörde tätig, 

(3) Für Entscheidungen über einen 
Widerspruch des Anmelders gegen 
eine vom Europäischen Patentamt 
nach Artikel 34 Absatz 3 Buchstabe a 
des ZusammenarbeitsVertrags für die 
internationale vorläufige Prüfung fest¬ 
gesetzte zusätzliche Gebühr sind die 
Beschwerdekammern zuständig. 

Artikel 156 

Das Europäische Patentamt 
als ausgewähltes Amt 

Das Europäische Patentamt wird als 
ausgewähltes Amt im Sinn des Arti¬ 
kels 2 Ziffer xiv des Zusammen¬ 
arbeitsvertrags tätig, wenn der An¬ 
melder einen der benannten Staaten, 
auf die sich Artikel 153 Absatz 1 oder 
Artikel 149 Absatz 2 bezieht, ausge¬ 
wählt hat und für diesen Staat Kapi¬ 
tel II dieses Vertrags verbindlidi ge¬ 
worden ist. Vorbehaltlich der vor¬ 
herigen Zustimmung des Verwaltungs¬ 
rats gilt dies auch dann, wenn der 
Anmelder in einem Staat seinen 
Wohnsitz oder Sitz hat oder Staats¬ 
angehöriger eines Staats ist, der nicht 
Mitglied des Zusammenarbeitsver¬ 
trags ist oder für den Kapitel II nicht 
verbindlich ist, sofern er einer Per¬ 
sonengruppe angehört, der die Ver¬ 
sammlung des Internationalen Ver¬ 
bands für die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet des Patentwesens durch 
einen Beschluß nach Artikel 31 Ab¬ 
satz 2 Buchstabe b des Zusammen¬ 
arbeitsvertrags gestattet hat, einen 
Antrag auf internationale vorläufige 
Prüfung zu stellen. 

Artikel 157 

Internationaler Recherchenbericht 

(1) Unbeschadet der nachstehenden 
Absätze treten der internationale 
Recherchenbericht nach Artikel 18 des 
Zusammenarbeitsvertrags oder eine 
Erklärung nach Artikel 17 Absatz 2 
Buchstabe a des Vertrags und deren 
Veröffentlichung nach Artikel 21 des 
Vertrags an die Stelle des europä¬ 
ischen Recherchenberichts und des 
Hinweises auf dessen Veröffentlichung 
im Europäischen Patentblatt. 

(2) Vorbehaltlich der Beschlüsse des 
Verwaltungsrats nach Absatz 3 

a) wird zu jeder internationalen An¬ 
meldung ein ergänzender europä¬ 
ischer Recherchenbericht erstellt; 

b) hat der Anmelder die Recherchen¬ 
gebühr zu zahlen, die gleichzeitig 
mit der nationalen Gebühr nach 
Artikel 22 Absatz 1 oder Arti- 


in accordance with an agreement con- 
cluded between the Organisation and 
the International Bureau of the World 
Intellectual Property Organization. 


(3) The Boards of Appeal shall be 
responsible for deciding on a protest 
made by an applicant against an addi¬ 
tional fee charged by the European 
Patent Office under the provisions of 
Article 34, paragraph 3 (a), of the Co¬ 
operation Treaty. 


Article 156 

The European Patent Office 
as an elected Office 

The European Patent Office shall 
act as an elected Office within the 
meaning of Article 2 (xiv) of the Co¬ 
operation Treaty if the applicant has 
elected any of the designated States 
referred to in Article 153, paragraph 
1, or Article 149, paragraph 2, for 
which Chapter II of that Treaty has 
become binding. Subject to the prior 
approval of the Administrative Coun¬ 
cil, the same shall apply where the 
applicant is a resident or national of a 
State which is not a party to that 
Treaty or which is not bound by 
Chapter II of that Treaty, provided 
that he is one of the persons whom 
the Assembly of the International 
Patent Cooperation Union has decided 
to allow, pursuant to Article 31, para¬ 
graph 2 (b), of the Cooperation Treaty, 
to make a demand for international 
preliminary examination. 


Article 157 

International searcb report 

(1) Without prejudice to the provi¬ 
sions of paragraphs 2 to 4, the inter¬ 
national search report under Article 
18 of the Cooperation Treaty or any 
declaration under Article 17, para¬ 
graph 2 (a), of that Treaty and their 
publication under Article 21 of that 
Treaty shall take the place of the Eu¬ 
ropean search report and the mention 
of its publication in the European Pat¬ 
ent Bulletin. 

(2) Subject to the decisions of the 
Administrative Council referred to in 
paragraph 3: 

(a) a supplementary European search 
report shall be drawn up in 
respect of all international appli- 
cations; 

(b) the applicant shall pay the search 
fee, which shall be paid at the 
same time as the national fee pro¬ 
vided for in Article 22, paragraph 


preliminaire international conforme- 
ment ä un accord conclu entre l'Orga- 
nisation et le Bureau International de 
l’Organisation Mondiale de la Proprie- 
te Intellectuelle. 

(3) Les chambres de recours sont 
competentes pour statuer sur une re- 
serve formutee par le döposant ä l'en- 
contre de la fixation d'une taxe addi- 
tionnelle par l’Office europeen des 
brevets, en vertu de l'article 34, para- 
graphe 3, lettre a), du Traite de Co¬ 
operation. 

Article 156 

L’Office europäen des brevets, 
Office 41u 

L'Office europeen des brevets agit 
en qualite d'Office 61u au sens de 
l’article 2 (xiv) du Traitä de Coopera¬ 
tion, si le demandeur a 61u Tun des 
Etats designös visäs ä l'article 153, 
paragraphe 1, ou ä l'article 149, para- 
graphe 2, et ä l'ögard duquel le cha- 
pitre II dudit traite est entre en vi- 
gueur. Sous reserve de l’accord pr6a- 
lable du Conseil d'administration, la 
presente disposition est applicable 
lorsque le demandeur a la nationalite 
d’un Etat non contractant ou ä l egard 
duquel le chapitre II n’est pas entre 
en vigueur ou iorsqu'il a son domi- 
cile ou son siege dans ledit Etat, dans 
la mesure oü il fait partie des person- 
nes auxquelles l'Assembl6e de l'Union 
de Cooperation internationale en ma¬ 
ttere de brevets a permis, par une d6- 
cision prise conforntement ä l’article 
31, paragraphe 2, lettre b), dudit traite, 
de presenter une demande d'examan 
preliminaire international. 


Article 157 

Rapport de recherche internationale 

(1) Sans prejudice des dispositions 
des paragraphes suivants, le rapport 
de recherche internationale pr6vu ä 
l’article 18 du Traite de Cooperation 
ou toute declaration faite en vertu de 
l'article 17, paragraphe 2, lettre a), de 
ce traite et leur publication en vertu 
de l’article 21 du meme traite rempla- 
cent le rapport de recherche euro- 
peenne et la mention de sa publica¬ 
tion au Bulletin europeen des brevets. 

(2) Sous reserve des decisions du 
Conseil d’administration visees au pa¬ 
ragraphe 3: 

a) il est procede ä l’etablissement 
d un rapport complementaire de re¬ 
cherche europeenne relatif ä toute 
demande internationale; 

b) le demandeur est tenu d’acquitter 
la taxe de recherche; ce paiement 
et celui de la taxe nationale pre- 
vue par l'article 22, paragraphe 1 
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kel 39 Absatz 1 des Zusammen- 
arbeitsvertrags zu entrichten ist. 
Ist die Recherchengebühr nicht 
rechtzeitig entrichtet worden, so 
gilt die Anmeldung als zurückge¬ 
nommen. 

(3) Der Verwaltungsrat kann be¬ 
schließen, unter welchen Vorausset¬ 
zungen und in welchem Umfang 

a) auf einen ergänzenden europä¬ 
ischen Recherchenbericht verzichtet 
wird; 

b) die Recherchengebühr herabgesetzt 
wird. 

(4) Der Verwaltungsrat kann die 
nach Absatz 3 gefaßten Beschlüsse 
jederzeit rückgängig machen. 

Artikel 158 

Veröffentlichung der internationalen 
Anmeldung und ihre Übermittlung 
an das Europäische Patentamt 

(1) Die Veröffentlichung einer in¬ 
ternationalen Anmeldung nach Arti¬ 
kel 21 des Zusammenarbeitsvertrags, 
für die das Europäische Patentamt 
Bestimmungsamt ist, tritt vorbehalt¬ 
lich Absatz 3 an die Stelle der Ver¬ 
öffentlichung der europäischen Patent¬ 
anmeldung und wird im Europäischen 
Patentblatt bekanntgemacht. Eine sol¬ 
che Anmeldung gilt jedoch nicht als 
Stand der Technik nach Artikel 54 
Absatz 3, wenn die in Absatz 2 ge¬ 
nannten Voraussetzungen nicht er¬ 
füllt sind. 

(2) Die internationale Anmeldung 
ist dem Europäischen Patentamt in 
einer seiner Amtssprachen zuzulei¬ 
ten. Der Anmelder hat die nationale 
Gebühr nach Artikel 22 Absatz 1 oder 
Artikel 39 Absatz 1 des Zusammen¬ 
arbeitsvertrags an das Europäische 
Patentamt zu entrichten. 

(3) Ist die internationale Anmel¬ 
dung in einer Sprache veröffentlicht, 
die nicht eine der Amtssprachen des 
Europäischen Patentamts ist, so ver¬ 
öffentlicht das Europäische Patentamt 
die ihm nach Absatz 2 zugeleitete 
internationale Anmeldung. Vorbehalt¬ 
lich Artikel 67 Absatz 3 tritt der einst¬ 
weilige Schutz nach Artikel 67 Ab¬ 
sätze 1 und 2 erst von dem Tag dieser 
Veröffentlichung an ein. 


Elfter Teil 

Übergangsbestimmungen 

Artikel 159 

Verwaltungsrat 
während einer Übergangszeit 

(1) Die in Artikel 169 Absatz 1 ge¬ 
nannten Staaten bestellen ihre Ver¬ 
treter im Verwaltungsrat; auf Einla- 


1, or Article 39, paragraph 1, of 
the Cooperation Treaty. If the 
search fee is not paid in due time 
the application shall be deemed to 
be withdrawn. 

(3) The Administrative Council raay 
decide under what conditions and to 
what extent: 

(a) the supplementary European 
search report is to be dispensed 
with; 

(b) the search fee is to be reduced. 

(4) The Administrative Council may 
at any time rescind the decisions 
taken pursuant to paragraph 3. 

Article 158 
Publication oi 

the international application 
and its supply to 
the European Patent Office 

(1) Publication under Article 21 of 
the Cooperation Treaty of an interna¬ 
tional application for which the Euro¬ 
pean Patent Office is a designated Of¬ 
fice shall, subject to paragraph 3, take 
the place of the publication of a Euro¬ 
pean patent application and shall be 
mentioned in the European Patent 
Bulletin. Such an application shall not 
however be considered as comprised 
in the state of the art in accordance 
with Article 54, paragraph 3, if the 
conditions laid down in paragraph 2 
are not fulfilled. 

(2) The international application 
shall be supplied to the European Pat¬ 
ent Office in one of its official lan- 
guages. The applicant shall pay to the 
European Patent Office the national 
fee provided for in Article 22, para¬ 
graph 1, or Article 39, paragraph 1, of 
the Cooperation Treaty. 

(3) If the international application 
is published in a language other than 
one of the official languages of the 
European Patent Office, that Office 
shall publish the international appli¬ 
cation, supplied as specified in para¬ 
graph 2. Subject to the provisions of 
Article 67, paragraph 3, the provision- 
al protection in accordance with Arti¬ 
cle 67, paragraphs 1 and 2, shall be 
effective from the date of that publi¬ 
cation. 


Part XI 

Transitional provisions 

Article 159 

Administrative Council 
during a transitional period 

(1) The States referred to in Article 
169, paragraph 1, shall appoint their 
representatives to the Administrative 


ou par 1 article 39, paragraphe 1, 
du Traite de Cooperation doivent 
etre effectues simultanement. Si la 
taxe de recherche nest pas acquit- 
tee dans les delais, la demande est 
reputee retiree. 

(3) Le Conseil d'administration peut 
decider des conditions dans lesquelles 
et de la mesure dans laquelle: 

a) il est renonce au rapport comple- 
mentaire de recherche; 

b) le montant de la taxe de recherche 
est reduit. 

(4) A tout moment, le Conseil d'ad¬ 
ministration peut rapporter les deci¬ 
sions prises en vertu du paragraphe 3. 

Article 158 

Publication de la demande 
internationale et communlcation 
ä i'Office europöen des brevets 

(1) La publication, en vertu de l'ar- 
ticle 21 du Trait4 de Cooperation, 
d'une demande internationale pour la¬ 
quelle I'Office europöen est Office d£- 
signö remplace, sous röserve des dis- 
positions du paragraphe 3, la publica¬ 
tion de la demande de brevet euro- 
p6en et eile est mentionnöe au Bulle¬ 
tin europ£en des brevets. Toutefois, 
le contenu de cette demande n est pas 
considerö comme compris dans l’ötat 
de la technique au sens de l'article 54 fc 
paragraphe 3 si les conditions pr^vues 
au paragraphe 2 ne sont pas remplies. 

(2) La demande internationale doit 
etre remise ä I'Office europöen des 
brevets dans 1‘une de ses langues of- 
ficielles. Le deposant doit payer ä 
I’Office europeen des brevets la taxe 
nationale prevue par l'article 22, para¬ 
graphe 1 ou par l'article 39, paragra¬ 
phe 1 du Traite de Coopöration. 

(3) Si la demande internationale est 
publiöe dans une Iangue autre que 
l'une des langues officielles de l'Of- 
fice europöen des brevets, celui-ci pu- 
blie la demande internationale remise 
dans les conditions prevues au para¬ 
graphe 2. Sous reserve des disposi- 
tions de l'article 67, paragraphe 3, la 
protection provisoire visee ä l'arti- 
cle 67, paragraphes 1 et 2, n’est assu- 
r6e qu'ä partir de la date de cette pu¬ 
blication. 


Onzieme Partie 
Dispositions transitoires 

Article 159 

Conseil d'administration pendant 
une Periode transitoire 

(1) Les Etats vises ä l'article 169, 
paragraphe 1, nomment leurs reprö- 
sentants au Conseil d’administration; 
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düng der Regierung der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland tritt der Verwal¬ 
tungsrat nicht später als zwei Monate 
nach Inkrafttreten des Übereinkom¬ 
mens zusammen, um insbesondere den 
Präsidenten des Europäischen Patent¬ 
amts zu ernennen. 

(2) Die Amtszeit des ersten nach 
Inkrafttreten des Übereinkommens er¬ 
nannten Präsidenten des Verwaltungs¬ 
rats beträgt vier Jahre. 

(3) Die Amtszeit eines gewählten 
Mitglieds des ersten nach Inkrafttre¬ 
ten des Übereinkommens gebildeten 
Präsidiums des Verwaltungsrats be¬ 
trägt fünf Jahre und die Amtszeit eines 
weiteren gewählten Mitglieds dieses 
Präsidiums vier Jahre. 

Artikel 160 

Ernennung von Bediensteten 
während einer Übergangszeit 

(1) Bis zum Erlaß des Statuts der 
Beamten und der für die sonstigen 
Bediensteten des Europäischen Patent¬ 
amts geltenden Beschäftigungsbedin¬ 
gungen stellen der Verwaltungsrat 
und der Präsident des Europäischen 
Patentamts im Rahmen ihrer Zustän¬ 
digkeit das erforderliche Personal ein 
und schließen zu diesem Zweck be¬ 
fristete Verträge. Der Verwaltungsrat 
kann für die Einstellung des Personals 
allgemeine Grundsätze aufstellen. 

(2) Während einer Übergangszeit, 
deren Ende der Verwaltungsrat be¬ 
stimmt, kann der Verwaltungsrat nach 
Anhörung des Präsidenten des Euro¬ 
päischen Patentamts zu Mitgliedern 
der Großen Beschwerdekammer oder 
der Beschwerdekammern auch tech¬ 
nisch vorgebildete oder rechtskundige 
Mitglieder nationaler Gerichte und 
Behörden der Vertragsstaaten ernen¬ 
nen, die ihre Tätigkeit in den natio¬ 
nalen Gerichten oder Behörden weiter¬ 
hin ausüben können. Sie können für 
einen Zeitraum ernannt werden, der 
weniger als fünf Jahre beträgt, jedoch 
mindestens ein Jahr betragen muß; 
sie können wiederernannt werden. 

Artikel 161 
Erstes Haushaltsjahr 

(1) Das erste Haushaltsjahr der Or¬ 
ganisation beginnt mit dem Tag des 
Inkrafttretens dieses Übereinkommens 
und endet am 31. Dezember desselben 
Jahrs. Beginnt das erste Haushalts¬ 
jahr in der zweiten Jahreshälfte, so 
endet es am 31. Dezember des folgen¬ 
den Jahrs. 

(2) Der Haushaltsplan für das erste 
Haushaltsjahr ist baldmöglichst nach 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens 
aufzustellen. Bis zum Eingang der in 


Council; on the invitation of the Gov¬ 
ernment of the Federal Republic of 
Germany, the Administrative Council 
shall meet no later than two months 
after the entry into force of this Con¬ 
vention, particularly for the purpose 
of appointing the President of the Eu¬ 
ropean Patent Office. 

(2) The duration of the term of Of¬ 
fice of the first Chairman of the Ad¬ 
ministrative Council appointed after 
the entry into force of this Conven¬ 
tion shall be four years. 

(3) The term of Office of two of the 
elected merabers of the first Board of 
the Administrative Council set up 
after the entry into force of this Con¬ 
vention shall be five and four years 
respectively. 


Article 160 

Appointment of employees 
during a transitional period 

(1) Until such time as the Service 
Regulations for permanent employees 
and the conditions of employment of 
other employees of the European Pat¬ 
ent Office have been adopted, the Ad¬ 
ministrative Council and the Presi¬ 
dent of the European Patent Office, 
each within their respective powers, 
shall recruit the necessary employees 
and shall conclude short-tenn con- 
tracts to that effect. The Administra¬ 
tive Council may lay down general 
principles in respect of recruitment. 

(2) During a transitional period, the 
expiry of which shall be determined 
by the Administrative Council, the 
Administrative Council, after Consult¬ 
ing the President of the European Pat¬ 
ent Office, may appoint as members 
of the Enlarged Board of Appeal or of 
the Boards of Appeal technically or 
legally qualified members of national 
courts and authorities of Contracting 
States who may continue their activi- 
ties in their national courts or author¬ 
ities. They may be appointed for a 
term of less than five years, though 
this shall not be less than one year, 
and may be reappointed. 


Article 161 

First accounting period 

(1) The first accounting period of 
the Organisation shall extend from 
the date of entry into force of this 
Convention to 31 December of the 
same year. If that date falls within 
the second half of the year, the ac¬ 
counting period shall extend until 31 
December of the following year. 

(2) The budget for the first account¬ 
ing period shall be drawn up as soon 
as possible after the entry into force 
of this Convention. Until contribu- 


sur convocation du gouvernement de 
la Republique föderale d'Ailemagne, 
le Conseil siege au plus tard deux 
mois apres l'entree en vigueur de la 
presente Convention, notamment ä 
l'effet de nommer le President de l Of- 
fice europeen des brevets. 

(2) La duree du mandat du premier 
President du Conseil d’administration 
nomine apres l'entrde en vigueur de 
la präsente convention est de quatre 
ans. 

(3) La dufee du mandat de deux des 
membres elus du premier Bureau du 
Conseil d’administration instihfe apres 
l’entree en vigueur de la presente 
convention est de cinq et quatre ans 
respectivement. 

Article 160 

Nominations d'agents durant 
une Periode transitoire 

(1) Jusqu’a l'adoption du Statut des 
fonctionnaires et du r£gime applicable 
aux autres agents de l’Office europeen 
des brevets, le Conseil d’administra¬ 
tion et le President de l'Office euro- 
pöen des brevets, chacun dans le ca- 
dre de sa comp6tence, recrutent le 
personnel näcessaire et concluent ä 
cet effet des contrats de dufee limi- 
fee. Le Conseil d'administration peut 
6tablir des principes gäneraux concer- 
nant le recrutement. 

(2) Durant une periode transitoire 
dont il fixe le terrae, le Conseil d'ad¬ 
ministration peut, le President de l’Of- 
fice europeen des brevets entendu, 
nommer en qualite de membres de la 
Grande Chambre de recours ou des 
chambres de recours, des techniciens 
ou des juristes, appartenant aux juri- 
dictions nationales ou aux Services 
nationaux des Etats contractants, qui 
peuvent continuer ä assumer leurs 
fonctions au sein de ces juridictions 
ou de ces Services nationaux. Ils peu¬ 
vent etre nommes pour une Periode 
inferieure ä cinq ans sans toutefois 
quelle soit inferieure ä un an et etre 
renouveles dans leurs fonctions. 

Article 161 

Premier exercice budg^taire 

(1) Le premier exercice budgetaire 
de TOrganisation s’etend de la date 
d’entree en vigueur de la präsente 
convention au 31 decembre suivant. 
Si cet exercice debute au cours du 
deuxieme semestre, il s'etend jusqu’au 
31 decembre de l’annee suivante. 

(2) Le budget du premier exercice 
est etabli aussi tot que possible apres 
l’entree en vigueur de la präsente 
convention. Dans l’attente du verse- 
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Artikel 40 vorgesehenen Beiträge der 
Vertragsstaaten im Rahmen des ersten 
Haushaltsplans zahlen die Vertrags¬ 
staaten auf Verlangen des Verwal¬ 
tungrats in der von ihm festgesetzten 
Höhe Vorschüsse, die auf ihre Bei¬ 
träge für diesen Haushaltsplan ange¬ 
rechnet werden. Die Vorschüsse wer¬ 
den nach dem in Artikel 40 vorgese¬ 
henen Aufbringungsschlüssel festge¬ 
setzt. Artikel 39 Absätze 3 und 4 
ist auf die Vorschüsse entsprechend 
anzuwenden. 


Artikel 162 

Stufenweise Ausdehnung 
des Tätigkeitsbereichs 
des Europäischen Patentamts 

(1) Europäische Patentanmeldungen 
können von dem Tag an beim Euro¬ 
päischen Patentamt eingereicht wer¬ 
den, den der Verwaltungsrat auf Vor¬ 
schlag des Präsidenten des Europäi¬ 
schen Patentamts bestimmt. 

(2) Der Verwaltungsrat kann auf 
Vorschlag des Präsidenten des Euro¬ 
päischen Patentamts die Behandlung 
europäischer Patentanmeldungen von 
dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt 
an beschränken. Die Beschränkung 
kann sich auf bestimmte Gebiete der 
Technik beziehen. Jedoch sind die 
Anmeldungen in jedem Fall daraufhin 
zu prüfen, ob sie einen Anmeldetag 
haben. 


(3) Ist ein Beschluß nach Absatz 2 
ergangen, so kann der Verwaltungsrat 
die Behandlung europäischer Patent¬ 
anmeldungen nicht mehr weiter be¬ 
schränken. 

(4) Kann eine europäische Patent¬ 
anmeldung infolge der Beschränkung 
des Verfahrens nach Absatz 2 nicht 
weiterbehandelt werden, so teilt das 
Europäische Patentamt dies dem An¬ 
melder mit und weist ihn darauf hin, 
daß er einen Umwandlungsantrag stel¬ 
len kann. Mit dieser Mitteilung gilt 
die europäische Patentanmeldung als 
zurückgenommen. 


Artikel 163 

Zugelassene Vertreter 
während einer Übergangszeit 

(1) Während einer Übergangszeit, 
deren Ende der Verwaltungsrat be¬ 
stimmt, kann in Abweichung von Arti¬ 
kel 134 Absatz 2 in die Liste der zu¬ 
gelassenen Vertreter jede natürliche 
Person eingetragen werden, die die 
folgenden Voraussetzungen erfüllt: 

a) Die Person muß die Staatsangehö¬ 
rigkeit eines Vertragsstaats besit¬ 
zen; 


tions provided for in Article 40 due in 
accordance with the first budget are 
received by the Organisation, the 
Contracting States shall, upon the re- 
quest of and within the limit of the 
amount fixed by the Administrative 
Council, make advances which shall 
be deducted from their contributions 
in respect of that budget. The advances 
shall be determined in accordance 
with the scale referred to in Article 
40. Article 39, paragraphs 3 and 4, 
shall apply mutatis mutandis to the 
advances. 


Article 162 

Progressive expansion 
of the field of activity 
of the European Patent Office 

(1) European patent applications 
may be filed with the European Pat¬ 
ent Office from the date fixed by the 
Administrative Council on the recom- 
mendation of the President of the Eu¬ 
ropean Patent Office. 

(2) The Administrative Council 
may, on the recommendation of the 
President of the European Patent Of¬ 
fice, decide that, as from the date re¬ 
ferred to in paragraph 1, the Process¬ 
ing of European patent applications 
may be restricted. Such restriction 
may be in respect of certain areas of 
technology. However, examination 
shall in any event be made as to 
whether European patent applications 
can be accorded a date of filing. 

(3) If a decision has been taken 
under paragraph 2, the Administrative 
Council may not subsequently further 
restrict the Processing of European 
patent applications. 

(4) Where, as a resuit of the proce- 
dure being restricted under paragraph 
2, a European patent application can- 
not be further processed, the Europe¬ 
an Patent Office shall communicate 
this to the applicant and shall point 
out that he may make a request for 
conversion. The European patent ap¬ 
plication shall be deemed to be with- 
drawn on receipt of such communica- 
tion. 


Article 163 

Professional representatives 
during a transitional period 

(1) During a transitional period, the 
expiry of which shall be determined 
by the Administrative Council, not- 
withstanding the provisions of Article 
134, paragraph 2, any natural person 
who fulfils the following conditions 
may be entered on the list of Profes¬ 
sional representatives: 

(a) he must be a national of a Con¬ 
tracting State; 


ment des contributions des Etats con- 
tractants, prevues ä i'article 40 et af¬ 
ferentes au premier budget, ces Etats 
font, sur requete du Conseil d'adminis- 
tration et dans Ies limites du montant 
qu’il fixe, des avances qui viennent 
en deduction de leurs contributions 
au titre de ce budget. Le montant de 
ces avances est determine conformö- 
ment ä la cle de repartition visee ä 
I'article 40. Les dispositions de 1'ar¬ 
ticle 39, paragraphes 3 et 4, s appli- 
quent aux avances. 


Article 162 

Extension progressive du champ 
d'activitd de t'Office europden 
des brevets 

(1) Les demandes de brevet euro¬ 
peen peuvent dtre prdsentees ä 1'Of¬ 
fice europden des brevets ä compter 
de la date fixee par le Conseil d'ad- 
ministration sur proposition du Presi¬ 
dent de TOffice. 

(2) Le Conseil d'administration peut, 
sur proposition du President de l'Of- 
fice europeen des brevets, ddcider 
qu’ä partir de la date visee au para- 
graphe 1, l'instruction des demandes 
de brevet europden pourra etre limi- 
tee. Cette limitation peut n'affecter 
que certains secteurs de la technique. 
Toutefois, les demandes de brevet eu¬ 
ropden doivent, en tout dtat de cause, 
faire l'objet d un examen afin de dd- 
terminer si une date de depöt peut 
leur etre accordee. 

(3) Si une decision a ete prise en 
vertu du paragraphe 2, le Conseil 
d'administration ne peut ulterieure- 
ment limiter davantage l'instruction 
des demandes de brevet europeen. 

(4) Si 1'instruction d’une demande 
de brevet europeen ne peut etre pour- 
suivie en raison des limitations appor- 
tees ä la procedure en vertu du para¬ 
graphe 2, l'Office europden des bre¬ 
vets le notifie au demandeur et lui in- 
dique qu'il peut präsenter une requdte 
en transformation. Des rdception de 
cette notification, la demande de bre¬ 
vet europeen est reputee retiree. 

Article 163 

Mandataires agrdds pendant 
une pdriode transitoire 

(1) Durant une pdriode transitoire, 
dont le terme est fixd par le Conseil 
d'administration, et par ddrogation ä 
I'article 134, paragraphe 2, peut dtre 
inscrite sur la liste des mandataires 
agrees, toute personne physique qui: 


a) possede la nationalite de l'un des 
Etats contractants; 
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b) sie muß ihren Geschäftssitz oder 
Arbeitsplatz im Hoheitsgebiet eines 
Vertragsstaats haben; 

c) sie muß befugt sein, natürliche oder 
juristische Personen auf dem Gebiet 
des Patentwesens vor der Zentral¬ 
behörde für den gewerblichen 
Rechtsschutz des Vertragsstaats 
zu vertreten, in dem sie ihren 
Geschäftssitz oder Arbeitsplatz hat. 

(2) Die Eintragung erfolgt auf An¬ 
trag, dem eine Bescheinigung der Zen¬ 
tralbehörde für den gewerblichen 
Rechtsschutz beizufügen ist, aus der 
sich die Erfüllung der in Absatz 1 
genannten Voraussetzungen ergibt. 

(3) Unterliegt in einem Vertrags¬ 
staat die in Absatz 1 Buchstabe c ge¬ 
nannte Befugnis nicht dem Erforder¬ 
nis einer besonderen beruflichen Be¬ 
fähigung, so muß der Antragsteller 
die Vertretung auf dem Gebiet des 
Patentwesens vor der Zentralbehörde 
für den gewerblichen Rechtsschutz 
dieses Staats mindestens fünf Jahre 
lang regelmäßig ausgeübt haben. Die 
Voraussetzung der Berufsausübung ist 
jedoch nicht erforderlich für Personen, 
deren berufliche Befähigung, natür¬ 
liche oder juristische Personen auf 
dem Gebiet des Patentwesens vor der 
Zentralbehörde für den gewerblichen 
Rechtsschutz eines Vertragsstaats zu 
vertreten, nach den Vorschriften die¬ 
ses Staats amtlich festgestellt worden 
ist. Aus der Bescheinigung der Zen¬ 
tralbehörde für den gewerblichen 
Rechtsschutz muß sich ergeben, daß 
der Antragsteller eine der in diesem 
Absatz genannten Voraussetzungen 
erfüllt. 

(4) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts kann Befreiung erteilen: 

a) vom Erfordernis nach Absatz 3 
Satz 1, wenn der Antragsteller 
nachweist, daß er die erforderliche 
Befähigung auf andere Weise er¬ 
worben hat; 

b) in besonders gelagerten Fällen 
vom Erfordernis nach Absatz 1 
Buchstabe a. 

(5) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts hat von dem Erfordernis 
des Absatzes 1 Buchstabe a Befreiung 
zu erteilen, wenn der Antragsteller 
am 5. Oktober 1973 die Voraussetzun¬ 
gen des Absatzes 1 Buchstaben b und 
c erfüllt hat. 

(6) Personen, die ihren Geschäfts¬ 
sitz oder Arbeitsplatz in einem Staat 
haben, der diesem Übereinkommen 
weniger als ein Jahr vor Ablauf der 
Übergangszeit nach Absatz 1 oder 
nach Ablauf der Übergangszeit bei- 
tritt, können während eines Zeitraums 
von einem Jahr, gerechnet vom Zeit- 


(b) he must have his place of busi- 
ness or employment within the 
territory of one of the Contracting 
States; 

(c) he must be entitled to represent 
natural or legal persons in patent 
matters before the central indus¬ 
trial property Office of the Con¬ 
tracting State in which he has his 
place of business or employment. 


(2) Entry shall be effected upon re- 
quest, accompanied by a certificate, 
furnished by the central industrial 
property office, which must indicate 
that the conditions laid down in para- 
graph 1 are fulfilled. 

(3) When, in any Contracting State, 
the entitlement referred to in Para¬ 
graph 1 (c) is not conditional upon the 
requirement of special Professional 
qualifications, persons applying to be 
entered on the list who act in patent 
matters before the central industrial 
property office of the said State must 
have habitually so acted for at least 
five years. However, persons whose 
Professional qualification to represent 
natural or legal persons in patent 
matters before the central industrial 
property office of one of the Con¬ 
tracting States is officially recognised 
in accordance with the regulations 
laid down by such State shall not be 
subject to the condition of having 
exercised the profession. The certifi¬ 
cate furnished by the central industri¬ 
al property office must indicate that 
the applicant satisfies one of the con¬ 
ditions referred to in the present Par¬ 
agraph. 


(4) The President of the European 
Patent Office may grant exemption 
from: 

(a) the requirement of paragraph 3, 
first sentence, if the applicant fur- 
nishes proof that he has acquired 
the requisite qualification in an- 
other way; 

(b) the requirement of paragraph 1 (a) 
in special circumstances. 

(5) The President of the European 
Patent Office shall grant exemption 
from the requirement of paragraph 
1 (a) if on 5 October 1973 the appli¬ 
cant fulfilled the requirements of par¬ 
agraph 1 (b) and (c). 

(6) Persons having their places of 
business or employment in a State 
which acceded to this Convention 
less than one year before the expiry 
of the transitional period referred to 
in paragraph 1 or after the expiry of 
the transitional period may, under the 
conditions laid down in paragraphs 1 


b) a son domiciie profession ne 1 ou le 
lieu de son emploi sur le territoire 
de Tun des Etats contractants; 

c) est habilitee a representer en ma¬ 
tiere de brevets d'invention des 
personnes physiques ou morales 
devant le service central de la pro- 
priete industrielle de l'Etat con- 
tractant sur le territoire duquel 
cette personne exerce ou est em- 
ployäe. 

(2) L’inscription est faite sur requete 
accompagn&e d une attestation fournie 
par le service central de la propriete 
industrielle indiquant que les condi¬ 
tions visees au paragraphe 1 sont rem- 
plies. 

(3) Lorsque, dans un Etat contrac- 
tant, Ihabilitation visöe au paragra¬ 
phe 1 lettre c) n’est pas subordonnee 
ä l’exigence d une qualification pro- 
fessionnelle speciale, les personnes 
demandant leur inscription sur la liste 
qui agissent en matiere de brevets 
d'invention devant le service central 
de la propri£t£ industrielle dudit Etat, 
doivent avoir exerce ä titre habituel 
pendant cinq ans au moins. Toute- 
fois, sont dispensees de la condition 
d'exercice de la profession, les per¬ 
sonnes dont la qualification profes- 
sionnelle ä assurer, en matiere de bre¬ 
vets d'invention, la representation des 
personnes physiques ou morales de¬ 
vant le service central de la propri6t6 
industrielle dun des Etats contrac¬ 
tants, est reconnue officiellement con- 
form6ment ä la r^glementation öta- 
blie par cet Etat. L’attestation fournie 
par le service central de la propriöte 
industrielle doit indiquer que le re- 
querant satisfait ä J'une des conditions 
prevues au present paragraphe. 

(4) Le President de l’Office euro- 
p£en des brevets peut accorder une 
dörogation: 

a) ä l'exigence visöe au paragraphe 3, 
premiere phrase, lorsque le reque- 
rant fournit la preuve qu'il a ac- 
quis la qualification requise d'une 
autre maniere; 

b) dans des cas tenant ä une Situa¬ 
tion particuliere, ä l’exigence vi- 
see au paragraphe 1, lettre a). 

(5) Le President de l’Office euro- 
peen des brevets est tenu d’accorder 
une dörogation ä l'exigence visöe au 
paragraphe 1, lettre a), lorsque, ä la 
date du 5 octobre 1973, le requerant 
remplissait les conditions visees au 
paragraphe 1, lettres b) et c). 

(6) Les personnes qui ont leur domi¬ 
ciie professionnel ou le lieu de leur 
emploi sur le territoire d'un Etat qui 
a adhere ä la presente convention 
moins d’un an avant la date d’expira- 
tion de la periode transitoire prevue 
au paragraphe 1 ou posterieurement a 
cette date, peuvent, dans les condi- 
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punkt des Wirksamwerdens des Bei¬ 
tritts des genannten Staats an, unter 
den Voraussetzungen der Absätze 1 
bis 5 in die Liste der zugelassenen 
Vertreter eingetragen werden. 

(7) Nach Ablauf der Übergangszeit 
bleiben unbeschadet der in Anwen¬ 
dung von Artikel 134 Absatz 8 Buch¬ 
stabe c getroffenen Disziplinarmaß- 
nahmen Personen, die während der 
Übergangszeit in die Liste der zuge¬ 
lassenen Vertreter eingetragen wor¬ 
den sind, in der Liste eingetragen 
oder werden auf Antrag in die Liste 
wieder eingetragen, sofern sie die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 
Buchstabe b erfüllen. 


Zwölfter Teil 
Schlußbestimmungen 

Artikel 164 

AusfÜhrungsordnung und Protokolle 

(1) Die Ausführungsordnung, das 
Anerkennungsprotokoll, das Protokoll 
über Vorrechte und Immunitäten, das 
Zentralisierungsprotokoll sowie das 
Protokoll über die Auslegung des Ar¬ 
tikels 69 sind Bestandteile des Über¬ 
einkommens. 

(2) Im Fall mangelnder Übereinstim¬ 
mung zwischen Vorschriften des Über¬ 
einkommens und Vorschriften der 
Ausführungsordnung gehen die Vor¬ 
schriften des Übereinkommens vor. 

Artikel 165 

Unterzeichnung — Ratifikation 

(1) Dieses Übereinkommen liegt für 
die Staaten, die an der Regierungs¬ 
konferenz über die Einführung eines 
europäischen Patenterteilungsverfah¬ 
rens teilgenommen haben oder die 
über die Abhaltung dieser Konferenz 
unterrichtet worden sind und denen 
die Möglichkeit der Teilnahme gebo¬ 
ten worden ist, bis zum 5. April 1974 
zur Unterzeichnung auf. 

(2) Dieses Übereinkommen bedarf 
der Ratifikation; die Ratifikations¬ 
urkunden werden bei der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland hin¬ 
terlegt. 

Artikel 166 
Beitritt 

fl) Dieses Übereinkommen steht 
zum Beitritt offen: 

a) den in Artikel 165 Absatz 1 ge¬ 
nannten Staaten; 

b) auf Einladung des Verwaltungsrats 
jedem anderen europäischen Staat. 


to 5, during a period of one year cal- 
culated from the date of entry into 
force of the accession of that State, 
be entered on the list of Professional 
representatives. 

(7) After the expiry of the transi- 
tional period, any person whose name 
was entered on the list of Profession¬ 
al representatives during that period 
shall, without prejudice to any disci- 
plinary measures taken under Article 
134, paragraph 8 (c), remain thereon 
or, on request, be restored thereto, 
provided that he then fulfils the re- 
quirement of paragraph 1 (b). 


Part XII 
Final provisions 
Article 164 

Implementing Regulations 
and Protocols 

(1) The Implementing Regulations, 
the Protocol on Recognition, the Pro- 
tocol on Privileges and Immunities, 
the Protocol on Centralisation and the 
Protocol on the Interpretation of Arti¬ 
cle 69 shall be integral parts of this 
Convention. 

(2) In the case of conflict between 
the provisions of this Convention and 
those of the Implementing Regula¬ 
tions, the provisions of this Conven¬ 
tion shall prevail. 

Article 165 

Slgnature—Ratification 

(1) This Convention shall be open 
for signature until 5 April 1974 by the 
States whicb took part in the Inter- 
Governmental Conference for the 
setting up of a European System for 
the Grant of Patents or were informed 
of the holding of that Conference and 
offered the Option of taking part 
therein. 

(2) This Convention shall be subject 
to ratification; instruments of ratifica- 
tion shall be deposited with the Gov¬ 
ernment of the Federal Republic of 
Germany. 


Article 166 
Accession 

(1) This Convention shall be open 
to accession by: 

(a) the States referred to in Article 
165, paragraph 1; 

(b) any other European State at the 
invitation of the Administrative 
Council. 


tions prevues aux paragraphes 1 ä 5, 
durant une periode d un an ä compter 
de la date d'effet de 1‘adhesion dudit 
Etat, etre inscrites sur la liste des 
mandataires agrees. 

(7) Apres l expiration de la Periode 
transitoire, et Sans prejudice des me- 
sures disciplinaires prises en applica- 
tion de l'article 134, paragraphe 8, 
lettre c), toute personne qui a ätä in- 
scrite sur la liste des mandataires 
agrees pendant ladite periode y de- 
meure inscrite ou, sur requäte, y est 
inscrite ä nouveau, sous räserve de 
remplir la condition visee au para¬ 
graphe 1, lettre b). 


Douzieme Partie 
Dispositions finales 

Article 164 

Reglement d'exäcution et protocoles 

(1) Le regiement d'exäcution, le pro- 
tocole sur la reconnaissance, le pro- 
tocole sur les Privileges et immunitäs, 
le protocole sur la centralisation et le 
protocole interprätatif de l'article 69 
font partie intägrante de la präsente 
Convention. 

(2) En cas de divergence entre le 
texte de la präsente convention et le 
texte du regiement d’exäcution, le 
Premier de ces textes fait foi. 

Article 165 

Signature — Ratification 

(1) La präsente convention est ou- 
verte jusqu'au 5 avril 1974 ä la signa¬ 
ture des Etats qui ont participä ä 
la Conference intergouvemementale 
pour l'institution d'un Systeme euro- 
päen de dälivrance de brevets ou qui 
ont ätä informäs de la tenue de cette 
Conference et auxquels la facultä d'y 
participer a ätä Offerte. 

(2) La präsente convention est sou- 
mise ä ratification; les instruments de 
ratification sont deposäs aupräs du 
gouvernement de la Räpublique fädä- 
rale d'AHemagne. 

Article 166 
Adhäsion 

(1) La präsente convention est ou- 
verte ä l adhäsion: 

a) des Etats vises ä l'article 165, pa¬ 
ragraphe 1; 

b) de tout autre Etat europäen sur 
invitation du Conseil dadministra- 
tion. 
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(2) Jeder ehemalige Vertragsstaat, 
der dem Übereinkommen nach Arti¬ 
kel 172 Absatz 4 nicht mehr angehört, 
kann durch Beitritt erneut Vertrags¬ 
partei des Übereinkommens werden. 

(3) Die Beitrittsurkunden werden 
bei der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland hinterlegt. 

Artikel 167 
Vorbehalte 

(1) Jeder Vertragsstaat kann bei 
der Unterzeichnung oder bei der Hin¬ 
terlegung seiner Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde nur die in Absatz 2 
vorgesehenen Vorbehalte machen. 

(2) Jeder Vertragsstaat kann sich 
Vorbehalten zu bestimmen: 

a) daß europäische Patente überein¬ 
stimmend mit den für nationale 
Patente geltenden Vorschriften un¬ 
wirksam sind oder für nichtig er¬ 
klärt werden können, soweit sie 
Schutz für chemische Erzeugnisse 
als solche oder für Nahrungs- oder 
Arzneimittel als solche gewähren; 
ein solcher Vorbehalt berührt nicht 
den Schutz aus dem Patent, soweit 
es ein Verfahren zur Herstellung 
oder Verwendung eines chemi¬ 
schen Erzeugnisses oder ein Ver¬ 
fahren zur Herstellung eines Nah- 
rungs- oder Arzneimittels betrifft; 

b) daß europäische Patente überein¬ 
stimmend mit den für nationale 
Patente geltenden Vorschriften un¬ 
wirksam sind oder für nichtig er¬ 
klärt werden können, soweit sie 
Schutz für landwirtschaftliche oder 
gartenbauliche Verfahren gewäh¬ 
ren, auf die nicht bereits Artikel 53 
Buchstabe b anzuwenden ist; 

c) daß europäische Patente überein¬ 
stimmend mit den für nationale 
Patente geltenden Vorschriften 
eine kürzere Laufzeit als zwanzig 
Jahre haben; 

d) daß das Anerkennungsprotokoll für 
ihn nicht verbindlich sein soll. 

(3) Alle von einem Vertragsstaat 
gemachten Vorbehalte sind für einen 
Zeitraum von höchstens zehn Jahren 
vom Inkrafttreten dieses Übereinkom¬ 
mens an wirksam. Hat ein Vertrags¬ 
staat Vorbehalte nach Absatz 2 Buch¬ 
stabe a oder b gemacht, so kann der 
Verwaltungsrat mit Wirkung für die¬ 
sen Staat die Frist für alle oder einen 
Teil der gemachten Vorbehalte um 
höchstens fünf Jahre verlängern, wenn 
dieser Staat spätestens ein Jahr vor 
Ablauf des Zeitraums von zehn Jahren 
einen begründeten Antrag stellt, der 
es dem Verwaltungsrat erlaubt zu ent¬ 
scheiden, daß dieser Vertragsstaat am 
Ende des Zeitraums von zehn Jahren 
nicht in der Lage ist, den Vorbehalt 
zurückzunehmen. 


(2) Any State which has been a 
party to the # Convention and has 
ceased so to be as a result of the ap- 
plication of Article 172, paragraph 4, 
may again become a party to the 
Convention by acceding to it. 

(3) Instruments of accession shall 
be deposited with the Government of 
the Federal Republic of Germany. 

Article 167 
Reservations 

(1) Each Contracting State may, at 
the time of signature or when depos- 
iting its instrument of ratification or 
accession, make only the reservations 
specified in paragraph 2. 

(2) Each Contracting State may re- 
serve the right to provide that; 

(a) European patents, in so far as 
they confer protection on Chemi¬ 
cal, pharmaceutical or food prod- 
ucts, as such, shall, in accordance 
with the provisions applicable to 
national patents, be ineffective or 
revocable; this reservation shall 
not affect protection conferred by 
the patent in so far as it involves 
a process of manufacture or use 
of a Chemical product or a process 
of manufacture of a pharmaceuti¬ 
cal or food product; 


(b) European patents, in so far as 
they confer protection on agri¬ 
cultural or horticultural processes 
other than those to which Article 
53, sub-paragraph (b), applies, 
shall, in accordance with the pro¬ 
visions applicable to national pat¬ 
ents, be ineffective or revocable; 

(c) European patents shall have a 
term shorter than twenty years, in 
accordance with the provisions 
applicable to national patents; 

(d) it shall not be bound by the Pro- 
tocol on Recognition. 

(3) Any reservation made by a Con¬ 
tracting State shall have effect for a 
period of not more than ten years 
from the entry into force of this Con¬ 
vention. However, wheie a Contract¬ 
ing State has made any of the reser¬ 
vations referred to in paragraph 2 (a) 
and (b), the Administrative Council 
may, in respect of such State, extend 
the period by not more than five 
years for all or part of any reserva¬ 
tion made, if that State submits, at 
the latest one year before the end of 
the ten-year period, a reasoned re- 
quest which satisfies the Administra¬ 
tive Council that the State is not in a 
Position to dispense with that reser¬ 
vation by the expiry of the ten-year 
period. 


(2) Tout Etat qui a ete partie ä la 
presente Convention et qui a cesse de 
l'etre en application de l article 172, 
paragraphe 4, peut ä nouveau devenir 
partie ä la Convention en y adherant. 

(3) Les instruments d'adhdsion sont 
ddposes aupres du gouvemement de 
la Republique föderale d’AlIemagne. 

Article 167 
Rdserves 

(1) Tout Etat contractant ne peut, 
lors de la signature ou du ddpöt de 
son instrument de ratification ou dad- 
hdsion, faire que les seules rdserves 
prdvues au paragraphe 2. 

(2) Tout Etat contractant peut se 
rdserver la facultd de prdvoir: 

a) que les brevets europdens, dans la 
mesure oü ils conferent la protec¬ 
tion ä des produits chimiques, 
pharmaceutiques ou alimentaires 
en tant que tels, sont sans effet ou 
peuvent dtre annulds conformd- 
ment aux dispositions en vigueur 
pour les brevets nationaux; cette 
rdserve n'affecte pas la protection 
confdrde par le brevet dans la me¬ 
sure oü il concerne soit un pro- 
cddd de fabrication ou d'utilisation 
d un produit chimique, soit un pro- 
cddd de fabrication d’un produit 
pharmaceutique ou alimentaire; 

b) que les brevets europdens, dans la 
mesure oü ils concement les pro- 
cddds agricoles ou horticoles au- 
tres que ceux auxquels s'applique 
1‘article 53, lettre b), sont sans ef¬ 
fet ou peuvent dtre annulds con- 
formdment aux dispositions en vi¬ 
gueur pour les brevets nationaux; 

c) que les brevets europdens ont une 
durde infdrieure ä vingt ans, con- 
formdment aux dispositions en vi¬ 
gueur pour les brevets nationaux; 

d) qu'il n'est pas lid par le protocole 
sur la reconnaissance. 

(3) Toute rdserve faite par un Etat 
contractant produit ses effets pendant 
une periode de dix ans au maximum 
ä compter de l entrde en vigueur de 
la presente convention. Toutefois, 
lorsqu’un Etat contractant a fait des 
rdserves visees au paragraphe 2, let- 
tres a) et b), le Conseil dadministra- 
tion peut, en ce qui concerne ledit 
Etat, etendre cette periode de cinq 
ans au plus, pour tout ou partie des 
rdserves faites, ä condition que cet 
Etat presente, au plus tard un an 
avant l'expiration de la periode de dix 
ans, une demande motivee permettanl 
au Conseil d’administration de ddcider 
que cet Etat n'est pas en mesure de 
renoncer ä ladite rdserve ä l'expira- 
tion de la periode de dix ans. 
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(4) Jeder Vertragsstaat, der einen 
Vorbehalt gemacht hat, nimmt ihn 
zurück, sobald es die Umstände ge¬ 
statten. Die Zurücknahme des Vorbe¬ 
halts erfolgt durch eine an die Regie¬ 
rung der Bundesrepublik Deutschland 
gerichtete Notifikation und wird einen 
Monat nach dem Tag des Eingangs 
der Notifikation wirksam. 

(5) Ein nach Absatz 2 Buchstabe a, 
b oder c gemachter Vorbehalt er¬ 
streckt sich auf die europäischen Pa¬ 
tente, die auf Grund von europäischen 
Patentanmeldungen erteilt worden 
sind, die während der Wirksamkeit 
des Vorbehalts eingereicht worden 
sind. Der Vorbehalt bleibt während 
der gesamten Geltungsdauer dieser 
Patente wirksam. 

(6) Jeder Vorbehalt wird mit Ab¬ 
lauf des in Absatz 3 Satz 1 erwähnten 
Zeitraums und, falls der Zeitraum ver¬ 
längert worden ist, mit Ablauf des 
verlängerten Zeitraums unwirksam,- 
Absätze 4 und 5 bleiben unberührt. 

Artikel 168 

Räumlicher Anwendungsbereich 

(1) Jeder Vertragsstaat kann in sei¬ 
ner Ratifikations- oder Beitrittsurkun¬ 
de oder zu jedem späteren Zeitpunkt 
durch eine Notifikation an die Regie¬ 
rung der Bundesrepublik Deutschland 
erklären, daß das Übereinkommen auf 
alle oder einzelne Hoheitsgebiete an¬ 
zuwenden ist, für deren auswärtige 
Beziehungen er verantwortlich ist. Die 
für den betreffenden Vertragsstaat er¬ 
teilten europäisdien Patente haben 
auch in den Hoheitsgebieten Wirkung, 
für die eine solche Erklärung wirksam 
ist. 

(2) Ist die in Absatz 1 genannte 
Erklärung in der Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde enthalten, so wird 
sie gleichzeitig mit der Ratifikation 
oder dem Beitritt wirksam; wird die 
Erklärung nach der Hinterlegung der 
Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in 
einer Notifikation abgegeben, so wird 
diese Notifikation sechs Monate nach 
dem Tag ihres Eingangs bei der Re¬ 
gierung der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land wirksam. 

(3) Jeder Vertragsstaat kann jeder¬ 
zeit erklären, daß das Übereinkommen 
für alle oder einzelne Hoheitsgebiete, 
für die er nach Absatz 1 eine Notifi¬ 
kation vorgenommen hat, nicht mehr 
anzuwenden ist. Diese Erklärung wird 
ein Jahr nach dem Tag wirksam, an 
dem sie der Regierung der Bundes¬ 
republik Deutschland notifiziert wor¬ 
den ist. 

Artikel 169 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen tritt in 
Kraft drei Monate nach Hinterlegung 


(4) Any Contracting State that has 
made a reservation shall withdraw 
this reservation as soon as circum- 
stances permit. Such withdrawal shall 
be made by notification addressed to 
the Government of the Federal Repub- 
lic of Germany and shall take effect 
one month from the date of receipt of 
such notification. 

(5) Any reservation made in accord- 
ance with paragraph 2 (a), (b) or (c) 
shall apply to European patents grant- 
ed on European patent applications 
filed during the period in which the 
reservation has effect. The effect of 
the reservation shall continue for the 
term of the patent. 


(6) Without prejudice to paragraphs 
4 and 5, any reservation shall cease 
to have effect on expiry of the period 
referred to in paragraph 3, first sen- 
tence, or, if the period is extended, on 
expiry of the extended period. 

Article 168 

Territorial field of application 

(1) Any Contracting State may de- 
clare in its Instrument of ratification 
or accession, or may inform the Gov¬ 
ernment of the Federal Republic of 
Germany by written notification any 
time thereafter, that this Convention 
shall be applicable to one or more of 
the territories for the extemal rela- 
tions of which it is responsible. Euro¬ 
pean patents granted for that Con¬ 
tracting State shall also have effect in 
the territories for which such a decla- 
ration has taken effect. 

(2) If the declaration referred to in 
paragraph 1 is contained in the instru- 
ment of ratification or accession, it 
shall take effect on the same date as 
the ratification or accession; if the 
declaration is made in a notification 
after the deposit of the instrument of 
ratification or accession, such notifi¬ 
cation shall take effect six months 
after the date of its receipt by the 
Government of the Federal Republic 
of Germany. 

(3) Any Contracting State may at 
any time declare that the Convention 
shall cease to apply to some or to all 
of the territories in respect of which 
it has given a notification pursuant to 
paragraph 1. Such declaration shall 
take effect one year after the date on 
which the Government of the Federal 
Republic of Germany received notifi¬ 
cation thereof. 

Article 169 
Entry into force 

(1) This Convention shall enter into 
force three months after the deposit 


(4) Tout Etat contractant qui a fait 
une reserve la retire aussitöt que les 
circonstances le permettent. Le retrait 
de la reserve est effectue par une 
notification adress6e au gouverne- 
ment de la Republique federale d'Alle- 
magne; ce retrait prend effet un mois 
apres la date de la r^ception par ce 
gouvernement de ladite notification. 

(5) Toute reserve faite.en vertu du 
paragraphe 2, lettres a), b) ou c), 
setend aux brevets europ£ens deii- 
vr£s sur la base de demandes de bre- 
vet europ£en d£pos£es pendant la Pe¬ 
riode au cours de laquelle la reserve 
produit ses effets. Les effets de cette 
reserve subsistent pendant toute la 
duree de ces brevets. 

(6) Sans pr4judice des dispositions 
des paragraphes 4 et 5, toute reserve 
cesse de produire ses effets ä l’expi- 
ration de la Periode vis6e au paragra¬ 
phe 3, premiere phrase, ou, si cette 
periode a 6t6 etendue, au terme de la 
periode d'extension. 

Article 168 

Champ d’application territorial 

(1) Tout Etat contractant peut d6- 
clarer, dans son instrument de ratifi¬ 
cation ou d'adh&ion, ou A tout mo- 
ment ulterieur, dans une notification 
adress£e au gouvernement de la R6- 
publique föderale d’Allemagne, que la 
Convention est applicable ä un ou plu- 
sieurs territoires pour lesquels il as- 
sume la responsabilite des relations 
ext6rieures. Les brevets europ£ens d6- 
livr6s pour cet Etat ont egalement 
effet sur les territoires pour lesquels 
cette declaration a pris effet. 

(2) Si la declaration visee au para¬ 
graphe 1 est incluse dans Tinstrument 
de ratification ou d'adhesion, eile 
prend effet ä la m6me date que la 
ratification ou 1‘adhesion; si la decla¬ 
ration est faite dans une notification 
posterieure au depöt de l’instrument 
de ratification ou d'adhesion, cette no¬ 
tification prend effet six mois apres 
la date de sa reception par le gouver¬ 
nement de la Republique federale 
d’AUemagne. 

(3) Tout Etat contractant peut ä 
tout moment declarer que la Conven¬ 
tion cesse d’etre applicable ä certains 
ou ä l'ensemble des territoires pour 
lesquels il a fait une declaration en 
vertu du paragraphe 1. Cette declara¬ 
tion prend effet ä l'expiration d'un 
d6lai d une annee ä compter du jour 
oü le gouvernement de la Republique 
federale d'Allemagne en a recu noti¬ 
fication. 

Article 169 
Entree en vigueur 

(1) La presente Convention entre en 
vigueur trois mois apres le d6pöt du 



Nr. 32 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 26. Juni 1976 


911 


der letzten Ratifikations- oder Bei¬ 
trittsurkunde von sechs Staaten, in 
deren Hoheitsgebiet im Jahre 1970 
insgesamt mindestens 180 000 Patent¬ 
anmeldungen für die Gesamtheit die¬ 
ser Staaten eingereicht wurden. 

(2) Jede Ratifikation oder jeder Bei¬ 
tritt nach Inkrafttreten dieses Über¬ 
einkommens wird am ersten Tag des 
dritten Monats nach der Hinterlegung 
der Ratifikations- oder Beitrittsurkun¬ 
de wirksam. 

Artikel 170 
Aufnahmebeitrag 

(1) Jeder Staat, der nach Inkraft¬ 
treten dieses Übereinkommens das 
Übereinkommen ratifiziert oder ihm 
beitritt, hat der Organisation einen 
Aufnahmebeitrag zu zahlen, der nicht 
zurückgezahlt wird. 

(2) Der Aufnahmebeitrag beträgt 
5 •/• des Betrags, der sich ergibt, wenn 
der für den betreffenden Staat nach 
dem in Artikel 40 Absätze 3 und 4 
vorgesehenen Aufbringungsschlüssel 
ermittelte Prozentsatz, der zu dem 
Zeitpunkt gilt, zu dem die Ratifikation 
oder der Beitritt wirksam wird, auf 
die Summe der von den übrigen Ver¬ 
tragsstaaten bis zum Abschluß des 
diesem Zeitpunkt vorangehenden 
Haushaltsjahrs geschuldeten besonde¬ 
ren Finanzbeiträge angewendet wird. 

(3) Werden besondere Finanzbei- 
träge für das Haushaltsjahr, das dem 
in Absatz 2 genannten Zeitpunkt vor¬ 
ausgeht, nicht mehr gefordert, so ist 
der in Absatz 2 genannte Aufbrin¬ 
gungsschlüssel derjenige, der auf den 
betreffenden Staat auf der Grundlage 
des letzten Jahrs, für das besondere 
Finanzbeiträge zu zahlen waren, anzu¬ 
wenden gewesen wäre. 


Artikel 171 

Geltungsdauer des Übereinkommens 

Dieses Übereinkommen wird auf 
unbegrenzte Zeit geschlossen. 

Artikel 172 
Revision 

(1) Dieses Übereinkommen kann 
durch Konferenzen der Vertragsstaa¬ 
ten revidiert werden. 

(2) Die Konferenz wird vom Ver¬ 
waltungsrat vorbereitet und einberu¬ 
fen. Sie ist nur beschlußfähig, wenn 
mindestens drei Viertel der Vertrags¬ 
staaten auf ihr vertreten sind. Die 
revidierte Fassung des Übereinkom¬ 
mens bedarf zu ihrer Annahme der 
Dreiviertelmehrheit der auf der Kon¬ 
ferenz vertretenen Vertragsstaaten, 
die eine Stimme abgeben. Stimment¬ 
haltung gilt nicht als Stimmabgabe. 


of the last insirument of ratification 
or accession by six States on whose 
territory the total nuraber of patent 
applications filed in 1970 amounted to 
at least 180,000 for all the said States, 

(2) Any ratification or accession 
after the entry into force of this Con¬ 
vention shall take effect on the first 
day of the third month after the de- 
posit of the instrument of ratification 
or accession. 

Article 170 
Initial contribution 

(1) Any State which ratifies or ac- 
cedes to this Convention after its 
entry into force shall pay to the Or¬ 
ganisation an initial contribution, 
which shall not be refunded. 

(2) The initial contribution shall be 
5*/o of an amount calculated by ap- 
plying the percentage obtained for 
the State in question, on the date on 
which ratification or accession takes 
effect, in accordance with the scale 
provided for in Article 40, paragraphs 
3 and 4, to the sum of the special fi¬ 
nancial contributions due from the 
other Contracting States in respect of 
the accounting periods preceding the 
date referred to above. 

(3) In the event that special finan¬ 
cial contributions were not required 
in respect of the accounting period 
immediately preceding the date 
referred to in paragraph 2, the scale 
of contributions referred to in that 
paragraph shall be the scale that 
would have been applicable to the 
State concemed in respect of the last 
year for which financial contributions 
were required. 

Article 171 

Duratlon of the Convention 

The present Convention shall be of 
unlimited duration. 

Article 172 
Revision 

(1) This Convention may be revised 
by a Conference of the Contracting 
States. 

(2) The Conference shall be prepared 
and convened by the Administra¬ 
tive Council. The Conference shall 
not be deemed to be validly consti- 
tuted unless at least three-quarters of 
the Contracting States are represent- 
ed at it. In order to adopt the revised 
text there must be a majority of 
three-quarters of the Contracting 
States represented and voting at the 
Conference. Abstentions shall not be 
considered as votes. 


dernier des instruments de ratification 
ou d'adhesion de six Etats sur Je ter- 
ritoire desquels le nombre total de 
demandes de brevet deposees en 1970 
s’est eleve ä 180 000 au moins pour 
lensemble desdits Etats. 

(2) Toute ratification ou adhesion 
posterieure 4 1‘entree en vigueur de 
la präsente Convention prend effet le 
Premier jour du troisieme mois sui- 
vant le däpöt de l'instrument de ratifi¬ 
cation ou d'adhäsion. 

Article 170 
Cotisation Initiale 

(1) Tout Etat qui ratifie la presente 
convention ou y adhäre apres son 
entree en vigueur verse 4 l'Organisa- 
tion une cotisation initiale qui ne sera 
pas remboursee. 

(2) La cotisation initiale est ägale 
ä 5*/o du montant qui räsulte, pour 
un tel Etat, de I'application, au mon¬ 
tant total des sommes dues par les 
autres Etats contractants au titre des 
exercices budgetaires antärieurs, de la 
clä de repartition des contributions 
financferes exceptionnelles, prävue 4 
l'article 40, paragraphes 3 et 4, teile 
qu'elle est en vigueur ä la date 4 
laquelle la ratificatiön ou l adhäsion 
dudit Etat prend effet. 

(3) Dans le cas oü des contribu¬ 
tions financieres exceptionnelles n ont 
pas äfe exigäes pour l'exercice budge- 
taire qui precede celui oü se situe la 
date visäe au paragraphe 2, la clä de 
räpartition 4 laquelle ledit paragraphe 
fait refärence est celle qui aurait äte 
applicable 4 l’Etat en cause pour le 
dernier exercice budgätaire au titre 
duquel des contributions financieres 
exceptionnelles ont ätä appeläes. 

Article 171 

Duräe de la convention 

La presente convention est conclue 
sans limitation de duräe. 

Article 172 
Revision 

(1) La presente convention peut 
ätre rävisäe par une Conference des 
Etats contractants. 

(2) La confärence est präparee et 
convoquee par le Conseil d'adminis- 
tration. Elle ne dälibere valablement 
que si les trois quarts au moins des 
Etats parties 4 la convention y sont 
repräsentäs. Pour ätre adopfe, le texte 
revise de la convention doit etre ap- 
prouvä par les trois quarts des Etats 
parties representäs a la Conference et 
votants. L'abstention n'est pas consi- 
däräe comme un vote. 
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(3) Die revidierte Fassung des Über¬ 
einkommens tritt nach Hinterlegung 
der Ratifikations- oder Beitrittsurkun¬ 
den durch die von der Konferenz fest¬ 
gesetzte Anzahl von Vertragsstaaten 
und zu dem von der Konferenz be¬ 
stimmten Zeitpunkt in Kraft. 

(4) Die Staaten, die die revidierte 
Fassung des Übereinkommens im Zeit¬ 
punkt ihres Inkrafttretens weder rati¬ 
fiziert haben noch ihr beigetreten 
sind, gehören von diesem Zeitpunkt 
dem Übereinkommen nicht mehr an. 

Artikel 173 

Streitigkeiten 
zwischen Vertragsstaaten 

(1) Jede Streitigkeit zwischen Ver¬ 
tragsstaaten über die Auslegung oder 
Anwendung dieses Übereinkommens, 
die nicht im Verhandlungsweg bei¬ 
gelegt worden ist, wird auf Ersuchen 
eines beteiligten Staats dem Verwal¬ 
tungsrat unterbreitet, der sich bemüht, 
eine Einigung zwischen diesen Staa¬ 
ten herbeizuführen. 

(2) Wird eine solche Einigung nicht 
innerhalb von sechs Monaten nach 
dem Tag erzielt, an dem der Verwal¬ 
tungsrat mit der Streitigkeit befaßt 
worden ist, so kann jeder beteiligte 
Staat die Streitigkeit dem Internatio¬ 
nalen Gerichtshof zum Erlaß einer 
bindenden Entscheidung unterbreiten. 


Artikel 174 
Kündigung 

Jeder Vertragsstaat kann dieses 
Übereinkommen jederzeit kündigen. 
Die Kündigung wird der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland noti¬ 
fiziert. Sie wird ein Jahr nach dem Tag 
dieser Notifikation wirksam. 


Artikel 175 

Aufrecbterhaltung 
wohlerworbener Rechte 

(1) Hört ein Staat nach Artikel 172 
Absatz 4 oder Artikel 174 auf, Ver¬ 
tragspartei dieses Übereinkommens 
zu sein, so berührt dies nicht die nach 
diesem Übereinkommen bereits erwor¬ 
benen Rechte. 

12) Die europäischen Patentanmel¬ 
dungen, die zu dem Zeitpunkt anhän¬ 
gig sind, zu dem ein benannter Staat 
aufhört, Vertragspartei dieses Über¬ 
einkommens zu sein, werden in bezug 
auf diesen Staat vom Europäischen 
Patentamt so weiterbehandelt, als ob 
das Übereinkommen in der nach die¬ 
sem Zeitpunkt geltenden Fassung auf 
diesen Staat anzuwenden wäre. 


(3) The revised text shall enter into 
force when it has been ratified or ac- 
ceded to by the number of Contract¬ 
ing States specified by the Confer¬ 
ence, and at the time specified by 
that Conference. 

(4) Such States as have not ratified 
or acceded to the revised text of the 
Convention at the time of its entry 
into force shall cease to be parties to 
this Convention as from that time. 


Article 173 

Disputes between Contracting States 


(1) Any dispute between Contract¬ 
ing States concerning the Interpreta¬ 
tion or application of the present 
Convention which is not settled by 
negotiation shall be submitted, at the 
request of one of the States concemed, 
to the Administrative Council, which 
shall endeavour to bring about agree- 
ment between the States concemed. 

(2) If such agreement is not reached 
within six months from the date when 
the Administrative Council was 
seized of the dispute, any one of the 
States concemed may submit the dis¬ 
pute to the International Court of 
Justice for a binding decision. 


Article 174 
Denandation 

Any Contracting State may at any 
time denounce this Convention. Noti- 
fication of denunciation shall be 
given to the Government of the Fed¬ 
eral Republic of Germany. Denuncia¬ 
tion shall take effect one year after 
the date of receipt of such notifica- 
tion. 


Article 175 

Preservation of acquired rights 

(1) In the event of a State ceasing 
to be party to this Convention in 
accordance with Article 172, Para¬ 
graph 4, or Article 174, rights already 
acquired pursuant to this Convention 
shall not be impaired. 

(2) A European patent application 
which is pending when a designated 
State ceases to be party to the Con¬ 
vention shall be processed by the 
European Patent Office, in so far as 
that State is concemed, as if the 
Convention in force thereafter were 
applicable to that State. 


(3) Le texte revise de la Convention 
entre en vigueur apres le depöt des 
Instruments de ratification ou d'adhe- 
sion d un nombre d'Etats determinä 
par la Conference et ä la date qu elle 
a fixee. 

(4) Les Etats qui, ä la date d'enträe 
en vigueur de la convention rävisäe, 
ne Font pas ratifiäe ou ny ont pas 
adhäre, cessent detre parties ä la prä¬ 
sente convention ä compter de ladite 
date. 


Article 173 

Dlifärends entre Etats contractants 

(1) Tout differend entre Etats con¬ 
tractants, qui concerne l'interpräta- 
tion ou l'application de la präsente 
convention et n a pas ätä räglä par 
voie de nägociation, est, sur demande 
de l'un des Etats intäressäs, soumis 
au Conseil d'administration qui s em- 
ploie & provoquer un accord entre les- 
dits Etats. 

(2) Si un tel accord n'est pas räalisä 
dans un dälai de six mois h compter 
de la date ä laquelle le Conseil d'ad¬ 
ministration a ätä saisi du diffärend, 
l’un quelconque des Etats en cause 
peut porter le diffärend devant la 
Cour internationale de Justice en vue 
d'une däcision liant les parties en 
cause. 

Article 174 
Dänonclation 

Tout Etat contractant peut ä tout 
moment dänoncer la präsente conven¬ 
tion. La dänonciation est notifiäe au 
gouvernement de la Räpublique fädä- 
rale d'Allemagne. Elle prend effet ä 
l’expiration du dälai d une annäe ä 
compter de la date de räception de 
cette notification. 

Article 175 

Räserve des droits acquls 

(1) Lorsquun Etat cesse d etre Par¬ 
tie ä la convention en vertu de l’arti- 
cle 172, paragraphe 4, ou de l’arti- 
cle 174 il n'est pas portä atteinte aux 
droits acquis antärieurement en vertu 
de la präsente convention. 

(2) Les demandes de brevet euro* 
päen, en instance ä la date ä laquelle 
un Etat däsignä cesse d ätre partie 
ä la convention, continuent ä ätre ins- 
truites par l'Office europäen des bre- 
vets, en ce qui concerne ledit Etat, 
corame si la convention, teile qu'elie 
est en vigueur apres cette date, lui 
etait applicable. 
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(3) Absatz 2 ist auf europäische 
Patente anzuwenden, für die zu dem 
in Absatz 2 genannten Zeitpunkt ein 
Einspruchsverfahren anhängig oder 
die Einspruchsfrist noch nicht abge- 
laufen ist. 

(4) Das Recht eines ehemaligen Ver¬ 
tragsstaats, ein europäisches Patent 
nach der Fassung des Übereinkom¬ 
mens zu behandeln, die auf ihn anzu- 
wenden war, wird durch diesen Arti¬ 
kel nicht berührt. 

Artikel 176 

Finanzielle Rechte und Pflichten eines 
ausgeschiedenen Vertragsstaats 

(1) Jeder Staat, der nach Artikel 172 
Absatz 4 oder Artikel 174 nicht mehr 
dem Übereinkommen angehört, erhält 
die von ihm nach Artikel 40 Absatz 2 
geleisteten besonderen Finanzbeiträge 
von der Organisation erst zu dem 
Zeitpunkt und den Bedingungen zu¬ 
rück, zu denen die Organisation be¬ 
sondere Finanzbeiträge, die im glei¬ 
chen Haushaltsjahr von anderen 
Staaten gezahlt worden sind, zurück¬ 
zahlt. 

(2) Der in Absatz 1 bezeichnete 
Staat hat den in Artikel 39 genannten 
Anteil an den Jahresgebühren für die 
in diesem Staat aufrechterhaltenen 
europäischen Patente auch in der 
Höhe weiterzuzahlen, die zu dem Zeit¬ 
punkt maßgebend war, zu dem er auf¬ 
gehört hat, Vertragspartei zu sein. 


Artikel 177 

Sprachen des Übereinkommens 

(1) Dieses Übereinkommen ist in 
einer Urschrift in deutscher, englischer 
und französischer Sprache abgefaßt, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen 
verbindlich ist, und wird im Archiv 
der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland hinterlegt. 

(2) Fassungen des Übereinkommens 
in anderen als den in Absatz 1 genann¬ 
ten Amtssprachen von Vertragsstaa¬ 
ten, die der Verwaltungsrat genehmigt 
hat, gelten als amtliche Fassungen. 
Bei Meinungsverschiedenheiten über 
die Auslegung der verschiedenen Fas¬ 
sungen sind die in Absatz 1 genannten 
Fassungen maßgebend. 


Artikel 178 

Übermittlungen und Notifikationen 

(1) Die Regierung der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland stellt beglaubigte 


(3) The provisions of paragraph 2 
shall apply to European patents in 
respect of which, on the date men- 
tioned in that paragraph, an Opposi¬ 
tion is pending or the Opposition 
period has not expired. 

(4) Nothing in this Article shall 
affect the right of any State that has 
ceased to be a party to this Conven¬ 
tion to treat any European patent in 
accordance with the text to which 
it was a party. 

Article 176 

Financial rights and obligations 
of a former Contracting State 


(1) Any State which has ceased to 
be a party to this Convention in ac¬ 
cordance with Article 172, paragraph 
4, or Article 174, shall have the special 
financial contributions which it has 
paid pursuant to Article 40, para¬ 
graph 2, refunded to it by the Organi¬ 
sation only at the time and under the 
conditions whereby the Organisation 
refunds special financial contributions 
paid by other States during the same 
accounting period. 

(2) The State referred to in para¬ 
graph 1 shall, even after ceasing to be 
a party to this Convention, continue 
to pay the proportion pursuant to 
Article 39 of renewal fees in respect 
of European patents remaining in force 
in that State, at the rate current on 
the date on which it ceased to be a 
party. 


Article 177 

Languages of the Convention 

(1) This Convention, drawn up in a 
single original, in the English, French 
und German languages, shall be de- 
posited in the archives of the Govern¬ 
ment of the Federal Republic of Ger- 
many, the three texts being equally 
authentic. 

(2) The texts of this Convention 
drawn up in official languages of Con¬ 
tracting States other than those re¬ 
ferred to in paragraph 1 shall, if they 
have been approved by the Ad¬ 
ministrative Council, be considered as 
official texts. In the event of conflict 
on the interpretation of the various 
texts, the texts referred to in para¬ 
graph 1 shall be authentic. 


Article 178 

Transmission and notifications 

(1) The Government of the Federal 
Republic of Germany shall draw up 


(3) Les dispositions du paragraphe 2 
sont applicables aux brevets euro- 
peens ä l'egard desquels, ä la date 
mentionnee audit paragraphe, une Op¬ 
position est en instance ou le delai 
d opposition n'est pas expire. 

(4) Le present article ne porte pas 
atteinte au droit d'un Etat qui a cesse 
d etre partie ä la presente convention 
d'appliquer aux brevets europeens les 
dispositions du texte de la convention 
ä laquelle il etait partie. 

Article 176 

Droits et obligations en matföre 
financföre d’un Etat 
contractant ayant cessö d’etre partie 
ä la convention 

(1) Tout Etat qui a cesse detre par¬ 
tie ä la presente convention, en appli- 
cation de l'article 172, paragraphe 4, 
ou de l'article 174 n'est rembourse 
par l'Organisation des contributions 
financieres exceptionnelles qu'il a ver- 
sees au titre de l’article 40, paragra¬ 
phe 2, qu ä la date et dans les condi¬ 
tions oü l'Organisation rembourse les 
contributions financieres exceptionnel¬ 
les qui lui ont 6fö versees par d’autres 
Etats au cours du meine exercice 
budgötaire. 

(2) Les sommes dont le montant cor- 
respond au pourcentage des taxes 
percues pour le maintien en vigueur 
des brevets europ6ens dans l'Etat vise 
au paragraphe 1, telles qu’elles sont 
d^finies ä l'article 39, sont dues par 
cet Etat, alors meme qu’il a cesse 
d'etre partie ä la presente convention? 
le montant de ces sommes est celui 
qui devait etre vers6 par l'Etat en 
cause ä la date ä laquelle il a cesse 
d etre partie ä la presente convention. 

Article 177 

Langues de la convention 

(1) La prösente convention est rödi- 
gee en un exemplaire en langues alle- 
mande, anglaise et francaise, qui est 
depose aux archives du gouvernement 
de la Republique föderale d'Allema- 
gne, les trois textes faisant egalement 
foi. 

(2) Les textes de ta presente con¬ 
vention, etablis dans des langues offi- 
cietles des Etats contractants autres 
que celles visees au paragraphe 1 et 
agrees par le Conseil d'administration, 
sont consideres comme textes offi- 
ciels. En cas de contestation sur I’in- 
terpretation des divers textes, les tex¬ 
tes vises au paragraphe 1 font foi. 

Article 178 

Transmissions et notifications 

fl) Le gouvernement de la Republi- 
que föderale d'Allemagne etablit des 
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Abschriften des Übereinkommens her 
und übermittelt sie den Regierungen 
aller anderen Staaten, die das Über¬ 
einkommen unterzeichnet haben oder 
ihm beigetreten sind. 

(2) Die Regierung der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland notifiziert den in 
Absatz 1 genannten Regierungen: 

a) jede Unterzeichnung; 

b) die Hinterlegung jeder Ratifika- 
tions- oder Beitrittsurkunde; 

c) Vorbehalte und Zurücknahmen von 
Vorbehalten nach Artikel 167; 

d) Erklärungen und Notifikationen 
nach Artikel 168; 

e) den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Übereinkommens; 

f) Kündigungen nach Artikel 174 und 
jeden Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieser Kündigungen. 

(3) Die Regierung der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland läßt dieses Über¬ 
einkommen beim Sekretariat der Ver¬ 
einten Nationen registrieren. 


ZU URKUND DESSEN haben die 
hierzu ernannten Bevollmächtigten 
nach Vorlage ihrer in guter und gehö¬ 
riger Form befundenen Vollmachten 
dieses Übereinkommen unterschrieben. 

GESCHEHEN zu München am fünften 
Oktober neunzehnhundertdreiundsieb¬ 
zig. 


certified true copies of this Conven¬ 
tion and shall transmit them to the 
Governments of all signatory or ac- 
ceding States. 


(2) The Government of the Federal 
Republic of Germany shall notify to 
the Governments of the States re- 
ferred to in paragraph 1: 

(a) any signature; 

(b) the deposit of any instrument of 
ratification or accession; 

(c) any reservation or withdrawal of 
reservation pursuant to the pro- 
visions of Article 167; 

(d) any declaration or notification re- 
ceived pursuant to the provisions 
of Article 168; 

(e) the date of entry into force of this 
Convention; 

(f) any denunciation received pur¬ 
suant to the provisions of Article 
174 and the date on which such 
denunciation comes into force. 

(3) The Government of the Federal 
Republic of Germany shall register 
this Convention with the Secretariat 
of the United Nations. 


IN WITNESS WHEREOF, the Pleni- 
potentiaries authorised therelo, having 
presented their Full Powers, found to 
be in good and due form, have signed 
this Convention. 

DONE at Munich this fifth day of 
October one thousand nine hundred 
and seventy-three. 


copies certifiees conformes de la pre¬ 
sente Convention et les transmet aux 
gouvernements des Etats signataires 
ou adherents. 


(2) Le gouvernement de la Republi- 
que föderale d'Allemagne notifie aux 
gouvernements des Etats vis£s au 
paragraphe 1: 

a) les signatures; 

b) le depöt de tout instrument de rati¬ 
fication ou d'adh€sion; 

c) toute räserve et tout retrait de 
räserve en application des disposi- 
tions de l'article 167; 

d) toute declaration ou notification re- 
cue en application des dispositions 
de l’article 168; 

e) la date d'enträe en vigueur de la 
präsente Convention; 

f) toute denonciation recue en appli¬ 
cation des dispositions de Parti- 
cle 174 et la date ä laquelle la 
denonciation prend effet. 

(3) Le gouvernement de la Republi- 
que f6d6rale d'Allemagne fait enregis- 
trer la präsente convention aupräs du 
Secrätariat de l'Organisation des Na¬ 
tions Unies. 


EN FOI DE QUOI les pl6nipotentiai- 
res d£sign6s ä cette fin, apres avoir 
präsente leurs pleins pouvoirs, recon- 
nus en bonne et due forme, ont signe 
la präsente convention. 

FAIT & Munich, le cinq octobre mil 
neuf-cent soixante-treize. 
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Regle 8 

Classification des brevets 
Regle 9 

R6partition d'attributions entre les 
instances du premier degre 
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Regel 10 

Geschäftsverteilung für die zweite In¬ 
stanz und Bestimmung ihrer Mitglie¬ 
der 

Regel 11 

Verfahrensordnungen für die zweite 
Instanz 

Regel 12 

Verwaltungsmäßige Gliederung des 
Europäischen Patentamts 


ZWEITER TEIL 

AUSFÜHRUNG S VORSCHRIFTEN 
ZUM ZWEITEN TEIL 
DES ÜBEREINKOMMENS 

Kapitel I 
Verfahren 

bet mangelnder Berechtigung des 
Anmelders oder Patentinhabers 

Regel 13 

Aussetzung des Verfahrens 
Regel 14 

Beschränkung der Zurücknahme der 
europäischen Patentanmeldung 

Regel 15 

Einreichung einer neuen europäischen 
Patentanmeldung durch den Berech¬ 
tigten 

Regel 16 

Teilweiser Rechtsübergang auf Grund 
einer Entscheidung 

Kapitel II 
Erfindernennung 

Regel 17 

Einreichung der Erfindemennung 
Regel 18 

Bekanntmachung der Erfindemennung 
Regel 19 

Berichtigung der Erfindernennung 
Kapitel III 

Eintragung von RechtsQbergängen 
sowie von Lizenzen 
und anderen Rechten 

Regel 20 

Eintragung von Rechtsübergängen 
Regel 21 

Eintragung von Lizenzen und anderen 
Rechten 

Regel 22 

Besondere Angaben bei der Eintra¬ 
gung von Lizenzen 


Rule 10 

Allocation of duties to the depart- 
ments of the second instance and 
designation of their members 

Rule 11 

Rules of Procedure of the departments 
of the second instance 

Rule 12 

Administrative structure of the Euro¬ 
pean Patent Office 


PART II 

IMPLEMENTING REGULATIONS 
TO PART II 
OF THE CONVENTION 

Chapter I 

Procedure where the applicant or 
proprietor is not entitled 

Rule 13 

Suspension of proceedings 
Rule 14 

Limitation of the Option to withdraw 
the European patent application 

Rule 15 

Filing of a new European patent 
application by the person entitled to 
apply 

Rule 16 

Partial transfer of right by virtue of a 
final decision 

Chapter II 

Mention of the inventor 
Rule 17 

Designation of the inventor 
Rule 18 

Publication of the mention of the in¬ 
ventor 

Rule 19 

Rectification of the designation of an 
inventor 

Chapter III 

Reglstering transfers, 
licences and other rights 

Rule 20 

Registering a transfer 
Rule 21 

Registering of licences and other 
rights 

Rule 22 

Special indications for the registration 
of a licence 


Regle 10 

Repartition d'attributions entre les 
instances du deuxieme degre et de¬ 
signation de leurs membres 

Regle 11 

Reglement de procedure des instances 
du deuxieme degr£ 

Regle 12 

Structure administrative de l'Office 
europeen des brevets 


DEUXIEME PARTIE 

DISPOSITIONS D'APPLICATION 
DE LA SECONDE PARTIE 
DE LA CONVENTION 

Chapitre I 

Procedure« prdvues lorsque le deman- 
deur ou le titulaire du brevet n'est 
pas une personne habilitde 

Regle 13 

Suspension de la procedure 
Regle 14 

Limitation de la facultä de retirer la 
demande de brevet europeen 

Regle 15 

D£pöt d’une novelle demande de bre¬ 
vet europeen par la personne habi- 
lit6e 

Regle 16 

Transfert partiel du droit au brevet 
europeen en vertu d'un jugement 

Chapitre II 

Mention de l'inventeur 
Rdgle 17 

Designation de l'inventeur 
Regle 18 

Publication de la designation de Tin- 
venteur 

Regle 19 

Rectification de la designation de l'in- 
venteur 

Chapitre III 

Inscription au Registre des transferts, 
licences et autres droits 

Regle 20 
Inscription des transferts 

Regle 21 

Inscription de licences et d'autres 
droits 

Regle 22 

Indications speciales pour l’inscription 
d une licence 
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Kapitel IV 

Ausstellungsbescheinigung 
Regel 23 

Ausstellungsbescheinigung 

DRITTER TEIL 

AUSFÜHRUNGSVORSCHRIFTEN 
ZUM DRITTEN TEIL 
DES ÜBEREINKOMMENS 

Kapitel I 

Einreichung 

der europäischen Patentanmeldung 

Regel 24 
Allgemeine Vorschriften 

Regel 25 

Vorschriften für europäische Teilan¬ 
meldungen 

Kapitel II 

Anmeldebestimmungen 

Regel 26 
Erteilungsantrag 

Regel 27 
Inhalt der Beschreibung 

Regel 28 

Erfordernisse europäischer Patentan¬ 
meldungen betreffend Mikroorganis¬ 
men 

Regel 29 

Form und Inhalt der Patentansprüche 
Regel 30 

Patentansprüche verschiedener Kate¬ 
gorien 

Regel 31 

Gebührenpflichtige Patentansprüche 
Regel 32 

Form der Zeichnungen 
Regel 33 

Form und Inhalt der Zusammenfas¬ 
sung 

Regel 34 

Unzulässige Angaben 

Regel 35 

Allgemeine Bestimmungen über die 
Form der Anmeldungsunterlagen 

Regel 36 

Unterlagen nach Einreichung der eu¬ 
ropäischen Patentanmeldung 


Chapter IV 

Certification of exhibition 
Rule 23 

Certificate of exhibition 


PART III 

IMPLEMENTING REGULATIONS 
TO PART III 
OF THE CONVENTION 


Chapter I 

Filing of the 

European patent appücation 
Rule 24 

General provisions 

Rule 25 

Provisions for European divisional 
applications 


Chapter II 

Provisions 

governing the appücation 
Rule 26 

Request for grant 

Rule 27 

Content of the description 
Rule 28 

Requirements of European patent 
applications relating to micro-organ- 
isms 

Rule 29 

Form and content of Claims 
Rule 30 

Claims in different categories 
Rule 31 

Claims incurring fees 


Rule 32 

Form of the drawings 
Rule 33 

Form and content of the abstract 
Rule 34 

Prohibited matter 

Rule 35 

General provisions governing the 
presentation of the application docu- 
ments 

Rule 36 

Documents filed subsequently 


Chapitre IV 

Attestations d'exposition 

Regle 23 
Attestation d'exposition 

TROISIEME PARTIE 

DISPOSITIONS D*APPLICATION 
DE LA TROISIEME PARTIE 
DE LA CONVENTION 

Chapitre I 

D6p6t 

de la demande de brevet enropäen 
Regle 24 

Dispositions generales 
Regle 25 

D£pöt et conditions de la demande 
divisionnaire europ4enne 

Chapitre II 

Dispositions rdglssant les demandes 
Regle 26 

Requäte en d61ivrance 
Regle 27 

Contenu de la description 
Regle 28 

Prescription regissant les demandes 
de brevet europ6en concemant des 
micro-organismes 

Regle 29 

Forme et contenu des revendications 
Regle 30 

Revendications de catögories differen¬ 
tes 

Regle 31 

Revendications donnant lieu au paie- 
ment de taxes 

Regle 32 

Forme des dessins 

Regle 33 

Forme et contenu de Tabregä 
Regle 34 

Elements prohibes 

Regle 35 

Dispositions generales relatives ä la 
presentation de pieces de la demande 

Regle 36 

Documents produits ulterieurement 
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Kapitel III 

Chapter UI 

Chapitre III 

Jahresgebühren 

Renewal lees 

Taxes annuelles 

Regel 37 

Fälligkeit 

Rule 37 

Payment of renewal fees 

Regle 37 

Paiement des taxes annuelles 

Kapitel IV 

Chapter IV 

Chapitre IV 

Priorität 

Priority 

Prioritö 

Regel 38 

Prioritätserklämng und Prioritätsun¬ 
terlagen 

Rule 38 

Declaration of priority and priority 
documents 

Regle 38 

Declaration de prioritö et documents 
de prioritö 

VIERTER TEIL 

PART IV 

QUATRIBME PARTIE 

AU SFÜHRUNGS VORSCHRIFTEN 
ZUM VIERTEN TEIL 

DES ÜBEREINKOMMENS 

IMPLEMENTING REGULATIONS 

TO PART IV 

OF THE CONVENTION 

DISPOSITIONS D'APPLICATION 

DE LA QUATRIfiME PARTIE 

DE LA CONVENTION 

Kapitel I 

Prüfung durch die Eingangsstelle 

Chapter I 

Examina tton 

by the Receiving Sectton 

Chapitre I 

Examen par la sectlon de döpüt 

Regel 39 

Mitteilung auf Grund der Eingangs¬ 
prüfung 

Rule 39 

Communication following the exami- 
nation on filing 

Regle 39 

Notifications faisant suite ä l'examen 
lors du döpöt 

Regel 40 

Prüfung bestimmter Formerfordemisse 

Regel 41 

Beseitigung von Mängeln in den An¬ 
meldungsunterlagen 

Rule 40 

Eramination for certain physical re- 
quirements 

Rule 41 

Rectification of deficiencies in the 
application documents 

Rögle 40 

Examen de certaines conditions de 
forme 

Regle 41 

Correction d'irrögularitös dans les 
pieces de la demande 

Regel 42 

Nachholung der Erfindemennung 

Regel 43 

Verspätet oder nicht eingereichte 
Zeichnungen 

Rule 42 

Subsequent Identification of the in- 
ventor 

Rule 43 

Late-filed or missrag drawings 

Regle 42 

Dösignation ultörieure de l'inventeur 

Rögle 43 

Dessins omis ou döposös tardivement 

Kapitel II 

Chapter II 

Chapitre II 

Europäischer Recherchenbericht 

European search report 

Rapport de recherche europöenne 

Regel 44 

Inhalt des europäischen Recherchen- 
berichts 

Regel 45 

Unvollständige Recherche 

Rule 44 

Content of the European search re¬ 
port 

Rule 45 

Incomplete search 

Regle 44 

Contenu du rapport de recherche 
europöenne 

Regle 45 

Recherche incomplete 

Regel 46 

Europäischer Recherchenbericht bei 
mangelnder Einheitlichkeit 

Rule 46 

European search report where the in- 
vention lacks unity 

Rögle 46 

Rapport de recherche europöenne en 
cas d'absence d’unitö d'invention 

Regel 47 

Endgültiger Inhalt der Zusammenfas¬ 
sung 

Rule 47 

Definitive content of the abstract 

Regle 47 

Contenu definitif de l'abrege 

Kapitel III 

Chapter III 

Chapitre III 

V eröff entlieh un g 

der europäischen Patentanmeldung 

Publication 

of the European patent application 

Publication 

de la demande de brevet europöen 

Regel 48 

Technische Vorbereitungen für die 
Veröffentlichung 

Rule 48 

Technical preparations for publication 

Regle 48 

Preparatifs techniques en vue de la 
publication 
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Regel 49 

Form der Veröffentlichung der euro¬ 
päischen Patentanmeldungen und 
europäischen Recherchenberichte 

Regel 50 

Mitteilung über die Veröffentlichung 
Kapitel IV 

Prüfung durch die Prüfungsabtellung 

Regel 51 

Prüfungsverfahren 

Regel 52 

Erteilung des europäischen Patents an 
verschiedene Anmelder 

Kapitel V 

Europäische Patentschrift 

Regel 53 

Form der europäischen Patentschrift 
Regel 54 

Urkunde über das europäische Patent 

FÜNFTER TEIL 

AUSFÜHRUNGSVORSCHRIFTEN 
ZUM FÜNFTEN TEIL 
DES ÜBEREINKOMMENS 

Regel 55 

Inhalt der Einspruchsschrift 
Regel 56 

Verwerfung des Einspruchs als unzu¬ 
lässig 

Regel 57 

Vorbereitung der Einspruchsprüfung 

Regel 58 
Prüfung des Einspruchs 

Regel 59 

Anforderung von Unterlagen 
Regel 60 

Fortsetzung des Einspruchsverfahrens 
von Amts wegen 

Regel 61 

Rechtsübergang des europäischen Pa¬ 
tents 

Regel 62 

Form der neuen europäischen Patent¬ 
schrift im Einspruchsverfahren 

Regel 63 

Kosten 


Rule 49 

Form of the publication of European 
patent applications and European 
search reports 

Rule 50 

Information about publication 

Chapter IV 

Examination 

by the Examining Division 
Rule 51 

Examination procedure 
Rule 52 

Grant of the European patent to dif¬ 
ferent applicants 

Chapter V 

The European patent specification 

Rule 53 

Form of the specification of the Euro¬ 
pean patent 

Rule 54 

Certificate for a European patent 

PART V 

IMPLEMENTING REGULATIONS 
TO PART V 
OF THE CONVENTION 

Rule 55 

Content of the notice of Opposition 
Rule 56 

Rejection of the notice of Opposition 
as inadmissible 

Rule 57 

Preparation of the examination of the 
Opposition 

Rule 58 

Examination of Opposition 
Rule 59 

Requests for documents 
Rule 60 

Continuation of the Opposition pro- 
ceedings by the European Patent Of¬ 
fice of its own motion 

Rule 61 

Transfer of the European patent 
Rule 62 

Form of the new specification of the 
European patent in Opposition 
proceedings 

Rule 63 

Costs 


Regle 49 

Forme de la publication des demandes 
de brevet europeen et des rapports de 
recherche europeenne 

Regle 50 

Renseignements concernant la publi¬ 
cation 

Chapitre IV 

Examen par la dlvision d'examen 
Regle 51 

Procedure d'examen 

Regle 52 

Dölivrance du brevet europeen ä plu- 
sieurs demandeurs 

Chapitre V 

Fascicule du brevet europden 

Rögle 53 

Forme du fascicule du brevet euro- 
pöen 

Regle 54 

Certificat de brevet europeen 

CINQUIEME PARTIE 

DISPOSITIONS D'APPLICATION 
DE LA CINQUiEME PARTIE 
DE LA CONVENTION 

Regle 55 

Contenu de 1‘acte d’opposition 
Regle 56 

Rejet de l'opposition pour irreceva- 
bilitö 

Regle 57 

Mesures pröparatoires ä l'examen de 
l'opposition 

Regle 58 
Examen de l'opposition 

R&gle 59 
Demande de documents 

Rögle 60 

Poursuite d’office de la procedure 
d‘Opposition 

Regle 61 

Transfert du brevet europeen 
Regle 62 

Forme du nouveau fascicule du brevet 
europöen dans la procedure d opposi- 
tion 

Regle 63 

Frais 
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SECHSTER TEIL 

AUSFÜHRUNGSVORSCHRIFTEN 
ZUM SECHSTEN TEIL 
DES ÜBEREINKOMMENS 

Regel 64 

Inhalt der Beschwerdeschrift 
Regel 65 

Verwerfung der Beschwerde als unzu¬ 
lässig 

Regel 66 
Prüfung der Beschwerde 

Regel 67 

Rückzahlung der Beschwerdegebühr 

SIEBENTER TEIL 

AUSFÜHRUNGSVORSCHRIFTEN 
ZUM SIEBENTEN TEIL 
DES ÜBEREINKOMMENS 

Kapitel I 
Entscheidungen, 

Bescheide und Mitteilungen 
des Europäischen Patentamts 

Regel 68 

Form der Entscheidungen 
Regel 69 

Feststellung eines Rechtsverlusts 
Regel 70 

Form der Bescheide und Mitteilungen 

Kapitel II 

Mündliche Verhandlung 
und Beweisaufnahme 

Regel 71 

Ladung zur mündlichen Verhandlung 
Regel 72 

Beweisaufnahme duidi das Europäi¬ 
sche Patentamt 

Regel 73 

Beauftragung von Sachverständigen 
Regel 74 

Kosten der Beweisaufnahme 

Regel 75 
Beweissicherung 

Regel 76 

Niederschrift über mündliche Ver¬ 
handlungen und Beweisaufnahmen 


PART VI 

IMPLEMENTING REGULATIONS 
TO PART VI 
OF THE CONVENTION 

Rule 64 

Content of the notice of appeal 
Rule 65 

Rejection of the appeal as inadmis- 
sible 

Rule 66 

Examination of appeals 
Rule 67 

Reimbursement of appeal fees 


PART VII 


IMPLEMENTING REGULATIONS 
TO PART VII 
OF THE CONVENTION 


Chapter I 

Decisions and Communications of the 
European Patent Office 


Rule 68 

Form of decisions 

Rule 69 

Noting of loss of rights 
Rule 70 

Form of Communications from the 
European Patent Office 


Chapter II 

Oral proceedings 
and taking of evidence 

Rule 71 

Summons to oral proceedings 
Rule 72 

Taking of evidence by the European 
Patent Office 


Rule 73 

Commissioning of experts 
Rule 74 

Costs of taking of evidence 
Rule 75 

Conservation of evidence 
Rule 76 

Minutes of oral proceedings and of 
taking of evidence 


SIXlEME PARTIE 

DISPOSITIONS D'APPLICATION 
DE LA SIXIEME PARTIE 
DE LA CONVENTION 

Regle 64 

Contenu de l'acte de recours 
Regle 65 

Rejet du recours pour irrecevabilitü 
Regle 66 

Examen du recours 

R&gle 67 

Remboursement de la taxe de recours 

SEPTlEME PARTIE 

DISPOSITIONS D*APPLICATION 
DE LA SEPTlEME PARTIE 
DE LA CONVENTION 

Chapitre I 

DdcUlons et noüficaüons 
de TOffice europden des brevets 

R&gle 68 

Forme des decisions 

R&gle 69 

Constatation de la perte d'un droit 
R£gle 70 

Forme des notifications de l'Office 
europ6en des brevets 

Chapitre II 

Procädure orale et Instruction 

Rdgle 71 

Citation ä une procädure orale 
R$gle 72 

Instruction par l'Office europäen des 
brevets 

R6gle 73 

Commission d'experts 
Regle 74 

Frais de l'instruction 

Regle 75 

Conservation de la preuve 
Regle 76 

Proces-verbal des proc^dures orales 
et des instructions 
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Kapitel III 

Chapter III 

Chapitre III 

Zustellungen 

Notifications 

Significations 

Regel 77 

Rule 77 

Regle 77 

Allgemeine Vorschriften über Zustel¬ 
lungen 

General provisions on notifications 

Dispositions generales sur les signifi¬ 
cations 

Regel 78 

Rule 78 

Regle 78 

Zustellung durch die Post 

Notification by post 

Signification par la poste 

Regel 79 

Rule 79 

Regle 79 

Zustellung durch unmittelbare Über¬ 
gabe 

Notification by delivery by hand 

Signification par remise directe 

Regel 80 

Rule 80 

Regle 80 

öffentliche Zustellung 

Public notification 

Signification publique 

Regel 81 

Rule 81 

Regle 81 

Zustellung an Vertreter 

Notification to representatives 

Signification au mandataire ou au re- 
prdsentant 

Regel 82 

Rule 82 

Regle 82 

Heilung von Zustellungsmängeln 

Irregularities in the notification 

Vices de la signification 


Kapitel IV 
Fristen 

Regel 83 
Berechnung der Fristen 

Regel 84 

Dauer der Fristen 

Regel 85 

Verlängerung von Fristen 

Kapitel V 

Änderungen und Berichtigungen 

Regel 86 

Änderung der europäischen Patent¬ 
anmeldung 

Regel 87 

Unterschiedliche Patentansprüche, Be¬ 
schreibungen und Zeichnungen für 
verschiedene Staaten 

Regel 88 

Berichtigung von Mängeln in den 
beim Europäischen Patentamt einge¬ 
reichten Unterlagen 

Regel 89 

Berichtigung von Fehlem in Entschei¬ 
dungen 


Chapter IV 

Time limits 

Rule 83 

Calculation of time limits 
Rule 84 

Duration of time limits 
Rule 85 

Extension of time limits 

Chapter V 

Amendments and correcttons 
Rule 86 

Amendment of the European patent 
application 

Rule 87 

Different Claims, description and 
drawings for different States 

Rule 88 

Correction of errors in documents 
filed with the European Patent Office 

Rule 89 

Correction of errors in decisions 


Chapitre IV 

Ddiais 

Rdgle 83 
Calcul des ddiais 

Regle 84 
Durde des ddiais 

Rdgle 85 

Prorogation des ddiais 

Chapitre V 

Modifikation« et correction« 
Regle 86 

Modification de la demande de brevet 
europden 

.Rdgle 87 

Revendications, description et dessins 
diffdrents pour des Etats diffdrents 


Regle 88 

Correction d'erreurs dans les pieces 
soumises ä l’Office europden des bre- 
vets 

Regle 89 

Rectification d'erreurs dans les deci¬ 
sions 


Kapitel VI 

Unterbrechung des Verfahrens 
Regel 90 

Unterbrechung des Verfahrens 


Chapter VI 

Interruption of proceedings 
Rule 90 

Interruption of proceedings 


Chapitre VI 

Interruption de la pToeddure 
Regle 90 

Interruption de la procedure 
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Kapitel VII 

Verzicht au! Beitreibung 

Chapter VII 

Waiving 

of enforced recovery procedures 

Chapitre VII 

Renonciation 

au recouvrement par contrainte 

Regel 91 

Verzicht auf Beitreibung 

Rule 91 

Waiving of enforced recovery proce¬ 
dures 

Regle 91 

Renonciation au recouvrement par 
contrainte 

Kapitel VIII 

Unterrichtung der Öffentlichkeit 

Chapter VIII 

Information to the public 

Chapitre VIII 

Information du public 

Regel 92 

Eintragungen in das europäische Pa¬ 
tentregister 

Regel 93 

Von der Einsicht ausgeschlossene Ak¬ 
tenteile 

Rule 92 

Entries in the Register of European 
Patents 

Rule 93 

Parts of the file not for inspection 

Regle 92 

Inscriptions au Registre europäen des 
brevets 

Regle 93 

Pikees du dossier exclues de l'ins- 
pection publique 

Regel 94 

Durchführung der Akteneinsicht 

Rule 94 

Procedures for the inspection of files 

Regle 94 

Modalites de l'inspection publique 

Regel 95 

Auskunft aus den Akten 

Rule 95 

Communication of information con- 
tained in the files 

R&gle 95 

Communication d'infonnations conte- 
nues dans Ies dossiers 

Regel 96 

Weitere Veröffentlichungen des Euro¬ 
päischen Patentamts 

Rule 96 

Additional publications by the Euro¬ 
pean Patent Office 

Rägle 96 

Autres publications de l'Office euro- 
päen des brevets 

Kapitel IX 

Rechts- und Amtshilfe 

Chapter IX 

Legal and administrative Cooperation 

Chapitre IX 

Assistance Judlclaire 
et administrative 

Regel 97 

Verkehr des Europäischen Patentamts 
mit Behörden der Vertragsstaaten 

Rule 97 

Communications between the Euro¬ 
pean Patent Office and the authorities 
of the Contracting States 

Regle 97 

Communications entre l'Office euro- 
päen des brevets et les administra- 
tions des Etats contractants 

Regel 98 

Akteneinsicht durch Gerichte und Be¬ 
hörden der Vertragsstaaten oder 
durch deren Vermittlung 

Rule 98 

Inspection of files by or via courts or 
authorities of the Contracting States 

Regle 98 

Communication de dossiers aux tribu- 
naux et administrations des Etats con¬ 
tractants ou par leur intermddiaire 

Regel 99 

Verfahren bei Rechtshilfeersuchen 

Rule 99 

Procedure for letters rogatory 

Regle 99 

Procedure des commissions rogatoires 

Kapitel X 

Vertretung 

Chapter X 

Representation 

Chapitre X 

Repräsentation 

Regel 100 

Bestellung eines gemeinsamen Vertre¬ 
ters 

Regel 101 

Vollmacht 

Rule 100 

Appointment of a common represen- 
tative 

Rule 101 

Authorisations 

Regle 100 

Däsignation d'un representant com- 
raun 

Regle 101 

Pouvoir 

Regel 102 

Änderungen in der Liste der Vertreter 

Rule 102 

Amendment of the list of Professional 
representatives 

Regle 102 

Modification de la liste des manda- 
taires agrees 
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ACHTER TEFL 

AUSFÜHRUNGSVORSCHRIFTEN 
ZUM ACHTEN, ZEHNTEN 
UND ELFTEN TEIL 
DES ÜBEREINKOMMENS 

Regel 103 

Unterrichtung der Öffentlichkeit bei 
Umwandlungen 

Regel 104 

Weiterleitung der internationalen An¬ 
meldung an das Europäische Patent¬ 
amt 

Regel 105 

Beschränkungen der Prüfung 
Regel 106 

Änderungen in der Liste der Vertreter 
während der Übergangszeit 


PART VIII 

IMPLEMENTING REGULATIONS 
TO PART VIII, X AND XI 
OF THE CONVENTION 


Rule 103 

Information to the public in the event 
of conversion 

Rule 104 

Transmittal of the international appli- 
cation to the European Patent Office 

Rule 105 

Restrictions affecting examination 
Rule 106 

Amendment of the list of Professional 
representatives during a transitional 
period 


HUITIEME PARTIE 

DISPOSITIONS D'APPLICATION DES 
HUITIEME, DIXIEME ET ONZIEME 
PARTIES DE LA CONVENTION 


Regle 103 

Information du public en cas de trans- 
formation 

Regle 104 

Transmission de la demande interna¬ 
tionale ä I'Office europ6en des bre- 
vets 

Regle 105 

Limitations apport&es a l’examen 
R&gle 106 

Modification de la liste des manda* 
taires agr6es pendant la Periode trän- 
sitoire 
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Erster Teil 

Ausführungsvorschriften 
zum ersten Teil 
des Übereinkommens 

Kapitel I 
Sprachen 

des Europäischen Patentamts 
Regel 1 

Ausnahmen von den Vorschrliten 
Ober die Verlahrenssprache 
lm schriftlichen Verfahren 

(l) Entsprechende und die einem 
Einspruchsverfahren beitretenden 
Dritten können Schriftstücke in jeder 
Amtssprache des Europäischen Pa¬ 
tentamts einreichen. Ist der Einspre¬ 
chende oder der einem Einspruchsver¬ 
fahren beitretende Dritte eine Person 
im Sinn des Artikels 14 Absatz 2, so 
kann er die Übersetzung eines fristge¬ 
bundenen Schriftstücks in jeder 
Amtssprache des Europäischen Pa¬ 
tentamts einreichen. 


(2) Schriftstücke, die als Beweismit¬ 
tel vor dem Europäischen Patentamt 
verwendet werden sollen, insbesonde¬ 
re Veröffentlichungen, können in je¬ 
der Sprache eingereicht werden. Das 
Europäische Patentamt kann jedoch 
verlangen, daß innerhalb einer von 
ihm zu bestimmenden Frist, die nicht 
kürzer als ein Monat sein darf, eine 
Übersetzung in einer seiner Amts¬ 
sprachen eingereicht wird. 


Regel 2 

Ausnahmen von den Vorschriften 
Ober die Verfahrenssprache 
lm mündlichen Verfahren 

(1) Jeder an einem mündlichen Ver¬ 
fahren vor dem Europäischen Patent¬ 
amt Beteiligte kann sich anstelle der 
Verfahrenssprache einer anderen 
Amtssprache des Europäischen Pa¬ 
tentamts bedienen, sofern er dies ent¬ 
weder dem Europäischen Patentamt 
spätestens zwei Wochen vor dem an¬ 
gesetzten Termin mitgeteilt hat oder 
selbst für die Übersetzung in die Ver¬ 
fahrenssprache sorgt. Jeder Beteiligte 
kann sich auch einer Amtssprache 
eines der Vertragsstaaten bedienen, 
sofern er selbst für die Übersetzung 
in die Verfahrenssprache sorgt. Von 
den Vorschriften dieses Absatzes 
kann das Europäische Patentamt Aus¬ 
nahmen zulassen. 

(2) Die Bediensteten des Europä¬ 
ischen Patentamts können sich im 
mündlichen Verfahren anstelle der 


Part I 

Implementing regulations 
to part I 

of the Convention 

Chapter I 
Languages 

of the European Patent Office 
Rule 1 

Derogations from the provisions 

conceming the language of the 
proceedlngs in written proceedings 

(1) Opponents and third parties 
intervening in Opposition proceedings 
may file documents in any of the 
official languages of the European 
Patent Office. If the Opponent or third 
party intervening in the Opposition 
proceedings is a person referred to in 
Article 14, paragraph 2, he may file 
the translation of a document which 
has to be filed within a time limit in 
any of the official languages of the 
European Patent Office. 


(2) Documents to be used for pur- 
poses of evidence before the European 
Patent Office, and particularly publi- 
cations, may be filed in any language. 
The European Patent Office may, how- 
ever, require that a translation be 
filed, within a given time limit of not 
less than one month, in one of its 
official languages. 


Rule 2 

Derogations from the provisions 
conceming the language of the 
proceedings in oral proceedings 

(1) Any party to oral proceedings 
before the European Patent Office 
may, in lieu of the language of the 
proceedings, use one of the other 
official languages of the European 
Patent Office, on condition either that 
such party gives notice to the Euro¬ 
pean Patent Office at least two weeks 
before the date laid down for such 
oral proceedings or makes Provision 
for interpreting into the language of 
the proceedings. Any party may like- 
wise use one of the official languages 
of the Contracting States, on condi¬ 
tion that he makes Provision for inter- 
pretation into the language of the 
proceedings. The European Patent Of¬ 
fice may permit derogations from the 
provisions of this paragraph. 

(2) In the course of oral proceed¬ 
ings, the employees of the European 
Patent Office may, in lieu of the 


Premiere Partie 

Dispositions d’application 
de ia premiere partie 
de Ia Convention 

Chapitre I 

Langues de l'Office europöen 
des brevets 

R&gle 1 

Derogations aux dispositions relatives 
ä la langue de Ia procddnre 
dans la procödure öcrite 

(1) Les personnes faisant Opposition 
et les tiers intervenant dans une pro- 
cödure d'opposition peuvent produire 
les documents dans l'une des langues 
officielles de l'Office europeen des 
brevets. Si la personne faisant Oppo¬ 
sition ou le tiers intervenant dans 
une procödure d'opposition est l'une 
des personnes vis£es ä l'article 14, 
paragraphe 2, eile peut produire la 
traduction d’un document devant 6tre 
pr£sent6 dans un dölai dötermin£ dans 
l'une des langues officielles de l'Offi- 
ce europeen des brevets. 

(2) Les documents utilisös comme 
moyens de preuve devant l'Office eu- 
ropöen des brevets, notamment les 
publications, peuvent £tre produits en 
toute langue. Toutefois, l'Office euro- 
p6en des brevets peut exiger que, 
dans un dölai qu'il impartit et qui ne 
doit pas ötre införieur h un mois, une 
traduction soit produite dans l'une de 
ses langues officielles. 


R&gie 2 

Derogations aux dispositions relatives 
ä Futilisation de la langue de la 
procddure au cours de la procgdure 
orale 

(1) Toute partie h une procedure 
orale devant l'Office europeen des 
brevets peut, aux lieu et place de la 
langue de la proc&dure, utiliser l'une 
des autres langues officielles de cet 
Office, ä condition soit den aviser 
ledit Office deux semaines au moins 
avant la date fixee pour l’audience, 
soit dassurer l'interprötation dans la 
langue de la procedure. Toute partie 
peut egalement utiliser l'une des lan¬ 
gues officielles de l un des Etats con- 
tractants ä condition d assurer l’inter- 
pretation dans la langue de la proce¬ 
dure. L'Office europeen des brevets 
peut autoriser des derogations aux 
dispositions du present paragraphe. 


(2) Au cours de la procedure orale, 
les agents de l’Office europeen des 
brevets peuvent utiliser l'une des au- 
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Verfahrenssprache einer anderen 
Amtssprache des Europäischen Pa¬ 
tentamts bedienen. 

(3) In der Beweisaufnahme können 
sich die zu vernehmenden Beteiligten, 
Zeugen oder Sachverständigen, die 
sich in einer der Amtssprachen des 
Europäischen Patentamts oder der 
Vertragsstaaten nicht hinlänglich aus- 
drücken können, einer anderen Spra¬ 
che bedienen. Ist die Beweisaufnahme 
auf Antrag eines Beteiligten angeord¬ 
net worden, so werden die zu verneh¬ 
menden Beteiligten, Zeugen oder 
Sachverständigen mit Erklärungen, 
die sie in anderen Sprachen als den 
Amtssprachen des Europäischen Pa¬ 
tentamts abgeben, nur gehört, sofern 
der antragstellende Beteiligte selbst 
für die Übersetzung in die Verfah¬ 
renssprache sorgt; das Europäische 
Patentamt kann jedoch die Überset¬ 
zung in eine seiner anderen Amts¬ 
sprachen zulassen. 


(4) Mit Einverständnis aller Betei¬ 
ligten und des Europäischen Patent¬ 
amts kann in einem mündlichen Ver¬ 
fahren jede Sprache verwendet wer¬ 
den. 

(5) Das Europäische Patentamt 
übernimmt, soweit erforderlich, auf 
seine Kosten die Übersetzung in die 
Verfahrenssprache und gegebenen¬ 
falls in seine anderen Amtssprachen, 
sofern ein Beteiligter nicht selbst für 
die Übersetzung zu sorgen hat. 

(6) Erklärungen der Bediensteten 
des Europäischen Patentamts, der Be¬ 
teiligten, Zeugen und Sachverständi¬ 
gen in einem mündlichen Verfahren, 
die in einer Amtssprache des Europäi¬ 
schen Patentamts abgegeben werden, 
werden in dieser Sprache in die Nie¬ 
derschrift aufgenommen. Erklärungen 
in einer anderen Sprache werden in 
der Amtssprache aufgenommen, in die 
sie übersetzt worden sind. Änderun¬ 
gen des Textes der Beschreibung und 
der Patentansprüche der europäischen 
Patentanmeldung oder des europäi¬ 
schen Patents werden in der Verfah¬ 
renssprache in die Niederschrift auf¬ 
genommen. 

Rege! 3 

Änderung der Verfahrenssprache 

(1) Auf Antrag des Anmelders oder 
Patentinhabers kann das Europäische 
Patentamt nach Anhörung der übrigen 
Beteiligten statt der bisherigen Ver¬ 
fahrenssprache eine seiner anderen 
Amtssprachen als neue Verfahrens¬ 
sprache zulassen. 


language of the proceedings, use one 
of the other official languages of the 
European Patent Office. 

(3) In the case of taking of evi- 
dence, any party to be heard, witness 
or expert who is unable to express 
himself adequately in one of the offi¬ 
cial languages of the European Patent 
Office or the Contracting States may 
use another language. Should the 
taking of evidence be decided upon 
following a request by a party to the 
proceedings, parties to be heard, wit- 
nesses or experts who express them- 
selves in languages other than the 
official languages of the European 
Patent Office may be heard only if 
the party who made the request makes 
Provision for interpretation into the 
language of the proceedings; the 
European Patent Office may, however, 
authorise interpretation into one of 
its other official languages. 


(4) If the parties and the European 
Patent Office agree, any language 
may be used in oral proceedings. 


(5) The European Patent Office 
shall, if necessary, make Provision at 
its own expense for interpretation 
into the language of the proceedings, 
or, where appropriate, into its other 
official languages, unless this Inter¬ 
pretation is the responsibility of one 
of the parties to the proceedings. 

(6) Statements by employees of the 
European Patent Office, by parties to 
the proceedings and by witnesses and 
experts, made in one of the official 
languages of the European Patent Of¬ 
fice during oral proceedings shall be 
entered in the minutes in the lan¬ 
guage employed. Statements made in 
any other language shall be entered 
in the official language into which 
they are translated. Amendments to 
the text of the description or Claims 
of a European patent application or 
European patent shall be entered in 
the minutes in the language of the 
proceedings. 


Rule 3 

Change of language 
of the proceedings 

(1) On the request of the applicant 
for or proprietor of a patent, and 
following consultation of the other 
parties to the proceedings, the Euro¬ 
pean Patent Office may allow the 
language of the proceedings to be 
replaced by one of its other official 
languages as the new language of the 
proceedings. 


tres langues officielles de cet Office 
aux lieu et place de la langue de la 
procedure. 

(3) Au cours de la procedure d’ins- 
truction, toute partie ä l'audition de 
laquelle il doit etre procede, les te- 
moins ou experts appel£s ä participer 
ä la procödure, qui ne possedent pas 
une maitrise süffisante de Tune des 
langues officielles de l'Office euro¬ 
peen des brevets ou de l'un des 
Etats contractants, peuvent utiliser 
une autre langue. Si 1‘instruction est 
decidee sur requete d'une partie ä la 
procedure, les parties, tämoins ou ex¬ 
perts appeles a participer ä cette ins- 
truction, qui s'expriment dans des lan¬ 
gues autres que les langues officielles 
de l'Office europeen des brevets, ne 
peuvent etre entendus que si la partie 
ayant formulö la requöte assure Tin- 
terpr^tation dans la langue de la pro- 
cödure; l'Office europöen des brevets 
peut toutefois autoriser 1‘Interpreta¬ 
tion dans l'une de ses autres langues 
officielles. 

(4) Sous rfeserve de l'accord des par¬ 
ties et de l'Office europöen des bre¬ 
vets, toute langue peut Ötre utilisöe 
dans la procödure orale. 

(5) L’Office europöen des brevets 
assure ä ses frais, en tant que de 
besoin, l'interprötation dans la langue 
de la procödure, ou, le cas 4ch6ant, 
dans l'une de ses autres langues offi¬ 
cielles, ä moins que cette Interpreta¬ 
tion ne doive etre assur6e par l’une 
des parties ä la procedure. 

(6) Les interventions des agents de 
l’Office europeen des brevets, des par¬ 
ties ä la procedure, des temoins et 
experts. faites au cours d’une proce¬ 
dure orale dans l'une des langues of¬ 
ficielles de cet Office, sont consignöes 
au proces-verbal dans la langue utili- 
söe. Les interventions faites dans une 
autre langue sont consignees dans la 
langue officielle dans laquelle elles 
sont traduites. Les modifications du 
texte de la description ou des reven- 
dications de la demande de brevet 
europeen ou du brevet europeen sont 
consignees au procös-verbal dans la 
langue de la procedure. 

R&gle 3 

Changement de la langue 
de la procedure 

(1) A la requete du demandeur ou 
du titulaire d'un brevet et apres con¬ 
sultation des autres parties ä la pro¬ 
cedure, l'Office europeen des brevets 
peut autoriser la Substitution ä la lan¬ 
gue de la procedure de l'une de ses 
autres langues officielles en tant que 
nouvelle langue de la procedure. 
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(2) Änderungen der europäischen 
Patentanmeldung oder des europäi¬ 
schen Patents müssen in der ur¬ 
sprünglichen Verfahrenssprache ein¬ 
gereicht werden. 

Regel 4 

Sprache der europäischen 
Teilanmeldung 

Eine europäische Teilanmeldung 
oder, im Fall des Artikels 14 Absatz 2, 
ihre Übersetzung muß in der ur¬ 
sprünglichen Verfahrenssprache der 
früheren europäischen Patentanmel¬ 
dung eingereicht werden. 

Regel 5 

Beglaubigung von Übersetzungen 

Ist die Übersetzung eines Schrift¬ 
stücks einzureichen, so kann das Eu¬ 
ropäische Patentamt innerhalb einer 
von ihm zu bestimmenden Frist die 
Einreichung einer Beglaubigung dar¬ 
über verlangen, daß die Übersetzung 
mit dem Urtext übereinstimmt. Wird 
die Beglaubigung nicht rechtzeitig 
eingereicht, so gilt das Schriftstück 
als nicht eingegangen, sofern im 
Übereinkommen nichts anderes be¬ 
stimmt ist. 

Regel 6 

Fristen und Gebührenermäßigung 

(1) Die in Artikel 14 Absatz 2 vor¬ 
geschriebene Übersetzung ist inner¬ 
halb von drei Monaten nach Einrei¬ 
chung der europäischen Patentanmel¬ 
dung einzureichen, jedoch nicht spä¬ 
ter als dreizehn Monate nach dem 
Prioritätstag. 

(2) Die in Artikel 14 Absatz 4 vor¬ 
geschriebene Übersetzung ist inner¬ 
halb eines Monats nach Einreichung 
des Schriftstücks einzureichen. Ist das 
Schriftstück ein Einspruch oder eine 
Beschwerde, so verlängert sich die 
genannte Frist gegebenenfalls bis zum 
Ablauf der Einspruchs- oder Be¬ 
schwerdefrist. 

(3) Macht ein Anmelder, Patentin¬ 
haber oder Einsprechender von den 
durch Artikel 14 Absätze 2 und 4 er- 
öffneten Möglichkeiten Gebrauch, so 
werden dementsprechend die Anmel¬ 
degebühr, die Prüfungsgebühr, die 
Einspruchsgebühr und die Beschwer¬ 
degebühr ermäßigt. Die Ermäßigung 
wird in der Gebührenordnung in Hohe 
eines Prozentsatzes der Gebühren 
festgelegt. 

Regel 7 

Rechtliche Bedeutung 
der Übersetzung der 
europäischen Patentanmeldung 

Das Europäische Patentamt kann, 
soweit nicht der Gegenbeweis er¬ 
bracht wird, für die Bestimmung, ob 
der Gegenstand der europäischen Pa- 


(2) Amendments to a European 
patent application or European patent 
must be filed in the initial language 
of the proceedings. 


Rule 4 

Language of a European 
divisional application 

European divisional applications or, 
in the case referred to in Article 14, 
Paragraph 2, the translations thereof, 
must be filed in the initial language 
of the proceedings for the earlier 
European patent application. 

Rule 5 

Certificatlon of translations 

When a translation of any docu- 
ment must be filed, the European 
Patent Office may require the filing 
of a certificate that the translation 
corresponds to the original text with- 
in a period to be determined by it. 
Failure to file the certificate in due 
time shall lead to the document being 
deemed not to have been received 
unless the Convention provides other- 
wise. 

Rule 6 

Time Umits and reduction of fees 

(1) The translation referred to in 
Article 14, paragraph 2, must be filed 
within three months after the filing 
of the European patent application, 
but no later than thirteen months 
after the date of priority. 

(2) The translation referred to in 
Article 14, paragraph 4, must be filed 
within one month of the filing of 
the document Where the document 
is a notice of Opposition or an appeal, 
this period shall be extended where 
appropriate to the end of the Opposi¬ 
tion period or appeal period. 

(3) A reduction in the filing fee, 
examination fee, Opposition fee or 
appeal fee shall be allowed an ap- 
plicant, proprietor or Opponent, as 
the case may be, who avails himself 
of the options provided in Article 14, 
paragraphs 2 and 4. The reduction 
shall be fixed in the Rules relating 
to Fees at a percentage of the total 
of the fees. 

Rule 7 

Legal authenticlty of the translation 

of the European patent application 

Saving proof to the contrary, the 
European Patent Office may, for the 
purposes of determining whether the 
subject-matter of the European patent 


(2) Les modifications de la demande 
de brevet europeen ou du brevet eu- 
ropeen doivent etre deposees dans la 
langue initiale de la procedure. 

R&gle 4 

Langue des demandes dlvisionnaires 
europ^ennes 

Toute demande divisionnaire euro- 
peenne ou, dans le cas vise ä l'arti- 
cle 14, paragraphe 2, sa traduction, 
doit etre deposee dans la langue ini¬ 
tiale de la procödure de la demande 
anterieure de brevet europeen. 

Rägle 5 

CertUication de traducüons 

Si la traduction d un document doit 
etre produite, l’Office europäen des 
brevets peut exiger, dans un d£lai 
qu il impartit, la production d'une at- 
testation, certifiant que la traduction 
est une traduction correcte du texte 
original. Si l attestation n'est pas pro¬ 
duite dans les dölais, le document est 
reputä n avoir pas 6te recu, sauf dis- 
positions contraires de la Convention. 

Rögle 6 

D6lais et rfduction des taxes 

(1) La traduction visde ä larticle 14, 
paragraphe 2, doit fctre produite dans 
un delai de trois mois ä compter du 
depöt de la demande de brevet euro- 
pöen, et, en tout ötat de cause, avant 
l expiration d un dölai de treize mois 
ä compter de la date de prioritö. 

(2) La traduction visöe ä l article 14, 
paragraphe 4, doit etre produite dans 
un delai d un mois ä compter du dö- 
pot de la piece ; si cette derniere est 
un acte d'opposition ou un recours, 
le d6lai est proroge, s'il y a lieu, jus- 
qu'au terme du d£lai d'opposition ou 
de recours. 

(3) Une reduction du montant des 
taxes de depöt, d’examen, d’opposition 
ou de recours est accordöe, selon le 
cas, au demandeur, au titulaire ou ä 
l opposant qui use des facultas ouver- 
tes par les dispositions de l article 14, 
paragraphes 2 et 4. Cette reducliun est 
fixee, ä un pourcentage du montant 
desdites taxes, dans le regiement re- 
latif aux taxes. 

Rfegle 7 

Valeur juridique de la traduction 
de la demande de brevet europöen 

Sauf preuve contraire, 1 Office eu¬ 
ropeen des brevets peut, pour deter- 
miner si lobjet de la demande de 
brevet europeen ou du brevet euro- 
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tentanmeldung oder des europäischen 
Patents nicht über den Inhalt der An¬ 
meldung in der ursprünglich einge¬ 
reichten Fassung hinausgeht, davon 
ausgehen, daß die in Artikel 14 Ab¬ 
satz 2 genannte Übersetzung mit dem 
ursprünglichen Text der Anmeldung 
übereinstimmt. 

Kapitel II 
Organisation 

des Europäischen Patentamts 
Regel 8 

Patentklassifikation 

(1) Das Europäische Patentamt be¬ 
nutzt 

a) bis zum Inkrafttreten des Straß¬ 
burger Abkommens über die Inter¬ 
nationale Patentklassifikation vom 
24. März 1971 die Patentklassifika¬ 
tion, die in Artikel 1 der Europä¬ 
ischen Übereinkunft über die In¬ 
ternationale Patentklassifikation 
vom 19. Dezember 1954 vorgese¬ 
hen ist; 

b) nach Inkrafttreten des genannten 
Straßburger Abkommens die in Ar¬ 
tikel 1 dieses Abkommens vorge¬ 
sehene Patentklassifikation. 

(2) Die Klassifikation nach Absatz 1 
wird nachstehend als Internationale 
Klassifikation bezeichnet. 

Regel 9 

Geschäftsverteilung 
für die erste Instanz 

(1) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts bestimmt die Zahl der Re¬ 
cherchenabteilungen, der Prüfungsab¬ 
teilungen und der Einspruchsabteilun¬ 
gen. Er verteilt die Geschäfte auf 
diese Abteilungen in Anwendung der 
Internationalen Klassifikation und 
entscheidet gegebenenfalls über die 
Klassifikation einer europäischen Pa¬ 
tentanmeldung oder eines europä¬ 
ischen Patents nach Maßgabe der In¬ 
ternationalen Klassifikation. 

(2) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts kann der Eingangsstelle, 
den Recherchenabteilungen, den Prü¬ 
fungsabteilungen, den Einspruchs ab- 
teilungen und der Rechtsabteilung 
über die Zuständigkeit hinaus, die ih¬ 
nen durch das Übereinkommen zuge¬ 
wiesen ist, weitere Aufgaben übertra¬ 
gen. 

(3) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts kann mit der Wahrneh¬ 
mung einzelner den Prüfungsabteilun¬ 
gen oder Einsprucbsabteilungen oblie¬ 
gender Geschäfte, die technisch oder 
rechtlich keine Schwierigkeiten berei¬ 
ten, auch Bedienstete betrauen, die 
keine technisch vorgebildeten oder 
rechtskundigen Prüfer sind. 


appücation or European patent ex- 
tends beyond the content of the Euro¬ 
pean patent appücation as filed, as- 
sume that the translation referred to 
in Article 14, paragraph 2, is in con- 
formity with the original text of the 
appücation. 


Chapter II 
Organisation 

of the European Patent Office 
Rule 8 

Patent Classification 

(1) The European Patent Office shall 
use: 

(a) the Classification referred to in 
Article 1 of the European Conven¬ 
tion on the International Classifi¬ 
cation of Patents for Invention of 
19 December 1954 until the entry 
into force of the Strasbourg Agree¬ 
ment conceming the International 
Patent Classification of 24 March 
1971; 

(b) the Classification referred to in 
Article 1 of the afore-mentioned 
Strasbourg Agreement, after the 
entry Into force of that Agree¬ 
ment. 

(2) The Classification referred to 
in paragraph 1 is hereinafter referred 
to as the international Classification. 

Rule 9 

Allocation of duties to the 
departments of the first instance 

(1) The President of the European 
Patent Office shall determine the 
number of Search Divisions, Examining 
Divisions and Opposition Divisions. 
He shall allocate duties to these 
departments by reference to the inter¬ 
national Classification and shall de- 
cide where necessary on the Classifi¬ 
cation of a European patent appücation 
or a European patent in accordance 
with that Classification. 


(2) In addition to the responsibilities 
vested in them under the Convention, 
the President of the European Patent 
Office may allocate further duties to 
the Receiving Section, Search Divi¬ 
sions, Examining Divisions, Opposi¬ 
tion Divisions and the Legal Division. 


(3) The President of the European 
Patent Office may entrüst to em- 
ployees who are not technically or 
legally qualified examiners the execu- 
tion of individual duties falling to the 
Examining Divisions or Opposition 
Divisions and involving no technical 
or legal difficulties. 


peen ne s’etend pas au-delä du conte- 
nu de la demande teile qu'elle a 4te 
deposee, presumer que la traduction 
visee ä l'article 14, paragraphe 2, est 
une traduction exacte du texte origi¬ 
nal de la demande. 


Chapitre n 
Organisation 

de l ( Office europden des brevets 
Rfegle 8 

Classification des brevets 

(1) L'Office europ£en des brevets 
utilise: 

a) jusqu’ä l'enträe en vigueur de 1’Ar¬ 
rangement de Strasbourg du 
24 maxs 1971, concemant la Classi¬ 
fication internationale des brevets, 
la Classification prgvue ä l'article 
premier de la Convention euro- 
p£enne du 19 d£cembre 1954 sur la 
Classification internationale des 
brevets d'invention, 

b) aprös l'entr6e en vigueur dudit Ar¬ 
rangement, la Classification pr6vue 
ä l'article premier de celui-ci. 


(2) La Classification vis6e au para¬ 
graphe 1 est ci-apr6s d6nomm£e Clas¬ 
sification internationale. 

Rögle 9 

Reparation d’attrlbutlons 
entre les instances du premier degr£ 

(1) Le President de l'Office europ^en 
des brevets fixe le nombre des divi¬ 
sions de la recherche, des divisions 
d'examen et des divisions d'opposi- 
tion. II r£partit les attributions entre 
ces instances par röfcrence ä la Clas¬ 
sification internationale et d£cide, le 
cas 6ch£ant, du classement d'une de¬ 
mande de brevet europäen ou d'un 
brevet europSen selon cette Classifi¬ 
cation. 


(2) Outre les competences qui leur 
sont d6volues par la convention, le 
President de l'Office europöen des 
brevets peut confier d'autres attribu¬ 
tions ä la section de d6pöt, aux divi¬ 
sions de la recherche, aux divisions 
d'examen, aux divisions d’opposition 
et ä la division juridique. 

(3) Le President de l’Office europeen 
des brevets peut confier certaines 
täches incombant normalement aux 
divisions d'examen ou aux divisions 
d'opposition et ne pr^sentant aucune 
difficulte technique ou juridique parti- 
culiere, ä des agents qui ne sont pas 
des examinateurs quaüfies sur le plan 
technique ou juridique. 
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(4) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts kann bestimmen, daß nur 
eine der Geschäftsstellen der Ein¬ 
spruchsabteilungen für die Kosten¬ 
festsetzung nach Artikel 104 Absatz 2 
zuständig ist. 


Regel 10 

Geschäftsverteilung 
für die zweite Instanz 
und Bestimmung ihrer Mitglieder 

(1) Vor Beginn eines jeden Ge¬ 
schäftsjahrs werden die Geschäfte auf 
die Beschwerdekammern verteilt und 
die ständigen Mitglieder der einzel¬ 
nen Beschwerdekammern und der 
Großen Beschwerdekammer sowie 
ihre Vertreter bes timm t. Jedes Mit¬ 
glied einer Beschwerdekammer kann 
zum Mitglied mehrerer Beschwerde- 
kammern bestimmt werden. Falls er¬ 
forderlich, können diese Anordnungen 
im Laufe des Geschäftsjahrs geändert 
werden. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten 
Anordnungen trifft das Präsidium, das 
sich zusammensetzt aus dem Präsi¬ 
denten des Europäischen Patentamts 
als Vorsitzendem, dem für die Be- 
schwerdekammern zuständigen Vize¬ 
präsidenten, den Vorsitzenden der Be- 
schwerdekammem und drei weiteren 
Mitgliedern der Beschwerdekammern, 
die von der Gesamtheit der Mitglie¬ 
der der Beschwerdekammern für die 
Dauer des Geschäftsjahrs gewählt 
werden. Zur Beschlußfähigkeit des 
Präsidiums ist die Anwesenheit von 
mindestens fünf Mitgliedern erforder¬ 
lich. unter denen sich der Präsident 
oder ein Vizepräsident des Europä¬ 
ischen Patentamts und die Vorsitzen¬ 
den von zwei Beschwerdekammern 
befinden müssen. Das Präsidium ent¬ 
scheidet mit Stimmenmehrheit; bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(3) Bei Meinungsverschiedenheiten 
zwischen mehreren Beschwerdekam¬ 
mern über ihre Zuständigkeit ent¬ 
scheidet das Präsidium. 

(4) Der Verwaltungsrat kann den 
Beschwerdekammern Aufgaben nach 
Artikel 134 Absatz 8 Buchstabe c 
übertragen. 

Regel 11 

Verfahrensordnungen 
für die zweite Instanz 

Das in Regel 10 Absatz 2 genannte 
Präsidium erläßt die Verfahrensord¬ 
nung der Beschwerdekammern. Die 
Große Beschwerdekammer erlaßt ihre 
Verfahrensordnung selbst. 


(4) The President of the European 
Patent Office may grant exclusive 
responsibilities to one of the registries 
of the Opposition Divisions for fixing 
the amount of costs as provided for 
in Article 104, paragraph 2. 


Rule 10 

AUocation of dutles to the departments 
of the second Instance and designation 
of thelr members 

(1) Duties shall be allocated to the 
Boards of Appeal and the regulär and 
alternate members of the various 
Boards of Appeal and the Enlarged 
Board of Appeal shall be designated 
before the beginning of each working 
year. Any member of a Board of 
Appeal may be designated as a mem¬ 
ber of more than one Board of Appeal. 
These measures may, where necessa- 
ry, be amended during the course of 
the working year in question. 


(2) The measures referred to in 
paragraph 1 shall be taken by an 
authorlty consisting of the President 
of the European Patent Office, who 
shall act as Chairman, the Vice- 
President responsible for appeals, the 
Chairmen of the Boards of Appeal 
and three other members of the Boards 
of Appeal, elected by the full member- 
ship of these Boards for the working 
year in question. This authority may 
only take a decision if at least five 
of its members are present; these 
must include the President or a Vice- 
President of the European Patent Of¬ 
fice and the Chairmen of two Boards 
of Appeal. Decisions shall be taken 
by a majority vote; in the event of 
parity of votes, the vote of the Chair¬ 
man shall be decisive. 


(3) The authority referred to in 
paragraph 2 shall decide on conflicts 
regarding the allocation of duties be- 
tween two or more Boards of Appeal. 

(4) The Administrative Council may 
allocate duties under Article 134, para¬ 
graph 8 (c), to the Boards of Appeal. 


Rule 11 

Rules of Procedure of the 
departments of the second Instance 

The authority referred to in Rule 10, 
paragraph 2, shall adopt the Rules 
of Procedure of the Boards of Appeal. 
The Enlarged Board of Appeal shall 
adopt its own Rules of Procedure. 


(4) Le President de 1 Office europeen 
des brevets peul attribuer une com- 
petence exclusive ä l'un des greffes 
des divisions d’opposition pour la fixa- 
tion du montant des frais de proce¬ 
dure prevue ä l'article 104, paragra- 
phe 2. 


Rdgle 10 

Rdpartition d’attrlbutions 
entre les instances du deuxidme degre 
et designation de ieurs membres 

(1) Avant le debut de chaque annde 
d'activite, il est procede ä la reparti- 
tion des attributions entre les cham- 
bres de recours ainsi qu'ä la designa¬ 
tion des membres titulaires et sup- 
pleants de chacune de ces chambres 
et de la Grande Chambre de recours. 
Tout membre d une chambre de re¬ 
cours peut dtre ddsigne pour plusieurs 
chambres de recours. Ces mesures 
peuvent dtre modifiees, en tant que 
de besoin, au cours de l’annde d acti- 
vitd considdrde. 

(2) Les mesures visdes au paragra- 
phe 1 sont prises par une instance 
composde du President de 1‘Office eu- 
ropden des brevets, prdsident, du 
Vice-Prdsident chargd des instances 
de recours, des prdsidents des cham¬ 
bres de recours et de trois autres 
membres des chambres de recours 
dlus par l'ensemble des membres de 
ces chambres pour l'annde d activitd 
considerde. Cette instance ne peut va- 
lablement ddlibdrer que si cinq au 
moins de ses membres sont prdsents, 
parmi lesquels doivent figurer le Prd¬ 
sident ou un Vice-Prdsident de I'Of- 
fice europden des brevets et deux 
prdsidents des chambres de recours. 
Les ddcisions sont prises ä la majorite 
des voix; en cas de partage des voix, 
la voix du President est prdpondd- 
rante. 


(3) Linstance prevue au paragra- 
phe 2 decide sur les conflits d'attribu- 
tion entre plusieurs chambres de 
recours. 

(4) Le Conseil d'administration peut 
confier aux chambres de recours des 
compdtences en vertu de l’article 134, 
paragraphe 8, lettre c). 

Rdgle II 

Rdglement de procddure 
des instances du deuxlöme degrd 

L instance prdvue ä la regle 10, pa¬ 
ragraphe 2, arrete le regiement de 
procddure des chambres de recours. 
La Grande Chambre de recours arrete 
elle-meme son regiement de procd- 
duie. 
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Regel 12 

Verwaltungsmäßige Gliederung des 
Europäischen Patentamts 

(1) Die Prüfungsabteiiungen und 
Einspruchsabteilungen werden ver¬ 
waltungsmäßig zu Direktionen zusam¬ 
mengefaßt, deren Zahl vom Präsiden¬ 
ten des Europäischen Patentamts be¬ 
stimmt wird. 

(2) Die Direktionen, die Rechtsab¬ 
teilung, die Beschwerdekammern und 
die Große Beschwerdekammer sowie 
die Dienststellen für die innere Ver¬ 
waltung des Europäischen Patentamts 
werden verwaltungsmäßig zu Gene¬ 
raldirektionen zusammengefaßt. Die 
Eingangsstelle und die Recherchenab¬ 
teilungen werden verwaltungsmäßig 
zu einer Generaldirektion zusammen¬ 
gefaßt. 

(3) Jede Generaldirektion wird von 
einem Vizepräsidenten geleitet. Der 
Verwaltungsrat entscheidet nach An¬ 
hörung des Präsidenten des Europäi¬ 
schen Patentamts über die Zuwei¬ 
sung der Vizepräsidenten an die Ge¬ 
neraldirektionen. 


Zweiter Teil 

Ausführungsvorschriften 
zum zweiten Teil 
des Übereinkommens 

Kapitel I 

Verfahren bei mangelnder 

Berechtigung des Anmelders 
oder Patentinhabers 

Segel 13 

Aussetzung des Verfahrens 

(1) Weist ein Dritter dem Europäi¬ 
schen Patentamt nach, daß er ein 
Verfahren gegen den Anmelder einge¬ 
leitet hat, in dem der Anspruch auf 
Erteilung des europäischen Patents 
ihm zugesprochen werden soll, so 
setzt das Europäische Patentamt das 
Erteilungsverfahren aus, es sei denn, 
daß der Dritte der Fortsetzung des 
Verfahrens zustimmt. Diese Zustim¬ 
mung ist dem Europäischen Patentamt 
schriftlich zu erklären; sie ist unwi¬ 
derruflich. Das Erteilungsverfahren 
kann jedoch nicht vor der Veröffent¬ 
lichung der europäischen Patentan¬ 
meldung ausgesetzt werden. 

(2) Wird dem Europäischen Patent¬ 
amt nachgewiesen, daß in dem Ver¬ 
fahren zur Geltendmachung des An¬ 
spruchs auf Erteilung des europäi¬ 
schen Patents eine rechtskräftige 
Entscheidung ergangen ist, so teilt 
das Europäische Patentamt dem 
Anmelder und gegebenenfalls den Be- 


Rule 12 

Administrative slructure 
of the European Patent Office 

(1) The Examining Divisions and 
the Opposition Divisions shall be 
grouped together administratively so 
as to form Directorates, the number 
of which shall be laid down by the 
President of the European Patent 
Office. 

(2) The Directorates, the Legal 
Division, the Boards of Appeal and 
the Enlarged Board of Appeal, and 
the administrative Services of the 
European Patent Office shail be 
grouped together administratively so 
as to form Directorates-General. The 
Receiving Section and the Search 
Divisions shall be grouped together 
administratively so as to form a 
Directorate-General. 

(3) Each Directorate-General shall 
be directed by a Vice-President. The 
appointment of a Vice-President to a 
Directorate-General shall be decided 
upon by the Administrative Council, 
after the President of the European 
Patent Office has been consulted. 


Part II 

Implementing regulations 
to part II 

of the Convention 
Chapter I 

Procedura where the appllcant 
or proprietor 
is not entitled 


Rule 13 

Suspension of proceedings 

(1) If a third party provides proof 
to the European Patent Office that 
he has opened proceedings against 
the applicant for the purpose of seek- 
ing a judgment that he is entitled to 
the grant of the European patent, 
the European Patent Office shall stay 
the proceedings for grant unless the 
third party consents to the continua- 
tion of such proceedings. Such consent 
must be communicated in writing to 
the European Patent Office; it shall 
be irrevocable. However, proceedings 
for grant may not be stayed before 
the publication of the European patent 
application. 

(2) Where proof is provided to the 
European Patent Office that a decision 
which has become final has been 
given in the proceedings concerning 
entitlement to the grant of the Euro¬ 
pean patent, the European Patent Of¬ 
fice shall communicate to the ap¬ 
plicant and any other party that the 


Regle 12 

Structure administrative 
de l'Office europeen des brevets 

(I) Les divisions d'examen et les 
divisions d'opposition sont groupees 
sur le plan administratif en directions 
dont Ie nombre est fixe par le Presi¬ 
dent de l'Office europeen des brevets. 


(2) Les directions, la division juridi- 
que, les chambres de recours et la 
Grande Chambre de recours, ainsi que 
les Services administratifs de l’Office 
europöen des brevets, sont groupös 
sur le plan administratif en directions 
gönörales. La section de depöt et les 
divisions de la recherche sont grou- 
pöes sur le plan administratif en une 
direction genörale. 

(3) Chaque direction gönörale est 
dirigöe par un Vice-Prösident. La no- 
mination d'un Vice-Prösident ä la töte 
d'une direction gönörale est döcidöe 
par le Conseil d administration, le Pre¬ 
sident de l'Office europöen des bre¬ 
vets entendu. 

Deuxieme Partie 

Dispositions d’application 
de la seconde partie 
de la Convention 

Chapttre I 

Procödures prövues lorsque 
le demandeur ou le titulaire 
du brevet n'est pas 
une personne habilitöe 

Sigle 13 

Suspension de la procödure 

(1) Si un tiers apporte ä l'Office 
europöen des brevets la preuve qu'il 
a introduit une procödure contre le 
demandeur ä I'effet d'ötablir que le 
droit ä l’obtention du brevet europöen 
iui appartient, l'Office suspend la pro- 
cödure de dölivrance, ä moins que 
ce tiers ne consente ä la poursuite 
de cette procödure. Ce consentement 
doit ötre declare par öcrit ä l'Office 
europöen des brevets; il est irrevoca¬ 
ble. La Suspension de la procödure ne 
peut toutefois intervenir avant la pu¬ 
blication de la demande de brevet 
europöen. 

(2) Si la preuve est apportee ä l'Of- 
fice europöen des brevets qu'une de¬ 
cision passee en force de chose jugee 
est intervenue dans la procödure en 
revendication du droit ä Vobtention 
du brevet europeen, l'Office europeen 
des brevets notäfie au demandeur ou, 
selon ie cas, aux autres parties inte- 
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teiligten mit. daß das Erteilungsver¬ 
fahren von einem in der Mitteilung 
genannten Tag an fortgesetzt wird, es 
sei denn, daß nach Artikel 61 Absatz 
1 Buchstabe b eine neue europäische 
Patentanmeldung für alle benannten 
Vertragsstaaten eingereicht worden 
ist. Ist die Entscheidung zugunsten 
des Dritten ergangen, so darf das Ver¬ 
fahren erst nach Ablauf von drei Mo¬ 
naten nach Eintritt der Rechtskraft 
dieser Entscheidung fortgesetzt wer¬ 
den, es sei denn, daß der Dritte die 
Fortsetzung des Erteilungsverfahrens 
beantragt. 

(3) Mit der Entscheidung über die 
Aussetzung des Verfahrens oder spä¬ 
ter kann das Europäische Patentamt 
einen Zeitpunkt festsetzen, zu dem es 
beabsichtigt, das vor ihm anhängige 
Verfahren ohne Rücksicht auf den 
Stand des in Absatz 1 genannten, 
gegen den Anmelder eingeleiteten 
Verfahrens fortzusetzen. Der Zeit¬ 
punkt ist dem Dritten, dem Anmelder 
und gegebenenfalls den Beteiligten 
mitzuteilen. Wird bis zu diesem Zeit¬ 
punkt nicht nachgewiesen, daß eine 
rechtskräftige Entscheidung ergangen 
ist, so kann das Europäische Patent¬ 
amt das Verfahren fortsetzen. 

(4) Weist ein Dritter dem Europäi¬ 
schen Patentamt während eines Ein¬ 
spruchsverfahrens oder während der 
Einspruchsfrist nach, daß er gegen 
den Inhaber des europäischen Patents 
ein Verfahren eingeleitet hat, in dem 
das europäische Patent ihm zugespro¬ 
chen werden soll, so setzt das Europäi¬ 
sche Patentamt das Einsprudisver- 
fahren aus, es sei denn, daß der Dritte 
der Fortsetzung des Verfahrens zu¬ 
stimmt. Diese Zustimmung ist dem Eu¬ 
ropäischen Patentamt schriftlich zu 
erklären; sie ist unwiderruflich. Die 
Aussetzung darf jedoch erst angeord¬ 
net werden, wenn die Einspruchsab¬ 
teilung den Einspruch für zulässig 
hält. Die Absätze 2 und 3 sind ent¬ 
sprechend anzu wenden. 

(5) Die am Tag der Aussetzung lau¬ 
fenden Fristen mit Ausnahme der Fri¬ 
sten zur Zahlung der Jahresgebühren 
werden durch die Aussetzung ge¬ 
hemmt. An dem Tag der Fortsetzung 
des Verfahrens beginnt der noch 
nicht verstrichene Teil einer Frist zu 
laufen; die nach Fortsetzung des Ver¬ 
fahrens verbleibende Frist beträgt je¬ 
doch mindestens zwei Monate. 

Regel 14 

Beschränkung der Zurücknahme der 
europäischen Patentanmeldung 

Von dem Tag an, an dem ein Drit¬ 
ter dem Europäischen Patentamt 
nachweist, daß er ein Verfahren zur 
Geltendmachung des Anspruchs auf 


proceedings for grant shall be re- 
sumed as from the date stated in the 
communication unless a new Euro¬ 
pean patent application pursuant to 
Article 61, paragraph 1 (b), has been 
filed for all the designated Contract¬ 
ing States. If the decision is in favour 
of the third party, the proceedings 
may only be resumed after a period 
of three raonths of that decision be- 
coming final unless the third party 
requests the resumption of the pro¬ 
ceedings for grant. 


(3) When giving a decision on the 
Suspension of proceedings or there- 
after the European Patent Office may 
set a date on which it intends to con- 
tinue the proceedings pending before 
it regardless of the stage reached 
in the proceedings referred to in 
paragraph 1 opened against the ap- 
plicant. The date is to be communi- 
cated to the third party, the applicant 
and any other party. If no proof has 
been provided by that date that a 
decision which has become final has 
been given, the European Patent Of¬ 
fice may continue proceedings. 


(4) If a third party provides proof 
to the European Patent Office during 
Opposition proceedings or during the 
Opposition period that he has opened 
proceedings against the proprietor of 
the European patent for the purpose 
of seeking a judgment that he is 
entitled to the European patent, the 
European Patent Office shall stay the 
Opposition proceedings unless the 
third party consents to the continua- 
tion of such proceedings. Such com* 
ment must be communicated in writing 
to the European Patent Office? it shall 
be irrevocable. However, the Suspen¬ 
sion of the proceedings may not be 
ordered until the Opposition Division 
has deemed the Opposition ad- 
missible. Paragraphs 2 and 3 shall ap- 
ply mutatis mutandis. 

(5) The time limits in force at the 
date of Suspension other than time 
limits for payment of renewal fees 
shall be interrupted by such Suspen¬ 
sion. The time which has not yet 
elapsed shall begin to run as from 
the date on which proceedings are 
resumed; however, the time still to 
run after the resumption of the pro¬ 
ceedings shall not be less than two 
months. 

Rule 14 

Limitation of the Option to withdraw 
the European patent application 

As from the time when a third party 
proves to the European Patent Office 
that he has initiated proceedings con- 
cerning entitlement and up to the 


ressees que la procedure de delivran- 
ce est reprise ä compter de la date 
fixee par la notification, ä moins que, 
conformement a l'article 61, paragra- 
phe 1, lettre b), une nouvelle demande 
de brevet europeen n'ait ete d^posee 
pour l'ensemble des Etats contrac- 
tants designes. Si la decision est pro- 
noncee en faveur du tiers, la procö- 
dure ne peut etre reprise qu'apres 
l'expiration d'un delai de trois mois 
apres que la decision est passte en 
force de chose jugee, ä moins que le 
tiers n'ait demande la poursuite de la 
procedure de delivrance. 

(3) L’Office europeen des brevets 
peut, simultanäment ou ä une date 
ultärieure, prendre la decision de sus- 
pendre la procädure et fixer la date ä 
laquelle il envisage de reprendre la 
procädure en instance devant lui, sans 
tenir compte de l'6tat de la procädure 
engagee contre le demandeur visäe 
au paragraphe 1. Cette date doit ätre 
notifi£e au tiers ainsi qu'au deman¬ 
deur et, le cas echäant, aux autres 
parties intäressäes. Si, avant cette 
date, la preuve n'est pas apportäe 
qu’une decision passte en force de 
chose jugäe est intervenue, l’Office 
europeen des brevets peut reprendre 
la procädure. 

(4) Si, lors d une procedure d'oppo- 
sition ou au cours du dälai d'opposi- 
tion, un tiers apporte ä l'Office euro¬ 
peen des brevets la preuve qu’il a 
introduit une procädure contre le titu- 
laire du brevet europeen ä l'effet 
d etablir que le droit au brevet euro¬ 
peen lui appartient, l'Office suspend 
la procädure d'opposition, ä moins que 
ce tiers ne consente ä la poursuite de 
la procädure. Ce consentement doit 
etre declare par 6crit ä l'Office euro¬ 
peen des brevets; il est irrävocable. 
Toutefois, la Suspension ne doit ätre 
decidee que lorsque la division d'op¬ 
position considere l'opposition rece- 
vable. Les paragraphes 2 et 3 sont 
applicables. 


(5) La Suspension de la procedure 
entraine celle des dölais qui courent 
ä lexception de ceux qui s’appliquent 
au paiement des taxes annuelles. La 
partie du dälai non encore expiräe 
commence ä courir ä la date de la 
reprise de la procedure,- toutefois, le 
delai restant ä courir apr6s la reprise 
de la procädure ne peut etre infärieur 
ä deux mois. 

Rfegle 14 

Limitation de la facnltä 
de retirer la demande de brevet 
europäen 

A compter du jour oü un tiers ap¬ 
porte la preuve ä l'Office europeen 
des brevets qu'il a introduit une pro¬ 
cedure portant sur le droit ä l obten- 
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Erteilung des europäischen Patents 
eingeleitet hat, bis zu dem Tag, an 
dem das Europäische Patentamt das 
Erteilungsverfahren fortsetzt, darf we¬ 
der die europäische Patentanmeldung 
noch die Benennung eines Vertrags¬ 
staats zurückgenommen werden. 

Regel 15 

Einreichung einer neuen 
europäischen Patentanmeldung 
durch den Berechtigten 

(1) Reicht die Person, der durch 
rechtskräftige Entscheidung der An¬ 
spruch auf Erteilung des europäischen 
Patents zugesprochen worden ist, 
nach Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe b 
eine neue europäische Patentanmel¬ 
dung ein, so gilt die frühere europä¬ 
ische Patentanmeldung für die in ihr 
benannten Vertragsstaaten, in denen 
die Entscheidung ergangen oder aner¬ 
kannt worden ist, mit dem Tag der 
Einreichung der neuen europäischen 
Patentanmeldung als zurückgenom¬ 
men. 

(2) Für die neue europäische Pa¬ 
tentanmeldung sind innerhalb eines 
Monats nach ihrer Einreichung die 
Anmeldegebühr, die Recherchenge¬ 
bühr und die Benennungsgebühren zu 
entrichten. Die Zahlung der Benen¬ 
nungsgebühren kann noch bis zum 
Ablauf der für die frühere europä¬ 
ische Patentanmeldung nach Artikel 
79 Absatz 2 maßgebenden Frist erfol¬ 
gen, wenn diese Frist nach der in Satz 
1 genannten Frist abläuft. 

(3) Die in Artikel 77 Absätze 3 und 
5 vorgeschriebenen Fristen für die 
Weiterleitung europäischer Patentan¬ 
meldungen betragen für die neue eu¬ 
ropäische Patentanmeldung vier Mo¬ 
nate nach Einreichung dieser Anmel¬ 
dung. 

Regel 16 

Teilweiser Rechtsübergang 
aufgrund einer Entscheidung 

(1) Ergibt sich aus einer rechtskräf¬ 
tigen Entscheidung, daß einem Dritten 
der Anspruch auf Erteilung eines 
europäischen Patents nur für einen 
Teil des in der europäischen Patent¬ 
anmeldung offenbarten Gegenstands 
zugesprochen worden ist, so sind für 
diesen Teil Artikel 61 und Regel 15 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Erforderlichenfalls hat die frühe¬ 
re europäische Patentanmeldung für 
die benannten Vertragsstaaten, in de¬ 
nen die Entscheidung ergangen oder 
anerkannt worden ist, und für die 
übrigen benannten Vertragsstaaten 
unterschiedliche Patentansprüche, Be¬ 
schreibungen und Zeichnungen zu 
enthalten. 

(3) Ist ein Dritter nach Artikel 99 
Absatz 5 in bezug auf einen oder 


date on which the European Patent 
Office resumes the proceedings for 
grant, neither the European patent 
application nor the designation of 
any Contracting State may be with- 
drawn. 


Rule 15 

Filing ol a new European patent 
application by the person enütled 
to apply 

(1) Where the person adjudged by 
a final decision to be entitled to the 
grant of the European patent files a 
new European patent application pur- 
suant to Article 61, paragraph 1 (b), 
the original European patent applica¬ 
tion shall be deemed to be withdrawn 
on the date of filing of the new ap¬ 
plication for the Contracting States 
designated therein in which the deci¬ 
sion has been taken or recognised. 


(2) The filing fee, search fee and 
designation fees must be paid in 
respect of the new European patent 
application within one month after 
the filing thereof. Payment of the 
designation fees may still be made up 
to the expiry of the period specified 
for the original European patent ap¬ 
plication in Article 79, paragraph 2, 
if that period expires after the period 
referred to in the first sentence. 


(3) The time limits for forwarding 
European patent applications provided 
for in Article 77, paragraphs 3 and 
5, shall, for the new European patent 
application, be four months as from 
the actual filing date of that applica¬ 
tion. 


Rule 16 

Partial transfer of right by virtue 
of a final decision 

(1) If by a final decision it is ad¬ 
judged that a third party is entitled 
to the grant of a European patent in 
respect of only pari of the matter dis- 
closed in the European patent applica¬ 
tion, Article 61 and Rule 15 shall 
apply mutatis mutandis to such pari. 


(2) Where appropriate, the original 
European patent application shall con- 
tain, for the designated Contracting 
States in which the decision was 
taken or recognised, Claims, a des- 
cription and drawings which are dif¬ 
ferent from those for the other des¬ 
ignated Contracting States. 

(3) Where a third party has, in 
accordance with Article 99, para¬ 


tion du brevet, et jusqu'au jour oü 
rOffice europeen des brevets reprend 
la proceduTe de delivrance, ni la de- 
mande de brevet europeen ni la de¬ 
signation de tout Etat contractant ne 
peuvent etre retirees. 


Rägle 15 

Däpöt d’une nouvelle demande 

de brevet europäen par la personne 
habiUtäe 

(1) Si la personne 4 Iaquelle a ätä 
reconnu le droit 4 I'obtention du bre¬ 
vet europäen en vertu d une däcision 
passäe en force de chose jugäe d£- 
pose une nouvelle demande de brevet 
europeen, en application de l’arti- 
cle 61, paragraphe 1, lettre b), la de¬ 
mande de brevet europäen initiale est 
räputäe retiräe ä compter du däpöt 
de la nouvelle demande, en ce qui 
conceme les Etats contractants däsi- 
gnäs pour lesquels la däcision a 6t6 
rendue ou reconnue. 

(2) Les taxes de däpöt, de recherche 
et de däsignation doivent ätre acquit- 
täes pour la nouvelle demande de 
brevet europäen dans le dälai d’un 
mois ä compter de son däpöt. Le paie- 
ment des taxes de dösignation peut 
toutefois ötre effectuä jusqu'A l'expi- 
ration du dälai prescrit ä l'article 79, 
paragraphe 2, pour la demande de 
brevet europeen initiale, si ce deraier 
dälai expire aprAs celui dont Ü est 
fait mention dans la premiAre phrase 
du präsent paragraphe. 

(3) Les dAlais pour la transmission 
des demandes de brevet europAen 
prescrits ä l'article 77, paragraphes 3 
et 5, sont de quatre mois ä compter 
de la date de dApöt effective de la 
nouvelle demande. 

RAgle 16 

Transfert partlel du droit au brevet 
europAen en vertu d'un Jugement 

(1) Si une dAcision passAe en force 
de chose jugAe a reconnu le droit ä 
I’obtention du brevet europAen 4 un 
tiers pour une partie seulement de 
l’objet de la demande de brevet euro¬ 
pAen, l'article 61 ainsi que la rAgle 15 
sont applicables en ce qui concerne 
la partie en cause. 

(2) S'il y a lieu, la demande de 
brevet europAen initiale comporte, 
pour les Etats contractants dAsignAs 
dans lesquels le jugement a AtA rendu 
ou est reconnu, des revendications, 
une description et des dessins diffA- 
rents de ceux que la demande com¬ 
porte pour d'autres Etats contractants 
designes. 

(3) Si un tiers a ete substitue, en 
vertu de l article 99, paragraphe 5 au 
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mehrere Vertragsstaaten an die Stelle 
des bisherigen Patentinhabers getre¬ 
ten, so kann das im Einspruchsverfah¬ 
ren aufrechterhaltene europäische Pa¬ 
tent für diesen Staat oder diese Staa¬ 
ten unterschiedliche Patentansprüche, 
Beschreibungen und Zeichnungen ent¬ 
halten. 

Kapitel II 
Erfindernennung 

Regel 17 

Einreidmng der Erfindernennung 

(1) Die Erfindernennung hat in dem 
Antrag auf Erteilung eines europä- 
ichen Patents zu erfolgen. Ist jedoch 
der Anmelder nicht oder nicht allein 
der Erfinder, so ist die Erfindemen- 
nung in einem gesonderten Schrift¬ 
stück einzureichen; sie muß den Na¬ 
men, die Vornamen und die vollstän¬ 
dige Anschrift des Erfinders, die in 
Artikel 81 genannte Erklärung und 
die Unterschrift des Anmelders oder 
Vertreters enthalten. 

(2) Die Richtigkeit der Erfinderaen¬ 
nung wird vom Europäischen Patent¬ 
amt nicht geprüft 

(3) Ist der Anmelder nicht oder 
nicht allein der Erfinder, so stellt das 
Europäische Patentamt dem Erfinder 
eine Kopie der Erfindemennung zu¬ 
sammen mit den in Artikel 128 Absatz 
5 vorgesehenen Angaben zu. 

(4) Der Anmelder und der Erfinder 
können aus der Unterlassung der Mit¬ 
teilung nach Absatz 3 und aus in ihr 
enthaltenen Fehlem keine Ansprüche 
herleiten. 

Regel 18 

Bekanntmachung der Erfindernennung 

(1) Die als Erfinder genannte Person 
wird auf der veröffentlichten europä¬ 
ischen Patentanmeldung und auf der 
europäischen Patentschrift als Erfin¬ 
der vermerkt. Ist dies nicht mehr 
möglich, so wird auf Antrag des An¬ 
melders oder Patentinhabers die als 
Erfinder genannte Person auf den 
noch nicht ausgegebenen Stücken der 
veröffentlichten europäischen Patent¬ 
anmeldung oder europäischen Patent¬ 
schrift vermerkt. 

(2) Reicht ein Dritter beim Europä¬ 
ischen Patentamt eine rechtskräftige 
Entscheidung ein, aus der hervorgeht, 
daß der Anmelder oder Patentinhaber 
verpflichtet ist, ihn als Erfinder zu 
nennen, so ist Absatz 1 entsprechend 
anzuwenden. Jedoch kann im Fall des 
Absatzes 1 Satz 2 auch der Dritte be- 


graph 5, repiaced the previous pro- 
prietor for one or some of the des- 
ignated Contracting States, the pat¬ 
ent as maintained in Opposition pro- 
ceedings may contain for these States 
Claims, a description and drawings 
which are different from those for 
the other designated Contracting 
States. 


Chapter II 

Mentlon of the inventor 

Rule 17 

Designation of the inventor 

(1) The designation of the inventor 
shall be filed in the request for the 
grant of a European patent. However, 
if the applicant is not the inventor 
or is not the sole inventor, the 
designation shall be filed in a separate 
document; the designation must state 
the family name, given names and 
full address of the inventor and the 
Statement referred to in Article 81 
and shall bear the signature of the 
applicant or his representative. 

(2) The European Patent Office shall 
not verify the accuracy of the designa¬ 
tion of the inventor. 

(3) If the applicant is not the in¬ 
ventor or is not the sole inventor, 
the European Patent Office shall 
notify to the inventor a copy of the 
document designating the inventor 
together with the data mentioned in 
Article 128, paragraph 5. 

(4) The applicant and the inventor 
may invoke neither the omission of 
the notification under paragraph 3 nor 
any errors contained therein. 


Rule 18 

Publication of the mentlon 
of the inventor 

(1) The person designated as the 
inventor shall be mentioned as such 
in the published European patent ap- 
plication and the European patent 
specification. If this is no longer pos- 
sible, the person designated as the 
inventor shall, if the applicant for or 
proprietor of the patent so requests, 
be mentioned as such in the copies of 
the published European patent ap- 
plication or the European patent 
specification not yet distributed. 

(2) In the event of a third party 
filing with the European Patent Of¬ 
fice a final decision whereby the ap¬ 
plicant for or proprietor of a patent 
is required to designate him as the 
inventor, the provisions of para¬ 
graph 1 shall apply. However, in the 
case referred to in paragraph 1, second 


titulaire precedent pour un ou plu- 
sieurs Etats contractants designes, le 
brevet europeen maintenu dans la 
procedure d'opposition peut contenir 
pour ces Etats contractants des re- 
vendications, une description et des 
dessins differents de ceux que le bre¬ 
vet comporte pour dautres Etats con¬ 
tractants ddsignös. 

Chapitre H 

Mentlon de l’inventeur 

Rögle 17 

Designation de l'inventeur 

(1) La ddsignation de l’inventeur 
doit £fre effectu£e dans la requfete en 
deiivrance du brevet europeen. Toute- 
fois, si le demandeur n’est pas l'inven- 
teur ou l'unique inventeur, cette de¬ 
signation doit etre effectuee dans un 
document produit separement; eile 
doit comporter les nom, prenoms et 
adresse complete de l'inventeur, la d6- 
claration mentionnee ä V article 81 et 
la signature du demandeur ou celle 
de son mandataire. 

(2) L Office europden des brevets ne 
contröle pas l exactitude de la de¬ 
signation de l'inventeur. 

(3) Si le demandeur n’est pas Tin- 
venteur ou l'unique inventeur, 1'Office 
europeen des brevets adresse ä l’in- 
venteur une copie- de la designation 
de l'inventeur accompagn6e des indi- 
cations prävues ä l'article 128, para- 
graphe 5. 

(4) Le demandeur ou l'inventeur ne 
peuvent se prevaloir ni de lomis- 
sion de la notification visee au para- 
graphe 3 ni des erreurs dont eile pour- 
rait etre entachee. 

Regle 18 

Publication de la designation 
de l'inventeur 

(1) La personne designee comme in¬ 
venteur est mentionnee en cette qua- 
lite dans les publications de la de- 
mande de brevet europeen et dans les 
fascicules du brevet europeen. S'il ne 
peut etre ainsi proc§de, la personne 
designee comme inventeur doit, si le 
demandeur ou le titulaire du brevet 
le requiert, etre mentionnee en tant 
que teile dans les exemplaires des 
publications de la demande de brevet 
europeen ou des fascicules du brevet 
europeen non encore diffuses. 

(2) Lorsqu'un tiers produit ä l’Office 
europeen des brevets une d6cision 
passee en force de chose jug6e en 
vertu de laquelle le demandeur ou le 
titulaire du brevet est tenu de le dö- 
signer comme inventeur, les disposi- 
tions du paragraphe 1 sont applica¬ 
bles. Toutefois, dans le cas vise au 
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anlragen, auf den noch nicht ausgege- 
benen Stücken der veröffentlichten 
europäischen Patentanmeldung oder 
der Patentschrift vermerkt zu werden. 


(3) Verzichtet der vom Anmelder 
oder Patentinhaber genannte Erfinder 
dem Europäischen Patentamt gegen¬ 
über schriftlich auf seine Nennung als 
Erfinder, so unterbleiben die in Ab¬ 
satz 1 vorgesehenen Maßnahmen. 


Regel 19 

Berichtigung der Erfindernennung 

(1) Eine unrichtige Erfindemennung 
kann nur auf Antrag berichtigt wer¬ 
den; mit dem Antrag ist die Zustim- 
mungserklärung des zu Unrecht als 
Erfinder Genannten, und, wenn der 
Antrag nicht vom Anmelder oder Pa¬ 
tentinhaber eingereicht wird, dessen 
Zustimmungserklärung einzureichen. 
Regel 17 ist entsprechend anzuwen¬ 
den. 

(2) Ist eine unrichtige Erfindernen¬ 
nung im europäischen Patentregister 
vermerkt oder im Europäischen Pa¬ 
tentblatt bekanntgemacht, so wird 
diese Eintragung oder diese Bekannt¬ 
machung berichtigt. Die unrichtige Er¬ 
findemennung wird auf den noch 
nicht ausgegebenen Stücken der ver¬ 
öffentlichten europäischen Patentan¬ 
meldung oder der Patentschrift be¬ 
richtigt. 

(3) Absatz 2 ist auf den Widerruf 
einer unrichtigen Erfindemennung 
entsprechend anzuwenden. 


Kapitel m 

Eintragung von Reditsübergängen 
sowie von Lizenzen 
und anderen Rediten 

Regel 20 

Eintragung von Rechtsübergängen 

(1) Jeder Rechtsübergang der euro¬ 
päischen Patentanmeldung wird auf 
Antrag eines Beteiligten in das euro¬ 
päische Patentregister eingetragen, 
wenn das Original oder eine beglau¬ 
bigte Abschrift des UbertragungsVer¬ 
trags oder der öffentlichen Urkunden, 
aus denen sich der Rechtsübergang 
ergibt, oder zur Feststellung des 
Rechtsübergangs ausreichende Auszü¬ 
ge aus dem Vertrag oder den Urkun¬ 
den eingereicht werden. Ein Stück 
dieser Unterlagen wird vom Europäi¬ 
schen Patentamt aufbewahrt. 

(2) Der Eintragungsantrag gilt erst 
als gestellt, wenn eine Verwaltungs¬ 
gebühr entrichtet worden ist. Er kann 
nur zurückgewiesen werden, wenn 


senlence, the third party may also 
ask to be mentioned in the copies 
of the published European patent 
application or the European patent 
specification not yet distributed. 


(3) The measures provided for in 
Paragraph 1 shall not be applicable 
where the inventor designated by the 
applicant for or proprietor of the 
patent addresses to the European 
Office a written renunciation of his 
title as inventor. 


Rule 19 

Rectilication of the deslgnation 
of an inventor 

(1) An incorrect designation of an 
inventor may not be rectified save 
upon request, accompanied by the 
consent of the wrongly designated 
person and, in the event of such re¬ 
quest not being filed by the applicant 
for or proprietor of the European 
patent, by the consent of that party. 
The provisions of Rule 17 shall apply 
mutatis mutandis. 

(2) In the event of an incorrect 
mention of the inventor having been 
entered in the Register of European 
Patents or published in the European 
Patent Bulletin such entry or publica- 
tion shall be corrected. The mention 
of an incorrect designation of the in¬ 
ventor shall be corrected in all copies 
of the published European patent ap¬ 
plication or European patent specifica¬ 
tion not yet distributed. 

(3) Paragraph 2 shall apply mutatis 
mutandis to the cancellation of an 
incorrect designation of the inventor. 


Chapter in 

Registering transfers, 
licences and other rights 


Rule 20 

Registering a transfer 

(1) Any transfer of a European 
patent application shall be recorded 
in the Register of European Patents 
at the request of an interested party 
on production either of the original 
or of a certified copy of the Instru¬ 
ment of transfer, or of official docu- 
ments verifying the transfer, or of 
such extracts from such instrument or 
documents as suffice to establish the 
transfer. The European Patent Office 
shall retain a copy of these papers. 


(2) The request shall not be deemed 
to have been filed until such time as 
an administrative fee has been paid. 
It may be rejected only in the event 


paragraphe 1, deuxieme phrase, !e 
tiers peut egalemenl demander a etre 
mentionne dans les exemplaires des 
publications de la demande de brevet 
europeen ou des fascicules du brevet 
europeen non encore diffuses. 

(3) Les mesures prevues au para¬ 
graphe 1 ne sont pas applicables lors- 
que l'inventeur designe par le deman- 
deur ou le titulaire du brevet adresse 
ä I'Office europeen des brevets une 
renonciation ecrite ä sa designation 
en cette qualitö. 

Rögle 19 

Rectilication de la designation 
de l'inventeur 

(1) Une designation erronee de l'in- 
venteur ne peut etre rectifiee que sur 
requete accompagnöe du consente- 
ment de la personne dösignee ä tort, 
et, si la requäte n'est pas pr£sent£e 
par le demandeur ou le titulaire du 
brevet europeen, du consentement de 
Tun ou de l’autre. Les dispositions de 
la regle 17 sont applicables. 

(2) Si une designation erronee de 
l'inventeur a 6t6 inscrite au Registre 
europ6en des brevets ou publiee au 
Bulletin europ6en des brevets, cette 
inscription ou publication est rectifiee. 
La mention de la designation erronee 
de l'inventeur est rectifiee dans les 
exemplaires des publications de la de¬ 
mande de brevet europ6en ou des fas¬ 
cicules du brevet europeen non enco¬ 
re diffuses. 

(3) Les dispositions du paragraphe 2 
sont applicables ä l'annulation d une 
designation erronee de l’inventeur. 


Chapitre III 

Inscription au Registre 
des transferts, 
licences et autres droits 

Regle 20 

Inscription des transferts 

(1) Tout transfert de la demande de 
brevet europeen est inscrit au Regis¬ 
tre europeen des brevets ä la requete 
de toute partie int6ressee sur presen- 
tation, soit de 1'original ou d'une copie 
certifiee conforme de l'acte de trans¬ 
fert ou des documents officiels eta- 
blissant le transfert, soit d'extraits de 
cet acte ou de ces documents, pour 
autant qu'ils permettent de constater 
le transfert. L’Office europeen des bre¬ 
vets doit disposer d un exemplaire de 
ces pieces. 

(2) La requete n’est reputöe presen- 
tee qu’apres le paiement d une taxe 
d'administration. Elle ne peut etre re- 
jetee que si les conditions prescrites 
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die in Absatz 1 und gegebenenfalls in 
Artikel 72 vorgeschriebenen Voraus¬ 
setzungen nicht erfüllt sind, 

(3) Jeder Rechtsübergang wird dem 
Europäischen Patentamt gegenüber 
erst nach Erhalt der in Absatz 1 ge¬ 
nannten Unterlagen und nur in dem 
Umfang wirksam, in dem er sich aus 
diesen Unterlagen ergibt. 

Regel 21 

Eintragung von Lizenzen 
und anderen Rechten 

(1) Regel 20 Absätze 1 und 2 ist auf 
die Eintragung der Erteilung oder des 
Übergangs einer Lizenz sowie auf die 
Eintragung der Begründung oder des 
Übergangs eines dinglichen Rechts an 
einer europäischen Patentanmeldung 
und auf die Eintragung von Zwangs¬ 
vollstreckungsmaßnahmen in eine sol¬ 
che Anmeldung entsprechend anzu¬ 
wenden. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Ein¬ 
tragungen werden auf Antrag ge¬ 
löscht; der Antrag gilt erst als ge¬ 
stellt, wenn eine Verwaltungsgebühr 
entrichtet worden ist. Dem Antrag 
sind Urkunden, aus denen sich ergibt, 
daß das Recht nicht mehr besteht, 
oder eine Erklärung des Rechtsinha¬ 
bers darüber beizufügen, daß er in die 
Löschung der Eintragung einwilligt; 
der Antrag darf nur zurückgewiesen 
werden, wenn diese Voraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 

Regel 22 

Besondere Angaben 
bei der Eintragung von Lizenzen 

(1) Eine Lizenz an einer europäi- 
sdien Patentanmeldung wird im 
europäischen Patentregister als aus¬ 
schließliche Lizenz bezeichnet, wenn 
der Anmelder und der Lizenznehmer 
dies beantragen. 

(2) Eine Lizenz an einer europäi¬ 
schen Patentanmeldung wird im 
europäischen Patentregister als Unter¬ 
lizenz bezeichnet, wenn sie von einem 
Lizenznehmer erteilt wird, dessen Li¬ 
zenz im europäischen Patentregister 
eingetragen ist. 

Kapitel IV 

Ausstellungsbesdieinigung 

Regel 23 

Ausstellungsbescheinigung 

Der Anmelder muß innerhalb von 
vier Monaten nach Einreichung der 
europäischen Patentanmeldung die in 
Artikel 55 Absatz 2 genannte Beschei¬ 
nigung einreichen, die während der 
Ausstellung von der Stelle erteilt 
wird, die für den Schutz des gewerbli¬ 
chen Eigentums auf dieser Ausstel- 


ol failure to comply with the condi- 
tions laid down in paragraph 1 and, 
where appropriate, in Article 72. 

(3) No transfer shall have effect 
vis-ä-vis the European Patent Office 
until after receipt of the papers re- 
ferred to in paragraph 1; it shall only 
become effective to the extent to 
which it is verified by these. 

Rule 21 

Registerlng of llcences 
and other rights 

(1) Rule 20, paragraphs 1 and 2, 
shall apply mutatis mutandis to the 
registration of the grant or transfer of 
a licence, the estabiishment or transfer 
of a right in rem in respect of a 
European patent application and any 
legal means of execution of such an 
application. 


(2) The registration referred to in 
paragraph 1 shall be cancelled upon 
request, which shall not be deemed to 
have been filed until an administra¬ 
tive fee has been paid. Such request 
shall be supported either by docu- 
ments establishing that the right has 
lapsed, or by a declaration whereby 
the proprietor of the right consents 
to the cancellation of the registration; 
it may be rejected only if these con- 
ditions are not fulfilled. 


Rule 22 

Special Indicatlons for the 
registration of a licence 

(1) A licence in respect of a Eu¬ 
ropean patent application shall be 
recorded in the Register of European 
Patents as an exclusive licence if the 
applicant and the licensee so require. 

(2) A licence in respect of a Euro¬ 
pean patent application shall be 
recorded in the Register of European 
Patents as a sub-licence where it is 
granted by a licensee whose licence 
is recorded in the said Register. 


Chapter IV 

Certification of exhibition 

Rule 23 

Certificate of exbibition 

The applicant must, within four 
months of the filing of the European 
patent application, file the certificate 
referred to in Article 55, paragraph 2, 
issued at the exhibition by the 
authority responsible for the protec¬ 
tion of industrial property at that ex¬ 
hibition, and stating that the inven- 


au paragraphe 1 et, le cas echeant, 
ä l'article 72 ne sont pas remplies. 

(3) Un transfert n'a d'effet ä l'egard 
de l'Office europeen des brevets 
qu apres reception des pieces visees 
au paragraphe 1, et dans les limites 
qui resultent de celles-ci. 

Rögle 21 

Inscription de llcences 
et d'autres droits 

(1) Les dispositions de la regle 20, 
paragraphes 1 et 2 sont applicables ä 
l inscription de la concession ou du 
transfert d une licence ainsi qu'ä Ein- 
scription de la Constitution ou du trans¬ 
fert d'un droit rdel sur une demande 
de brevet europden et de l'ex4cution 
forcee sur une teile demande. 


(2) Les inscriptions visäes au para¬ 
graphe 1 sont radides sur requdte; 
eile n'est r6put6e d6pos6e qu'apres 
paiement d’une taxe d'administration. 
La requ&te doit fttre accompagn^e, 
soit des documents 4tablissant que le 
droit s'est öteint, soit d une d6clara- 
tion par laquelle le titulaire du droit 
consent ä la radiation de l’inscription; 
eile ne peut ötre rejetee que si ces 
conditions ne sont pas remplies. 

R&gle 22 

Indicatlons sp4ciales 
pour Tinscriptlon d'une licence 

(1) Une licence d'une demande de 
brevet europeen est inscrite au Regis- 
tre europ&en des brevets en tant que 
licence exclusive si le demandeur et 
le licencte le requierent. 

(2) Une licence d'une demande de 
brevet europeen est inscrite au Re- 
gistre europeen des brevets en tant 
que sous-licence, lorsqu'elle est con- 
cedde par le titulaire d'une licence 
inscrite audit registre. 

Cbapitre IV 

Attestations d'exposltion 

R&gle 23 

Attestation d'exposltion 

Le demandeur doit, dans un dölai 
de quatre mois ä compter du depöt 
de la demande de brevet europeen, 
produire lattestation visee ä larti- 
cle 55, paragraphe 2, delivree au 
cours de Eexposition par l'autorite 
chargee d assurer la protection de la 
propriete industrielle dans cette ex- 
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Iung zuständig ist, und in der bestä¬ 
tigt wird, daß die Erfindung dort tat¬ 
sächlich ausgestellt worden ist. In 
dieser Bescheinigung ist ferner der 
Tag der Eröffnung der Ausstellung 
und, wenn die erstmalige Offenbarung 
der Erfindung nicht mit dem Eröff¬ 
nungstag der Ausstellung zusammen¬ 
fällt, der Tag der erstmaligen Offen¬ 
barung anzugeben. Der Bescheinigung 
muß eine Darstellung der Erfindung 
beigefügt sein, die mit einem Beglau¬ 
bigungsvermerk der vorstehend ge¬ 
nannten Stelle versehen ist. 


Dritter Teil 

Ausführungsvorschriften 
zum dritten Teil 
des Übereinkommens 

Kapitel I 
Einreichung 

der europäischen Patentanmeldung 

Regel 24 

Allgemeine Vorschriften 

(1) Europäische Patentanmeldungen 
können unmittelbar oder durch die 
Post eingereicht werden. 

(2) Die Behörde, bei der die euro¬ 
päische Patentanmeldung eingereidit 
wird, vermerkt auf den Unterlagen 
der Anmeldung den Tag des Eingangs 
dieser Unterlagen. Sie erteilt dem An¬ 
melder unverzüglich eine Empfangs¬ 
bescheinigung, die zumindest die 
Nummer der Anmeldung, die Art und 
Zahl der Unterlagen und den Tag 
ihres Eingangs enthält. 

(3) Wird die europäische Patentan¬ 
meldung bei einer in Artikel 75 Ab¬ 
satz 1 Buchstabe b genannten Behörde 
eingereicht, so unterrichtet diese Be¬ 
hörde das Europäische Patenamt un¬ 
verzüglich vom Eingang der Unter¬ 
lagen der Anmeldung. Sie teilt dem 
Europäischen Patentamt die Art und 
den Tag des Eingangs dieser Unterla¬ 
gen, die Nummer der Anmeldung und 
gegebenenfalls den Prioritätstag mit. 

(4) Hat das Europäische Patentamt 
eine europäische Patentanmeldung 
durch Vermittlung einer Zentralbe¬ 
hörde für den gewerblichen Rechts¬ 
schutz eines Vertragsstaats erhalten, 
so teilt es dies dem Anmelder unter 
Angabe des Tages ihres Eingangs 
beim Europäischen Patentamt mit. 

Regel 25 
Vorschriften 

für europäische Teilanmeldungen 

(1) Eine europäische Teilanmeldung 
kann eingereicht werden: 
a) jederzeit, nachdem die frühere eu¬ 
ropäische Patentanmeldung dem 


tion was in fact exhibited there. This 
certificate shall also state the opening 
date of the exhibition and, where the 
first disclosure of the invention did 
not coincide with the opening date of 
the exhibition, the date of the first 
disclosure. This certificate must be 
accompanied by an Identification of 
the invention, duly authenticated by 
the abovementioned authority. 


Part III 

Implementing regulations 
to pari III 
of the Convention 

Chapter I 
Filing of the 

European patent application 

Rule 24 

General provlsions 

(1) European patent applications 
may be filed either directly or by post. 

(2) The authority with which the 
European patent application is filed 
shall mark the documents making up 
the application with the date of their 
receipt. It shall issue without delay 
a receipt to the applicant which shall 
include at least the application num- 
ber, the nature and number of the 
documents and the date of their 
receipt. 

(3) If the European patent applica¬ 
tion is filed with an authority men- 
tioned in Article 75, paragraph 1 (b), 
it shall without delay inform the 
European Patent Office of receipt of 
the documents making up the applica¬ 
tion. It shall inform the European 
Patent Office of the nature and date 
of receipt of the documents, the ap¬ 
plication number and any priority date 
claimed. 

(4) When the European Patent Of¬ 
fice has received a European patent 
application which has been forwarded 
by a central industrial property office 
of a Contracting State, it shall inform 
the applicant accordingly, indicating 
the date of its receipt at the European 
Patent Office. 


Rule 25 

Provisions for European divisional 
applications 

(1) A European divisional applica¬ 
tion may be filed: 

(a) at any time after the date of 
receipt of the earlier European 


Position et constatant que l'invention 
y a ete rcellement exposee. Cette at- 
testation doit, en outre, mentionner 
Ia date d ouverture de l'exposition et, 
le cas echeant, celle de la premiere 
divulgation de l'invention si ces deux 
dates ne coincident pas. L'attestation 
doit dtre accompagnee des pieces per- 
mettant d'identifier l’invention, reve- 
tues d une mention d’authenticitd par 
l'autorite susvisee. 


Troisieme Partie 

Disposition d'application 
de la troisieme partie 
de la convention 

Chapitre I 

Ddpöt de la demande 
de brevet europden 

Rdgle 24 

Dispositlons gdndrales 

(1) Le ddpöt des demandes de brevet 
europden peut dtre effectud directe- 
ment ou par la voie postale. 

(2) Ladministration auprös de la- 
quelle la demande de brevet europden 
est ddposde appose la date de leur 
rdception sur les pidces de cette de¬ 
mande. Elle ddlivre sans ddlai au de- 
mandeur un rdcdpissd indiquant au 
moins le numero de la demande, la 
nature et le nombre des pieces ainsi 
que la date de leur rdception. 

(3) Si l'administration aupres de la- 
quelle la demande de brevet europden 
est deposee est celle visde ä l'arti> 
cle 75, paragraphe 1, lettre b), eile 
informe sans ddlai l'Office europden 
des brevets de la rdception des pieces 
de la demande. Elle indique ä l'Office 
europden des brevets la nature de ces 
pieces, le jour de leur rdception, le 
numero donne ä la demande et, le cas 
echeant, la date de prioritd. 

(4) Lorsque l'Office europden des 
brevets a requ une demande de brevet 
europden par l'intermediaire du Ser¬ 
vice central de la propriete industriel¬ 
le d’un Etat contractant, il en informe 
le demandeur en lui indiquant la date 
ä laquelle il a regu la demande. 

Rdgle 25 

Ddpöt et conditions de la 

demande divisionnaire europdenne 

(1) Une demande divisionnaire euro- 
peenne peut etre deposee: 
a) ä tout moment apres la date de 

rdception par l'Office europeen des 
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Europäischen Patentamt zugegan¬ 
gen ist; nach Erhalt des ersten Be¬ 
scheids der Prüfungsabteilung je¬ 
doch nur, wenn die Teilanmeldung 
innerhalb der in diesem Bescheid 
festgesetzten Frist eingereicht 
wird oder wenn nach Ablauf die¬ 
ser Frist die Prüfungsabteilung die 
Einreichung einer Teilanmeldung 
für sachdienlich hält; 

b) innerhalb von zwei Monaten nach 
der auf Aufforderung durch die 
Prüfungsabteilung erfolgten Be¬ 
schränkung der früheren europä¬ 
ischen Patentanmeldung, wenn 
diese nicht Artikel 82 entspricht. 

(2) Die Beschreibung und die Zeich¬ 
nungen der früheren europäischen Pa¬ 
tentanmeldung und einer europä¬ 
ischen Teilanmeldung sollen sich 
nach Möglichkeit nur auf den Gegen¬ 
stand beziehen, für den in der betref¬ 
fenden Anmeldung Schutz begehrt 
wird. Ist es erforderlich, in einer An¬ 
meldung einen Gegenstand zu be¬ 
schreiben, für den in einer anderen 
Anmeldung Schutz begehrt wird, so 
ist auf diese zu verweisen. 

(3) Die Anmeldegebühr, die Recher¬ 
chengebühr und die Benennungsge¬ 
bühren sind für jede europäische Teil¬ 
anmeldung innerhalb eines Monats 
nach ihrer Einreichung zu entrichten. 
Die Zahlung der Benennungsgebühren 
kann noch bis zum Ablauf der für die 
frühere europäische Patentanmeldung 
nach Artikel 79 Absatz 2 maßgeben¬ 
den Frist erfolgen, wenn diese Frist 
nach der in Satz 1 genannten Frist ab¬ 
läuft. 

Kapitel II 

Anmeldebestimmungen 

Regel 26 
Erteilungsantrag 

(1) Der Antrag auf Erteilung eines 
europäischen Patents ist schriftlich 
auf einem vom Europäischen Patent¬ 
amt vorgeschriebenen Formblatt ein¬ 
zureichen. Vorgedruckte Formblätter 
werden von den in Artikel 75 Absatz 
1 genannten Behörden gebührenfrei 
zur Verfügung gestellt. 

(2) Der Antrag muß enthalten: 

a) ein Ersuchen auf Erteilung eines 
europäischen Patents; 

b) die Bezeichnung der Erfindung, die 
eine kurz und genau gefaßte tech¬ 
nische Bezeichnung der Erfindung 
wiedergibt und keine Phantasiebe¬ 
zeichnung enthalten darf. Enthält 
die europäische Patentanmeldung 
Patentansprüche verschiedener 


patent application by the Euro¬ 
pean Patent Office, provided Ihal 
after receipt of the first com- 
munication from the Examining 
Division, the divisional application 
is filed within the period pre- 
scribed in that communication or 
that after that period the Examin¬ 
ing Division considers the filing of 
a divisional application to be 
justified; 

(b) within two months foilowing the 
limitation at the invitation of the 
Examining Division of the earlier 
European patent application if the 
latter did not meet the require- 
ments of Article 82. 

(2) Where possible, the description 
and drawings of the earlier European 
patent application or any European 
divisional application shall relate only 
to the matter for which protection is 
sought by that application. However, 
when it is necessary for an applica¬ 
tion to describe the matter for which 
protection is sought by another ap¬ 
plication, it shall include a cross- 
reference to that other application. 


(3) The filing fee, search fee and 
designation fees must be paid in 
respect of each European divisional 
application within one month after the 
filing thereof. Payment of the designa¬ 
tion fees may still be made up to the 
expiry of the period specified for the 
earlier European patent application in 
Article 79, paragraph 2, if that period 
expires after the period referred to in 
the first sentence. 


Chapter n 

Provisions governing 
(he application 

Rule 26 

Request for grant 

(1) The request for the grant of a 
European patent shall be filed on a 
form drawn up by the European 
Patent Office. Printed forms shall be 
made available to applicants free of 
Charge by the authorities referred to 
in Article 75, paragraph 1. 

(2) The request shall contain: 

(a) a petition for the grant of a Euro¬ 
pean patent; 

(b) the title of the invention, which 
shall clearly and concisely state 
the technical designation of the 
invention and shall exclude all 
fancy names. If the European 
patent application contains Claims 
in different categories (product, 


brevets de ld demande initiale de 
brevet europeen, sous reserve 
qu apres reception de la premiere 
notification de la division d'exa- 
men, la demande divisionnaire soit 
deposee dans le delai imparti dans 
la notification ou, apres ce delai, 
que la division dexamen estime 
justifie le depöt d'une demande di¬ 
visionnaire; 

b) dans les deux mois ä compter de 
la limitation de la demande initiale 
de brevet europeen effectuee 4 la 
requete de la division dexamen, 
lorsque cette demande ne satisfait 
pas aux exigences de l article 82. 

(2) La description et les dessins, soit 
de la demande initiale de brevet euro¬ 
peen, soit de toute demande division¬ 
naire de brevet europeen, ne doivent, 
en principe, se referer quaux Ele¬ 
ments pour lesquels une protection est 
recherchEe dans cette demande. Tou- 
tefois, s‘il est nEcessaire de dEcrire 
dans une demande les Elements pour 
lesquels une protection est recher¬ 
chEe dans une autre demande, rEfe- 
rence doit etre faite 4 cette autre 
demande. 

(3) Les taxes de dEpot, de recherche 
et de dEsignation doivent Etre acquit- 
tEes pour toute demande divisionnaire 
europEenne dans le dElai d un mois 
4 compter de son dEpöt. Le paiement 
des taxes de dEsignation peut toute- 
fois Etre effectuE jusqu’4 l'expiration 
du dElai prescrit 4 l'article 79, para- 
graphe 2 r pour la demande initiale de 
brevet europEen, si ce dernier dElai 
expire apres celui dont il est fait men- 
tion dans la premiere phrase du prE- 
sent paragraphe. 

Chapftre II 

Disposition rEgissant 
les demandes 

REgle 26 

RequEte en dEUvrance 

(1) La requete en dElivrance d un 
brevet europEen doit etre prEsentEe 
sur une formule Etablie par l’Office 
europEen des brevets. Des formules 
imprimees sont mises gratuitement 4 
la disposition des deposants par les 
administrations visEes 4 Larticle 75, 
paragraphe 1. 

(2) La requete doit contenir: 

a) une pEtition en vue de la delivran- 
ce d un brevet europeen; 

b) le titre de l'invention, qui doit 
faire apparaitre de maniere claire 
et concise la designation techni- 
que de l'invention et ne compor- 
ter aucune denomination de fan- 
taisie. Si la demande de brevet 
europeen comporte des revendica- 
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Kategorien (Erzeugnis, Verfahren, 
Vorrichtung, Verwendung), so muß 
dies aus der Bezeichnung ersicht¬ 
lich sein; 

c) den Namen, die Anschrift, die 
Staatsangehörigkeit und den Staat 
des Wohnsitzes oder Sitzes des 
Anmelders. Bei natürlichen Perso¬ 
nen sind Familienname und Vorna¬ 
me anzugeben, wobei der Fami¬ 
lienname vor dem Vornamen zu 
stehen hat. Bei juristischen Perso¬ 
nen und juristischen Personen ge¬ 
mäß dem für sie maßgebenden 
Recht gleichgestellten Gesellschaf¬ 
ten ist die amtliche Bezeichnung 
anzugeben. Anschriften sind in der 
Weise anzugeben, daß die übli¬ 
chen Anforderungen für eine 
schnelle Postzustellung an die an¬ 
gegebene Anschrift erfüllt sind. 
Sie müssen in jedem Fall alle maß¬ 
geblichen Verwaltungseinheiten, 
gegebenenfalls bis zur Hausnum¬ 
mer einschließlich enthalten. Ge¬ 
gebenenfalls sollen Telegramm- 
und Telexanschriften und Telefon¬ 
nummern angegeben werden; 

d) falls ein Vertreter bestellt ist, sei¬ 
nen Namen und seine Geschäftsan¬ 
schrift nach Maßgabe von Buchsta¬ 
be c; 

e) gegebenenfalls eine Erklärung, daß 
es sich um eine europäische Teil¬ 
anmeldung handelt, und die Num¬ 
mer der früheren europäischen Pa¬ 
tentanmeldung; 

f) im Fall des Artikels 61 Absatz 1 
Buchstabe b die Nummer der frü¬ 
heren europäischen Patentanmel¬ 
dung; 

g) falls die Priorität einer früheren 
Anmeldung in Anspruch genom¬ 
men wird, eine entsprechende Er¬ 
klärung, in der der Tag dieser An¬ 
meldung und der Staat angegeben 
sind, in dem oder für den sie ein¬ 
gereicht worden ist; 

h) die Benennung des Vertragsstaats 
oder der Vertragsstaaten, in denen 
für die Erfindung Schutz begehrt 
wird; 

i) die Unterschrift des Anmelders 
oder Vertreters; 

j) eine Liste über die dem Antrag 
beigefügten Anlagen. In dieser Li¬ 
ste ist die Blattzahl der Beschrei¬ 
bung, der Patentansprüche, der 
Zeichnungen und der Zusammen¬ 
fassung anzugeben, die mit dem 
Antrag eingereicht werden; 

k) die Erfindernennung, wenn der 
Anmelder der Erfinder ist. 


(3) Im Fall mehrerer Anmelder soll 
der Antrag die Bezeichnung eines An- 


process, apparatus, use), Ihis must 
be evident froni the title; 


(c) the name, address and nationalily 
of the applicant and the State in 
which his residence or principal 
place of business is Iocated. 
Names of natural persons shall be 
indicated by the person's family 
name and given name(s), the fam¬ 
ily name being indicated before 
the given name(s). Names of legal 
entities, as well as Companies 
considered to be legal entities by 
reason of the legislation to which 
they are subject, shall be indicated 
by their official designations. 
Addresses shall be indicated in 
such a way as to satisfy the 
customary requirements for prompt 
postal delivery at the indicated 
address. They shall in any case 
comprise all the relevant ad¬ 
ministrative units, including the 
house number, if any. It is rec- 
ommended that the telegraphic 
and teletype address and the tele- 
phone number be indicated; 

(d) if the applicant has appointed a 
representative, his name and the 
address of his place of business 
under the conditions contained in 
sub-paragraph (c); 

(e) where appropriate, indication that 
the application constitutes a Eu¬ 
ropean divisional application and 
the number of the earlier Euro¬ 
pean patent application; 

(f) in cases covered by Article 61, 
Paragraph 1 (b), the number of the 
original European patent applica¬ 
tion; 

(g) where applicable, a declaration 
claiming the priority of an earlier 
application and indicating the date 
on which and the country in or for 
which the earlier application was 
filed; 

(h) designation of the Contracting 
State or States in which protec¬ 
tion of the invention is desired; 

(i) the signature of the applicant or 
his representative; 

(j) a list of the documents accompa- 
nying the request. This list shall 
also indicate the number of sheets 
of the description, Claims, draw- 
ings and abstract filed with the 
request; 

(k) the designation of the inventor 
where the applicant is the inven¬ 
tor. 

(3) If there is more than one ap¬ 
plicant, the request shall preferably 


tions de differentes categories (pro 
duit, proce.de, dispositil ou utilisa 
tion), cela doit ressortir clairement 
du titre; 

c) 1 indication du nom, de radresse, 
de la nationalite, de l’Etat du do- 
micile ou du siege du demandeur, 
Les personnes physiques doivenl 
etre designees par leurs noms et 
prenoms, les noms precedant les 
prenoms. Les personnes morales et 
les societGs assimilees aux person¬ 
nes morales en vertu de la legis¬ 
lation qui les regit doivent figurer 
sous leur designation officielle. Les 
adresses doivent etre indiquees se- 
lon les exigences usuelles en vue 
d une distribution postale rapide ä 
l'adresse indiqu6e. Elles doivent 
en tout 6tat de cause comporter 
toutes les indications administrati¬ 
ves pertinentes, y compris, le cas 
ächeant, le num£ro de la maison. 
L'adresse t614graphique et de t£16- 
type ainsi que le numäro de tele- 
phone doivent £tre indiqu£s en 
principe, le cas 4ch6ant; 


d) l'indication, dans les conditions 
prävues sous c), du nom et de l'a- 
dresse professionnelle du manda- 
taire du demandeur, s'il en a 6t6 
constitu6 un; 

e) le cas 6ch6ant, l'indication que la 
demande constitue une demande 
divisionnaire europ^enne et le nu- 
mero de la demande initiale de 
brevet europ6en; 

f) dans le cas prdvu ä l'article 61, 
paragraphe 1, lettre b), le num6ro 
de la demande initiale de brevet 
europeen; 

g) si la priorite d une demande ante- 
rieure est revendiqude, une decla¬ 
ration ä cet effet qui mentionne la 
date de cette demande et l’Etat 
dans lequel ou pour lequel eile a 
6te deposee; 

h) la designation de l'Etat contrac- 
tant ou des Etats contractants 
dans lesquels la protection de l in- 
vention est demandee; 

i) la signature du demandeur ou celle 
de son mandataire; 

j) la liste des pieces jointes ä la re¬ 
quete. Cette liste indique egale- 
ment le nombre des feuilles de la 
description, des revendications, des 
dessins et de l'abrege qui doivent 
etre joints ä la requete; 

k) la designation de l'inventeur. si 
celui-ci est le demandeur. 


(3) En cas de pluralite de deman- 
deurs, la requete doit contenir la de- 


io 
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melders oder Vertreters als gemeinsa¬ 
mer Vertreter enthalten. 

Regel 27 

Inhalt der Beschreibung 

(1) In der Beschreibung 

a) ist am Anfang die im Antrag auf 
Erteilung eines europäischen Pa¬ 
tents genannte Bezeichnung der 
Erfindung anzugeben; 

b) ist das technische Gebiet, auf das 
sich die Erfindung bezieht, anzu- 
gebenj 

c) ist der bisherige Stand der Technik 
anzugeben, soweit er nach der 
Kenntnis des Anmelders für das 
Verständnis der Erfindung, die Er¬ 
stellung des europäischen Recher¬ 
chenberichts und die Prüfung als 
nützlich angesehen werden kann; 
es sollen auch die Fundstellen an¬ 
gegeben werden, aus denen sich 
dieser Stand der Technik ergibt; 

d) ist die Erfindung, wie sie in den 
Patentansprüchen gekennzeichnet 
ist, so darzustellen, daß danach die 
technische Aufgabe, auch wenn sie 
nicht ausdrücklich als solche ge¬ 
nannt ist, und deren Lösung ver¬ 
standen werden können; außerdem 
sind gegebenenfalls vorteilhafte 
Wirkungen der Erfindung unter 
Bezugnahme auf den bisherigen 
Stand der Technik anzugeben; 

e) sind die Abbildungen der Zeich¬ 
nungen, falls solche vorhanden 
sind, kurz zu beschreiben; 

f) ist wenigstens ein Weg zur Aus¬ 
führung der beanspruchten Erfin¬ 
dung im einzelnen anzugeben; dies 
soll, wo es angebracht ist, durch 
Beispiele und gegebenenfalls unter 
Bezugnahme auf Zeichnungen ge¬ 
schehen; 

g) ist, wenn es sich aus der Beschrei¬ 
bung oder der Art der Erfindung 
nicht offensichtlich ergibt, aus¬ 
drücklich anzugeben, in welcher 
Weise der Gegenstand der Erfin¬ 
dung gewerblich anwendbar ist. 

(2) Die Beschreibung ist in der in 
Absatz 1 angegebenen Art und Weise 
sowie Reihenfolge einzureichen, so¬ 
fern nicht wegen der Art der Erfin¬ 
dung eine abweichende Form oder 
Reihenfolge zu einem besseren Ver¬ 
ständnis oder zu einer knapperen Dar¬ 
stellung führen würde. 

Regel 28 
Erfordernisse 

europäischer Patentanmeldungen 
betreffend Mikroorganismen 

(1) Bezieht sich eine Erfindung auf 
ein mikrobiologisches Verfahren oder 
auf ein mit Hilfe dieses Verfahrens 
gewonnenes Erzeugnis und wird hier- 


conlain Die appointment of one ap- 
plicant or representative <as common 
representativc. 

Rule 27 

Content of the description 
(1) The description shall: 

(a) first state the title of the invention 
as appearing in the request for 
the grant of a European patent; 

(b) specify the technical field to which 
the invention relates; 

(c) indicate the background art which, 
as far as known to the applicant, 
can be regarded as useful for 
understanding the invention, for 
drawing up the European search 
report and for the examination, 
and, preferably, eite the docu- 
ments reflecting such art; 


(d) disclose the invention, as claimed, 
in such terms that the technical 
Problem (even if not expressly 
stated as such) and its solution 
can be understood, and state any 
advantageous effects of the inven¬ 
tion with reference to the back¬ 
ground art; 


(e) briefly describe the figures in the 
drawings, if any; 

(f) describe in detail at least one way 
of carrying out the invention 
claimed using examples where ap- 
propriate and referring to the 
drawings, if any; 


(g) indicate explicitly, when it is not 
obvious frora the description or 
nature of the invention, the way 
in which the invention is capable 
of exploitation in industry. 

(2) The description shall be present- 
ed in the manner and order specified 
in paragraph 1, unless, because of the 
nature of the invention, a different 
manner or a different order would 
afford a better understanding and a 
more economic presentation. 


Rule 28 

Requirements of European patent 
applications 

relaüng to micro-organisms 

(!) If an invention concerns a 
microbiological process or the product 
Ihereof and involves the use of a 
micro-organism which is not available 


signation dun demandeur ou dun 
mandataire comme representant com- 
mun. 

Regle 27 

Contenu de la description 

(1) La description doit: 

a) indiquer en premier lieu le titre 
de l'invention tel qu'il figure dans 
la requete en delivrance du brevet 
europeen; 

b) preciser le domaine technique au- 
quel se rapporte l'invention; 

c) indiquer l'etat de la technique an- 
terieure qui, dans la mesure oü le 
demandeur le connait, peut etre 
considdr£ comme utile pour l'intel- 
ligence de l’invention, pour 1‘eta- 
blissement du rapport de recherche 
europeenne et pour l’examen; les 
documents servant ä reflöter l'ütat 
de la technique ant£rieure doivent 
etre cites de preference; 

d) exposer l'invention, teile qu’elle 
est caracterisöe dans les revendi- 
cations, en des terraes permettant 
la comprehension du probleme 
technique, m£me s'il n’est pas ex- 
press£ment dösign6 comme tel, et 
celle de la solution de ce Proble¬ 
me; indiquer en outre, le cas 
6ch6ant, les avantages apportös 
par l'invention par rapport ä l'etat 
de la technique antörieure; 

e) d6crire brievement les figures des 
dessins s’il en existe; 

f) indiquer en dötail au moins un 
mode de realisation de l'invention 
dont la protection est demandee, 
qui, en principe, doit comporter des 
exemples, s'il y a lieu, et des refe- 
rences aux dessins, s'il en existe; 

g) expliciter, dans le cas oü eile ne 
rüsulte pas ä l evidence de la des¬ 
cription ou de la nature de l'inven- 
tion, la maniere dont celle-ci est 
susceptible d'application indus¬ 
trielle. 

(2) La description doit etre presen- 
tee de la maniere et suivant l'ordre 
indiques au paragraphe 1, ä moins 
qu'en raison de la nature de l'inven- 
tion une maniere ou un ordre different 
ne permette une meilleure intelligence 
et une presentation plus concise. 


Rögle 28 

Prescriptlons regissant les demandes 
de brevet europeen 
concernant des micro-organismes 

(t) Lorsqu une invention concernant 
un procede micro-biologique ou un 
produit obtenu par un tel procede, 
comporte l utilisation d un micro-orga- 
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bei ein Mikroorganismus verwendet, 
de: der Öffentlichkeit nicht zugäng¬ 
lich ist, so gilt die Erfindung in der 
europäischen Patentanmeldung und in 
dem europäischen Patent nur dann als 
so deutlich und vollständig offenbart, 
daß ein Fachmann sie ausführen kann, 
wenn 

a) eine Kultur des Mikroorganismus 
spätestens am Anmeldetag bei 
einer Sammelstelle für Kulturen 
hinterlegt worden ist, 

b) die Anmeldung in ihrer ursprüng¬ 
lich eingereichten Fassung die 
dem Anmelder zur Verfügung ste¬ 
henden maßgeblichen Angaben 
über die Merkmale des Mikroorga¬ 
nismus enthält und 

c) die Sammelstelle, der Tag der Hin¬ 
terlegung der Kultur und das Ak¬ 
tenzeichen der Hinterlegung in der 
Anmeldung angegeben sind. 

(2) Die in Absatz 1 Buchstabe c ge¬ 
nannten Angaben können innerhalb 
von zwei Monaten nach Einreichung 
der Anmeldung nachgereicht werden. 
Die Mitteilung dieser Angaben gilt 
vorbehaltlos und unwiderruflich als 
Zustimmung des Anmelders, daß die 
von ihm hinterlegte Kultur nach Maß¬ 
gabe dieser Regel der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht wird. 


{3) Vom Tag der Veröffentlichung 
der europäischen Patentanmeldung an 
ist die hinterlegte Kultur jedermann 
auf Antrag zugänglich. Der Antrag ist 
an die Sammelstelle zu richten und 
gilt erst dann als gestellt, wenn er 
enthält: 

a) den Namen und die Anschrift des 
Antragstellers, 

b) die Verpflichtung des Antragstel¬ 
lers gegenüber dem Anmelder 
oder Patentinhaber, die Kultur an¬ 
deren Personen nicht zugänglich 
zu machen, und, 

c) sofern der Antrag vor Bekanntma¬ 
chung des Hinweises auf die Ertei¬ 
lung des europäischen Patents ge¬ 
stellt worden ist, die Verpflichtung 
des Antragstellers gegenüber dem 
Anmelder, die Kultur lediglich zu 
Versuchszwecken zu verwenden. 

(4) Eine Kopie des Antrags wird 
dem Anmelder oder Patentinhaber 
mitgeteilt. 

(5) Die in Absatz 3 Buchstabe b 
vorgesehene Verpflichtung endet, 
wenn die Patentanmeldung zurückge¬ 
wiesen oder zurückgenommen wird 
oder als zurückgenommen gilt oder 
das europäische Patent in allen be¬ 
nannten Vertragsstaaten erloschen 


to the public, the European patent 
application and the resulting Euro¬ 
pean patent shall only be regarded 
as disclosing the invention in a man- 
ner sufficiently clear and complete for 
it to be carried out by a person skilled 
in the art if: 

(a) a culture of the micro-organism 
has been deposited in a culture 
collection not later than the date 
of filing of the application; 

{b} the application as filed gives such 
relevant Information as is availa- 
ble to the applicant on the char- 
acteristics of the micro-organism; 


(c) the culture collection, the date 
when the culture was deposited 
and the file number of the deposit 
are given in the application. 

(2) The Information referred to in 
Paragraph 1 (c) may be submitted 
within a period of two months after 
the filing of the application. The com- 
munication of this Information shall 
be considered as constituting the un- 
reserved and irrevocable consent of 
the applicant to the culture deposited 
being made available to the public 
in accordance with this Rule. 


(3) The culture deposited shall be 
available to any person upon request 
from the date of publication of the 
application. The request shall be ad- 
dressed to the culture collection and 
shall be deemed to have been made 
only if it contains: 

(a) the name and address of the per¬ 
son making the request; 

(b) an undertaking vis-ä-vis the ap¬ 
plicant or proprietor not to make 
the culture available to any other 
person; 

(c) where the request is made before 
the date of publication of the 
mention of the grant of the patent, 
an undertaking vis-ä-vis the ap¬ 
plicant to use the culture for ex¬ 
perimental purposes only. 

(4) A copy of the request shall be 
communicated to the applicant or 
proprietor. 

(5) The undertaking provided for in 
paragraph 3 (b) shall cease if the ap¬ 
plication is refused or withdrawn or 
is deemed to be withdrawn or, if a 
patent is granted, on the expiry of 
the patent in the designated State in 
which it last expires. 


nisme auquel le public n a pas acces, 
la demande de brevet europeen el le 
bievet europeen ne sont considcres 
comme exposant l'invention de fa^on 
suffisamment claire et complete pour 
qu'un homme du metier puisse l'exe- 
cuter que si: 

a) une culture du micro-organisme a 
ete deposee aupres d un organisme 
detenant une collection de cultu- 
res, au plus tard ä la date du de- 
pöt de la demande; 

b) la demande teile que deposee con- 
tient les informations pertinentes 
dont dispose le demandeur sur les 
caracteristiques du micro-organis¬ 
me et 

c) la demande comporte l indication 
de l'organisme detenant la collec¬ 
tion de cultures ainsi que la date 
et le numero de depöt de la cul¬ 
ture. 

(2) Les indications visees au para- 
graphe 1, lettre c), peuvent 6tre com- 
muniquees dans un dölai de deux mois 
ä compter du d6pot de la demande de 
brevet europöen. Du fait de la com- 
munication de ces indications, le de¬ 
mandeur est consid£r£ comme s'enga- 
geant ä consentir, sans röserve et de 
maniere irrövocable, ä mettre la cul¬ 
ture döposee ä la disposition du pu¬ 
blic, conformement aux dispositions 
de la presente regle. 

(3) A compter du jour de la publica¬ 
tion de la demande de brevet euro¬ 
peen, la culture est accessible ä toute 
personne qui en fait la requ€te. Cette 
requete est adressee ä Vorganisme qui 
detient la collection de cultures et 
n'est reputee formöe que si eile con- 
tient: 

a) le nom et l'adresse du requerant, 

b) l'engagement du requerant ä 1£- 
gard du demandeur ou du titulaire 
du brevet de ne pas communiquer 
la culture ä des tiers et, 

c) dans le cas oü la requete est for- 
mulee avant la date de la mention 
de la delivrance du brevet, l’enga- 
gement ä l'egard du demandeur de 
n'utiliser la culture qu‘ä des fins 
experimentales. 

(4) Une copie de la requete est com- 
muniquee au demandeur ou au titu- 
laire du brevet. 

(5) L'engagement vise au paragra- 
phe 3, lettre b), cesse d'avoir effet si la 
demande de brevet europeen est re- 
fusee, retiree ou reputee avoir ete 
retiree ou, si le brevet a ete delivie 
ä la date ä laquelle il s'eteint en 
dernier Heu dans les Etats designes. 
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(6) Die in Absatz 3 Buchstabe c vor¬ 
gesehene Verpflichtung endet, wenn 
die Patentanmeldung zurückgewiesen 
oder zurückgenommen wird oder als 
zurückgenommen gilt oder am Tag 
der Bekanntmachung des Hinweises 
auf die Erteilung des europäischen 
Patents. 

(7) Die in Absatz 3 Buchstabe c vor¬ 
gesehene Verpflichtung besteht nicht, 
soweit der Antragsteller die Kultur 
als Inhaber einer Zwangslizenz ver¬ 
wendet. Unter Zwangslizenzen sind 
auch Amtslizenzen und Rechte zur 
Benutzung einer patentierten Erfin¬ 
dung im öffentlichen Interesse zu ver¬ 
stehen. 

(8) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts veröffentlicht im Amts¬ 
blatt des Europäischen Patentamts die 
Sammelstellen, die für die Anwen¬ 
dung dieser Regel anerkannt werden, 
und schließt mit ihnen Abkommen, 
insbesondere über die Hinterlegung, 
Aufbewahrung und Zugänglichma¬ 
chung der Kulturen. 


Regel 29 

Form und Inhalt der Patentansprüche 

(1) Der Gegenstand des Schutzbe¬ 
gehrens ist in den Patentansprüchen 
durch Angabe der technischen Merk¬ 
male der Erfindung anzugeben. Wo es 
zweckdienlich ist, haben die Patentan¬ 
sprüche zu enthalten: 

a) die Bezeichnung des Gegenstands 
der Erfindung und die technischen 
Merkmale, die zur Festlegung des 
beanspruchten Gegenstands der 
Erfindung notwendig sind, jedoch 
in Verbindung miteinander zum 
Stand der Technik gehören; 

b) einen kennzeichnenden Teil, der 
durch die Worte „dadurch gekenn¬ 
zeichnet" oder „gekennzeichnet 
durch* eingeleitet wird und die 
technischen Merkmale bezeichnet, 
für die in Verbindung mit den un¬ 
ter Buchstabe a angegebenen 
Merkmalen Schutz begehrt wird. 

(2) Vorbehaltlich Artikel 82 können 
in einer europäischen Patentanmel¬ 
dung zwei oder mehr unabhängige Pa¬ 
tentansprüche der gleichen Kategorie 
(Erzeugnis, Verfahren, Vorrichtung 
oder Verwendung) enthalten sein, so¬ 
fern es mit Rücksicht auf den Gegen¬ 
stand der Anmeldung nicht zweckmä¬ 
ßig ist, diesen in einem einzigen An¬ 
spruch wiederzugeben. 

(3) Zu jedem Patentanspruch, der 
die wesentlichen Merkmale der Erfin¬ 
dung wiedergibt, können ein oder 
mehrere Patentansprüche aufgestellt 
werden, die sich auf besondere Aus¬ 
führungsarten dieser Erfindung bezie¬ 
hen. 


(6) The undertaking provided for in 
paragraph 3 (c) shall cease if the ap- 
plication is refused or withdrawn or 
is deemed to be withdrawn or, if a 
patent is granted, on the date of publi- 
cation of the mention of the grant of 
the patent. 

(7) The undertaking under para¬ 
graph 3 (c) is not applicable in so far 
as the person making the request is 
using the culture under a compulsory 
licence. The term "compulsory li- 
cence“ shall be construed as includ- 
ing ex officio licences and the right 
to use patented inventions in the 
public interest. 


(8) The President of the European 
Patent Office shall publish in the Of- 
ficial Journal of the European Patent 
Office the culture collections which 
will be recognised for the purpose of 
this Rule and shall conclude agree- 
ments with them, in particular in 
respect of the deposit, storage and 
availability of cultures. 


Rule 29 

Form and content of Claims 

(1) The Claims shall define the mat¬ 
ter for which protection is sought in 
terms of the technical features of the 
invention. Wherever appropriate, 
Claims shall contain: 


(a) a Statement indicating the designa- 
tion of the subject-matter of the 
invention and those technical 
features which are necessary for 
the definition of the claimed sub¬ 
ject-matter büt which, in combina- 
tion, are part of the prior artj 

(b) a characterising portion—preceded 
by the expression "characterised 
in that" or "characterised by*— 
stating the technical features 
which, in combination with the 
features stated in sub-para- 
graph (a), it is desired to protect. 

(2) Subject to Article 82, a European 
patent application may contain two or 
more independent Claims in the same 
category (product, process, apparatus 
or use) where it is not appropriate, 
having regard to the subject-matter 
of the application, to cover this sub¬ 
ject-matter by a single Claim. 


(3) Any Claim stating the essential 
features of an invention may be fol- 
lowed by one or more Claims concern- 
ing particular embodiments of that in¬ 
vention. 


(6) L'engagement visö au paragra- 
phe 3, lettre c), cesse d'avoir eftet si 
la demande de brevet europeen est 
refusee, retiree ou est reputee avoir 
ete retiree ou, si le brevet a ete de- 
livre, ä la date de la mention de la 
delivrance du brevet. 

(7) La disposition visee au para- 
graphe 3, lettre c), n'est pas applicable 
dans la mesure oü Ie requerant utilise 
la culture pour une exploitation resul- 
tant d’une licence obligatoire. L'ex- 
pression «licence obligatoire» est en- 
tendue comme couvrant les licences 
d'office et tout droit d'utilisation dans 
l'interet public d une invention breve- 
tee. 

(8) Le President de l'Office europeen 
des brevets fait publier au Journal 
officiel de l'Office europeen des bre¬ 
vets la liste des organismes dötenant 
les collections de cultures qui sont 
habilites aux fins de la präsente r£gle 
et conclut avec eux des accords, no- 
tamment en ce qui concerne le depöt, 
la Conservation des cultures et leur 
mise ä la disposition du public. 

Rögle 29 

Forme et contenn des revendlcatlons 

(1) Les revendications doivent d6fi- 
nir, en indiquant les caracteristiques 
techniques de rinvention, l obj et de 
la demande pour lequel la protection 
est recherchee. Si le cas d’espece le 
justifie, les revendications doivent 
contenir: 

a) un pteambule mentionnant la desi- 
gnation de l'objet de rinvention et 
les caracteristiques techniques qui 
sont nöcessaires ä la definition des 
Elements revendiqu£s mais qui, 
combinäes entre elles, font partie 
de l’etat de la technique; 

b) une partie caracterisante ptecedee 
des expressions «caracterise en» 
ou «caracterise par» et exposant 
les caractöristiques techniques qui, 
en liaison avec les caracteristiques 
indiquees sous a), sont celles pour 
lesquelles la protection est recher¬ 
chee. 

(2) Sous reserve des dispositions de 
Tarticle 82, une demande de brevet 
europeen peut contenir plusieurs re¬ 
vendications independantes de la 
meme categorie (produit, procede, dis- 
positif ou utilisation) si l'objet de la 
demande ne peut etre couvert de fa- 
con appropriee par une seule revendi- 
cation. 

(3) Toute revendication enoncant 
les caracteristiques essentielles de 
l'invention peut etre suivie d'une ou 
de plusieurs revendications concer- 
nant des modes particuliers de reali- 
sation de cette invention. 
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(4) Jeder Patentanspruch, der alle 
Merkmale eines anderen Patentan¬ 
spruchs enthält (abhängiger Patentan¬ 
spruch), hat, wenn möglich in seiner 
Einleitung, eine Bezugnahme auf den 
anderen Patentanspruch zu enthalten 
und nachfolgend die zusätzlichen 
Merkmale anzugeben, für die Schutz 
begehrt wird. Ein abhängiger Patent¬ 
anspruch ist auch zulässig, wenn der 
Patentanspruch, auf den er sich un¬ 
mittelbar bezieht, selbst ein abhängi¬ 
ger Patentanspruch ist. Alle abhängi¬ 
gen Patentansprüche, die sich auf 
einen oder mehrere vorangehende Pa¬ 
tentansprüche beziehen, sind soweit 
wie möglich und auf die zweckmäßig¬ 
ste Weise zusammenzufassen. 

(5) Die Anzahl der Patentansprüche 
hat sich bei Berücksichtigung der Art 
der beanspruchten Erfindung in ver¬ 
tretbaren Grenzen zu halten. Mehrere 
Patentansprüche sind fortlaufend mit 
arabischen Zahlen zu numerieren. 

(6) Die Patentansprüche dürfen sich, 
wenn dies nicht unbedingt erforder¬ 
lich ist, im Hinblick auf die techni¬ 
schen Merkmale der Erfindung nicht 
auf Bezugnahmen auf die Beschrei¬ 
bung oder die Zeichnungen stützen. 
Sie dürfen sich insbesondere nicht auf 
Hinweise stützen wie: .wie beschrie¬ 
ben in Teil... der Beschreibung“ oder 
.wie in Abbildung ... der Zeichnung 
dargestellt*. 

(7) Sind der europäischen Patentan¬ 
meldung Zeichnungen beigefügt, so 
sollen die in den Patentansprüchen 
genannten technischen Merkmale mit 
Bezugszeichen, die auf diese Merkma¬ 
le hinweisen, versehen werden, wenn 
dies das Verständnis des Patentan¬ 
spruchs erleichtert; die Bezugszeichen 
sind in Klammem zu setzen. Die Be¬ 
zugszeichen dürfen nicht zu einer ein¬ 
schränkenden Auslegung des Patent¬ 
anspruchs herangezogen werden. 

Regel 30 

Patentansprüche 
verschiedener Kategorien 

Artikel 82 ist so auszulegen, daß in 
einer europäischen Patentanmeldung 
insbesondere enthalten sein können: 

a) neben einem unabhängigen Patent¬ 

anspruch für ein Erzeugnis ein un¬ 
abhängiger Patentanspruch für ein 
besonders angepaßtes Verfahren 
zu dessen Herstellung und ein un¬ 
abhängiger Patentanspruch für 

eine Verwendung des Erzeugnisses 
oder 

b) neben einem unabhängigen Patent¬ 

anspruch für ein Verfahren ein un¬ 
abhängiger Patentanspruch für 


(4) Any Claim which includes all the 
features of any other Claim (dependent 
claim) shall contain, if possible at the 
beginning, a reference to the other 
Claim and then state the additional 
features which it is desired to protect. 
A dependent Claim shall also be ad- 
missible where the claim it directly 
refers to is itself a dependent claim. 
All dependent Claims referring back 
to a single previous claim, and all 
dependent Claims referring back to 
several previous Claims, shall be 
grouped together to the extent and in 
the most appropriate way possible. 


(5) The number of the Claims shall 
be reasonable in consideration of the 
nature of the invention claimed. If 
there are several Claims, they shall 
be numbered consecutively in arabic 
numerals. 


(6) Claims shall not, except where 
absolutely necessary, rely, in respect 
of the technical features of the inven¬ 
tion, on references to the description 
or drawings. In particular, they shall 
not rely on such references as: *as 
described in part ... of the descrip¬ 
tion“, or “as illustrated in figure ... 
of the drawings". 


(7) If the European patent applica- 
tion contains drawings, the technical 
features mentioned in the Claims shall 
preferably, if the intelligibility of the 
claim can thereby be increased, be 
followed by reference signs relating 
to these features and placed between 
parentheses. These reference signs 
shall not be construed as limiting the 
claim. 


Rule 30 

Claims ln different categories 

Article 82 shall be construed as per- 
mitting in particular that one and the 
same European patent application may 
include: 

(a) in addition to an independent 
claim for a product, an indepen¬ 
dent claim for a process specially 
adapted for the manufacture of the 
product, and an independent claim 
for a use of the product; or 


(b) in addition to an independent 
claim for a process, an indepen¬ 
dent claim for an apparatus or 


(4) Toute revendication qui contient 
toutes les caracteristiques d une autre 
revendication (revendication depen- 
dante) doil comporter, si possible dans 
le preambule, une reference ä cette 
autre revendication et preciser les 
caracteristiques additionnelles pour 
lesquelles la protection est recher- 
chee. Une revendication dependante 
est egalement autorisee lorsque la re- 
vendication ä laquelle eile se refere 
directement est elle-meme une reven¬ 
dication dependante. Toutes les re- 
vendications dependantes qui se refe- 
rent ä une revendication anterieure 
unique ou ä plusieurs revendications 
anterieures doivent, dans toute la me- 
sure du possible, etre group^es de la 
facon la plus appropriee. 

(5) Le nombre des revendications 
doit etre raisonnable, corapte tenu de 
la nature de l’invention dont la pro¬ 
tection est recherchee. S’il existe plu¬ 
sieurs revendications, eiles doivent 
ätre numerot6es de facon continue en 
chiffres arabes. 

(6) Les revendications ne doivent 
pas, sauf en cas d'absolue n£cessite, 
se fonder, pour ce qui concerne les 
caracteristiques techniques de l'inven- 
tion, sur des references ä la descrip¬ 
tion ou aux dessins; en particulier, 
eiles ne doivent pas se fonder sur des 
references telles que: «... comme de- 
crit dans la partie ... de la descrip¬ 
tion» ou «comme illustre dans la fi¬ 
gure ... des dessins». 

(7) Si la demande de brevet euro- 
peen contient des dessins, les carac¬ 
teristiques techniques mentionnees 
dans les revendications doivent, en 
principe, si la comprehension de la 
revendication s’en trouve facilitee, 
etre suivies de signes de r£f£rence ä 
ces caracteristiques, mis entre paren¬ 
theses. Les signes de r£f£rence ne 
sauraient etre interpr£tes comme une 
limitation de la revendication. 


R6gle 30 

Revendications de cat£gorles 
differentes 

L’article 82 doit etre entendu com¬ 
me permettant notamment d'inclure 
dans une meme demande de brevet 
europeen: 

a) outre une revendication indepen- 
dante pour un produit, une reven¬ 
dication independante pour un pro- 
cede concu specialement pour la 
fabrication de ce produit, et une 
revendication independante pour 
une utilisation de ce produit, ou 

b) outre une revendication indepen¬ 
dante pour un procede, une reven¬ 
dication independante pour un dis- 
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eine Vorrichtung oder ein Mittel, 
die zur Ausführung des Verfahrens 
besonders entwickelt wurden, oder 

c) neben einem unabhängigen Patent¬ 
anspruch für ein Erzeugnis ein un¬ 
abhängiger Patentanspruch für ein 
besonders angepaßtes Verfahren 
zu dessen Herstellung und ein un¬ 
abhängiger Patentanspruch für 
eine Vorrichtung oder ein Mittel, 
die zur Ausführung des Verfahrens 
besonders entwickelt wurden. 

Reget 31 

Gebührenpflichtige Patentansprüche 

(1) Enthält eine europäische Patent¬ 
anmeldung bei der Einreichung mehr 
als zehn Patentansprüche, so ist für 
jeden weiteren Patentanspruch eine 
Anspruchsgebühr zu entrichten. Die 
Anspruchsgebühren sind bis zum Ab¬ 
lauf eines Monats nach Einreichung 
der Anmeldung zu entrichten. 

(2) Absatz 1 ist entsprechend anzu¬ 
wenden, wenn die europäische Pa¬ 
tentanmeldung zum Zeitpunkt der 
Mitteilung der Prüfungsabteilung 
nach Regel 51 Absatz 4 mehr gebüh¬ 
renpflichtige Patentansprüche als bei 
ihrer Einreichung oder erst zu diesem 
Zeitpunkt mehr als zehn Patentan¬ 
sprüche enthält. Anspruchsgebühren, 
die zum Zeitpunk: dieser Mitteilung 
fällig werden, sind innerhalb der in 
der genannten Vorschrift vorgeschrie¬ 
benen Frist zu entrichten. 


(3) Wird die Anspruchsgebühr für 
einen Patentanspruch nicht rechtzeitig 
entrichtet, so gilt dies als Verzicht 
auf diesen Patentanspruch. Eine fällig 
gewordene Anspruchsgebühr, die ent¬ 
richtet worden ist, wird nicht zurück¬ 
gezahlt. 


Regel 32 

Form der Zeichnungen 

(1) Auf Blättern, die Zeichnungen 
enthalten, darf die benutzte Fläche 
26,2 cm mal 17 cm nicht überschrei¬ 
ten. Die Blätter dürfen keine Umrah¬ 
mungen um die benutzbare oder be¬ 
nutzte Fläche aufweisen. Die Mindest¬ 
ränder sind folgende: 


Oberer Rand: 2,5cm 

Linker Seitenrand: 2,5 cm 

Rechter Seitenrand: 1,5 cm 

Unterer Rand: 1 cm 


(2) Die Zeichnungen sind wie folgt 
auszuführen: 

a) Die Zeichnungen sind in wider¬ 
standsfähigen, schwarzen oder 


means specificallv designed for 
carrving out the process; or 

(c) in addition to an independent 
Claim for a product, an indepen¬ 
dent Claim for a process specially 
adapted for the manufacture of 
the product, and an independent 
claim for an apparatus or means 
specifically designed for carrying 
out the process. 

Rule 31 

Claims incurrlng fees 

(1) Any European patent application 
comprising more than ten Claims at 
the time of fiiing shall, in respect of 
each claim over and above that num- 
ber, incur payment of a Claims fee. 
The Claims fee shall be payable within 
one month after the fiiing of the ap¬ 
plication. 

(2) Paragraph 1 shall apply mutatis 
mutandis where the European patent 
application comprises more Claims in- 
curring fees at the date of the com- 
munication of the Examining Division 
made in accordance with Rule 51, 
Paragraph 4, than at the time of fiiing, 
or where it comprises more than ten 
Claims at that date only. The Claims 
fee incurred at the date of that com- 
munication shall be payable within 
the period laid down in that Provi¬ 
sion. 


(3) If the Claims fee for any claim 
is not paid in due time, the claim 
concerned shall be deemed to be 
abandoned. No Claims fee duly paid 
shall be refunded. 


Rule 32 

Form of the drawings 

(1) On sheets containing drawings, 
the usable surface area shall not ex- 
ceed 26.2 cm X 17 cm. These sheets 
shall not contain frames round the 
usable or used surface. The minimum 
margins shall be as follows: 

top 2.5 cm 

left side 2.5 cm 

right side 1.5 cm 

bottom 1 cm 

(2) Drawings shall be executed as 

follows: 

(a) Drawings shall be executed in 
durable, black or blue, sufficiently 


positif ou moycn specinlemcnt 
CU pour la mise on .vuvro <!* ,;o 
procede, ou 

»') outre une revendication indepen- 
dante pour un produit, une reven¬ 
dication independante pour un 
procede concu specialement pour 
la fabrication de ce produit et une 
revendication independante pour 
un dispositif ou moyen spöciale- 
ment concu pour la mise en oeuvre 
de ce procede. 

R&gle 31 

Revendications donnant lieu 
au palement de taxes 

(1) Si une demande de brevet euro- 
peen comporte plus de dix revendica- 
tions lorsqu'elle est deposee, une taxe 
de revendication doit etre acquittee 
pour toute revendication en sus de la 
dixieme. Les taxes de revendication 
doivent ötre acquittees au plus tard 
ä l’expiration d un delai d'un mois ä 
compter du depöt de la demande. 

(2) Les dispositions du premier pa- 
ragraphe sont applicables dans le cas 
oü, ä la date de la notification de la 
division dexamen prövue ä la re¬ 
gle 51, paragraphe 4, la demande de 
brevet europeep, soit comporte un 
nombre de revendications donnant 
lieu au paiement de taxes superieur 
au nombre de revendications qu’elle 
comportait lors de son depöt, soit com¬ 
porte pour la premiere fois ä ladite 
date un nombre de revendications ex- 
cödant dix. Les taxes de revendica¬ 
tion exigibles ä la date de cette noti¬ 
fication sont acquittöes dans le dölai 
prescrit par la disposition pröcitöe. 

(3) En cas de defaut de paiement 
dans les delais de la taxe de revendi¬ 
cation afferente ä une revendication, le 
demandeur est repute avoir abandon- 
ne cette revendication. Toute taxe de 
revendication exigible et acquittee 
n’est pas remboursee. 


Rägle 32 

Forme des dessins 

(1) La surface utile des feuilles con- 
tenant les dessins ne doit pas exceder 
26,2 cm X 17 cm. II ne doit pas etre 
laisse de cadre autour de la surface 
utile de ces feuilles ou autour de leur 
surface utilisee. Les marges minimales 
sont les suivantes: 


marge du haut: 2,5 cm 

marge de gauche: 2,5 cm 

marge de droite: 1,5 cm 

marge du bas: 1 cm 


(2) Les dessins sont executes contme 
suit: 

a) Les dessins doivent etre executes 
en lignes et traits durables. noirs 
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blauen. ausreichend testen und 
dunklen, in sich gleichmäßig star¬ 
ken und klaren Linien oder Stri¬ 
chen ohne Farben oder Tönungen 
auszuführen. 

bi Querschnitte sind durch Schraffie¬ 
rungen kenntlich zu machen, die 
die Erkennbarkeit der Bezugszei¬ 
chen und Führungslinien nicht be¬ 
einträchtigen dürfen. 

c) Der Maßstab der Zeichnungen und 
die Klarheit der zeichnerischen 
Ausführung müssen gewährleisten, 
daß eine fotografische Wiedergabe 
auch bei Verkleinerungen auf zwei 
Drittel alle Einzelheiten noch ohne 
Schwierigkeiten erkennen läßt. 
Wird der Maßstab in Ausnahme¬ 
fällen auf der Zeichnung angege¬ 
ben, so ist er zeichnerisch darzu¬ 
stellen. 

d) Alle Zahlen, Buchstaben und Be¬ 
zugszeichen in den Zeichnungen 
müssen einfach und eindeutig sein. 
Klammern, Kreise oder Anfüh¬ 
rungszeichen dürfen bei Zahlen 
und Buchstaben nicht verwendet 
werden. 

e) Alle Linien in den Zeichnungen 
sollen mit Zeichengeräten gezogen 
werden. 

f) Jeder Teil der Abbildung muß im 
richtigen Verhältnis zu jedem an¬ 
deren Teil der Abbildung stehen, 
sofern nicht die Verwendung eines 
anderen Verhältnisses für die 
Klarheit der Abbildung unerläßlich 
ist. 

g) Die Ziffern und Buchstaben müs¬ 
sen mindestens 0,32 cm hoch sein. 
Für die Beschriftung der Zeichnun¬ 
gen sind lateinische und, soweit 
üblich, griechische Buchstaben zu 
verwenden. 

h) Ein Zeichnungsblatt kann mehrere 
Abbildungen enthalten. Sollen Ab¬ 
bildungen auf zwei oder mehr 
Blättern nur eine einzige vollstän¬ 
dige Abbildung darstellen, so sind 
die Abbildungen auf den einzelnen 
Blättern so anzuordnen, daß die 
vollständige Abbildung zusammen¬ 
gesetzt werden kann, ohne daß ein 
Teil der Abbildungen auf den ein¬ 
zelnen Blättern verdeckt wird. Die 
einzelnen Abbildungen sind auf 
einem Blatt oder auf mehreren 
Blättern ohne Platzverschwendung 
anzuordnen, eindeutig voneinander 
getrennt und vorzugsweise in 
Hochformat. Sie sind durch arabi¬ 
sche Zahlen fortlaufend und unab¬ 
hängig von den Zeichnungsblät¬ 
tern zu numerieren. 

i) Bezugszeichen dürfen in den 
Zeichnungen nur insoweit verwen¬ 
det werden, als sie in der Be¬ 
schreibung und in den Patentan- 


densc and daik, uniloimly thick 
and wcll-defined, lines and slrokes 
without colourings. 


(b) Cross-sections shall be indicated 
by hatching which should not 
impede the clear reading of the 
reference signs and leading lines. 

(c) The scale of the drawings and the 
distinetness of their graphical 
execution shall be such that a 
Photographie reproduction with a 
linear reduction in size to two- 
thirds would enable all details to 
be distinguished without difficulty. 
If, as an exception, the scale is 
given on a drawing, it shall be 
represented graphically. 

(d) All numbers, letters, and reference 
signs, appearing on the drawings, 
shall be simple and clear. Brackets, 
circles or inverted commas shall 
not be used in association with 
numbers and letters. 

(e) AU lines in the drawings shall, 
ordinarily, be drawn with the aid 
of drafting instruments. 

(f) Elements of the same figure shall 
be in Proportion to each other, 
unless a difference in proportion 
is indispensable foi the clarity of 
the figure. 


(g) The height of the numbers and 
letters shall not be less than 
0.32 cm. For the lettering of draw¬ 
ings, the Latin and, where cus- 
tomary, the Greek alphabets shall 
be used. 

(h) The same sheet of drawings may 
contain several figures. Where 
figures drawn on two or more 
sheets are intended to form one 
whole figure, the figures on the 
several sheets shall be so arranged 
that the whole figure can be as- 
sembled without concealing any 
pari of the partial figures. The 
different figures shall be arranged 
without wasting space, preferably 
in an upright position, clearly 
separated from one another. The 
different figures shall be numbered 
consecutively in arabic numerals, 
independently of the numbering of 
the sheets. 


(i) Reference signs not mentioned in 
the description and Claims shall 
not appear in the drawings, and 
vice versa. The same features, 


ou blous, suffisamment donses et 
tonces, unifoi mement epais et bien 
delimites, saus couleurs ni lavis. 


b) Les coupes sont indiquees par des 
hachures qui ne doivent pas nuire 
ä une lecture faciie des signes de 
reference et des lignes directrices. 

c) L'echelle des dessins et la clarte 
de leur execution graphique doi¬ 
vent etre telles qu’une reproduc¬ 
tion photographique effectuee avec 
reduction Unfaire aux deux tiers 
permette d'en distinguer sans pei- 
ne tous les details. Si, par excep¬ 
tion, l’echelle figure sur un dessin, 
eile doit etre representee graphi- 
quement. 

d) Tous les chiffres, lettres et signes 
de reference figurant dans les des¬ 
sins doivent €tre simples et clairs. 
L’utilisation de parentheses, cer- 
cles ou guillemets, en combination 
avec des chiffres et des lettres, 
n’est pas autoris6e. 

e) Toutes les lignes des dessins doi¬ 
vent en principe etre tracees ä 
l'aide d’instruments de dessin tech- 
nique. 

f) Les el6ments d une mäme figure 
doivent ätre en proportion les uns 
des autres ä moins qu'une diffe¬ 
rence de proportion ne soit indis¬ 
pensable pour la clarte de la figure. 


g) La hauteur des chiffres et lettres 
ne- doit pas etre interieure ä 
0,32 cm. L’alphabet latin et, si teile 
est la pratique usuelle, l'alphabet 
grec, doivent ätre utilis£s lorsque 
des lettres figurent sur les dessins. 

h) Une meine feuille de dessin peut 
contenir plusieurs figures. Lorsque 
des figures dessin^es sur plusieurs 
feuilles sont destinees ä constituer 
une figure d’ensemble, elles doi¬ 
vent etre presentees de sorte que 
la figure d'ensemble puisse etre 
composee sans que soit cachee 
aucune partie des figures qui se 
trouvent sur les differentes feuil¬ 
les. Les differentes figures doivent 
etre disposees, de preference verti- 
calement, sur une ou plusieurs 
feuilles, chacune etant clairement 
separee des autres mais sans place 
perdue; elles doivent etre numero- 
tees consecutivement en chiffres 
arabes, independamment de la nu- 
merotation des feuilles. 

i) Des signes de reference ne peuvent 
etre utilises pour les dessins que 
s'ils figurent dans la description et 
dans les revendications et vice- 
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Sprüchen aufgeführt sind; das glei¬ 
che gilt für den umgekehrten Fall. 
Gleiche mit Bezugszeichen ge¬ 
kennzeichnete Teile müssen in der 
ganzen Anmeldung die gleichen 
Zeichen erhalten. 

j) Die Zeichnungen dürfen keine Er¬ 
läuterungen enthalten; ausgenom¬ 
men sind kurze unentbehrliche 
Angaben wie „Wasser", .Dampf", 
„Offen“, „Zu", „Schnitt nach 
A—B" sowie in elektrischen 
Schaltplänen und Blockschaltbil¬ 
dern oder Flußdiagrammen kurze 
Stichworte, die für das Verständ¬ 
nis unentbehrlich sind. Diese Er¬ 
läuterungen sind so anzubringen, 
daß sie im Fall der Übersetzung 
überklebt werden können, ohne 
daß die Linien der Zeichnungen 
verdeckt werden. 

(3) Flußdiagramme und Diagramme 
gelten als Zeichnungen. 

Regel 33 
Form und Inhalt 
der Zusammenfassung 

(1) Die Zusammenfassung muß die 
Bezeichnung der Erfindung enthalten. 

(2) Die Zusammenfassung muß eine 
Kurzfassung der in der Beschreibung, 
den Patentansprüchen und Zeichnun¬ 
gen enthaltenen Offenbarung enthal¬ 
ten; die Kurzfassung soll das techni¬ 
sche Gebiet der Erfindung angeben 
und so gefaßt sein, daß sie ein klares 
Verständnis des technischen Pro¬ 
blems, des entscheidenden Punkts der 
Lösung der Erfindung und der haupt¬ 
sächlichen Verwendungsmöglichkei¬ 
ten ermöglicht. In der Zusammenfas¬ 
sung ist gegebenenfalls die chemische 
Formel anzugeben, die unter den in 
der europäischen Patentanmeldung 
enthaltenen Formeln die Erfindung am 
besten kennzeichnet. Sie darf keine 
Behauptungen über angebliche Vorzü¬ 
ge oder den angeblichen Wert der Er¬ 
findung oder über deren theoretische 
Anwendungsmöglichkeiten enthalten. 

(3) Die Zusammenfassung soll aus 
nicht mehr als 150 Worten bestehen. 

(4) Enthält die europäische Patent¬ 
anmeldung Zeichnungen, so hat der 
Anmelder diejenige Abbildung oder 
in Ausnahmefällen diejenigen Abbil¬ 
dungen anzugeben, die er zur Veröf¬ 
fentlichung mit der Zusammenfassung 
vorschlägt. Das Europäische Patent¬ 
amt kann eine oder mehrere andere 
Abbildungen veröffentlichen, wenn es 
der Auffassung ist, daß diese die Er¬ 
findung besser kennzeichnen. Hinter 
jedem wesentlichen Merkmal, das in 
der Zusammenfassung erwähnt und 
durch die Zeichnung veranschaulicht 
ist, hat in Klammern ein Bezugszei¬ 
chen zu stehen. 


when denoled bv reference signs, 
shall, throughoul the application, 
be denoted by the same signs. 


(j) The drawings shall not contain 
text matter, except, when abso- 
lutely indispensable, a single word 
or words such as "water", "steara", 
"open", "closed", "section on AB", 
and, in the case of electric circuits 
and block schematic or flow sheet 
diagrams, a few short catchwords 
indispensable for understanding. 
Any such words shall be placed 
in such a way that, if required, 
they can be replaced by their 
translations without interfering 
with any lines of the drawings. 


(3) Flow sheets and diagrams are 
considered drawings. 

Rule 33 

Form and content of the abstract 

(1) The abstract shall indicate the 
title of the invention. 

(2) The abstract shall contain a 
concise summary of the disclosure as 
contained in the description, the 
Claims and any drawings; the sum¬ 
mary shall indicate the technical field 
to which the invention pertains and 
shall be drafted in a way which 
allows the clear understanding of the 
technical problem, the gist of the Solu¬ 
tion of that problem through the in¬ 
vention and the principal use or uses 
of the invention. The abstract shall, 
where applicable, contain the Chem¬ 
ical formula which, among those con¬ 
tained in the application, best char- 
acterises the invention. It shall not 
contain Statements on the alleged 
merits or value of the invention or on 
its speculative application. 


(3) The abstract shall preferably not 
contain more than one hundred and 
fifty words. 

(4) If the European patent applica¬ 
tion contains drawings, the applicant 
shall indicate the figure or, ex- 
ceptionally, the figures of the draw¬ 
ings which he suggests should ac- 
company the abstract when the ab¬ 
stract is published. The European 
Patent Office may decide to publish 
one or more oiher figures if it con- 
siders that they better characterise 
the invention. Each main feature 
mentioned in the abstract and illus- 
trated by a drawing shall be followed 
by a reference sign, placed between 
parentheses. 


versa. Les signes de reference des 
meines elenients doivcnt etre idcn- 
tiques dans toute !a demande. 


j) Les dessins ne doivent pas conte- 
nir de texte, ä 1‘exception de cour- 
tes indications indispensables tel- 
les que «eau», «vapeur», «ouvert», 
«ferme», «coupe suivant AB» et, 
dans le cas de Schemas de circuits 
electriques, de diagrammes d'ins- 
tallation schematiques et de dia¬ 
grammes schömatisant les etapes 
dun processus, ä l exception de 
mots des indispensables ä leur in- 
telligence. Ces mots doivent etre 
places de maniere teile que leur 
traduction eventuelle puisse leur 
etre substituöe sans que soit ca- 
chee aucune ligne des dessins. 

(3) Les Schemas detapes de proces¬ 
sus et les diagrammes sont consideres 
comme des dessins. 

R&gle 33 

Forme et contenu de l'abr6g£ 

(1) L’abrege doit mentionner le titre 
de l’invention* 

(2) L'abr6g6 doit comprendre un re- 
sum6 concis de ce qui est exposö 
dans la description, les revendications 
et les dessins; le rösumö doit indiquer 
le domaine technique auquel appar- 
tient l'invention et doit etre redige 
de maniere ä permettre une claire 
comprehension du probleme techni¬ 
que, de l'essence de la solution de ce 
Probleme par le moyen de l’invention 
et de l’usage principal ou des usages 
principaux de l'invention. L’abregö 
comporte, le cas 6cheant, la formule 
chimique qui, parmi celles qui figurent 
dans la demande de brevet, caractä- 
rise le mieux l’invention. II ne doit 
pas contenir de d£clarations relatives 
aux mörites ou ä la valeur allegues 
de l’invention ou ä ses applications 
supputees. 

(3) L’abrege ne peut, de preference, 
comporter plus de cent cinquante 
mots. 

(4) Si la demande de brevet euro- 
peen comporte des dessins, le deman- 
deur doit indiquer la figure du dessin 
ou, exceptionnellement, les figures 
des dessins qu'il propose de faire pu- 
blier avec l’abrege. L’Office europeen 
des brevets peut decider de publier 
une autre figure ou plusieurs autres 
figures s'il estime quelle caracterise 
ou qu'elles caracterisent mieux l’in- 
vention. Chacune des caracterisliques 
principales mentionnees dans l’abrege 
et illustrees par le dessin doit etre 
suivie d un signe de reference entre 
parentheses. 
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(5) Die Zusammenfassung ist so zu 
formulieren, daß sie eine wirksame 
Handhabe zur Sichtung des jeweiligen 
technischen Gebiets gibt und insbe¬ 
sondere eine Beurteilung der Frage 
ermöglicht, ob es notwendig ist, die 
europäische Patentanmeldung selbst 
einzusehen. 

Regel 34 

Unzulässige Angaben 

(1) Die europäische Patentanmel¬ 
dung dar! nicht enthalten: 

a) Angaben oder Zeichnungen, die 
gegen die öffentliche Ordnung 
oder die guten Sitten verstoßen; 

b) herabsetzende Äußerungen über 
Erzeugnisse oder Verfahren Dritter 
oder den Wert oder die Gültigkeit 
von Anmeldungen oder Patenten 
Dritter. Reine Vergleiche mit dem 
Stand der Technik allein gelten 
nicht als herabsetzend; 

c) Angaben, die den Umständen nach 
offensichtlich belanglos oder unnö¬ 
tig sind. 

(2) Enthält eine europäische Patent¬ 
anmeldung Angaben oder Zeichnun¬ 
gen im Sinn des Absatzes ! Buchstabe 
a, so schließt das Europäische Patent¬ 
amt diese Angaben bei der Veröffent¬ 
lichung aus und gibt dabei die Stelle 
der Auslassung sowie die Zahl der 
ausgelassenen Wörter und Zeichnun¬ 
gen an. 

(3) Enthält eine europäische Patent¬ 
anmeldung Äußerungen im Sinn des 
Absatzes 1 Buchstabe b, so kann das 
Europäische Patentamt diese Angaben 
bei der Veröffentlichung der Anmel¬ 
dung ausschließen. Dabei gibt es die 
Stelle der Auslassung und die Zahl 
der ausgelassenen Wörter an und 
stellt auf Antrag eine Abschrift der 
ausgelassenen Stellen zur Verfügung. 

Regel 35 

Allgemeine Bestimmungen 
Ober die Form 
der Anmeldungsunterlagen 

(1) Die in Artikel 14 Absatz 2 ge¬ 
nannten Übersetzungen gelten als Un¬ 
terlagen der europäischen Patentan¬ 
meldung. 

(2) Die Unterlagen der europäischen 
Patentanmeldung sind in drei Stücken 
einzureichen. Dies gilt nicht für den 
Antrag auf Erteilung eines europäi¬ 
schen Patents und für die nach Arti¬ 
kel 14 Absatz 2 Satz 1 eingereichten 
Unterlagen. 

(3) Die Unterlagen der europäischen 
Patentanmeldung sind in einer Form 
einzureichen, die gewährleistet, daß 
eine unmittelbare Vervielfältigung 
durch Fotografie, elektrostatisches 


(5) The abstract shall be so drafted 
thai it constitutes an efficient instru- 
ment for purposes of searching in the 
particular technical field particularly 
by making it possible to assess 
whether there is a need for Consulting 
the European patent application itself. 


Rule 34 

Prohlbited matter 

(1) The European patent application 
shall not contain: 

(a) Statements or other matter con- 
trary to “ordre public" or moral- 
ity; 

(b) Statements disparaging the prod- 
ucts or processes of any particular 
person other than the applicant, or 
the merits or validity of applica- 
tions or patents of any such per¬ 
son. Mere comparisons with the 
prior art shall not be considered 
disparaging per se ; 

(c) any statement or other matter 
obviously irrelevant or unneces- 
sary under the circumstances. 

(2) If a European patent application 
contains prohibited matter within the 
meaning of paragraph 1 (a), the Euro¬ 
pean Patent Office shall omit it when 
Publishing the application, indicating 
the place and number of words or 
drawings omitted. 


(3) If a European patent application 
contains Statements within the mean¬ 
ing of paragraph 1 (b), the European 
Patent Office may omit them when 
Publishing the application. It shall 
indicate the place and number of 
words omitted, and shall fumish, upon 
request, a copy of the passages 
omitted. 


Rule 35 

General provlsions governing 
the presentatlon 
of the application documents 

(1) Translations mentioned in Ar- 
ticle 14, paragraph 2, shall be con¬ 
sidered to be included in the term 
"documents making up the European 
patent application”. 

(2) The documents making up the 
European patent application shall be 
filed in three copies. This shall not 
apply to the request for the grant of 
a European patent nor to those docu¬ 
ments filed under Article 14, para¬ 
graph 2, first sentence. 

(3) The documents making up the 
European patent application shall be 
so presented as to admit of direct 
reproduction by photography, electro- 
static processes, photo offset and 


(5) L abrege doit etre redige de fa- 
Con ä constituer un instrument efii- 
cace de selection dans le domaine 
technique en cause, notamment en 
permettant d’apprecier sil y a lieu 
de consulter la demande de brevet 
elle-meme. 

R&gle 34 

Elements prohib^s 

(1) La demande de brevet europeen 
ne doit pas contenir: 

a) des Pöments ou dessins contraires 
ä l'ordre public ou aux bonnes 
mceurs-, 

b) des döclarations denigrantes con- 
ceraant des produits ou procödes 
de tiers ou le märite ou la validit6 
de demandes de brevet ou de bre- 
vets de tiers. De simples comparai- 
sons avec 1‘Pat de la technique 
ne sont pas considöröes comme dö- 
nigrantes en elles-mömes; 

c) des Pöments manifestement Pran¬ 
gers au sujet ou superflus. 

(2) Lorsqu'une demande de brevet 
europöen contient des Päments et 
dessins visös au paragiaphe 1, let¬ 
tre a), l'Office europöen des brevets 
les omet lors de la publication en in- 
diquant la place et le nombre des 
mots et des dessins omis. 


(3) Lorsqu'une demande de brevet 
europäen contient des döclarations vi- 
söes au paragraphe 1, lettre b), l'Offi- 
ce europöen des brevets peut les 
omettre lors de la publication de la 
demande. Dans ce cas, il indique la 
place et le nombre des mots omis, et 
fournit, sur demande, une copie des 
passages ayant fait l’objet de l omis- 
sion. 

Rögle 35 

Disposition gPiPales relatives 
ä la Präsentation 
de piäces de la demande 

(1) Les traductions visöes ä 1‘arti- 
cle 14, paragraphe 2, sont consideräes 
comme des pieces de la demande. 


(2) Les pieces de la demande de 
brevet europeen doivent Pre produi- 
tes en trois exemplaires. Cette dis- 
position n’est pas applicable ä la re- 
quete en dPivrance du brevet euro¬ 
peen ni aux pieces deposees confor- 
mement ä larticle 14, paragraphe 2, 
premiere phrase. 

(3) Les pieces de la demande de 
brevet europeen doivent etre presen- 
töes de maniere ä permettre leur re¬ 
production directe par le moyen de la 
Photographie, de procedes electri* 
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Verfahren, Foto-Offsetdruck und Mi¬ 
kroverfilmung in einer unbeschränk¬ 
ten Stückzahl vorgenommen werden 
kann, Die Blätter müssen glatt und 
knitterfrei sein. Sie dürfen nicht ge¬ 
faltet sein und sind einseitig zu be¬ 
schriften. 

(4) Die Unterlagen der europäischen 
Patentanmeldung sind auf biegsamem, 
festem, weißem, glattem, mattem und 
widerstandsfähigem Papier im Format 
A 4 (29,7 cm mal 21 cm) einzureichen. 
Vorbehaltlich Regel 32 Absatz 2 
Buchstabe h ist jedes Blatt in der 
Weise zu verwenden, daß die kurzen 
Seiten oben und unten erscheinen 
(Hochformat). 

(5) Jeder Bestandteil der europäi¬ 
schen Patentanmeldung (Antrag, Be¬ 
schreibung, Patentansprüche, Zeich¬ 
nungen und Zusammenfassung) muß 
auf einem neuen Blatt beginnen. Alle 
Blätter müssen so miteinander ver¬ 
bunden sein, daß sie leicht gewendet 
sowie leicht entfernt und wieder mit¬ 
einander verbunden werden können. 

(6) Vorbehaltlich Regel 32 Absatz 1 
sind auf den Blättern als Mindesträn¬ 
der folgende Flächen unbeschriftet zu 
lassen: 

Oberer Rand des ersten Blatts 

mit Ausnahme des Antragsblatts: 8 cm 

Oberer Rand der anderen Blätter: 

2 cm 

Linker Seitenrand: 2,5 cm 

Rechter Seitenrand: 2 cm 

Unterer Rand: 2 cm 

Die empfohlenen Höchstmaße für die 
vorstehenden Ränder sind folgende: 

Oberer Rand des ersten Blatts 

mit Ausnahme des Antragsblatts: 9 cm 

Oberer Rand der anderen Blätter: 4 cm 
Linker Seitenrand: 4 cm 

Rechter Seitenrand: 3 cm 

Unterer Rand: 3 cm 

(7) Die Ränder der Blätter müssen 
bei der Einreichung der europäischen 
Patentanmeldung vollständig unbe¬ 
nutzt sein. 

(8) Alle Blätter der europäischen 
Patentanmeldung sind fortlaufend mit 
arabischen Zahlen zu numerieren. Die 
Blattzahlen sind oben in der Mitte, 
aber nicht auf dem oberen Rand anzu¬ 
bringen. 

(9) Auf jedem Blatt der Beschrei¬ 
bung und der Patentansprüche soll 
jede fünfte Zeile numeriert sein. Die 
Zahlen sind an der linken Seite, 
rechts vom Rand anzubringen. 


micro-filming, in an unlimited number 
of copies. All sheets shall be free 
from cracks, creases and folds. Only 
one side of the sheet shall be used. 


(4) The documents making up the 
European patent application shall be 
on A 4 paper (29.7 cm X 21 cm) which 
shall be pliable, strong, white, smooth, 
matt and durable. Subject to the 
provisions of Rule 32, paragraph 2 (h), 
each sheet shall be used with its 
short sides at the top and bottom 
(upright position). 

(5) Each of the documents making 
up the European patent application 
(request, description, Claims, draw- 
ings and abstract) shall commence on 
a new sheet. The sheets shall be con¬ 
nected in such a way that they can 
easily be turned over, separated and 
joined together again. 


(6) Subject to Rule 32, paragraph 1, 
the minimum margins shall be as fol- 
lows: 

top of first sheet, except that 


of the request: 8 cm 

top of other sheets: 2 cm 

left side: 2.5 cm 

right side: 2 cm 

bottom: 2 cm 


The recommended maximum for the 
margins quoted above is as follows: 

top of first sheet, except that 


of the request: 9 cm 

top of other sheets: 4 cm 

left side: 4 cm 

right side: 3 cm 

bottom: 3 cm 


(7) The margins of the documents 
making up the European patent appli¬ 
cation, when submitted, must be 
completely blank. 

(8) All the sheets contained in the 
European patent application shall be 
numbered in consecutive arabic nu- 
merals. These shall be placed at the 
top of the sheet, in the middle, but 
not in the top margin. 

(9) The lines of each sheet of the 
description and of the Claims shall 
preferably be numbered in sels of fivc, 
the numbers appearing on the left 
side, to the right of the margin. 


ques, de loffset et du microiilm er. 
un nombre illimite d'exemplaires. Les 
feuilles ne doivent pas etre dechirees, 
froissees ou pliees. Un seul cöte des 
feuilles doit etre utilise. 


(4) Les pieces de la demande de 
brevet europeen doivent etre remises 
sur papier souple, fort, blanc, lisse, mat 
et durable, de format A 4 (29,7 cm X 
21 cm). Sous reserve de la regle 32, 
paragraphe 2, lettre h), chaque feuille 
doit etre utilisee de fagon ä ce que 
les petits cötes se trouvent en haut et 
en bas (sens vertical). 

(5) Le debut de chaque piece de la 
demande de brevet europeen (reque- 
te, description, revendications, des- 
sins, abrege) doit figurer sur une nou- 
velle feuille. Toutes les feuilles doi¬ 
vent etre röunies de facon ä pouvoir 
etre facilement feuilletees et aisement 
separöes et reunies ä nouveau. 


(6) Sous reserve de la regle 32, pa¬ 
ragraphe 1, les marges minimales doi¬ 
vent £tre les suivantes: 

marge du haut de la premiere 
feuille ä 1‘exception de celle 


de la requete: 8 cm 

marge du haut des autres 
feuilles: 2 cm 

marge de gauche: 2,5 cm 

marge de droite: 2 cm 

marge du bas: 2 cm 


Le maximum recommandä des mar¬ 
ges citees ci-dessus est le suivant: 

marge du haut de la premiere 
feuille ä l exception de la 


feuille de la requöte: 9 cm 

marge du haut des autres 
feuilles: 4 cm 

marge de gauche : 4 cm 

marge de droite: . 3 cm 

marge du bas: 3 cm 


(7) Les marges des feuilles doivent 
etre totalement vierges lors du depöt 
de la demande de brevet europeen. 

(8) Toutes les feuilles de la deman¬ 
de de brevet europeen doivent etre 
numerotees consecutivement en chif- 
fres arabes. Les numöros des feuilles 
doivent etre inscrits en haut des 
feuilles au milieu, mais non dans la 
marge du haut. 

(9) Les lignes de chaque feuille de 
la description et des revendications 
doivent en principe etre numerotees 
de cinq en cinq, les numeros eiant 
portes sur le cöte gauche, ä droite de 
la marge. 
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{10) Der Antrag auf Erteilung eines 
europäischen Patents, die Beschrei¬ 
bung, die Patentansprüche und die 
Zusammenfassung müssen mit Ma¬ 
schine geschrieben oder gedruckt 
sein. Nur graphische Symbole und 
Schriftzeichen, chemische oder mathe¬ 
matische Formeln können, falls not¬ 
wendig, handgeschrieben oder ge¬ 
zeichnet sein. Der Zeilenabstand hat 
1 1/2 zeilig zu sein. Alle Texte müssen 
in Buchstaben, deren Großbuchstaben 
eine Mindesthöhe von 0,21 cm besit¬ 
zen, und mit dunkler unauslöschlicher 
Farbe geschrieben sein. 

(11) Der Antrag auf Erteilung eines 
europäischen Patents, die Beschrei¬ 
bung, die Patentansprüche und die 
Zusammenfassung dürfen keine Zeich¬ 
nungen enthalten. Die Beschreibung, 
die Patentansprüche und die Zusam¬ 
menfassung können chemische oder 
mathematische Formeln enthalten. Die 
Beschreibung und die Zusammenfas¬ 
sung können Tabellen enthalten. Ein 
Patentanspruch darf dies nur dann, 
wenn sein Gegenstand die Verwen¬ 
dung von Tabellen wünschenswert er¬ 
scheinen läßt. 

(12) Gewichts- und Maßeinheiten 
sind nach dem metrischen System 
oder, falls den Angaben ein anderes 
System zugrunde liegt, auch nach 
dem metrischen System anzugeben. 
Temperaturen sind in Grad Celsius 
oder, falls den Angaben ein anderes 
System zugrunde liegt, auch in Grad 
Celsius anzugeben. Die Dichte ist in 
metrischen Einheiten anzugeben. Für 
die übrigen physikalischen Einheiten 
sind die in der internationalen Praxis 
anerkannten Einheiten, für mathema¬ 
tische Formeln die allgemein üblichen 
Schreibweisen und für chemische For¬ 
meln die allgemein üblichen Symbole, 
Atomgewichte und Molekularformeln 
zu verwenden. Grundsätzlich sind nur 
solche technischen Bezeichnungen, 
Zeichen und Symbole zu verwenden, 
die auf dem Fachgebiet allgemein an¬ 
erkannt sind. 

(13) Terminologie und Zeichen sind 
in der gesamten europäischen Patent¬ 
anmeldung einheitlich zu verwenden. 

(14) Jedes Blatt muß weitgehend 
frei von Radierstellen und frei von 
Änderungen, Überschreibungen und 
Zwischenbeschriftungen sein. Von 
diesem Erfordernis kann abgesehen 
werden, wenn der verbindliche Text 
dadurch nicht in Frage gestellt wird 
und die Voraussetzungen für eine 
gute Vervielfältigung nicht gefährdet 
sind. 

Regel 36 

Unterlagen nach Einreichung 

der europäischen Patentanmeldung 

(1) Die Regeln 27, 29 und 32 bis 35 
sind auf Schriftstücke, die die Unter¬ 
lagen der europäischen Patentanmel¬ 
dung ersetzen, anzuwenden. 


(10) The request for the grant of a 
European patent, the description, the 
Claims and the abstract shall be typed 
or printed. Only graphic Symbols and 
characters and Chemical or mathemat- 
ical formulae may, if necessary, be 
written by hand or drawn. The typing 
shall be l 1 /* spaced. All text matter 
shall be in characters, the Capital let- 
ters of which are not less than 
0.21 cm high, and shall be in a dark, 
indelible colour. 


(11) The request for the grant of a 
European patent, the description, the 
Claims and the abstract shall not con- 
tain drawings. The description, the 
Claims and the abstract may contain 
Chemical or mathematical formulae. 
The description and the abstract may 
contain tables. The Claims may con¬ 
tain tables only if their subject-matter 
makes the use of tables desirable. 


(12) Units of weights and measures 
shall be expressed in terms of the 
metric System. If a different System 
is used they shall also be expressed 
in terms of the metric System. Tem- 
peratures shall be expressed in 
degrees Celsius. If a different System 
is used they shall also be expressed 
in degrees Celsius. Densities shall be 
expressed in metric units. For the 
other physical values, the units rec- 
ognised in international practice shall 
be used, for mathematical formulae 
the Symbols in general use, and for 
Chemical formulae the Symbols, atomic 
weights and molecular formulae in 
general use shall be employed. In 
general, use should be made of tech- 
nical terms, signs and Symbols gener- 
ally accepted in the field in question. 


(13) The terminology and the signs 
shall be consistent throughout the 
European patent application. 

(14) Each sheet shall be reasonably 
free from erasures and shall be free 
from alterations, overwritings and 
interlineations. Non-compliance with 
this rule may be authorised if the 
authenticity of the content is not in 
question and the requirements for 
good reproduction are not in jeopardy. 


Rule 36 

Documents filed subsequently 

(1) The provisions of Rules 27, 29 
and 32 to 35 shall apply to documents 
replacing documents making up the 
European patent application. 


(10) La requeie en delivrance du 
brevet europeen, la description, les 
revendications et l'abrege doivenl 
etre dactylographies ou imprimes. 
Seuls les symboles et caracteres gra- 
phiques, les formuies chimiques ou 
mathematiques peuvent etre manus- 
crits ou dessines, en cas de necessite. 
Pour les textes dactylographies. l in- 
terligne doit etre de IV*. Tous les 
textes doivent etre ecrits en carac¬ 
teres dont les majuscules ont au 
moins 0,21 cm de haut, dans une cou- 
leur noire et indelebile. 

(11) La requete en delivrance du 
brevet europeen, la description, les 
revendications et l’abrege ne doivent 
pas comporter de dessins. La descrip¬ 
tion, les revendications et l’abrege 
peuvent comporter des formuies chi¬ 
miques ou mathematiques. La descrip¬ 
tion et l’abrege peuvent comporter 
des tableaux. Les revendications ne 
peuvent comporter des tableaux que 
si l'objet desdites revendications en 
fait apparaitre l'interet. 


(12) Les unites de poids et de me- 
sure doivent etre exprimees selon le 
Systeme m^trigue; si un autre Sys¬ 
teme est utilis£, eiles doivent etre 
exprimees ögaleraent selon le Systeme 
m^trique. Les terap£ratures doivent 
etre exprimees en degr£s centigrades; 
si un autre syst£me est utÜis6, elles 
doivent ötre exprimees 6ga!ement en 
degr6s centigrades. Les densit£s sont 
exprimees en unitös m6triques. Doi¬ 
vent etre utiüs^es, pour les autres 
indications physiques, les unites de 
la pratique internationale, pour les 
formuies mathematiques, les symbo¬ 
les g£neTalement en usage et pour 
les formuies chimiques, les symboles, 
poids atomiques et formuies molecu- 
laires göneralement en usage. En regle 
generale, seuls les termes, signes et 
symboles techniques generalement ac- 
ceptes dans le domaine considere 
doivent etre utilis£s. 

(13) La tenninologie et les signes 
de la demande de brevet europeen 
doivent etre uniformes. 

(14) Aucune feuille ne doit etre 
gommee plus qu'il n'est raisonnable 
ni comporter de corrections, de sur- 
charges ni d’interlineations. Des dero- 
gations ä cette regle peuvent etre 
autorisees si l authenticite du contenu 
n’est pas en cause et si elles ne nui- 
sent pas aux conditions necessaires 
ä une bonne reproduction. 

Rfegle 36 

Documents produits ulterieurement 

(1) Les dispositions des regles 27. 
29 et 32 ä 35 s’appliquent aux docu¬ 
ments remplacant des pieces de la 
demande de brevet europeen. 
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(2) Alle anderen als die in Absatz 1 
genannten Schriftstücke sollen mit 
Maschine geschrieben oder gedruckt 
sein. Auf jedem Blatt ist links ein 
etwa 2,5 cm breiter Rand freizulassen. 

(3) Die nach Einreichung der euro¬ 
päischen Patentanmeldung einzurei¬ 
chenden Schriftstücke sind zu unter¬ 
zeichnen, soweit es sich nicht um An¬ 
lagen handelt. Ist ein Schriftstück 
nicht unterzeichnet worden, so fordert 
das Europäische Patentamt den Betei¬ 
ligten auf, das Schriftstück innerhalb 
einer vom Europäischen Patentamt zu 
bestimmenden Frist zu unterzeichnen. 
Wird das Schriftstück rechtzeitig un¬ 
terzeichnet, so behält es den ur¬ 
sprünglichen Tag des Eingangs: ande¬ 
renfalls gilt das Schriftstück als nicht 
eingegangen. 

(4) Schriftstücke, die anderen Perso¬ 
nen mitzuteilen sind oder die mehrere 
europäische Patentanmeldungen oder 
europäische Patente betreffen, sind in 
der entsprechenden Stückzahl einzu¬ 
reichen. Kommt ein Beteiligter dieser 
Verpflichtung trotz Aufforderung des 
Europäischen Patentamts nicht nach, 
so werden die fehlenden Stücke auf 
Kosten des Beteiligten angefertigt. 

(5) Nach Einreichung der europäi¬ 
schen Patentanmeldung können 
Schriftstücke abweichend von den 
Absätzen 2 bis 4 beim Europäischen 
Patentamt auch telegraphisch oder 
fernschriftlich eingereicht werden. In¬ 
nerhalb von zwei Wochen nach Ein¬ 
gang des Telegramms oder Fern¬ 
schreibens ist jedoch ein Schriftstück 
nachzureichen, das den Inhalt des 
Telegramms oder Fernschreibens wie¬ 
dergibt und dieser Ausführungsord¬ 
nung entspricht. Wird dieses Schrift¬ 
stück nicht rechtzeitig eingereicht, so 
gilt das Telegramm oder das Fern¬ 
schreiben als nicht eingegangen. 

Kapitel III 
Jahresgebühren 

Regel 37 
Fälligkeit 

(1) Die Jahresgebühren für die euro¬ 
päische Patentanmeldung sind jeweils 
für das kommende Jahr am letzten 
Tag des Monats fällig, der durch 
seine Benennung dem Monat ent¬ 
spricht, in den der Anmeldetag für 
diese Anmeldung fällt. Die Jahresge¬ 
bühr kann frühestens ein Jahr vor ihrer 
Fälligkeit wirksam entrichtet werden. 
Eine Jahresgebühr ist in Höhe des 
Satzes zu entrichten, der am Tag ihrer 
Fälligkeit gilt. 

(2) Wird für eine Jahresgebühr, die 
innerhalb von drei Monaten nach In¬ 
krafttreten einer Gebührenerhöhung 


(2) All documenls other than those 
referred to in paragraph 1 shall nor- 
mally be typewritten or printed. There 
must be a margin of about 2.5 cm on 
the left-hand side of each page. 

(3) All documents, with the excep- 
tion of annexed documents, filed after 
filing of the European patent applica- 
tion must be signed. If a document 
has not been signed, the European 
Patent Office shall invite the party 
concerned to do so within a time 
limit to be laid down by that Office. 
If signed in due time, the document 
shall retain its original date of re¬ 
ceipt; otherwise it shall be deemed 
not to have been received. 


(4) Such documents as must be 
communicated to other persons or as 
relate to two or more European patent 
applications or European patents, must 
be filed in a sufficient number of 
copies. If the party concerned does 
not comply with this Obligation in 
spite of a request by the European 
Patent Office, the missing copies shall 
be provided at the expense of the 
party concerned. 

(5) Documents filed after filing of 
the European patent application may, 
by way of exception to the provisions 
of paragraphs 2 to 4, be sent to the 
European Patent Office by telegram 
or telex. However, a document repro- 
ducing the contents of such telegram 
or telex and complying with the 
requirements of these Implementing 
Regulations must be filed within two 
weeks as from the receipt of such 
telegram or telex. If this document is 
not filed in due time, the telegram 
or telex shall be deemed not to have 
been received. 


Chapter III 
Renewal fees 

Rule 37 

Payment of renewal fees 

(1) Renewal fees for the European 
patent application in respect of the 
coming year shall be due on the last 
day of the month containing the an- 
niversary of the date of filing of the 
European patent application Renewal 
fees may not be validly paid more 
than one year before they fall due. 
Renewal fees shall be paid in ac- 
cordance with the rate in force on the 
day on which they fall due. 

(2) Any renewal fee falling due 
within three months after the entry 
into force of an increase in fees and 


(2) Tous documents aulres qu<» t.oux 
vises au paragraphe 1, doivent, en 
principe, etre dactylographies ou im- 
primes. Une marge d'environ 2,5 cm 
doit etre reservee sur le cöte gauche 
de la feuille. 

(3) A l'exclusion des pieces annexes, 
les documents posterieurs au depöt 
de la demande de brevet europeen 
doivent etre signes. Si un document 
n’est pas signe, 1'Office europeen des 
brevets invite l'interesse, dans un de- 
lai qu'il lui impartit, ä remedier ä 
cette irrögularite. Si le document est 
signö dans les delais, il garde le ben6- 
fice de sa date. Dans le cas contraire, 
le document est reput£ navoir pas 
6t6 recu. 


(4) Les documents qui doivent etre 
communiquös ä dautres personnes, ou 
qui concement plusieurs demandes de 
brevet europeen ou plusieurs brevets 
europöens, doivent ötre produits en 
un nombre süffisant dexemplaires. 
Les exemplaires manquants sont eta- 
blis aux frais de linteressö, si celui-ci 
ne se conforme pas ä cette Obligation 
malgrö l'injonction de l'Office euro- 
p6en des brevets. 

(5) Les documents posterieurs au d£- 
pöt de la demande de brevet europ6en 
peuvent, par dörogation aux disposi- 
tions des paragraphes 2 ä 4, etre 
adress6s par tel6gramme ou tölex. 
Toutefois, un document reproduisant 
le contenu du tel£gramme ou du t61ex 
et repondant aux prescriptions du pre¬ 
sent reglement doit etre produit dans 
un d61ai de deux semaines ä compter 
de la röception dudit telägramme ou 
telex. Si ce document n'est pas pro¬ 
duit dans les delais, le telögramme ou 
le telex est r6pute non recu. 


Chapitre III 
Taxes annuelles 

R&gle 37 

Paiement des (axes annuelles 

(1) Le paiement pour une demande 
de brevet europeen des taxes annuel¬ 
les au titre de l'annäe ä venir vient ä 
echeance le dernier jour du mois de 
la date anniversaire du d6pöt de la 
demande de brevet europeen. La taxe 
annuelle ne peut etre valablement ac- 
quittee plus d une annee avant son 
echeance. La taxe annuelle est payee 
au taux en vigueur au jour de l’e- 
cheance. 

(2) Lorsque, s'agissant d une taxe 
annuelle qui vient ä echeance dans 
un delai de trois mois apres l'entree 
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fällig wird, nur der vor der Erhöhung 
maßgebende Betrag rechtzeitig ge¬ 
zahlt, so gilt die Jahresgebühr als 
wirksam entrichtet, sofern der fehlen¬ 
de Betrag innerhalb von sechs Mona¬ 
ten nach Fälligkeit der Jahresgebühr 
gezahlt wird. Eine Zuschlagsgebühr 
wird nicht erhoben. 

(3) Die für eine europäische Teilan- 
meldung nach Artikel 86 Absatz 1 in 
Verbindung mit Artikel 76 Absatz 2 
fälligen Jahresgebühren sind inner¬ 
halb von vier Monaten nach ihrer 
Einreichung zu entrichten. Absatz 2 
und Artikel 86 Absätze 2 und 3 sind 
anzuwenden. 

(4) Für eine nach Artikel 61 Absatz 
1 Buchstabe b eingereichte neue euro¬ 
päische Patentanmeldung sind Jahres¬ 
gebühren für das Jahr, in dem diese 
Anmeldung eingereicht worden ist, 
und für vorhergehende Jahre nicht zu 
entrichten. 


Kapitel IV 
Priorität 

Regel 38 

Prioritätserklärung 
und Prioritätsunterlagen 

(1) Die in Artikel 88 Absatz 1 ge¬ 
nannte Prioritätserklärung besteht aus 
einer Erklärung über den Tag der frü¬ 
heren Anmeldung und den Staat, in 
dem oder für den sie eingereicht wor¬ 
den ist, sowie aus der Angabe des 
Aktenzeichens. 

(2) Die Erklärung über den Tag und 
den Staat der früheren Anmeldung ist 
bei Einreichung der europäischen Pa¬ 
tentanmeldung anzugeben; das Akten¬ 
zeichen ist vor Ablauf des sechzehn¬ 
ten Monats nach dem Prioritätstag zu 
nennen. 

(3) Die für die Inanspruchnahme der 
Priorität erforderliche Abschrift der 
früheren Anmeldung ist vor Ablauf 
des sechzehnten Monats nach dem 
Prioritätstag einzureichen. Die Ab¬ 
schrift muß von der Behörde, bei der 
die frühere Anmeldung eingereicht 
worden ist, als mit der früheren An¬ 
meldung übereinstimmend bescheinigt 
sein; der Abschrift ist eine Bescheini¬ 
gung dieser Behörde über den Tag 
der Einreichung der früheren Anmel¬ 
dung beizufügen. 

(4) Ist eine Übersetzung der frühe¬ 
ren Anmeldung in einer der Amts¬ 
sprachen des Europäischen Patent¬ 
amts erforderlich, so muß die Überset¬ 
zung innerhalb von zwanzig Monaten 
nach dem Prioritätstag eingereicht 
werden. 


paid on or before the due date but 
only to the amount valid before the 
increase entered into force shall be 
deemed to have been validly paid, 
provided that the deficit is made good 
within six months of the due date. 
Payment of an additional fee shall not 
be required. 


(3) Renewal fees for a European 
divisional application already due 
pursuant to Article 86, paragraph 1, in 
combination with Article 76, para¬ 
graph 2, must be paid within four 
months of the filing of such applica¬ 
tion. Paragraph 2 and Article 86, para- 
graphs 2 and 3, shall apply. 

(4) Renewal fees shall not be pay- 
able for a new European patent appli¬ 
cation filed pursuant to Article 61, 
paragraph 1 (b), in respect of the year 
in which it was actually filed and 
any preceding year. 


Chapter IV 
Priority 

Rule 38 

Declaration of priority 
and priority documents 

(1) The declaration of priority re- 
ferred to in Article 88, paragraph 1, 
shall state the date of the previous 
filing and the State in or for which 
it was made and shall indicate the file 
number. 


(2) The date and State of the pre¬ 
vious filing must be stated on filing 
the European patent application; the 
file number shall be indicated before 
the end of the sixteenth month after 
the date of priority. 


(3) The copy of the previous appli¬ 
cation required for claiming priority 
shall be filed before the end of the 
sixteenth month after the date of 
priority. The copy must be certified 
as an exact copy of the previous ap- 
plication by the authority which 
received the previous application and 
shall be accompanied by a certificate 
issued by that authority stating the 
date of filing of the previous applica¬ 
tion. 


(4) Where a translation of the 
previous application into one of the 
official languages of the European 
Patent Office is required, the transla¬ 
tion must be filed within twenty 
months after the date of priority. 


en vigueur d une decision de rcleve- 
ment des taxes, le monlant exigible 
avant ce relevement a ete paye ü 
l'echeance, la taxe annuelle est repu- 
tee avoir ete valablement acquittee, 
sous reserve que la difference soit 
pay£e dans un delai de six mois ä 
compter de l'echeance. II n'est percu 
aucune surtaxe. 

(3) La taxe annuelle qui serait exi¬ 
gible en vertu des articles 86, para- 
graphe 1, et 76, paragraphe 2, pour 
une demande divisionnaire de brevet 
europeen, doit £tre acquittee dans les 
quatre mois du depöt de cette de¬ 
mande. Le paragraphe 2 et l'article 86, 
paragraphes 2 et 3, sont applicables. 

(4) La taxe annuelle pour une nou- 
velle demande de brevet europeen 
depos£e en application de l'article 61, 
paragraphe 1, lettre b), n'est pas exigi¬ 
ble au titre de l'ann^e au cours de 
laquelle cette demande a ete deposee 
et de toute ann£e anterieure. 


Chapitre IV 

Priorite 

R£gle 38 

Declaration de priorite 
et documents de priorite 

(1) La declaration de priorite vis£e 
ä l’article 88, paragraphe 1, indique la 
date du depöt anterieur, l'fitat dans 
lequel ou pour lequel celui-ci a ete 
effectue et le numöro de ce depöt. 


(2) La date et l’fitat du depöt ante¬ 
rieur doivent £tre indiques lors du 
depöt de la demande de brevet euro¬ 
peen; le numero de depöt doit £tre 
indique avant l’expiration du seizieme 
mois suivant la date de priorite. 

(3) La copie de la demande anterieu- 
re requise lorsqu'une priorite est re- 
vendiqu6e est produite avant l'expi- 
ration du seizieme mois suivant la 
date de priorite. La copie doit £tre 
certifiee conforme par l’administration 
qui a recu la demande anterieure et 
doit £tre accompagnee d une attesta- 
tion de cette administration indiquant 
la date de depöt de la demande ante¬ 
rieure. 


(4) Si une traduction de la demande 
anterieure dans Tune des langues of- 
ficielles de l'Office europeen des bre- 
vets est requise, cette traduction doit 
ötre produite dans un delai de vingt 
mois ä compter de la date de priorite. 
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(5) Die Angaben der Prioritätserkld- 
rung sind in der veröffentlichten 
europäischen Patentanmeldung und 
auf der europäischen Patentschrift zu 
vermerken. 


Vierter Teil 

Ausführungsvorschriften 
zum vierten Teil 
des Übereinkommens 


Kapitel I 

Prüfung durd) die Eingangsstelle 

Regel 39 
Mitteilung 

aufgrund der Eingangsprilfung 

Genügt die europäische Patentan¬ 
meldung nicht den Erfordernissen des 
Artikels 80, so teilt die Eingangsstelle 
die festgestellten Mängel dem Anmel¬ 
der mit und weist ihn darauf hin, daß 
die Anmeldung nicht als europäische 
Patentanmeldung behandelt wird, 
wenn er die festgestellten Mängel 
nicht innerhalb eines Monats besei¬ 
tigt. Beseitigt der Anmelder rechtzei¬ 
tig die festgestellten Mängel, so teilt 
ihm die Eingangsstelle den Anmelde¬ 
tag mit. 

Regel 40 

Prüfung bestimmter Formerfordernisse 

Die Formerfordernisse, denen eine 
europäische Patentanmeldung nach 
Artikel 91 Absatz 1 Buchstabe b ge¬ 
nügen muß, sind die in Regel 32 Ab¬ 
sätze 1 und 2, Regel 35 Absätze 2 bis 
II und 14 sowie in Regel 36 Absätze 2 
und 4 vorgeschriebenen Erfordernisse. 

Regel 41 

Beseitigung von Mängeln 
ln den Anmeldungsunterlagen 

(1) Werden aufgrund der in Artikel 
91 Absatz 1 Buchstaben a bis d und g 
vorgeschriebenen Prüfung Mängel der 
europäischen Patentanmeldung festge¬ 
stellt, so teilt die Eingangsstelle dies 
dem Anmelder mit und fordert ihn 
auf, die Mängel innerhalb einer von 
ihr zu bestimmenden Frist zu beseiti¬ 
gen. Die Beschreibung, die Patentan¬ 
sprüche und die Zeichnungen können 
nur insoweit geändert werden, als es 
erforderlich ist, um die festgestellten 
Mängel gemäß den Bemerkungen der 
Eingangsstelle zu beseitigen. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, 
wenn der Anmelder, der eine Priorität 
in Anspruch nimmt, bei Einreichung 
der europäischen Patentanmeldung 
den Tag oder Staat der früheren An¬ 
meldung nicht angegeben hat. 


(5) The pariicuiars slated in the 
declaration ol priorily shall appear in 
the published European patent appli- 
cation and also on the European 
patent specification. 


Part IV 

Implementing regulations 
to part IV 
of the Convention 


Chapler I 

Examination 
by the Receiving Section 

Rule 39 

Communication followiug 
the examination on filing 

If the European patent application 
fails to meet the requirements laid 
down in Article 80, the Receiving 
Section shall communicate the dis- 
closed deficiencies to the applicant 
and inform him that the application 
will not be dealt with as a European 
patent application unless he remedies 
the disclosed deficiencies within one 
month. If he does so, he shall be 
informed of the date of filing. 


Rule 40 

Examination for certaln physlcal 
requirements 

The physical requirements which 
the European patent application must 
satisfy pursuant to Article 91, Para¬ 
graph 1 (b), shall be those prescribed 
in Rule 32, paragraphs ! and 2, 
Rule 35, paragraphs 2 to 11 and 14, 
and Rule 36, paragraphs 2 and 4. 


Rule 4! 

Rectificatlon of deficiencies 
in the application documents 

(1) If the examination provided for 
in Article 91, paragraph 1 (a) to (d) 
and (g), reveals deficiencies in the 
European patent application, the Re¬ 
ceiving Section shall inform the ap¬ 
plicant accordingly and invite him to 
remedy the deficiencies within such 
period as it shall specify. The descrip- 
tion, Claims and drawings may be 
amended only to an extent sufficient 
to remedy the disclosed deficiencies 
in accordance with the observations 
of the Receiving Section. 


(2) Paragraph 1 shall not apply 
where the applicant, while claiming 
priority, has omiited to indicate on 
filing the European patent application 
the date or State of first filing. 


(5) Les indicalions contenucs «ians 
la declaration de priorilc sonl mon- 
tionnees dans la demande de brevet 
europeen publiee et sont portees sur 
le fascicule du brevet europeen. 


Quatrieme Partie 

Dispositions d'application 
de la quatrieme partie 
de la Convention 


Chapitre I 

Examen par la section de döpöt 


R&gie 39 

Notifications faisant suite ä l'examen 
iors du d£p6t 

Si la demande de brevet europeen 
ne satisfait pas aux exigences de l'ar- 
ticle 80, la section de döpöt notifie au 
demandeur les irregularitös constatöes 
et Tinforme que s’il n'y remödie pas 
dans un dölai d’un mois, la demande 
ne sera pas traitöe en tant que de¬ 
mande de brevet europ&en. Si le de¬ 
mandeur remödie dans le dölai aux 
irrägularitös constatäes, la section de 
döpöt lui notifie la date de döpöt. 

Rtgle 40 

Examen de certalnes conditions 
de forme 

Les conditions de forme auxquelles 
doit satisfaire toute demande de bre¬ 
vet europöen, en vertu de l'article 91, 
paragraphe 1, lettre b), sont celles 
prövues ä la regle 32, paragraphes 1 
et 2, ä la regle 35, paragraphes 2 ä 11 
et 14, et ä la regle 36, paragraphes 2 
et 4. 

Rfegle 41 

Correction d'irrdgularitäs dans les 
pi&ces de la demande 

(t) Si Texamen prevu ä l’article 91, 
paragraphe 1, letlres a) ä d) et g) fait 
apparaitre des irregularitös dans la 
demande de brevet europöen, la sec¬ 
tion de depöt le Signale au demandeur 
et Tinvite ä remedier ä ces irregu- 
laritös dans le delai qu elle lui impar- 
tit. La description, les revendications 
et les dessins ne peuvent etre modi¬ 
fies que dans la mesure necessaire 
pour remedier aux irregularites cons- 
tatees et conformement aux observa¬ 
tions de la section de depöt. 

(2) Les dispositions du paragraphe 1 
ne sont pas applicables si le deman¬ 
deur qui revendique la priorite a omis 
d indiquer lors du depöt de la deman¬ 
de de brevet europeen la date ou le 
pays du premier depöt. 



Nr. 32 — Tay der Ausgabe: Bonn, den 26. Juni 1976 


951 


(3) Absatz 1 ist auch nicht anzu- 
wemien, wenn die Prüfung ergeben 
hat, daß der bei Einreichung der euro¬ 
päischen Patentanmeldung genannte 
erste Anmeldetag um mehr als ein 
Jahr vor dem Anmeldetag der europä¬ 
ischen Patentanmeldung liegt. In die¬ 
sem Fall teilt die Eingangsstelle dem 
Anmelder mit, daß kein Prioritätsan¬ 
spruch besteht, wenn der Anmelder 
nicht innerhalb eines Monats einen 
berichtigten Prioritätstag angibt, der 
in das Jahr fällt, das vor dem Anmel¬ 
detag der europäischen Patentanmel¬ 
dung liegt. 

Regel 42 

Nachholung der Erfindernennung 

(1) Ergibt die in Artikel 91 Absatz 1 
Buchstabe f vorgeschriebene Prüfung, 
daß die Erfindernennung nicht nach 
Regel 17 erfolgt ist, so teilt die Ein¬ 
gangsstelle dem Anmelder mit, daß 
die europäische Patentanmeldung als 
zurückgenommen gilt, wenn der Man¬ 
gel nicht innerhalb der in Artikel 91 
Absatz 5 vorgeschriebenen Frist be¬ 
seitigt wird. 

(2) Handelt es sich um eine europä¬ 
ische Teilanmeldung oder um eine 
nach Artikel 61 Absatz 1 Buchstabe b 
eingereichte neue europäische Patent¬ 
anmeldung, so endet die Frist für die 
Erfindernennung nicht vor Ablauf von 
zwei Monaten nach der in Absatz 1 
genannten Mitteilung; auf diese Frist 
wird in der Mitteilung hingewiesen. 

Regel 43 

Verspätet 

oder nicht eingereichte Zeichnungen 

(1) Ergibt die in Artikel 9! Absatz 1 
Buchstabe g vorgeschriebene Prüfung, 
daß die Zeichnungen nach dem An¬ 
meldetag eiDgereicht worden sind, so 
teilt die Eingangsstelle dem Anmelder 
mit, daß die Zeichnungen und die Be¬ 
zugnahmen auf die Zeichnungen in 
der europäischen Patentanmeldung 
als gestrichen gelten, wenn der An¬ 
melder nicht innerhalb eines Monats 
beantragt, den Anmeldetag neu auf 
den Tag der Einreichung der Zeich¬ 
nungen festzusetzen. 

(2) Ergibt die in Absatz 1 genannte 
Prüfung, daß die Zeichnungen nicht 
eingereicht worden sind, so fordert 
die Eingangsstelle den Anmelder auf, 
die Zeichnungen innerhalb eines Mo¬ 
nats einzureichen, und teilt dem An¬ 
melder mit, daß der Anmeldetag neu 
auf den Tag der Einreichung der 
Zeichnungen festgesetzt wird oder, 
wenn die Zeichnungen nicht rechtzei¬ 
tig eingereicht werden, die Bezugnah¬ 
men auf die Zeichnungen in der euro¬ 
päischen Patentanmeldung als gestri¬ 
chen gelten. 


(3) Paragraph 1 shall not apply 
whcre the examinalion reveals that 
the date ol the iirst filing given on 
filing the European patent applicalion 
precedes the date of filing of the 
European patent application by more 
than one year. In this event the 
Receiving Section shall inform the 
applicant that there will be no right 
of priority for the applicalion unless, 
within one month, the applicant in- 
dicates a corrected date, lying within 
the year preceding the date of filing 
of the European patent application. 

Rule 42 

Subsequent Identification 
ol the inventor 

(1) If the examinalion provided for 
in Article 91, paragraph 1 (f), reveals 
that the inventor has not been 
identified in accordance with the pro- 
visions of Rule 17, the Receiving 
Section shall inform the applicant that 
the European patent application shall 
be deemed to be withdrawn unless 
this deficiency is corrected within the 
period prescribed by Article 91, para¬ 
graph 5. 

(2) In the case of a European divi- 
sional application or a new European 
patent application filed pursuant to 
Article 61, paragraph 1 (b), the time 
limit for identifying the inventor may 
in no case expire before two months 
after the communication referred to 
in paragraph 1, which shall state the 
time limit. 

Rule 43 

Late-filed or missing drawings 

(1) If the examination provided for 
in Article 91, paragraph 1 (g), reveals 
that the drawings were filed later 
than the date of filing of the European 
patent application, the Receiving 
Section shall inform the applicant that 
the drawings and the references to 
the drawings in the European patent 
application shall be deemed to be 
deleted unless the applicant requests 
within a period of one month that the 
application be re-dated to the date on 
which the drawings were filed. 

(2) If the examination reveals that 
the drawings were not filed, the 
Receiving Section shall invite him to 
file them within one month and in¬ 
form him that the application will be 
re-dated to the date on which they 
are filed, or, if they are not filed in 
due time, any reference to them in 
the application shall be deemed to 
be deleted. 


(3) Les dispoMUons du parag; aplie 1 
ne sollt jms rioVuiiuige applicables si 
l’oxanien iait appciruilre que lu date 
du premier depo 1 indiquee lors du de- 
pöl de la demar.de de brevet europeen 
est anterieure de plus d un an ä ia 
date de depöt de la demande de bre¬ 
vet europeen. Dans un tel cas, la sec- 
tion de depöt Signale au demandeur 
qu’il n'existe pas de droit de priorite 
ä raoins que, dans un delai d un mois 
il n’indique une date rectifiee qui se 
situe au cours de lannöe precedant la 
date de döpöt de la demande de bre¬ 
vet europeen. 

R&gle 42 

Designation ulterieure de l'inventeur 

(1) S il resulte de lexamen present 
ä larticle 91, paragraphe 1, lettre f) 
que la dösignation de l'inventeur n a 
pas etö effectuee conformöment ä la 
regle 17, la section de depöt notifie 
au demandeur que s'il n'a pas ete 
remödie ä cette irregularitö dans les 
dölais prevus ä larticle 91, paragra¬ 
phe 5, la demande de brevet europeen 
est reputöe retiröe. 

(2) Dans le cas d une demande divi- 
sionnaire europeenne ou dans celui 
d une nouvelle demande de brevet eu¬ 
ropeen au sens de l article 61, para¬ 
graphe 1, lettre b), le dölai pendant 
lequel l'inventeur peut encore ötre de- 
signe ne peut en aucun cas etre infe- 
rieur ä deux mois ä compter de la 
notification visee au paragraphe 1, qui 
doit mentionner la date d'expiration 
de ce dölai. 

R£gle 43 

Dessins omis ou d£pos£s tardivement 

(1) S il resulte de l examen present 
ä l article 91, paragraphe 1, lettre g), 
que les dessins ont ete deposes postö- 
rieurement ä la date de döpöt de la 
demande de brevet europeen, la sec¬ 
tion de depöt notifie au demandeur 
que les dessins et les references aux 
dessins figurant dans la demande de 
brevet europeen sont reputes suppri- 
mes ä moins que le demandeur ne 
presente, dans un delai d un mois, une 
requete aux fins d'obtenir une deman¬ 
de dont la date sera la date ä laquelle 
les dessins ont ete deposes. 

(2) S'il resulte de l examen que les 
dessins n'ont pas ete deposes, la sec¬ 
tion de depöt invite le demandeur ä 
les deposer dans un delai d un mois 
et l'informe que la date de la demande 
sera celle ä laquelle les dessins auront 
ete deposes ou que, si les dessins ne 
sont pas deposes dans le delai, les 
references aux dessins figurant dans 
la demande seront reputees suppri- 
mees. 
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(3) Jeder neu festgesetzte Anmelde¬ 
tag wird dem Anmelder mitgeteilt. 

Kapitel II 

Europäischer Redierdienbericbt 

Regel 44 
Inhalt 

des europäischen Recherchenberichts 

(1) Im europäischen Recherchenbe¬ 
richt werden die dem Europäischen 
Patentamt zum Zeitpunkt der Erstel¬ 
lung des Berichts zur Verfügung ste¬ 
henden Schriftstücke genannt, die zur 
Beurteilung der Neuheit der der euro¬ 
päischen Patentanmeldung zugrunde¬ 
liegenden Erfindung und der erfinde¬ 
rischen Tätigkeit, auf der die Erfin¬ 
dung beruht, in Betracht gezogen 
werden können. 

(2) Die Schriftstücke werden im Zu¬ 
sammenhang mit den Patentansprü¬ 
chen aufgeführt, auf die sie sich be¬ 
ziehen. Soweit erforderlich werden 
die maßgeblichen Teile jedes Schrift¬ 
stücks näher gekennzeichnet (bei¬ 
spielsweise durch Angabe der Seite, 
der Spalte und der Zeilen oder der 
Abbildungen). 

(3) Im europäischen Recherchenbe¬ 
richt ist zu unterscheiden zwischen 
Schriftstücken, die vor dem bean¬ 
spruchten Prioritätstag, zwischen dem 
Prioritätstag und dem Anmeldetag 
und an oder nach dem Anmeldetag 
veröffentlicht worden sind. 

(4) Schriftstücke, die sich auf eine 
vor dem Anmeldetag der europä¬ 
ischen Patentanmeldung der Öffent¬ 
lichkeit zugänglich gemachte mündli¬ 
che Beschreibung, Benutzung oder 
sonstige Offenbarung beziehen, wer¬ 
den in dem europäischen Recherchen¬ 
bericht unter Angabe des Tags einer 
etwaigen Veröffentlichung des Schrift¬ 
stücks und einer nichtschriftlichen 
Offenbarung genannt. 

(5) Der europäische Recherchenbe¬ 
richt wird in der Verfahrenssprache 
abgefaßt. 

(6) Auf dem europäischen Recher¬ 
chenbericht ist die Klassifikation des 
Gegenstands der europäischen Patent¬ 
anmeldung nach der Internationalen 
Klassifikation anzugeben. 

Regel 45 

Unvollständige Recherche 

Ist die Recherchenabteilung der 
Auffassung, daß die europäische Pa¬ 
tentanmeldung den Vorschriften die¬ 
ses Übereinkommens so wenig ent¬ 
spricht, daß es nicht möglich ist, auf 
der Grundlage aller oder einiger Pa¬ 
tentansprüche sinnvolle Ermittlungen 
über den Stand der Technik durchzu¬ 
führen, so stellt sie entweder in einer 


(3) The applicant shall be informed 
of any new date of filing of the ap- 
plication. 

Chapter II 

European search report 
Rule 44 

Content of the European search report 

(1) The European search report shall 
mention those documents, available 
to the European Patent Office at the 
time of drawing up the report, which 
may be taken into consideration in 
deciding whether the invention to 
which the European patent application 
relates is new and involves an inven- 
tive Step. 


(2) Each citation shall be referred to 
the Claims to which it relates. If nec- 
essary, the relevant parts of the 
documents cited shall be identified 
(for example, by indicating the page, 
column and lines or the diagrams). 


(3) The European search report shall 
distinguish between cited documents 
published before the date of priority 
claimed, between such date of priority 
and the date of filing, and on or after 
the date of filing. 

(4) Any document which refers to 
an oral disclosure, a use or any other 
means of disclosure which took place 
prior to the date of filing of the 
European patent application shall be 
mentioned in the European search 
report, together with an indication of 
the date of publication, if any, of the 
document and the date of the non- 
written disclosure. 

(5) The European search report shall 
be drawn up in the language of the 
proceedings. 

(6) The European search report shall 
contain the Classification of the sub- 
ject-matter of the European patent 
application in accordance with the 
international Classification. 

Rule 45 

Incomplete search 

If the Search Division considers that 
the European patent application does 
not comply with the provisions of the 
Convention to such an extent that 
it is not possible to carry out a mean- 
ingful search into the state of the art 
on the basis of all or some of the 
Claims, it shall either declare that 
search is not possible or shall, so 


(3) Toute nouvelle date de depöt de 
la demande est notifiee au deman- 
deur. 

Chapitre II 

Rapport de redierdie europdenne 
Rdgle 44 

Contenu du rapport de recherche 
europdenne 

(1) Le rapport de recherche euro- 
peenne eite les documents dont dis- 
pose l'Office europeen des brevets ä 
la date d etablissement du rapport, qui 
peuvent ötre pris en consideration 
pour apprecier la nouveautd de l'in- 
vention, objet de la demande de bre- 
vet europeen, et l'activite inventive. 


(2) Chaque citation est faite en rela- 
tion avec les revendications quelle 
concerne. Si necessaire, les parties 
pertinentes du document citd sont 
identifides (par exexnple en indiquant 
la page, la colonne et les lignes ou 
les figures). 


(3) Le rapport de recherche euro- 
pdenne doit distinguer entre les docu¬ 
ments citds qui ont dtd publids avant 
la date de prioritd, entre la date de 
prioritd et la date de ddpöt et ä la 
date de ddpöt et postörieurement. 

(4) Tout document se rdferant ä une 
divulgation orale, ä un usage ou ä 
toute autre divulgation ayant eu lieu 
antdrieurement ä la date de ddpöt de 
la demande de brevet europöen, est 
citd dans le rapport de recherche eu- 
ropdenne en precisant la date de pu¬ 
blication du document, si eile existe, 
et celle de la divulgation non derite. 


(5) Le rapport de recherche euro- 
pöenne est rödigd dans la langue de 
la procedure. 

(6) Le rapport de recherche euro- 
peenne mentionne le classement de la 
demande de brevet europeen selon la 
Classification internationale. 

Rögle 45 

Recherche incomplete 

Si la division de la recherche estirae 
que la demande de brevet europeen 
n’est pas conforme aux dispositions 
de la convention, au point qu'une re¬ 
cherche significative sur l’etat de la 
technique ne peut etre effeetuee au 
regard de tout ou partie des revendi¬ 
cations, eile declare qu'une teile re¬ 
cherche est impossible ou eile etablit, 
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Erklärung fest, daß Ermittlungen nicht 
möglich sind, oder erstellt, soweit 
dies durchführbar ist, für einen Teil 
der Anmeldung einen europäischen 
Recherchenbericht. Diese Erklärung 
und dieser Bericht gelten für das wei¬ 
tere Verfahren als europäischer Re¬ 
cherchenbericht. 

Regel 46 

Europäischer Recherchenbericht bei 
mangelnder Einheitlichkeit 

(1) Entspricht die europäische Pa¬ 
tentanmeldung nach Auffassung der 
Recherchenabteilung nicht den Anfor¬ 
derungen an die Einheitlichkeit der 
Erfindung, so erstellt sie den europä¬ 
ischen Recherchenbericht für die 
Teile der Anmeldung, die sich auf die 
zuerst in den Patentansprüchen er¬ 
wähnte Erfindung oder Gruppe von 
Erfindungen im Sinn des Artikels 82 
beziehen. Sie teilt dem Anmelder mit, 
daß für die übrigen in der Anmeldung 
enthaltenen Erfindungen europäische 
Recherchenberichte nur erstellt wer¬ 
den, wenn hierfür innerhalb einer von 
der Recherchenabteilung zu bestim¬ 
menden Frist, die nicht kürzer als 
zwei Wochen sein und sechs Wochen 
nicht übersteigen darf, die Recher¬ 
chengebühren für diese Berichte ent¬ 
richtet werden. Die Recherchenabtei¬ 
lung erstellt für die Teile der Anmel¬ 
dung europäische Recherchenberichte, 
die sich auf die Erfindung beziehen, 
für die die genannten Gebühren ent¬ 
richtet worden sind. 

(2) Eine nach Absatz 1 gezahlte Re¬ 
cherchengebühr wird zurückgezahlt, 
wenn der Anmelder im Verlauf der 
Prüfung der europäischen Patentan¬ 
meldung durch die Prüfungsabteiiung 
einen Erstattungsantrag stellt und die 
Prüfungsabteilung feststellt, daß die 
in Absatz 1 genannte Mitteilung nicht 
gerechtfertigt war. 

Regel 47 

Endgültiger Inhalt 
der Zusammenfassung 

(1) Gleichzeitig mit der Erstellung 
des europäischen Recherchenberichts 
bestimmt die Recherchenabteilung 
den endgültigen Inhalt der Zusam¬ 
menfassung. 

(2) Der endgültige Inhalt der Zu¬ 
sammenfassung wird dem Anmelder 
zusammen mit dem europäischen Re¬ 
cherchenbericht übersandt. 

Kapitel 111 
Veröffentlichung 

der europäischen Patentanmeldung 

Regel 48 

Technische Vorbereitungen 
für die Veröffentlichung 

(1) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts bestimmt, wann die tech- 


far as is practicable, draw up a partial 
European search report. The declara- 
tion and the partial report referred to 
shall be considered, for the purposes 
of subsequent proceedings, as the 
European search report. 


Rule 46 

European search report 
where the Invention lacks unity 
(1) If the Search Division considers 
that the European patent application 
does not comply with the require- 
ment of unity of invention, it shall 
draw up the European search report 
on those parts of the European patent 
application which relate to the inven¬ 
tion, or the group of inventions within 
the meaning of Article 82, first men- 
tioned in the Claims. It shall inform 
the applicant that if European search 
reports are to be drawn up in respect 
of the other inventions, the necessary 
search fees for obtaining such reports 
must be paid within a period to be 
fixed by the Search Division and 
which may not be shorter than two 
weeks and may not exceed six weeks. 
The Search Division shall draw up 
European search reports for those 
parts of the European patent applica¬ 
tion which relate to inventions in 
respect of which the fees* referred to 
were paid. 


(2) Any fee which has been paid 
under paragraph 1 shall be refunded 
if, during the examination of the Euro¬ 
pean patent application by the Eram- 
ining Division, the applicant requests 
a refund and the Examining Division 
finds that the communication referred 
to in the said paragraph was not 
justified. 


Rule 47 

Definitive content of the abstract 

(1) At the same time as drawing up 
the European search report, the Search 
Division shall determine the definitive 
content of the abstract. 

(2) The definitive content of the 
abstract shall be transmitted to the 
applicant together with the European 
search report. 


Chapter III 
Publication 

of the European patent application 
Rule 48 

Technical preparatlons for publication 

(1) The President of the European 
Patent Office shall determine when 


dans la mesure du possible, un rapport 
partiel de rechcrche europeenne. La 
declaration et le rapport partiel sont 
consideres, aux fins de la procedure 
ulterieure, comme le rapport de re- 
cherche europeenne. 


Rögle 46 

Rapport de recherche europeenne 
en cas d'absence d'unltö d'invention 

(1) Si la division de la recherche 
estime que la demande de brevet eu¬ 
ropeen ne satisfait pas ä 1‘exigence 
concernant l'unite d'invention, eile 
etablit le rapport de recherche euro¬ 
peenne pour les parties de la demande 
de brevet europöen qui se rapportent 
ä 1’mvention ou ä la pluralite d inven- 
tions au sens de l article 82, mention- 
n£e en premier lieu dans les revendi- 
cations. Elle notifie au demandeur que 
des rapports de recherche europöenne 
ne peuvent ötre etablis pour les au- 
tres inventions que si les taxes exigi- 
bles sont acquittees dans un d61ai 
qu'elle lui impartit et qui ne peut 
ötre införieur ä deux semaines ni su- 
pörieur ä six semaines. La division de 
la recherche 6tablit des rapports de 
recherche europeenne pour les par¬ 
ties de la demande de brevet euro- 
p£en qui se rapportent aux inventions 
pour lesquelles les taxes exigibles ont 
6t6 acquit6es. 


(2) Toute taxe acquitt£e en vertu 
du paragraphe 1 est rembours^e si, 
au cours de l'examen de la demande 
de brevet europeen par la division 
d'examen, le demandeur le requiert et 
si la division d'examen constate que 
la communication vis6e audit para¬ 
graphe n'ötait pas justifiöe. 

R&gle 47 

Contents düflnitif de I’abr6g£ 

(1) La division de la recherche 6ta- 
blit le rapport de recherche europöen- 
ne et arrete simultanement le contenu 
döfinitif de l'abreg£. 

(2) Le contenu definitif de l'abrege 
est notifi£ au demandeur avec le rap¬ 
port de recherche europeenne. 

Chapitre III 

Publication de la demande 
de brevet europöen 

Rögle 48 

Pr4paratifs techniques 
en vue de la publication 

(1) Le President de l'Office europeen 
des brevets determine quand les pre- 
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nischen Vorbereitungen für die Veröf¬ 
fentlichung dei europäischen Patent¬ 
anmeldung als abgeschlossen gelten. 

(2) Die europäische Patentanmel¬ 
dung wird nicht veröffentlicht, wenn 
sie vor Abschluß der technischen 
Vorbereitungen für die Veröffentli¬ 
chung rechtskräftig zurückgewiesen 
oder zurückgenommen worden ist 
oder als zurückgenommen gilt. 


Regel 49 

Form der Veröffentlichung der 
europäischen Patentanmeldungen und 

europäischen Recherchenberichte 

(1) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts bestimmt, in welcher Form 
die europäischen Patentanmeldungen 
veröffentlicht werden und welche An¬ 
gaben sie enthalten. Das gleiche gilt, 
wenn der europäische Recherchenbe- 
richt und die Zusammenfassung ge¬ 
sondert veröffentlicht werden. Der 
Präsident des Europäischen Patent¬ 
amts kann für die Veröffentlichung 
der Zusammenfassung besondere Vor¬ 
schriften erlassen. 

(2) In der veröffentlichten europä¬ 
ischen Patentanmeldung werden die 
benannten Vertragsstaaten angegeben. 

(3) Sind vor Abschluß der techni¬ 
schen Vorbereitungen für die Veröf¬ 
fentlichung der europäischen Patent¬ 
anmeldung die Patentansprüche nach 
Regel 86 Absatz 2 geändert worden, 
so werden in der Veröffentlichung 
außer den ursprünglichen Patentan¬ 
sprüchen auch die neuen oder geän¬ 
derten Patentansprüche aufgeführt. 


Regel 50 

Mitteilung über die Veröffentlichung 

{1) Das Europäische Patentamt hat 
dem Anmelder den Tag mitzuteilen, 
an dem im Europäischen Patentblatt 
auf die Veröffentlichung des europä¬ 
ischen Recherchenberichts hingewie¬ 
sen worden ist, und ihn in dieser Mit¬ 
teilung auf Artikel 94 Absätze 2 und 3 
hinzuweisen, dessen Wortlaut beizu¬ 
fügen ist, 

(2) Der Anmelder kann aus der Un¬ 
terlassung der Mitteilung nach Absatz 
1 keine Ansprüche herleiten. Ist in 
der Mitteilung ein späterer Tag der 
Veröffentlichung angegeben, so ist für 
die Frist zur Stellung des Prüfungsan¬ 
trags der spätere Tag als der Tag des 
Hinweises auf die Veröffentlichung 
maßgebend, wenn der Fehler nicht 
ohne weiteres erkennbar war. 


the technical pieparations for publica- 
tion of the European patent applica- 
tion are lo be deemed lo have beeis 
completed. 

(2) The European patent application 
shall not be published if it has been 
finally refused or withdrawn or 
deemed to be withdrawn before the 
termination of the technical prepara- 
tions for publication. 


Rule 49 

Form of the publication of European 
patent applications 
and European search reports 

(1) The President of the European 
Patent Office shall prescribe the form 
of the publication of the European 
patent application and the data which 
are to be included. The same shall 
apply where the European search re- 
port and the abstract are published 
separately. The President of the Euro¬ 
pean Patent Office may lay down 
special conditions for the publication 
of the abstract. 


(2) The* designated Contracting 
States shall be specified in the pub¬ 
lished European patent application. 

(3) If, before the termination of the 
technical preparations for publication 
of the European patent application, 
the Claims have been amended pur- 
suant to Rule 86, paragraph 2, the 
new or amended Claims shall be in¬ 
cluded in the publication in addition 
to the original Claims. 


Rule 50 

Information about publication 


(1) The European Patent Office shall 
communicate to the applicant the date 
on which the European Patent Bulletin 
mentions the publication of the Euro¬ 
pean search report and shall draw his 
attention in this communication to the 
provisions of Article 94, paragraphs 2 
and 3, the text of which shall be 
attached. 

(2) The applicant may not invoke 
the omission of the communication 
provided for in paragraph 1. If a later 
date than the date of the mention of 
the publication is specified in the 
communication, the later date shall 
be the decisive date as regards the 
time limit for filing the request for 
examination unless the error is ap- 
parent. 


paraiils techniques entrepris en vue 
de la publication de la demande de 
brevet europeen sonl reputes acheves. 

(2) La demande de brevet europeen 
n'est pas publiee lorsque la demande 
a ete rejetee definitivement ou a eie 
retiree ou est reputee retiree avant 
la fin des preparatifs techniques en¬ 
trepris en vue de la publication. 


R&gle 49 

Forme de la publication 

des demandes de brevet europeen 
et des rapports de recherche 
europgenne 

(1) Le President de 1‘Office europeen 
des brevets dgtermine la forme de la 
publication des demandes de brevet 
europeen ainsi que les indications qui 
doivent y figurer. Les mämes disposi- 
tions sont applicables lorsque le rap- 
port de recherche europgenne et l a- 
bregg sont publies sgpargment. Le 
President de l’Office europgen des 
brevets peut determiner des modalitgs 
particulieres de publication de l a- 
brggg. 

(2) Les Etats contractants dgsigngs 
doivent figurer dans la demande de 
brevet europgen publige. 

(3) Si, avant la fin des preparatifs 
techniques entrepris en vue de la pu¬ 
blication de la demande de brevet 
europgen, les revendications ont gtg 
modifiges conformgment ä la regle 86, 
paragraphe 2, les revendications nou- 
velles ou modifiees figurent dans la 
publication ä cötg des revendications 
initiales. 

Rggle 50 

Renseignements concernant 
la publication 

(1) LOffice europeen des brevets 
est tenu de notifier au demandeur la 
date ä Iaquelle le Bulletin europgen 
des brevets a mentionng la publica¬ 
tion du rapport de recherche euro- 
pgenne et dappeler, dans cette notifi- 
cation, son attention sur les disposi- 
tions de l'article 94, paragraphes 2 
et 3, dont le texte est annexg. 

(2) Le demandeur ne peut se preva- 
loir de lomission de la notification 
visee au paragraphe 1. Si la notifica¬ 
tion indique par erreur une date pos- 
terieure ä celle de la mention de la 
publication, la date posterieure est 
considerge comme determinante pour 
le deiai de presentation de la requete 
en examen, ä moins que lerreur ne 
soit evidente. 
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Kapitel IV 
Prüfung 

durch die Prüfungsabteilung 
Regel 51 

Prüfungsverfahren 

(1) In dem Bescheid nach Artikel 96 
Absatz 1 stellt das Europäische Pa¬ 
tentamt dem Anmelder anheim, zu 
dem europäischen Recherchenbericht 
Stellung zu nehmen und gegebenen¬ 
falls die Beschreibung, die Patentan¬ 
sprüche und die Zeichnungen zu än¬ 
dern. 

(2) In den Bescheiden nach Artikel 
96 Absatz 2 fordert die Prüfungsabtei¬ 
lung den Anmelder gegebenenfalls 
auf, die festgestellten Mängel zu be¬ 
seitigen und soweit erforderlich die 
Beschreibung, die Patentansprüche 
und die Zeichnungen in geänderter 
Form einzureichen. 

(3) Die Bescheide nach Artikel 96 
Absatz 2 sind zu begründen; dabei 
sollen alle Gründe zusammengefaßt 
werden, die der Erteilung des europä¬ 
ischen Patents entgegenstehen. 

(4) Bevor die Prüfungsabteilung die 
Erteilung des europäischen Patents 
beschließt, teilt sie dem Anmelder 
mit, in welcher Fassung sie das euro¬ 
päische Patent zu erteilen beabsich¬ 
tigt, und fordert ihn auf, innerhalb 
von drei Monaten die Erteilungsge¬ 
bühr und die Druckkostengebühr zu 
entrichten sowie eine Übersetzung 
der Patentansprüche in den beiden 
Amtssprachen des Europäischen Pa¬ 
tentamts einzureichen, die nicht die 
Verfahrenssprache sind. Teilt der An¬ 
melder innerhalb dieser Frist mit, daß 
er mit der Erteilung des europäischen 
Patents in der vorgesehenen Fassung 
nicht einverstanden ist, so gilt die 
Mitteilung der Prüfungsabteilung als 
nicht erfolgt; die Prüfung wird fortge¬ 
setzt. 

(5) In der Mitteilung der Prüfungs¬ 
abteilung nach Absatz 4 werden die 
benannten Vertragsstaaten angege¬ 
ben, die eine Übersetzung nach Arti¬ 
kel 65 Absatz 1 verlangen. 

(6) In der Entscheidung, durch die 
das europäische Patent erteilt wird, 
ist die der Patenterteilung zugrunde¬ 
liegende Fassung der europäischen 
Patentanmeldung anzugeben. 

Regel 52 

Erteilung des europäischen Patents 
an verschiedene Anmelder 

Sind als Anmelder für verschiedene 
Vertragsstaaten verschiedene Perso¬ 
nen in das europäische Patentregister 
eingetragen, so erteilt die Prüfungsab¬ 
teilung das europäische Patent den 


Chapter IV 
Examination 

by the Examining Division 
Rule 51 

Examination procedure 

(1) In the invitation pursuant to 
Article 96, paragraph 1, the European 
Patent Office shall invite the ap- 
plicant, if he wishes, to comment on 
the European search report and to 
amend, where appropriate, the descrip- 
tion, Claims and drawings. 


(2) In any invitation pursuant to 
Article 96, paragraph 2, the Examining 
Division shall, where appropriate, in¬ 
vite the applicant to correct the dis- 
closed deficiencies and, where nec- 
essary, to file the description, Claims 
and drawings in an amended form. 


(3) Any communication pursuant to 
Article 96, paragraph 2, shall contain 
a reasoned Statement covering, where 
appropriate, all the grounds against 
the grant of the European patent. 

(4) Before the Examining Division 
decides to grant the European patent, 
it shall inform the applicant of the 
text in which it intends to grant it, 
and shall request him to pay within 
three months the fees for grant and 
printing and to file a translation of the 
Claims in the two official languages of 
the European Patent Office other than 
the language of the proceedings. If 
the applicant has communicated his 
disapprova! of the patent being grant- 
ed on the basis of this text within 
that period, the communication of the 
Examining Division shall be deemed 
not to have been made, and the ex¬ 
amination shall be resumed. 


(5) The communication of the Ex¬ 
amining Division under paragraph 4 
shall indicate the designated Con¬ 
tracting States which require a trans¬ 
lation pursuant to Article 65, para¬ 
graph 1. 

(6) The decision to grant the Euro¬ 
pean patent shall state which text of 
the European patent application 
forms the basis for the grant of the 
European patent. 


Rule 52 

Grant of the European patent 
to different applicants 

Where different persons are entered 
in the Register of European Patents as 
applicants in respect of different Con¬ 
tracting States, the Examining Divi¬ 
sion shall grant the European patent 


Chapitre IV 
Examen 

par la division d'examen 
Regle 51 

Procedure d'examen 

(1) LOffice europeen des brevels, 
dans la notification adress4e au de- 
mandeur en vertu de l'article 96, para- 
graphe 1, l'invite, si tel est son desir, 
ä prendre position au sujet du rapport 
de recherche europeenne et ä modi- 
fier, s'il y a lieu, la description, les 
revendications et les dessins. 

(2) Dans toute notification adressee 
au demandeur en application de l’arti- 
cle 96. paragraphe 2, la division d’exa- 
men l'invite, s'il y a lieu, ä remddier 
aux irregularites constatees et, en tant 
que de besoin, ä deposer une descrip¬ 
tion, des revendications et des dessins 
modifies. 

(3) Toute notification faite en vertu 
de l'article 96, paragraphe 2, doit 6tre 
motivee et indiquer, s'il y a lieu, 1‘en- 
semble des motifs qui s'opposent ä la 
delivrance du brevet europeen. 

(4) Avant de prendre la decision de 
d61ivrer le brevet europeen, la divi¬ 
sion d’examen notifie au demandeur 
le texte dans lequel eile envisage de 
d61ivrer le brevet europ6en et l invite 
ä acquitter dans un d£lai de trois 
mois les taxes de delivrance et d im- 
pression et ä produire une traduction 
des revendications dans les deux lan- 
gues officielles de l'Office europeen 
des brevets autres que celle de la 
procedure. Si, dans ledit d£lai, le de¬ 
mandeur a marque son d£saccord sur 
la delivrance du brevet europeen dans 
ce texte, la notification de la division 
d’examen est reputee n'avoir pas ete 
faite et lexamen est repris. 


(5) La notification de la division 
d'examen ä laquelle fait reference le 
paragraphe 4 doit indiquer les Etats 
contractants designes qui exigent une 
traduction en application des disposi- 
tions de l'article 65, paragraphe 1. 

(6) La decision de delivrance du 
brevet europeen indique celui des tex- 
tes de la demande de brevet europeen 
qui a donne lieu ä la delivrance du 
brevet europeen. 

R£gle 52 

Delivrance du brevet europeen 
k plusieurs demandeurs 

Si des personnes differentes sont 
inscrites au Regislre europeen des 
brevets en tant que titulaires de la 
demande de brevet dans differents 
Etats contractants, la division d'exa- 
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verschiedenen Anmeldern jeweils für 
die sie betreffenden Vertragsstaaten. 


Kapitel V 

Europäische Patentschrift 
Regel 53 

Form der europäischen Patentschrift 

Regel 49 Absätze 1 und 2 ist auf die 
europäische Patentschrift entspre¬ 
chend anzuwenden. Außerdem wird in 
der Patentschrift die Frist angegeben, 
innerhalb deren Einspruch gegen das 
europäische Patent eingelegt werden 
kann. 

Regel 54 
Urkunde 

über das europäische Patent 

(1) Sobald die europäische Patent¬ 
schrift herausgegeben worden ist, 
stellt das Europäische Patentamt dem 
Patentinhaber die Urkunde über das 
europäische Patent aus, der als An¬ 
lage die Patentschrift beigefügt ist. In 
dieser Urkunde wird bescheinigt, daß 
das Patent für die in der Patentschrift 
beschriebene Erfindung der in der Ur¬ 
kunde genannten Person für die in 
der Patentschrift bezeichnten Ver¬ 
tragsstaaten erteilt worden ist. 

(2) Der Patentinhaber kann verlan¬ 
gen, daß ihm gegen Entrichtung einer 
Verwaltungsgebühr Ausfertigungen 
der Urkunde über das europäische 
Patent ausgestellt werden. 


Fünfter Teil 

Ausführungsvorschriften 
zum Fünften Teil 
des Übereinkommens 

Regel 55 

Inhalt der Einspruchsschrift 

Die Einsprudissdirift muß enthal¬ 
ten: 

a) den Namen, die Anschrift und den 
Staat des Wohnsitzes oder Sitzes 
des Einsprechenden nach Maßgabe 
der Regel 26 Absatz 2 Buchstabe C; 


b) die Nummer des europäischen Pa¬ 
tents, gegen das der Einspruch ein¬ 
gelegt wird, sowie die Bezeich¬ 
nung des Inhabers dieses Patents 
und der Erfindung; 

c) eine Erklärung darüber, in wel¬ 
chem Umfang gegen das europä¬ 
ische Patent Einspruch eingelegt 


for each Contracting Stale to the 
applicant or applicants registered in 
respect of that State. 


Chapter V 

The European patent specification 
Rule 53 

Form of the specification 
of the European patent 

Rule 49, paragraphs 1 and 2, shall 
apply mutatis mutandis to the specifi¬ 
cation of the European patent. The 
specification shall also contain an in- 
dication of the time limit for opposing 
the European patent. 


Rule 54 

Certificate for a European patent 

(1) As soon as the specification of 
the European patent has been pub- 
lished the European Patent Office shali 
issue to the proprietor of the patent 
a certificate for a European patent, to 
which the specification shall be an- 
nexed. The certificate shall certify 
that the patent has been granted, in 
respect of the invention described in 
the patent specification, to the person 
named in the certificate, for the Con¬ 
tracting States designated in the 
specification. 

(2) The proprietor of the patent may 
request that duplicate copies of the 
European patent certificate be sup- 
plied to him upon payment of an 
administrative fee. 


Part V 

Implementinq Regulations 
to Part V 
of the Convention 

Rule 55 

Content of the notice of Opposition 

The notice of Opposition shall con¬ 
tain: 

(a) the name and address of the 
Opponent and the State in which 
his residence or principal place of 
business is located, in accordance 
with the provisions of Rule 26, 
Paragraph 2 (c); 

(b) the number of the European patent 
against which Opposition is filed, 
and the name of the proprietor 
and title of the invention; 

(c) a Statement of the extent to which 
the European patent is opposed 
and of the grounds on which the 


men delivre ie brevet europeen, pour 
chacun desdits Etats contractants, ä 
celui des deniandeurs qui figure ou ä 
ceux des demandeurs qui figurent au 
registre comme tilulaires des droits 
pour cet Etat. 

Chapitre V 

Fascicule du brevet europden 
R&gle 53 

Forme du fascicule 
du brevet europden 

Les dispositions de la regle 49, para- 
graphes 1 et 2, s appliquent au fasci¬ 
cule du brevet europeen. Le fascicule 
mentionne egalement le delai pendant 
lequel le brevet europeen dälivre peut 
faire l'objet d une Opposition. 

R&gle 54 

Certificat de brevet europden 

(1) Des que le fascicule du brevet 
europeen a 6t6 publie, l’Office euro¬ 
peen des brevets delivre au titulaire 
du brevet un certificat de brevet euro¬ 
peen auquel est annexe le fascicule. 
Le certificat de brevet europäen at- 
teste que Ie brevet accord6 pour l’in- 
vention decrite dans le fascicule a 6tä 
delivr6 pour les Etats contractants 
d6sign£s dans celui-ci, ä la personne 
pour laquelle le certificat a ät6 d61i- 
vre. 

(2) Le titulaire du brevet europeen 
peut demander la d61ivrance de dupli- 
cata du certificat de brevet europeen 
en acquittant une taxe d’administra- 
tion. 


Cinquieme Partie 

Dispositions d'application 
de la cinquieme partie 
de la Convention 

Rfrgle 55 

Contenu de l’acte d’opposition 

L'acte d'opposition doit comporter: 

a) l'indication du nom, de l’adresse et 
de l’Etat du domicile ou du siege 
de l’opposant, dans les conditions 
prevues ä la regle 26, paragra- 
phe 2, lettre c); 

b) le numero du brevet europeen 
contre lequel l'opposition est for¬ 
mte, ainsi que la d^signation de 
son titulaire et le titre de l'inven- 
tion; 

c) une declaration precisant la mesu- 
re dans laquelle le brevet euro¬ 
peen est mis en cause par l opposi- 
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und auf welche Einspruchsgründe 
der Einspruch gestützt wird, sowie 
die Angabe der zur Begründung 
vorgebrachten Tatsachen und Be¬ 
weismittel; 

d) falls ein Vertreter des Einspre¬ 
chenden bestellt ist, seinen Namen 
und seine Geschäftsanschrift nach 
Maßgabe der Regel 26 Absatz 2 
Buchstabe c. 

Regel 56 

Verwerfung des Einspruchs 
als unzulässig 

(1) Stellt die Einspruchsabteilung 
fest, daß der Einspruch Artikel 99 Ab¬ 
satz 1 sowie Regel 1 Absatz 1 und Re¬ 
gel 55 Buchstabe c nicht entspricht 
oder daß das europäische Patent, ge¬ 
gen das der Einspruch eingelegt wird, 
nicht hinreichend bezeichnet ist, so 
verwirft sie den Einspruch als unzu¬ 
lässig, sofern die Mängel nicht bis zum 
Ablauf der Einspruchsfrist beseitigt 
worden sind. 

(2) Stellt die Einspruchsabteilung 
fest, daß der Einspruch anderen als 
den in Absatz 1 bezeichneten Vor¬ 
schriften der Regel 55 nicht ent¬ 
spricht, so teilt sie dies dem Antrag¬ 
steller mit und fordert ihn auf, inner¬ 
halb einer von ihr zu bestimmenden 
Frist die festgestellten Mängel zu be¬ 
seitigen. Werden die Mängel nidit 
rechtzeitig beseitigt, so verwirft die 
Einspruchsabteilung den Einspruch als 
unzulässig. 

(3) Jede Entscheidung, durch die 
ein Einspruch als unzulässig verwor¬ 
fen wird, wird dem Patentinhaber mit 
einer Abschrift des Einspruchs mitge¬ 
teilt. 

Rege) 57 

Vorbereitung der Einspruchsprüfung 

(1) Ist der Einspruch zulässig, so 
teilt die Einspruchsabteilung dem Pa¬ 
tentinhaber den Einspruch mit und 
fordert ihn auf, innerhalb einer von 
ihr zu bestimmenden Frist eine Stel¬ 
lungnahme und gegebenenfalls Ände¬ 
rungen der Beschreibung, der Patent¬ 
ansprüche und der Zeichnungen ein¬ 
zureichen. 

{2) Sind mehrere Einsprüche einge¬ 
legt worden, so teilt die Einspruchs¬ 
abteilung gleichzeitig mit der Mittei¬ 
lung nach Absatz 1 die Einsprüche 
den übrigen Einsprechenden mit. 

(3) Die Einspruchsabteilung teilt die 
Stellungnahme des Patentinhabers 
und gegebenenfalls die Änderungen 
den übrigen Beteiligten mit und for¬ 
dert sie auf, wenn sie dies für sach¬ 
dienlich erachtet, sich innerhalb einer 
von ihr zu bestimmenden Frist hierzu 
zu äußern. 


Opposition is based as well as an 
indication of the facts, evidence 
and argumenls presented in Sup¬ 
port of these grounds; 

(d) if the Opponent has appointed a 
representative, his name and the 
address of his place of business, 
in accordance with the provisions 
of Rule 26, paragraph 2 (c). 

Rule 56 

Rejection of the notice of 
Opposition as Inadmissible 

(1) If the Opposition Division notes 
that the notice of Opposition does not 
comply with the provisions of Arti- 
cle 99, paragraph 1, Rule 1, para¬ 
graph 1, and Rule 55, sub-paragraph 
(c), or does not provide sufficient 
identification of the patent against 
which Opposition has been filed, it 
shall reject the notice of Opposition 
as inadmissible unless these deficien- 
cies have been remedied before expiry 
of the Opposition period. 

(2) If the Opposition Division notes 
that the notice of Opposition does not 
comply with the provisions of Rule 55 
other than those mentioned in para¬ 
graph 1, it shall communicate this to 
the Opponent and shall invite him to 
remedy the deficiencies noted within 
such period as it may specify. If the 
notice of Opposition is not corrected 
in good time, the Opposition Division 
shall reject it as inadmissible. 

(3) Any decision to reject a notice 
of Opposition as inadmissible shall be 
communicated to the proprietor of 
the patent, together with a copy of 
the notice. 

Rule 57 

Preparation of the examination 
of the Opposition 

(1) If the Opposition is admissible, 
the Opposition Division shall commu¬ 
nicate the Opposition to the proprietor 
of the patent and shall invite him to 
file his observations and to file amend- 
ments, where appropriate, to the 
description, Claims and drawings 
within a period to be fixed by the 
Opposition Division. 

(2) If several notices of Opposition 
have been filed, the Opposition Divi¬ 
sion shall communicate them to the 
other opponents at the same time as 
the communication provided for under 
paragraph 1. 

(3) The observations and any 
amendments filed by the proprietor of 
the patent shall be communicated to 
the other parties concerned who shall 
be invited by the Opposition Division, 
if it considers it expedient, to reply 
within a period to be fixed by the 
Opposition Division. 


tion, ies motifs sur lesquels iOppo¬ 
sition se fonde ainsi que los laits 
et justifications invoques a I'appui 
de ces motifs; 

d) l’indication du nom et de l'adresse 
professionnelle du mandataire de 
l'opposant, s'il en a ete constitue 
un, dans les conditions prevues a 
la regle 26, paragraphe 2, lettre c). 

R&gle 56 

Rejet de l'opposition 
pour irrecevabllite 

(1) Si la division d'opposition cons- 
tate que l'opposition n'est pas con- 
forme aux dispositions de I'article 99, 
paragraphe 1, de la regle 1, paragra¬ 
phe 1 et de la regle 55, lettre c), ou 
ne designe pas le brevet en cause de 
maniere süffisante, eile rejette ladite 
Opposition comrae irrecevable, ä moins 
qu’il n'ait et£ remedie ä ces irregulä¬ 
res avant l’expiration du d£lai d'op¬ 
position. 

(2) Si la division d'opposition cons- 
tate que l'opposition n'est pas confor- 
me aux dispositions de la r£gle 55 
autres que celles prevues au paragra¬ 
phe 1, eile le notifie ä l’opposant et 
l’invite ä rem6dier aux irr6gularit£s 
constat£es, dans un d£lai qu elle lui 
impartit. Si l'acte d'opposition n'est 
pas r6gularis£ dans les d£lais, la divi¬ 
sion d'opposition rejette l'opposition 
comme irrecevable. 

(3) Toute decision par laquelle une 
Opposition est rejette pour irreceva- 
bilit6 est notifi£e, avec une copie de 
l'acte d'opposition, au titulaire du bre¬ 
vet. 

Rögle 57 

Mesures prdparatolres 
ä l’examen de l'opposition 

(!) Si l'opposition est recevable, la 
division d'opposition notifie au titu¬ 
laire du brevet l'opposition formte et 
l’invite, dans un d£Iai qu elle lui im¬ 
partit, ä presenter ses observations et 
ä soumettre, s'il y a lieu, des modifi- 
cations ä la description, aux revendi- 
cations et aux dessins. 

(2) Si plusieurs oppositions ont ete 
formöes, ces oppositions sont notifiees 
en meme temps que la notification 
visee au paragraphe 1 par la division 
d'opposition aux differents opposants. 

(3) Les observations du titulaire du 
brevet ainsi que toutes modifications 
qu'il a soumises sont notifiees aux 
autres parties interessees par la divi¬ 
sion d'opposition qui invite les par¬ 
ties, si eile le juge opportun, ä repli- 
quer dans un delai qu elle leur impar¬ 
tit. 
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t-ii Im Fall eines Antrags auf Bei¬ 
tritt zum Einspruchsverfahren kann 
die Einspruchsabteilung von der An¬ 
wendung der Absätze 1 bis 3 absehen. 

Regel 58 

Prüfung des Einspruchs 

(1) Alle Bescheide nach Artikel 10t 
Absatz 2 und alle hierzu eingehenden 
Stellungnahmen werden den Beteilig¬ 
ten übersandt. 

(2) In den Bescheiden, die nach Ar¬ 
tikel 101 Absatz 2 an den Patentinha¬ 
ber ergehen, wird dieser gegebenen¬ 
falls aufgefordert, soweit erforderlich 
die Beschreibung, die Patentansprü¬ 
che und die Zeichnungen in geänder¬ 
ter Form einzureichen. 

(3) Die Bescheide, die nach Artikel 
101 Absatz 2 an den Patentinhaber er¬ 
gehen, sind soweit erforderlich zu be¬ 
gründen; dabei sollen alle Gründe zu¬ 
sammengefaßt werden, die der Auf¬ 
rechterhaltung des europäischen Pa¬ 
tents entgegenstehen. 

(4) Bevor die Einspruchsabteilung 
die Aufrechterhaltung des europä¬ 
ischen Patents in geändertem Umfang 
beschließt, teilt sie den Beteiligten 
mit, in welchem Umfang sie das Pa¬ 
tent aufrechtzuerhalten beabsichtigt, 
und fordert sie auf, innerhalb eines 
Monats Stellung zu nehmen, wenn sie 
mit der Fassung, in der das Patent 
aufrechterhalten werden soll, nicht 
einverstanden sind. 

(5) Ist ein Beteiligter mit der von 
der Einspruchsabteilung mitgeteilten 
Fassung nicht einverstanden, so kann 
das Einspruchsverfahren fortgesetzt 
werden,- anderenfalls fordert die Ein¬ 
spruchsabteilung den Patentinhaber 
nach Ablauf der in Absatz 4 genann¬ 
ten Frist auf, innerhalb von drei Mo¬ 
naten die Druckkostengebühr für eine 
neue europäische Patentschrift zu ent¬ 
richten und eine Übersetzung der ge¬ 
änderten Patentansprüche in den bei¬ 
den Amtssprachen des Europäischen 
Patentamts einzureichen, die nicht die 
Verfahrenssprache sind. 

(6) In der Mitteilung der Ein¬ 
spruchsabteilung nach Absatz 5 wer¬ 
den die benannten Vertragsstaaten 
angegeben, die eine Übersetzung nach 
Artikel 65 Absatz 1 verlangen. 

(7) In der Entscheidung, durch die 
das europäische Patent in geändertem 
Umfang aufrechterhalten wird, ist die 
der Aufrechterhaltung zugrundelie¬ 
gende Fassung des europäischen Pa¬ 
tents anzugeben. 

Regel 59 

Anforderung von Unterlagen 

Werden im Einspruchsverfahren 
von einem Beteiligten Unterlagen ge- 


(4) lu the Cdse ol a notice ot Inter¬ 
vention in Opposition proceedings the 
Opposition Division inay dispense 
with the application of paragraphs 
1 to 3. 


Rule 58 

Examination of Opposition 

(1) All Communications issued pur- 
suant to Article 101, paragraph 2, and 
all replies thereto shall be communi- 
cated to all parties. 

(2) In any communication to the 
proprietor of the European patent 
pursuant to Article 101, paragraph 2, 
he shall, where appropriate, be in- 
vited to file, where necessary, the 
description, Claims and drawings in 
amended form. 

(3) Where necessary, any communi¬ 
cation to the proprietor of the Euro¬ 
pean patent pursuant to Article 101, 
paragraph 2, shall contain a reasoned 
Statement. Where appropriate, this 
Statement shall cover all the grounds 
against the maintenance of the Euro¬ 
pean patent. 

(4) Before the Opposition Division 
decides on the maintenance of the 
European patent in the amended form, 
it shall inform the parties that it 
intends to maintain the patent as 
amended and shall invite them to 
state their observations within a 
period of one month if they disap- 
prove of the text in which it is 
intended to maintain the patent. 


(5) If disapproval of the text com- 
municated by the Opposition Division 
is expressed, examination of the Op¬ 
position may be continued; otherwise, 
the Opposition Division shall, on ex- 
piry of the period referred to in para¬ 
graph 4, request the proprietor of the 
patent to pay, within three months, 
the fee for the printing of a new 
specification of the European patent 
and to file a translation of any amend¬ 
ed Claims in the two official languages 
of the European Patent Office other 
than the language of the proceedings. 

(6) The communication of the Op¬ 
position Division under paragraph 5 
shall indicate the designated Contract¬ 
ing States which require a translation 
pursuant to Article 65, paragraph I. 

(7) The decision to maintain the 
European patent as amended shall 
state which text of the European 
patent forms the basis for the main¬ 
tenance thereof. 


Rule 59 

Requests for documents 

If, during Opposition proceedings, 
a party refers to documents which 


En cas de demande d'interven- 
tion dans la procedure dopposition 
la division d opposition peut s'abstenir 
d’appliquer les dispositions des para- 
graphes 1, 2 et 3. 

R&gle 58 

Examen de Topposition 

(1) Toute notification faite en vertu 
de l'article 101, paragraphe 2, ainsi 
que toute reponse sont notifiäes ä 
toutes les parties. 

(2) Dans toute notification faite au 
titulaire du brevet europeen en appli- 
cation de l'article 101, paragraphe 2, 
celui-ci est invite, s'il y a lieu, ä de- 
poser, en tant que de besoin, une 
description, des revendications et des 
dessins modifies. 

(3) En tant que de besoin, toute 
notification faite au titulaire du brevet 
europeen en application de l'arti- 
cle 101, paragraphe 2, est motivee. S'il 
y a Heu, la notification indique l’en- 
semble des motifs qui s opposent au 
maintien du brevet europeen. 

(4) Avant de prendre la decision de 
maintenir le brevet europeen dans sa 
forme modifiee, la division d'opposi- 
tion notifie aux parties qu elle envi- 
sage le maintien du brevet ainsi modi- 
fi6 et les invite ä präsenter leurs 
observations dans le delai d un mois 
si elles ne sont pas d'accord sur le 
texte dans lequel eile a l'intention de 
maintenir le brevet. 

(5) En cas de desaccord sur le texte 
notifie par la division dopposition, 
l'examen de l'opposition peut fitre 
poursuivi; dans le cas contraire, la 
division d opposition, ä 1‘expiration du 
delai vise au paragraphe 4, invite le 
titulaire du brevet europeen ä acquit- 
ter dans un delai de trois mois la 
taxe d impression d un nouveau fasci- 
cule du brevet europeen et ä produire 
une traduction des revendications mo- 
difi£es dans les deux langues officiel- 
les autres que celle de la procedure. 


(6) La notification de la division 
d opposition a laquelle fait reference 
le paragraphe 5 doit indiquer les Etats 
contractants designes qui exigent une 
traduction en application des disposi¬ 
tions de l'article 65, paragraphe 1. 

(7) La decision de maintenir le bre¬ 
vet europeen dans sa forme modifiee 
indique celui des textes du brevet 
europeen sur la base duquel le brevet 
a ete maintenu. 

R&gle 59 

Demande de documents 

Si, au cours de la procedure d'oppo- 
sition, une partie fait mention de do- 
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nannt, die im Europäischen Patentamt 
nicht vorhanden sind, so kann das 
Europäische Patentamt die Nachrei- 
chung der Unterlagen innerhalb einer 
von ihm zu bestimmenden Frist ver¬ 
langen. Werden die Unterlagen nicht 
rechtzeitig eingereicht, so braucht das 
Europäische Patentamt das darauf ge¬ 
stützte Vorbringen nicht zu berück¬ 
sichtigen. 

Regel 60 

Fortsetzung des Einspruchsverfahrens 
von Amts wegen 

(1) Hat der Patentinhaber für alle 
benannten Vertragsstaaten auf das 
europäische Patent verzichtet oder ist 
das europäische Patent für alle diese 
Staaten erloschen, so kann das Ein¬ 
spruchsverfahren auf Antrag des Ein¬ 
sprechenden fortgesetzt werden; der 
Antrag ist innerhalb von zwei Mona¬ 
ten nach dem Tag zu stellen, an dem 
ihm das Europäische Patentamt den 
Verzicht oder das Erlöschen mitgeteilt 
hat 

(2) Stirbt ein Einsprechender oder 
verliert er seine Geschäftsfähigkeit, 
so kann das Einspruchsverfahren auch 
ohne die Beteiligung seiner Erben 
oder gesetzlichen Vertreter von Amts 
wegen fortgesetzt werden. Das Ver¬ 
fahren kann auch fortgesetzt werden, 
wenp der Einspruch zurückgenommen 
wird. 

Regel 61 

Rechtsfibergang 
des europäischen Patents 

Regel 20 ist auf einen Rechtsüber¬ 
gang des europäischen Patents wäh¬ 
rend der Einspruchsfrist oder der 
Dauer des Einspruchsverfahrens ent¬ 
sprechend anzuwenden. 

Regel 62 

Form der neuen europäischen 
Patentschrift im Elnspruchsverfahren 

Regel 49 Absätze 1 und 2 ist auf die 
neue europäische Patentschrift ent¬ 
sprechend anzuwenden. 

Regel 63 

Kosten 

(1) Die Kostenverteilung wird in 
der Entscheidung über den Einspruch 
angeordnet. Es können nur die Kosten 
berücksichtigt werden, die zur zweck¬ 
entsprechenden Wahrung der Rechte 
notwendig waren. Zu den Kosten ge¬ 
hört die Vergütung für die Vertreter 
der Beteiligten. 

(2) Dem Antrag auf Kostenfestset¬ 
zung sind eine Kostenberechnung und 
die Belege beizufügen. Der Antrag ist 
erst zulässig, wenn die Entscheidung, 


are not available in the European 
Patent Office, the European Patent 
Office may require that those docu- 
ments be filed within such period as 
it may specify. 3f such documents are 
not filed in good time, the European 
Patent Office may decide not to take 
into account any evidence based on 
them. 


Rule 60 

ContinuaUon of the Opposition 
proceedings by the European Patent 
Office of its own motion 

(1) If the European patent has been 
surrendered or has lapsed for all the 
designated States, the Opposition pro¬ 
ceedings may be continued at the 
request of the Opponent filed within 
two months as from a notification 
by the European Patent Office of the 
surrender or lapse. 


(2) In the event of the death or 
legal incapacity of an Opponent, the 
Opposition proceedings may be con¬ 
tinued by the European Patent Office 
of its own motion, eveii without the 
participation of the heirs or legal rep¬ 
räsentatives. The same shall apply 
when the Opposition is withdrawn. 

Rule 61 

Transfer of the European patent 

Rule 20 shall apply mutatis mutan- 
dis to any transfer of the European 
patent made during the Opposition 
period or during Opposition proceed¬ 
ings. 


Rule 62 

Form of the new specification 
of the European patent 
in Opposition proceedings 

Rule 49, paragraphs 1 and 2, shall 
apply mutatis mutandis to the new 
specification of the European patent. 


Rule 63 
Costs 

(1) Apportionment of costs shall 
be dealt with in the decision on the 
Opposition. Such apportionment shall 
only take into consideration the ex- 
penses necessary to assure proper 
protection of the rights involved. The 
costs shall include the remuneration 
of the representatives of the parties. 

(2) A bill of costs, with supporting 
evidence, shall be attached to the 
request for the fixing of costs. The 
request shall only be admissible if the 


cuments qui ne sont pas en la posses- 
sion de I'Office europeen des brevcts, 
celui-ci peut exiger que ces docu- 
ments lui soient fournis dans un delai 
qu'il impartit. Si les documents ne 
sont pas fournis dans les delais, I'Of¬ 
fice europeen des brevets peut ne pas 
tenir compte des arguments ä l’appui 
desquels ils sont invoques. 

Rdgle 60 

Poursuite d'office 
de la procddure d'opposition 

(1) Si le titulaire a renonce au bre- 
vet europeen pour tous les Etats de- 
signes ou si celui-ci s’est eteint pour 
tous ces Etats, la procedure d'opposi¬ 
tion peut etre poursuivie sur requete 
de l'opposantj cette requete doit etre 
presentee dans un delai de deux mois 
ä compter de la signification faite ä 
l’opposant par I'Office europeen des 
brevets de la renonciation ou de l’ex- 
tinction. 

(2) Si un opposant däcede ou de- 
vient incapable, la procädure d'oppo¬ 
sition peut ätre poursuivie d’office, 
m£me sans la participation de ses h£- 
ritiers ou repr6sentants lägaux. II en 
va de m£me en cas de retrait de 
lopposition. 


Rögle 61 

Transfert du brevet europeen 

Les dispositions de la regle 20 sont 
applicables au transfert du brevet eu- 
rop^en pendant !e dölai d’opposition 
ou pendant la procedure d'opposition. 


Rögle 62 

Forme du nouveau fascicule 
du brevet europden 
dans fa procddure d'opposition 

Les dispositions de la regle 49, 
paragraphes 1 et 2, s’appliquent au 
nouveau fascicule du brevet europeen. 

R&gle 63 
Frais 

(1) La repartition des frais est pres¬ 
ente dans la decision rendue sur lop- 
position. La repartition ne peut pren- 
dre en consideration que les ddpenses 
necessaires pour assurer une defense 
adequate des droits en cause. Les frais 
incluent la remuneration des represen- 
tants des parties. 

(2) Le decompte des frais et les 
pieces justificatives doivent etre an- 
nexes ä la requete de fixation des 
frais. Celle-ci n'est recevable que st 
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iür die die Kostenfeslsetzung bean¬ 
tragt wird, rechtskräftig ist. Zur Fest¬ 
setzung der Kosten genügt es, daß sie 
glaubhaft gemacht werden. 

(3) Der Antrag auf Entscheidung 
der Einspruchsabteilung über die Ko¬ 
stenfestsetzung der Geschäftsstelle ist 
innerhalb eines Monats nach Zustel¬ 
lung der Kostenfestsetzung schriftlich 
beim Europäischen Patentamt einzu¬ 
reichen und zu begründen. Der An¬ 
trag gilt erst als gestellt, wenn die 
Kostenfestsetzungsgebühr entrichtet 
worden ist. 

(4) Die Einspruchsabteilung ent¬ 
scheidet über den in Absatz 3 genann¬ 
ten Antrag ohne mündliche Verhand¬ 
lung. 


Sechster Teil 

Ausführungs Vorschriften 
zum Sechsten Teil 
des Übereinkommens 

Regel 64 

Inhalt der Beschwerdeschrift 

Die Beschwerdeschrift muß enthal¬ 
ten: 

a) den Namen und die Anschrift des 
Beschwerdeführers nach Maßgabe 
der Regel 26 Absatz 2 Buchstabe C; 

b) einen Antrag, der die angefochte- 
ne Entscheidung und den Umfang 
anzugeben hat, in dem ihre Ände¬ 
rung oder Aufhebung begehrt 
wird. 

Regel 65 

Verwerfung der Beschwerde 
als unzulässig 

(1) Entspricht die Beschwerde nicht 
den Artikeln 106 bis 108 sowie Regel 
1 Absatz 1 und Regel 64 Buchstabe b, 
so verwirft die Beschwerdekammer 
sie als unzulässig, sofern die Mängel 
nicht bis zum Ablauf der nach Artikel 
108 maßgebenden Fristen beseitigt 
worden sind. 

(2) Stellt die Beschwerdekammer 
fest, daß die Beschwerde der Regel 64 
Buchstabe a nicht entspricht, so teilt 
sie dies dem Beschwerdeführer mit 
und fordert ihn auf, innerhalb einer 
von ihr zu bestimmenden Frist die 
festgestellten Mängel zu beseitigen. 
Werden die Mängel nicht rechtzeitig 
beseitigt, so verwirft die Beschwerde¬ 
kammer die Beschwerde als unzuläs¬ 
sig. 

Regel 66 

Prüfung der Beschwerde 

(1) Die Vorschriften für das Verfah¬ 
ren vor der Stelle, die die mit der Be¬ 
schwerde angefochtene Entscheidung 


dccision in respect of which the fixiny 
of costs is required has become final. 
Costs may be fixed once their credibil- 
ity is established. 


(3) The request for a decision by the 
Opposition Division on the awarding 
of costs by the registry, stating the 
reasons on which it is based, must be 
filed in writing to the European Patent 
Oftice within one month after the 
date of notification of the awarding 
of costs. It shall not be deemed to be 
filed until the fee for the awarding 
of costs has been paid. 

(4) The Opposition Division shall 
take a decision on the request re- 
ferred to in paragraph 3 without oral 
proceedings. 


Part VI 

Implementing Regulations 
to Part VI 
of the Convention 

Rule 64 

Content of the notice of appeal 
The notice of appeal shall contain: 

(a) the name and address of the ap- 
pellant in accordance with the 
provisions of Rule 26, paragraph 
2(c); 

(b) a Statement identifying the deci¬ 
sion which is impugned and the 
extent to which amendment or 
cancellation of the decision is 
requested. 

Rule 65 

Rejectlon of the appeal 
as inadmisslble 

(1) If the appeal does not comply 
with Articles 106 to 108 and with 
Rule 1, paragraph 1, and Rule 64, 
sub-paragraph (b), the Board of Appeal 
shall reject it as inadmissible, unless 
each deficiency has been remedied 
before the relevant time limit laid 
down in Article 108 has expired. 


(2) II the Board of Appeal notes that 
the appeal does not comply with the 
provisions of Rule 64, sub-para¬ 
graph (a), it shall communicate this 
to the appellant and shall invite him 
to remedy the deficiencies noted 
within such period as it may specify. 
If the appeal is not corrected in good 
time, the Board of Appeal shall reject 
it as inadmissible. 

Rule 66 

Examination of appeals 

(1) Unless otherwise provided, the 
provisions relating to proceedings 
before the department which has 


ld decision pour luquelle esl requise 
3a fixation des frais est passee en 
force de chose jugee. Pour la fixation 
des frais, il suffit que leur presomp- 
tion soit etablie. 

(3) La requete motivee en vue d une 
decision de la division d'opposition 
sur la fixation des frais par le greife 
doit etre presentee par ecrit ä l’Office 
europeen des brevets, dans le delai 
d'un mois apres la signification de la 
fixation des frais, Elle n'est reputee 
presentee quapres paiement de la 
taxe de fixation des frais. 

(4) La division d'opposition statue 
sur la requete visee au paragraphe 3 
sans procedure orale. 


Sixieme Partie 

Dispositions d'application 
de la sixieme partie 
de la Convention 

Rögle 64 

Contenu de l'acte de recours 

L'acte de recours doit comporter: 

a) le nom et l'adresse du requ^rant, 
dans les conditions pr6vues ä la 
regle 26, paragraphe 2, lettre c); 

b) une requete identifiant la decision 
attaqu^e et indiquant la mesure 
dans laquelle sa modification ou sa 
rövocation est demand6e. 

Rägle 65 

Rejet du recours pour IrrecevabiUtä 

(1) Si le recours n'est pas conforme 
aux exigences des articles 106 ä 108 
et ä celles de la regle 1, paragraphe 1 
et de la regle 64, lettre b), la chambre 
de recours le re jette comme irreceva- 
ble, ä moins qu'il n'ait 6te remedie 
aux irr£gularites avant l expiration, 
selon le cas, de Tun ou l'autre des 
d£lais fixes ä l'article 108. 

(2) Si la chambre de recours cons- 
tate que le recours n’est pas conforme 
aux dispositions de la regle 64, let¬ 
tre a), eile le notifie au requerant et 
l’invite ä remedier aux irregularites 
constatäes dans un delai qu elle lui 
impartit. Si le recours n’est pas regu- 
laris6 dans les delais, la chambre de 
recours le rejette comme irrecevable, 

R&gle 66 

Examen du recours 

(1) A moins qu’il n'en soit dispose 
autrement, les dispositions relatives 
ä la procedure devant l'instance qui 
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erlassen hat, sind im Beschwerdever¬ 
fahren entsprechend anzuwenden, so¬ 
weit nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Die Entscheidung ist vom Vor¬ 
sitzenden der Beschwerdekammer und 
von dem dafür zuständigen Bedienste¬ 
ten der Geschäftsstelle der Beschwer¬ 
dekammer zu unterschreiben. Die Ent¬ 
scheidung enthält: 

a) die Feststellung, daß sie von der 
Beschwerdekammer erlassen ist? 

b) den Tag, an dem die Entscheidung 
erlassen worden ist; 

c) die Namen des Vorsitzenden und 
der übrigen Mitglieder der Be¬ 
schwerdekammer, die bei der Ent¬ 
scheidung mitgewirkt haben; 

d) die Bezeichnung der Beteiligten 
und ihrer Vertreter; 

e) die Anträge der Beteiligten; 

f) eine kurze Darstellung des Sach¬ 
verhalts; 

g) die Entscheidungsgründe; 

h) die Formel der Entscheidung, ge¬ 
gebenenfalls einschließlich der 
Entscheidung über die Kosten. 

Regel 67 

Rückzahlung der Bescbwerdegebühr 

Die Rückzahlung der Beschwerde¬ 
gebühr wird angeordnet, wenn der 
Beschwerde abgeholfen oder ihr 
durch die Beschwerdekammer stattge¬ 
geben wird und die Rückzahlung we¬ 
gen eines wesentlichen Verfahrens¬ 
mangels der Billigkeit entspricht. Die 
Rückzahlung wird, falls der Beschwer¬ 
de abgeholfen wird, von dem Organ, 
dessen Entscheidung angefochten 
wurde, und in den übrigen Fällen von 
der Beschwerdekammer angeordnet. 


Siebenter Teil 

Ausführungsvorschriften 
zum Siebenten Teil 
des Übereinkommens 

Kapitel I 

Entscheidungen, Bescheide 
und Mitteilungen 
des Europäischen Patentamts 
Regel 68 

Form der Entscheidungen 

(1) Findet eine mündliche Verhand¬ 
lung vor dem Europäischen Patentamt 
statt, so können die Entscheidungen 
verkündet werden. Später sind die 
Entscheidungen schriftlich abzufassen 
und den Beteiligten zuzustellen. 

(2) Die Entscheidungen des Europä¬ 
ischen Patentamts, die mit der Be¬ 
schwerde angefochten werden kön- 


made the decision from which the 
appeal is brought shall be applicable 
to appeal proceedings mutatis mu- 
tandis. 

(2) The written decision shall be 
signed by the Chairman of the Board 
of Appeal and by the competent em- 
ployee of the registry of the Board of 
Appeal. The decision shall contain: 

(a) a Statement that it is delivered by 
the Board of Appeal; 

(b) the date when the decision was 
taken; 

(c) the names of the Chairman and of 
the other members of the Board of 
Appeal taking part; 

(d) the names of the parties and their 
representatives; 

(e) a Statement of the issues to be 
decided; 

(f) a summary of the facts; 

(g) the reasons; 

(h) the Order of the Board of Appeal, 
including, where appropriate, a 
decision on costs. 


Rule 67 

Reimbursement of appeal fees 

The reimbursement of appeal fees 
shall be ordered in the event of 
interlocutory revision or where the 
Board of Appeal deems an appeal to 
be allowable, if such reimbursement 
is equitable by reason of a substantial 
procedural Violation. In the event of 
interlocutory revision, reimbursement 
shall be ordered by the department 
whose decision has been impugned 
and, in other cases, by the Board of 
Appeal. 


Part VII 

Implementinq Requlations 
to Part VII 
of the Convention 

Chapter I 

Decisions and Communications 
ol the European Patent Office 

Rule 68 

Form of decisions 

(1) Where oral proceedings are held 
before the European Patent Office, 
the decision may be given orally. 
Subsequently the decision in writing 
shall be notified to the parties. 


(2) Decisions of the European Patent 
Office which are open to appeal shall 
be reasoned and shall be accompan- 


a rendu la decision faisant l'objet du 
recours, sont applicables ä la proce- 
dure de recours. 

(2) La decision est signee par le 
President de la chambre de recours 
et par lagent du greife de ladite 
chambre habilite ä cet effet. La deci¬ 
sion contient: 

a) l'indication qu'elle a ete rendue 
par la chambre de recours,- 

b) la date ä laquelle eile a ete ren¬ 
due; 

c) les noms du President et des au- 
tres membres de la chambre de 
recours qui y ont pris part; 

d) la ddsignation des parties et de 
leurs repr6sentants? 

e) les conclusions des parties; 

f) l exposö sommaire des faits; 

g) les motifs; 

h) le dispositif, y compris, le cas 
öchöant, la decision relative aux 
frais de procedure. 

R&gle 67 

Remboursement de la taxe de recours 

Le remboursement de la taxe de re¬ 
cours est ordonn6 en cas de revision 
pr^judicielle ou lorsqu’il est fait droit 
au recours par la chambre de recours, 
si le remboursement est Equitable en 
raison d un vice substantiel de procö- 
dure. Le remboursement est ordonnö, 
en cas de rövision prejudicielle, par 
l instance dont la decision a 6te atta- 
quee et, dans les autres cas, par la 
chambre de recours. 


Septieme Partie 

Dispositions d'application 
de la septieme partie 
de la Convention 

Chapitre I 

Ddclsions et notifications 
de l'Office europden des brevets 

R&gle 68 

Forme des decisions 

(1) Les decisions prises dans le ca- 
dre d'une procedure orale devant 
1 Office europeen des brevets peuvent 
etre prononcees ä l'audience. Elles 
sont ensuite formulees par ecrit et 
signifiees aux parties. 

(2) Les decisions de l Office euro¬ 
peen des brevets contre lesquelles un 
recours est ouvert doivent etre mo- 
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neu, sind zu begründen und mit einer 
schriftlichen Belehrung darüber zu 
versehen, daß gegen die Entscheidung 
die Beschwerde statthaft ist. In der 
Belehrung sind die Beteiligten auch 
auf die Artikel 106 bis 108 aufmerk¬ 
sam zu machen, deren Wortlaut bei¬ 
zufügen ist. Die Beteiligten können 
aus der Unterlassung der Rechtsmit¬ 
telbelehrung keine Ansprüche herlei¬ 
ten. 

Regel 69 

Feststellung eines Rechtsverlusts 

(1) Stellt das Europäische Patentamt 
fest, daß ein Rechtsverlust auf Grund 
des Übereinkommens eingetreten ist, 
ohne daß eine Entscheidung über die 
Zurückweisung der europäischen Pa¬ 
tentanmeldung oder über die Ertei¬ 
lung, den Widerruf oder die Aufrecht- 
erhaltung des europäischen Patents 
oder über die Beweisaufnahme ergan¬ 
gen ist, so teilt es dies dem Betroffe¬ 
nen nach Artikel 119 mit. 

(2) Ist der Betroffene der Auffas¬ 
sung, daß die Feststellung des Euro¬ 
päischen Patentamts nicht zutrifft, so 
kann er innerhalb von zwei Monaten 
nach Zustellung der Mitteilung nach 
Absatz 1 eine Entscheidung des Euro¬ 
päischen Patentamts beantragen. Eine 
solche Entscheidung wird nur getrof¬ 
fen, wenn das Europäische Patentamt 
die Auffassung des Antragstellers 
nicht teilt; andernfalls unterrichtet 
das Europäische Patentamt den An¬ 
tragsteller. 


Regel 70 

Form der Bescheide und Mitteilungen 

Bescheide und Mitteilungen des Eu¬ 
ropäischen Patentamts sind mit der 
Unterschrift und der Namenswieder¬ 
gabe des zuständigen Bediensteten zu 
versehen. Statt der Unterschrift und 
der Namenswiedergabe kann ein vor¬ 
gedrucktes oder aufgestempeltes 
Dienstsiegel des Europäischen Patent¬ 
amts angebracht werden. 

Kapitel 11 

Mündliche Verhandlung 
und Beweisaufnahme 

Regel 71 

Ladung zur mündlichen Verhandlung 

(1) Zur mündlichen Verhandlung 
nach Artikel 116 werden die Beteilig¬ 
ten unter Hinweis auf Absatz 2 gela¬ 
den. Die Ladungsfrist beträgt minde¬ 
stens einen Monat, sofern die Betei¬ 
ligten nicht mit einer kürzeren Frist 
einverstanden sind. 


ied by a written communication of Ihc 
possibility of appeal. The communica- 
tion shall also draw the attention ol 
the parties to the provisions laid down 
in Articles 106 to 108, the text of 
which shall be attaclied. The parties 
may not invoke the omission of the 
communication. 


Rule 69 

Notiug of loss of rights 

(1) If the European Patent Office 
notes that the loss of any right results 
from the Convention, without any 
decision concerning the refusal of 
the European patent application or 
the grant, revocation or maintenance 
of the European patent, or the taking 
of evidence, it shall communicate this 
to the person concemed in accordance 
with the provisions of Article 119. 


(2) If the person concemed con- 
siders that the finding of the European 
Patent Office is inaccurate, he may, 
within two months after notification 
of the communication referred to in 
Paragraph 1, apply for a decision on 
the matter by the European Patent 
Office. Such decision shall be given 
only if the European Patent Office 
does not share the opinion of the 
person requesting it; otherwise the 
European Patent Office shall inform 
the person requesting the decision. 


Rule 70 

Form of Communications from the 
European Patent Office 

Any communication from the Euro¬ 
pean Patent Office is to be signed 
by and to state the name of the com- 
petent employee. Instead of the 
signature and Statement of name a 
printed or stamped seal of the Euro¬ 
pean Patent Office may be used. 


Chapter II 

Oral proceedings 
and taking of evidence 

Rule 71 

Summons to oral proceedings 

(1) The parties shall be summoned 
to oral proceedings provided for in 
Article 116 and their attention shall 
be drawn to paragraph 2 of this Rule. 
At least one month s notice of the 
summons shall he given unless the 
parties agree to a shorter period. 


tivees et etre accompagnees d’un 
avertissement seien lequel la decision 
en cause peut faire 1‘objet d un re- 
cours. L'avertissement appelle egaie- 
ment I attention des parties sur les 
dispositions des articles 106 ä 108 dont 
le texte est annexe. Les parties ne 
peuvent se prevaloir de l omission de 
cet avertissement. 


R&gle 69 

Constatation de la perle d un droit 

(1) Si l'Office europeen des brevets 
constate que la perte d'un droit, quel 
qu’il soit, d^coule de la Convention 
sans qu'une döcision de rejet de la 
demande de brevet europöen, qu'une 
däcision de d&ivrance, de rävocatlon 
ou de maintien du brevet europeen 
ou qu'une decision concernant une 
mesure d'instruction ait £t£ prise, il le 
notifie ä la personne interess6e, con- 
form£ment aux dispositions de l'arti- 
cle 119. 

(2) Si la personne interessee estime 
que les conclusions de l'Office euro¬ 
peen des brevets ne «ont pas fond6es, 
eile peut, dans un delai de deux mois 
ä compter de la notification vis6e au 
paragraphe 1, requ^rir une decision 
en l'espece de l'Office europ6en des 
brevets. Une teile decision n'est prise 
que dans le cas oü l'Office europeen 
des brevets ne partage pas le point 
de vue du requärant; dans le cas con- 
traire, l'Office europeen des brevets 
en avise le requ^rant. 

Rtgle 70 

Forme des notlficatlons 
de l'Office europeen des brevets 

Toute notification de l'Office euro¬ 
peen des brevets doit ätre revetue de 
la signature et de l'indication du nom 
de l'agent responsable. L'apposition 
d'un timbre ou du sceau officiel de 
l'Office europeen des brevets peut te- 
nir lieu de la signature et de l'indica- 
tion du nom de l'agent. 


Chapitre II 

Procddure orale et Instruction 

Rägle 71 

Citation ä une proc4dure orale 

(1) La citation des parties ä une 
procedure orale conformement ä l'ar- 
ticie 116 fait mention de la disposition 
figurant au paragraphe 2 de la prä¬ 
sente regle. Elle comporte un delai 
minimum d'un mois ä moins que les 
parties ne conviennent d'un delai plus 
bref. 
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|2) Ist ein za einer mündlichen Ver¬ 
handlung ordnungsgemäß geladener 
Beteiligter vor dem Europäischen Pa¬ 
tentamt nicht erschienen, so kann das 
Verfahren ohne ihn fortgesetzt wer¬ 
den. 

Regel 72 

Beweisaufnahme 
durch das Europäische Patentamt 

(1) Hält das Europäische Patentamt 
die Vernehmung von Beteiligten, Zeu¬ 
gen oder Sachverständigen oder eine 
Augenscheinseinnahrae für erforder¬ 
lich, so erläßt es eine entsprechende 
Entscheidung, in der das betreffende 
Beweismittel, die rechtserheblichen 
Tatsachen sowie Tag, Uhrzeit und Ort 
angegeben werden. Hat ein Beteilig¬ 
ter die Vernehmung von Zeugen oder 
Sachverständigen beantragt, so wird 
in der Entscheidung des Europäischen 
Patentamts die Frist festgesetzt, in der 
der antragstellende Beteiligte dem Eu¬ 
ropäischen Patentamt Name und An¬ 
schrift der Zeugen und Sachverständi¬ 
gen mitteilen muß, die er vernehmen 
zu lassen wünscht. 

(2) Die Frist zur Ladung von Betei¬ 
ligten, Zeugen und Sachverständigen 
zur Beweisaufnahme beträgt minde¬ 
stens einen Monat, sofern diese nicht 
mit einer kürzeren Frist einverstan¬ 
den sind. Die Ladung muß enthalten: 

a) einen Auszug aus der in Absatz 1 
genannten Entscheidung, aus der 
insbesondere Tag, Uhrzeit und Ort 
der angeordneten Beweisaufnahme 
sowie die Tatsachen hervorgehen, 
über die die Beteiligten, Zeugen 
und Sachverständigen vernommen 
werden sollen; 

b) die Namen der am Verfahren Be¬ 
teiligten sowie die Ansprüche, die 
den Zeugen und Sachverständigen 
nach Regel 74 Absätze 2 bis 4 zu¬ 
stehen; 

c) einen Hinweis darauf, daß der Be¬ 
teiligte, Zeuge oder Sachverständi¬ 
ge seine Vernehmung durch das 
zuständige Gericht seines Wohn¬ 
sitzstaats verlangen kann, sowie 
eine Aufforderung, dem Europä¬ 
ischen Patentamt innerhalb einer 
von diesem festgesetzten Frist mit¬ 
zuteilen, ob er bereit ist, vor dem 
Europäischen Patentamt zu er¬ 
scheinen. 

(3) Beteiligte, Zeugen und Sachver¬ 
ständige werden vor ihrer Verneh¬ 
mung darauf hingewiesen, daß das 
Europäische Patentamt das zuständige 
Gericht in ihrem Wohnsitzstaat um 
Wiederholung der Vernehmung unter 
Eid oder in gleichermaßen verbindli¬ 
cher Form ersuchen kann. 


(2) If a parly who has been duly 
summoned to oral proceedings before 
the European Patent Office does not 
appear as summoned, the proceedings 
may continue without him. 


Rule 72 

Taking of evidence 
by the European Patent Office 

(1) Where the European Patent Of¬ 
fice considers it necessary to hear the 
oral evidence of parties, witnesses 
or experts or to carry out an inspec- 
tion, it shall make a decision to this 
end, setting out the investigation 
which it intends to carry out, relevant 
facts to be proved and the date, time 
and place of the investigation. If oral 
evidence of witnesses and experts is 
requested by a party, the decision of 
the European Patent Office shall de- 
termine the period of time within 
which the party filing the request must 
make known to the European Patent 
Office the names and addresses of 
the witnesses and experts whom it 
wishes to be heard. 

(2) At least one month's notice of 
a summons issued to a party, witness 
or expert to give evidence shall be 
given unless they agree to a shorter 
period. The summons shall contain: 


(a) an extract from the decision men- 
tioned in paragraph 1, indicating 
in particular the date, time and 
place of the investigation ordered 
and stating the facts regarding 
which parties, witnesses and ex¬ 
perts are to be heard; 

(b) the names of the parties to the 
proceedings and particulars of the 
rights which the witnesses or ex¬ 
perts may invoke under the pro- 
visions of Rule 74, paragraphs 2 
to 4; 

(c) an indication that the party, wit¬ 
ness or expert may request to be 
heard by the competent court of 
his country of residence and a 
requirement that he inform the 
European Patent Office within a 
time limit to be fixed by the Office 
whether he is prepared to appear 
before it. 


(3) Before a party, witness or ex¬ 
pert may be heard, he shall be in- 
formed that the European Patent Office 
may request the competent court in 
the country of residence of the person 
concerned to re-examine his evidence 
on oath or in an equally binding form. 


(2) Si une partie reguliöremen* citcu 
devant l'Office europeen des brevets 
ä une procedure orale n a pas cotn- 
paru, la procedure peut etre poursui- 
vie en son absence. 


R&gle 72 

Instruction par l'Office europäen 
des brevets 

(1) Lorsque l'Office europeen des 
brevets estime n^cessaire d'entendre 
des parties, des tämoins ou des ex¬ 
perts ou de procGder ä la descente 
sur les lieux, il rend ä cet effet une 
decision qui 6nonce la mesure d'ins- 
truction envisagee, les faits pertinents 
ä prouver, les jour, heure et Heu oü 
il sera proc6d6 ä ladite mesure d'ins- 
truction. Si l’audition de t&noins ou 
d experts a 6t6 demandGe par une 
partie, la decision de l'Office euro- 
p6en des brevets fixe le d61ai dans 
lequel la partie requ^rante doit d6cla- 
rer ä cet Office les noms et adresses 
des temoins et experts qu elle d£sire 
faire entendre. 

(2) La citation des parties, des te¬ 
moins ou des experts doit comporter 
un d£lai minimum d’un mois, ä moins 
que les int6resses ne conviennent d'un 
d61ai plus bref. La citation doit con- 
tenir: 

a) un extrait de la decision mention- 
n6e au paragraphe 1, pr6cisant no- 
tamment les jour, heure et lieu oü 
il sera proc6de ä la mesure d'ins- 
truction ordonn^e ainsi que les 
faits sur lesquels les parties, te¬ 
moins et experts seront entendus; 

b) la designation des parties h la pro- 
c6dure et 1‘indication des droits 
auxquels les temoins et experts 
peuvent pretendre en vertu des 
dispositions de la rggle 74, para- 
graphes 2 ä 4; 

c) une indication selon laquelle toute 
partie, tout temoin ou tout expert 
peut demander ä etre entendu par 
les autorites judiciaires competen- 
tes de l'fitat sur le territoire du- 
quel il reside et une invitation ä 
faire savoir ä l’Office europeen des 
brevets, dans le delai qui lui a ete 
imparti par cet Office, s'il est dis- 
pose ä comparaitre devant ledit 
Office. 

(3) Avant que la partie, le temoin 
ou 1‘expert ne soit entendu, il est 
averti que l'Office europeen des bre¬ 
vets peut demander aux autorites ju¬ 
diciaires competentes de l'fitat sur le 
territoire duquel il reside de l’enten- 
dre ä nouveau sous la foi du serment 
ou sous une autre forme egalement 
contraignante. 
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(4) Die Beteiligten können an der 
Beweisaufnahme teilnehmen und 
sachdienliche Fragen an die vernom¬ 
menen Beteiligten, Zeugen und Sach¬ 
verständigen richten. 

Regel 73 

Beauftragung von Sachverständigen 

(1) Das Europäische Patentamt ent¬ 
scheidet, in welcher Form das Gut¬ 
achten des von ihm beauftragten 
Sachverständigen zu erstatten ist. 

(2) Der Auftrag an den Sachverstän¬ 
digen muß enthalten: 

a) die genaue Umschreibung des Auf¬ 
trags; 

b) die Frist für die Erstattung des 
Gutachtens; 

c) die Bezeichnung der am Verfahren 
Beteiligten; 

d) einen Hinweis auf die Rechte, die 
ihm nach Regel 74 Absätze 2 bis 4 
zustehen. 

(3) Die Beteiligten erhalten eine 
Abschrift des schriftlichen Gutach¬ 
tens. 

(4) Die Beteiligten können den 
Sachverständigen ablehnen. Uber die 
Ablehnung entscheidet das Organ des 
Europäischen Patentamts, das für die 
Beauftragung des Sachverständigen 
zuständig ist. 

Regel 74 

Kosten der Beweisaufnahme 

(1) Das Europäische Patentamt kann 
die Beweisaufnahme davon abhängig 
machen, daß der Beteiligte, der sie 
beantragt hat, beim Europäischen Pa¬ 
tentamt einen Vorschuß hinterlegt, 
dessen Höhe im Wege einer Schät¬ 
zung der voraussichtlichen Kosten be¬ 
stimmt wird. 

(2) Zeugen und Sachverständige, 
die vom Europäischen Patentamt gela¬ 
den worden sind und vor diesem er¬ 
scheinen, haben Anspruch auf Erstat¬ 
tung angemessener Reise- und Auf- 
enthaltskosten. Es kann ihnen ein 
Vorschuß auf diese Kosten gewährt 
werden. Satz 1 ist auch auf Zeugen 
und Sachverständige anzuwenden, die 
ohne Ladung vor dem Europäischen 
Patentamt erscheinen und als Zeugen 
oder Sachverständige vernommen 
werden. 

(3) Zeugen, denen nach Absatz 2 
ein Erstattungsanspruch zusteht, ha¬ 
ben Anspruch auf eine angemessene 
Entschädigung für Verdienstausfall; 
Sachverständige haben Anspruch auf 
Vergütung ihrer Tätigkeit. Diese Ent¬ 
schädigung oder Vergütung wird den 
Zeugen und Sachverständigen gezahlt, 
nachdem sie ihrer Pflicht oder ihrem 
Auftrag genügt haben. 


(4) The parties may attend an in- 
vestigation and may put relevant 
questions to the testifying parties, 
witnesses and experts. 


Rule 73 

Commissioning of experts 

(1) The European Patent Office shall 
decide in what form the report made 
by an expert whom it appoints shall 
be submitted. 

(2) The terms of reference of the 
expert shall include: 

(a) a precise description of his task; 

(b) the time limit laid down for the 
Submission of the expert report; 

(c) the names of the parties to the 
proceedings; 

(d) particulars of the rights which he 
may invoke under the provisions 
of Rule 74, paragraphs 2 to 4. 

(3) A copy of any written report 
shall be submitted to the parties. 

(4) The parties may object to an 
expert. The department of the Euro¬ 
pean Patent Office concerned shall 
decide on the objection. 


Rule 74 

Costs of taktng of evidence 

(1) The taking of evidence by the 
European Patent Office may be made 
conditional upon deposit with it, by 
the party who requested the evidence 
to be taken, of a sum the amount of 
which shall be fixed by reference to 
an estimate of the costs. 

(2) Witnesses and experts who are 
summoned by and appear before the 
European Patent Office shall be en- 
titled to appropriate reimbursement 
of expenses for travel and subsistence. 
An advance for these expenses may 
be granted to them. The first sentence 
shall apply to witnesses and experts 
who appear before the European 
Patent Office without being sum¬ 
moned by it and are heard as wit¬ 
nesses or experts. 

(3) Witnesses entitled to reimburse¬ 
ment under paragraph 2 shall also be 
entitled to appropriate compensation 
for loss of earnings, and experts to 
fees for their work. These payments 
shall be made to the witnesses and 
experts after they have fulfilled their 
duties or tasks. 


(4) Les parties peuvent assister a 
l'instruction et poser toute question 
pertinente aux parties, temoins et ex¬ 
perts entendus. 

Rägie 73 

Commission d'experts 

(1) L'Office europeen des brevets 
decide de la forme dans laquelle sont 
soumis les rapports des experts qu'il 
däsigne. 

(2) Le mandat de l’expert doit con- 
tenir: 

a) une description precise de sa mis- 
sion,- 

b) le delai qui lui est imparti pour la 
Präsentation du rapport d'exper- 
tise; 

c) la designation des parties ä la pro- 
cädure; 

d) l indication des droits auxquels il 
peut prätendre en vertu des dis- 
positions de la regle 74, paragra- 
phes 2 ä 4. 

(3) Une copie du rapport äcrit est 
remise aux parties. 

(4) Les parties peuvent faire valoir 
des moyens de räcusation ä l'ägard 
des experts. L’instance concernäe de 
l’Office europäen des brevets statue 
sur la räcusation. 

Rägie 74 

Frais de rinstructlon 

(1) L'Office europeen des brevets 
peut subordonner l'exäcution de l'ins- 
truction au däpöt aupres dudit Office 
par la partie qui a demandä cette 
instruction, d'une Provision dont il 
fixe le montant par reference ä une 
estimation des frais. 

(2) Les temoins et les experts qui 
ont ätä cites par 1‘Office europeen 
des brevets et comparaissent devant 
lui ont droit ä un reraboursement adä¬ 
quat de leurs frais de däplacement et 
de säjour. Une avance peut leur etre 
accordee sur ces frais. La premiere 
phrase du präsent paragraphe est ap¬ 
plicable aux tämoins et aux experts 
qui comparaissent devant l'Office eu- 
ropäen des brevets sans qu il les ait 
citäs et sont entendus comme tels. 

(3) Les tämoins qui ont droit ä un 
remboursement en application du pa¬ 
ragraphe 2 ont en outre droit ä une 
indemnite adäquate pour manque ä 
gagner; les experts ont droit ä des 
honoraires pour la remuneration de 
leurs travaux. Ces indemnites ou ho¬ 
noraires sont payes aux temoins ou 
experts apres laccomplissement de 
leurs devoirs ou de leur mission. 




Nr. 32 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 26. Juni 1976 


965 


(4) Der Verwaltungsrat legt die Ein¬ 
zelheiten der Anwendung der Absätze 
2 und 3 fest. Das Europäische Patent¬ 
amt zahlt die nach den Absätzen 2 
und 3 fälligen Beträge aus. 


Regel 75 
Beweissicherung 

(1) Das Europäische Patentamt kann 
auf Antrag zur Sicherung eines Be¬ 
weises unverzüglich eine Beweisauf¬ 
nahme über Tatsachen vornehmen, 
die für eine Entscheidung von Bedeu¬ 
tung sein können, die das Europäische 
Patentamt hinsichtlich einer europä¬ 
ischen Patentanmeldung oder eines 
europäischen Patents wahrscheinlich 
zu treffen hat, wenn zu besorgen ist, 
daß die Beweisaufnahme zu einem 
späteren Zeitpunkt erschwert oder 
unmöglich sein wird. Der Zeitpunkt 
der Beweisaufnahme ist dem Anmel¬ 
der oder Patentinhaber so rechtzeitig 
mitzuteilen, daß er daran teilnehmen 
kann. Er kann sachdienliche Fragen 
stellen. 

(2) Der Antrag muß enthalten: 

a) den Namen, die Anschrift und den 
Staat de« Wohnsitzes oder Sitzes 
des Antragstellers nach Maßgabe 
der Regel 26 Absatz 2 Buchstabe c; 


b) eine ausreichende Bezeichnung der 
europäischen Patentanmeldung 
oder des europäischen Patents; 

c) die Bezeichnung der Tatsachen, 
über die Beweis erhoben werden 
soll; 

d) die Bezeichnung der Beweismittel; 

e) die Darlegung und die Glaubhaft¬ 
machung des Grunds, der die Be¬ 
sorgnis rechtfertigt, daß die 
Beweisaufnahme zu einem späte¬ 
ren Zeitpunkt erschwert oder un¬ 
möglich sein wird. 

(3) Der Antrag gilt erst als gestellt, 
wenn die Beweissicherungsgebühr 
entrichtet worden ist. 


(4) Für die Entscheidung über den 
Antrag und für eine daraufhin erfol¬ 
gende Beweisaufnahme ist das Organ 
des Europäischen Patentamts zustän¬ 
dig, das die Entscheidung zu treffen 
hätte, für die die zu beweisenden Tat¬ 
sachen von Bedeutung sein können. 
Die Vorschriften des Übereinkom¬ 
mens über die Beweisaufnahme in den 
Verfahren vor dem Europäischen Pa¬ 
tentamt sind entsprechend anzuwen¬ 
den. 


(4) The Administrative Council shall 
lay down the details governing the 
Implementation of the provisions of 
paragraphs 2 and 3. Payment of 
amounts due pursuant to these para¬ 
graphs shall be made by the European 
Patent Office. 


Rule 75 

Conservation of evidence 

(1) On request, the European Patent 
Office may, without delay, hear oral 
evidence or conduct inspections, with 
a view to conserving evidence of facts 
liable to affect a decision which it 
may be called upon to take with 
regard to an existing European patent 
application or a European patent, 
where there is reason to fear that 
it might subsequently become more 
difficult or even impossible to take 
evidence. The date on which the 
measures are to be taken shall be 
communicated to the applicant for or 
proprietor of the patent in sufficient 
time to allow him to attend. He may 
ask relevant questions. 


(2) The request shall contain: 

(a) the name and address of the per- 
son filing the request and the 
State in which his residence or 
Principal place of business is 
located, in accordance with the 
provisions of Rule 26, para- 
graph 2 (c); 

(b) sufficient identification of the 
European patent application or 
European patent in question; 

(c) the designation of the facts in 
respect of which evidence is to be 
taken; 

(d) particulars of the way in which 
evidence is to be taken; 

(e) a Statement establishing a prima 
facie case for fearing that it might 
subsequently become more diffi¬ 
cult or impossible to take evidence. 


(3) The request shall not be deemed 
to have been filed until the fee for 
Conservation of evidence has been 
paid. 

(4) The decision on the request and 
any resulting taking of evidence shall 
be incumbent upon the department of 
the European Patent Office required 
to take the decision liable to be affect- 
ed by the facts to be established. The 
provisions of the Convention with 
regard to the taking of evidence in 
proceedings before the European 
Patent Office shall be applicable. 


(4) Le Conseil d'administiation de- 
termine les modaiites dapplication 
des dispositions des paragraphes 2 
et 3. Le paiement des sommes dues 
en vertu desdits paragraphes est ef- 
fectue par l’Office europeen des bre- 
vets. 

Rögle 75 

Conservation de la preuve 

(1) L'Office europden des brevets 
peut, sur requete, proceder Sans delai 
ä une mesure d'instruction, en vue de 
conserver la preuve de faits qui peu- 
vent affecter une decision qu'il sera 
vraisemblablement appele ä prendre 
au sujet d'une demande de brevet eu¬ 
ropeen ou d un brevet europeen, lors- 
qu'il y a lieu d'appröhender que 1‘ins- 
truction ne devienne ultdrieurement 
plus difficile ou m£me impossible. La 
date de la mesure d’instruction doit 
ätre notifiöe au demandeur ou au titu- 
laire du brevet en temps utile pour 
lui permettre de participer ä l'instruc- 
tion. II peut poser toutes questions 
pertinentes. 

(2) La requete doit contenir: 

a) l’indication du nom, de l’adresse et 
de l’Btat du domicile ou du siöge 
du requörant, dans les conditions 
prövues ä la regle 26, paragraphe 2, 
lettre c); 


b) des indications süffisantes pour 
permettre l’identification de la de¬ 
mande de brevet europeen ou du 
brevet europeen en cause; 

c) l'indication des faits qui necessi- 
tent la mesure d'instruction; 

d) l'indication de la mesure d'instruc¬ 
tion; 

e) un exposd du motif justifiant la 
pr4somption selon laquelle l’ins- 
truction pourra fitre ult^rieurement 
plus difficile ou m£me impossible. 


(3) La requete n est reputee presen- 
tee qu’apres paiement de la laxe de 
Conservation de la preuve. 

(4) La decision sur la requete ainsi 
que toute mesure d'instruction sont 
prises par l'instance de l’Office euro¬ 
peen des brevets qui aurait ete appe- 
lee ä prendre la decision pouvant 
etre affectee par les faits dont la 
preuve doit etre apportee. Les dispo¬ 
sitions de la Convention relatives ä 
l’instruction dans les procedures de- 
vant l'Office europeen des brevets 
sont applicables. 
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Regel 76 
Niederschrift 

über mündliche Verhandlungen 
und Beweisaufnahmen 

(1 j über eine mündliche Verhand¬ 
lung oder Beweisaufnahme wird eine 
Niederschrift aufgenommen, die den 
wesentlichen Gang der mündlichen 
Verhandlung oder Beweisaufnahme, 
die rechtserheblichen Erklärungen der 
Beteiligten und die Aussagen der Be¬ 
teiligten, Zeugen oder Sachverständi¬ 
gen sowie das Ergebnis eines Augen¬ 
scheins enthalten soll. 

(2) Die Niederschrift über die Aus¬ 
sage eines Zeugen, Sachverständigen 
oder Beteiligten wird diesem vorgele¬ 
sen oder zur Durchsicht vorgelegt. In 
der Niederschrift wird vermerkt, daß 
dies geschehen und die Niederschrift 
von der Person genehmigt ist, die 
ausgesagt hat. Wird die Niederschrift 
nicht genehmigt, so werden die Ein¬ 
wendungen vermerkt. 

(3) Die Niederschrift wird von dem 
Bediensteten, der die Niederschrift 
aufnimmt, und von dem Bediensteten, 
der die mündliche Verhandlung oder 
Beweisaufnahme leitet, unterzeichnet. 

(4) Die Beteiligten erhalten eine 
Abschrift der Niederschrift. 


Kapitel III 
Zustellungen 

Regel 77 

Allgemeine Vorschriften 
über Zustellungen 

(1) In den Verfahren vor dem Euro¬ 
päischen Patentamt ist Gegenstand 
einer Zustellung entweder das Origi¬ 
nal des zuzustellenden Schriftstücks 
oder eine vom Europäischen Patent¬ 
amt beglaubigte Abschrift dieses 
Schriftstücks. Jedoch bedürfen Ab¬ 
schriften von Schriftstücken, die von 
Beteiligten eingereicht werden, keiner 
Beglaubigung durch das Europäische 
Patentamt. 

(2) Die unmittelbare Zustellung 
wird bewirkt: 

a) durch die Post; 

b) durch Übergabe im Europäischen 
Patentamt; 

c) durch öffentliche Bekanntmachung. 

(3) Die Zustellung durch Vermitt¬ 
lung der Zentralbehörde für den ge¬ 
werblichen Rechtsschutz eines Ver- 
iragsstaals erfolgt nach den Vor¬ 
schriften, die von dieser Behörde in 
nationalen Verfahren anzuwenden 
sind. 


Rute 76 

Minutes of oral proceedings 
and of taking of evidence 

(1) Minutes of oral proceedings and 
of the taking of evidence shall be 
drawn up containing the essentials of 
the oral proceedings or of the taking 
of evidence, the relevant Statements 
made by the parties, the testimony 
of the parties, witnesses or experts 
and the result of any inspection. 


(2) The minutes of the testimony 
of a witness, expert or party shall 
be read out or submitted to him so 
that he may examine them. It shall 
be noted in the minutes that this 
formality has been carried out and 
that the person who gave the testi¬ 
mony approved the minutes. If his 
approval is not given, his objections 
shall be noted. 


(3) The minutes shall be signed by 
the employee who drew them up and 
by the employee who conducted the 
oral proceedings or taking of evidence. 

(4) The parties shall be provided 
with a copy of the minutes. 


Chapter III 
Notifications 

Rule 77 

General provisions on notifications 

(1) In proceedings before the Euro¬ 
pean Patent Office, any notification 
shall be of the original of the docu- 
ment to be notified or of a copy 
thereof certified by the European 
Patent Office. Certification shall not, 
however, be required in respect of 
copies or documents emanating from 
the parties themselves. 


(2) Direct notification shall bemade: 

(a) by post; 

(b) by delivery on the premises of 
the European Patent Office; or 

(c) by public notification. 

(3) Notification through the central 
industrial property Office of a Con¬ 
tracting State shall be made in ac- 
cordance with the provisions appli¬ 
cable to the said Office in national 
proceedings. 


Regle 76 

Proces-verbal des procedures 
orales et des Instruction« 

(1) Les procedures orales et les ins- 
tructions donnent lieu ä letablisse- 
ment d'un proces-verbal contenant 
l'essentiel de la procedure orale ou 
de l instruction, les declarations perti¬ 
nentes des parties et les depositions 
des parties, des temoins ou des ex¬ 
perts ainsi que le rösultat de la des- 
cente sur les lieux. 

(2) Le proces-verbal de la deposition 
d'un tömoin, d'un expert ou d'une 
partie Iui est lu ou lui est soumis 
pour qu'il en prenne connaissance. 
Mention est portee au proces-verbal 
que cette formalite a ete accomplie 
et que le proces-verbal a 6te approuve 
par l’auteur de la deposition. Lorsque 
le proces-verbal n’est pas approuve, 
les objections formulees sont mention- 
nees. 

(3) Le proces-verbal est signe par 
l’agent qui l a etabli et par l'agent 
qui a dirig£ la procedure orale ou 
l'instruction. 

(4) Une copie du proces-verbal est 
remise aux parties. 

Chapitre III 
Significations 

Rfcgle 77 

Disposltions g£n£rales 
sur les significations 

(1) Les significations prevues dans 
les procödures devant l'Office euro- 
peen des brevets portent soit sur 
l original de la piece ä signifier, soit 
sur une copie de cette piece certifiee 
conforme par l’Office europ^en des 
brevets. Toutefois, la certification n’est 
pas requise pour les copies de pieces 
produites par les parties elles-memes. 


(2) La signification directe est faite, 
soit: 

a) par la poste; 

b) par remise dans les locaux de l’Of- 
fice europeen des bievets; 

c) par publication. 

(3) La signification par l intermediai- 
re du Service central de la propriete 
industrielle d'un Etat contractant est 
faite conformement aux dispositions 
applicables audit Service dans les 
procedures nationales. 



Nr. 32 — Tag der Ausgabe: Bonn, den 26. Juni 1976 


%7 


Regel 78 

Zustellung durch die Post 

(1) Entscheidungen, durch die eine 
Beschwerdefrist in Lauf gesetzt wird, 
Ladungen und andere vom Präsiden¬ 
ten des Europäischen Patentamts be¬ 
stimmte Schriftstücke werden durch 
eingeschriebenen Brief mit Rück¬ 
schein zugestellt. Alle anderen Zustel¬ 
lungen durch die Post, mit Ausnahme 
der in Absatz 2 genannten, erfolgen 
mittels eingeschriebenen Briefs. 

(2) Zustellungen an Empfänger, die 
weder Wohnsitz noch Sitz im Gebiet 
eines Vertragsstaats haben und einen 
Vertreter nach Artikel 133 Absatz 2 
nicht bestellt haben, werden dadurch 
bewirkt, daß das zuzustellende 
Schriftstück als gewöhnlicher Brief 
unter der dem Europäischen Patent¬ 
amt bekannten letzten Anschrift des 
Empfängers zur Post gegeben wird. 
Die Zustellung wird mit der Aufgabe 
zur Post als bewirkt angesehen, selbst 
wenn der Brief als unbestellbar zu¬ 
rückkommt. 


(3) Bei der Zustellung mittels einge¬ 
schriebenen Briefs mit oder ohne 
Rückschein gilt dieser mit dem zehn¬ 
ten Tag nach der Abgabe zur Post als 
zugestellt, es sei denn, daß das zuzu¬ 
stellende Schriftstück nicht oder an 
einem späteren Tag zugegangen ist; 
im Zweifel hat das Europäische Pa¬ 
tentamt den Zugang des Schriftstücks 
und gegebenenfalls den Tag des Zu¬ 
gangs nachzuweisen. 


(4) Die Zustellung mittels einge¬ 
schriebenen Briefs mit oder ohne 
Rückschein gilt auch dann als be¬ 
wirkt, wenn die Annahme des Briefs 
verweigert wird. 

^5) Soweit die Zustellung durch die 
Post durch die Absätze 1 bis 4 nicht 
geregelt ist, ist das Recht des Staats 
anzuwenden, in dessen Hoheitsgebiet 
die Zustellung erfolgt. 

Regel 79 
Zustellung 

durch unmittelbare Übergabe 

Die Zustellung kann in den Dienst¬ 
gebäuden des Europäischen Patent¬ 
amts durch unmittelbare Übergabe 
des Schriftstücks an den Empfänger 
bewi-kt werden, der dabei den Emp¬ 
fang zu bescheinigen hat. Die Zustel¬ 
lung gilt auch dann als bewirkt, wenn 
der Empfänger die Annahme des 
Schriftstücks oder die Bescheinigung 
des Empfangs verweigert. 


Rule 78 

Notification by post 

(1) Decisions incurring a time limit 
for appeal, summonses and other doc- 
uments as decided on by the President 
of the European Patent Office shall 
be notified by registered letter with 
advice of delivery. All other notifica- 
tions by post, except those referred to 
in paragraph 2, shall be by registered 
letter. 


(2) Notifications in respect of ad- 
dressees not having either a residence 
or their principal places of business 
within the territory of one of the 
Contracting States and who have not 
appointed a representative in accord- 
ance with Article 133, paragraph 2, 
shall be effected by posting the doc- 
ument to be notified as an ordinary 
letter bearing the last address of the 
addressee known to the European 
Patent Office. Notification shall be 
deemed to have been made when 
despatch has taken place, even if 
the letter is returned to the sender 
owing to the impossibility of deliver- 
ing it to the addressee. 

(3) Where notification is effected by 
registered letter, whether or not with 
advice of delivery, this shall be 
deemed to be delivered to the addres¬ 
see on the tenth day following its post¬ 
ing, unless the letter has failed to 
reach the addressee or has reached 
him at a later date; in the event of any 
dispute, it shall be incumbent on the 
European Patent Office to establish 
that the letter has reached its destina- 
tion or to establish the date on which 
the letter was delivered to the ad¬ 
dressee, as the case may be. 

(4) Notification by registered letter, 
whether or not with advice of 
delivery, shall be deemed to have 
been effected even if acceptance of 
the letter has been refused. 

(5) To the extent that notification 
by post is not covered by the provi- 
sions of this Rule, the law of the 
State on the territory of which the 
notification is made shall apply. 


Rule 79 

Notification by delivery by hand 


Notification may be effected on 
the premises of the European Patent 
Office by delivery by hand of the 
document to the addressee, who shall 
on delivery acknowledge its receipt. 
Notification shall be deemed to have 
taken place even if the addressee 
refuses to accept the document or to 
acknowledge receipt thereof. 


Regles 78 

Signification par la poste 

(1) Les decisions qui font courir un 
delai de recours, les citations et toutes 
autres pieces pour lesquelles le Presi¬ 
dent de l'Office europeen des brevets 
prescrit qu’il sera fait usage de ce 
mode de signification sont signifiees 
par lettre recommandee avec deman- 
de d'avis de reception, Les autres si- 
gnifications par la poste, ä l'exception 
de celles vis6es au paragraphe 2, sont 
faites par lettre recommandee. 

(2) Les significations dont les desti- 
nataires n'ont ni domicile ni siege sur 
le territoire d'un Etat contractant et 
n’ont pas designe un mandataire con- 
formement ä l'article 133, paragra¬ 
phe 2, sont faites par remise ä la 
poste de la piece ä signifier, sous 
forme de lettre ordinaire portant la 
derniere adresse du destinataire con- 
nue de l’Office europeen des brevets. 
La signification est r£put6e faite des 
lors que la remise ä la poste a eu 
lieu, meine si la lettre est renvoyee 
ä lexpediteur faute d’avoir pu etre 
delivree ä son destinataire. 


(3) Lorsque la signification est faite 
par lettre recommandee avec ou sans 
demande d'avis de reception, celle-ci 
est reputee remise ä son destinataire 
le dixieme jour apres la remise ä la 
poste, ä moins que la piece ä signifier 
ne lui soit pas parvenue ou ne lui soit 
parvenue qu’ä une date ulterieure; en 
cas de contestation, il incombe ä l’Of- 
fice europeen des brevets d’etablir que 
la lettre est parvenue ä destination 
ou d etablir, le cas echeant, la date 
de sa remise au destinataire. 

(4) La signification par lettre re¬ 
commandee avec ou sans demande 
d’avis de reception est reputee faite 
meine si la lettre a ete refusee. 

(5) Pour autant que la signification 
par la poste n'est pas entierement re- 
g!4e par les dispositions de la pre¬ 
sente regle, le droit applicable en 
matiere de signification par la poste 
est celui de l'Etat sur le territoire 
duquel la signification est faite. 

Rfcgle 79 

Signification par remise directe 

La signification peut etre effectuee 
dans les locaux de l'Office europeen 
des brevets par remise directe de la 
piece ä signifier au destinataire qui 
en accuse reception. La signification 
est reputee faite meme si le destina¬ 
taire refuse d'accepter la piece ä si¬ 
gnifier ou d en accuser reception. 
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Regel 80 

öffentliche Zustellung 

(1) Kann der Aufenthaltsort des 
Empfängers nicht festgestellt werden, 
so wird durch öffentliche Bekanntma¬ 
chung zugestellt. 

(2) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts bestimmt, in welcher Wei¬ 
se die öffentliche Bekanntmachung 
erfolgt und wann die Frist von einem 
Monat zu laufen beginnt, nach deren 
Ablauf das Schriftstück als zugestellt 
gilt. 

Regel 81 

Zustellung an Vertreter 

(1) Ist ein Vertreter bestellt wor¬ 
den, so werden die Zustellungen an 
den Vertreter gerichtet. 

(2) Sind mehrere Vertreter für 
einen Beteiligten bestellt, so genügt 
die Zustellung an einen von ihnen. 

(3) Haben mehrere Beteiligte einen 
gemeinsamen Vertreter, so genügt die 
Zustellung nur eines Schriftstücks an 
den gemeinsamen Vertreter. 

Regel 82 

Heilung von Zustellungsmängeln 

Kann das Europäische Patentamt 
die formgerechte Zustellung eines 
Schriftstücks nicht nachweisen oder 
ist das Schriftstück unter Verletzung 
von Zustellungsvorschriften zugegan¬ 
gen, so gilt das Schriftstück als an 
dem Tag zugestellt, den das Europä¬ 
ische Patentamt als Tag des Zugangs 
nachweist. 

Kapitel IV 
Fristen 

Regel 83 

Berechnung der Fristen 

(1) Die Fristen werden nach vollen 
Tagen, Wochen, Monaten oder Jahren 
berechnet. 

(2) Bei der Fristberechnung wird 
mit dem Tag begonnen, der auf den 
Tag folgt, an dem das Ereignis einge¬ 
treten ist, auf Grund dessen der Frist¬ 
beginn festgelegt wird; dieses Ereig¬ 
nis kann eine Handlung oder der Ab¬ 
lauf einer früheren Frist sein. Besteht 
die Handlung in einer Zustellung, so 
ist das maßgebliche Ereignis der Zu¬ 
gang des zugestellten Schriftstücks, 
sofern nichts anderes bestimmt ist. 

(3) Ist als Frist ein Jahr oder eine 
Anzahl von Jahren bestimmt, so endet 
die Frist in dem maßgeblichen folgen¬ 
den Jahr in dem Monat und an dem 
Tag, die durch ihre Benennung oder 
Zahl dem Monat und Tag entspre- 


Rule 80 

Public notification 

(1) If the address of the addressee 
cannot be established, notification 
shall be effected by public notice. 


(2) The President of the European 
Patent Office shall determine how 
the public notice is to be given and 
the beginning of the period of one 
month on the expiry of which the 
document shall be deemed to have 
been notified. 

Rule 81 

Notification to representatives 


(1) If a representative has been ap- 
pointed, notifications shall be ad- 
dressed to him. 

(2) If several such representatives 
have been appointed for a single 
interested party, notification to any 
one of them shall be sufficient. 

(3) If several interested parties have 
a common representative, notification 
of a single document to the common 
representative shall be sufficient. 

Rule 82 

Irregularities in the notification 

Where a document has reached the 
addressee, if the European Patent Of¬ 
fice is unable to prove that it has 
been duly notified, or if provisions 
relating to its notification have not 
been observed, the document shall 
be deemed to have been notified on 
the date established by the European 
Patent Office as the date of receipt. 


Chapter IV 
Time Iimits 

Rule 83 

Calculatlon of time Iimits 

(1) Periods shall be laid down in 
terms of full years, months, weeks or 
days. 

(2) Computation shall Start on the 
day following the day on which the 
relevant event occurred, the event 
being either a procedural Step or the 
expiry of another period. Where the 
procedural Step is a notification, the 
event considered shall be the receipt 
of the document notified, unless 
otherwise provided. 


(3) When a period is expressed as 
one year or a certain number of years, 
it shall expire in the relevant sub- 
sequent year in the month having the 
same name and on the day having the 
same number as the month and the 


Regle 80 

Signification publique 

(1) S il n'est pas possible de con- 
naitre l'adresse du destinataire, la 
signification est faite sous forme de 
publication. 

(2) Le President de l'Office europeen 
des brevets determine les modalites 
de la publication ainsi que le point 
de depart du delai d'un mois ä l’expi- 
ration duquel le document est r4pute 
signifie. 

R&gle 81 

Signification au mandataire 
ou au repr&entant 

(1) Si un mandataire a 6te design4, 
les significations lui sont faites. 

(2) Si plusieurs mandataires ont 4te 
d£sign£s pour une seule partie, il suf- 
fit que ia signification soit faite ä l un 
dentre eux. 

(3) Si plusieurs parties ont un re- 
presentant commun, il suffit que la 
signification dune piece en un seul 
exemplaire soit faite au repr4sentant 
commun. 

R&gle 82 

Vices de la signification 

Si, une piüce 6tant parvenue ä son 
destinataire, l’Office europeen des bre¬ 
vets n'est pas en mesure de prouver 
qu’elle a 4t4 r4gulierement signifide, 
ou si les dispositions relatives h la 
signification nont pas 4t4 observ4es, 
la pi4ce est r4put4e signifi4e ä la date 
ä laquelle l'Office europ4en des bre¬ 
vets prouve qu’elle a et4 re<;ue. 

Chapitre IV 
Dölais 

R&gle 83 
Calcul des ddlais 

(1) Les d41ais sont fixes en ann4es, 
mois, semaines ou jours entiers. 

(2) Le delai part du jour suivant 
celui oü a eu lieu l'4v4nement par 
reference auquel son point de d4part 
est fixe, cet ev4nement pouvant 4tre 
soit un acte, soit l'expiration d'un d4- 
lai anterieur. Sauf dispositions con- 
traires, lorsque l’acte est une signifi¬ 
cation, l evenement consid4re est la 
reception de la piece signifiee. 


(3) Lorsqu’un delai est exprime en 
une ou plusieurs annees, il expire, 
dans l annee ulterieure ä prendre en 
consideration, le mois portant le me- 
me nom et le jour ayant le meine 
quantieme que le mois et le jour oü 
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eben, an denen das Ereignis eingetre¬ 
ten ist; hat der betreffende nachfol¬ 
gende Monat keinen Tag mit der ent¬ 
sprechenden Zahl, so läuft die Frist 
am letzten Tag dieses Monats ab. 

(4) Ist als Frist ein Monat oder eine 
Anzahl von Monaten bestimmt, so en¬ 
det die Frist in dem maßgeblichen fol¬ 
genden Monat an dem Tag, der durch 
seine Zahl dem Tag entspricht, an 
dem das Ereignis eingetreten ist; hat 
der betreffende nachfolgende Monat 
keinen Tag mit der entsprechenden 
Zahl, so läuft die Frist am letzten Tag 
dieses Monats ab. 

(5) Ist als Frist eine Woche oder 
eine Anzahl von Wochen bestimmt, 
so endet die Frist in der maßgebli¬ 
chen Woche an dem Tag, der durch 
seine Benennung dem Tag entspricht, 
an dem das Ereignis eingetreten ist. 

Regel 84 

Dauer der Fristen 

Ist im Übereinkommen oder in die¬ 
ser Ausführungsordnung eine Frist 
vorgesehen, die vom Europäischen 
Patentamt zu bestimmen ist, so darf 
diese Frist auf nicht weniger als zwei 
Monate und auf nicht mehr als vier 
Monate sowie, wenn besondere Um¬ 
stände vorliegen, auf nicht mehr als 
sechs Monate festgesetzt werden. In 
besonders gelagerten Fällen kann die 
Frist vor Ablauf auf Antrag verlän¬ 
gert werden. 

Regel 85 

Verlängerung von Fristen 

(1) Läuft eine Frist an einem Tag 
ab, an dem das Europäische Patentamt 
zur Entgegennahme von Schriftstük- 
ken nicht geöffnet ist oder an dem 
gewöhnliche Postsendungen aus ande¬ 
ren als den in Absatz 2 genannten 
Gründen am Sitz des Europäischen 
Patentamts nicht zugestellt werden, 
so erstreckt sich die Frist auf den 
nächstfolgenden Tag, an dem das 
Europäische Patentamt zur Entgegen¬ 
nahme von Schriftstücken geöffnet ist 
und an dem gewöhnliche Postsendun¬ 
gen zugestellt werden. 

(2) Läuft eine Frist an einem Tag 
ab, an dem die Postzustellung in 
einem Vertragsstaat oder zwischen 
einem Vertragsstaat und dem Europä¬ 
ischen Patentamt allgemein unterbro¬ 
chen oder im Anschluß an eine solche 
Unterbrechung gestört ist, so er¬ 
streckt sich die Frist für Beteiligte, 
die in diesem Staat ihren Wohnsitz 
oder Sitz haben oder einen Vertreter 
mit Geschäftssitz in diesem Staat be¬ 
stellt haben, auf den ersten Tag nach 
Beendigung der Unterbrechung oder 
Störung. Ist der betreffende Staat der 
Sitzstaat des Europäischen Patent¬ 
amts, so gilt diese Vorschrift für alle 
Beteiligten. Die Dauer der Unterbre- 


day on which the said event occurred, 
provided that if the relevant subse- 
quent month has no day wilh llie 
same nuniber the period shall expire 
on the last day of that month. 

(4) When a period is expressed as 
one month or a certain number of 
months, it shall expire in the relevant 
subsequent month on the day which 
has the same number as the day on 
which the said event occurred, pro¬ 
vided that if the relevant subsequent 
month has no day with the same 
number the period shall expire on the 
last day of that month. 

(5) When a period is expressed as 
one week or a certain number of 
weeks, it shall expire in the relevant 
subsequent week on the day having 
the same name as the day on which 
the said event occurred. 


Rule 84 

Duratlon of time limits 

Where the Convention or these 
Implementing Regulations specify a 
period to be determined by the Euro¬ 
pean Patent Office, such period shall 
be not less than two months nor 
more than four months; in certain 
special circumstances it may be up 
to six months. In certain special cases, 
the period may be extended upon 
request, presented before the expiry 
of such period. 


Rule 85 

Extension of time limits 

(1) If a time limit expires on a day 
on which the European Patent Office 
is not open for receipt of documents 
or on which, for reasons other than 
those referred to in paragraph 2, 
ordinary mail is not delivered in the 
locality in which the European Patent 
Office is located, the time limit shall 
extend until the first day thereafter 
on which the European Patent Office 
is open for receipt of documents and 
on which ordinary mail is delivered. 


(2) If a time limit expires on a day 
on which there is a general interrup- 
tion or subsequent dislocation in the 
delivery of mail in a Contracting 
State or between a Contracting State 
and the European Patent Office, the 
time limit shall extend to the first 
day following the end of the period 
of interruption or dislocation for par- 
ties resident in the State concerned 
or who have appointed representatives 
with a place of business in that State. 
In the case where the State concerned 
is the State in which the European 
Patent Office is located, this Provision 
shall apply to all parties. The duration 
of the above-mentioned period shall 


Jedit evenement a eu lieu; toutefois, 
si le mois ulterieur ä prendre en con- 
sideration n a pas de jour ayant le 
meine quantieme, le delai considere 
expire le deraier ]our de ce mois. 

(4) Lorsqu’un delai est expritne en 
un ou plusieurs mois, il expire, dans 
le mois ulterieur ä prendre en consi- 
deration, le jour ayant le meme 
quantieme que le jour oü ledit eve- 
nement a eu lieu,- toutefois, si le mois 
ulterieur ä prendre en consideration 
n'a pas de jour ayant le meme quan¬ 
tieme, le delai considere expire le der- 
nier jour de ce mois. 

(5) Lorsqu un delai est exprime en 
une ou plusieurs semaines, il expire, 
dans la semaine ä prendre en conside¬ 
ration, le jour portant le meme nom 
que celui oü ledit evenement a eu 
lieu. 

Rögles 84 
Duräe des dölals 

Lorsque la Convention ou le prä¬ 
sent rüglement d'exöcution prövoit un 
dülai qui doit etre imparti par 1 Office 
europeen des brevets, ce delai ne peut 
ni etre inferieur ä deux mois ni supe- 
rieur ä quatre mois; dans des circons- 
tances particulieres, il peut ötre portö 
jusqu'ä six mois. Dans certains cas 
d’espöce, le delai peut ötre prorogö 
sur requäte presentöe avant son ex- 
piration. 

Rügle 85 

Prorogation des ddlais 

(1) Si un delai expire soit un jour 
oü l'Office europüen des brevets n est 
pas ouvert pour recevoir le depöt des 
pieces, soit un jour oü le courrier 
normal n’est pas distribuö dans la lo- 
ealitü oü cet Office est situü, pour des 
raisons autres que celles indiquües au 
paragraphe 2, le delai est proroge jus- 
qu'au premier jour suivant celui oü 
l'Office europeen des brevets est ou¬ 
vert pour recevoir ce depöt et oü le 
courrier normal est distribuö. 


(2) Si un delai expire soit un jour 
oü se produit une interruption gene¬ 
rale de la distribution du courrier, soit 
un jour de perturbation resultant de 
cette interruption dans un Etat con- 
tractant ou entre un Etat contractant 
et 1 Office europeen des brevets, le 
delai est proroge jusqu’au premier 
jour suivant la fin de cette periode 
d interruption ou de perturbation pour 
les parties qui ont leur domicile ou 
leur siege dans cet Etat ou qui ont 
designe des mandataires ayant leur 
domicile professionnel dans ledit 
Etat. Au cas oü l'Etat concerne est 
l’Etat oü l’Office europeen des bre¬ 
vets a son siege, !a presente disposi- 


ll 
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chung oder Störung der Postzustel¬ 
lung wird in einer Mitteilung des Prä¬ 
sidenten des Europäischen Patentamts 
bekanntgegeben. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf 
Fristen, die im Übereinkommen vor¬ 
gesehen sind, in Fällen entsprechend 
anzuwenden, in denen Handlungen 
bei der zuständigen Behörde im Sinn 
des Artikels 75 Absatz 1 Buchstabe b 
vorzunehmen sind. 


Kapitel V 

Änderungen und Berichtigungen 

Regel 86 
Änderung 

der europäischen Patentanmeldung 

(1) Vor Erhalt des europäischen Re¬ 
cherchenberichts darf der Anmelder 
die Beschreibung, die Patentansprü¬ 
che oder die Zeichnungen der europä¬ 
ischen Patentanmeldung nicht ändern, 
soweit nichts anderes vorgeschrieben 
ist. 

(2) Nach Erhalt des europäischen 
Recherchenberichts und vor Erhalt 
des ersten Bescheids der Prüfungsab¬ 
teilung kann der Anmelder von sich 
aus die Beschreibung, die Patentan¬ 
sprüche und die Zeichnungen ändern. 

(3) Nach Erhalt des ersten Be¬ 
scheids der Prüfungsabteilung kann 
der Anmelder von sich aus die Be¬ 
schreibung, die Patentansprüche und 
die Zeichnungen einmal ändern, so¬ 
fern die Änderung gleichzeitig mit der 
Erwiderung auf den Bescheid einge¬ 
reicht wird. Weitere Änderungen kön¬ 
nen nur mit Zustimmung der Prü¬ 
fungsabteilung vorgenommen werden. 


Regel 87 

Unterschiedliche Patentansprüche, 

Beschreibungen und Zeichnungen 
für verschiedene Staaten 

Stellt das Europäische Patentamt 
fest, daß für einen oder mehrere der 
benannten Vertragsstaaten der Inhalt 
einer früheren europäischen Patentan¬ 
meldung nach Artikel 54 Absätze 3 
und 4 zum Stand der Technik gehört, 
so kann die europäische Patentanmel¬ 
dung oder das europäische Patent für 
diesen Staat oder diese Staaten unter¬ 
schiedliche Patentansprüche und, 
wenn es das Europäische Patentamt 
für erforderlich hält, unterschiedliche 
Beschreibungen und Zeichnungen ent¬ 
halten. 


be as stated by the President of the 
European Patent Office. 


(3) Paragraphs 1 and 2 shall apply 
mutatis mutandis to the time limits 
provided for in the Convention in the 
case of transactions to be carried out 
with the competent authority within 
the meaning of Article 75, Para¬ 
graph 1 (b). 


Chapter V 

Amendments and corrections 
Rule 86 

Amendment of the European 
patent applicatlon 

(1) Before receiving the European 
search report the applicant may not 
amend the description, Claims or 
drawings of a European patent ap- 
plication except where otherwise 
provided. 


(2) After receiving the European 
search report and before receipt of 
the first communication from the 
Examining Division, the applicant 
may, of his own volition, amend the 
description, Claims and drawings. 


(3) After receipt of the first com¬ 
munication from the Examining Divi¬ 
sion the applicant may, of his own 
volition, amend once the description, 
Claims and drawings provided that the 
amendment is filed at the same time 
as the reply to the communication. 
No further amendment may be made 
without the consent of the Examining 
Division. 


Rule 87 

Different Claims, description and 
drawings for different States 

If the European Patent Office notes 
that, in respect of one or some of the 
designated Contracting States, the 
content of an earlier European patent 
application forms part of the state of 
the art pursuant to Article 54, para¬ 
graphs 3 and 4, the European patent 
application or European patent may 
contain for such State or States Claims 
and, if the European Patent Office 
considers it necessary, a description 
and drawings which are different from 
those for the other designated Con¬ 
tracting States. 


iion est applicable ä toutes les parties. 
La duree de cette periode est indiquee 
par le President de l Office europeen 
des brevets. 

(3) Les paragraphes 1 et 2 s’appli- 
quent aux delais prevus par la Con¬ 
vention lorsqu'il s'agit d'actes ä ac- 
complir aupres de l'administration vi- 
see ä 1‘article 75, paragraphe 1, let¬ 
tre b). 


Chapitre V 

Modificatlons et corrections 
R&gle 86 

Modification de la demande 
de brevet europeen 

(1) A moins qu'il n'en soit disposö 
autrement, le demandeur ne peut mo- 
difier la description, les revendica- 
tions ou les dessins d une demande 
de brevet europeen avant d'avoir recu 
le rapport de recherche europ6enne. 

(2) Apres avoir recu le rapport de 
recherche europeenne et avant d'a¬ 
voir recu la premiere notification de 
la division dexamen, le demandeur 
peut, de sa propre initiative, modifier 
la description, les revendications et 
les dessins. 

(3) Apres avoir recu la premiere 
notification de la division d examen, 
le demandeur peut, de sa propre ini¬ 
tiative, modifier une seule fois la des¬ 
cription, les revendications et les des¬ 
sins ä la condition que la modifica¬ 
tion et la r6ponse ä la notification 
soient concomitantes. Toutes autres 
modifications ulterieures sont sub- 
ordonnees ä l'autorisation de la divi¬ 
sion dexamen. 

Rägle 87 

Revendications, description et dessins 

differents pour des Etats diffärents 

Si l’Office europeen des brevets 
constate que, en ce qui concerne un 
ou plusieurs des Etats contractants 
designes, le contenu d’une demande 
de brevet europeen anterieure est 
compris dans l’etat de la technique 
en vertu des dispositions de l’arti- 
cle 54, paragraphes 3 et 4, la demande 
de brevet europeen ou le brevet euro- 
pöen peut comporter des revendica¬ 
tions qui different, accompagnöes, si 
l'Office europeen des brevets l'estime 
necessaire, dune description et de 
dessins qui different egalement, selon 
qu'il s’agit de l’Etat ou des Etats 
en cause ou d’autres Etats contrac¬ 
tants designes. 
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Regel 88 

Berichtigung von Mängeln 
in den beim Europäischen 
Patentamt eingereichten Unterlagen 

Sprachliche Fehler, Schreibfehler 
und Unrichtigkeiten in den beim 
Europäischen Patentamt eingereichten 
Unterlagen können auf Antrag berich¬ 
tigt werden. Betrifft jedoch der An¬ 
trag auf Berichtigung die Beschrei¬ 
bung, die Patentansprüche oder die 
Zeichnungen, so muß die Berichtigung 
derart offensichtlich sein, daß sofort 
erkennbar ist, daß nichts anderes be¬ 
absichtigt sein konnte als das, was als 
Berichtigung vorgeschlagen wird. 

Regel 89 

Berichtigung von Fehlern 
in Entscheidungen 

In Entscheidungen des Europä¬ 
ischen Patentamts können nur sprach¬ 
liche Fehler, Schreibfehler und offen¬ 
bare Unrichtigkeiten berichtigt wer¬ 
den. 


Kapitel VI 

Unterbrechung des Verfahrens 
Regel 90 

Unterbrechung des Verfahrens 

(1) Das Verfahren vor dem Euro¬ 
päischen Patentamt wird unterbro¬ 
chen: 

a) im Fall des Todes oder der fehlen¬ 
den Geschäftsfähigkeit des Anmel¬ 
ders oder Patentinhabers oder der 
Person, die nach dem Heimatrecht 
des Anmelders oder Patentinha¬ 
bers zu dessen Vertretung berech¬ 
tigt ist. Solange die genannten Er¬ 
eignisse die Vertretungsbefugnis 
eines nach Artikel 134 bestellten 
Vertreters nicht berühren, tritt 
eine Unterbrechung des Verfah¬ 
rens jedoch nur auf Antrag dieses 
Vertreters ein; 

b) wenn der Anmelder oder Patent¬ 
inhaber auf Grund eines gegen 
sein Vermögen gerichteten Ver¬ 
fahrens aus rechtlichen Gründen 
verhindert ist, das Verfahren vor 
dem Europäischen Patentamt fort¬ 
zusetzen; 

c) im Fall des Todes oder der fehlen¬ 
den Geschäftsfähigkeit eines Ver¬ 
treters des Anmelders oder Patent¬ 
inhabers. 

(2) Wird dem Europäischen Patent¬ 
amt bekannt, wer in den Fällen des 
Absatzes ! Buchstaben a und b die 
Berechtigung erlangt hat, das Verfah¬ 
ren vor dem Europäischen Patentamt 
fortzusetzen, so teilt es dieser Person 
und gegebenenfalls den übrigen Betei- 


Rule 88 

Correction oi errors in documents 
filed with the European Patent Office 


Linguistic errors, errors of transcrip- 
tion and mistakes in any document 
filed with the European Patent Office 
may be corrected on request. How- 
ever, if the request for such correction 
concerns a description, Claims or 
drawings, the correction must be 
obvious in the sense that it is im- 
mediately evident that nothing eise 
would have been intended than what 
is offered as the correction. 


Rule 89 

Correction of errors in declsions 

In decisions of the European Patent 
Office, only linguistic errors, errors of 
transcription and obvious mistakes 
may be corrected. 


Chapter VI 

Interruption of proceedings 
Rule 90 

Interruption of proceedings 

(1) Proceedings before the European 
Patent Office shall be interrupted: 

(a) in the event of the death or legal 
incapacity of the applicant for or 
proprietor of a European patent or 
of the person authorised by nation¬ 
al law to act on his behalf. To 
the extent that the above events 
do not affect the authorisation of 
a representative appointed under 
Article 134, proceedings shall be 
interrupted only on application by 
such representative; 


(b) in the event of the applicant for 
or proprietor of a European patent, 
as a result of some action taken 
against his property, being pre- 
vented by legal reasons from 
continuing the proceedings before 
the European Patent Office; 

(c) in the event of the death or legal 
incapacity of the representative of 
the applicant for or proprietor of 
a European patent. 

(2) When, in the cases referred to 
in paragraph 1 (a) and (b), the Euro¬ 
pean Patent Office has been informed 
of the identity of the person authorised 
to continue the proceedings before the 
European Patent Office, the European 
Patent Office shall communicate to 


Regle 88 

Correction d'erreurs dans les pieces 
soumises ä l'Office europeen 
des brevets 

Les fautes d'expression ou de trans¬ 
cription et les erreurs contenues dans 
toute piece soumise ä l'Office euro¬ 
peen des brevets peuvent etre recti- 
fiees sur requete. Toutefois, si la re¬ 
quete en rectification porte sur la 
description, les revendications ou les 
dessins, la rectification doit s'imposer 
ä levidence, en ce sens qu'il apparait 
immediatement qu'aucun texte autre 
que celui resultant de la rectification 
n’a pu etre envisage par le deman- 
deur. 

REgle 89 

Rectification d'erreurs 
dans les decisions 

Dans les decisions de l'Office euro¬ 
peen des brevets, seules les fautes 
d'expression, de transcription et les 
erreurs manifestes peuvent etre recti- 
fiEes. 


Chapitre VI 

Interruption de la procEdure 
REgle 90 

Interruption de la procEdure 

(1) La procedure devant l'Office e\i- 
ropEen des brevets est interrompue: 

a) en cas de dEces ou d incapacite, 
soit du demandeur ou du titulaire 
du brevet europEen, soit de la per¬ 
sonne qui est habilitEe, en vertu 
du droit national du demandeur 
ou du titulaire du brevet europeen, 
ä representer i'un ou l’autre. Tou- 
tefois, si ces Evenements n affec- 
tent pas le pouvoir du mandataire 
dEsignE en application de l'arti- 
cle 134, la procEdure nest inter¬ 
rompue qu ä la demande du man¬ 
dataire; 

b) si le demandeur ou le titulaire du 
brevet europeen se trouve dans 
l'impossibilite juridique de pour- 
suivre la procedure devant 1 Office 
europeen des brevets ä raison 
d'une action engagee contre ses 
bien*; 

c) en cas de deces ou dincapacite 
du mandataire du demandeur ou du 
mandataire du titulaire du brevet 
europeen. 

(2) Si l'Office europeen des brevets 
a connaissance de l'identite de la per¬ 
sonne habilitee ä poursuivre devant 
lui la procedure dans les cas vises 
au paragraphe 1, sous les lettres a) 
et b). il adresse a cette personne et, 
le cas echeant, ä tout tiers participant. 
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ligten mit, daß das Verfahren nach 
Ablauf einer von ihm zu bestimmen¬ 
den Frist wieder aufgenommen wird. 

(3) Im Fall des Absatzes 1 Buch¬ 
stabe c wird das Verfahren wieder 
aufgenommen, wenn dem Europä- 
isdien Patentamt die Bestellung eines 
neuen Vertreters des Anmelders an¬ 
gezeigt wird oder das Europäische Pa¬ 
tentamt die Anzeige über die Bestel¬ 
lung eines neuen Vertreters des Pa¬ 
tentinhabers den übrigen Beteiligten 
zugestellt hat. Hat das Europäische 
Patentamt drei Monate nach dem Be¬ 
ginn der Unterbrechung des Verfah¬ 
rens noch keine Anzeige über die Be¬ 
stellung eines neuen Vertreters erhal¬ 
ten, so teilt es dem Anmelder oder 
Patentinhaber mit: 

a) im Fall des Artikels 133 Absatz 2, 
daß die europäische Patentanmel¬ 
dung als zurückgenommen gilt 
oder das europäische Patent wi¬ 
derrufen wird, wenn die Anzeige 
nicht innerhalb von zwei Monaten 
nach Zustellung dieser Mitteilung 
erfolgt, oder, 

b) wenn der Fall des Artikels 133 Ab¬ 
satz 2 nicht vorliegt, daß das Ver¬ 
fahren vom Tag der Zustellung 
dieser Mitteilung an mit dem An¬ 
melder oder Patentinhaber wieder 
aufgenommen wird. 

(4) Die am Tag der Unterbrechung 
für den Anmelder oder Patentinhaber 
laufenden Fristen, mit Ausnahme der 
Frist zur Stellung des Prüfungsantrags 
und der Frist für die Entrichtung der 
Jahresgebühren, beginnen an dem 
Tag von neuem zu laufen, an dem das 
Verfahren wieder aufgenommen wird. 
Liegt dieser Tag später als zwei Mo¬ 
nate vor Ablauf der Frist zur Stellung 
des Prüfungsantrags, so kann ein Prü¬ 
fungsantrag noch bis zum Ablauf von 
zwei Monaten nach diesem Tag ge¬ 
stellt werden. 


Kapitel VII 

Verzicht auf Beitreibung 

Regel 91 

Verzicht aui Beitreibung 

Der Präsident des Europäischen Pa¬ 
tentamts kann davon absehen, ge¬ 
schuldete Geldbeträge beizutreiben, 
wenn der beizutreibende Betrag ge¬ 
ringfügig oder die Beitreibung zu un¬ 
gewiß ist. 


such person and to any interested third 
party thai the proceedings shall be 
resumed as from a date to be fixed 
by the European Patent Office. 

(3) In the case referred to in para- 
graph 1 (c), the proceedings shall be 
resumed when the European Patent 
Office has been informed of the ap- 
pointment of a new representative 
of the applicant or when the European 
Patent Office has notified to the other 
parties the comraunication of the ap- 
pointment of a new representative of 
the proprietor of the patent. If, three 
months after the beginning of the 
interruption of the proceedings, the 
European Patent Office has not been 
informed of the appointment of a new 
representative, it shall communicate 
to the applicant for or proprietor of 
the patent: 

(a) where Article 133, paragraph 2, 
is applicable, that the European 
patent application will be deemed 
to be withdrawn or the European 
patent will be revoked if the In¬ 
formation is not submitted within 
two months after this communi- 
cation is notified, or 

(b) where Article 133, paragraph 2, is 
not applicable, that the proceed¬ 
ings will be resumed with the ap¬ 
plicant for or proprietor of the 
patent as from the date on which 
this communication is notified. 


(4) The time liraits, other than the 
time limit for making a request for 
examination and the time limit for 
paying the renewal fees, in force as 
regards the applicant for or proprietor 
of the patent at the date of interrap- 
tion of the proceedings, shall begin 
again as from the day on which the 
proceedings are resumed. If such date 
is less than two months before the 
end of the period within which the 
request for examination must be filed, 
such a request may be filed up to the 
end of two months after such date. 


Chapter VII 

Waiving of enforced 
recovery procedures 

Rule 91 
Walving 

of enforced recovery procedures 

The President of the European 
Patent Office may waive action for 
the enforced recovery of any sura due 
if the sum to be recovered is minimal 
or if such recovery is too uncertain. 


une notification dans laquelle il est 
indique que la procedure sera reprise 
ä I'expiraüon du delai qu'il a imparti. 

(3) Dans le cas vise au paragraphe 1, 
sous la lettre c), la procedure est re¬ 
prise lorsque l'Office europeen des 
brevets est avise de la Constitution 
d un nouveau mandataire du deman- 
deur ou lorsque cet Office a signifie 
aux tiers participants l'avis relatif ä 
la Constitution d'un nouveau manda¬ 
taire du titulaire du brevet europeen. 
Si, dans un delai de trois mois ä comp- 
ter du debut de l’interruption de la 
procedure, l'Office europeen des bre¬ 
vets n'a pas recu d avis relatif ä la 
Constitution d'un nouveau mandataire, 
il adresse au demandeur ou au titu¬ 
laire du brevet europeen une notifica¬ 
tion dans laquelle il est indiquö que: 

a) dans le cas vise ä 1‘article 133, 
paragraphe 2, la demande de bre¬ 
vet europeen est r6put6e retiräe 
ou le brevet europeen est r6voquä, 
si l'avis n’est pas produit dans les 
deux mois suivant la signification 
de cette notification, ou que 

b) dans les cas autres que celui vis6 
ä I‘article 133, paragraphe 2, la 
procedure est reprise avec le de¬ 
mandeur ou avec le titulaire du 
brevet europäen ä compter du jour 
de la signification de cette notifi¬ 
cation. 

(4) Les d61ais en cours ä l'ggard du 
demandeur ou du titulaire du brevet 
europeen ä la date d'interruption de 
la procädure, ä l'exception du dälai 
de Präsentation de la requäte en exa- 
men et du d6Iai de paiement des 
taxes annuelles, recommencent ä cou- 
rir dans leur integralitä ä compter du 
jour de la reprise de la procädure. 
Si ce jour se situe dans les deux mois 
qui präcedent 1 expiration du d61ai 
pr6vu pour la presentation de la re- 
quete en examen, cette requete peut 
encore ätre pr6sent4e jusqu’ä l'expi- 
ration d’un dälai de deux mois ä 
compter dudit jour. 


Chapitre VII 
Renonciation 

au recouvrement par contrainte 

R&gle 91 

Renonciation au recouvrement 
par contrainte 

Le President de l'Office europeen 
des brevets peut renoncer ä proceder 
au recouvrement par contrainte de 
toute somme due si celle-ci est mini¬ 
me ou si le recouvrement est trop 
aleatoire. 
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Kapitel VIII 

Unterrichtung der Öffentlichkeit 
Regel 92 

Eintragungen in das 
europäische Patentregister 

(1) Im europäischen Patentregister 

müssen folgende Angaben eingetra¬ 
gen werden: 

a) Nummer der europäischen Patent¬ 
anmeldung; 

b) Anmeldetag der europäischen Pa¬ 
tentanmeldung; 

c) Bezeichnung der Erfindung; 

d) Symbole der Klassifikation der 
europäischen Patentanmeldung; 

e) die benannten Vertragsstaaten; 

f) Name, Vornamen, Anschrift, 
Wohnsitz oder Sitz des Anmelders 
oder Patentinhabers; 

g) Name, Vornamen und Anschrift 
des vom Anmelder oder Patentin¬ 
haber genannten Erfinders, sofern 
er nicht nach Regel 18 Absatz 3 
auf seine Nennung verzichtet hat; 


h) Name, Vornamen und Geschäfts¬ 
anschrift des in Artikel 134 be- 
zeichneten Vertreters des Anmel¬ 
ders oder Patentinhabers; 

i) Prioritätsangaben (Tag, Staat und 
Aktenzeichen der früheren An¬ 
meldung); 

j) im Fall der Teilung der europäi¬ 
schen Patentanmeldung die Num¬ 
mern der europäischen Teilanmel¬ 
dungen ; 

k) bei europäischen Teilanmeldun¬ 
gen und bei den nach Artikel 61 
Absatz 1 Buchstabe b eingereich¬ 
ten neuen europäischen Patentan¬ 
meldungen die unter den Buchsta¬ 
ben a, b und i vorgesehenen An¬ 
gaben für die frühere europäische 
Patentanmeldung; 

l) Tag der Veröffentlichung der 
europäischen Patentanmeldung 
und gegebenenfalls Tag der ge¬ 
sonderten Veröffentlichung des 
europäischen Recherchenberichts •, 

m) Tag der Stellung eines Prüfungs¬ 
antrags; 

n) Tag, an dem die europäische Pa¬ 
tentanmeldung zurückgewiesen 
oder zurückgenommen worden ist 
oder als zurückgenommen gilt; 

o) Tag der Bekanntmachung des Hin¬ 
weises auf die Erteilung des euro¬ 
päischen Patents; 

p) Tag des Erlöschens des europäi¬ 
schen Patents in einem Vertrags¬ 
staat während der Einspruchsfrist 


Chapter VIII 
Information to the public 

Rule 92 

Entries in the Register 
of European Patents 

(1) The Register of European Patents 

shall contain the following entries: 

(a) number of the European patent 
application; 

(b) date of filing of the European 
patent application; 

(c) title of the invention; 

(d) Classification code given to the 
European patent application; 

(e) the Contracting States designated; 

(f) family name, given names, address 
and residence or principal place 
of business of the applicant for or 
proprietor of the European patent; 

(g) family name, given names and 
address of the inventor designated 
by the applicant for or proprietor 
of the patent unless he has re- 
nounced his title as inventor under 
Rule 18, paragraph 3; 

(h) family name« given names and ad¬ 
dress of the place of business of 
the representative of the applicant 
for or proprietor of the patent re- 
ferred to in Article 134; 

(i) priority data (date. State and file 
number of the previous applica¬ 
tion); 

(j) in the event of a division of the 
European patent application, the 
numbers of the European divisio- 
nal applications; 

(k) in the case of European divisional 
applications and a new European 
patent application under Article 61, 
paragraph 1 (b), the Information 
referred to under sub-paragraphs 
(a), (b) and (i) with regard to the 
earlier European patent applica¬ 
tion; 

(l) date of publication of the Euro¬ 
pean patent application and where 
appropriate date of the separate 
publication of the European search 
report; 

(m) date of filing of the request for 
examination; 

(n) date on which the European patent 
application is refused, withdrawn 
or deemed to be withdrawn; 

(o) date of publication of the mention 
of the grant of the European 
patent; 

(p) date of lapse of the European 
patent in a Contracting State 
during the Opposition period and, 


Chapitre VIII 
Information du public 

R&gle 92 

Inscriptions au Registre europeen 
des brevets 

(1) Les mentions suivantes sont ins- 

crites au Registre europeen des bre¬ 
vets: 

a) le numöro de la demande de brevet 
europeen; 

b) la date de depöt de la demande 
de brevet europeen; 

c) le titre de I'invention; 

d) le Symbole de la Classification at- 
tribu6 ä la demande de brevet eu¬ 
ropeen; 

e) la mention des Etats contractants 
designes; 

f) les nom, prenoms, adresse et domi- 
cile ou siege du demandeur ou du 
titulaire du brevet europeen; 

g) les nom, prenoms et adresse de 
l inventeur designä par le deman- 
deur ou par le titulaire du brevet 
europeen, pour autant que l'inven- 
teur n'ait pas renonce ä etre de- 
signö en tant que tel, ainsi que le 
prevoit la regle 18, paragraphe 3; 

h) les nom, prönoms et adresse pro- 
fessionnelle du mandataire du de¬ 
mandeur ou du titulaire du brevet 
europeen, visö ä l'article 134; 

i) les indications relatives ä la priori- 
t6 (date, Etat et numöro de döpöt 
de la demande ant^rieure); 

j) dans le cas de division de la de¬ 
mande de brevet europöen, les nu- 
meros des demandes divisionnaires 
europeennes; 

k) lorsqu il s’agit soit de demandes 
divisionnaires europöennes, soit de 
nouvelles demandes de brevet eu¬ 
ropeen dans le cas visö ä l'arti- 
cle 61, paragraphe 1, lettre b), les 
indications mentionnäes sous les 
lettres a), b) et i) du präsent para¬ 
graphe pour ce qui est de la de¬ 
mande de brevet europeen initiale; 

l) la date de la publication de la de¬ 
mande de brevet europeen et, le 
cas echeant, la date de la publica¬ 
tion du rapport de recherche euro- 
peenne-, 

m) la date de la presentation de la re- 
quete en examen; 

n) la date ä laquelle la demande de 
brevet europeen est rejetee, reti- 
ree ou reputee retiree; 

o) la date de la publication de la 
mention de la delivrance du brevet 
europeen,- 

p) la date de la decheance du brevet 
europeen dans un Etat contractant 
pendant le delai d'opposition et, le 
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und gegebenenfalls bis zur rechts¬ 
kräftigen Entscheidung über den 
Einspruch; 


q) Tag der Einlegung des Einspruchs; 

r) Tag und Art der Entscheidung 
über den Einspruch; 

s) Tag der Aussetzung und der Fort¬ 
setzung des Verfahrens im Fall 
der Regel 13; 

t) Tag der Unterbrechung und Wie¬ 
deraufnahme des Verfahrens im 
Fall der Regel 90; 

u) Tag der Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand, sofern eine Eintra¬ 
gung nach den Buchstaben n oder 
r erfolgt ist; 

v) die Einreichung eines Antrags 
nach Artikel 135 beim Europäi¬ 
schen Patentamt; 

w) Rechte an der europäischen Pa¬ 
tentanmeldung oder am europäi¬ 
schen Patent und Rechte an die¬ 
sen Rechten, soweit ihre Eintra¬ 
gung in Anwendung dieser Aus¬ 
führungsordnung vorgenommen 
wird. 

(2) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts kann bestimmen, daß in 
das europäische Patentregister andere 
als die in Absatz 1 vorgesehenen An¬ 
gaben eingetragen werden. 

(3) Auf Antrag werden Auszüge 
aus dem europäischen Patentregister 
nach Entrichtung einer Verwaltungs¬ 
gebühr erteilt. 

Regel 93 

Von der Einsicht 
ausgeschlossene Aktenteile 

Von der Akteneinsicht sind nach 
Artikel 128 Absatz 4 folgende Akten¬ 
teile ausgeschlossen; 

a) Vorgänge über die Frage der Aus¬ 
schließung oder Ablehnung von 
Mitgliedern der Beschwerdekam¬ 
mern oder der Großen Beschwer¬ 
dekammer; 

b) Entwürfe zu Entscheidungen und 
Bescheiden sowie sonstige Schrift¬ 
stücke, die der Vorbereitung von 
Entscheidungen und Bescheiden 
dienen und den Beteiligten nicht 
mitgeteilt werden; 

c) die Erfindernennung, wenn der Er¬ 
finder nach Regel 18 Absatz 3 auf 
seine Nennung verzichtet hat; 

d) andere Schriftstücke, die vom Prä¬ 
sidenten des Europäischen Patent¬ 
amts von der Einsicht ausgeschlos¬ 
sen werden, weil die Einsicht in 
diese Schriftstücke nicht dem Zweck 


where appropriate, pending a final 
dccision on Opposition; 


(q) date of filing Opposition; 

(r) date and purport of the decision 
on Opposition; 

(s) dates of Suspension and resump- 
tion of proceedings in the cases 
referred to in Rule 13; 

(t) dates of interruption and resump- 
tion of proceedings in the case 
referred to in Rule 90; 

(u) date of re-establishment of rights, 
provided that an entry has been 
made in accordance with sub- 
paragraph (n) or sub-paragraph (r); 

(v) the filing of a request to the 
European Patent Office pursuant 
to Article 135; 

(w) rights and transfer of such rights 
over a European patent applica- 
tion or European patent where 
these are recorded pursuant to 
these Implementing Regulations. 


(2) The President of the European 
Patent Office may decide that entries 
other than those referred to in Para¬ 
graph 1 shall be made in the Register 
of European Patents. 

(3) Extracts from the Register of 
European Patents shall be delivered 
on request on payment of an ad¬ 
ministrative fee. 


Rule 93 

Parts of the file not for Inspection 

The parts of the file which shall 
be excluded from inspection pursuant 
to Article 128, paragraph 4, shall be; 

(a) the documents relating to the ex- 
clusion of or objections to mem- 
bers of the Boards of Appeal or of 
the Enlarged Board of Appeal; 

(b) draft decisions and opinions, and 
all other documents, used for the 
preparation of decisions and 
opinions, which are not com- 
municated to the parties; 

(c) the designation of the inventor if 
he has renounced his title as 
inventor under Rule 18, para¬ 
graph 3; 

(d) any other document excluded from 
inspection by the President of the 
European Patent Office on the 
ground that such inspection would 
not serve the purpose of inform- 


cas echeant, pendant la periode 
ayant pour terme la date ä la* 
quelle la decision relative ä l'oppo- 
sition est passee en force de chose 
jugee; 

q) la date du depöt de l'acte d'opposi- 
tion; 

r) la date et le sens de la decision 
relative ä l’opposition; 

s) les dates de la Suspension et de la 
reprise de la procedure dans les 
cas vises ä la regle 13; 

t) les dates de l interruption et de la 
reprise de la procedure dans le cas 
vise ä la regle 90; 

u) la date du retablissement dans un 
droit, pour autant qu’une mention 
a ete inscrite ainsi qu'il est pr6vu 
sous les lettres n) ou r) du present 
paragraphe; 

v) la presentation d une requSte ä 
l'Office europäen des brevets, en 
application de l'article 135; 

w) la Constitution de droits sur la de- 
mande de brevet europeen ou sur 
le brevet europeen et le transfert 
de ces droits pour autant que lins- 
cription de ces mentions est effec- 
tu&e en application des disposi- 
tions du präsent r&glement d'ex6- 
cution. 

(2) Le President de l'Office europeen 
des brevets peut prescrire que des 
mentions autres que celles pr6vues au 
paragraphe 1 seront inscrites au Re- 
gistre europ6en des brevets. 

(3) Des extraits du Registre euro¬ 
peen des brevets sont d61ivr6s sur re- 
quGte apres paiement d une taxe d’ad- 
ministration. 


R&gle 93 

Pi&ces du dossier exclues 
de rinspection publique 

En vertu des dispositions de l'arti- 
cle 128, paragraphe 4, les pieces du 
dossier exclues de l'inspection publi¬ 
que sont: 

a) les pieces concernant l’exclusion 
ou la recusation de membres des 
chambres de recours ou de la Gran¬ 
de Chambre de recours; 

b) les projets de decisions et davis, 
ainsi que toutes autres pieces qui 
servent ä la preparation de deci¬ 
sions et d'avis et ne sont pas com- 
muniquees aux parties; 

c) les pieces concernant la designa¬ 
tion de l'inventeur s'il a renonce 
ä etre designe en tant que tel, en 
vertu de la regle 18, paragraphe 3; 

d) toute autre piece exclue de l'ins- 
pection publique par le President 
de l'Office europeen des brevets 
au motif que sa consultation ne 
repondrait pas aux fins d informa- 
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dient, die Öffentlichkeit über die 
europäische Patentanmeldung oder 
das darauf erteilte europäische Pa¬ 
tent zu unterrichten. 


Regel 94 

Durchführung der Akteneinsicht 

(1) Die Einsicht in die Akten euro¬ 
päischer Patentanmeldungen und 
europäischer Patente wird in das Ori¬ 
ginal oder in eine Kopie gewährt. Für 
die Akteneinsicht ist eine Verwal¬ 
tungsgebühr zu entrichten. 

(2) Die Akteneinsicht wird in den 
Dienstgebäuden des Europäischen Pa¬ 
tentamts gewährt. Auf Antrag wird 
die Einsicht in eine Kopie der Akten 
europäischer Patentanmeldungen und 
europäischer Patente auch in den 
Dienstgebäuden der Zentralbehörde 
für den gewerblichen Rechtsschutz 
des Vertragsstaats gewährt, in dessen 
Hoheitsgebiet der Antragsteller sei¬ 
nen Wohnsitz oder Sitz hat. 

(3) Auf Antrag wird die Aktenein¬ 
sicht durch Erteilung von Kopien ge¬ 
währt. Diese Kopien sind gebühren¬ 
pflichtig. 

(4) Auf Antrag stellt das Euro¬ 
päische Patentamt beglaubigte Kopien 
der europäischen Patentanmeldung 
gegen Entrichtung einer Verwaltungs¬ 
gebühr aus. 

Regel 95 

Auskunft aus den Akten 

Das Europäische Patentamt kann 
vorbehaltlich der in Artikel 128 Ab¬ 
sätze 1 bis 4 und Regel 93 vorgesehe¬ 
nen Beschränkungen auf Antrag und 
gegen Entrichtung einer Verwaltungs¬ 
gebühr Auskünfte aus den Akten 
europäischer Patentanmeldungen oder 
europäischer Patente erteilen. Das 
Europäische Patentamt kann jedoch 
verlangen, daß von der Möglichkeit 
der Akteneinsicht Gebrauch gemacht 
wird, wenn dies im Hinblick auf den 
Umfang der zu erteilenden Auskünfte 
zweckmäßig erscheint. 

Regel 96 

Weitere Veröffentlichungen des 
Europäischen Patentamts 

(1) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts kann bestimmen, daß und 
in welcher Form die in Artikel 128 
Absatz 5 vorgesehenen Angaben Drit¬ 
ten mitgeteilt oder veröffentlicht wer¬ 
den. 

(2) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts kann bestimmen, daß und 


ing the public about the European 
patent application or the resulting 
patent. 


Rule 94 

Procedures for the inspection of files 

(1) Inspection of the files of Euro¬ 
pean patent applications and of Euro¬ 
pean patents shall be of the original 
documents or of copies thereof. It 
shall be subject to the payment of an 
administrative fee. 

(2) The inspection shall take place 
on the premises of the European 
Patent Office. However, on request, 
inspection of copies of the files shall 
take place on the premises of the 
central industrial property Office of 
the Contracting State on whose ter¬ 
ritory the person making the request 
has his residence or principal place of 
business. 

(3) On request, inspection of the 
files shall be effected by means of 
issuing copies of file documents. 
Such copies shall incur fees. 

(4) The European Patent Office 
shall issue on request certified copies 
of the European patent application 
upon payment of an administrative 
fee. 


Rule 95 

Communicatlon 

of Information contained in the files 

Subject to the restrictions provided 
for in Article 128, paragraphs 1 to 4, 
and in Rule 93, the European Patent 
Office may, upon request, communi- 
cate Information concerning any file 
of a European patent application or 
European patent subject to the pay¬ 
ment of an administrative fee. How¬ 
ever, the European Patent Office may 
require the exercise of the Option to 
obtain inspection of the file itself 
should it deem this to be appropriate 
in view of the quantity of Information 
to be supplied. 


Rule 96 

Additional publicatlons 
by the European Patent Office 

(1) The President of the European 
Patent Office may provide that, and 
in what form, the data referred to in 
Article 128, paragraph 5, shall be com- 
municated to third parties or pub- 
lished. 

(2) The President of the European 
Patent Office may provide for the 


tion du public en ce qui conceme 
Ia demande de brevet europeen 
ou le brevet europeen auquel eile 
a donne lieu. 


Rggle 94 

Modalitgs de l'inspection publique 

(1) L'inspection publique des dos- 
siers de demandes de brevet europeen 
et de brevets europeens porte soit sur 
les pieces originales, soit sur des co¬ 
pies de ces pieces. Elle est subordon- 
nee au paiement d une laxe d'admi- 
nistration. 

(2) L’inspection publique a lieu dans 
les locaux de 1'Office europeen des 
brevets. Toutefois, sur requete, l'ins- 
pection publique de copies des dos- 
siers a lieu dans les locaux du Service 
central de la propriete industrielle de 
rfitat contractant sur le territoire du- 
quel le requerant a son domicile ou 
son siege. 


(3) II est procedg, sur requöte, ä 
l'inspection publique, en dglivrant des 
copies des pieces des dossiers. Une 
taxe doit £tre acquittge pour l'obten- 
tion de ces copies. 

(4) Sur requöte, l'Office europgen 
des brevets dglivre des copies certi- 
figes conformes de la demande de bre¬ 
vet europeen moyennant le paiement 
d’une taxe d’administration. 

Rggle 95 

Communicatlon d'informaUons 
contenues dans les dossiers 

Sous rgserve des restrictions pre- 
vues ä l’article 128, paragraphes l ä 4 
et ä la regle 93, l’Office europgen des 
brevets peut, sur requete, communi- 
quer des informations contenues dans 
les dossiers de demandes de brevet 
europgen ou de brevets europgens 
moyennant le paiement dune taxe 
d'administration. Toutefois, l’Office 
europeen des brevets peut exiger 
qu'il soit fait usage de la possibilite 
du recours ä l’inspection publique du 
dossier, s’ii 1‘estime opportun en rai¬ 
son de la quantitg des informations 
ä fournir. 

Rggle 96 

Autres publicatlons de 
l'Office europgen des brevets 

(1) Le President de l'Office europeen 
des brevets peut prescrire la commu- 
nication ä des tiers ou la publication 
des indications visees ä l'article 128, 
paragraphe 5, ainsi que la forme sous 
laquelle cette communication ou cette 
publication est faite. 

(2) Le President de l’Office euro¬ 
pgen des brevets peut prescrire la 
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in welcher Form neue oder geänderte 
Patentansprüche, die nach dem in Re¬ 
gel 49 Absatz 3 genannten Zeitpunkt 
eingegangen sind, veröffentlicht wer¬ 
den und daß ein Hinweis auf Einzel¬ 
heiten solcher Ansprüche im Euro¬ 
päischen Patentblatt bekanntgemacht 
wird. 

Kapitel IX 

Rechts- und Amtshilfe 

Regel 97 

Verkehr des Europäischen Patentamts 
mit Behörden der Vertragsstaaten 

(1) Bei Mitteilungen, die sich aus 
der Anwendung des Übereinkommens 
ergeben, verkehren das Europäische 
Patentamt und die Zentralbehörden 
für den gewerblichen Rechtsschutz 
der Vertragsstaaten unmittelbar mit¬ 
einander. Das Europäische Patentamt 
und die Gerichte sowie die übrigen 
Behörden der Vertragsstaaten können 
miteinander durch Vermittlung der 
Zentralbehörde für den gewerblichen 
Rechtsschutz verkehren. 

(2) Die Kosten, die durch die in Ab¬ 
satz 1 genannten Mitteilungen entste¬ 
hen, sind von der Behörde zu tragen, 
die die Mitteilungen gemacht hat? 
diese Mitteilungen sind gebührenfrei. 


Regel 98 

Akteneinsicht durch Gerichte 

und Behörden der Vertragsstaaten 
oder durch deren Vermittlung 

(1) Die Einsicht in die Akten einer 
europäischen Patentanmeldung oder 
eines europäischen Patents durch Ge¬ 
richte und Behörden der Vertragsstaa¬ 
ten wird in das Original oder in eine 
Kopie gewährt; Regel 94 ist nicht an¬ 
zuwenden. 

(2) Gerichte und Staatsanwaltschaf¬ 
ten der Vertragsstaaten können in 
Verfahren, die bei ihnen anhängig 
sind, Dritten Einsicht in die vom 
Europäischen Patentamt übermittelten 
Akten oder Kopien der Alten gewäh¬ 
ren. Die Akteneinsicht wird nach 
Maßgabe des Artikels 128 gewährt; 
die Verwaltungsgebühr für die Akten¬ 
einsicht wird nicht erhoben. 

(3) Das Europäische Patentamt 
weist die Gerichte und Staatsanwalt¬ 
schaften der Vertragsstaaten bei der 
Übermittlung der Akten oder Kopien 
der Akten auf die Beschränkungen 
in, denen die Gewährung der Ein- 


publication of new or amended Claims 
received afler the time mentioned in 
Rule 49, paragraph 3, the form of such 
publication and the entry in the 
European Patent Bulletin of particulars 
concerning such Claims. 


Chapter IX 

Legal and administrative 
Cooperation 

Rule 97 

Communications 

between the European Patent Office 
and the authorities 
of the Contracting States 

(1) Communications between the 
European Patent Office and the cen¬ 
tral industrial property Offices of the 
Contracting States which arise out of 
the application of the Convention 
shall be effected directly between 
these authorities. Communications be¬ 
tween the European Patent Office and 
the courts or other authorities of the 
Contracting States may be effected 
through the intennediary of the above 
central industrial property offices. 

(2) Expenditure in respect of Com¬ 
munications under paragraph 1 shall 
be chargeable to the authority mak- 
ing the Communications, which shall 
be exempt from fees. 


Rule 98 

Inspection of flies 
by or via courts or authorities 
of the Contracting States 

(1) Inspection of the files of Euro¬ 
pean patent applications or of Euro¬ 
pean patents by courts or authorities 
of the Contracting States shall be of 
the original documents or of copies 
thereof; Rule 94 shall not apply. 

(2) Courts or Public Prosecutors’ 
Offices of the Contracting States may, 
in the course of their proceedings, 
communicate to third parties files or 
copies thereof transmitted to them by 
the European Patent Office. Such Com¬ 
munications shall be effected in ac- 
cordance with the conditions laid 
down in Article 128; they shall not 
incur the payment of the administra¬ 
tive fee. 

(3) The European Patent Office 
shall, at the time of transmission of 
the files or copies thereof to the 
courts or Public Prosecutors" Offices 
of the Contracting States, indicate 
such restrictions as may, under Arti- 


publication de revendications nouvel- 
les ou modifiees, qui ont ete deposees 
apres l expiration du deiai vise ä la 
regle 49, paragraphe 3, et la forme de 
cette publication, ainsi que la publica¬ 
tion au Bulletin europeen des brevets 
dun avis concernant certains points 
particuliers de telles revendications. 

Chapitre IX 

Assistance judicialre 
et administrative 

Rögle 97 
Commimicatlon 

entre l'Office europöen des brevets 
et les administrations des Etats 
contractants 

(1) L'Office europeen des brevets 
et les Services centraux de la pro- 
priötö industrielle des Etats contrac¬ 
tants correspondent directement lors- 
que les Communications qu'ils 6chan- 
gent d£coulent de l'application des 
dispositions de la convention. L'Office 
europöen des brevets et les juridic- 
tions ou les autres administrations des 
Etats contractants peuvent corres- 
pondre par lintermödiaire des Servi¬ 
ces centraux de la propriötö indus¬ 
trielle des Etats contractants. 

(2) Les frais rösultant de toute com- 
munication au titre du paragraphe 1 
sont ä la Charge de l’administration 
qui a fait la communication; ces Com¬ 
munications ne donnent lieu ä la per- 
ception d aucune taxe. 

Rögle 98 

Conunimication de dossiers 
aux tribunaux et administrations 
des Etats contractants 
ou par leur intermädiaire 

(1) La communication des dossiers 
de demandes de brevet europeen ou 
de brevets europ€ens aux tribunaux 
et administrations des Etats contrac¬ 
tants porte soit sur les pieces origina¬ 
les, soit sur des copies de ces pieces; 
la regle 94 n'est pas applicable. 

(2) Les juridictions et ministeres 
publics des Etats contractants peu¬ 
vent, au cours de procedures en ins- 
tance devant eux, communiquer ä des 
tiers les dossiers ou copies de dossiers 
qui leur sont transmis par l'Office 
europeen des brevets. Ces Communi¬ 
cations sont faites dans les conditions 
prevues ä l’article 128; il n'est pas 
percu de taxe dadministration. 

(3) L Office europeen des brevets 
Signale aux juridictions et ministeres 
publics des Etats contractants, lors- 
qu'il leur transmet les dossiers ou co¬ 
pies de ces dossiers, les restrictions 
auxquelles est soumise, en application 
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sicht in die Akten einer europäischen 
Patentanmeldung oder eines euro¬ 
päischen Patents an Dritte nach Arti¬ 
kel 128 Absätze 1 und 4 unterworfen 
ist. 

Regel 99 

Verfahren bei Rechtshilfeersuchen 

(1) Jeder Vertragsstaat bestimmt 
eine zentrale Behörde, die vom Euro¬ 
päischen Patentamt ausgehende 
Redrtshilfeersudien ei tgegenzuneh- 
men und dem zuständigen Gericht 
oder der zuständigen Behörde zur Er¬ 
ledigung zuzuleiten hat. 

(2) Das Europäische Patentamt faßt 
Rechtshilfeersuchen in der Sprache 
des zuständigen Gerichts oder der zu¬ 
ständigen Behörde ab oder fügt den 
Rechtshilfeersuchen eine Übersetzung 
in dieser Sprache bei. 

(3) Vorbehaltlich der Absätze 5 und 
6 hat das zuständige Gericht oder die 
zuständige Behörde bei der Erledi¬ 
gung eines Ersuchens in den Formen 
zu verfahren, die ihr Recht vorsieht. 
Sie hat insbesondere geeignete 
Zwangsmittel nach Maßgabe ihrer 
Rechtsvorschriften anzuwenden. 

(4) Ist das ersuchte Gericht oder 
die ersuchte Behörde nicht zuständig, 
so ist das Rechtshilfeersuchen von 
Amts wegen unverzüglich an die in 
Absatz 1 genannte zentrale Behörde 
zurückzusenden. Die zentrale Behörde 
übermittelt das Rechtshilfeersuchen, 
wenn ein anderes Gericht oder eine 
andere Behörde in diesem Staat zu¬ 
ständig ist, diesem Gericht oder die¬ 
ser Behörde, oder, wenn kein Gericht 
oder keine Behörde in diesem Staat 
zuständig ist, dem Europäischen Pa¬ 
tentamt. 

(5) Das Europäische Patentamt ist 
von Zeit und Ort der durchzuführen- 
den Beweisaufnahme oder der ande¬ 
ren vorzunehmenden gerichtlichen 
Handlungen zu benachrichtigen und 
unterrichtet seinerseits die betreffen¬ 
den Beteiligten, Zeugen und Sachver¬ 
ständigen. 

(6) Auf Ersuchen des Europäischen 
Patentamts gestattet das zuständige 
Gericht oder die zuständige Behörde 
die Teilnahme von Mitgliedern des 
betreffenden Organs und erlaubt die¬ 
sen, an vernommene Personen über 
das Gericht oder die Behörde oder un¬ 
mittelbar Fragen zu richten. 

(7) Für die Erledigung von Rechts¬ 
hilfeersuchen dürfen Gebühren und 
Auslagen irgendwelcher Art nicht er¬ 
hoben werden. Der ersuchte Staat ist 
jedoch berechtigt, von der Organisa¬ 
tion die Erstattung der an Sachver¬ 
ständige und an Dolmetscher gezahl¬ 
ten Entschädigung sowie der Ausla¬ 
gen zu verlangen, die durch das Ver¬ 
fahren nach Absatz 6 entstanden sind. 


cle 128, paragraphs 1 and 4, be ap¬ 
plicable to the communication to 
third parties of files concerning a Eu¬ 
ropean patent application or a Euro¬ 
pean patent. 

Rule 99 

Procedure for letters rogatory 

(1) Each Contracting State shall 
designate a central authority which 
will undertake to receive letters 
rogatory issued by the European 
Patent Office and to transmit them to 
the authority competent to execute 
them. 

(2) The European Patent Office shall 
draw up letters rogatory in the lan- 
guage of the competent authority or 
shall attach to such letters rogatory 
a translation into the language of that 
authority. 

(3) Subject to the provisions of para¬ 
graphs 5 and 6, the competent author¬ 
ity shall apply its own law as to the 
procedures to be followed in execut¬ 
ing such requests. In particular, it 
shall apply appropriate measures of 
compulsion in accordance with its 
own law. 

(4) If the authority to which the 
letters rogatory are transmitted is not 
competent to execute them, the let¬ 
ters rogatory shall be sent forthwith 
to the central authority referred to in 
Paragraph 1. That authority shall 
transmit the letters rogatory either to 
the competent authority in that State, 
or to the European Patent Office 
where no authority is competent in 
that State. 


(5) The European Patent Office shall 
be informed of the time when, and 
the place where, the enquiry or other 
legal measure is to take place and 
shall inform the parties, witnesses and 
experts concerned. 


(6) If so requested by the European 
Patent Office, the competent authority 
shall permit the attendance of raem- 
bers of the department concerned and 
allow them to question any person 
giving evidence either directly or 
through the competent authority. 

(7) The execution of letters rogatory 
shall not give rise to any reimburse¬ 
ment of fees or costs of any nature. 
Nevertheless, the State in which let¬ 
ters rogatory are executed has the 
right to require the Organisation to 
reimburse any fees paid to experts 
and Interpreters and the costs incurred 
by the procedure of paragraph 6. 


de l'ailicle 128, paragiaphcs 1 et 4, la 
communication ä des tiers du uossier 
d’uno demande de brevet europeen ou 
d un brevet europeen. 

Regle 99 

Procedure des commissions rogatoires 

(1) Chaque Etat contractant dösi- 
gne une autorite centrale qui assume 
la Charge de recevoir les commissions 
rogatoires emanant de l'Office euro¬ 
peen des brevets et de les trans- 
mettre ä l'autoritö compötente aux 
fins d execution. 

(2) L'Office europeen des brevets 
redige les commissions rogatoires 
dans la langue de l'autorite compe- 
tente ou joint ä ces commissions une 
traduction dans la langue de ladite 
autorite. 

(3) Sans prejudice des dispositions 
des paragraphes 5 et 6, l autorite com- 
p£tente applique les lois de son pays 
en ce qui concerne la procedure ä 
suivre pour 1‘exöcution desdites com¬ 
missions rogatoires. Elle applique no- 
tamment les moyens de contrainte ap- 
propries conform6ment aux lois de 
son pays. 

(4) En cas d'incompötence de lauto- 
rite requise, les commissions rogatoi¬ 
res sont transmises d'office et sans 
retard ä l'autoritö centrale prävue au 
paragraphe 1. Celle-ci transmet les 
commissions rogatoires, selon le cas, 
ä une autre autoritö compötente de 
cet Etat, ou ä l'Office europöen des 
brevets si aucune autoritö n'est com- 
petente dans ledit Etat. 


(5) L'Office europeen des brevets 
est informö de la date et du lieu oü 
il sera procöd6 ä l'instruction ou ä 
toute autre mesure judiciaire, et il en 
informe les parties, t&moins et ex¬ 
perts interesses. 


(6) A la demande de l’Office euro¬ 
peen des brevets, l'autorite compe- 
tente autorise les membres de l'orga- 
nisme interesse ä assister ä l'execu- 
tion et ä interroger toute personne 
faisant une deposition soit directe- 
ment, soit par l'intermediaire de la¬ 
dite autorite. 

(7) L'execution de commissions ro¬ 
gatoires ne peut donner lieu au rem- 
boursement de taxes ou de frais de 
quelque nature que ce soit. Toutefois, 
l'Etat dans lequel les commissions 
rogatoires sont executees a le droit 
d’exiger de l'Organisation le rembour- 
sement des indemnites payees aux ex¬ 
perts et aux interpretes et des frais 
resultant de l'application de la proce¬ 
dure prevue au paragraphe 6. 
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(8) Haben nach dem von dem zu¬ 
ständigen Gericht oder der zuständi¬ 
gen Behörde angewendeten Recht die 
Beteiligten selbst für die Aufnahme 
der Beweise zu sorgen und ist das Ge¬ 
richt oder die Behörde zur Erledigung 
des Rechtshilfeersuchens außerstande, 
so kann das Gericht oder die Behörde 
mit Einverständnis des Europäischen 
Patentamts eine geeignete Person mit 
der Erledigung beauftragen. Bei der 
Einholung des Einverständnisses des 
Europäischen Patentamts gibt das zu¬ 
ständige Gericht oder die zuständige 
Behörde die ungefähre Höhe der Ko¬ 
sten an, die durch dieses Verfahren 
entstehen. Durch das Einverständnis 
des Europäischen Patentamts wird die 
Organisation verpflichtet, die entste¬ 
henden Kosten zu erstatten; ohne ein 
solches Einverständnis ist die Organi¬ 
sation zur Zahlung der Kosten nicht 
verpflichtet. 

Kapitel X 
Vertretung 

Regel 100 

Bestellung eines gemeinsamen 
Vertreters 

(1) Wird eine europäische Patent¬ 
anmeldung von mehreren Personen 
eingereicht und ist im Antrag auf Er¬ 
teilung eines europäischen Patents 
kein gemeinsamer Vertreter bezeich¬ 
net, so gilt der Anmelder, der im An¬ 
trag als erster genannt ist, als ge¬ 
meinsamer Vertreter. Ist einer der 
Anmelder jedoch verpflichtet, einen 
zugelassenen Vertreter zu bestellen, 
so gilt dieser Vertreter als gemeinsa¬ 
mer Vertreter, sofern nicht der im 
Antrag als erster genannte Anmelder 
einen zugelassenen Vertreter bestellt 
hat. Entsprechendes gilt für gemein¬ 
same Patentinhaber und mehrere Per¬ 
sonen, die gemeinsam einen Ein¬ 
spruch oder einen Antrag auf Beitritt 
einreichen. 

(2) Erfolgt im Laufe des Verfahrens 
ein Rechtsübergang auf mehrere Per¬ 
sonen und haben diese Personen kei¬ 
nen gemeinsamen Vertreter bezeich¬ 
net, so ist Absatz 1 entsprechend an¬ 
zuwenden. Ist eine entsprechende 
Anwendung nicht möglich, so fordert 
das Europäische Patentamt die ge¬ 
nannten Personen auf, innerhalb von 
zwei Monaten einen gemeinsamen 
Vertreter zu bestellen. Wird dieser 
Aufforderung nicht entsprochen, so 
bestimmt das Europäische Patentamt 
den gemeinsamen Vertreter. 

Regel 101 
Vollmacht 

(1) Die Vertreter vor dem Euro¬ 
päischen Patentamt haben eine unter- 


(8) If the law applied by the com- 
petent authority obliges the parties 
to secure evidence and the authority 
is not able itself to execute the letters 
rogatory, that authority may, with the 
consent of the European Patent Office, 
appoint a suitable person to do so. 
When seeking the consent of the Eu¬ 
ropean Patent Office, the competent 
authority shall indicate the approxi- 
mate costs which would result from 
this procedure. If the European Patent 
Office gives its consent, the Organisa¬ 
tion shall reimburse any costs in- 
curred; without such consent, the 
Organisation shall not be liable for 
such costs. 


Chapter X 
Representation 

Rule 100 
Appointment 

of a common representatlve 

(1) If there is more than one ap- 
plicant and the request for the grant 
of a European patent does not name 
a common representative, the appli- 
cant first named in the request shall 
be considered to be the common 
representative. However, if one of the 
applicants is obliged to appoint a 
Professional representative this rep¬ 
resentative shall be considered to be 
the common representative unless the 
first named applicant has appointed a 
Professional representative. The same 
shall apply mutatis mutandis to third 
parties acting in common in filing 
notice of Opposition or Intervention 
and to joint proprietors of a European 
patent. 


(2) If, during the course of proceed- 
ings, transfer is made to more than 
one person, and such persons have 
not appointed a common representa¬ 
tive, paragraph 1 shall apply. If such 
application is not possible, the Euro¬ 
pean Patent Office shall require such 
persons to appoint a common rep¬ 
resentative within two months. If this 
request is not complied with, the Eu¬ 
ropean Patent Office shall appoint the 
common representative. 


Rule 101 
Authorlsations 

(1) Representatives acting before 
the European Patent Office must file 


(8) Si la loi appliquee par l'autorite 
competente laisse aux parties le soin 
de reunir les preuves, et si ladite 
autorite n'est pas en mesure d execu- 
ter elle-meme les commissions roga- 
toires, eile peut, avec le consenteraent 
de l'Office europeen des brevets, en 
charger une personne habilitee ä cet 
effet. En demandant le consenteraent 
de l'Office europeen des brevets, l'au¬ 
torite compötente indique le montant 
approximatif des frais qui resulte- 
raient de cette intervention. Le con- 
sentement de l'Office europeen des 
brevets implique pour l'Organisation 
l'obligation de rembourser ces frais; 
s’il n’a pas donne son consentement, 
l'Organisation n'est pas redevable de 
ces frais. 


Chapitre X 
Repräsentation 

R&gle 100 
D6signation 

d'un representant commun 

(1) Si une demande est däposöe par 
plusieurs personnes et si la requ&te 
en dölivrance du brevet europöen ne 
d6signe pas de representant commun, 
le demandeur eite en premier lieu 
dans la requete est repute etre le 
reprösentant commun. Toutefois, si un 
des demandeurs est soumis ä l'obliga- 
tion de dösigner un mandataire agröe, 
ce mandataire est considerö comme le 
representant commun, ä moins que le 
demandeur eite en premier lieu n’ait 
lui-meme dösigne un mandataire 
agree. Ces dispositions sont applica¬ 
bles ä des tiers intervenant conjointe- 
ment pour former une Opposition ou 
une requete en intervention ainsi qu'ä 
des cotitulaires d'un brevet europeen. 

(2) Si, au cours de la procedure, un 
transfert de droits intervient au profit 
de plusieurs personnes et si ces per¬ 
sonnes n'ont pas designe de represen¬ 
tant commun, le paragraphe 1 est ap¬ 
plicable. Si son application est impos- 
sible, l'Office europeen des brevets 
invite les ayants droit ä designer ce 
representant commun dans un delai 
de deux mois. S'il n’est pas defere ä 
cette invitation, l'Office europeen des 
brevets designe lui-meme le represen¬ 
tant commun. 


Regle 101 

Pouvoir 

(1) Les representants devant 1 Office 
europeen des brevets deposent aupres 
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zeichnete Vollmacht zu den Akten 
einzureichen. Die Vollmacht kann 
sich auf eine oder mehrere euro¬ 
päische Patentanmeldungen oder ein 
oder mehrere europäische Patente er¬ 
strecken und ist in der entsprechen¬ 
den Stückzahl einzureichen. 


(2) Die Beteiligten können allge¬ 
meine Vollmachten einreichen, die 
einen Vertreter zur Vertretung in 
allen ihren Patentangelegenheiten be¬ 
vollmächtigen. Die allgemeine Voll¬ 
macht braucht nur in einem Stück 
eingereicht zu werden. 

(3) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts kann Form und Inhalt 


a) einer Vollmacht, die die Vertre¬ 
tung von Personen im Sinn des Ar¬ 
tikels 133 Absatz 2 betrifft, und 

b) einer allgemeinen Vollmacht 
bestimmen und im Amtsblatt des Eu¬ 
ropäischen Patentamts bekanntma¬ 
chen. 

(4) Wird dem Europäischen Patent¬ 
amt die Bestellung eines Vertreters 
mitgeteilt, so ist die Vollmacht für 
diesen Vertreter innerhalb von zwei 
Monaten nach dieser Mitteilung ein¬ 
zureichen. Wird die Vollmacht nicht 
rechtzeitig cingereicht, so gelten die 
Handlungen des Vertreters mit Aus¬ 
nahme der Einreichung einer euro¬ 
päischen Patentanmeldung als nicht 
erfolgt. 

(5) Die Absätze 1 und 2 sind auf 
Schriftstücke über den Widerruf von 
Vollmachten entsprechend anzuwen¬ 
den. 

(6) Der Vertreter, dessen Vertre¬ 
tungsmacht erloschen ist, wird weiter 
als Vertreter angesehen, bis das Erlö¬ 
schen der Vertretungsmacht dem 
Europäischen Patentamt angezeigt 
worden ist. 

(7) Sofern die Vollmacht nichts an¬ 
deres bestimmt, erlischt sie gegenüber 
dem Europäischen Patentamt nicht 
mit dem Tod des Vollmachtgebers. 

(8) Hat ein Beteiligter die Vertre¬ 
tung mehreren Bevollmächtigten 
übertragen, so sind diese ungeachtet 
einer abweichenden Bestimmung in 
der Vollmacht berechtigt, sowohl ge¬ 
meinschaftlich als auch einzeln zu 
handeln. 

Regel 102 

Änderungen in der Liste 
der Vertreter 

(1) Die Eintragung des zugelasse¬ 
nen Vertreters wird auf dessen An¬ 
trag in der Liste der zugelassenen 
Vertreter gelöscht. 


with it a signed authorisation for 
insertion on the files. The authorisa¬ 
tion may cover one European patent 
application or European patent or 
several of them and shall be filed in 
the corresponding number of copies. 


(2) A general authorisation enabling 
a representative to act in respect of 
all the patent transactions of the party 
making the authorisation may be filed. 
A single copy shall be sufficient. 


(3) The President of the European 
Patent Office may determine and 
publish in the Official Journal of the 
European Patent Office the form and 
content of: 

(a) an authorisation in so far as it 
relates to the representation of 
persons as defined in Article 133, 
Paragraph 2; 

(b) a general authorisation. 


(4) Where the appointment of a 
representative is communicated to the 
European Patent Office, the necessary 
authorisation shall be filed within two 
months after such communication. If 
such authorisation is not filed in due 
time, any procedural steps other than 
the Kling of the European patent ap¬ 
plication taken by the representative 
shall be deemed not to have been 
taken. 

(5) The provisions of paragraphs 1 
and 2 shall apply mutatis mutandis to 
a document withdrawing an authorisa¬ 
tion. 

(6) Any representative who has 
ceased to be authorised shall continue 
to be regarded as the representative 
until the termination of his authorisa¬ 
tion has been communicated to the 
European Patent Office. 

(7) Subject to any provisions to the 
contrary Container therein, an author¬ 
isation shall not terminate vis-ä-vis 
the European Patent Office upon the 
death of the person who gave it. 

(8) If several representatives are 
appointed by the same party, they 
may, notwithstanding any provisions 
to the contrary in their authorisations, 
act either jointly or singly. 


Rule 102 

Amendment of the Hst of Professional 
representatives 

(1) The entry of the Professional 
representative shall be deleted from 
the list of Professional representatives 
at his request. 


de cel Office un pouvoir signö qui 
doit etre verse au dossier. Le pouvoir 
est donne soit pour une ou plusieurs 
demandes de brevet europeen, soit 
pour un ou plusieurs brevets. Si le 
pouvoir est donne pour plusieurs de¬ 
mandes de brevets, ou pour plusieurs 
brevets, il doit en etre fourni un nom- 
bre correspondant d'exemplaires. 

(2) Toute personne peut donner un 
pouvoir general autorisant un manda- 
taire ä la representer pour toutes les 
affaires de brevet la concemant. Ce 
pouvoir peut n'etre depose qu'en un 
exemplaire. 

(3) Le President de l'Office euro¬ 
peen des brevets peut prescrire, par 
un avis publie au Journal officiel de 
TOffice europeen des brevets, la for¬ 
me et le contenu: 

a) du pouvoir, dans la mesure oü il 
est depose pour representer une 
des personnes visees ä l article 133, 
paragraphe 2, et 

b) du pouvoir general. 


(4) Lorsque l’Office europeen des 
brevets est avise de la Constitution 
d'un mandataire, le pouvoir de ce 
mandataire doit etre depose aupres 
de l'Office dans un deiai de deux 
mois ä compter de cet avis. Si le 
pouvoir n'est pas depose dans le deiai, 
les actes accomplis par le mandataire, 
ä l'exception du depöt d une demande 
de brevet europeen, sont reputes non 
avenus. 

(5) Les dispositions des paragraphes 
1 et 2 sont applicables ä la revoca- 
tion du pouvoir. 

(6) Tout representant qui a cesse 
d’&tre mandate continue ä etre consi- 
d6re comme l'etant, aussi longtemps 
que la cessation du mandat n a pas 
ete notifiee ä l'Office europeen des 
brevets. 

(7) Sauf disposition contraire du 
pouvoir, celui-ci ne prend pas fin, ä 
l'egard de l'Office europeen des bre¬ 
vets, au deces du mandant. 

(8) Si une personne designe plu¬ 
sieurs mandataires, ceux-ci, non- 
obstant toute disposition contraire du 
pouvoir, peuvent agir soit en commun, 
soit separement. 


Regle 102 

Modification de la liste 
des mandataiies agi£4s 

(1) Sur sa requete, tout mandataire 
agree est radie de la liste des manda¬ 
taires agrees. 
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(2) Nach Ablauf der in Artikel 163 
Absatz 1 genannten Übergangszeit 
wird die Eintragung des zugelassenen 
Vertreters von Amts wegen nur ge¬ 
löscht. 

a) im Fall des Todes oder der fehlen¬ 
den Geschäftsfähigkeit des zuge¬ 
lassenen Vertreters; 

b) im Fall, daß der zugelassene Ver¬ 
treter nicht mehr die Staatsange¬ 
hörigkeit eines Vertragsstaats be¬ 
sitzt, sofern der Präsident des 
Europäischen Patentamts eine Be¬ 
freiung nach Artikel 134 Absatz 6 
nicht erteilt hat; 

c) im Fall, daß der zugelassene Ver¬ 
treter seinen Geschäftssitz oder 
Arbeitsplatz nicht mehr in einem 
Vertragsstaat hat 

(3) Eine Person, deren Eintragung 
gelöscht worden ist, wird auf Antrag 
in die Liste der zugelassenen Vertre¬ 
ter wieder eingetragen, wenn die 
Voraussetzungen für die Löschung 
entfallen sind. 

Achter Teil 

Ausführungsvorschriften 
zum Achten, Zehnten 
und Elften Teil 
des Übereinkommens 

Regel 103 

Unterrichtung der Öffentlichkeit 
bei Umwandlungen 

(1) Die Unterlagen, die dem Um¬ 
wandlungsantrag nach Artikel 136 bei¬ 
zufügen sind, sind der Öffentlichkeit 
von der Zentralbehörde für den ge¬ 
werblichen Rechtsschutz unter den 
gleichen Voraussetzungen und im 
gleichen Umfang wie die Unterlagen 
eines nationalen Verfahrens zugäng¬ 
lich zu machen. 

(2) Auf den Patentschriften der na¬ 
tionalen Patente, die aus der Um¬ 
wandlung einer europäischen Patent¬ 
anmeldung hervorgehen, ist diese An¬ 
meldung anzugeben. 


Regel 104 

Weiterleitung der internationalen 
Anmeldung an das 
Europäische Patentamt 

Wird eine internationale Anmel¬ 
dung bei einer Behörde eines Ver¬ 
tragsstaats zur Weiterleitung an das 
Europäische Patentamt als Anmelde¬ 
amt eingereicht, so hat der Vertrags¬ 
staat dafür zu sorgen, daß die Anmel¬ 
dung beim Europäischen Patentamt 
spätestens zwei Wochen vor Ablauf 
des dreizehnten Monats nach ihrer 


(2) After the expiry of the transi- 
tional period provided for in Arti- 
cle 163, paragraph 1, the entry of any 
Professional representative may be 
deleted automatically in the following 
cases only: 

(a) in the event of the death or legal 
incapacity of the Professional rep¬ 
resentative; 

(b) in the event of the Professional 
representative no longer being a 
national of one of the Contracting 
States and not having been granted 
exemption by the President of the 
European Patent Office in accord- 
ance with Article 134, paragraph 6; 

(c) in the event of the Professional 
representative no longer having 
his place of business or employ- 
ment within the territory of one 
of the Contracting States. 

(3) A person whose entry has been 
deleted shall, upon request, be re- 
entered in the list of Professional 
representatives if the conditions for 
deletion no longer exist. 


Part VIII 

Implementing Regulations 
to Parts Vlil, X and XI 
of the Convention 


Knie 103 

Information to the public In the event 
of conversion 

(1) The documents which, in accord- 
ance with Article 136, accompany the 
request for conversion shall be com- 
municated to the public by the central 
industrial property Office under the 
saroe conditions and to the same ex- 
tent as documents relating to national 
proceedings. 


(2) The printed specifications of the 
national patent resulting from the 
conversion of a European patent ap- 
plication must mention that applica- 
tion. 


Rule 104 

Transmittal of the international 
appllcation 

to the European Patent Office 

If an international application is 
filed with an authority of a Contract¬ 
ing State for transmittal to the Euro¬ 
pean Patent Office as the receiving 
Office, the Contracting State must 
ensure that the application reaches the 
European Patent Office not later than 
two weeks before the end of the 
thirteenth month after filing or, if 


(2) Apres l'expiration de la periode 
transitoire prevue ä l'arlicle 163, para- 
graphe 1, tout mandataire agree ne 
peut etre radie d Office que: 


a) en cas de deces ou d'incapacite; 


b) s'il ne possede plus ia nationalite 
d'un Etat contractant, ä raoins que 
le President de l'Office europ6en 
des brevets n ait accordö une de- 
rogation en vertu de 1‘article 134, 
paragraphe 6; 

c) s'il n'a plus son domicile profes- 
sionnel ou le lieu de son emploi 
sur le territoire de l'un des Etats 
contractants. 

(3) Sur sa requ&te, toute personne 
radi£e fait l’objet d'une nouveile ins- 
cription sur la liste des mandataires 
agr66s si les motifs qui ont conduit 
ä sa radiation n existent plus. 


Huitieme Partie 

Dispositions dapplication 
des huitieme, dixieme 
et onzieme parties 
de la Convention 

»igle 103 

Information da public 
en cas de transformation 

(1) Les pieces jointes ä la requäte 
en transformation, en application de 
Tarticle 136, sont mises ä la disposi- 
tion du public par le Service central 
national de la proprtetö industrielle 
dans les mömes conditions et dans les 
memes limites que les pieces relatives 
ä la procödure nationale. 

(2) Le fascicule du brevet national 
resultant de la transformation d une 
demande de brevet europ£en doit 
faire mention de cette demande. 


R&gle 104 
Transmission 

de la demande internationale 
k l'Office europöen des brevets 

Si une demande internationale est 
deposee aupres de l'administration 
d un Etat contractant en vue de sa 
transmission ä l'Office europ^en des 
brevets agissant en qualit6 d'Office 
r^cepteur, l’Etat contractant doit 
prendre les dispositions utiles pour 
que la demande parvienne ä l'Office 
europeen des brevets au plus tard 
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Einreichung oder, wenn eine Priorität 
in Anspruch genommen wird, nach 
dem Prioritätstag eingeht. 

Regel 105 

Beschränkungen der Prüfung 

(1) Die Beschränkungen der Prüfung 
der europäischen Patentanmeldungen 
nach Artikel 162 und die Aufhebung 
dieser Beschränkungen werden im 
Europäischen Patentblatt bekanntge¬ 
macht. 

(2) Die Gebiete der Technik, auf 
denen europäische Patentanmeldun¬ 
gen behandelt werden, werden in An¬ 
wendung der Internationalen Klassifi¬ 
kation festgelegt. 

Regel 106 

Änderungen In der Liste 
der Vertreter während der 
Übergangszeit 

(1) Während der in Artikel 163 Ab¬ 
satz 1 genannten Übergangszeit 
nimmt die Zentralbehörde für den ge¬ 
werblichen Rechtsschutz eine nach 
Artikel 163 Absatz 2 erteilte Beschei¬ 
nigung zurück: 

a) in den in Regel 102 Absatz 2 ge¬ 
nannten Fällen; 

b) wenn andere, nach dem nationalen 
Recht des betreffenden Vertrags¬ 
staats vorgesehene Voraussetzun¬ 
gen für die Erteilung der Beschei¬ 
nigung nicht mehr erfüllt sind. 

(2) Die Zentralbehörde für den ge¬ 
werblichen Rechtsschutz teilt die 
Rücknahme der Bescheinigung dem 
Europäischen Patentamt mit. Das 
Europäische Patentamt löscht darauf¬ 
hin von Amts wegen die Eintragung 
des Vertreters in der Liste der zuge¬ 
lassenen Vertreter, es sei denn, daß 
Artikel 163 Absatz 4 Buchstabe b oder 
Absatz 5 angewendet wird. 

(3) Regel 102 Absatz 1 ist anzuwen¬ 
den. 

(4) Eine Person, deren Eintragung 
gelöscht worden ist, wird auf ihren 
Antrag in die Liste der zugelassenen 
Vertreter wieder eingetragen, wenn 
sie eine Bescheinigung der Zentral¬ 
behörde für den gewerblichen Rechts¬ 
schutz einreicht, aus der hervorgeht, 
daß die Gründe, die zur Rücknahme 
der in Absatz 1 genannten Bescheini¬ 
gung geführt haben, entfallen sind. 


priority is claimed, the date of prior- 
ily. 


Rule 105 

Restrictions affecting examination 

(1) Restrictions affecting the exam¬ 
ination of European patent applica- 
tions, applied pursuant to Article 162, 
and the removal of such restrictions 
shall be entered in the European 
Patent Bulletin. 

(2) The areas of technology in re- 
spect of which European patent ap- 
plications are to be processed shall 
be determined by reference to the 
international Classification. 


Rule 106 

Amendment of the list of Professional 
representatlves 
during a transitlonal perlod 

(1) During the transitional period 
provided for in Article 163, Para¬ 
graph 1, the central industrial property 
Office shall withdraw a certificate 
fumished in accordance with Arti¬ 
cle 163, paragraph 2: 

(a) in the cases referred to in Rule 
102, paragraph 2; 

(b) if any other requirements of the 
national law of the Contracting 
State concerned in respect of the 
grant of the certificate are no 
longer fulfilled. 

(2) The central industrial property 
Office shall inform the European Pat¬ 
ent Office of the withdrawal of the 
certificate. The European Patent Of¬ 
fice shall thereupon automatically 
delete the entry of the Professional 
representative from the list of Pro¬ 
fessional representatives, except 
where Article 163, paragraph 4 (b) or 
paragraph 5 is applied. 

(3) The Provision of Rule 102, para¬ 
graph 1, shall apply mutatis mutandis. 

(4) A person whose entry has been 
deleted shall, on request, be re-entered 
in the list of Professional representa¬ 
tives if he supplies a certificate 
furnished by the central industrial 
property office stating that the condi- 
tions for the withdrawal of the 
certificate under paragraph 1 no 
longer exist. 


deux semaines avant lexpiration du 
treizieme mois suivant son dcpöt ou, 
si une priorite est revendiquee, sui¬ 
vant la date de priorite. 

Rfegle 105 

Limitations apportees ä l'examen 

(1) Les limitations apportees ä l'exa- 
men des demandes de brevet europeen 
en vertu de l'article 162, ainsi que la 
levee de ces limitations, sont mention- 
nees au Bulletin europeen des brevets. 

(2) Les domaines de la technique 
pour lesquels des demandes de brevet 
europöen sont traitöes sont fixes par 
reference ä la Classification inter¬ 
nationale. 

Rögle 106 
Modillcation 

de la liste des mandataires agnüös 
pendant la pöriode transitoire 

(1) Durant la pöriode transitoire vi- 
see ä l'article 163, paragraphe 1, le 
Service central de la proprietö indus¬ 
trielle procede au retrait de l attesta- 
tion fournie en application du para¬ 
graphe 2 dudit article: 

a) dans les cas visös ä la regle 102, 
paragraphe 2; 

b) dans le cas oü d'autres conditions 
requises pour la dölivrance de l at- 
testation en yertu de la legislation 
nationale de l'Etat contractant en 
cause ne sont plus remplies. 

(2) Le service central de la propriötö 
industrielle notifie le retrait de l’at- 
testation ä l'Office europäen des bre¬ 
vets. Celui-ci procede alors ä la radia- 
tion d office, sauf en cas d’application 
des dispositions de l’article 163, para- 
graphes 4, lettre b) et 5. 


(3) La disposition de la regle 102, 
paragraphe 1, est applicable. 

(4) Toute personne radiöe fait i ob- 
jet, sur sa requete, d une nouvelie 
inscription sur la liste des mandataires 
agreös si eile produit une attestation 
du Service central de la propriete in¬ 
dustrielle indiquant que les motifs qui 
ont conduit au retrait de l'attestation 
visöe au paragraphe 1 n'existent plus. 
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Protokoll 

über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Anerkennung von Entscheidungen 
über den Anspruch auf Erteilung eines europäischen Patents 
(Anerkennungsprotokoll) 

Protocol 

on Jurisdiction and the Recognition of Decisions 
in Respect of the Right to the Grant of a European Patent 
(Protocol on Recognition) 

Protocole 

sur la competence judiciaire 
et la reconnaissance de decisions 
portant sur le droit ä l’obtention du brevet europeen. 
(Protocole sur la reconnaissance) 


Abschnitt I 

Zuständigkeit 

Artikel 1 

(1) Für Klagen gegen den Anmel¬ 
der. mit denen der Anspruch auf Er¬ 
teilung eines europäischen Patents für 
einen oder mehrere der in der euro¬ 
päischen Patentanmeldung benannten 
Vertragsstaaten geltend gemacht 
wird, bestimmt sich die Zuständigkeit 
der Gerichte der Vertragsstaaten nach 
den Artikeln 2 bis 6. 

(2) Den Gerichten im Sinn dieses 
Protokolls sind Behörden gleichge¬ 
stellt, die nach dem nationalen Recht 
eines Vertragsstaats für die Entschei¬ 
dung über die in Absatz 1 genannten 
Klagen zuständig sind. Die Vertrags¬ 
staaten teilen dem Europäischen Pa¬ 
tentamt die Behörden mit, denen eine 
solche Zuständigkeit zugewiesen ist; 
das Europäische Patentamt unterrich¬ 
tet die übrigen Vertragsstaaten hier¬ 
von. 

(3) Als Vertragsstaaten im Sinn 
dieses Protokolls sind nur die Ver¬ 
tragsstaaten zu verstehen, die die An¬ 
wendung dieses Protokolls nach Arti¬ 
kel 167 des Übereinkommens nicht 
ausgeschlossen haben. 

Artikel 2 

Der Anmelder, der seinen Wohnsitz 
oder Sitz in einem Vertragsstaat hat, 
ist vorbehaltlich der Artikel 4 und 5 
vor den Gerichten dieses Vertrags- 
staals zu verklagen. 


Section I 
Jurisdiction 

A rti cle 1 

(1) The courts of the Contracting 
States shall, in accordance with Arti- 
cles 2 to 6, have jurisdiction to 
decide Claims, against the applicant, 
to the right to the grant of a Euro¬ 
pean patent in respect of one or more 
of the Contracting States designated 
in the European patent application. 


(2) For the purposes of this Protocol, 
the term "courts" shall include author- 
ities which, under the national law 
of a Contracting State, have Jurisdic¬ 
tion to decide the Claims referred to 
in paragraph 1. Any Contracting 
State shall notify the European Patent 
Office of the identity of any authority 
on which such a jurisdiction is con- 
ferred, and the European Patent Of¬ 
fice shall inform the other Contract¬ 
ing States accordingly. 

(3) For the purposes of this Protocol, 
the term "Contracting State“ refers 
to a Contracting State which has not 
excluded application of this Protocol 
pursuant to Article 167 of the Con¬ 
vention. 

A r t i c 1 e 2 

Subject to Articles 4 and 5, if an 
applicant for a European patent has 
his residence or principal place of 
business within one of the Contract¬ 
ing States, proceedings shall be 
brought against bim in the courts of 
that Contracting State. 


Section I 
Competence 

Article premier 

(1) Pour les actions intentees contre 
le titulaire d'une demande de brevet 
europeen visant ä faire valoir le droit 
A l'obtention du brevet europeen pour 
un ou plusieurs des Etats contrac¬ 
tants designäs dans la demande de 
brevet europeen, la competence des 
tribunaux des Etats contractants est 
detenninäe conformement aux arti¬ 
cles 2 ä 6. 

(2) Sont assimilees aux tribunaux, 
au sens du present protocole, les au- 
torites qui, selon la loi nationale d un 
Etat contractant, sont competentes 
pour statuer sur les actions visees au 
paragraphe 1. Les Etats contractants 
donnent connaissance ä l'Office euro¬ 
peen des brevets des autorites aux- 
quelles est conferee une teile compe¬ 
tence; l'Office europeen des brevets 
en avise les autres Etats contractants. 

(3) Au sens du present protocole, on 
entend par Etats contractants ceux 
des Etats parties ä la Convention qui 
n’ont pas exclu l application de ce 
protocole en vertu de l’article 167 de 
la convention. 

Article 2 

Sous reserve des articles 4 et 5, le 
titulaire d une demande de brevet eu¬ 
ropeen ayant son domicile ou son 
siege dans l'un des Etats contractants 
est atlrait devant les juridictions du- 
dit Etat contractant. 
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Artikel 3 

Wenn der Anmelder seinen Wohn¬ 
sitz oder Sitz außerhalb der Vertrags¬ 
staaten hat und die Person, die den 
Anspruch auf Erteilung des europäi¬ 
schen Patents geltend macht, ihren 
Wohnsitz oder Sitz in einem Ver¬ 
tragsstaat hat, sind vorbehaltlich der 
Artikel 4 und 5 die Gerichte des letzt¬ 
genannten Staats ausschließlich zu¬ 
ständig. 

Artikel 4 

Ist der Gegenstand der europäi¬ 
schen Patentanmeldung eine Erfin¬ 
dung eines Arbeitnehmers, so sind 
vorbehaltlich Artikel 5 für einen 
Rechtsstreit zwischen dem Arbeitneh¬ 
mer und dem Arbeitgeber ausschließ¬ 
lich die Gerichte des Vertragsstaats 
zuständig, nach dessen Recht sich das 
Recht auf das europäische Patent ge¬ 
mäß Artikel 60 Absatz 1 Satz 2 des 
Übereinkommens bestimmt. 

Artikel 5 

(1) Haben die an einem Rechtsstreit 
über den Anspruch auf Erteilung 
eines europäischen Patents beteiligten 
Parteien durch eine schriftliche oder 
durch eine mündliche, schriftlich be¬ 
stätigte Vereinbarung bestimmt, daß 
ein Gericht oder die Gerichte eines 
bestimmten Vertragsstaats über die¬ 
sen Rechtsstreit entscheiden sollen, 
so sind dieses Gericht oder die Ge¬ 
richte dieses Staats ausschließlich zu¬ 
ständig. 

(2) Handelt es sich bei den Parteien 
um einen Arbeitnehmer und seinen 
Arbeitgeber, so ist Absatz 1 jedoch 
nur anzuwenden, soweit das für den 
Arbeitsvertrag maßgebliche nationale 
Recht eine solche Vereinbarung zu¬ 
läßt. 

Artikel 6 

In den nicht in den Artikeln 2 bis 4 
und in Artikel 5 Absatz 1 geregelten 
Fällen sind die Gerichte der Bundes¬ 
republik Deutschland ausschließlich 
zuständig. 

Artikel 7 

Die Gerichte der Vertragsstaaten, 
die mit Klagen nach Artikel 1 befaßt 
werden, prüfen ihre Zuständigkeit 
nach den Artikeln 2 bis 6 von Amts 
wegen. 

Artikel 8 

(1) Werden bei Gerichten verschie¬ 
dener Vertragsstaaten Klagen wegen 
desselben Anspruchs zwischen den¬ 
selben Parteien anhängig gemacht, so 
hat sich das später angerufene Ge¬ 
richt von Amts wegen zugunsten des 
zuvor angerufenen Gerichts für unzu¬ 
ständig zu erklären. 


A r t i c 1 e 3 

Subject to Articles 4 and 5, if an 
applicant for a European patent has 
his residence or principal place of 
business outside the Contracting 
States, and if the party claiming the 
right to the grant of the European 
patent has his residence or principal 
place of business within one of the 
Contracting States, the courts of the 
latter State shall have exclusive 
jurisdiction. 

A r t i c 1 e 4 

Subject to Article 5, if the subject- 
matter of a European patent applica- 
tion is the invention of an employee, 
the courts of the Contracting State, if 
any, whose law determines the right 
to the European patent pursuant to 
Article 60, paragraph 1, second sen- 
tence, of the Convention, shall have 
exclusive jurisdiction over proceed- 
ings between the employee and the 
employer. 

Article 5 

(1) If the parties to a dispute con- 
cerning the right to the grant of a 
European patent have concluded an 
agreement, either in writing or ver- 
bally with written confirmation, to the 
effect that a court or the courts of 
a particular Contracting State shall 
decide on such a dispute, the court 
or courts of that State shall have ex¬ 
clusive jurisdiction. 


(2) However, if the parties are an 
employee and his employer, para¬ 
graph 1 shall only apply in so far as 
the national law governing the con- 
tract of employment allows the agree¬ 
ment in questlon. 

Article 6 

In cases where neither Articles 2 
to 4 nor Article 5, paragraph 1, apply, 
the courts of the Federal Republic of 
Germany shall have exclusive juris¬ 
diction. 

Article 7 

The courts of Contracting States 
before which Claims referred to in 
Article 1 are brought shall of their 
own motion decide whether or not 
they have jurisdiction pursuant to Ar¬ 
ticles 2 to 6. 

Article 8 

(1) In the event of proceedings 
based on the same Claim and between 
the same parties being brought before 
courts of different Contracting States, 
the court to which a later application 
is made shall of its own motion 
decline jurisdiction in favour of the 
court to which an earlier application 
was made. 


Article 3 

Sous reserve des articles 4 et 5, 
lorsque le titulaire d une demande de 
brevet europeen n'a ni domicile ni 
siege dans aucun des Etats contrac- 
tants, et lorsque la personne qui fait 
valoir le droit ä l'obtention du brevet 
europeen a son domicile ou son siege 
dans l'un des Etats contractants, les 
juridictions de ce dernier Etat sont 
seules competentes. 

Article 4 

Si l'objet de la demande de brevet 
europeen est une invention d’un em- 
ploye, sont seules competentes pour 
connaitre des actions opposant l'em- 
ployeur et l'employ6, sous reserve de 
l'article 5, les juridictions de l'Etat 
contractant selon le droit duquel est 
determine le droit au brevet europeen 
conformement ä l'article 60, paragra- 
phe 1, deuxieme phrase de la Conven¬ 
tion. 

Article 5 

(1) Si, par une Convention ecrite ou 
par une Convention verbale confirmee 
par 6crit, les parties ä un difterend 
relatif au droit ä l'obtention du brevet 
europeen ont designe un tribunal ou 
les tribunaux d un Etat contractant 
particulier pour connaitre de ce dif- 
f6rend, le tribunal ou les tribunaux de 
cet Etat sont seuls comp§tents. 


(2) Toutefois, si les parties sont un 
employe et son employeur, le para- 
graphe 1 n'est applicable que dans la 
mesure oü le droit national qui regit 
le contrat de travail autorise une teile 
Convention. 

Article 6 

Pour les cas oü les articles 2 ä 4 et 
l'article 5, paragraphe 1, ne s'appli- 
quent pas, les juridictions de la R4pu- 
blique föderale d'Allemagne sont seu¬ 
les competentes. 

Article 7 

Les juridictions des Etats contrac¬ 
tants saisies de l'une des actions vi- 
s6es ä l'article premier verdient d of- 
fice si elles sont competentes confor- 
meraent aux articles 2 ä 6. 

Article 8 

(1) Lorsque des demandes ayant le 
meme objet et la meine cause sont 
formees entre les memes parties de- 
vant des juridictions d’Etats contrac¬ 
tants differents, la juridiction saisie 
ulterieurement doit, meme d'office, se 
dessaisir en faveur du tribunal Pre¬ 
mier saisi. 
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(2) Das Gericht, das sich nach Ab¬ 
satz 1 für unzuständig zu erklären 
hätte, hat die Entscheidung bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung des zu¬ 
vor angerufenen Gerichts auszuset¬ 
zen, wenn der Mangel der Zuständig¬ 
keit des anderen Gerichts geltend ge¬ 
macht wird. 


Abschnitt II 

Anerkennung 

Artikel 9 

(1) Die in einem Vertragsstaat er¬ 
gangenen rechtskräftigen Entschei¬ 
dungen über den Anspruch auf Ertei¬ 
lung eines europäischen Patents für 
einzelne oder alle in der europäischen 
Patentanmeldung benannte Vertrags¬ 
staaten werden vorbehaltlich Arti¬ 
kel 11 Absatz 2 in den anderen Ver¬ 
tragsstaaten anerkannt, ohne daß es 
hierfür eines besonderen Verfahrens 
bedarf. 

(2) Die Zuständigkeit des Gerichts, 
dessen Entscheidung anerkannt wer¬ 
den soll, und die Gesetzmäßigkeit die¬ 
ser Entscheidung dürfen nicht nachge¬ 
prüft werden. 

Artikel 10 

Artikel 9 Absatz I ist nicht anzu¬ 
wenden, wenn: 

a) der Anmelder, der sich auf die 
Klage nicht eingelassen hat, nach¬ 
weist, daß ihm das diesen Rechts¬ 
streit einleitende Schriftstück 
nicht ordnungsgemäß und nicht so 
rechtzeitig zugestellt worden ist, 
daß er sich verteidigen konnte; 

b) der Anmelder nachweist, daß die 
Entscheidung mit einer anderen 
Entscheidung unvereinbar ist, die 
zwischen denselben Parteien in 
einem Vertragsstaat auf eine Klage 
hin ergangen ist, die früher ein¬ 
gereicht wurde als die Klage, die 
zu der anzuerkennenden Entschei¬ 
dung geführt hat. 

Artikel 11 

(1) Im Verhältnis der Vertragsstaa¬ 
ten zueinander haben die Vorschriften 
dieses Protokolls Vorrang vor wider¬ 
sprechenden Vorschriften anderer Ab¬ 
kommen, die die gerichtliche Zustän¬ 
digkeit oder die Anerkennung von 
Entscheidungen regeln. 

(2) Dieses Protokoll steht der An¬ 
wendung von Abkommen zwischen 
Vertragsstaaten und einem nicht 
durch das Protokoll gebundenen Staat 
nicht entgegen. 


(2) In the event of the Jurisdiction 
of the court to which an earlier appli- 
cation is made being challenged, the 
court to which a later application is 
made shall stay the proceedings until 
the other court takes a final decision. 


Section II 
Recognition 

Article 9 

(1) Subject to the provisions of Ar¬ 
ticle 11, paragraph 2, final decisions 
given in any Contracting State on the 
right to the grant of a European pat¬ 
ent in respect of one or more of the 
Contracting States designated in the 
European patent application shall be 
recognised without requiring a special 
procedure in the other Contracting 
States. 


(2) The jurisdiction of the court 
whose decision is to be recognised 
and the validity of such decision may 
not be reviewed. 


Article 10 

Article 9, paragraph 1, shall not be 
applicable where: 

(a) an applicant for a European patent 
who has not contested a claim 
proves that the document initiating 
the proceedings was not notified 
to him regularly and sufficiently 
early for him to defend himself; or 


(b) an applicant proves that the deci¬ 
sion is incompatible with another 
decision given in a Contracting 
State in proceedings between the 
same parties which were started 
before those in which the decision 
to be recognised was given. 


Article 11 

(1) In relations between any Con¬ 
tracting States the provisions of this 
Protocol shall prevail over any con- 
flicting provisions of other Agreements 
on jurisdiction or the recognition of 
judgments. 

(2) This Protocol shall not affect 
the Implementation of any Agreement 
between a Contracting State and a 
State which is not bound by the 
Protocol. 


(2) La juridiction qui devrait se des- 
saisir en vertu du paragraphe 1 sur- 
seoit ä statuer jusqu'ä ce que la deci¬ 
sion du tribunal premier saisi soit 
passee en force de chose jugee, si la 
competence de ce dernier tribunal est 
contestee. 


Section n 
Reconnaissance 

Article 9 

(1) Sous reserve des dispositions de 
l’article 11, paragraphe 2, les decisions 
passees en force de chose jug6e ren- 
dues dans un Etat contractant, en ce 
qui concerne le droit ä l’obtention du 
brevet europeen pour un ou plusieurs 
Etats designes dans la demande de 
brevet europeen sont reconnues dans 
les autres Etats contractants, sans 
qu'il soit n£cessaire de recourir ä au- 
cune procedure. 

(2) II ne peut fetre procede ni au 
contröle de la competence de la juri¬ 
diction dont la decision doit etre re- 
connue ni ä la revision au fond de 
cette decision. 

Article 10 

L'article 9, paragraphe 1, n’est pas 
applicable lorsque: 

a) Je titulaire d une demande de bre¬ 
vet europeen qui a ete attrait de- 
vant une juridiction et n'a pas com- 
paru etablit que 1‘acte introductif 
d'instance ne lui a pas et6 signifie 
regulierement et en temps utile 
pour lui permettre de se defendre, 
ou 

b) le titulaire d'une demande de bre¬ 
vet europeen etablit quune deci¬ 
sion rendue dans un Etat contrac¬ 
tant au terme d'une procedure op- 
posant les niemes parties et intro- 
duite anterieurement ä celle qui a 
conduit ä la decision dont la re¬ 
connaissance est demandee, est in- 
conciliable avec cette derniere de¬ 
cision. 

Article 11 

(1) Dans les rapports entre Etats 
contractants, les dispositions du pre¬ 
sent protocole priment les dispositions 
contraires d’autres conventions relati¬ 
ves ä la competence judiciaire ou ä 
la reconnaissance des decisions. 

(2) Le present protocole ne fait pas 
obstacle ä l’application d un autre ac- 
cord entre un Etat contractant et un 
Etat qui n'est pas li6 par ce proto¬ 
cole. 
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Protokoll 

über die Vorrechte und Immunitäten 
der europäischen Patentorganisation 
(Protokoll über Vorrechte und Immunitäten) 

Protocol 

on Privileges and Immunities 
of the European Patent Organisation 
(Protocol on Privileges and Immunities) 

Protocole 

sur les Privileges et Immunites 
de l'Organisation europeenne des brevets 
(Protocole sur les Privileges et immunites) 


Artikel 1 

(1) Die Räumlichkeiten der Organi¬ 
sation sind unverletzlich. 

(2) Die Behörden der Staaten, in 
denen die Organisation Räumlichkei¬ 
ten hat, dürfen diese Räumlichkeiten 
nur mit Zustimmung des Präsidenten 
des Europäischen Patentamts betre¬ 
ten. Bei Feuer oder einem anderen 
Unglück, das sofortige Schutzmaßnah¬ 
men erfordert, wird diese Zustimmung 
vermutet. 

(3) Die Zustellung, einer Klage¬ 
schrift oder sonstiger Schriftstücke, 
die sich auf ein gegen die Organisa¬ 
tion gerichtetes Verfahren beziehen, 
in den Räumlichkeiten der Organisa¬ 
tion stellt keinen Bruch der Unver¬ 
letzlichkeit dar. 


Artikel 2 

Die Archive der Organisation und 
alle Dokumente, die ihr gehören oder 
sich in ihrem Besitz befinden, sind un¬ 
verletzlich. 

Artikel 3 

(1) Die Organisation genießt im 
Rahmen ihrer amtlichen Tätigkeit Im¬ 
munität von der Gerichtsbarkeit und 
Vollstreckung mit Ausnahme folgen¬ 
der Fälle: 

a) soweit die Organisation im Einzel- 
fall ausdrücklich hierauf verzich¬ 
tet; 

b) im Fall eines von einem Dritten 
angestrengten Zivilverfahrens we¬ 
gen Schäden auf Grund eines Un¬ 
falls, der durch ein der Organisa¬ 
tion gehörendes oder für sie be¬ 
triebenes Motorfahrzeug verur- 


Article 1 

(1) The premises of the Organisation 
shall be inviolable. 

(2) The authorities of the States in 
which the Organisation has its prem¬ 
ises shall not enter those premises, 
except with the consent of the Presi¬ 
dent of the European Patent Office. 
Such consent shall be assumed in 
case of fire or other disaster requiring 
prompt protective action. 

(3) Service of process at the prem¬ 
ises of the Organisation and of any 
other procedural instruments relating 
to a cause of action against the 
Organisation shall not constitute 
breach of inviolability. 


A r t i c 1 e 2 

The archives of the Organisation 
and any documents belonging to or 
held by it shall be inviolable. 


A r t i c 1 e 3 

(1) Within the scope of its official 
activities the Organisation shall have 
immunity from jurisdiction and 
execution, except 

(a) to the extent that the Organisation 
shall have expressly waived such 
immunity in a particular case? 

(b) in the case of a civil action 
brought by a third party for 
damage resulting from an accident 
caused by a motor vehicle belong¬ 
ing to, or operated on behalf of, 
the Organisation, or in respect of 


Article premier 

(1) Les locaux de l'Organisation sont 
inviolables. 

(2) Les autoritös des fitats oü l Or- 
ganisation a ses locaux ne peuvent 
penetrer dans ces locaux qu'avec le 
consentement du President de l'Offi- 
ce europöen des brevets. Ce consen¬ 
tement est prösumö acquis en cas 
d'incendie ou autre sinistre exigeant 
des mesures de protection immediates. 

(3) La remise dans les locaux de 
l'Organisation de tous actes de pro- 
cedure necessit£s par une instance en 
justice concernant l'Organisation ne 
constitue pas une infraction ä l'invio- 
labilite. 


Article 2 

Les archives de l'Organisation ainsi 
que tout docuraent lui appartenant ou 
detenu par eile sont inviolables. 


Article 3 

(1) Dans le cadre de ses activites 
officielles, 1 Organisation beneficie de 
limmunite de juridiction et d execu- 
tion sauf: 

a) dans la mesure oü l'Organisation 
aurait expressement renonce ä une 
teile immunite dans un cas parti- 
culier; 

b) en cas d'action civile intentee par 
un tiers pour les dommages resul- 
tant d un accident cause par un 
vehieule automoteur appartenant ä 
l'Organisation ou circulant pour 
son compte ou en cas d infraction 
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sacht wurde, oder im Fall eines 
Verstoßes gegen die Vorschriften 
über den Straßenverkehr, an dem 
dieses Fahrzeug beteiligt ist; 
c) im Fall der Vollstreckung eines 
nach Artikel 23 ergangenen 
Schiedsspruchs. 

(2) Das Eigentum und die sonstigen 
Vermögenswerte der Organisation ge¬ 
nießen ohne Rücksicht darauf, wo sie 
sich befinden, Immunität von jeder 
Form der Beschlagnahme, Einziehung, 
Enteignung und Zwangsverwaltung. 

(3) Das Eigentum und die sonstigen 
Vermögenswerte der Organisation ge¬ 
nießen ebenfalls Immunität von jedem 
behördlichen Zwang oder jeder Maß¬ 
nahme, die einem Urteil vorausgehen, 
es sei denn, daß dies im Zusammen¬ 
hang mit der Verhinderung und gege¬ 
benenfalls der Untersuchung von Un¬ 
fällen, an denen der Organisation ge¬ 
hörende oder für sie betriebene Mo¬ 
torfahrzeuge beteiligt sind, vorüber¬ 
gehend notwendig ist. 

(4) Unter amtlicher Tätigkeit der 
Organisation im Sinn dieses Proto¬ 
kolls sind alle Tätigkeiten zu verste¬ 
hen, die für ihre im Übereinkommen 
vorgesehene Verwaltungsarbeit und 
technische Arbeit unbedingt erforder¬ 
lich sind. 

Artikel 4 

(1) Im Rahmen ihrer amtlichen Tä¬ 
tigkeit sind die Organisation, ihr Ver¬ 
mögen und ihre Einkünfte von jeder 
direkten Besteuerung befreit. 

(2) Sind bei größeren Einkäufen, die 
von der Organisation getätigt werden 
und die für ihre amtliche Tätigkeit er¬ 
forderlich sind, Steuern oder sonstige 
Abgaben im Preis enthalten, so wer¬ 
den in jedem Fall, in dem dies mög¬ 
lich ist, von den Vertragsstaaten ge¬ 
eignete Maßnahmen getroffen, um der 
Organisation den Betrag der Steuern 
oder sonstigen Abgaben dieser Art zu 
erlassen oder zu erstatten. 

(3) Von Abgaben, die lediglich die 
Vergütung für Leistungen öffentlicher 
Versorgungsbetriebe darstellen, wird 
keine Befreiung gewährt. 


Artikel 5 

Die von der Organisation ein- oder 
ausgeführten Waren, die für deren 
amtliche Tätigkeit erforderlich sind, 
werden von Zöllen und sonstigen Ab¬ 
gaben bei der Ein- oder Ausfuhr — 
mit Ausnahme der Abgaben für 
Dienstleistungen — befreit sowie von 
allen Ein- und Ausfuhrverboten und 
-beschränkungen ausgenommen. 

Artikel 6 

Für Waren, die für den persön¬ 
lichen Bedarf der Bediensteten des 


a motor traffic offence involving 
such a vehicle; 


(c) in respect of the enforcement of 
an arbitration award made under 
Article 23. 

(2) The property and assets of the 
Organisation, wherever situated, shall 
be immune from any form of requi- 
sition, confiscation, expropriation and 
Sequestration. 

(3) The property and assets of the 
Organisation shall also be immune 
from any form of administrative or 
provisional judicial constraint, except 
in so far as may be temporarily 
necessary in connection with the 
prevention of, and investigation into, 
accidents involving motor vehicles 
belonging to or operated on behalf of 
the Organisation. 


(4) The official activities of the 
Organisation shall, for the purposes of 
this Protocol, be such as are strictly 
necessary for its administrative and 
technical Operation, as set out in the 
Convention. 


Article 4 

(1) Within the scope of its official 
activities the Organisation and its 
property and income shall be exempt 
from all direct taxes. 

(2) Where substantial purchases for 
the exercise of its official activities, 
and in the price of which taxes or 
duties are included, are made by the 
Organisation, appropriate measures 
shall, whenever possible, be taken by 
the Contracting States to remit or 
reimburse to - the Organisation the 
amount of sudi taxes or duties. 


(3) No exemption shall be accorded 
in respect of duties and taxes which 
are no more than charges for public 
Utility Services. 


Article 5 

Goods imported or exported by the 
Organisation for the exercise of its 
official activities shall be exempt 
from duties and charges on import 
or export other than fees or taxes 
representing Services rendered, and 
from all prohibitions and restrictions 
on import or export. 


Article 6 

No exemption shall be granted 
under Articles 4 and 5 in respect of 


ä la reglementation de la circula- 
tion automobile interessant le ve- 
hicule precite; 

c) en cas d'execution d une sentence 
arbitrale rendue en application de 
l article 23. 

(2) Les proprietes et biens de l'Or- 
ganisation, quel que soit le lieu oü ils 
se trouvent, beneficient de l'iramuni- 
te ä 1‘egard de toute forme de requi- 
sition, confiscation, expropriation et 
sequeslre. 

(3) Les proprietes et biens de I‘Or- 
ganisation beneficient egalement de 
l'immunite ä 1‘egard de toute forme 
de contrainte administrative ou de 
mesure prealable ä un jugement, sauf 
dans la mesure oü le necessitent tem- 
porairement la prevention des acci¬ 
dents mettant en cause des vöhicules 
automoteurs appartenant ä l'Organi- 
sation ou circulant pour le compte de 
celle-ci et les enquötes auxquelles 
peuvent donner lieu lesdits accidents. 

(4) Au sens du present protocole, 
les activitös officielles de 1‘Organisa- 
tion sont celles qui sont strictement 
necessaires ä son fonctionnement ad- 
ministratif et technique telles qu'elles 
resultent de la convention. 


Article 4 

(1) Dans le cadre de ses activites 
officielles, lOrganisation, ses biens et 
revenus sont exonerös des impöts di- 
rects. 

(2) Lorsque des achats importants 
sont faits par lOrganisation pour 
lexercice de ses activites officielles, 
et dont le prix comprend des droits 
ou des taxes, des dispositions appro- 
priöes sont prises par les Etats con- 
tractants, chaque fois qu'il est possi¬ 
ble, en vue de la remise ou du rem- 
boursement ä l Organisation du mon¬ 
tan! des droits et taxes de cette na- 
ture. 

(3) Aucune exonöration n est accor- 
dee en ce qui concerne les impöts, 
taxes et droits qui ne constituent que 
la simple remuneration de Services 
dutilite publique. 

Article 5 

Les produits importes ou exportes 
par l Organisation pour l'exercice de 
ses activites officielles sont exonöres 
des droits et taxes ä l’importation ou 
ä l’exportation, autres que les rede- 
vances ou impositions repräsentatives 
de Services rendus, et exemptes de 
toutes prohibitions et restrictions ä 
l'importation ou ä l exportation. 

Article 6 

Aucune exoneration n'est accordee 
en vertu des articles 4 et 5 en ce qui 
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Europäischen Patentamts gekauft oder 
eingeführt werden, wird keine Befrei¬ 
ung nach den Artikeln 4 und 5 ge¬ 
währt, 

Artikel 7 

(1) Die in den Artikeln 4 und 5 an¬ 
geführten, der Organisation gehören¬ 
den Waren dürfen nur zu den Bedin¬ 
gungen verkauft oder veräußert wer¬ 
den, die von den Vertragsstaäten, 
welche die Befreiung gewährt haben, 
genehmigt sind. 

(2) Der Waren- und Dienstlei¬ 
stungsverkehr zwischen den verschie¬ 
denen Dienstgebäuden der Organisa¬ 
tion ist von Abgaben und Beschrän¬ 
kungen jeder Art befreit; gegebenen¬ 
falls treffen die Vertragsstaaten ge¬ 
eignete Maßnahmen, um solche Abga¬ 
ben zu erlassen oder zu erstatten oder 
um solche Beschränkungen aufzuhe¬ 
ben. 

Artikel 8 

Der Versand von Veröffentlichun¬ 
gen und sonstigem Informationsmate¬ 
rial durch oder an die Organisation 
unterliegt keinen Beschränkungen. 


Artikel 9 

Die Vertragsstaaten räumen der Or¬ 
ganisation die devisenrechtlichen Be¬ 
freiungen ein, die zur Ausübung ihrer 
amtlichen Tätigkeit erforderlich sind. 


Artikel 10 

(1) Bei ihrem amtlichen Nachrich¬ 
tenverkehr und bei der Übermittlung 
aller ihrer Schriftstücke genießt die 
Organisation in jedem Vertragsstaat 
die günstigste Behandlung, die dieser 
Staat einer anderen internationalen 
Organisation gewährt. 

(2) Der amtliche Nachrichtenver¬ 
kehr der Organisation, gleichviel mit 
welchem Nachrichtenmittel, unterliegt 
nicht der Zensur, 


Artikel 11 

Die Vertragsstaaten treffen geeig¬ 
nete Maßnahmen, um Einreise, Auf¬ 
enthalt und Ausreise der Bediensteten 
des Europäischen Patentamts zu er¬ 
leichtern. 

Artikel 12 

(1) Die Vertreter der Vertragsstaa¬ 
ten, deren Stellvertreter, Berater oder 
Sachverständige genießen während 
der Tagungen des Verwaltungsrats 
oder der Tagungen anderer vom Ver¬ 
waltungsrat eingesetzter Organe so¬ 
wie während der Reise zum und vom 
Tagungsort folgende Vorrechte und 
Immunitäten: 


goods purchased or imported for the 
personal benefit of the employees of 
the European Patent Office. 


A r t i c 1 e 7 

(1) Goods belonging to the Organi¬ 
sation which have been acquired or 
imported under Article 4 or Article 5 
shall not be sold or given away 
except in accordance with conditions 
laid down by the Contracting States 
which have granted the exemptions. 

(2) The transfer of goods and Provi¬ 
sion of Services between the various 
buildings of the Organisation shall 
be exempt from charges or restrictions 
of any kind; where appropriate, the 
Contracting States shall take all the 
necessary measures to remit or reim- 
burse the amount of such charges or 
to lift such restrictions. 


Article 8 

The transmission of publications 
and other information material by or 
to the Organisation shall not be 
restricted in any way. 


Article 9 

The Contracting States shall accord 
the Organisation the currency exemp¬ 
tions which are necessary for the 
exercise of its official activities. 


Article 10 

(1) With regard to its official Com¬ 
munications and the transfer of all 
its documents, the Organisation shall 
in each Contracting State enjoy the 
raost favourable treatment accorded 
by that State to any other inter¬ 
national Organisation. 

(2) No censorship shall be applied 
to official Communications of the 
Organisation by whatever means of 
communication. 


Article 11 

The Contracting States shall take 
all appropriate measures to facilitate 
the entry, stay and departure of the 
employees of the European Patent 
Office. 


Article 12 

(1) Representatives of Contracting 
States, alternate Representatives and 
their advisers or experts, if any, shall 
enjoy, while attending meetings of 
the Administrative Council and of 
any body established by it, and in 
the course of their journeys to and 
from the place of meeting, the follow- 
ing Privileges and immunities: 


concerne les achats ou imporlalions 
de biens deslines aux besoins person- 
nels des agents de l'Office europeen 
des brevets. 

Article 7 

(1) Les biens appartenant ä 1‘Orga- 
nisation, acquis ou importes confor- 
mement ä l article 4 ou ä 1 article 5, 
ne peuvent etre vendus ou cedes 
qu'aux conditions agreees par les 
Etats contractants qui ont accorde les 
exemptions. 

(2) Les transferts de biens ou les 
prestations de Services, realises entre 
les differents bätiments de l'Organisa- 
tion, ne sont soumis ä aucune impo- 
sition ni restriction,- le cas echeant, 
les Etats contractants prennent les 
mesures appropriees en vue de la re- 
mise ou du remboursement du mon- 
tant de telles impositions ou en vue 
de la levöe de telles restrictions. 


Article 8 

La transmission de publications et 
dautres matöriels dinformation par 
^Organisation ou ä celle-ci, n’est sou- 
mise ä aucune restriction. 


Article 9 

Les Etats contractants accordent ä 
l'Organisation les dispenses en ma- 
tiere de röglementation des changes 
qui seraient nöcessaires pour l exer- 
cice de ses activitös officielles. 


Article 10 

(1) Pour ses Communications offi¬ 
cielles et le transfert de tous ses do¬ 
cuments, l'Organisation b£neficie, 
dans chaque Etat contractant, du trai- 
tement le plus favorable accorde ä 
toute autre Organisation internationa¬ 
le par cet Etat. 

(2) Aucune censure ne peut etre 
exerc£e ä l‘6gard des Communications 
officielles de l'Organisation, quelle 
que soit la voie de communication 
utilisee. 

Article 11 

Les Etats contractants prennent les 
mesures utiles pour faciliter l'entree, 
le sejour et le depart des agents de 
l'Office europeen des brevets. 

Article 12 

(1) Les representants des Etats con¬ 
tractants, leurs suppleants, leurs con- 
seillers ou experts jouissent, lors des 
reunions du Conseil d'administration 
ou de tout organe institue par Iedit 
Conseil ainsi qu’au cours de leurs 
voyages ä destination ou en prove- 
nance du lieu de la reunion, des Privi¬ 
leges et immunites suivants: 
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a) Immunität von Festnahme oder 
Haft sowie von der Beschlagnahme 
ihres persönlichen Gepäcks, außer 
wenn sie auf frischer Tat ertappt 
werden; 

b) Immunität von der Gerichtsbar¬ 
keit, auch nach Beendigung ihres 
Auftrags, bezüglich der von ihnen 
in Ausübung ihres Amts vorge- 
nommenen Handlungen einschließ¬ 
lich ihrer schriftlichen und münd¬ 
lichen Äußerungen; diese Immuni¬ 
tät gilt jedoch nicht im Fall eines 
Verstoßes gegen die Vorschriften 
über den Straßenverkehr durch 
eine der genannten Personen und 
ira Fall von Schäden, die durch ein 
Motorfahrzeug verursacht wurden, 
das einer dieser Personen gehört 
oder von einer solchen Person ge¬ 
steuert wurde; 

c) Unverletzlichkeit aller ihrer amt¬ 
lichen Schriftstücke und Urkun¬ 
den; 

d) das Recht, Verschlüsselungen zu 
verwenden sowie Urkunden oder 
sonstige Schriftstücke durch Son¬ 
derkurier oder in versiegelten Be¬ 
hältern zu empfangen; 

e) Befreiung für sich und ihre Ehegat¬ 
ten von allen Einreisebeschränkun¬ 
gen und von der Meldepflicht für 
Ausländer? 

f) die gleichen Erleichterungen hin¬ 
sichtlich der Währungs- und Devi¬ 
senvorschriften wie die Vertreter 
ausländischer Regierungen mit 
vorübergehendem amtlichen Auf¬ 
trag. 

(2) Die Vorrechte und Immunitäten 
werden den in Absatz 1 genannten 
Personen nicht zu ihrem persönlichen 
Vorteil gewährt, sondern um ihre 
vollständige Unabhängigkeit bei der 
Ausübung ihres Amts im Zusammen¬ 
hang mit der Organisation zu gewähr¬ 
leisten. Ein Vertragsstaat hat deshalb 
die Pflicht, die Immunität in allen Fäl¬ 
len aufzuheben, in denen sie nach 
Auffassung dieses Staats verhindern 
würde, daß der Gerechtigkeit Genüge 
geschieht, und in denen sie ohne Be¬ 
einträchtigung der Zwecke aufgeho¬ 
ben werden kann, für die sie gewährt 
wurde. 

Artikel 13 

(1) Vorbehaltlich Artikel 6 steht 
der Präsident des Europäischen Pa¬ 
tentamts im Genuß der Vorrechte und 
Immunitäten, die Diplomaten nach 
dem Wiener Übereinkommen über 
diplomatische Beziehungen vom 
18. April 1961 eingeräumt werden. 

(2) Die Immunität von der Gerichts¬ 
barkeit gilt jedoch nicht im Fall eines 
Verstoßes des Präsidenten des Euro¬ 
päischen Patentamts gegen die Vor- 


(a) immunity frora arrest or detention 
and from seizure of their personal 
luggage, except when found com- 
mitting, attempting to commit, or 
just having committed an offence; 

(b) immunity from jurisdiction, even 
after the termination of their mis- 
sion, in respect of acts, including 
words written and spoken, done 
by them in the exercise of their 
functions; this immunity shall not 
apply, however, in the case of a 
motor traffic offence committed 
by one of the persons referred to 
above, nor in the case of damage 
caused by a motor vehicle belong- 
ing to or driven by such a person; 


(c) inviolability for all their official 
papers and documents; 


(d) the right to use Codes and to 
receive documents or correspond- 
ence by special Courier or sealed 
bag; 


(e) exemption for themselves and their 
spouses from all measures restrict- 
ing entry and from aliens' registra- 
tion formalities; 

(f) the same facilities in the matter 
of currency and exchange control 
as are accorded to the representa- 
tives of foreign Governments on 
temporary official missions. 


(2) Privileges and immunities are 
accorded to the persons referred to 
in paragraph l, not for their personal 
advantage, but in Order to ensure 
complete independence in the exer¬ 
cise of their functions in connection 
with the Organisation. Consequently, 
a Contracting State has the duty to 
waive the immunity in all cases where, 
in the opinion of that State, such 
immunity would impede the course 
of justice and where it can be waived 
without prejudicing the purposes for 
which it was accorded. 


A r t i c 1 e 13 

(1) Subject to the provisions of 
Article 6. the President of the Euro¬ 
pean Patent Office shall enjoy the 
Privileges and immunities accorded to 
diplomatic agents under the Vienna 
Convention on Diplomatic Relations of 
18 April 1961. 

(2) However, immunity from juris¬ 
diction shall not apply in the case of 
a motor traffic offence committed by 
the President of the European Patent 


a) immunite darrestation ou de de- 
tenlion, ainsi que de saisie de leurs 
bagages personnels, saul en cas 
de flagrant delit; 

b) immunite de juridiction, meme 
apres la fin de leur mission, pour 
les actes, y compris leurs ecrits et 
leurs paroles, accomplis dans 
l’exercice de leurs fonctions; cette 
immunitä ne joue cependant pas 
dans le cas d une infraction ä la 
reglementation de la circulation 
des vehicules automoteurs, com- 
mise par une des personnes visäes 
ci-dessus, ou dans le cas de dom- 
mages causes par un vehicule au- 
tomoteur lui appartenant ou qu’el- 
le conduit; 


c) inviolabilite pour tous leurs pa- 
piers et documents officiels,* 

d) droit de faire usage de codes et de 
recevoir des documents ou de la 
correspondance par courrier spe¬ 
cial ou par valises scellees; 

e) exemption pour eux-memes et pour 
leurs conjoints de toute mesure li- 
mitant l'entröe et de toutes forma- 
lites d'enregistrement d'ätrangers; 

f) meines facilitäs, en ce qui concer- 
ne les röglementations mon6taires 
ou de change, que celles accord^es 
aux representants de gouverne- 
ments etrangers en mission offi- 
cielle temporaire. 

(2) Les Privileges et immunitüs sont 
accordes aux personnes visees au pa- 
ragraphe premier, non ä leur avantage 
personnel, mais dans le but d'assurer 
en toute independance l'exercice de 
leurs fonctions en rapport avec l'Or- 
ganisation. Par consequent, un Etat 
contractant a le devoir de lever l im- 
munite dans tous les cas oü, ä son 
avis, l immunitö entraverait l’action 
de la justice et oü eile peut 4tre le- 
vee sans compromettre les fins pour 
lesquelles eile a ete accordee. 


Article 13 

(1) Sous reserve des dispositions de 
l'article 6, le President de l'Office eu- 
ropeen des brevets jouit des Privile¬ 
ges et immunites reconnus aux agents 
diplomatiques en vertu de ia Conven¬ 
tion de Vienne sur les relations diplo¬ 
matiques du 18 avril 1961. 

(2) Toutefois, l'immunite de juridic¬ 
tion ne joue pas dans le cas d'infrac- 
tion ä la reglementation en matiere 
de circulation des vehicules automo- 
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Schriften über den Straßenverkehr 
oder im Fall eines Schadens, der 
durch ein ihm gehörendes oder von 
ihm gesteuertes Motorfahrzeug verur¬ 
sacht wurde. 

Artikel 14 

Die Bediensteten des Europäischen 
Patentamts 

a) genießen auch nach ihrem Aus¬ 
scheiden aus dem Dienst Immuni¬ 
tät von der Gerichtsbarkeit hin¬ 
sichtlich der von ihnen in Aus¬ 
übung ihres Amts vorgenommenen 
Handlungen einschließlich ihrer 
mündlichen und schriftlichen 
Äußerungen; diese Immunität gilt 
jedoch nicht im Fall eines Versto¬ 
ßes gegen die Vorschriften über 
den Straßenverkehr durch einen 
Bediensteten des Europäischen Pa¬ 
tentamts oder eines Schadens, der 
durch ein ihm gehörendes oder 
von ihm geführtes Motorfahrzeug 
verursacht wurde; 

b) sind von jeder Verpflichtung zum 
Wehrdienst befreit; 

c) genießen Unverletzlichkeit aller 
ihrer amtlichen Schriftstücke und 
Urkunden; 

d) genießen in bezug auf Einwande- 
rungsbeschränkungen und die Mel¬ 
depflicht der Ausländer dieselbe 
Erleichterung, die allgemein den 
Mitgliedern des Personals inter¬ 
nationaler Organisationen gewährt 
wird; das gleiche gilt für die in 
ihrem Haushalt lebenden Familien¬ 
angehörigen; 

e) genießen in bezug auf Devisenvor¬ 
schriften dieselben Vorrechte, die 
allgemein den Mitgliedern des Per¬ 
sonals internationaler Organisatio¬ 
nen gewährt werden; 

f) genießen im Fall einer internatio¬ 
nalen Krise dieselben Erleichterun¬ 
gen bei der Rückführung in ihren 
Heimatstaat wie die Diplomaten; 
das gleiche gilt für die in ihrem 
Haushalt lebenden Familienange¬ 
hörigen; 

g) haben das Recht, ihre Wohnungs¬ 
einrichtung und ihre persönlichen 
Gebrauchsgegenstände bei Antritt 
ihres Dienstes in dem betreffenden 
Staat zollfrei einzuführen und bei 
Beendigung ihres Dienstes in die¬ 
sem Staat zollfrei wieder auszufüh¬ 
ren, vorbehaltlich der Bedingun¬ 
gen, welche die Regierung des 
Staats, in dem dieses Recht ausge¬ 
übt wird, jeweils für erforderlich 
hält, und mit Ausnahme der Güter, 
die in diesem Staat erworben wur¬ 
den und dort einem Ausfuhrverbot 
unterliegen. 


Office or damage caused by a motor 
vehicle belonging to or driven by him. 


Article 14 

The employees of the European 
Patent Office: 

(a) shall, even after their Service has 
terminated, have immunity from 
jurisdiction in respect of acts, in- 
cluding words written and spoken, 
done in the exercise of their func- 
tions; this immunity shall not ap- 
ply, however, in the case of a 
motor traffic offence committed by 
an employee of the European 
Patent Office, nor in the case of 
damage caused by a motor vehicle 
belonging to or driven by an em¬ 
ployee; 


(b) shall be exempt from all obliga- 
tions in respect of military Service; 

(c) shall enjoy inviolability for all 
their official papers and docu- 
ments; 

(d) shall enjoy the same facilities as 
regards exemption from all meas- 
ures restricting immigration and 
governing aliens' registration as 
are normally accorded to staff 
members of international organi- 
sations, as shall members of their 
families forming part of their 
household; 

(e) shall enjoy the same Privileges 
in respect of exchange regulations 
as are normally accorded to the 
staff members of international 
organisations; 

(f) shall enjoy the same facilities as 
to repatriation as diplomatic 
agents in time of international 
crises, as shall the members of 
their families forming part of their 
household; 

(g) shall have the right to import 
duty-free their fumiture and 
personal effects at the time of 
first taking up their post in the 
State concerned and the right on 
the termination of their functions 
in that State to export free of 
duty their furniture and personal 
effects, subject to the conditions 
considered necessary by the Gov¬ 
ernment of the State in whose 
territory the right is exercised and 
with the exception of property 
acquired in that State which is 
subject to an export prohibition 
therein. 


teurs commise par le President de 
l'Office europeen des brevets ou de 
dommage cause par un vehicule au- 
tomoteur lui appartenant ou qu'il con- 
duit. 

Article 14 

Les agents de l’Office europeen des 
brevets: 

a) jouissent, meme lorsqu'ils ont ces- 
se dexercer leurs fonctions, de 
rimmunite de juridiction pour les 
actes, y compris les paroles et 
öcrits, accomplis dans l’exercice de 
leurs fonctions; cette immunite ne 
joue cependant pas dans le cas 
d'infraction ä la reglementation de 
la circulation des vehicules auto- 
moteurs, commise par un agent de 
l'Office, ou de dommage cause par 
un v6hicule automoteur lui appar¬ 
tenant ou qu’il conduit; 


b) sont exempts de toute Obligation 
relative au Service militaire; 

c) jouissent de l'inviolabilit^ pour 
tous leurs papiers et documents 
officiels; 

d) jouissent, avec les membres de 
leur famille vivant ä leur foyer, 
des mömes exceptions aux disposi- 
tions limitant rimmigration et r6- 
glant lenregistrement des ätran- 
gers, que celles g6n6raleraent re- 
connues aux membres du person- 
nel des organisations internationa¬ 
les; 

e) jouissent, en ce qui concerne les 
r£glementations de change, des 
meines Privileges que ceux g6ne- 
ralement reconnus aux membres 
du personnel des organisations in¬ 
ternationales; 

f) jouissent, en Periode de crise in¬ 
ternationale, ainsi que les mem¬ 
bres de leur famille vivant ä leur 
foyer, des meines facilites de rapa- 
triement que les agents diplomati- 
ques; 

g) jouissent du droit d'importer en 
franchise de douane leur mobilier 
et leurs effets personnels, ä l occa- 
sion de leur premiere installation 
dans l'Etat interesse, et du droit, 
ä la cessation de leurs fonctions 
dans ledit Etat, d’exporter en fran¬ 
chise leur mobilier et leurs effets 
personnels, sous reserve des con¬ 
ditions jugees necessaires par le 
gouvernement de l'Etat sur le ter- 
ritoire duquel le droit est exerce 
et ä l exception des biens acquis 
dans cet Etat qui font 1 objet, dans 
celui-ci, d une prohibition d'expor- 
tation. 
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Artikel 15 

Sachverständige genießen bei der 
Ausübung ihrer Tätigkeit für die Or¬ 
ganisation oder bei der Ausführung 
von Aufträgen für diese die nachste¬ 
henden Vorrechte und Immunitäten, 
soweit sie für die Ausübung ihrer Tä¬ 
tigkeiten notwendig sind, und zwar 
auch während der Reisen, die in Aus¬ 
übung ihrer Tätigkeit oder zur Durch¬ 
führung ihres Auftrags ausgeführt 
werden: 

a) Immunität von der Gerichtsbarkeit 
hinsichtlich der von ihnen in Aus¬ 
übung ihres Amts vorgenommenen 
Handlungen einschließlich ihrer 
mündlichen und schriftlichen Äu¬ 
ßerungen, außer im Fall eines Ver¬ 
stoßes gegen die Vorschriften über 
den Straßenverkehr durch einen 
Sachverständigen oder im Fall 
eines Schadens, der durch ein ihm 
gehörendes oder von ihm geführ¬ 
tes Motorfahrzeug verursacht wur¬ 
de; die Sachverständigen genießen 
diese Immunität auch nach Beendi¬ 
gung ihrer Tätigkeit bei der Orga¬ 
nisation; 

b) Unverletzlichkeit aller ihrer amt¬ 
lichen Schriftstücke und Urkun¬ 
den; 

c) die zur Überweisung ihrer Bezüge 
erforderlichen devisenrechtlichen 
Befreiungen. 


Artikel 16 

(1) Die in den Artikeln 13 und 14 
genannten Personen sind für die von 
der Organisation gezahlten Gehälter 
und Bezüge nach Maßgabe der Bedin¬ 
gungen und Regeln, die der Verwal¬ 
tungsrat innerhalb eines Jahrs nach 
Inkrafttreten des Übereinkommens 
festlegt, zugunsten der Organisation 
steuerpflichtig. Von diesem Zeitpunkt 
an sind diese Gehälter und Bezüge 
von der staatlichen Einkommensteuer 
befreit. Die Vertragsstaaten können 
jedoch die befreiten Gehälter und Be¬ 
züge bei der Festsetzung des auf Ein¬ 
kommen aus anderen Quellen zu er¬ 
hebenden Steuerbetrags berücksichti¬ 
gen. 

(2) Absatz 1 ist auf Renten und 
Ruhegehälter, die von der Organisa¬ 
tion an ehemalige Bedienstete des 
Europäischen Patentamts gezahlt wer¬ 
den, nicht anzuwenden. 


Artikel 17 

Der Verwaltungsrat bestimmt die 
Gruppen von Bediensteten, auf die 
Artikel 14 ganz oder teilweise und 
Artikel 16 anzuwenden sind, sowie 
die Gruppen von Sachverständigen, 
auf die Artikel 15 anzuwenden ist. 
Die Namen, Dienstbezeichnungen und 
Anschriften der zu diesen Gruppen 


A r t i c 1 e 15 

Experts performing functions on 
behalf of, or carrying out missions 
for, the Organisation shall enjoy the 
following Privileges and immunities, 
to the extent that they are necessary 
for the carrying out of their func¬ 
tions, including during journeys made 
in carrying out their functions and 
in the course of such missions: 


(a) immunity from Jurisdiction in 
respect of acts done by them in 
the exercise of their functions, 
including words written or spoken, 
except in the case of a motor 
traffic offence commited by an 
expert or in the case of damage 
caused by a motor vehicle belong- 
ing to or driven by him; experts 
shall continue to enjoy this im¬ 
munity after they have ceased to 
be employed by the Organisation; 


(b) inviolability for all their official 
papers and documents; 

(c) the exchange facilities necessary 
for the transfer of their remunera- 
tion. 


Article 16 

(1) The persons referred to in Arti- 
cles 13 and 14 shall be subject to a 
tax for the benefit of the Organisation 
on salaries and emoluments paid by 
the Organisation, subject to the condi- 
tions and rules laid down by the Ad¬ 
ministrative Council within a period 
of one year from the date of the entry 
into force of the Convention. From the 
date on which this tax is applied, such 
salaries and emoluments shall be 
exempt from national income tax. The 
Contracting States may, however, 
take into account the salaries and 
emoluments thus exempt when as- 
sessing the amount of tax to be ap¬ 
plied to income from other sources. 

(2) Paragraph 1 shall not apply to 
pensions and annuities paid by the 
Organisation to the former employees 
of the European Patent Office. 


Article 17 

The Administrative Council shall 
decide the categories of employees 
to whom the provisions of Article 14, 
in whole or in part, and Article 16 
shall apply and the categories of 
experts to whom the provisions of 
Article 15 shall apply. The names, 
titles and addresses of the employees 


Article 15 

Les experts exercant des fonctions 
pour le compte de l'Organisation ou 
accomplissant des missions pour celle- 
ci, jouissent des Privileges et immu- 
nites ci-apres dans la mesure oü ils 
leur sont necessaires pour lexercice 
de leurs fonctions, y compris durant 
les voyages effectues dans 1 exercice 
de leurs fonctions ou au cours de ces 
missions: 

a) immunite de juridiction pour les 
actes accomplis dans l exercice de 
leurs fonctions, y compris leurs 
paroles et ecrits, sauf dans le cas 
d'infraction ä la reglementation de 
la circulation des vehicules auto- 
moteurs commise par un expert 
ou de dommage cause par un vehi- 
cule automobile lui appartenant ou 
qu'il conduit; les experts continue- 
xont ä benöficier de cette immunite 
apres la cessation de leurs fonc¬ 
tions aupres de l'Organisation; 


b) inviolabilite pour tous leurs pa- 
piers et documents officiels; 

c) facilitös de change necessaires au 
transfert de leurs remunörations. 


Article 16 

(1) Dans les conditions et selon les 
modalitös que le Conseil dadministra- 
tion fixe dans un dölai dun an ä 
compter de l’entröe en vigueur de la 
Convention, les personnes visöes aux 
articles 13 et 14 seront soumises, au 
profit de l'Organisation, ä un impöt 
sur les traitements et salaires qui leur 
sont verses par l'Organisation. A 
compter de cette date, ces traitements 
et salaires sont exempts de l'impöt na¬ 
tional sur le revenu. Toutefois, les 
Etats contractants peuvent tenir 
compte de ces traitements et salaires 
pour le calcul de l'impöt payable sur 
les revenus provenant d'autres sour¬ 
ces. 

(2) Les dispositions du paragraphe 
Premier ne s'appliquent pas aux pen¬ 
sions et retraites payees par l'Orga- 
nisation aux anciens agents de l'Offi- 
ce europeen des brevets. 


Article 17 

Le Conseil d'administration deter- 
mine les categories dagents auxquels 
s'appliquent les dispositions de l ar- 
ticle 14, en tout ou en partie, ainsi 
que les dispositions de l’article 16 et 
les categories d experts auxquels s'ap¬ 
pliquent les dispositions de l article 15. 
Les noms, qualites et adresses des 
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gehörenden Bediensteten und Sach¬ 
verständigen werden den Vertrags¬ 
staaten von Zeit zu Zeit mitgeteilt. 


Artikel 18 

Vorbehaltlich von Abkommen, die 
nach Artikel 25 mit den Vertragsstaa¬ 
ten geschlossen werden, sind die Or¬ 
ganisation und die Bediensteten des 
Europäischen Patentamts von sämtli¬ 
chen Pflichtbeiträgen an staatliche 
Sozialversicherungsträger befreit, so¬ 
fern die Organisation ein eigenes So¬ 
zialversicherungssystem errichtet. 


Artikel 19 

(1) Die in diesem Protokoll vorgese¬ 
henen Vorrechte und Immunitäten 
sind nicht dazu bestimmt, den Bedien¬ 
steten des Europäischen Patentamts 
oder den Sachverständigen, die für 
die Organisation oder in deren Auf¬ 
trag tätig sind, persönliche Vorteile 
zu verschaffen. Sie sind lediglich zu 
dem Zweck vorgesehen, unter allen 
Umständen die ungehinderte Tätigkeit 
der Organisation und die vollständige 
Unabhängigkeit der Personen, denen 
sie gewährt werden, zu gewährlei¬ 
sten. 

(2) Der Präsident des Europäischen 
Patentamts hat die Pflicht, eine Immu¬ 
nität aufzuheben, wenn sie nach sei¬ 
ner Ansicht verhindern würde, daß 
der Gerechtigkeit Genüge geschieht, 
und wenn sie ohne Beeinträchtigung 
der Interessen der Organisation auf¬ 
gehoben werden kann. Aus den glei¬ 
chen Gründen kann der Verwaltungs¬ 
rat eine Immunität des Präsidenten 
aufheben. 

Artikel 20 

(t) Die Organisation wird jederzeit 
mit den zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten Zusammenarbeiten, 
um die Rechtspflege zu erleichtern, 
die Einhaltung der Vorschriften über 
Sicherheit und Ordnung sowie über 
den Gesundheits- und Arbeitsschutz 
und ähnlicher staatlicher Rechtsvor¬ 
schriften zu gewährleisten und jeden 
Mißbrauch der in diesem Protokoll 
vorgesehenen Vorrechte, Immunitäten 
und Erleichterungen zu verhindern. 

(2) Die Einzelheiten der in Absatz 1 
genannten Zusammenarbeit können in 
den in Artikel 25 genannten Ergän¬ 
zungsabkommen festgelegt werden. 


Artikel 21 

Jeder Vertragsstaat behält das 
Recht, alle im Interesse seiner Sicher¬ 
heit notwendigen Vorsichtsmaßnah¬ 
men zu ergreifen. 


and experts included in such cate¬ 
gories shall be communicated from 
time to time to the Contracting States. 


A r t i c 1 e 18 

In the event of the Organisation 
establishing its own social security 
scheine, Ihe Organisation and the 
employees of the European Patent 
Office shall be exempt from all com- 
pulsory contributions to national social 
security Scheines, subject to the agree- 
ments made with the Contracting 
States in accordance with the provi- 
sions of Article 25. 


A r t i c 1 e 19 

(1) The Privileges and immunities 
provided for in this Protocol are not 
designed to give to employees of the 
European Patent Office or experts 
performing functions for or on behalf 
of the Organisation personal advan- 
tage. They are provided solely to 
ensure, in all circumstances, the 
unimpeded functioning of the Organi¬ 
sation and the complete independence 
of the persons to whom they are 
accorded. 


(2) The President of the European 
Patent Office has the duty to waive 
immunity where he considers that 
such immunity prevents the normal 
course of justice and that it is pos- 
sible to dispense with such immunity 
without prejudicing the interests of 
the Organisation. The Administrative 
Council may waive immunity of the 
President for the same reasons. 


Article 20 

(1) The Organisation shall co- 
operate at all times with the competent 
authorities of the Contracting States 
in order to facilitate the proper ad- 
ministration of justice, to ensure the 
observance of police regulations and 
regulations concerning public health, 
labour inspection or other similar 
national Iegislation, and to prevent 
any abuse of the Privileges, immuni¬ 
ties and facilities provided for in this 
Protocol. 

(2) The procedure of Cooperation 
mentioned in paragraph 1 may be 
laid down in the complementary 
agreements referred to in Article 25. 


Article 21 

Each Contracting State retains the 
right to take all precautions necessary 
in the interests of its security. 


agents ei experts compris dans ces 
categories sont communiques periodi- 
quement aux Etats contractants. 


Article 18 

L'Organisation et les agents de l'Of- 
fice europeen des brevets sont 
exempts de toutes contributions obli- 
gatoires ä des organismes nationaux 
de pr6voyance sociale, au cas oü 
lOrganisation etablirait son propre 
Systeme de prevoyance sociale, sous 
r^serve des accords ä passer avec les 
Etats contractants, conformöment aux 
dispositions de l'article 25. 


Article 19 

(1) Les Privileges et immunites pre- 
vus par le prösent protocole ne sont 
pas ötablis en vue d'accorder aux 
agents de 1‘Office europeen des bre¬ 
vets ou aux experts exergant des 
fonctions au profit ou pour le compte 
de TOrganisation des avantages per- 
sonnels. Hs sont institu£s uniqucment 
afin dassurer, en toutes circonstances, 
le libre fonctionnement de l'Organi- 
sation et la complöte ind£pendance 
des personnes auxquelles ils sont ac- 
cordes. 

(2) Le President de l'Office euro¬ 
peen des brevets a le devoir de lever 
rimmunitä lorsquil estime qu elle em- 
peche le jeu normal de la justice et 
qu'il est possible d'y renoncer sans 
porter atteinte aux int^rets de l'Or- 
ganisation. Le Conseil d’administra- 
tion peut, pour les mßmes raisons, le¬ 
ver l'une des immunites accordees au 
President. 


Article 20 

(1) L'Organisation coopere en tout 
temps avec les autoritös compötentes 
des Etats contractants, en vue de fa- 
ciliter une bonne administration de la 
justice, d assurer l'observation des re- 
glements de police et de ceux concer- 
nant la sante publique et l inspection 
du travail, ou autres lois nationales de 
nature analogue, et empecher tout 
abus des Privileges, immunites et faci- 
lites prevus par le present protocole. 

(2) La procedure de Cooperation 
mentionnee au paragraphe premier 
pourra etre precisee dans les accords 
complementaires vises ä l'article 25. 


Article 21 

Chaque Etat contractant conserve 
le droit de prendre toutes les mesures 
necessaires dans l interet de sa secu- 
rite. 
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Artikel 22 

Ein Vertragsstaat ist nicht ver¬ 
pflichtet, die in den Artikeln 12, 13, 14 
Buchstaben b, e und g sowie in Arti¬ 
kel 15 Buchstabe c bezeichneten Vor¬ 
rechte und Immunitäten zu gewähren: 

a) seinen eigenen Staatsangehörigen; 

b) Personen, die bei Aufnahme ihrer 
Tätigkeit bei der Organisation 
ihren ständigen Wohnsitz in die¬ 
sem Staat haben und nicht Bedien¬ 
stete einer anderen zwischenstaat¬ 
lichen Organisation sind, deren Per¬ 
sonal in die Organisation über¬ 
nommen wird. 

Artikel 23 

(1) Jeder Vertragsstaat kann einem 
internationalen Schiedsgericht jede 
Streitigkeit unterbreiten, die sich auf 
die Organisation oder einen Bedien¬ 
steten oder Sachverständigen, der für 
die Organisation oder in deren Auf¬ 
trag tätig ist, bezieht, soweit die Or¬ 
ganisation oder die Bediensteten und 
Sachverständigen ein Vorrecht oder 
eine Immunität nach diesem Protokoll 
in Anspruch genommen haben und 
diese Immunität nicht aufgehoben 
worden ist. 

(2) Hat ein Vertragsstaat die Ab¬ 
sicht, eine Streitigkeit einem Schieds¬ 
gericht zu unterbreiten, so notifiziert 
er dies dem Präsidenten des Verwal¬ 
tungsrats; dieser unterrichtet sofort 
jeden Vertragsstaat von der Notifika¬ 
tion. 

(3) Das Verfahren nach Absatz l ist 
auf Streitigkeiten zwischen der Orga¬ 
nisation und den Bediensteten oder 
Sachverständigen über das Statut 
oder die Beschäftigungsbedingungen 
oder, was die Bediensteten anbelangt, 
über die Versorgungsordnung nicht 
anzuwenden. 

(4) Gegen den Spruch des Schieds¬ 
gerichts, der endgültig und für die 
Parteien bindend ist, kann ein Rechts¬ 
mittel nicht eingelegt werden. Im Fall 
einer Streitigkeit über Sinn und Trag¬ 
weite des Schiedsspruchs obliegt es 
dem Schiedsgericht, den Spruch auf 
Antrag einer Partei auszulegen. 


Artikel 24 

(1) Das in Artikel 23 genannte 
Schiedsgericht besteht aus drei Mit¬ 
gliedern; ein Schiedsrichter wird von 
dem Staat oder den Staaten, die Par¬ 
teien des Schiedsverfahrens sind, ein 
weiterer vom Verwaltungsrat er¬ 
nannt; diese beiden Schiedsrichter er¬ 
nennen einen dritten Schiedsrichter, 
der als Obmann tätig wird. 

(2) Die Schiedsrichter werden aus 
einem Verzeichnis ausgewählt, das 
höchstens sechs von jedem Vertrags- 


A r t i c 1 e 22 

No Contracting State is obliged to 
extend the Privileges and immunilies 
referred to in Article 12, Article 13, 
Article 14, sub-paragraphs (b), (e) and 
(g) and Article 15, sub-paragraph (c) 
to: 

(a) its own nationalsj 

(b) any person who at the time of 
taking up his functions with the 
Organisation has his permanent 
residence in that State and is not 
an employee of any other inter- 
governmental Organisation whose 
staff is incorporated into the 
Organisation. 

Article 23 

(1) Any Contracting State may sub- 
mit to an international arbitration 
tribunal any dispute concerning the 
Organisation or an employee of the 
European Patent Office or an expert 
performing functions for or on its 
behalf, in so far as the Organisation 
or the employees and experts have 
claimed a privilege or an immunity 
under this Protocol in circumstances 
where that immunity has not been 
waived. 


(2) If a Contracting State intends to 
submit a dispute to arbitration, it shall 
notify the Chairman of the Adminis¬ 
trative Council, who shall forthwith 
inform each Contracting State of such 
notification. 

(3) The procedure laid down in 
Paragraph ! of this Article shall not 
apply to disputes between the Organi¬ 
sation and the employees or experts 
in respect of the Service Regulations 
or conditions of employment or, with 
regard to the employees, the Pension 
Scheine Regulations. 

(4) No appeal shall lie against the 
award of the arbitration tribunal, 
which shall be final; it shall be bind- 
ing on the parties. In case of dispute 
concerning the import or scope of 
the award, it shall be incumbent upon 
the arbitration tribunal to interpret 
it on request by either party. 


Article 24 

(1) The arbitration tribunal referred 
to in Article 23 shall consist of three 
members, one arbitrator nominated 
by the State or States party to the 
arbitration, one arbitrator nominated 
by the Administrative Council and 
a third arbitrator, who shall be the 
chairman, nominated by the said two 
arbitrators. 

(2) The arbitrators shall be nomi¬ 
nated from a panel comprising no 
more than six arbitrators appointed 


Article 22 

Aucun Etat contractant n'est tenu 
d accorder les Privileges et immuni- 
tes mentionnes aux articles 12, 13, 14 
lettres b), e) et g), et 15 lettre c): 


a) ä ses propres nationaux; 

b) aux personnes qui, Iors de leur en- 
trüe en fonctions aupres de l'Or- 
ganisation, ont leur rösidence per¬ 
manente dans cet Etat et ne sont 
pas agents d une autre Organisa¬ 
tion intergouvernementale dont le 
personnel est incorpore ä l’Orga- 
nisation. 

Article 23 

(1) Chaque Etat contractant peut 
soumettre ä un Tribunal d'arbitrage 
international tout diff&rend mettant 
en cause 1'Organisation, ou les agents 
ou experts exercant des fonctions au 
profit ou pour le compte de l'Organi- 
sation, dans la mesure oü celle-ci, ces 
agents ou experts ont revendiquä un 
privilege ou une immunitä en vertu 
du pr&sent protocole, dans les cas oü 
il n’a pas ete renoncü ä cette immu- 
nite. 

(2) Si un Etat contractant a l’lnten- 
tion de soumettre un differend ä l'ar- 
bitrage, il le notifie au prüsident du 
Conseil dadministration qui informe 
immüdiatement chaque Etat contrac¬ 
tant de cette notification. 

(3) La procüdure pr6vue au paragra- 
phe premier n’est pas applicable aux 
diffürends entre 1'Organisation et les 
agents ou experts au sujet du Statut 
ou des conditions d emploi ainsi que, 
pour les agents, au sujet du regiement 
des pensions. 

(4) La sentence du Tribunal d’arbi- 
trage est definitive et sans recours; 
les parties s'y conformeront. En cas 
de contestation sur le sens et la por- 
tee de la sentence, il appartient au 
Tribunal d'arbitrage de l'interpr^ter ä 
la demande de toute partie. 


Article 24 

(1) Le Tribunal d'arbitrage prevu ä 
larticle 23 est compose de trois mem- 
bres, un arbitre nommü par l'Etat, ou 
les Etats, partie ä l'arbitrage, un ar¬ 
bitre nomm£ par le Conseil d’adminis- 
tration et un troisieme arbitre, qui as- 
sume la presidence, nomme par les 
deux premiers. 

(2) Ces arbitres sont choisis sur une 
liste comprenant six arbitres au plus 
designes par chaque Etat contractant 
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stuat und sechs vom Verwaltungsrat 
benannte Schiedsrichter umfaßt. Die¬ 
ses Verzeichnis wird so bald wie 
möglich nach Inkrafttreten dieses Pro¬ 
tokolls erstellt und in der Folge je 
nach Bedarf geändert. 

(3) Nimmt eine Partei innerhalb von 
drei Monaten nach der in Artikel 23 
Absatz 2 genannten Notifizierung die 
in Absatz 1 vorgesehene Ernennung 
nicht vor, so wird der Schiedsrichter 
auf Antrag der anderen Partei vom 
Präsidenten des Internationalen Ge¬ 
richtshofs aus dem Kreis der in dem 
Verzeichnis aufgeführten Personen 
bestimmt. Das gleiche geschieht auf 
Antrag der zuerst handelnden Partei, 
wenn innerhalb eines Monats nach 
der Ernennung des zweiten Schieds¬ 
richters die beiden ersten Schiedsrich¬ 
ter sich nicht über die Ernennung des 
dritten einigen können. Ist jedoch in 
diesen beiden Fällen der Präsident 
des Internationalen Gerichtshofs ver¬ 
hindert, die Wahl zu treffen, oder ist 
er Angehöriger eines an der Streitig¬ 
keit beteiligten Staats, so nimmt der 
Vizepräsident des Internationalen Ge¬ 
richtshofs die erwähnten Ernennun¬ 
gen vor, sofern er nicht selbst Ange¬ 
höriger eines an der Streitigkeit be¬ 
teiligten Staats ist; im letztgenannten 
Fall obliegt es dem Mitglied des In¬ 
ternationalen Gerichtshofs, das nicht 
selbst Angehöriger eines an der Strei¬ 
tigkeit beteiligten Staats ist und das 
vom Präsidenten oder Vizepräsiden¬ 
ten ausgewählt worden ist, die Ernen¬ 
nungen vorzunehmen. Ein Angehöri¬ 
ger des antragstellenden Staats kann 
nicht für den Posten des Schiedsrich¬ 
ters gewählt werden, dessen Ernen¬ 
nung dem Verwaltungsrat oblag, und 
eine auf Vorschlag des Verwaltungs¬ 
rats in das Verzeichnis aufgenomrae- 
ne Person kann nicht für den Posten 
des Schiedsrichters gewählt werden, 
dessen Ernennung dem antragstellen¬ 
den Staat oblag. Die diesen beiden 
Gruppen angehörenden Personen kön¬ 
nen auch nicht zum Obmann des 
Schiedsgerichts gewählt werden. 

(4) Das Schiedsgericht gibt sich 
eine Verfahrensordnung. 

Artikel 25 

Die Organisation kann auf Beschluß 
des Verwaltungsrats mit einem oder 
mehreren Vertragsstaaten Ergän¬ 
zungsabkommen zur Durchführung 
dieses Protokolls in ihren Beziehun¬ 
gen mit diesem Staat oder diesen 
Staaten sowie sonstige Vereinbarun¬ 
gen schließen, um eine wirksame Tä¬ 
tigkeit der Organisation und den 
Schutz ihrer Interessen zu gewährlei¬ 
sten. 


by each Contracting Stale and six 
arbilrators appointed by the Adminis¬ 
trative Council. This panel shall be 
established as soon as possible after 
the Protocol enters into force and 
shall be revised each time this proves 
necessary. 

(3) If, within three months from the 
date of the notification referred to in 
Article 23, paragraph 2, either party 
fails to make the nomination referred 
to in paragraph 1 above, the choice 
of the arbitrator shall, on request of 
the other party, be made by the Presi¬ 
dent of the International Court of 
Justice from the persons included in 
the said panel. This shall also apply, 
when so requested by either party, 
if within one month from the date of 
appointment of the second arbitrator, 
the first two arbitrators are unable to 
agree on the nomination of the third 
arbitrator. However, if, in these two 
cases, the President of the Internatio¬ 
nal Court of Justice is prevented from 
making the choice, or if he is a 
national of one of the States parties 
to the dispute, the Vice-President of 
the International Court of Justice shall 
make the afore-mentioned appoint- 
ments, provided that he himself is not 
a national of one of the States parties 
to the dispute; if such is the case, the 
member of the International Court of 
Justice who is not a national of one 
of the States parties to the dispute 
and who has been chosen by the 
President br Vice-President shall 
make the appointments. A national 
of the State applying for arbitration 
may not be chosen to fill the post of 
the arbitrator whose appointment 
devolves on the Administrative Coun¬ 
cil nor may a person included in the 
panel and appointed by the Adminis¬ 
trative Council be chosen to fill the 
post of an arbitrator whose appoint¬ 
ment devolves on the State which is 
the claimant. Nor may a person of 
either of these categories be chosen 
as chairraan of the Tribunal. 


(4) The arbitration tribunal shall 
draw up its own rules of procedure. 

Article 25 

The Organisation may, on a decision 
of the Administrative Council, con- 
clude with one or more Contracting 
States complementary agreements to 
give effect to the provisions of this 
Protocol as regards such State or 
States, and other arrangements to 
ensure the efficient functioning of the 
Organisation and the safeguarding of 
its interests. 


et six arbitres dcsignes par le Conseil 
d’administration. Cette liste esl öta- 
blie des que possible apres l'entree en 
vigueur du present protocole et, par 
la suite, compietee, le cas echeant, en 
tant que de besoin. 

(3) Si, dans un delai de trois mois 
apres la notification mentionnee ä l'ar- 
ticle 23, paragraphe 2, l’une des par¬ 
ties s abstient de proceder ä la nomi¬ 
nation prevue au paragraphe premier, 
le choix de larbitre est effectue, sur 
la requete de l'autre partie, par le 
President de la Cour Internationale 
de Justice parmi les personnes figu- 
rant sur ladite liste. II en est de me¬ 
ine, ä la requete de la partie la plus 
diligente, lorsque, dans un delai d un 
mois ä compter de la nomination du 
deuxieme arbitre, les deux premiers 
arbitres ne parviennent pas ä s'enten- 
dre sur la nomination du troisieme. 
Toutefois, dans ces deux cas, si le 
President de la Cour Internationale 
de Justice est emp6ch6 d'effectuer le 
choix ou s’il est ressortissant de Tun 
des Etats parties au differend, le Vi- 
ce-Pr6sident de la Cour Internationale 
procede aux nominations susvisees, 
ä moins qu’il ne soit lui-meme ressor¬ 
tissant de l’un des Etats parties au 
differend: dans cette derniere hypo- 
these il appartient au membre de la 
Cour Internationale, qui n’est pas lui- 
meme ressortissant de l'un des Etats 
parties au differend et qui a £te choisi 
par le President ou le Vice-Pr6sident, 
de proceder aux nominations. Un res- 
sortissant de l’Etat demandeur ne 
peut 6tre choisi pour occuper le siege 
de l arbitre dont la nomination incom- 
bait au Conseil d'administration, ni 
une personne inscrite sur la liste par 
designation du Conseil d'administra¬ 
tion choisie pour occuper le siege de 
i’arbitre dont la nomination incombait 
ä l'Etat demandeur. Les personnes 
appartenant ä ces deux cat£gories ne 
peuvent pas davantage etre choisies 
pour assumer la pr£sidence du Tri¬ 
bunal. 


(4) Le Tribunal d’arbitrage etablit 
ses regles de procedure. 

Article 25 

L'Organisation peut, sur decision du 
Conseil d’administration conclure, 
avec un ou plusieurs Etats contrac- 
tants, des accords complementaires en 
vue de l execution des dispositions du 
present protocole, en ce qui concerne 
ce ou ces Etats, ainsi que d’autres ar¬ 
rangements en vue d’assurer le bon 
fonctionnement de l’Organisation et la 
sauvegarde de ses interets. 



994 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1976, Teil 11 


Protokoll 

über die Zentralisierung des Europäischen Patentsystems 
und seine Einführung 
(Zentralisierungsprotokoll) 

Protocol 

on the Centralisation of the European Patent System 
and on its Introduction 
(Protocol on Centralisation) 

Protocole 

sur la centralisation et l'introduction du Systeme europeen des brevets 
(Protocole sur la centralisation) 


Abschnitt I 

(1) (a) Bei Inkrafttreten des Über¬ 
einkommens treffen die Vertragsstaa¬ 
ten des Übereinkommens, die gleich¬ 
zeitig Mitgliedstaaten des durch das 
Haager Abkommen vom 6. Juni 1947 
errichteten Internationalen Patentin¬ 
stituts sind, die notwendigen Maßnah¬ 
men, um sicherzustellen, daß alle Ak¬ 
tiva und Passiva sowie das gesamte 
Personal des Internationalen Patentin¬ 
stituts spätestens zu dem in Artikel 
162 Absatz 1 des Übereinkommens 
vorgesehenen Zeitpunkt auf das Euro¬ 
päische Patentamt übertragen werden. 
Diese Übertragung erfolgt im Wege 
eines Vertrags zwischen dem Interna¬ 
tionalen Patentinstitut und der Euro¬ 
päischen Patentorganisation. Die oben 
erwähnten Staaten und die anderen 
Vertragsstaaten des Übereinkommens 
treffen die notwendigen Maßnahmen, 
um sicherzustellen, daß dieser Ver¬ 
trag spätestens zu dem in Artikel 162 
Absatz 1 des Übereinkommens vorge¬ 
sehenen Zeitpunkt angewendet wird. 
Die Mitgliedstaaten des Internationa¬ 
len Patentinstituts, die gleichzeitig 
Vertragsstaaten des Übereinkommens 
sind, verpflichten sich ferner, ihre 
Mitgliedschaft am Haager Abkommen 
zum Zeitpunkt der Anwendung des 
Vertrags zu beenden. 

(b) Die Vertragsstaaten des 
Übereinkommens treffen die notwen¬ 
digen Maßnahmen, um sicherzustel¬ 
len. daß die Aktiva und Passiva sowie 
das gesamte Personal des Internatio¬ 
nalen Patentinstituts in das Europä¬ 
ische Patentamt nach Maßgabe des 
unter Buchstabe a erwähnten Ver¬ 
trags übernommen werden. Die 
Zweigstelle in Den Haag übernimmt 
von der Anwendung dieses Vertrags 
an einerseits die Aufgaben, die dem 
Internationalen Patentinstitut am 
Tag der Auflage des Übereinkommens 


S e c t i o n I 

(1) (a) Upon entry into force of the 
Convention, States parties thereto 
which are also members of the Inter¬ 
national Patent Institute set up by the 
Hague Agreement of 6 June 1947 shall 
take all necessary Steps to ensure 
the transfer to the European Patent 
Office no later than the date referred 
to in Article 162, paragraph 1, of the 
Convention of all assets and liabili- 
ties and all staff members of the 
International Patent Institute. Such 
transfer shall be effected by an agree- 
ment between the International Patent 
Institute and the European Patent 
Organisation. The above States and 
the other States parties to the Conven¬ 
tion shall take all necessary steps to 
ensure that that agreement shall be 
implemented no later than the date 
referred to in Article 162, paragraph 1, 
of the Convention. Upon implementa- 
tion of the agreement, those Member 
States of the International Patent 
Institute which are also parties to the 
Convention further undertake to 
terminate their participation in the 
Hague Agreement. 


(b) The States parties to the 
Convention shall take all necessary 
steps to ensure that all the assets and 
liabilities and all the staff members 
of the International Patent Institute 
are taken into the European Patent 
Office in accordance with the agree¬ 
ment referred to in sub-paragraph (a). 
After the implementation of that 
agreement the tasks incumbent upon 
the International Patent Institute at 
the date on which the Convention is 
opened for signature, and in particular 
those carried out vis-ä-vis its Member 


S e c t i o n I 

(1) (a) A la date d'enträe en vigueur 
de la convention, les Etats parties ä 
la convention qui sont ggalement 
membres de l’Institut International 
des Brevets cr66 par 1* Accord de La 
Haye du 6 juin 1947, prennent toutes 
les mesures näcessaires pour que le 
transfert ä l'Office europeen des bre¬ 
vets de tout l'actif et de tout le passif 
ainsi que de tout le personnel de l’Ins- 
titut International des Brevets s’effec- 
tue au plus tard ä la date vis6e ä l'ar- 
ticle 162, paragraphe 1, de la conven¬ 
tion. Les modalites de ce transfert se- 
ront fixees par un accord entre l’lnsti- 
tut International des Brevets et l’Or- 
ganisation europeenne des brevets. 
Les Etats susvises ainsi que les au- 
tres Etats parties ä la convention 
prennent toutes les mesures neces- 
saires pour que cet accord soit mis en 
application au plus tard ä la date vi- 
s&e ä l’article 162, paragraphe 1, de la 
convention. A la date de cette mise 
en application, les Etats membres de 
l’Institut International des Brevets qui 
sont £galement parties ä la conven¬ 
tion s'engagent en outre ä mettre fin 
ä leur participation ä l’Accord de La 
Haye. 


(b) Les Etats parties ä la con¬ 
vention prennent toutes les mesures 
necessaires pour que, selon les ter- 
mes de 1’accord prevu ä la lettre fa), 
tout l’actif et tout le passif ainsi que 
tout le personnel de l'Institut Interna¬ 
tional des Brevets soient incorporäs 
dans l’Office europeen des brevets. 
Des la mise en application de cet ac¬ 
cord, seront accomplies par le depar- 
tement de La Haye, d une part, les 
täches assumees par l'Institut Inter¬ 
national des Brevets ä la date de l’ou- 
verture ä la signature de la conven- 
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zur Unterzeichnung obliegen, insbe¬ 
sondere diejenigen, die es zu diesem 
Zeitpunkt gegenüber seinen Mitglied¬ 
staaten wahrnimmt, wobei es uner¬ 
heblich ist, ob diese Staaten Vertrags¬ 
staaten des Übereinkommens werden 
oder nicht, und andererseits die Auf¬ 
gaben, zu deren Wahrnehmung es 
sich bei Inkrafttreten des Überein¬ 
kommens gegenüber Staaten ver¬ 
pflichtet hat, die in diesem Zeitpunkt 
sowohl Mitgliedstaaten des Interna¬ 
tionalen Patentinstituts als auch Ver¬ 
tragsstaaten des Übereinkommens 
sind. Außerdem kann der Verwal¬ 
tungsrat der Europäischen Patentorga¬ 
nisation der Zweigstelle weitere Auf¬ 
gaben auf dem Gebiet der Recherche 
übertragen. 

(c) Die obengenannten Ver¬ 
pflichtungen beziehen sich sinngemäß 
auch auf die gemäß dem Haager Ab¬ 
kommen geschaffene Dienststelle un¬ 
ter den im Abkommen zwischen dem 
Internationalen Patentinstitut und der 
Regierung des beteiligten Vertrags¬ 
staats vorgesehenen Bedingungen. 
Diese Regierung verpflichtet sich, mit 
der Europäischen Patentorganisation 
ein neues Abkommen, das das bereits 
bestehende Abkommen mit dem Inter¬ 
nationalen Patentinstitut ablöst, zu 
schließen, um die Bestimmungen über 
die Organisation, die Tätigkeit und 
die Finanzierung der Dienststelle mit 
diesem Protokoll in Einklang zu brin¬ 
gen. 

(2) Die Vertragsstaaten des Über¬ 
einkommens verzichten zu dem in Ar¬ 
tikel 162 Absatz 1 des Übereinkom¬ 
mens genannten Zeitpunkt vorbehalt¬ 
lich Abschnitt III für ihre Zentralbe¬ 
hörden für den gewerblichen Rechts¬ 
schutz zugunsten des Europäischen 
Patentamts auf die Tätigkeit als Inter¬ 
nationale Recherchenbehörde nach 
dem Zusammenarbeitsvertrag. 


(3) (a) Zu dem in Artikel 162 Ab¬ 
satz 1 des Übereinkommens genann¬ 
ten Zeitpunkt wird in Berlin (West) 
zum Zweck der Durchführung von Re¬ 
cherchen für europäische Patentan¬ 
meldungen eine Dienststelle des Euro¬ 
päischen Patentamts errichtet. Diese 
Dienststelle untersteht der Zweigstel¬ 
le in Den Haag. 

(b) Der Verwaltungsrat legt die 
Befugnisse der Dienststelle Berlin un¬ 
ter Berücksichtigung allgemeiner Er¬ 
wägungen und der Bedürfnisse des 
Europäischen Patentamts auf dem Re¬ 
cherchengebiet fest. 

(c) Zumindest am Anfang des 
Zeitabschnitts nach der stufenweisen 
Ausdehnung des Tätigkeitsbereichs 
des Europäischen Patentamts muß der 
Umfang der dieser Dienststelle über¬ 
tragenen Arbeiten eine volle Ausla- 


States, whether or not they become 
parties lo the Convention, and such 
tasks as it has undertaken at the 
time of the entry into force of the 
Convention to carry out vis-ä-vis 
States which, at that date, are both 
members of the International Patent 
Institute and parties to the Conven¬ 
tion, shall be assumed by the branch 
located at The Hague. In addition, 
the Administrative Council of the 
European Patent Organisation may 
allocate further duties in the field of 
searching to that branch. 


(c) The above obligations shall 
also apply mutatis mutandis to the 
sub-office set up under the Hague 
Agreement under the conditions set 
out in the agreement between the 
•International Patent Institute and the 
Government of the Contracting State 
concerned. This Government hereby 
undertakes to make a new agreement 
with the European Patent Organisa¬ 
tion in place of the one already made 
with the International Patent Institute 
to harmonise the clauses concerning 
the Organisation, Operation and 
financing of the sub-office with the 
provisions of this Protocol. 


(2) Subject to the provisions of 
Section III, the States parties to the 
Convention shall, on behalf of their 
central industrial property Offices, 
renounce in favour of the European 
Patent Office any activities as Inter¬ 
national Searching Authorities under 
the Patent Cooperation Treaty as from 
the date referred to in Article 162, 
Paragraph 1, of the Convention. 


(3) (a) A sub-office of the European 
Patent Office for searching European 
patent applications shall be set up in 
Berlin (West) as from the date re¬ 
ferred to in Article 162, paragraph 1, 
of the Convention. It shall operate 
under the direction of the branch at 
The Hague. 

(b) The Administrative Council 
shall determine the duties to be 
allocated to the sub-office in Berlin 
in the light of general considerations 
and of the requirements of the Euro¬ 
pean Patent Office with regard to 
searching. 

(c) At least at the beginning of 
the period following the progressive 
expansion of the field of activity of 
the European Patent Office, the 
amount of work assigned to that sub- 
office shall be sufficient to enable 


tion, en particulier celles qu'il assuine 
ä l’egard de ses Etats membres, qu ils 
deviennent ou non parties ä la Con¬ 
vention, d'autre part, les täches qu'il 
se sera engage ä assumer lors de l en- 
tree en vigueur de la convention ä 
l’egard d'Etats qui seront ä cette date 
ä la fois membres de l'Institut Inter¬ 
national des Brevets et parties ä la 
convention. En outre, le Conseil dAd¬ 
ministration de l'Organisation euro- 
peenne des brevets peut charger le 
döpartement de La Haye d'autres tä¬ 
ches dans le domaine de la recherche. 


(c) Les engagements vises ci- 
dessus, s’appliquent ä l agence creee 
en vertu de l’Accord de La Haye et 
selon les conditions fixäes dans lac- 
cord conclu entre l’Institut Internatio¬ 
nal des Brevets et le gouvernement de 
l'Ctat contractant intöressä. Ce gou¬ 
vernement s'engage ä conclure avec 
l'Organisation europäenne des bre¬ 
vets un nouvel accord remplacant ce- 
lui döjä conclu avec l'Institut Inter¬ 
national des Brevets pour harmoniser 
les clauses relatives ä l’Organisation, 
au fonctionnement et au financement 
de l’agence avec les dispositions du 
prösent protocole. 


(2) Sous röserve des dispositions de 
la section III, les Etats parties ä la 
convention renoncent, pour leurs Ser¬ 
vices centraux de la propriätä indus¬ 
trielle et au profit de l’Office euro¬ 
peen des brevets, ä toute activitö 
qu'ils seraient susceptibles d’exercer 
en qualitö d'administration chargee de 
la recherche au sens du Tratte de Co¬ 
operation en matiere de brevets, des 
la date vis£e ä larticle 162, paragra- 
phe 1 de la convention. 

(3) (a) Une agence de l'Office euro- 
p£en des brevets est creee ä Berlin 
(Ouest), ä compter de la date visee ä 
larticle 162, paragraphe 1, de la con¬ 
vention, afin d'effectuer des recher- 
ches relatives aux demandes de bre- 
vet europöen. Elle releve du departe- 
ment de La Haye. 

(b) Le Conseil d'administration 
fixe la repartition des täches de l'a- 
gence de Berlin, compte tenu de con¬ 
siderations generales et des besoins 
de l'Office europeen des brevets en 
matiere de recherche. 

(c) Au moins au debut de la Pe¬ 
riode suivant celle de l’extension pro¬ 
gressive du champ d'activite de l’Of- 
fice europeen des brevets, le volume 
des travaux confies ä cette agence 
doit permettre d'occuper pleinement 
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stung des im Zeitpunkt der Auflage 
des Übereinkommens zur Unterzeich¬ 
nung bei der Dienststelle Berlin des 
Deutschen Patentamts beschäftigten 
Prüferpersonals ermöglichen. 

(d) Die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land übernimmt die zusätzlichen Ko¬ 
sten, die der Europäischen Patentor¬ 
ganisation aus der Errichtung Und 
dem Betrieb der Dienststelle Berlin 
entstehen. 


Abschnitt II 

Die Vertragsstaaten des Überein¬ 
kommens verzichten vorbehaltlich der 
Abschnitte III und IV für ihre Zen¬ 
tralbehörden für den gewerblichen 
Rechtsschutz zugunsten des Europä¬ 
ischen Patentamts auf die Tätigkeit 
als mit der internationalen vorläufi¬ 
gen Prüfung beauftragte Behörde 
nach dem Zusammenarbeitsvertrag. 
Diese Verpflichtung wird nur in dem 
Umfang, in dem das Europäische Pa¬ 
tentamt nach Artikel 162 Absatz 2 des 
Übereinkommens die Prüfung europä¬ 
ischer Patentanmeldungen durchfüh¬ 
ren kann, wirksam; diese Wirkung 
tritt zwei Jahre nach dem Zeitpunkt 
ein, zu dem das Europäische Patent¬ 
amt nach einem Fünfjahresplan, der 
die Zuständigkeit des Amts stufen¬ 
weise auf alle Gebiete der Technik 
ausdehnt und nur durch einen Be¬ 
schluß des Verwaltungsrats geändert 
Werden kann, seine Prüfungstätigkeit 
auf die betreffenden Gebiete der 
Technik ausgedehnt hat. Die Einzel¬ 
heiten der Erfüllung der genannten 
Verpflichtung werden durch Beschluß 
des Verwaltungsrats festgelegt. 


Abschnitt III 

(1) Die Zentralbehörde für den ge¬ 
werblichen Rechtsschutz jedes Ver¬ 
tragsstaats des Übereinkommens, des¬ 
sen Amtssprache nicht eine der Amts¬ 
sprachen des Europäischen Patent¬ 
amts ist, ist berechtigt, eine Tätigkeit 
als Internationale Recherchenbehörde 
und als mit der internationalen vor¬ 
läufigen Prüfung beauftragte Behörde 
nach dem Zusammenarbeitsvertrag 
auszuüben. Die Inanspruchnahme die¬ 
ses Rechts setzt die Verpflichtung des 
betreffenden Staats voraus, diese Tä¬ 
tigkeit auf internationale Anmeldun¬ 
gen zu beschränken, die von Staats¬ 
angehörigen des betreffenden Staats, 
von Personen mit Wohnsitz oder Sitz 
im Hoheitsgebiet dieses Staats, von 
Staatsangehörigen eines diesem Über¬ 
einkommen angehörenden Nachbar¬ 
staats dieses Staats oder von Perso¬ 
nen, die in einem solchen Nachbar¬ 
staat ihren Wohnsitz oder Sitz haben, 
eingereicht werden. Der Verwaltungs¬ 
rat kann der Zentralbehörde für den 


the examining staff of the Berlin 
Annex of the German Patent Office, 
as it Stands at the date on which the 
Convention is opened for signature, 
to be fully employed. 

(d) The Federal Republic of Ger- 
many shall bear any additional costs 
incurred by the European Patent 
Organisation in setting up and 
maintaining the sub-office in Berlin. 


S e c t i o n II 

Subject to the provisions of Sec- 
tions III and IV, the States parties to 
the Convention shall, on behalf of 
their central industrial property Of¬ 
fices, renounce in favour of the Euro¬ 
pean Patent Office any activities as 
International Preliminary Examining 
Authorities under the Patent Coopera¬ 
tion Treaty. This Obligation shall ap- 
ply only to the extent to which the 
European Patent Office may examine 
European patent applications in ac- 
cordance with Article 162, paragraph 2, 
of the Convention and shall not apply 
until two years after the date on 
which the European Patent Office has 
begun examining activities in the 
areas of technology concemed, on the 
basis of a five-year plan which shall 
progressively extend the activities of 
the European Patent Office to all 
areas of technology and which may 
be amended only by decision of the 
Administrative Council. The proce- 
dures for implementing this Obliga¬ 
tion shall be determined by decision 
of the Administrative Council. 


S e c t i o n III 

(1) The central industrial property 
office of any State party to the Con¬ 
vention in which the official language 
is not one of the official languages of 
the European Patent Office, shall be 
authorised to act as an International 
Searching Authority and as an Inter¬ 
national Preliminary Examining 
Authority under the Patent Coopera¬ 
tion Treaty. Such authorisation shall 
be subject to an undertaking by the 
State concemed to restrict such 
activities to international applications 
filed by nationals or residents of such 
State and by nationals or residents 
of States parties to the Convention 
which are adjacent to that State. The 
Administrative Council may decide to 
authorise the central industrial prop- 
erty office of any State party to the 
Convention to extend such activities 
to cover such international applica¬ 
tions as may be filed by nationals or 
residents of any non-Contracting 
State having the same official lan- 


le personnel exaniinateur de l'annexe 
de Berlin de l'Office allemand des bre- 
vets en fonctions ä la date d'ouver- 
ture ä la signature de la convention. 

(d) La Republique föderale d'Al- 
lemagne Supporte tous les frais sup- 
lementaires resultant, pour TOrgani- 
sation europeenne des brevets, de la 
creation et du fonctionneraent de l a- 
gence de Berlin. 


S e c t i o n II 

Sous reserve des dispositions des 
sections III et IV, les Etats parties ä 
la convention renoncent, pour ce qui 
concerne leurs Services centraux de 
la propriötö industrielle et au profit de 
1*Office europöen des brevets, ä toute 
activitö en qualitö d'administration 
chargöe de l'examen pröliminaire in¬ 
ternational au sens du Traitö de Coo- 
pöration. Cette Obligation ne prendra 
effet que dans la mesure oü l'Office 
europöen des brevets pourra entre- 
prendre l'examen des demandes de 
brevet europöen en vertu de i’article 
162, paragraphe 2, de la convention; 
cet effet intervient deux annöes apres 
le jour oü l'Office europöen a com- 
mencö son activitö d’examen sur les 
domaines de la technique en question, 
d'apres un plan de cinq ans, ötendant 
progressivement la compötence de 
l’Office ä tous les secteurs de la tech¬ 
nique et qui ne peut ötre modifie que 
par döcision du Conseil d'administra¬ 
tion. Les modalitös de mise en appli- 
cation de ladite Obligation sont döter- 
minöes par döcision du Conseil d’ad- 
ministration. 


S e c t i o n III 

(1) Le Service central de la propriö- 
te industrielle de tout Etat partie ä la 
convention, dont la langue officielle 
n'est pas l’une des langues officielles 
de l'Office europöen des brevets, est 
autorise ä exercer une activitö en qua- 
lite d'administration chargee de la re- 
cherche et en qualite d'administration 
chargee de l'examen pröliminaire au 
sens du Traite de Cooperation. Cette 
autorisation est subordonnee ä l enga- 
gement de l'Etat en cause de limiter 
cette activite aux demandes interna¬ 
tionales deposees par les nationaux 
dudit Etat ou par les personnes domi- 
ciliees sur son territoire ainsi que par 
les nationaux ou les personnes domi- 
ciliees sur le territoire d'Etats parties 
ä la convention et qui sont limitro- 
phes de cet Etat. Le Conseil d'admi¬ 
nistration peut decider d'autoriser le 
Service central de ia proprietö indus¬ 
trielle d'un Etat partie ä la convention 
ä etendre cette activite aux demandes 
internationales qui sont deposees par 
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gewerblichen Rechtsschutz eines Ver¬ 
tragsstaats durch Beschluß gestatten, 
die genannte Tätigkeit auf solche in¬ 
ternationale Anmeldungen auszudeh¬ 
nen, die von Staatsangehörigen oder 
von Personen mit Wohnsitz oder Sitz 
im Hoheitsgebiet eines Nichtvertrags¬ 
staats, der die gleiche Amtssprache 
wie der betreffende Vertragsstaat hat, 
eingereicht werden und die in dieser 
Sprache abgefaßt sind. 

(2) Im Hinblick auf eine Harmoni¬ 
sierung der nach dem Zusammenar¬ 
beitsvertrag vorgesehenen Recher¬ 
chentätigkeiten im Rahmen des euro¬ 
päischen Patenterteilungssystems 
wird eine Zusammenarbeit zwischen 
dem Europäischen Patentamt und den 
nach diesem Abschnitt zugelassenen 
Zentralbehörden für den gewerblichen 
Rechtsschutz hergestellt. Diese Zu¬ 
sammenarbeit erfolgt auf Grund einer 
besonderen Vereinbarung, die sich 
zum Beispiel erstrecken kann auf Re¬ 
cherchenverfahren und -methoden, 
die Anforderungen für die Einstellung 
und Ausbildung von Prüfern, Richtli¬ 
nien für den Austausch von Recher¬ 
chen und anderen Diensten zwischen 
den Behörden sowie andere, zur Si¬ 
cherstellung der erforderlichen Kon¬ 
trolle und Überwachung notwendige 
Maßnahmen. 


Abschnitt IV 

(1) (a) Um den nationalen Patent¬ 
ämtern der Vertragsstaaten des Über¬ 
einkommens die Anpassung an das 
europäische Patentsystem zu erleich¬ 
tern, kann der Verwaltungsrat, wenn 
er es für wünschenswert hält, unter 
den nachstehend festgelegten Bedin¬ 
gungen den Zentralbehörden für den 
gewerblichen Rechtsschutz dieser 
Staaten, in denen das Verfahren in 
einer der Amtssprachen des Europä¬ 
ischen Patentamts durchgeführt wer¬ 
den kann, die Bearbeitung der europä¬ 
ischen Patentanmeldungen, die in der 
betreffenden Sprache abgefaßt sind, 
übertragen, soweit nach Artikel 18 
Absatz 2 des Übereinkommens in der 
Regel ein Prüfer der Prüfungsabtei¬ 
lung beauftragt wird. Diese Aufgaben 
sind im Rahmen des im Übereinkom¬ 
men vorgesehenen Erteilungsverfah¬ 
rens durchzuführen; die Entscheidung 
über diese Anmeldungen trifft die 
Prüfungsabteilung in ihrer nach Arti¬ 
kel 18 Absatz 2 vorgesehenen Zusam¬ 
mensetzung. 

(b) Die nach Maßgabe des Buch¬ 
stabens a übertragenen Arbeiten dür¬ 
fen nicht mehr als 40% der Gesamt¬ 
zahl der eingereichten europäischen 
Patentanmeldungen betragen; die 
einem einzelnen Staat übertragenen 
Arbeiten dürfen nicht mehr als ein 
Drittel der Gesamtzahl der eingereich¬ 
ten europäischen Patentanmeldungen 
betragen. Diese Arbeiten werden für 


guage as the Contracting State in 
question and drawn up in that lan- 
guage. 


(2) For the purpose of harmonising 
search activities under the Patent 
Cooperation Treaty within the frame- 
work of the European system for the 
grant of patents, Cooperation shall 
be established between the European 
Patent Office and any central indus¬ 
trial property Office authorised under 
this Section. Such Cooperation shall 
be based on a special agreement which 
may cover e. g. search procedures and 
methods, qualifications required for 
the recruitment and training of exam- 
iners, guidelines for the exchange of 
search and other Services between 
the Offices as well as other measures 
needed to establish the required con- 
trol and supcrvision. 


Section IV 

(1) (a) For the purpose of facilitating 
the adaptation of the national patent 
Offices of the States parties to the 
Convention to the European patent 
system, the Administrative Council 
may, if it considers it desirable, and 
subject to the conditions set out 
below, entrüst the central industrial 
property Offices of such of those 
States in which it is possible to con- 
duct the proceedings in one of the 
official languages of the European 
Patent Office with tasks conceming 
the examination of European patent 
applications drawn up in that lan- 
guage which, pursuant to Article 18, 
Paragraph 2, of the Convention, shall, 
as a general rule, be entrusted to a 
member of the Examining Division. 
Such tasks shall be carried out within 
the framework of the proceedings for 
grant laid down in the Convention; 
decisions on such applications shall 
be taken by the Examining Division 
composed in accordance with Arti¬ 
cle 18, paragraph 2. 

(b) Tasks entrusted under sub- 
paragraph (a) shall not be in respect 
of more than 40 % of the total number 
of European patent applications filed; 
tasks entrusted to any one State shall 
not be in respect of more than one- 
third of the total number of European 
patent applications filed. These tasks 
shall be entrusted for a period of 
15 years from the opening of the 


des nationaux ou des personnes ayant 
leur domicile ou Ieur siege sur le ter- 
ritoire d'un Etat non contractant 
ayant la meine langue officielle que 
l'Etat partie en cause et qui sont re- 
digees dans cette langue. 


(2) En vue d'harmoniser les activi- 
tes de recherche au titre du Traite de 
Cooperation dans Ie cadre du Systeme 
europeen de dälivrance de brevets, il 
est etabli une Cooperation entre l’Of- 
fice europeen des brevets et tout Ser¬ 
vice central de la propriete industriel¬ 
le autorise ä exercer une teile activite 
en vertu de la präsente section. Cette 
Cooperation est fondee sur un accord 
späcial qui peut s'etendre, par exem- 
ple, aux procedures et mäthodes de 
recherche, aux qualifications requises 
en ce qui concerne le recrutement et 
la formation des examinateurs, aux 
directives relatives aux ächanges de 
recherche et d'autres Services entre 
les Offices, ainsi qu'aux autres mesu- 
res näcessaires au contröle et ä la 
surveillance. 


Section IV 

(1) (a) En vue de faciliter 1‘adapta- 
tion des Offices nationaux des Etats 
parties ä la convention au Systeme du 
brevet europäen, le Conseil d'admi- 
nistration peut, s il le juge souhaita- 
ble, et dans les conditions däfinies ci- 
apres, confier aux Services centraux 
de la propriätä industrielle de ces me¬ 
ines Etats, oü I on est en mesure de 
conduire la procedure dans une des 
langues officielles de l'Office euro- 
päen des brevets, des täches d'instruc- 
tion des demandes de brevet europäen 
redigees dans cette mäme langue qui, 
conformement ä larticle 18, paragra- 
phe 2, de la convention, sont confiees 
en regle genärale ä l’un des examina¬ 
teurs de la division dexamen. Ces tra- 
vaux sont effectues dans le cadre de 
la procädure de dälivrance prevue 
dans la convention; la däcision rela¬ 
tive a ces demandes est prise par la 
division dexamen dans sa composi- 
tion prävue ä larticle 18, paragra- 
phe 2. 

(b) Les travaux confies en vertu 
de la lettre (a) ne porteront pas sur 
plus de quarante pour cent du total 
des demandes de brevet europeen de- 
posees; les travaux confies ä un Etat 
ne devront pas exceder un tiers du 
total des demandes de brevet euro- 
päen deposees. Ces täches seront con¬ 
fiees pour une periode de quinze ans ä 
compter de I ouverture de l'Office eu- 
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einen Zeitraum übertragen, der von 
der Aufnahme der Tätigkeit des Euro¬ 
päischen Patentamts an gerechnet 15 
Jahre beträgt, und werden während 
der letzten 5 Jahre schrittweise (um 
grundsätzlich 20% jährlich) bis auf 
Null verringert. 

(c) Auf Grund des Buchstabens 
b beschließt der Verwaltungsrat über 
die Art, den Ursprung und die Anzahl 
der europäischen Patentanmeldungen, 
mit deren Bearbeitung die Zentralbe¬ 
hörde für den gewerblichen Rechts¬ 
schutz eines der genannten Vertrags¬ 
staaten beauftragt werden kann. 

(d) Die vorstehenden Durchfüh¬ 
rungsbestimmungen werden in ein be¬ 
sonderes Abkommen aufgenommen, 
das zwischen der Zentralbehörde für 
den gewerblichen Rechtsschutz des 
betreffenden Vertragsstaats und der 
Europäischen Patentorganisation ge¬ 
schlossen wird. 

(e) Ein Patentamt, mit dem ein 
solches besonderes Abkommen ge¬ 
schlossen worden ist, kann bis zum 
Ablauf des Zeitraums von 15 Jahren 
eine Tätigkeit als eine mit der inter¬ 
nationalen vorläufigen Prüfung beauf¬ 
tragte Behörde nach dem Zusammen¬ 
arbeitsvertrag ausüben. 

(2) (a) Ist der Verwaltungsrat der 
Auffassung, daß dies mit dem guten 
Funktionieren des Europäischen Pa¬ 
tentamts vereinbar ist, so kann er, um 
Schwierigkeiten abzuhelfen, die für 
bestimmte Vertragsstaaten aus der 
Anwendung von Abschnitt I Nummer 
2 erwachsen können, den Zentralbe¬ 
hörden für den gewerblichen Rechts¬ 
schutz dieser Staaten die Aufgabe 
übertragen, Recherchen für europä¬ 
ische Patentanmeldungen durchzufüh¬ 
ren, sofern deren Amtssprache eine 
der Amtssprachen des Europäischen 
Patentamts ist und diese Behörden die 
Voraussetzungen erfüllen, um gemäß 
den im Zusammenarbeitsvertrag vor¬ 
gesehenen Bedingungen als interna¬ 
tionale Recherchenbehörde ernannt zu 
werden. 

(b) Bei diesen Arbeiten, die un¬ 
ter der Verantwortung des Europä¬ 
ischen Patentamts durchgeführt wer¬ 
den, hat sich die betreffende Zentral¬ 
behörde an die für die Erstellung des 
europäischen Recherchenberichts gel¬ 
tenden Richtlinien zu halten. 

(c) Nummer 1 Buchstabe b Satz 
2 und Buchstabe d ist entsprechend 
anzuwenden. 

Abschnitt V 

(1) Die in Abschnitt I Nummer 1 
Buchstabe c genannte Dienststelle ist 
berechtigt, für europäische Patentan¬ 
meldungen, die von Angehörigen des 
Staats, in dem die Dienststelle ihren 


European Patent Office and shall be 
reduced progressively (in principle 
by 20% a year) to zero during the 
last 5 years of the period. 


(c) The Administrative Council 
shall decide. while taking into account 
the provisions of sub-paragraph (b), 
upon the nature, origin and number of 
the European patent applications in 
respect of which examining tasks may 
be entrusted to the central industrial 
property office of each of the Con¬ 
tracting States mentioned above. 

(d) The above implementing pro- 
cedures shall be set out in a special 
agreement between the central indus¬ 
trial property office of the Contracting 
State concerned and the European 
Patent Organisation. 


(e) An office with which such a 
special agreement has been concluded 
may act as an International Prelim- 
inary Examining Authority under the 
Patent Cooperation Treaty, until the 
expiry of the period of 15 years. 


(2) (a) If the Administrative Council 
considers that it is compatible with 
the proper functioning of the European 
Patent Office, and in order to alleviate 
the difficulties which may arise for 
certain Contracting States from the 
application of Section I, paragraph 2, 
it may entrüst searching in respect of 
European patent applications to the 
central industrial property Offices of 
those States in which the official 
language is one of the official lan- 
guages of the European Patent Office, 
provided that these Offices possess the 
necessary qualifications for appoint- 
ment as an International Searching 
Authority in accordance with the con- 
ditions laid down in the Patent Co¬ 
operation Treaty. 


(b) In carrying out such work, 
undertaken under the responsibility 
of the European Patent Office, the 
central industrial property offices con¬ 
cerned shall adhere to the guidelines 
applicable to the drawing up of the 
European search report. 

(c) The provisions of paragraph 
1 (b), second sentence, and sub-para- 
graph (d) of this Section shall apply 
to this paragraph. 

Section V 

(1) The sub-office referred to in 
Section I, paragraph 1 (c), shall be 
aulhorised to carry out searches, 
among the documentation which is at 
its disposal and which is in the official 


ropeen des brevets et seront reduites 
progressivement (cn principe de vingt 
pour cent par an) jusqu ä devenir nul- 
les au cours des cinq dernieres an- 
nees de ladite periode. 


(c) Compte tenu de la lettre (b), 
le Conseil d'administration decidera 
de la nature, de l'origine et du nombre 
des demandes de brevet europeen 
dont 1‘instruction pourra etre confräe 
au Service central de la propriete in¬ 
dustrielle de l un des Etats parties 
susvises. 

(d) Les modalites dapplication 
ci-dessus feront l'objet d‘un accord 
special entre le Service central de la 
propriete industrielle de 1‘Etat partie 
en cause et l Organisation europeenne 
des brevets. 


(e) Un office avec lequel un tel 
accord special a 6t6 conclu pourra 
exercer une activitä en qualirä d’ad- 
ministration chargöe de l'examen prä- 
liminaire international, au sens du 
Trait6 de Cooperation, jusqu ä expira- 
tion de la periode de quinze ans. 

(2) (a) Si le Conseil d'administration 
estime que cela est compatible avec 
le bon fonctionnement de 1‘Office eu¬ 
ropeen des brevets et en vue de pal- 
lier les difficultes pouvant räsulter 
pour certains Etats contractants de 
l’application de la section I, paragra- 
phe 2, il peut confier des travaux de 
recherche relatifs ä des demandes de 
brevet europeen aux Services cen- 
traux de la proprierä industrielle de 
ces Etats dont la langue officielle est 
I'une des langues officielles de l'Offi- 
ce europeen des brevets, ä condition 
que ces Services possedent la qualifi- 
cation requise pour etre nommes ad- 
ministration de recherche internatio¬ 
nale dans les conditions prävues au 
Traite de Cooperation. 

(b) En procedant ä ces travaux, 
effectues sous la responsabilite de 
l’Office europeen des brevets, les Ser¬ 
vices centraux concernes doivent s en 
tenir aux directives applicables en 
matiere detablissement du rapport de 
recherche europeenne. 

(c) Les dispositions de la prä¬ 
sente section, paragraphe 1, lettre (b), 
deuxieme phrase, s appliquent au pre¬ 
sent paragraphe. 

Section V 

(1) L'agence visee ä la section I, 
paragraphe 1, lettre (c), est autorisee 
ä effectuer, pour les demandes de bre¬ 
vet europeen deposees par les natio- 
naux de 1 Etat oü est siiuee cette 
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Sitz hat, und von Personen mit Wohn¬ 
sitz oder Sitz in diesem Staat einge¬ 
reicht werden, eine Recherche in der 
ihr zur Verfügung stehenden Doku¬ 
mentation durchzuführen, soweit die¬ 
se in der Amtssprache dieses Staats 
abgefaßt ist. Hierdurch darf jedoch 
weder das europäische Patentertei¬ 
lungsverfahren verzögert werden, 
noch dürfen der Europäischen Patent¬ 
organisation zusätzliche Kosten ent¬ 
stehen. 

(2) Die in Nummer t genannte 
Dienststelle ist berechtigt, auf Antrag 
und auf Kosten des Anmelders eines 
europäischen Patents eine Recherche 
für die von ihm eingereichte Patent¬ 
anmeldung in der unter Nummer 1 
vorgesehenen Dokumentation durch¬ 
zuführen. Die Berechtigung gilt, so¬ 
lange die in Artikel 92 des Überein¬ 
kommens vorgesehene Recherche 
nicht gemäß Abschnitt VI auf diese 
Dokumentation ausgedehnt worden 
ist; doch darf dadurch das europä¬ 
ische Patenterteilungsverfahren nicht 
verzögert werden. 

(3) Der Verwaltungsrat kann die in 
den Nummern 1 und 2 vorgesehenen 
Berechtigungen unter den in den ge¬ 
nannten Nummern vorgesehenen Vor¬ 
aussetzungen auch auf Zentralbehör¬ 
den für den gewerblichen Rechts¬ 
schutz der Vertragsstaaten ausdeh¬ 
nen, die als Amtssprache keine der 
Amtssprachen des Europäischen Pa¬ 
tentamts haben. 

Abschnitt VI 

Die in Artikel 92 des Übereinkom¬ 
mens vorgesehene Recherche wird 
grundsätzlich für alle europäischen 
Patentanmeldungen auf Patentschrif¬ 
ten und veröffentlichte Patentanmel¬ 
dungen sowie weitere einschlägige 
Dokumente von Vertragsstaaten aus¬ 
gedehnt, die zu dem in Artikel 162 
Absatz 1 des Übereinkommens er¬ 
wähnten Zeitpunkt nicht im Prüfstoff 
des Europäischen Patentamts enthal¬ 
ten sind. Der Verwaltungsrat legt 
aufgrund der Ergebnisse einer Studie, 
die sich insbesondere mit den techni¬ 
schen und finanziellen Aspekten zu 
befassen hat, den Umfang, die nähe¬ 
ren Bedingungen und den Zeitplan 
der Ausdehnung fest. 

Abschnitt VII 

Dieses Protokoll geht entgegenste¬ 
henden Vorschriften des Übereinkom¬ 
mens vor. 

Abschnitt VIII 

Die in diesem Protokoll vorgesehe¬ 
nen Beschlüsse des Verwaltungsrats 
werden mit Dreiviertelmehrheit ge¬ 
troffen (Artikel 35 Absatz 2 des Über¬ 
einkommens). Die Vorschriften über 
Stimmenwägung (Artikel 36 des Über¬ 
einkommens) sind anzuwenden. 


language of the State in which the 
sub-office is locatcd, in respect of 
European patent applications filed by 
nationals and residents of that State. 
This authorisation shall be on the 
understanding that the procedure for 
the grant of European patents will not 
be delayed and that additional costs 
will not be incurred for the European 
Patent Organisation. 


(2) The sub-office referred to in 
Paragraph 1 shall be authorised to 
carry out, at the Option of an applicant 
for a European patent and at his 
expense, a search on his patent ap- 
plication among the documentation 
referred to in paragraph 1. This 
authorisation shall be effective until 
the search provided for in Article 92 
of the Convention has been extended, 
in accordance with Section VI, to 
cover such documentation and shall 
be on the understanding that the 
procedure for the grant of European 
patents will not he delayed. 

(3) The Administrative Council may 
also extend the authorisations pro¬ 
vided for in paragraphs 1 and 2, under 
the conditions of those paragraphs, to 
the central industrial property Office 
of a Contracting State which does not 
have as an official language one of 
the official languages of the European 
Patent Office. 


Section VI 

The search provided for in Arti¬ 
cle 92 of the Convention shall, in 
principle, be extended, in respect of 
all European patent applications, to 
published patents, published patent 
applications and other relevant docu- 
ments not included in the search doc¬ 
umentation of the European Patent 
Office on the date referred to in 
Article 162, paragraph 1, of the Con¬ 
vention. The extent, conditions and 
timing of any such extension shall be 
determined by the Administrative 
Council on the basis of a study con- 
cerning particularly the technical and 
financial aspects. 


Section VII 

The provisions of this Protocol shall 
prevail over any contradictory provi¬ 
sions of the Convention. 

Section VIII 

The decisions of the Administrative 
Council provided for in this Protocol 
shall require a three-quarters majority 
(Article 35, paragraph 2, of the Con¬ 
vention). The provisions governing 
the weighting of votes (Article 36 of 
the Convention) shall apply. 


agence et par lcs personnes domici- 
liees sur le territoire dudit Etat, des 
recherches dans la documentation 
dont eile dispose dans la langue offi- 
cielle de cet Etat. Cette autorisation 
ne doit toutefois pas entrainer, d une 
part, un retard dans le deroulement 
de la procedure europeenne et, d'autre 
part, des frais supplementaires pour 
l'Organisation europeenne des bre- 
vets. 

(2) L'agence visee au paragraphe 1 
est autorisee, si le demandeur d un 
brevet europeen le requiert et en Sup¬ 
porte les frais, ä effectuer une re- 
cherche portant sur sa demande de 
brevet dans la documentation visee au 
paragraphe 1. Cette autorisation pren- 
dra fin lorsque la recherche visee ä 
l'article 92 de la Convention aura öte 
6tendue afin d’y inclure cette docu¬ 
mentation, conform£ment ä la sec¬ 
tion VI, 6tant entendu qu’il n'en re- 
sultera pas un retard dans le d4roule- 
ment de la procedure de dölivrance 
des brevets europöens. 

(3) Le Conseil d'administration peut 
ötendre le b£n6fice des autorisations 
pr£vues aux paragraphes 1 et 2, dans 
les conditions prövues auxdits para¬ 
graphes, aux Services centraux de la 
propri6t6 industrielle des Etats con- 
tractants qui n’ont pas comme langue 
officielle l'une des langues officielles 
de l’Office europeen des brevets. 


Section VI 

La recherche pr^vue ä l'article 92 
de la convention est etendue, en prin¬ 
cipe, pour toutes les demandes de bre¬ 
vet europeen, aux brevets et aux de¬ 
mandes de brevet publiees ainsi qu’ä 
d'autres documents pertinents qui ne 
sont pas compris dans la documenta¬ 
tion pour la recherche de l’Office eu¬ 
ropeen des brevets ä la date visee 
ä l'article 162, paragraphe 1, de la con¬ 
vention. L’etendue, les conditions et 
le plan de mise en application de tel- 
les extensions sont fixes par le Con¬ 
seil d'administration sur la base d'etu- 
des qui doivent porter notamment sur 
les aspects techniques et financiers. 


Section VII 

Les dispositions du present proto- 
cole prevalent sur celles de la con¬ 
vention qui s'y opposeraient. 

Section VIII 

Les decisions du Conseil d'adminis¬ 
tration prevues dans le present proto- 
cole sont prises ä la majorite des 
trois quarts (article 35, paragraphe 2, 
de la convention). Les dispositions 
concernant la ponderation des voix 
(article 36 de la convention) sont ap¬ 
plicables. 



1000 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1976, Teil II 


Protokoll 

über die Auslegung des Artikels 69 des Übereinkommens 

Protocol 

on the Interpretation of Article 69 of the Convention 
Protocole 

interpretatif de l'article 69 de la Convention 


Artikel 69 ist nicht in der Weise 
auszulegen, daß unter dem Schutzbe¬ 
reich des europäischen Patents der 
Schutzbereich zu verstehen ist, der 
sich aus dem genauen Wortlaut der 
Patentansprüche ergibt, und daß die 
Beschreibung sowie die Zeichnungen 
nur zur Behebung etwaiger Unklarhei¬ 
ten in den Patentansprüchen anzu¬ 
wenden sind. Ebensowenig ist Artikel 
69 dahingehend auszulegen, daß die 
Patentansprüche lediglich als Richtli¬ 
nie dienen und der Schutzbereich sich 
auch auf das erstreckt, was sich dem 
Fachmann nach Prüfung der Beschrei¬ 
bung und der Zeichnungen als Schutz¬ 
begehren des Patentinhabers darstellt. 
Die Auslegung soll vielmehr zwischen 
diesen extremen Auffassungen liegen 
und einen angemessenen Schutz für 
den Patentinhaber mit ausreichender 
Rechtssicherheit für Dritte verbinden. 


Article 69 should not be interpreted 
in the sense that the extent of the 
protection conferred by a European 
patent is to be understood as that 
defined by the strict, literal meaning 
of the wording used in the Claims, the 
description and drawings being em- 
ployed only for the purpose of resolv- 
ing an ambiguity found in the Claims. 
Neither should it be interpreted in the 
sense that the Claims serve only as a 
guideline and that the actual protec¬ 
tion conferred may extend to what, 
from a consideration of the description 
and drawings by a person skilled in 
the art, the patentee has contemplated. 
On the contrary, it is to be interpreted 
as defining a position between these 
extremes which combines a fair pro¬ 
tection for the patentee with a reason* 
able degree of certainty for third 
parties. 


L'article 69 ne doit pas fetre inter- 
pretö comme signifiant que l'&tendue 
de la protection conterde par le brevet 
europden est d6termin£e au sens 
etroit et litt6ral du texte des revendi- 
cations et que la description et les 
dessins servent uniguement ä dissiper 
les ambiguit£s que pourraient reeller 
les revendications. 11 ne doit pas da- 
vantage fctre interpr£tö comme signi¬ 
fiant que les revendications servent 
uniquement de iigne directrice et que 
la protection s’6tend 6galement k ce 
que, de l‘avis d'un homme du mätier 
ayant examing la description et les 
dessins, le titulaire du brevet a enten- 
du prot£ger. L'article 69 doit, par con- 
tre, 6tre interpr£t6 comme d£finissant 
entre ces extremes une position qui 
assure k la fois une protection 6qui- 
table au demandeur et un degre rai- 
sonnable de certitude aux tiers. 
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